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Friedrich der Große nach dem Siebenjährigen Kriege 
und das Politiſche Teſtament von 1768 
Von 
Otto Hintze 


Als die akademiſche Geſamtausgabe der Werke Friedrichs des 
Großen vorbereitet wurde, kam die Frage zur Erörterung, ob in dieſe 
auch die beiden Politiſchen Teſtamente von 1752 und 1768 auf⸗ 
genommen werden ſollten, die Friedrich ſeinen Nachfolgern auf dem 
Throne hinterlaſſen hat. Am 13. November 1843 wurde von den 
Miniſtern Eichhorn, Savigny und Bülow auf Befehl des Königs 
Ranke, wie gleichzeitig Alexander von Humboldt, zu einem 
Gutachten darüber aufgefordert ). Dieſes Gutachten erwog die Gründe, 
die für und gegen eine Veröffentlichung geltend gemacht werden konnten, 
fand aber die letzteren ſchließlich überwiegend. Es ſind namentlich drei 
Punkte, auf die Ranke dabei Gewicht legt. Er fürchtet, daß manche 
Außerungen des Königs in die Streitigkeiten des Tages hineingezogen, 
daß ſeine Erklärungen über Religion und Prieſtertum, über das Recht, 
Verträge zu halten oder zu brechen, über die Beſtimmung des Ge⸗ 
ſandten in einem für Preußen ungünſtigen Sinne ausgelegt werden 
würden. Er hält für ausgemacht, daß die auswärtigen Mächte an 
einzelnen Außerungen Anſtoß nehmen würden, daß anderes bei den 
nächſten deutſchen Nachbarn einen üblen Eindruck hervorbringen möchte; 
man würde die Pläne und Entwürfe Friedrichs für die dauernde Ten⸗ 
denz der preußiſchen Polit'k zu halten geneigt fein. Endlich aber 
der eigentlich entſcheidende Grund: Dieſe Teſtamente ſind für niemand 


1) Sämtliche Werke 53/54 S. 667, Anmerkung von Alfred 5 
Forſchungen 3. brand. u. preuß. Geſch. XXXII. 1. 
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ähbers als die Möcfslger des Königs beſtimmt; ein Gefühl der Pietät 
„gegen: den. -Töniglicen Verfaſſer ſcheint zu verbieten, daß durch eine 
„Veröffentlichung die ganze Welt in fein Vertrauen gezogen werde. 


Von dieſen Gründen kann keiner heute mehr als ſtichhaltig er⸗ 


ſcheinen ). Um von dem letzteren zuerſt zu ſprechen, jo hätte derſelbe 


Einwand gegen die Veröffentlichung eines großen Teils der politiſchen 
und privaten Korreſpondenz des Königs erhoben werden können; bei⸗ 
ſpielsweiſe die Briefe an den Prinzen Heinrich, die alle geheimſten 
Staatsangelegenheiten berühren, waren ſicherlich ebenſowenig zur der⸗ 
einſtigen Veröffentlichung beſtimmt wie die Weiſungen an die Miniſter 
und Geſandten, die die „Politiſche Correſpondenz“ enthält. Von den 
einzelnen Punkten, die Ranke mit Rückſicht auf die auswärtigen 
Mächte oder die deutſchen Nachbarn anſtößig fand, und die beim Ab⸗ 
druck des Gutachtens übergangen worden ſind, urteilt der Herausgeber, 
Alfred Dove, ſchon 1890, daß von den damals erhobenen ſachlichen 
Bedenken nach alledem, was ſich inzwiſchen ereignet habe, kaum noch 
die Rede ſein könne. Heute werden dieſe Bedenken wohl vollends hin⸗ 
fällig geworden ſein. Über Religion und Prieſtertum hat ſich der 
König an vielen Stellen ſeiner gedruckten Schriften nicht anders ge⸗ 
äußert als in den Politiſchen Teſtamenten; die Erörterungen über die 
Frage der abſoluten Verbindlichkeit von Verträgen in den Vorreden 
ſeiner Geſchichtswerke ſind heute in aller Händen, und was über 
das Geſandtenweſen geſagt wird, bringt kaum etwas, was nicht in 
den diplomatiſchen Korreſpondenzen durch praktiſche Beiſpiele belegt 
wäre. 

Man kann es mit aller Sicherheit ſagen: die politiſche Neugier und 
Skandalſucht würde bei einer vollſtändigen Veröffentlichung der Teſta⸗ 
mente nicht auf ihre Koſten kommen. Was in den Politiſchen Teſta⸗ 
menten ſteht, iſt durch die verſchiedenen Benutzer (Ranke, Trendelenburg, 
Droyſen, Reimann, Koſer, M. Lehmann, Naude) in der Hauptſache ſchon 
bekannt geworden, ohne daß die Sphäre der politiſchen Intereſſen dadurch 
berührt worden wäre. Es iſt nur zu bedauern, daß der meiner An⸗ 
ſicht nach verfehlte Verſuch M. Lehmanns, mit Hilfe des Politiſchen 
Teſtaments von 1752 den Beweis zu führen, daß der Siebenjährige 
Krieg als ein Eroberungskrieg von Friedrich geplant und herbeigeführt 


1) Dieſe Abhandlung iſt im April 1916 geſchrieben. Daß ſie erſt jetzt im 
Druck erſcheint, iſt dadurch bedingt, [daß die ihrer Veröffentlichung von behörd⸗ 
licher Seite entgegengeſtellten Hinderniſſe erſt jetzt beſeitigt ſind. Es konnte aber 
natürlich nicht daran gedacht werden, Färbung und Urteil den gegenwärtigen 


Verhältniſſen anzupaſſen. 


3] Triedrich d. Gr. nach d. Siebenjährigen Kriege u. das Politiſche Teſtament 3 


worden ſei, und der daran ſich ſchließende Streit die Neigung der Be⸗ 
hörden zur Geheimhaltung der Teſtamente wieder verſtärkt hat. Aller⸗ 
dings hat es ſich noch erreichen laſſen, daß das Politiſche Teſtament 
von 1752 zum größten Teil in den Acta Borussica gedruckt werden 
durfte; aber die politiſchen Kapitel mußten dabei fortbleiben, und auch 
ſonſt wurde manches geſtrichen. Immerhin iſt auch aus den politiſchen 
Kapiteln bisher ſoviel bekannt geworden, daß Prof. Küntzel es mit gutem 
Erfolg hat unternehmen können, in einem für den Seminargebrauch 
beſtimmten Abdruck!) den Text der Acta Borussica ſo weit zu ergänzen, 
daß man wenigſtens einen notdürftigen Erſatz für das Ganze hat, 
zumal wenn man das Original früher ſelbſt aufmerkſam geleſen hat, 
wie ich es getan habe. Ich habe ſeinerzeit auf Grund des Politischen 
Teſtaments von 1752 eine Charakteriſtik der friderizianiſchen Regierungs⸗ 
tendenzen verſucht ), und ich möchte heute auf Grund meiner Exzerpte 
aus dem viel umfangreicheren zweiten Politiſchen Teſtament von 17683) 
hier einen Vergleich zwiſchen den beiden großen Dokumenten anſtellen 
oder vielmehr einige der wichtigſten Reſultate eines ſolchen Vergleichs 


1) Die politiſchen Teſtamente der Hohenzollern, II, in der Quellenſamm⸗ 
lung zur deutſchen Geſchichte hrsg. von E. Brandenburg und G. Seeliger, 
Teubner 1911. 

2) In einer akademiſchen Rede 1904, wiederabgedruckt in meinen Hiſtori⸗ 
ſchen und politiſchen Aufſätzen, Bd. 3 (Deutſche Bücherei Nr. 99). 

3) Von dem Inhalt und Gedankengang dieſes zweiten Politiſchen Teſta⸗ 
ments iſt auch ſchon einiges in die wiſſenſchaftliche Literatur übergegangen. Im 
Jahre 1888 hat ſich der längſt verſtorbene Breslauer (Symnafialdireftor 
Dr. E. Reimann, der Verfaſſer der „Neuen Geſchichte des Preußiſchen Staates 
von 1763-1786“ im 66. Jahresbericht der „Schleſiſchen Geſellſchaft für vater⸗ 
ländiſche Kultur“ und auch ſonſt gelegentlich in ſeinen Aufſätzen Mitteilungen 
aus dieſem Politiſchen Teſtamente gemacht, die einer Skizze des Inhalts nahe 
kommen. In der Berliner Akademie hatte ſchon früher Trendelen burg am 
Leibniztage des Jahres 1870 aus den beiden Politiſchen Teſtamenten von 1752 
und 1768 einige Gedanken hervorgehoben, die den eigentümlichen Geiſt und 
Charakter des friderizianiſchen Staates und ſeiner Regierung kennzeichnen ſollten. 
Dazu kommen noch gelegentliche Hinweiſungen bei Ranke, Droyſen, Koſer, 
vor allem aber der vollſtändige Abdruck des Kapitels über das Militär, das im 
Jahre 1878 der damalige Major von Tayſen in den von der Archivverwaltung 
herausgegebenen „Miscellaneen zur Geſchichte Friedrichs des Großen“ hat ver⸗ 
öffentlichen dürfen. Eine Zuſammenſtellung jener vereinzelten Mitteilungen iſt 
neuerdings (1912) in der „Konſervativen Monatsſchrift“ von einem mir ſonſt 
unbekannten Herrn E. Krielke gemacht worden. Auf dieſe Materialien ſtützt 
ſich auch die Münſterſche Diſſertation von Dr. Friedrich Peukert, die ins⸗ 
beſondere den militäriſchen Teil der Teſtamente behandelt (1917 im Buchhandel 
erſchienen). 
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mitteilen. Schon Ranke hat bemerkt, wie wertvoll ein ſolcher Vergleich 
werden könnte. „Das Teſtament vom Jahre 1752 iſt jugendlicher, 
friſcher, noch aus den Zeiten, wo dem König alles möglich ſchien. Das 
zweite, vom Jahre 1768, iſt reifer, ruhiger, das Produkt der Zeiten 
nach dem großen Kampfe des Siebenjährigen Krieges, wo ein un⸗ 
ermeßlicher Widerſtand hervorgetreten und nur unter den ſchwerſten 
Gefahren beſtanden worden war. Jenes enthält den Keim und ſozu⸗ 
ſagen den vollen Anlauf der Gedanken; dieſes die Ausführung und 
zuweilen auch die Beſchränkung; beide zuſammen geben eine Anſicht 
von der in dem König ſelbſt eingetretenen Veränderung.“ 

Ranke ſelbſt hat es bei dieſer allgemeinen Charakteriſtik des Unter⸗ 
ſchiedes der beiden Dokumente bewenden laſſen. Es iſt nun heute wohl 
von beſonderem Intereſſe, etwas näher auf die Sache einzugehen. Es 
handelt ſich um die Frage: Welche Veränderungen hat dieſer Exiſtenz⸗ 
kampf, der mit dem Hubertusburger Frieden endigte, in dem politiſchen 
Syſtem des Königs hervorgebracht? Wie hat dieſes ungeheure Er⸗ 
lebnis auf ſeine Denkweiſe gewirkt? Welche Spuren hat es in dem 
Bilde hinterlaſſen, das der königliche Verfaſſer ſich von ſeinem Staate 
und deſſen Zukunft machte? 


I. 


Will man diefe Fragen zu beantworten verſuchen, ſo wird es ſich 
empfehlen, noch ein paar andere Dokumente von ähnlichem Charakter 
heranzuziehen, die wir aus den ſpäteren Jahren des Königs beſitzen. 
Das ſind zwar keine eigentlichen politiſchen Teſtamente, aber Surro⸗ 
gate oder Nachträge, von derſelben vertraulichen informatoriſchen Art, 
wie die Teſtamente ſelbſt. Ich meine das ſogenannte „Exposé du 
gouvernement prussien“ aus dem Jahre 1776, das in den Oeuvres 
Bd. IX gedruckt, aber bisher nicht in ſeiner eigentlichen Bedeutung er⸗ 
kannt worden iſt, und dann die Aufzeichnungen aus den Jahren 1782 
und 1784, die 1888 Max Lehmann im 60. Bande der „Hiſtoriſchen 
Zeitſchrift“ aus dem Nachlaß Friedrichs veröffentlicht hat. Über dieſe 
Schriftſtücke muß ich ein paar kritiſche Bemerkungen voranſchicken. 

Das „Exposé du gouvernement prussien“ iſt ein höchſt merk⸗ 
würdiges Schriftſtück, das ſich in der Form auffällig von allem andern 
unterſcheidet, was ſonſt aus der Feder Friedrichs hervorgegangen iſt. 
Ihm fehlt die Fülle und Eleganz, mit der Friedrich ſeine Abhand⸗ 
lungen politiſch⸗philoſophiſchen Inhalts ſonſt auszuſtatten pflegte. Aber 
ſachlich iſt es vom allerhöchſten Intereſſe. Es iſt eine gedrängte Zu⸗ 
ſammenſtellung der wichtigſten und geheimſten Tatſachen und Grund⸗ 
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ſätze der inneren und äußeren Politik des Staates, ein Aufſatz, den 
man in einer Stunde bequem leſen oder vortragen kann; er macht den 
Eindruck eines Auszuges oder einer Skizze zur weiteren Ausführung. 
Es ſtehen darin ſo geheime und verfängliche Dinge wie die Bemerkung 
über die Erwerbung von Sachſen: daß Sachſen eine ſehr paſſende und 
notwendige Ergänzung des preußiſchen Staates ſei, und daß man es 
künſtig einmal in einem Kriege mit Oſterreich erwerben könne, indem 
man Böhmen und Mähren eroberte und gegen Sachſen vertauſchte, oder 
auch dadurch, daß man es gegen Cleve⸗Mark eintauſchte, wozu freilich 
wohl Jülich und Berg erſt noch dazu gewonnen werden müßten. 

Man muß ſich wundern, wie derartige Dinge damals in den 
Oeuvres haben gedruckt werden dürfen, zumal wenn man ſich der 
Argumente erinnert, mit denen Ranke 1843 den Ausſchluß der politi⸗ 
ſchen Teſtamente aus dem Rahmen der Oeuvres begründet hatte. Denn 
dieſer ſächſiſche Plan — das iſt ja das hauptſächlichſte jener gefähr⸗ 
lichen Geheimniſſe, die damals ſo anſtößig erſchienen. Vielleicht löſt 
ſich das Rätſel dadurch, daß das Titelblatt des 9. Bandes der Oeuvres, 
in dem dieſes Stück Aufnahme gefunden hat, die Jahreszahl 1848 
aufweiſt. Damals hatte man wohl keine Zeit und Andacht für ſolche 
Anſtößigkeiten, die ein paar Jahre vorher noch als höchſt bedenklich 
und unzuläſſig erſchienen waren. 

Sobald ich das Politiſche Teſtament von 1768 geleſen hatte, er⸗ 
kannte ich, was bis dahin noch unbemerkt geblieben war, und was ich 
hier freilich nicht im einzelnen beweiſen kann, daß dieſes Exposé nichts 
anderes iſt als ein allerknappſter Auszug aus dieſem Teſtament, d. h. 
eine Zuſammendrängung ſeines weſentlichſten Inhalts mit Weglaſſung 
alles Beiwerks und namentlich auch der umfangreichen wirtſchafts⸗ 
politiſchen Ausführungen. 

Aber zu welchem Zweck hat ſich der König einen ſolchen Auszug 
gemacht? Eine vorläufige Skizze zu dem Teſtament — ein Grund⸗ 
riß ſozuſagen — kann es nicht ſein; denn es iſt ſpäter verfaßt; es 
ſetzt jedenfalls die polniſche Teilung voraus. Datiert iſt das Stück 
nicht. Preuß war geneigt, es in das Ende 1775 oder den Anfang 1776 
zu ſetzen, er gibt aber keine Gründe dafür an. Koſer erwähnt es 
einmal mit dem Datum 1777, aber ebenfalls, ohne dieſe Datierung 
zu begründen. Ein Anhalt zur Zeitbeſtimmung iſt in dem Schrift⸗ 
ſtück ſelbſt enthalten. Es nimmt in dem Abſchnitt über Juſtiz Bezug 
auf Maßregeln, die kurz vorher getroffen fein müſſen. „Da die Par⸗ 
teien und die Advokaten — heißt es darin — immer wieder verſuchen, 
auch die beſten Geſetze zu umgehen, ſo iſt es nötig, daß man alle 


— — 


6 ö | Otto Hintze | [6 


20 Jahre eine Unterſuchung anſtellt, um herauszubringen, durch welche 
Schliche ſie die Prozeſſe verlängern, und daß man ihnen dann. 
Schranken ſetzt (eomme on a fait à présent)“, damit die Prozeſſe 
nicht in die Länge gezogen werden, was die Parteien ruiniert. Nun 
iſt namentlich aus den Forſchungen von Stölzel!) bekannt, daß mit 
dem Ende des Jahres 1775 eine ſolche neue Juſtizreviſion eingeſetzt 
hat. Sie führte ſchon am 15. Januar 1776 zum Erlaß einer neuen 
Prozeßordnung?); im September folgte eine weitere ſcharfe Verordnung?) ; 
noch 1777 war der König, wie aus ſeinem Briefwechſel mit Voltaire 
hervorgeht, auf ſeinen Revuereiſen in die Provinzen von lebhaftem 
Intereſſe für dieſe neue Juſtizreform erfüllt. Am nächſten liegt alſo 
das Jahr 1776 — das war ja auch gerade 20 Jahre nach dem 
Abſchluß der Coccejiſchen Juſtizreform, von der kurz vorher die 
Rede iſt. | | | 

Auf dieſelbe Zeit führt der Briefwechſel des Königs mit dem 
Prinzen Heinrich, die wichtigſte Quelle vielleicht für dieſe Jahre über⸗ 
haupt; und hier finden wir auch einen früher unbemerkt gebliebenen 
Aufſchluß über die Abſicht, die der König mit jenem Auszuge ver⸗ 
folgt hat“). N a 

In dieſem Briefwechſel ſpielt ſchon ſeit 1775 die Befürchtung 
eine Rolle, daß Oſterreich nach dem Tode des Kurfürſten von Bayern 
ſeinen Plan zur Erwerbung Bayerns durchzuführen verſuchen werde. 
Der König ſah für dieſen Fall einen allgemeinen Krieg voraus. Aber 
er glaubte, daß er ſelbſt dieſe Verwicklung nicht mehr erleben werde. 
Er war überzeugt, daß der Kurfürſt von Bayern länger leben werde 
als er. (Es iſt Max III. Joſef gemeint, der 1778 geſtorben iſt.) Friedrich 
ſelbſt befand ſich Ende 1775 ſehr ſchlecht, hatte einen ſchweren Gicht⸗ 
anfall, den 14., überſtanden und konnte ſich gar nicht wieder erholen. 
Er glaubte, daß ſeine Tage gezählt ſeien, und er ſah für den Fall 
ſeines Todes ſchlimme Verwicklungen voraus. Er war überzeugt — ein. 
Agent, der den öſterreichiſchen Geſandten in Berlin ausſpionierte, 
hatte ihm die Nachricht zugetragen —, daß die Oſterreicher nur auf 


1) Brandenburg⸗Preußens Rechtsverwaltung uſw. II, 270. 

2) Nov. Corp. Const. IV, 17. | 

8) Ebenda VI, 361 (11. September 1776). 

4) Auf diefen Zuſammenhang hat mich Prof. Volz aufmerkſam gemacht, 
der ihn bei den Vorarbeiten für die Politiſche Correſpondenz des Jahres 1776 
entdeckt hatte. Er hat inzwiſchen darüber ausführlich gehandelt im Hohenzollern⸗ 
Jahrbuch 1916. Meine ſchon früher niedergeſchriebenen Bemerkungen glaube 
ich aber deswegen nicht unterdrücken zu ſollen. 
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den Moment warteten, wo er die Augen geſchloſſen haben würde, um 
über ſeinen Nachfolger herzufallen. Auf dieſen Nachfolger ſelbſt aber, 
den damals 32 jährigen Prinzen von Preußen, den ſpäteren König 
Friedrich Wilhelm II., blickte er mit unverhohlener Geringſchätzung 
und Beſorgnis. Sein leichtfertiges, ſorgloſes Weſen, ſein Mangel an 
Luſt und Kraft zur Arbeit, ſeine Neigung zu Wohlleben und Ver⸗ 
ſchwendung erfüllten ihn mit den ſchlimmſten Befürchtungen. Er glaubte 
nicht ruhig ſterben zu können, ohne ihm eine Art von Vormund oder 
Mitregenten beſtellt zu haben. Und die einzige geeignete Perſönlich⸗ 
keit dafür ſah er in dem Prinzen Heinrich, deſſen ſtaatsmänniſche und 
militäriſche Talente er außerordentlich hoch ſchätzte; der ſollte als eine 
Art von Vormund (tuteur) oder Mitregent dem künftigen König 
zur Seite ſtehen. Das war natürlich nicht in wirklich formeller Weiſe 
zu machen. Nach den Hausgeſetzen konnte von Vormundſchaft oder 
Mitregentſchaft keine Rede ſein. Aber der König dachte ſich, daß Prinz 

Heinrich der Vertraute des Nachfolgers werden ſollte, und daß er an 
ſeiner Statt in Wahrheit die Leitung der Geſchäfte in die Hand 
nehmen ſollte. Die erſte Andeutung dieſer Abſicht findet ſich in dem 
Briefe vom 6. Februar 1776. Der König ſpricht hier davon, daß er 
alles mögliche tun wolle, um dem Bruder das Vertrauen des Thron⸗ 
folgers zu gewinnen. Das Wichtigſte für uns aber iſt der folgende 
Satz: „Je pourrai vous instruire de toutes nos affaires et de leur 
connexion, dont personne même des ministres n'est instruit; et 
cela rendra votre personne si nécessaire, que tout le monde sera 
obligé de recourir à vos lumières et de vous prier de les aider.“ 
Dieſer Information nun ſollte vermutlich der Auszug dienen, den der 
König aus dem Politiſchen Teſtament von 1768 gemacht hatte. Ich 
denke mir, daß er ihn als Grundlage für mündliche Auseinander- 
ſetzungen beſtimmt hatte. Er pflegte ähnlich zu verfahren bei der 
Unterweiſung der Offiziere, die er zu ſeinem „Etat major“ heran⸗ 
bilden wollte. Da pflegte er zu jeder Unterrichtsſtunde einen kurzen 
Aufſatz auszuarbeiten; den las er zunächſt den Offizieren vor und 
knüpfte dann weitere Erörterungen an die Beſprechung des Vorge⸗ 
leſenen. So denke ich mir auch die Beſtimmung dieſes „Exposé du 
gouvernement prussien“. Daß der König nicht das Politiſche Teſta⸗ 
ment von 1768 ſelbſt zugrunde legte, erklärt ſich ſchon einfach daraus, 
daß dieſes einmal viel zu lang war — ich ſchätze es auf etwa 150 bis 
200 Druckſeiten —, und zweitens daraus, daß es nicht mehr in allen 
Punkten auf die damaligen Zeitumſtände zutraf. Es iſt nämlich nicht 
ſchlechtweg ein Auszug, was wir vor uns haben, ſondern ein ſolcher, 
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der zugleich die veränderten Umſtände berückſichtigt. Eben deswegen 
iſt es für uns nützlich, von ſeinem Inhalt Gebrauch zu machen, weil 
er die konſequente Fortentwicklung des Syſtems zeigt. 


Ob es zu einer ſolchen Information des Prinzen Heinrich durch 
den König gekommen iſt, ſteht dahin. Der Briefwechſel enthält keine 
Andeutung davon, und ich bezweifle, daß es geſchehen iſt. Schon die 
Tatſache, daß der Aufſatz unter den Nachlaßpapieren des Königs gefunden 
worden iſt, ſpricht dagegen. Wäre die Information erfolgt, ſo würde 
ihn wohl der Prinz an ſich genommen haben. Sehr bald nach jener 
Korreſpondenz reiſte übrigens der Prinz nach Petersburg, und als er 
zurückkam, brachte er den ruſſiſchen Thronfolger Großfürſt Paul mit, und 
die Zerſtreuungen, zu denen dieſer Beſuch in Berlin Anlaß gab, waren 
der Ausführung des Planes nicht günſtig. Im Frühjahr 1777 verfiel 
dann Prinz Heinrich ſelbſt in eine langdauernde Krankheit. Das Be⸗ 
finden des Königs dagegen beſſerte ſich bald bedeutend; die Sache ſchienn 
nicht mehr ſo eilig. Dann kam die bayriſche Frage und der Krieg 
dazwiſchen, und ſeitdem iſt die Lage verändert. Das Verhalten des 
Prinzen Heinrich in dieſem Kriege, ſein mit Nervenzerrüttung be⸗ 
gründetes, tatſächlich aus einem Konflikt mit dem König hervorge⸗ 
gangenes Abſchiedsgeſuch vom Dezember 1778 brachte eine langdauernde 
Entfremdung zwiſchen ihm und dem König hervor, und andererſeits 
beſſerte ſich damals das Urteil Friedrichs über ſeinen Neffen, der den 
Feldzug mitmachte, wenigſtens vorübergehend. Aus dem Plan der 
Mitregierung des Prinzen Heinrich it ja we bekanntlich nichts 
geworden. 


Das zweite hier in Betracht kommende Stück find die „Considéra- 
tions sur l’état politique de l’Europe“ vom 9. Mai 1782; ſie ſind ver⸗ 
anlaßt durch die Veränderung in der Gruppierung der Mächte, durch 
die engere Verbindung zwiſchen Joſef II. und Katharina, die ſich im 
Jahre 1781 vollzogen hatte. Man wird ſie als einen Nachtrag zu 
dem Politiſchen Teſtament von 1768 und dem Exposé von 1776 an⸗ 
zuſehen haben. Ein beſonderes politiſches Teſtament kann man ſie 
nicht nennen. Dieſe Benennung hat der Herausgeber Max Lehmann 
auch wohl gewählt, ehe er noch eins der wirklichen Politiſchen Teſta⸗ 
mente Friedrichs zu leſen bekommen hatte. Die ſyſtematiſche Voll⸗ 
ſtändigkeit in der Behandlung aller Staatsfragen gehört ſo not⸗ 
wendig zu dem Begriff eines Politiſchen Teſtaments in Friedrichs 
Sinne, daß dieſe Bezeichnung auf das in Rede ſtehende Stück gar 
nicht paßt. Darin hat E. Reimann in ſeinen kritiſchen Bemerkungen 
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zu der Publikation Max Lehmanns!) wohl recht. Aber ein Nach: 
trag zu den Teſtamenten iſt es nach Ton und Inhalt zweifellos, trotz 
der Bemerkungen von Reimann — ein Nachtrag, der eben nur die eine 
damals brennend gewordene Frage behandelt. 

In ähnlicher Weiſe hat eine Frage der inneren Politik, die der 
finanziellen Kriegsbereitſchaft, Veranlaſſung gegeben zu den „Réflexions 
sur l' administration des finances pour le gouvernement prussien“ 
vom 20. Oktober 1784. Weder der Herausgeber Lehmann noch ſein 
Kritiker Reimann haben das eigentliche Motiv zu dieſen Betrachtungen 
erkannt. Es liegt in der Tatſache, daß Sachſen ſeit 1778 nicht mehr 
als Feind, ſondern als Freund Preußens für einen künftigen Krieg 
mit Oſterreich in Betracht kam. Dadurch wurde die ganze finanzielle 
Grundlage der Kriegführung umgeſtürzt; denn dieſe hatte bisher auf 
der Annahme beruht, daß Sachſen in einem künftigen Kriege ebenſo 
wie im Siebenjährigen von Preußen beſetzt werden würde, und daß 
alle ſeine Einkünfte für die preußiſchen Kriegsbedürfniſſe herangezogen 
werden könnten. Es bedurfte nun alſo neuer Berechnungen und 
Pläne, die erſt nach mehrjähriger Verſtärkung des Staatsſchatzes 1784 
zu einem befriedigenden Reſultat ſührten. Ich kann das nur im Zu⸗ 
ſammenhang mit den früheren Finanzplänen näher nachweiſen und 
gehe darum hier nicht näher darauf ein. Das dritte von Lehmann 
veröffentlichte Stück, das auf der Rückſeite desſelben Blattes ſteht und 
alſo auch wohl aus dem Oktober 1784 herrühren wird, „De la poli- 
tique“, iſt nicht im Stil und Ton eines Politiſchen Teſtaments, ſondern 
mehr einer hiſtoriſchen Betrachtung gehalten. Man wird es wohl als 
eine Ergänzung zu dem bis 1779 geführten Geſchichtswerk oder als 
eine Vorarbeit dazu zu betrachten haben. Sachlich bietet es für uns 
nichts Erhebliches. Die beiden genannten Stücke von 1782 und 1784 
haben ein beſonderes Intereſſe noch dadurch, daß fie in äußerſt ſcharfer 
Weiſe den Thronfolger, der damals dem König wieder viel Anlaß zur 
Unzufriedenheit gegeben hatte, auf die Pflichten des königlichen Amtes 
und auf die verderblichen Folgen ihrer Vernachläſſigung hinweiſen; 
ſie charakteriſieren ſich auch dadurch als e zu dem Politiſchen 
Teſtament für den Nachfolger. 


II. 


Faſſen wir nun dieſe vertraulichen Dokumente, in denen der 
Charakter, die Methode, das ganze Syſtem der friderizianiſchen Politik 


1) Abhandlungen zur Geſchichte Friedrichs des Großen V, S. 109 ff. 
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nach dem Kriege ſich rückhaltlos ausſpricht, zuſammen und ſtellen ſie 
den ähnlichen Dokumenten aus der Zeit vor 1756, alſo namentlich 
dem Politiſchen Teſtament von 1752, gegenüber, ſo erhebt ſich zunächſt 
die Frage: Hat das ungeheure Erlebnis dieſes furchtbaren Exiſtenz⸗ 
kampfes eine grundſätzliche Veränderung in dem Weſen der friderizia⸗ 
niſchen Politik hervorgebracht? Dieſe Frage iſt keineswegs müßig. 
Sie iſt ſchon geſtellt worden in dem Buche eines franzöſiſchen Hiſto⸗ 
rikers Paul⸗Dubois )) 1903. Der hat fie verneint, im Gegenſatz 
zu der, wie er annimmt, bei uns herrſchenden Meinung, die einen 
ſcharfen Unterſchied mache zwiſchen der „extröme témérité“ Friedrichs 
vor dem Kriege und der ,extrême temporisation“ nach dem Kriege. 
Dieſe ſogenannte herrſchende Meinung iſt nun freilich eine übertreibende 
Konſtruktion des franzöſiſchen Autors, dem ſie als Folie für ſeine ab⸗ 
weichende Anſicht paßt. Er denkt dabei wohl an die Auffaſſung von 
M. Lehmann und H. Delbrück, die ja aber bekanntlich durchaus nicht 
die herrſchende Meinung bei uns darſtellt. Aber ſeine Anſicht ſelbſt, 
ſo wenig zureichend ſie begründet ſein mag, namentlich für die ſpätere 
Epoche, für die er nur wenig Material gehabt hat, ſcheint mir doch 
richtig zu ſein. Allerdings: die Gruppierung der Mächte iſt nach dem 
Kriege eine andere als vorher, und das verändert natürlich den Ein⸗ 
druck des politiſchen Syſtems in vielen Punkten; aber der Charakter 
und die Methode der friderizianiſchen Politik haben ſich nicht weſentlich 
verändert. Auch Friedrich ſelbſt iſt ja nicht ganz derſelbe geblieben wie 
vor dem Kriege. Als er das Teſtament von 1752 ſchrieb, war er 
40 Jahre alt, das von 1768 ſchrieb er im 56. Jahre; und was hatte 
er in dieſen 16 Jahren erlebt! Er war vor der Zeit gealtert. Er 
war nicht mehr ſo zuverſichtlich, ſo unternehmend wie 1752. Aber er 
war doch noch voll Spannkraft und Erfindung, und ſeine politiſchen 
Ziele hatten ſich nicht verändert. Der innerſte Kern ſeiner Politik iſt 
durch die ungeheure Erſchütterung dieſes Kampfes nicht berührt worden. 
Der unbedingte Wille zur Behauptung der ſtaatlichen Unabhängigkeit, 
das Streben nach einer Machtſtellung, die Preußen allmählich zum 
ebenbürtigen Genoſſen der alten Großſtaaten machen ſollte, der ſtark 
angeſpannte Militarismus und Merkantilismus, der autokratiſche Ab⸗ 
ſolutismus — das alles iſt nach dem Kriege in ungebrochener, ja noch 
geſteigerter Stärke wirkſam. In den Dokumenten aus der Zeit nach 
dem Kriege macht ſich ganz unverkennbar eine entſchiedene konſervative 
Tendenz bemerkbar, die alle grundſtürzenden Reformen ablehnt. Sie 


1) Frédéric le Grand d’après sa correspondance politique. Paris 1908. 
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entſpringt offenbar der Empfindung, daß die beſtehende Staats- und 
Geſellſchaftsordnung, die es Preußen ermöglicht hatte, ſich gegen eine 
Welt von Feinden zu behaupten, ihre Feuerprobe beſtanden habe und 
ſich auch in Zukunft bewähren werde. | 
Das iſt der eine Haupteindruck, den ich aus dem Politiſchen 
Teſtament von 1768 empfangen habe. Dazu tritt dann aber noch 
ein anderer ebenſo charakteriſtiſcher Zug. Der Siebenjährige Krieg 
und die Friedensſchlüſſe, die ihn beendet haben, hatten noch keine end⸗ 
gültige Entſcheidung der großen Streitfragen gebracht, um die ſo hart 
gerungen worden war. England war die einzige Macht, die einen 
greifbaren Vorteil davongetragen hatte; aber auch ſein Sieg über den 
franzöſiſchen Rivalen war noch kein vollſtändiger geweſen. Für Preußen 
bedeutete der Friede von Hubertusburg die Rettung ſeiner Exiſtenz in 
den bisherigen Grenzen, auch wohl einen ſtarken moraliſch⸗politiſchen 
Achtungserfolg, aber doch zugleich auch eine ſtarke Erſchöpfung und 
wirtſchaftliche Schädigung, die erſt in Jahren und nur mit der größten 
Anſtrengung überwunden wurde; und vor allem: ſeine Stellung in der 
Welt konnte nach dieſem Frieden durchaus nicht als geſichert gelten. 
Die Gefahr der großen Koalition, der Preußen in der letzten Zeit des 
Siebenjährigen Krieges zu erliegen im Begriff war, war allerdings ab⸗ 
gewendet worden durch den Parteiwechſel Rußlands; aber trotzdem war 
Preußen, bei der Fortdauer der Verbindung zwiſchen Frankreich und 
Oſterreich, bei der Entfremdung von ſeinem früheren Bundesgenoſſen 
England, auf Rußland allein angewieſen, keineswegs in geſicherter Lage, 
ſondern von Tag zu Tag den größten Gefahren ausgeſetzt. Das iſt 
der andere Haupteindruck, den mir dieſe Dokumente aus der Zeit nach 
dem Hubertusburger Frieden gemacht haben: ſie zeigen die höchſt 
lebendige Überzeugung des Königs von der Unſicherheit und Gefähr- 
lichkeit der politiſchen Stellung ſeines Staates, von der Möglichkeit, 
ja der Wahrſcheinlichkeit einer Wiederholung des furchtbaren Kampfes 
ums Daſein. Es iſt gewiß kein Kleinmut darin, aber das ſehr be⸗ 
ſtimmte Gefühl, daß das Maß von Anſtrengung, das zur Aufrecht⸗ 
erhaltung der preußiſchen Stellung in Europa gehörte, in Zukunft 
noch größer ſein müſſe als vor dem Kriege. Dieſe immer wieder 
hervorbrechende Überzeugung iſt auch meines Erachtens die eigentliche 
Triebfeder der immer ſchärferen Anſpannung auf dem militäriſchen, 
finanziellen und wirtſchaftlichen Gebiet, die die Zeit nach dem Kriege 
charakteriſiert. Die Notwendigkeit der beſtändigen Kriegsbereitſchaft, 
der militäriſchen und finanziellen, ſteht überall im Mittelpunkte. Das 
ganze politiſche Syſtem iſt danach orientiert. Das wird im folgenden 
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näher darzulegen ſein. Ich beginne mit einer Erörterung der Fragen der 
äußeren Politik. Dabei muß aber noch eine Vorfrage erledigt werden. 


N | III. 

Will man die Wirkung des Siebenjährigen Krieges auf Syſtem 
und Denkweiſe Friedrichs erkennen, ſo kommt natürlich viel darauf an, 
wie man die Motive beurteilt, die ihn zu dem Kriege getrieben haben, 
d. h. ob man ſeine Darſtellung in dem Geſchichtswerk gelten laſſen 
will, wonach der Krieg im Grunde zur Verteidigung gegen die in 
der Bildung begriffenen Koalition unternommen wurde, oder ob 
man mit M. Lehmann annimmt, daß es im Grunde ein Eroberungs⸗ 
krieg geweſen ſei, den der König ſelbſt gefliſſentlich von langer 
Hand vorbereitet und herbeigeführt habe. Ich will den Streit um 
dieſe Frage, in dem ich ja ſchon längſt, in der Hauptſache durchaus 
für die ältere Meinung, Partei genommen habe, hier nicht noch einmal 
aufrollen; ich will nur darauf hinweiſen, daß doch auch das Politiſche 
Teſtament von 1768, das ebenſo von Lehmann wie von ſeinen Gegnern 
bei der Erörterung der Streitfrage ganz bei Seite gelaſſen worden iſt, 
für die Entſcheidung mit herangezogen werden muß, weil es meines 
Erachtens ein wichtiges Argument enthält. Aus dem Politiſchen Teſta⸗ 
ment von 1752 hat Lehmann ja hauptſächlich die Angriffs» und Er⸗ 
oberungsabſichten Friedrichs herausleſen wollen, weil hier, wenn auch 
unter der berſchrift: „Politiſche Träumereien“, die Notwendigkeit be⸗ 
tont wird, daß Preußen ſeine unzulängliche Gebietsgrundlage erweitern 
müſſe durch Die. Einverleibung Sachſens und Weſtpreußens und weil 
als eine gute Gelegenheit für die Erwerbung Sachſens ein Krieg mit 
Oſterreich unter ganz beſonders günſtigen Bedingungen ins Auge ge⸗ 
faßt wird; in dieſem Kriege müſſe Böhmen erobert werden, und dieſes 
müſſe als Aquivalent dem Kurfürſten von Sachſen gegeben werden. 
An einer anderen Stelle desſelben Teſtaments, wo nicht von Träume⸗ 
reien und Zukunftsſpekulationen, ſondern von der gegenwärtigen Lage 
und ihren Möglichkeiten die Rede iſt, ſagt der König freilich aus⸗ 
drücklich: ſein gegenwärtiges Syſtem ſei, den Frieden fo lange zu be- 
wahren, wie es die Majeſtät des Staates geſtatte; bei einem Kriege 
könne für Preußen nichts herauskommen, weil Rußland drohend in 
ſeiner Flanke ſtehe, weil das gegenwärtige Frankreich ein zu ſchlaffer 
Bundesgenoſſe ſei, und weil man in Verbindung mit England über⸗ 
haupt keine Erwerbungen machen könne; ein Streich wie der auf 
Schleſien laſſe ſich nicht wiederholen; er werde ſein ganzes Leben 
brauchen, um die Unruhe, die dadurch in die Mächte Europas gebracht 


\ 
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ſei, wieder zu beſänftigen — alles das ſagt zwar der König aus⸗ 
drücklich, und feine Politiſche Correſpondenz wie fein Geſchichtswerk 
ſtimmen damit überein; aber Lehmann beruft ſich auf jene Stelle des 
Teſtaments, in der von der Eroberung Sachſens die Rede iſt; er meint 
hier den ſpringenden Punkt der friderizianiſchen Kriegspolitik zu fühlen. 
Ich bin nun zwar mit den übrigen Forſchern, die dies Teſtament ge⸗ 
leſen haben — zu dieſen gehört zum Beiſpiel Hans Delbrück nicht — 
der Meinung, daß dieſe Stelle gar keine beſtimmte aktuelle Bedeutung 
in dem Sinne hat, wie ſie Lehmann verſtehen will, daß es ſich hier viel⸗ 
mehr wirklich nur um eine allgemeine Zukunftsidee handelt, die freilich 
bei günſtiger Gelegenheit wohl einmal zu einem Ausführungsverſuch 
den Anſtoß geben konnte, die aber nicht ſelbſt die Tendenz in ſich ent⸗ 
hielt, eine ſolche Gelegenheit herbeiführen zu wollen. Aber angenommen, 
Lehmann habe recht, der König habe den Siebenjährigen Krieg als 
einen Eroberungskrieg zur Erwerbung Sachſens unternommen, nach⸗ 
dem er ihn von langer Hand vorbereitet hatte — müßte dann nicht 
in dem Politiſchen Teſtament von 1768 irgendeine Spur davon zu 
finden ſein? Lehmann behandelt doch das Teſtament von 1752 als 
eine abſolut glaubwürdige Urkunde; warum ſollte dem von 1768 nicht 
dieſelbe Glaubwürdigkeit zukommen? Tatſächlich wendet es ſich an den 
Nachfolger mit ganz derſelben rückhaltloſen Offenheit und ungeſchminkten 
Wahrhaftigkeit wie die frühere Urkunde. | 

Nun wird in dem Teſtament, das ja in die Zukunft, nicht in 
die Vergangenheit blickt, die Frage nach dem Charakter und den Motiven 
des großen Krieges direkt überhaupt nicht erörtert. Keine Spur von 
einem Rechtfertigungsverſuch, keine Betrachtung über das Thema, ob der 
Ausgang des Krieges einen Erfolg oder ein Mißlingen bedeute, kein 
Bedauern über das Scheitern eines Lieblingsplanes, keine Warnung vor 
allzu kühnen Plänen für den Nachfolger, aber auch keine direkte An⸗ 
klage der Gegner, kein Ausdruck des Triumphes über die Vereitelung 
ihres Vernichtungsplanes: — kühl und ſachlich, nüchtern und ohne 
jede Poſe ſtellt ſich der König auf den Boden der tatſächlichen Lage 
und erwägt, was in dieſer ſeinem Staate für Gegenwart und Zukunft 
frommt. Er macht offenbar einen klaren Trennungsſtrich zwiſchen 
hiſtoriſcher Darſtellung und politiſcher Erörterung. Über den Urſprung 
und die Bedeutung des Krieges, über den Ausgang und den Gewinn 
und Verluſt der Parteien hat er ſich in ſeinem Geſchichtswerk aus⸗ 
geſprochen; auch dieſes war ja, wie die Teſtamente, in erſter Linie für 
ſeine Nachfolger beſtimmt. Kein Wort in dem Politiſchen Teſtament 
von 1768, das im Widerſpruch zu ſeiner Geſchichtsdarſtellung ſtände; 
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beides ergänzt ſich und gibt erſt in feinem Zuſammenhange ein volles 
Bild der friderizianiſchen Politik. Es wäre doch eine ſehr gezwungene 
Auffaſſung, die alle geſunde Kritik vernichten würde, wenn man ſagen 
wollte: der königliche Autor hatte nun einmal in ſeiner Geſchichts⸗ 
darſtellung das Vild der Lage und ſeiner eigenen Motive verfälſcht, 
darum mußte er nun auch in ſeinem Politiſchen Teſtament von 1768 
weiter heucheln — dann wäre alſo das Teſtament von 1768 ebenſo 
verdächtig wie die Denkwürdigkeiten ſelbſt, und es bliebe nur das 
Politiſche Teſtament von 1752 mit der erwähnten Stelle über die 
Eroberung Sachſens, aus der M. Lehmann ſeine Hypotheſe vom Er⸗ 
oberungskrieg herausgeſponnen hat. Aber nun iſt das Merkwürdige, 
daß eine genau entſprechende Stelle auch in dem Politiſchen Teſta⸗ 
ment von 1768 enthalten iſt. Auch hier gibt es ein Kapitel: Träume 
und chimäriſche Pläne; und wieder handelt es ſich hier namentlich um 
die künftige Erwerbung Sachſens und Weſtpreußens. Eben hier ver⸗ 
mißt man jede Andeutung davon, daß die Ausführung dieſes Planes 
1756 ſchon einmal verſucht und mißlungen ſei. Mit derſelben Un⸗ 
befangenheit wie 1752, mit anderen Worten und Wendungen, aber 
genau in dem gleichen Sinne wird hier die Erwerbung Sachſens als 
eine Notwendigkeit für den preußiſchen Staat bezeichnet, da Berlin ſonſt 
zu nahe und ungeſchützt an der Grenze liege. Und wieder wird als die 
beſte Gelegenheit dazu ein Krieg mit Oſterreich ins Auge gefaßt, bei 
dem Böhmen und Mähren als Austauſchobjekte erobert werden könnten. 
Ich denke doch, dieſe abermalige Erwähnung — und ich habe 
ſchon hervorgehoben, es kommt noch eine dritte hinzu, aus dem Jahre 
1776 — iſt doch ein deutlicher Fingerzeig dafür, wie jene von Lehmann 
falſch gedeutete Stelle in dem Teſtament von 1752 zu verſtehen iſt. 
Es handelt ſich um ein konſtantes Bedürfnis der Vergrößerung des 
preußiſchen Staates. Das erſcheint dem König als eine Zukunfts⸗ 
notwendigkeit, als eine ſeinem Staatsweſen innewohnende Tendenz. 
Und es iſt ja bekannt, wie ſich dies Beſtreben immer wieder geltend 
gemacht hat: einmal 1814 auf dem Wiener Kongreß, wo es darüber 
faſt zu einem Kriege zwiſchen den Verbündeten gekommen wäre und 
wenigſtens die eine Hälfte Sachſens in Preußen einverleibt worden iſt; 
und dann noch einmal 1866, wo es darüber zu einem heftigen Kon⸗ 
flikt zwiſchen König Wilhelm und Bismarck gekommen iſt, wo aber 
zugleich auch durch den Eintritt Sachſens in den Norddeutſchen Bund 
der ganzen Frage endlich der Boden entzogen worden iſt. | 
Dieſe Staatsnotwendigkeit ſollten — das iſt die Abficht Friedrichs 
des Großen — ſeine Nachfolger bei ihren politiſchen Berechnungen be⸗ 
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ſtändig vor Augen haben, wie er es ſelbſt auch getan hat. Das heißt 
aber nicht, daß ſie nun auf alle Weiſe beſtrebt ſein ſollten, eine Lage 
herbeizuführen, die eine Möglichkeit zur Ausführung des Planes bieten 
würde, ſondern nur, daß ſie eine günſtige Gelegenheit nicht verpaſſen 
ſollten, die ſich ihnen etwa in einem Konflikt der großen Mächte dar⸗ 
bieten würde. Wir berühren hier einen der weſentlichſten Punkte von 
dem, was man die politiſche Methode Friedrichs nennen könnte; und 
zwar iſt ſich dieſe politiſche Methode gleich geblieben nach wie vor dem 
Kriege; ſie ſpielt in dem Politiſchen Teſtament von 1768 die gleiche 
Rolle wie in dem von 1752. Es iſt der immer wiederholte Grundſatz, 
daß der Staatsmann die Gelegenheiten nicht machen, ſondern ſie nur 
erkennen und benutzen könne; es iſt derſelbe Grundſatz, den Bismarck 
wohl einmal in die Worte gekleidet hat: Fert unda nec regitur. Bei 
Friedrich dem Großen hat aber dieſe Maxime noch eine viel ſtärkere 
Bedeutung, weil ſein Staat in Europa noch eine verhältnismäßig unter⸗ 
geordnete Rolle ſpielte. Immer wieder warnt er ſeine Nachfolger vor 
weitausſchauenden Projekten. Die klügſte Politik iſt, die Gelegenheit 
abwarten und nach den Konjunkturen handeln. Er weiſt darauf hin, 
daß die, welche ſich vermeſſen, beſtimmte Ereigniſſe herbeizuführen, ihre 
Vergrößerungspläne von langer Hand her vorzubereiten, ſich faſt immer 
getäuſcht und ihre Entwürfe ſcheitern geſehen hätten. Dahin rechnet 
er auch die Projekte der Gegner Preußens im Siebenjährigen Kriege. 
Dem ſtellt er ſeine eigene Methode gegenüber: abwarten, die Gelegen⸗ 
heiten ergreifen, wenn ſie kommen, ſie benutzen, wenn es geht, ſie 
fahren laſſen, wenn es nicht geht. Das iſt offenbar auch die Methode, 
die ſeine Politik in bezug auf Sachſen und Weſtpreußen erklärt. Er 
hätte die beiden Länder natürlich im Siebenjährigen Kriege gern er⸗ 
worben, wenn die politiſche und militäriſche Lage die Möglichkeit dazu 
geboten hätte; aber er hat den Krieg nicht angefangen, um dieſe Er⸗ 
oberungen zu machen, und er hat ihn nicht für verloren gehalten, weil 
das nicht möglich geweſen iſt. Darum konnte er auch ganz unbefangen 
ohne weiteres in dem Politiſchen Teſtament von 1768 abermals die 
Erwerbung von Sachſen wie von Weſtpreußen als wünſchenswert und 
notwendig bezeichnen und „chimäriſche Betrachtungen“ darüber anſtellen, 
in welcher Weiſe dieſer Wunſch ſich würde verwirklichen laſſen. Mit 
Weſtpreußen iſt es ja ihm ſelbſt auch noch gelungen, und zwar eben nach 
dieſer Methode, den Moment zu ergreifen. Es war ihm auch klar, 
daß man in dieſem Fall nicht gleich das Ganze haben könne. Er 
denkt 1768 wie 1752 an eine ſtückweiſe Erwerbung, Danzig zuletzt. 
Schon 1752 hatte er gemeint, von Weſtpreußen gelte, was Viktor 
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Amadeus von Mailand geſagt habe: man müſſe es Blatt für Blatt 
verzehren wie eine Artiſchocke. 


Ve 


Die große Veränderung in dem politiſchen Syſtem, Bi in bem 
Teſtament von 1768 hervortritt, beſteht natürlich in der neuen 
Gruppierung der Mächte, die ſich teils während des Krieges, teils kurz 
nachher vollzogen hatte. England, die einzige Macht, die im Kriege 
einen namhaften Erfolg errungen hatte, ſteht in ſtolzer Iſolierung da; 
Frankreich, noch immer in der Verbindung mit Oſterreich, aus der der 
Krieg entſprungen war, außerdem durch den bourboniſchen Familienpakt 
mit Spanien geeinigt, beide bourboniſche Mächte in eiferſüchtiger 
Spannung mit England, das ihnen die See⸗, Handels- und Kolonial- 
herrſchaft entriſſen hat, bereit, gemeinſchaftliche Sache zu machen mit 
den amerikaniſchen Kolonien Englands, in denen Aufſtands⸗ und 
Abfallgelüſte ſich regen; Oſterreich, von fortdauerndem Rachedurſt gegen 
Preußen erfüllt, nur durch die große Schuldenlaſt gehemmt in der 
Verfolgung des Planes, Schleſien wiederzugewinnen, vielleicht auch in 
Bayern und Venedig auf Vergrößerung bedacht. Preußen, jetzt mit 
Rußland im Bunde, wie vor dem Kriege mit Frankreich, während des 
Krieges mit England, von dem es ja im Stich gelaſſen worden war, 
als die neue Regierung den Geſchmack an dem für England ſo erfolg⸗ 
reichen Kriege verloren hatte. Rußland erſcheint dem König jetzt in 
weſentlich anderem Lichte als noch 1752. Es iſt die Macht, die in 
dem großen Kriege den Ausſchlag gegeben hat; es wird ſich zu der 
gefährlichſten Macht Europas entwickeln, wenn ſeine Bevölkerung, die 
jetzt nur etwa 9 Millionen zählt, fo zunimmt, wie zu erwarten iſt. 
Das Bündnis mit Rußland bildet geradezu den Grundſtein des poli⸗ 
tiſchen Syſtems Friedrichs, wie es in dem Teſtament von 1768 fid 
darſtellt. Mit Rußland muß man ſchon deshalb gut ſtehen, weil dieſe 
Macht dem preußiſchen Staate ungeheuer viel Schaden tun kann, ohne 
daß man die Möglichkeit hätte, ihm Gleiches mit Gleichem zu vergelten. 
Aber auch wenn das nicht wäre, ſo bliebe für Preußen keine andere 
Wahl. Ganz allein auf ſich geſtellt, könnte es ſich unter den großen 
Mächten nicht halten; England hat ſich als unzuverläſſiger Bundes⸗ 
genoſſe erwieſen und iſt überdies, ſo lange die gegenwärtige Regierung 
dauert, ganz abgeneigt, ſich in kontinentale Bündniſſe einzulaſſen; mit 
Oſterreich zu einem guten Einvernehmen zu gelangen, ſcheint unmöglich; 
Frankreich in ſeiner durch dynaſtiſche Bande geſtärkten Verbindung mit 
Oſterreich kann als Bundesgenoſſe Preußens nicht mehr in Betracht 
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kommen; und ſelbſt wenn wieder eine Anknüpfung mit Frankreich 
möglich wäre, ſo iſt doch die franzöſiſche Regierung zu ſchwach, die 
Finanznot zu groß, Armee und Kriegführung zu ſchlecht und un⸗ 
zuverläſſig, als daß Preußen an dieſer Macht die Stütze finden könnte, 
die es braucht. In dieſer Hinſicht hat der Krieg eine gründliche Wand⸗ 
lung in den Anſchauungen des Königs hervorgebracht. In dem Teſta⸗ 
ment von 1752 erſchien noch Frankreich als der beſte und der einzig 
natürliche Bundesgenoſſe Preußens. Der König war damals überzeugt, 
daß Frankreich eine Wiedereroberung Schleſiens durch Oſterreich nicht 
begünſtigen könne, weil Oſterreich ihm dadurch zu mächtig werden 
würde; daß Frankreich die einzige Macht ſei, an deren Seite Preußen 
in Zukunft auf weitere Erwerbungen hoffen könne. Allerdings die 
Schwäche und Unzuverläſſigkeit Frankreichs erregte ihm damals ſchon 
Bedenken; er hat ſie als ein Argument gegen einen Krieg angeſehen. 
Immerhin galt ihm Frankreich noch als eine ſehr bedeutende Macht, 
und das Bündnis Preußens mit Frankreich ſchien ihm nicht auf zu⸗ 
fälligen Konjunkturen und diplomatiſchen Künſten, ſondern auf der 
Natur der politiſchen Verhältniſſe zu beruhen. Auf Rußland blickte 
er auch damals ſchon (1752) mit unbeſtimmter Beſorgnis; er fürchtete, 
daß eine ruſſiſche Diverſion in einem künftigen Kriege alle Pläne 
Preußens über den Haufen werfen könne; auch das erſchien ihm da⸗ 
mals als ein Argument gegen den Krieg; aber er glaubte doch da⸗ 
mals noch, daß Rußland nur durch engliſche Subſidien in die Lage 
verſetzt werden könne, Krieg zu führen. Dann hatte wider Erwarten 
franzöſiſches Geld den Ruſſen die Mittel zur Kriegführung verſchafft, 
und Friedrich hatte erfahren, wie gefährlich ihm dieſer Gegner werden 
konnte. Das Bündnis mit Rußland erſchien ihm jetzt ebenſo natürlich 
und notwendig wie ehemals das mit Frankreich. Er verhehlte ſich 
nicht, daß dieſes Verhältnis manches Unerfreuliche mit ſich bringe, ſo 
die notgedrungene Unterſtützung einer Politik Rußlands, die auf die 
Beherrſchung von Polen gerichtet war, und vor allem die Verpflich- 
tung zur Zahlung von Subſidien, die eben damals (1768) bei dem 
Ausbruch des Krieges zwiſchen Rußland und der Türkei in die Er⸗ 
ſcheinung trat; aber er ſagte ſich, daß ſolche Übelſtände mit in Kauf 
genommen werden mußten, daß Preußen ſchon deshalb das Bündnis 
mit Rußland feſthalten müſſe, weil ſonſt Oſterreich durch eine Ver⸗ 
bindung mit dem gefährlichen Nachbarn ſeine Poſition noch weiter 
ſtärken und die furchtbare Konjunktur von 1756 erneuern könnte. Er 
war allerdings weit entfernt, ſich auf Bundesgenoſſen zu verlaſſen, und 
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falſchen Hoffnungen hinzugeben. Im Ernſtfall entſcheide immer nur 
das Intereſſe; man dürfe nicht erwarten, daß irgendeine Macht aus 
Zuneigung zu einer anderen etwas für ſie tun würde, was nicht ihr 
ſelbſt zum Vorteil gereiche. Aber es ſei immer ſchon viel wert, wenn 
man darauf rechnen könne, daß der Bundesgenoſſe im Fall eines 
Krieges wenigſtens nicht unter den Gegnern ſein werde. 

Intereſſant iſt aber, daß Friedrich doch auch ſchon eine andere 
Gruppierung der Mächte in den Bereich ſeiner Betrachtungen gezogen 
hat, als eine freilich damals noch ſehr unwahrſcheinliche Zukunfts- 
möglichkeit. Rußland, meint er, könne in Zukunft einmal durch das 
Wachstum feiner Macht fo gefährlich werden, daß Preußen und Oſter⸗ 
reich ihm gegenüber ſich zuſammenſchließen und gemeinſchaftliche Sache 
machen müßten. Er hat auch einen Feldzugsplan gegen Rußland an- 
gegeben, der auf einem Vorgehen gegen St. Petersburg beruht. Ich 
glaube, daß dieſe Ausführungen des Teſtaments von 1768 vornehmlich 
für Bismarck Veranlaſſung geboten haben, die Publikation zu unter⸗ 
ſagen, als man 1886 wieder damit umging. Er wollte in der damals 
beſonders kritiſch werdenden Zeit verhüten, daß nicht aus dieſer Ver⸗ 
öffentlichung Anlaß genommen würde, das Verhältnis zwiſchen Rußland 
und Deutſchland weiter zu vergiften. Inzwiſchen ſind die Korreſpon⸗ 
denzen Friedrichs aus dem Jahre 1769 veröffentlicht worden !), aus 
denen hervorgeht, daß er ſchon damals, vor der Zuſammenkunft mit 
Joſeph, daran gedacht hat, das ruſſiſche Bündnis durch ein öſter⸗ 
reichiſches zu erſetzen, das ihm noch wertvoller geweſen wäre; und wer 
zwiſchen den Zeilen zu leſen verſteht, kann ſeinen Feldzugsplan gegen 
Rußland aus den kritiſchen Bemerkungen über Karl XII. erkennen, 
deſſen größter Fehler ihm darin zu beſtehen ſchien, daß er nicht nach 
Petersburg ging, ſondern in die Ukraine. Über die Verteidigung Oſt⸗ 
preußens gegen die Ruſſen finden ſich weitläufige Ausführungen in 
„den Memoiren der Jahre 1763—1774. Alſo auch dieſe Stellen des 
Politiſchen Teſtaments von 1768, die Bismarck ſeinerzeit ſo bedenklich 
ſchienen, ſagen uns heute eigentlich nicht viel Neues mehr; und ich 
möchte mich überhaupt anheiſchig machen, nachzuweiſen, daß alles, was 
in den beiden Politiſchen Teſtamenten ſteht, auch ſonſt ſchon irgendwie 
zur Kenntnis der gelehrten Welt gekommen iſt. Freilich kann man vom 
Auswärtigen Amt nicht erwarten, daß es dieſe ausgedehnte und zer⸗ | 
ſtreute Literatur kennt. 

Die Hoffnung auf ein Bündnis mit Oſterreich erfüllte ſich be⸗ 


1) Politiſche Correſpondenz 29, 11 f., 210 f. 
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kanntlich nicht; im Gegenteil, die Vergrößerungsabſichten Joſephs 
führten 1778 zum Kriege, und nach dem Frieden von Teſchen und 
dem Tode Maria Thereſias wuchſen die Befürchtungen Friedrichs wegen 

der Angriffspläne Joſephs bald wieder zu der früheren Höhe. „ 

Bei dieſer Lage mußte die engere Verbindung zwiſchen Katharina 
und Joſeph II., die im Jahre 1781 zuſtande kam, das politiſche 
Syſtem Friedrichs gründlich serſchüttern. Das ruſſiſche Bündnis verlor 
dadurch für ihn allen Wert. Er war überzeugt, daß Ofterreih nur 
auf ſeinen Tod warte, um über Preußen herzufallen, und er fürchtete 
anfangs, Rußland werde dabei mit im Bunde ſein. In⸗ Deutſchland, 
glaubte er, könne Preußen nur auf Sachſen, Hannover, Braunſchweig, 
Heſſen zählen; er erwog ein Bündnis mit Frankreich und namentlich 
mit England, vor allem auch mit der Türkei. Wenn Katharina den 
Plan eines griechiſchen Kaiſertums ausführe, glaubte er, würde Frank⸗ 
reich zum Schutz der Türkei einſchreiten müſſen; mit England hielt er 
ein Bündnis für möglich, wenn der Einfluß Butes ganz geſchwunden 
ſei, den er ganz irrtümlicherweiſe noch hinter Lord North vermutet 
hatte. Eine Tripelallianz mit England. und der Türkei ſchien ihm 
damals (1782 Mai) das Wünſchenswerteſte. Das iſt eine vorüber⸗ 
gehende Phaſe in ſeiner Politik. Die ruſſiſche Gefahr war nicht ſo 
dringend,, wie er anfangs glaubte, und ſchließlich tft ja der deutſche 
Fürſtenbund das Gegenmittel geweſen, mit dem er den öſterreichiſchen 
Plänen entgegengetreten iſt. 

Für den Fall eines Bündniſſes mit England dachte Friedrich 
namentlich wieder an Subſidienzahlung, freilich hauptſächlich zu dem 
Zweck, die nordweſtdeutſchen Verbündeten in die Lage zu verſetzen, ſich 
am Kriege zu beteiligen. Den ſtolzen Grundſatz, den das Politiſche 
Teſtament von 1752 ansgeſprochen hatte, daß Preußen keine fremden 
Subſidien annehmen dürfe, hat Friedrich ja bekanntlich im Sieben⸗ 
jährigen Kriege aufgeben müſſen; er hat ihn auch 1768 nicht wieder 
aufgeſtellt. So ſtolz er gerade auf die finanzielle Leiſtungsfähigkeit 
ſeines Staates war, ſo ſah er doch ein, daß er unter Umſtänden nicht 
in der Lage ſein würde, auf Subſidien zu verzichten, wenngleich Preußen 
jetzt in ſeinem Verhältnis zu Rußland ſelbſt eine EDER zahlende 
Macht geworden war. 

V. 

Es verdient beſonders hervorgehoben zu werden, daß Friedrich 
ſeinen Staat auch noch in dem Politiſchen Teſtament von 1768 keines⸗ 
wegs zu den großen Mächten Europas rechnet. Er hatte es auch vor 
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dem Kriege nicht getan. In dem Politiſchen Teſtament von 1752 
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äußert er ſich nicht ausdrücklich darüber; aber in ſeinem Geſchichts⸗ 
werk, in der Faſſung von 1746, hat er eine förmliche Rangordnung 
der Mächte aufgeſtellt. Er ordnet fie in drei Klaſſen: Zur I. Klaſſe 
rechnet er nur Frankreich und England; das ſind die eigentlichen Groß⸗ 
mächte, die das Geſchick der Welt beſtimmen. Zur II. Klaſſe gehören: 
Spanien, Holland, Oſterreich, Preußen; das ſind die Mächte, die ſich 
an eine von jenen Großen anſchließen müſſen, wenn ſie etwas erreichen 
wollen. Zur III. Klaſſe gehören: Sardinien, Dänemark, Portugal, 
Polen, Schweden. Rußland und die Türkei ſtehen für die damalige 
Auffaſſung des Königs noch mehr außerhalb Europas; fie bilden noch 
nicht eigentlich einen integrierenden Beſtandteil des europäiſchen Staaten⸗ 
ſyſtems. Es ſind die großen Maſchinen, die von England oder Frank⸗ 
reich in Bewegung geſetzt werden, um ihre Unternehmungen zu unter⸗ 
ſtützen. Es iſt nun intereſſant, wie ſich dies Bild des europäiſchen 
Staatenſyſtems nach dem Kriege, in dem Politiſchen Teſtament von 
1768, verſchoben hat. Die Türkei ſteht für Friedrich auch jetzt noch 
außerhalb des europäiſchen Syſtems; und er hat große Luſt, an Stelle 
Frankreichs den Drahtzieher für ihre freilich ſchwer zu erreichende Be⸗ 
tätigung in den europäiſchen Händeln zu ſpielen. Aber Rußland 
rechnet er jetzt mit zu den großen Mächten Europas, und auch das 
Oſterreich Maria Thereſias ſtellt er gerade jetzt an dieſen Platz. Er 
kennt nur vier große Mächte, die ſich in drei föderativen Gruppen 
gegenüberſtehen: England (dies ſteht jetzt an erſter Stelle), Frankreich 
und Oſterreich im Bunde miteinander, Rußland mit ſeinen Bundes⸗ 
genoſſen: Preußen, Schweden, Dänemark, Polen. Freilich iſt der 
Machtabſtand der letztgenannten drei Staaten von Preußen ſehr be- 
deutend; es fällt dem König nicht ein, Preußen auf eine Stufe mit 


ihnen zu ſtellen; aber er hebt doch andererſeits mehrfach hervor, daß 


Preußen ſich nicht ohne weiteres den großen Mächten gleichſtellen dürfe. 
Es fehlt ihm dazu an einem großen und namentlich an einem ge- 
ſchloſſenen Staatsgebiet mit guten Grenzen und einer entſprechenden 
Einwohnerzahl. Dieſen Mangel ſeines Staates hat Friedrich nach 
dem Kriege beſonders lebhaft empfunden, weil er die Probe gemacht 
hatte, daß weder Oſtpreußen gegen die Ruſſen, noch die rheiniſch⸗ 
weſtfäliſchen Lande gegen die Franzoſen ſich verteidigen ließen. Eine 
Veränderung zum beſſeren iſt dann allerdings durch die Erwerbung 
von Weſtpreußen eingetreten; jetzt glaubte Friedrich, Oſtpreußen ver⸗ 
teidigen zu können; die Provinz war jetzt in territoriale Verbindung 
mit dem mittleren Staatskörper gebracht, auf dem die eigentliche Kraft 
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Preußens beruhte; aber die allgemeine Auffaſſung des Königs iſt gud 
dadurch noch nicht verändert worden: in dem Exposé von 1776 ſpricht 
er ſich noch genau ſo aus wie 1768: ſein Staat erſchien ihm noch 
nicht als ebenſo ſtark wie die großen alten Mächte. Wir ſind ja ge⸗ 
wohnt, uns vorzuſtellen, daß eben Friedrich durch die Eroberung und 
Behauptung Schleſiens und Weſtpreußens ſeinen Staat zu dem Range | 
einer Großmacht erhoben habe, und tatſächlich hat es unter ihm 
und durch ihn die Geltung einer ſolchen gehabt; ſein Heer war viel⸗ 
leicht damals das größte und beſte in Europa, und ſeine Finanzen 
hatten ſich als leiſtungsfähiger erwieſen als die der Gegner. Aber 
das war die Frucht einer unerhörten Anſtrengung und einer genialen 
Staatsleitung. Das Preußen Friedrichs des Großen war in der Tat 
eine Großmacht; aber ob es auch eine ſolche ſein werde, wenn dieſer 
Starke einmal nicht mehr an der Spitze des Staates ſtand, das war 
ſehr die Frage. Das wußte Friedrich ſehr wohl. Er kannte auch die 
Gefahren, die in der Scheingröße eines Staates liegen; ihm ſchwebte 
immer das Beiſpiel des erſten Königs vor Augen, den er ſo herb ge⸗ 
tadelt hat, weil er ſich durch den Glanz der Krone den Blick für die 
wahren Intereſſen ſeines Staates blenden ließ. Ein ſorgloſer und 
verſchwenderiſcher Nachfolger, der es etwa einem König von Frankreich 
hätte gleichtun wollen, würde in Preußen ſehr bald abgewirtſchaftet 
haben. Darum mahnt Friedrich unabläſſig daran, daß Preußen ſeine 
Geltung unter den Mächten nur ungewöhnlichen Anſtrengungen ver⸗ 
danke und ſie nur durch ſolche, durch Fleiß und Ordnung in allen 
Stücken, aufrechterhalten könne. Die großen Mächte können auch ein 
paar ſchlechte Regierungen ertragen, weil ſie ſich durch das innere 
Schwergewicht ihrer Kräfte in der Bahn erhalten; um Preußen aber 
würde es geſchehen ſein, wenn es ſo ſchlecht regiert würde wie etwa 
damals Frankreich. Dieſe Sorge hat dem König 1776 das geflügelte 
Wort eingegeben: „Toujours en vedette!“ Sie hat namentlich auch 
in den Betrachtungen von 1782 und 1784 einen ſtarken Ausdruck er⸗ 
halten. Hier. (1782) kommt die bekannte Prophezeiung vor, daß es 
unter einem ſchlaffen Regenten in 30 Jahren mit dem Hauſe Branden⸗ 
burg und der Größe Preußens aus ſein werde. N 

Dabei iſt aber doch das ganze Politiſche Teſtament von 1768 
ebenſo wie das von 1752 durchweht von dem Geiſte der Großmacht⸗ 
politik, die Friedrichs Regierung charakteriſiert. Und ganz beſonders 
auch in Deutſchland, Oſterreich gegenüber, hält er mit unbedingter 
Feſtigkeit darauf, daß das Gleichgewicht zwiſchen den beiden deutſchen 
Großſtaaten, das durch die Eroberung und Behauptung Schleſiens be⸗ 
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gründet worden war, in keiner Weiſe zu Preußens Ungunſten geſtört 
werden dürfe. Um dieſes Gleichgewicht zu wahren, hat ja der Sechs⸗ 
undſechzigjährige noch einmal zum Schwert gegriffen, als Verteidiger 
des Reichsſyſtems, mit dem jenes Gleichgewicht zuſammenhing; und 
auch der Fürſtenbund von 1785 verfolgte dieſen Zweck. Es war alſo 
konſervative Reichspolitik, die Friedrich getrieben hat; es kam ihm auf 
die Erhaltung der Reichsverfaſſung gegenüber den Übergriffen des 
öſterreichiſchen Kaiſers an, nicht um des Reiches willen, ſondern weil 
dieſe Verfaſſung unter den damaligen Verhältniſſen die Vorausſetzung 
für die Sicherung des preußiſchen Gleichgewichts gegenüber Oſter⸗ 
reich war. 

Daß das Reich nicht auf die Dauer erhalten bleiben konnte, 
wußte der König ſehr wohl; und in den Zukunftsbetrachtungen des 
Politiſchen Teſtaments von 1768 tritt denn auch eine weſentlich andere 
Tendenz der Reichspolitik hervor, eine ſolche, die mehr Ahnlichkeit mit 
der von 1866 hat. Er ſah die Möglichkeit voraus, daß Oſterreich in 
Zukunft verſuchen werde, ſich Bayerns zu bemächtigen gegen Über⸗ 
laſſung der Niederlande an Frankreich. Er nahm an, daß das beim 
Ausſterben des pfälziſchen Hauſes eintreten werde; vielleicht meinte er 
damit nur den Tod Karl Theodors. Er ſpricht nun aber nicht von 
einer Verhinderung dieſes Verſuchs, ſondern von den Folgen, die ſein 
Gelingen haben werde. Es werde das Signal zu allgemeinen Teilungen 
im Reiche ſein, denen namentlich die geiſtlichen Gebiete und die Reichs⸗ 
ſtädte zum Opfer fallen würden. Der Kaiſer müßte dazu ſtillſchweigen, 
weil er ſelbſt das Beiſpiel gegeben habe. Er ſieht alſo die Säku⸗ 
lariſationen und Mediatiſierungen der geit von 1803 und 1806 
voraus. 

Er kommt dabei auch auf die Unionsbewegung zu ſprechen, die 
1757 und 1758 unter den proteſtantiſchen Fürſten im Gange war, gegen⸗ 
über dem Verſuche des Kaiſers, eine Achtung Friedrichs und ſeiner 
Anhänger herbeizuführen. Er ſagt, Brandenburg und Hannover ſeien 
damals übereingekommen, Niederdeutſchland dem Reiche zu entziehen und 
für dieſes eine beſondere Regierung einzurichten. Das wäre alſo eine 
Zerreißung des Reiches und ein Norddeutſcher Bund wie 1866 und 1867. 
Nach der aktenmäßigen Forſchung !) liegt die Sache nicht fo. Es 
handelte ſich vielmehr 1757 und 1758 um Verhandlungen über einen 
evangeliſchen Fürſtenbund nach dem Muſter früherer Unionen; ſie 


1) H. Meyer, Plan eines evangeliſchen Fürſtenbundes im Siebenjährigen 
Kriege 1757—1759. Diſſ. Bonn 1894. 
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waren hervorgerufen durch Bi Verſuch des Kaiſers, den Achtsprozeß 
in verfaſſungswidriger Weiſe zu betreiben, und ſie ſind mit der Ein⸗ 
ſtellung dieſes Verſuches reſultatlos im Sande verlaufen. 1758 waren 
ſie allerdings auf Brandenburg, Hannover, Heſſen, Braunſchweig, alſo 
auf norddeutſche Fürſten, beſchränkt; aber es handelte ſich nach den 
Akten auch damals nicht um Zerreißung des Reichsverbandes und 
Gründung eines norddeutſchen Sonderbundes, ſondern lediglich um die 
Aufrechterhaltung der Reichsverfaſſung und der Schranken für die 
kaiſerliche Gewalt gegenüber den Fürſten, die in der Wahlkapitulation 
enthalten waren. 

Wenn man die vorſichtig zögernde, mißtrauiſch dilatoriſche Haltung 
des hannoverſchen Miniſteriums in dieſen Verhandlungen ſich vergegen⸗ 
wärtigt, ſo iſt auch kaum anzunehmen, daß eine ſo durchgreifende 
Politik, wie ſie dem König hier vorſchwebte, Ausſicht auf Erfolg gehabt 
haben würde. Dem König ſchiebt ſich alſo hier offenbar eine Idee, die 
mehr ſeinen eigentlichen Tendenzen und Neigungen entſprach, vor die 
tatſächlichen Zuſammenhänge. Er überließ ja grundſätzlich die Reichs⸗ 
verhandlungen während des Krieges ganz ſeinen Miniſtern, weil er 
ſich auf dem Gebiete des verwickelten Reichsverfaſſungsrechts nicht ſicher 
fühlte und Dinge von größerer Wichtigkeit zu tun hatte. Es iſt aber 
intereſſant, daß wir hier ſeine eigentliche Tendenz kennen lernen; er 
meint, jener Plan ſei zwar damals geſcheitert, aber er könne ſpäter 
einmal zur Ausführung gelangen. Das Reich, dieſe lockere Fürſten⸗ 
republik, werde ſich ſchließlich auflöſen; es würden ſich beſondere Staaten 
daraus bilden, deren Umriſſe man noch nicht angeben könne. Von einer 
Reform des Reiches durch Preußen, von einem Kampf um die Vor⸗ 
herrſchaft mit Oſterreich iſt noch nicht die Rede. Aber das Zukunftsbild 
eines norddeutſchen Bundes im Gegenſatz zu Dfterreid hat als be⸗ 
herrſchende Idee damals doch ſchon vor der politiſchen Phantaſie des 
Königs geſtanden. Dieſelben Verhältniſſe, die 1757 und 1758 dagegen 
wirkten, haben dann freilich auch 1778 und 1785 dieſe Idee verdrängt 
durch eine konſervative Reichspolitik von ganz anderer Art; aber das 
war ein Zugeſtändnis an die politiſche Lage im Reich und in Europa, 
nicht eigentlich der zutreffende Ausdruck deſſen, was dem König als die 
natürliche und im Intereſſe Preußens wünſchenswerte Entwicklungs⸗ 
tendenz für die Zukunft vorſchwebte. 


VI. 
Zu der politiſchen Methode Friedrichs gehört es auch, daß er im 
Abſchluß von Verträgen vorſichtig iſt, ſich nicht ohne Not binden, die 
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Hände möglichſt frei behalten will, um alle Gelegenheiten ausnutzen zu 
können, und daß er nicht mehr verſpricht, als er halten kann. Das 
Problem, wie man ſich verhalten ſolle, wenn die Sorge für das Staats⸗ 
intereſſe mit den Vertragsverpflichtungen in Widerſpruch gerät, be⸗ 
ſchäftigt den König auch in dem Politiſchen Teſtament von 1768; und 
was hier darüber geſagt wird, läßt eine merkwürdige Wandlung gegen⸗ 
über früheren Außerungen erkennen. Die Linie, in der ſich die Auf⸗ 
faſſungen Friedrichs über dieſe Kernfrage des Problems von Moral und 
Politik bewegt haben, iſt ja bisher bezeichnet — abgeſehen von den 
Außerungen im Antimachiavell — durch die drei Etappen: Vorrede zur 
Histoire de mon temps nach der erſten Redaktion von 1743, veränderte 
Vorrede von 1746, endlich die Vorrede zu der Ausgabe letzter Hand 
von 1775. | 

Die erſt vor kurzem bekannt gewordene Vorrede von 17431) ver⸗ 
tritt in ſchneidender Rückſichtsloſigkeit den Grundſatz, daß die Privat⸗ 
moral in der Politik keine Anwendung finden könne, weil hier nach 
dem Lauf der Welt nur das Staatsintereſſe entſcheide und die Ver⸗ 
träge in Wahrheit nur Trug und Verrat ſeien und nur gehalten 
würden, ſoweit ſie mit den Intereſſen im Einklang ſeien. Der Ver⸗ 
faſſer des Antimachiavell, der noch unbedingt für die Heiligkeit der 
Verträge eingetreten war, hat aus der Praxis des politiſchen Lebens 
gelernt, daß das Verhältnis, welches zwiſchen den Staaten beſteht, dem 
Fürſten oft nur die furchtbare Wahl läßt zwiſchen Aufopferung ſeiner 
Völker und Wortbruch. Er bedauert, daß das ſo iſt; aber er kann es 
nicht ändern und hat beſchloſſen, ſich dieſem Weltlauf anzupaſſen. Man 
muß, ſo meint er, in der Vervollkommnung eines zukünftigen Zeitalters 
eine höhere Bewertung von Treu und Glauben erhoffen. 

Das war die Stimmung des königlichen Philoſophen mitten 
zwiſchen den beiden erſten ſchleſiſchen Kriegen. 

Maßvoller, minder herausfordernd für die Moraliſten klingen die 
ruhigen, wohlabgewogenen Sätze des Vorworts von 1746 2). Es iſt 
im Grunde derſelbe Sinn, aber der Ton iſt etwas anders. Den 
Moraliſten wird zugegeben, daß der Privatmann fein Wort halten muß 
unter allen Umſtänden, auch wenn er es leichtſinnig gegeben hat und 
Schaden davon hat, daß er es hält. Die Ehre ſteht höher als das 


1). Vgl. Arnheim in den Forſch. zur brand. u. preuß. Geſch. Bd. 9 und 
Hans Droyſen in der wiſſenſchaftlichen Beilage zum Jahresbericht des Königs⸗ 
ſtädtiſchen Gymnaſiums zu Berlin Oſtern 1905. Jetzt auch im 3. Bande des 
Briefwechſels mit Voltaire. 

2) Hrsg. von M. Poſner, Publ. aus den Preuß. Staatsarchiven Bd. 4. 
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Intereſſe. Aber dieſer Privatmoral wird die Staatsmoral gegenüber⸗ 
geſtellt, für die das Staatsintereſſe das höchſte Gebot iſt. Das Staats⸗ 
intereſſe iſt gleichbedeutend mit dem Wohl des Volkes. Für dieſes zu 
wachen, iſt die oberſte Pflicht des Monarchen. Kommt er dabei in einen 
Konflikt mit den Verträgen, die er geſchloſſen hat, ſo geht das Wohl 
des Volkes vor; er muß die Verträge brechen: en cela le souverain 
se sacrifie pour le bien de ses sujets. Hier iſt die Sache alſo auf 
einen Konflikt der Pflichten in der Seele des Herrſchers reduziert. Er hat 
die ſchwere und verantwortungsvolle Aufgabe, zu entſcheiden, in welchen 
Fällen das Staatsintereſſe einen Vertragsbruch fordert und rechtfertigt. 

Die letzte Außerung des Königs in dieſer Frage, die des Vor⸗ 
worts von 1775 )), iſt beſtrebt, die gefährliche Willkür, die damit für - 
einen weniger gewiſſenhaften Herrſcher gegeben ift, einzuſchränken. Sie 
zählt vier Fal auf, in denen die Verletzung von Bündnisverträgen 
erlaubt und geboten iſt: 1. wenn der Verbündete ſeine Verpflichtungen 
nicht erfüllt; 2. wenn er mit Verrat umgeht; 3. wenn eine höhere 
Gewalt uns hindert, unſere Verpflichtungen zu erfüllen; 4. wenn die 
finanziellen Mittel zur Kriegführung verſagen. Der Unterſchied zwiſchen 
Privatmoral und Staatsmoral wird hier begründet durch den Hinweis 
darauf, daß in dem Verhältnis der Staaten untereinander die un⸗ 
parteiiſche und mit Zwangsgewalt ausgerüſtete Gerichtsobrigkeit fehlt, 
die den Beſtand von Geſetz und Recht ſichert, daß hier vielmehr die 
Selbſthilfe in Notfällen geboten iſt. Es iſt das Recht des Notſtandes, 
auf das er ſich beruft, das ſelbſtverſtändlich in dem Verhältnis der 
Staaten untereinander eine ganz andere Rolle ſpielt als in einer ge⸗ 
ordneten ſtaatlichen Rechtsgemeinſchaft. 

Man ſieht den theoretiſchen Abſtand bei gleichbleibendem prak⸗ 
tiſchen Verhalten. Die Veränderung, die da vorgegangen iſt, wird 
nun durch die Ausführungen des Politiſchen Teſtaments von 1768 auf 
das deutlichſte beleuchtet. Das Politiſche Teſtament von 1752 ſteht im 
weſentlichen auf dem Standpunkte der Vorrede von 1746. Es führt 
bereits die beiden Spezialfälle an, daß der Verbündete mit dem Plan 
eines Separatfriedens umgeht und daß es an Geld zur Fortſetzung des 
Krieges fehlt; aber es ſpricht doch auch davon, daß bedeutende Vor⸗ 
teile, wenn ſie wirklich bedeutend genug ſind, einen Vertragsbruch recht⸗ 
fertigen können. Freilich verhehlt ſich der Köuig nicht die Gefahr, die 
daraus entſtehen könnte, wenn ein Monarch ſich dadurch einen üblen 
Ruf zuzieht; und er fügt warnend hinzu, einen ſolchen Streich dürfe 
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man nur ein, höchſtens zweimal in ſeinem Leben machen; für den tüg- 
lichen Gebrauch ſei das nichts. Auf dieſem Wege iſt nun das Poli⸗ 
tiſche Teſtament von 1768 einen entſchiedenen Schritt weiter gegangen. 
Der. König ſtellt hier die beiden Parteien einander gegenüber: die 
Politiker und die Moraliſten. Die einen behaupten, ganz im Stil 
und Ton der Vorrede von 1743, daß man es in der Politik nur mit 
Schurken und Spitzbuben (fourbes et fripons) zu tun habe, und daß 
es erlaubt ſein müſſe, ihnen Gleiches mit Gleichem zu vergelten. Die 
anderen ſind der Meinung, daß die Schurken ſich elbſt um jeden Kredit 
bringen, und daß es tadelnswert iſt, wie Mazarin im großen wie im 
kleinen ein Spitzbube zu ſein. Man ſieht ſchon, daß die Anſicht des 
Königs entſchieden auf die letztere Seite neigt, und ſo fügt er denn auch 
als ſeine Meinung hinzu: il faut s’&carter le moins que l’on peut de 
la probité. Damit iſt erſt der theoretiſche Hintergrund für die neue Vor⸗ 
rede von 1775 deutlich ſichtbar gemacht; und wir ſehen die Tendenz einer 
vorſichtigen Einſchränkung für die Ausnahmefälle am Werk, wenn 
der königliche Denker hinzufügt, daß man zweifellos berechtigt ſei, dem 
Kontrahenten mit gleicher Münze zu bezahlen, wenn er nicht ehrlich 
handelt, und daß es Fälle geben kann, wo die Rückſicht auf das Wohl 
des eigenen Staates gebieteriſch fordert, daß man von der Einhaltung 
ſeiner Verpflichtungen Abſtand nimmt. Das alſo iſt bei Friedrich der 
Weisheit letzter Schluß, daß er die Geltung der ſittlichen Verpflichtungen 
auch für die Politik im Prinzip anerkennt, daß er aber Ausnahmen 
ſtatuiert, die in dem Notrecht begründet ſind. Der weitere Spielraum 
des Notrechts und der Selbſthilfe unterſcheidet alſo Staatsmoral und 
Privatmoral hauptſächlich. Damit iſt er gewiſſermaßen wieder zu dem 
Standpunkt des Antimachiavell zurückgekehrt, nur daß die Erfahrungen 
ſeines politiſchen Lebens ihn gelehrt haben, daß es Ausnahmen von 
der allgemeinen Regel gibt, die er jo eng wie möglich theoretiſch ein- 
zuſchränken ſich bemüht, die aber doch in der Praxis noch einen ſehr 
bedeutenden Spielraum beanſpruchen. 3 

Diefe Wendung werden wir wohl als eine der Wirkungen des 
großen Erlebniſſes der Kriegsepoche anzuſehen haben. Daß die Vertrags⸗ 
brüchigen ſich ſelbſt diskreditieren — das iſt der eigentliche Kern der 
neuen Überzeugung. Er hatte 1756 geglaubt, trotz des Weſtminſter⸗ 
vertrages mit England die alte Verbindung mit Frankreich aufrecht⸗ 
erhalten zu können, weil ſie ihm auf der Natur der politiſchen Inter⸗ 
eſſen zu beruhen ſchien — und er hatte ſich bitter getäuſcht. Sein 
Verhalten Frankreich gegenüber bei den Separatfriedensſchlüſſen von 
1742 und 1745, ſo berechtigt es ſein mochte, hatte den Gegnern den 
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Weg geebnet zu der großen Umwälzung der Allianzen. Im Kriege 
ſelbſt hatte England ihn im Stiche gelaſſen, wie einſt er Frankreich; 
und er fühlte ſelbſt, wie dieſes Verhalten den Wert des engliſchen 
Bündniſſes in ſeinen eigenen Augen für alle Zeiten herabgeſetzt hatte 
und einer Wiederanknüpfung vielleicht mehr als alles andere im Wege 
ſtand. Der unendliche Wert, den damals das ruſſiſche Bündnis für 
ihn ſelbſt hatte, trug ebenfalls dazu bei, die Schätzung von Treu 
und Glauben im Verhältnis der Staaten zueinander zu erhöhen. So 
kam er dazu, eine rechtlich⸗ſittliche Grundlage für dieſes Verhältnis 
im Prinzip anzuerkennen, wenn es auch dabei blieb, daß in Ausnahme⸗ 
fällen dem Staatsintereſſe über die formal⸗rechtlichen Verpflichtungen 
das Übergewicht zugebilligt wurde. In den kecken jugendlichen Auße⸗ 
rungen von 1743 hatte er einmal gemeint, die Politik der ſchwächeren 
Staaten ſei im Punkte der Vertragstreue ängſtlicher als die der mäch⸗ 
tigen. Er hatte die Grenzen ſeiner Macht, die er nie überſchätzt hatte, 
Jin den furchtbaren Kriegsjahren auf das nachdrücklichſte kennen gelernt 
und fühlte damals ein ſo ſtarkes Anlehnungsbedürfnis an einen mäch⸗ 
tigen Verbündeten, daß unwillkürlich aus dieſer Lage ein höheres Maß 
von Schätzung der Vertragstreue hervorging. 


VII. 


Die Summe der Ausführungen des Politiſchen Teſtaments über 
die Stellung Preußens unter den. Mächten Europas läßt ſich kurz 
folgendermaßen zuſammenfaſſen. Preußen iſt noch keine eigentliche 
Großmacht. Es bedarf noch der Erweiterung, der beſſeren Abrundung, 
einer zahlreicheren Bevölkerung. Es muß in ſeine Großmachtſtellung 
erſt hineinwachſen — ſo werden wir es ausdrücken können. Und dabei 
iſt ſeine Stellung zwiſchen den großen Militärmächten des Kontinents 
eine äußerſt ſchwierige, beſtändig gefährdete; es bedarf der größten 
Wachſamkeit, Klugheit und Geſchicklichkeit, dazu der Anſpannung aller 
Kräfte, um ſich unter ihnen aufrechtzuerhalten. Von dieſer ſchwierigen 
und gefahrvollen Lage wird die ganze innere Politik des Landes be⸗ 
herrſcht. Das iſt ja 1768 wie 1752 das eigentlich Reizvolle an den 
Ausführungen des Königs, daß man die geſchloſſene Einheit eines 
Syſtems in allen Teilen ſpürt; und dieſe Einheit entſpringt eben aus 
dem Bedürfnis, jederzeit gerüſtet zu ſein, um ſich den mächtigen und 
übelwollenden Nachbarn gegenüber zu behaupten. Preußen iſt ein 
Kriegerſtaat: das iſt der klare Sinn des Teſtaments von 1768 wie 
des früheren von 1752. Friedrich hat dieſem Gedanken einen epi⸗ 
grammatiſchen Ausdruck gegeben, indem er auf Preußen anwendet, 
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was in GCrébillons Tragödie ,Radamiste et Cénobie“ der König 
Pharasmanes von Hiberia von ſeinem Lande ſagt: „Es bringt Eiſen 
und nn hervor“ ; Die praktiſche Folgerung, ue er daraus steht, 
militärifejen Zwecke bezogen werden und auf fie lt Ein 
König von Preußen muß beſtändig die Möglichkeit eines Krieges vor 
Augen haben. Er muß ſich beſtändig die Lage ſeiner zerſtreuten Pro⸗ 
vinzen und die Macht ſeiner Nachbarn gegenwärtig halten. Von dieſen 
Erwägungen wuß alles im Staate beherrſcht fein: Militär, Finanzen, 
Wirtſchaftsleben, das ganze Tun und Treiben des Königs ſelbſt und 
ſeiner Untertanen. Das iſt, wie geſagt, kein neuer Geſichtspunkt; er 
tritt uns in dem Politiſchen Teſtament von 1752 ebenſo deutlich ent- 
gegen. Neu iſt aber 1768 die noch ſchärfere Anſpannung, die eine 

Folge der Erfahrungen des Krieges iſt und auf der Einſicht beruht, 
daß die Kriegführung noch größere Anforderungen ſtellt, als der König 
1752 nach den Aae ſeiner erſten beiden Kriege angenommen 
hatte. | 

Rad dem Teſtament von 1752 war das Ziel, auf das der König 
hinauswollte: ein ſtehendes Heer von 180 000 Mann, ein jährlicher 
Überfhuß der Staatseinnahmen über die Ausgaben von 5 Millionen, 
ein Kriegsſchatz von 20 Millionen. Er war damals noch weit davon 
entfernt. Das Heer betrug nur 136 000 Mann, und es ließ ſich, wie 
Friedrich damals meinte, ohne eine Gebietserweiterung nicht auf die 
gewünſchte Zahl vermehren; im Treſor lagen erſt 13¼ Millionen; den 
jährlichen Überſchuß berechnete der König auf 1,3 Millionen, wozu er 
allerdings noch 1 Million aus der Münzreform rechnete, was ſich aber 
ſpäter als Illuſion erwies. 

Nach dem Teſtament von 1768 hatte der König damals ſchon 
154000 Mann unter den Fahnen, und er hoffte fie in wenigen Jahren 
auf 163 000 1) Mann zu vermehren; das erſchien ihm aber damals als 
das höchſte, was das Land im Frieden ertragen könne). Im Kriege 
rechnete er auf eine weitere Vermehrung bis zu 210000 Mann; 
darunter ſind 22 Freibataillone aus dem Reich und 20 000 Rekruten 
aus Sachſen einbegriffen; davon gehen 40 000 Mann Beſatzungstruppen 
ab, jo daß für die Feldarmee nur 170 000 Mann übrig bleiben?). Dieſe 
Berechnung iſt aber unſicher wegen der Schwierigkeit der Werbungen 


1) An einer anderen Stelle 166 000! 

2) 1776, nach der Erwerbung von Weſtpreußen und bei einer Bevölke⸗ 
rungszahl von 5,2 Millionen rechnete er ſchon 10 000 Mann mehr. 

3) 1776: 180 000 Mann. 
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im Reich. Mit Sicherheit kann man nur auf 166000 Mann rechnen 
und für die Feldarmee, wenn man 30 000 Mann Beſatzungstruppen 
abzieht, auf 136000 Mann. Das iſt ſo viel, wie die Oſterreicher allein 
haben; der König zieht daraus den Schluß, daß die preußiſchen Truppen 
durch die innere Güte der Ausbildung erſetzen müſſen, was ihnen an 
Zahl fehlt — der eigentliche Nerv für die militäriſchen Betrachtungen 
des Teſtaments. 3 

Man ſieht alſo: das Heer wird nach dem Kriege noch vermehrt, 
trotzdem die Bevölkerung nicht zu⸗, ſondern abgenommen hatte. Der 
König berechnete ſie 1768 auf 4,5 Millionen, während er 1752 
5 Millionen angenommen hatte. Um ſo ſchwieriger war die Frage des 
Erſatzes. Die Kantons ſollten möglichſt geſchont werden, nicht bloß, 
um dem Lande die nötigen Arbeitskräfte zu erhalten, ſondern auch, um 
in den Daheimgelaſſenen eine Reſerve für den ſchlimmſten Fall im 
Kriege zu haben. Mehr als 60 Kantoniſten ſollte die Kompagnie nicht 
zählen; das war weniger als die Hälfte. Der König rechnete 1768 
70 000 Inländer auf zirka 90 000 Ausländer (160 000); das waren 
etwa 1,5% der inländiſchen Bevölkerung. Dieſe Angäbe des Politiſchen 
Teſtaments von 1768 hat man nun gewöhnlich als endgültige Norm 
betrachtet. Auch Koſer tut es noch (III, 365). Es iſt aber nicht ganz 
richtig. Die Zahl der Inländer iſt nicht nur abſolut, ſondern auch 
relativ ſpäter noch erhöht worden. Nach dem Exposé von 1776 wurden 
auf 187000 Mann 90000 Inländer gegen 97 000 Ausländer gerechnet, 
etwa 1,7% auf die damals 5,2 Millionen betragende Bevölkerung. 
Trotzdem alſo der König die Kantons wie ſeinen Augapfel hüten wollte, 
mußten ſie am Ende doch ſtärker herangezogen werden als vor dem 
Kriege. Ich glaube, daß die allgemeine Anſchauung, als habe die Zahl 
der Ausländer ſeit 1763 auf Koſten der Inländer beſtändig zugenommen, 
noch einer Reviſion bedarf. | | | 

Eine Einſicht, die erſt in dem Politiſchen Teſtament von 1768 
hervortritt und offenbar auf den Erfahrungen des Krieges beruht, iſt 
die, daß Oſtpreußen in einem Kriege mit Rußland und Oſterreich nicht 
zu verteidigen tit, und ebenſo Cleve-Mark und Oſtfriesland in einem 
Kriege, bei dem Frankreich mit den Gegnern Preußens im Bunde iſt. 
Nur für den damals unwahrſcheinlichen Fall, daß Preußen mit Oſter⸗ 
reich zuſammen gegen Rußland kämpft, und daß es von ſeinem Bundes⸗ 
genoſſen gut unterſtützt wird, will Friedrich überhaupt eine Verteidigung 
von Oſtpreußen verſuchen. Dann müſſen 70 000 Mann bei Tilſit auf⸗ 
geſtellt werden, und man muß Danzig und Thorn beſetzen (die ja noch 
polniſch waren), um den Rücken frei zu haben, die Weichſel zu be⸗ 
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herrſchen und die rückwärtige Verbindung mit dem Hauptkörper des 
Staates zu ſichern. Sonſt muß man Oſtpreußen von vornherein auf⸗ 
geben, ſich auf die Weichſellinie und weiterhin auf Netze und Warthe 
beſchränken mit einem verſchanzten Lager unter den Kanonen von Kol⸗ 
berg, das ſtärker als Feſtung ausgebaut werden muß als bisher. Mit 
der Armee zugleich müßte man 20 000 Rekruten aus den Kantons heraus⸗ 
ziehen und ſich die Einkünfte auf ein Vierteljahr im voraus bezahlen 
laſſen. | | 

Weſel hatte ja der König ſchon 1757 beim Anmarſch der Fran⸗ 
zoſen zu räumen befohlen (12. Januar, Politiſche Correſpondenz XIV 
8524), es war aber ſchließlich doch noch eine Zeitlang verteidigt worden, 
ebenſo Emden. In Zukunft ſollen dieſe Gebiete, wenn keine ſehr ſtarken 
Bundesgenoſſen vorhanden ſind, ohne weiteres aufgegeben werden. 
Darum find die Werke von Geldern bereits geſchleift, die von Weſel 
enger zuſammengezogen worden. Ein Polygon ſoll unterminiert werden, 
damit man es nach Abzug der Beſatzung in die Luft ſprengen kann. 
Minden läßt ſich unter Umſtänden halten. 

Es iſt ſchlinm, daß man auf dieſe Weiſe gleich zu Anfang des 
Krieges zwei Provinzen verliert mit ihren Kräften an Menſchen und 
Einkünften; aber die Notwendigkeit gebietet es; darin zeigt ſich die 
Schwäche des preußiſchen Staatsgebietes. Nur die mittleren Provinzen 
und Schleſien bilden eine verteidigungsfähige Ländermaſſe. Die Vor⸗ 
ſtellung, daß dieſe Provinzen den eigentlichen Hauptkörper des Staates. 
bilden, findet ſich ſchon in dem Politiſchen Teſtament von 1752; aber 
erſt durch den Krieg iſt Frledrich zu der Einſicht gekommen, daß ſie 
allein unter allen Umſtänden verteidigt werden können. Zur Verteidigung 
dieſer Gebiete in einem Kriege mit Oſterreich gehört aber notwendiger⸗ 
weiſe die Beſetzung Sachſens; das war dem König ſchon 1752 klar 
geweſen; ganz abgeſehen davon, ob er die Abſicht oder die Möglichkeit 
hatte, Sachſen zu behalten — die Operationsbaſis in einem Kriege mit 
Oſterreich mußte es auf jeden Fall bilden. Der König hat nur einen 

Verteidigungskrieg gegen Oſterreich und ſeine etwaigen Bundesgenoſſen 
im Auge; aber er iſt der Meinung, daß man dieſen Krieg nicht in 
ſtrategiſcher Defenſive beginnen, ſondern gleich eine wirkſame Offenſive 
ins Werk ſetzen muß, deren Ziel die feindliche Hauptſtadt iſt. Es iſt 
ſeine alte ſtrategiſche Normalidee, die ſchon A. Naude ganz richtig an 
den Verhandlungen über den Feldzugsplan von 1757 und an der 
Unternehmung von 1758 ‚erläutert hatte: man muß mit dem Haupt⸗ 
heer in Mähren eindringen und gleich der March entlang Streifpartien 
bis in die Nähe von Wien ſenden. Das iſt der empfindlichſte Punkt 


3. 
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für die Dftergeicher ; 1515 Bedrohung von Wien können ſie am erſten 
zum Frieden gezwungen werden. Natürlich muß zugleich auch in 
Böhmen vorgegangen werden; alles Weitere muß von den Umſtänden 
abhängig gemacht werden. Dieſe Idee hatte ja der König ſchon 1757 
gehabt; er hatte ſie dann unter dem Einfluß der Ratſchläge von 
Schwerin und Winterfeldt durch den konzentriſchen Einmarſch 
Böhmen mit dem Ziel einer Entſcheidungsſchlacht bei Prag erſetzt. 
1758 war er dann doch wieder darauf zurückgekommen; aber der hart⸗ 
näckige Widerſtand von Olmütz und die Wegnahme eines großen 
Transports durch die Oſterreicher hatten damals den Plan vereitelt. 
Die Idee ſaß aber feſt im Kopfe des Königs, und hier tritt ſie wieder 
hervor, als ſtrategiſcher Normalplan, der dem Nachfolger empfohlen wird. 
Friedrich ſelbſt hat im bayriſchen Erbfolgekrieg 1778 danach zu handeln 
verſucht; aber die Schwierigkeiten, die der in Böhmen kommandierende 
Prinz Heinrich machte, der das Hauptheer zur Deckung ſeiner Flanke 
in der Nähe zu haben wünſchte, haben auch damals die Ausführung 
verhindert. 

Auch Rußland gegenüber gedachte ſich Friedrich unter Umftänden | 
nicht in der ſtrategiſchen Defenſive zu halten, wobei aber wohl eine 
Unterſtützung nicht nur durch Oſterreich, ſondern auch durch England 
vorausgeſetzt wird. Er denkt dabei an einen Marſch auf Petersburg, 
an der Küſte des baltiſchen Meeres entlang; die Verpflegung der vor⸗ 
rückenden Armee ſoll dabei durch eine an der Küſte den Vormarſch be⸗ 
gleitende Flotte ſichergeſtellt werden. Woher dieſe Flotte kommen ſoll, 
iſt nicht angedeutet; es iſt wohl an die Unterſtützung durch eine ver⸗ 
bündete Seemacht zu denken; denn in dem Politiſchen Teſtament von 
1768 hat ſich Friedrich noch entſchiedener als 1752 gegen die Begründung. 
einer preußiſchen Kriegsflotte ausgeſprochen. 

Man ſieht, die Kühnheit und Großzügigkeit der ſtrategiſchen Ent⸗ 
würfe hat ſich nach dem Kriege nicht vermindert, ſondern eher nod: 
erhöht. In dem Kapitel über die Fundamentalprinzipien des Krieges 
gibt der König den großen Entwürfen der Niederwerfungsſtrategie 
durchaus den Vorzug vor den kleinen Plänen der Ermattungsſtrategie. 
Die Art, wie er hier die Generalidee des Feldzuges von 1757 aus⸗ 
einanderſetzt, zeigt einen großen, faſt modern anmutenden Zug und iſt 
bei dem Streit um die ſtrategiſchen Grundſätze des Königs nicht immer 
genügend berückſichtigt worden. Man kann hier nicht die gewöhnliche 
kritiſche Methode anwenden, wonach ſpätere, memoirenartig rückblickende 
Ausführungen weniger Gewicht haben als die gleichzeitigen, das Han⸗ 
deln ſelbſt begleitenden Zeugniſſe, die in den einzelnen Weiſungen, in. 
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oft nur bruchſtückartig erhaltenen Verhandlungen u. dgl. vorhanden 
ſind. Dieſe einzelnen Weiſungen und Befehle erhalten ihren richtigen 
Zuſammenhang und Hintergrund erſt durch dieſe ſpäter verlautbarten 
Generalideen. Die Ausführung bleibt meiſt hinter dem Entwurf zurück. 
Es kommt hier darauf an, ob die Zeit und der Mann überhaupt einer 
Konzeption im Stil der Niederwerfungsſtrategie fähig war, und das 
muß man bei Friedrich durchaus bejahen. Allerdings waren ſeine 
Kriegsmittel und die allgemeinen Umſtände, die die Kriegführung be⸗ 
dingen, wie z. B. Anbau der Länder, Zuſtand der Straßen, Ber- 
pflegungsmöglichkeiten, damals ſo beſchaffen, daß ſie der Ausführung 
ſolcher Entwürfe größere Schwierigkeiten entgegenſetzten als zur Zeit 
Napoleons oder Moltkes. Das hat Friedrich zur Genüge erfahren, 
und darum hat ſeine Kriegführung das Schwankende behalten, das ſie 
auf der anderen Seite doch wieder der alten methodiſchen Manövrier⸗ 
ſtrategie nähert. Die Magazinverpflegung vor allem bleibt ihm die 
Grundlage aller Operationen, und er ſieht auch voraus, daß man den 
ſterreichern gegenüber in Zukunft ſich auf einen bloßen Stellungs⸗ 
krieg (guerre de postes) gefaßt machen müſſe. Der Feldzug von 1778 
hat dieſe Vorausſage beſtätigt. 

Die Grundlagen der bisherigen Lineartaktik ſind durch den Krieg 
noch keineswegs ins Wanken geraten. Tirailleure ſpielen eine ganz 
untergeordnete Rolle in den taktiſchen Anweiſungen des Königs. Beim 
Feuer der Infanterie wird noch immer kein Gewicht auf das Zielen 
gelegt. Die Hauptſache iſt das ſchnelle Laden; das wird auf das nach⸗ 
drücklichſte eingeſchärft; der König meint, daß die Preußen dadurch bei 
Roßbach, bei Liegnitz und Torgau dem Feinde überlegen geweſen wären. 
Nur in einem Punkt kündigt ſich in dem Teſtament von 1768 eine 
große taktiſche Umwälzung an, die freilich erſt in den Anfängen war 
und ſpäter viel weiter gehen ſollte, als der König ſich träumen ließ: 
die Artillerie hat eine entſcheidende Bedeutung gewonnen; man muß 
auf ihre Vermehrung und Ausbildung mehr als früher bedacht ſein; 
ſie hat auch die Bedingungen des Infanteriegefechts gänzlich verändert. 
Die Kartätſche tötet einen Mann von 6 Fuß ebenſo wie einen von 
5 Fuß 7 Zoll. Die großen Leute gelten nichts mehr. Sie waren ja 
nicht bloß eine Liebhaberei Friedrich Wilhelms I. geweſen (abgeſehen 
von den Übertreibungen bei ſeiner Rieſengarde); auch Friedrich ſelbſt. 
hatte noch in dem Teſtament von 1752 für das erſte Glied die 
Minimalgröße von 5 Fuß 8 Zoll gefordert, für das zweite Glied 
mindeſtens 5 Fuß 6 Zoll. Man brauchte die großen, ſtarken Leute 
namentlich im erſten Gliede wegen der größeren Wucht des Bajonett⸗ 
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angriffs, dem damals noch eine entſcheidende Bedeutung zugeſchrieben 
wurde. Das iſt durch die vermehrte und verſtärkte Artilleriewirkung 
anders geworden. Es kommt nur noch ſelten und vereinzelt zur An⸗ 
wendung der blanken Waffe. Darum geht der König ſeit dem Kriege 
in ſeinen Anforderungen an das Maß der Mannſchaft herab; 5 Fuß 
6 Zoll oder auch 5 Zoll genügen ihm jetzt. Unter dieſes Maß aber möchte 
er nicht herabgehen, weil Leute von einer gewiſſen Körpergröße und 
Stärke nötig ſind wegen der ſchweren Belaſtung des Infanteriſten auf 
dem Marſche; kleine, ſchwächere Staturen würden dabei zuſammenbrechen. 

Die Ausbildung der Truppen im Frieden iſt nach wie vor eine 
der dringendſten Sorgen der friderizianiſchen Regierung. Dabei wird 
aber nicht nur der Exerzierdrill ins Auge gefaßt, ſondern das Teſta⸗ 
ment von 1768 zeigt vielleicht noch ſtärker als das von 1752 das Be⸗ 
ſtreben nach einer beſſeren Ausbildung des Offizierkorps. Neben den 
hergebrachten Frühjahrsrevüen, die namentlich den Zuſtand und die 
Ausbildung der Truppen dem oberſten Kriegsherrn vorführen ſollen, 
erſcheinen allerdings ſchon 1752 die Herbſtmanöver, die in erſter Linie 
als eine Schule für die höheren Offiziere in den Aufgaben der Truppen⸗ 
führung gedacht ſind; auch auf ſeinen „Etat major“ legt der König 
Gewicht: er hält ſelbſt Lehrkurſe für geeignete Offiziere und legt damit 
den Grund zu dem ſpäteren Großen Generalſtab. Die ganze Aus⸗ 
bildung wird jetzt von einer Anzahl von hohen Offizieren beauffichtigt, 
die außer der Anciennetät zu ihrer Stellung befördert werden und als 
Inſpekteure in beſtimmten Inſpektionsbezirken die Gleichmäßigkeit und 
Tüchtigkeit der Ausbildung zu überwachen haben. Alles das ſind Er⸗ 
gebniſſe aus den Erfahrungen des Krieges und den Notwendigkeiten 
der militäriſch⸗politiſchen Lage, die in dem Politiſchen Teſtament von 
1768 in ihrem Zuſammenhang mit den allgemeinen Aufgaben der 
Staatsleitung erſcheinen. Dem ganzen Heerweſen ſuchte der König 
auch jetzt, wie früher ſchon, einen ethiſch⸗heroiſchen Geiſt einzuflößen; 
er nimmt zugleich auch Stellung gegen eine neuerdings in der fran⸗ 
zöſiſchen Literatur hervorgetretene antimilitariſtiſche, pazifiſtiſche Rich⸗ 
tung, die den Krieg und das Militär in der allgemeinen Schätzung 
herabzuſetzen geeignet ſei !); ihr un betont er den hohen ethiſchen 
Wert des „guten Krieges“. 


1) Der König nennt keine Autoren. Man hat wohl an die Artikel der 
Grande Encyclopédie über Guerre und Paix zu denken, die entſchieden pazi⸗ 
fiſtiſch gehalten ſind. Der erſte war 1757, der zweite 1765 erſchienen. Sig⸗ 
niert: D. J. . Vgl. auch die Bemerkungen in dem „Examen de l’Essai sur les 
préjugés“ 1770 (gegen Holbach) und in dem Totengeſpräch zwiſchen an Eugen, 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXXII. 1. 
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VIII. 


Der Charakter Preußens als Militärſtaat zeigt ſich vor allem in 
der Art, wie die Finanzverwaltung behandelt wird!). Ihr eigentlicher 
Hauptzweck iſt die beſtändige Kriegsbereitſchaft. Das war auch ſchon 
früher ſo geweſen; aber das Teſtament von 1768 zeigt in dieſem 
Punkte die Einwirkung der Erfahrungen des Siebenjährigen Krieges 
beſonders greifbar. Nichts erfüllte den König mit größerer Genug⸗ 
tuung, als. daß es ihm gelungen war, den furchtbaren Krieg durch— 
zuführen, ohne ſeine Zuflucht zu neuen Steuern und zu Anleihen zu 
nehmen. Die Unterſuchungen, die Koſer auf Grund ſeiner Treſor⸗ 
zettel angeſtellt hat?), haben ja gezeigt, wie es ihm möglich geweſen 
iſt, die 125 Millionen Taler militäriſcher Ausgaben aufzubringen, 
die der Krieg für Preußen gekoſtet hat. Eine weſentliche Rolle ſpielt 
dabei in den letzten Jahren die Ausprägung unterwertiger Münzen, 
mit denen namentlich auch Polen überſchwemmt worden iſt. Von dieſer 
Seite ſeiner Finanzpolitik ſpricht der König in dem Politiſchen Teſta⸗ 
ment nicht. Er hat ſie als ein Auskunftsmittel in der bitterſten Not 
vor ſich und der Welt zu rechtfertigen geſucht; aber das Mittel war 
ihm doch wohl zu bedenklich, als daß er in den Ratſchlägen an ſeine 
Nachfolger überhaupt davon ſprechen mochte. An dem Grundſatz aber 
hielt er feſt, daß auch in Zukunft die Finanzen ſo eingerichtet werden 
müßten, daß man die Steuern nicht zu erhöhen und den Staat nicht 
mit Schulden zu überlaſten brauche. Auf der einen Seite iſt hier 
die landesväterliche Sorge für die ſchon ohnehin ſtark belaſteten Unter⸗ 
tanen wirkſam, auf der anderen Seite eine prinzipielle Abneigung vor 
der Inanſpruchnahme des Staatskredits. Soweit es ſich um Preußen 
ſelbſt handelt, iſt ja dieſe Abneigung ſehr wohl verſtändlich. Vor einer 
inneren Anleihe iſt der König im Fall der Not nicht zurückgeſchreckt; 
er hat 1744 und auch im Siebenjährigen Kriege ein paar Millionen 
bei der kurmärkiſchen Landſchaft aufgenommen und rechnete auch in 
Zukunft auf ſolche ſtändiſche Anleihen. Aber er wußte ſehr genau, 
daß ſein Land arm ſei, und daß ſolche inneren Anleihen ſich nur in 


Lord Marlborough und Fürft Liechtenftein 1773 (gegen die Encyklopädiſten). 
Oeuvres 9, 145 ff. u. 14, 255 ff. 

1) ber den preußiſchen Staatshaushalt im 18. Jahrhundert vgl. Riedel, 
Der brandenburg⸗preußiſche Staatshaushalt (1866); über den Staatsſchatz ins⸗ 
beſondere A. Naude, F. B. P. G., Bd. 5, Koſer, ebenda, Bd. 4 (1740 —1756), 
Bd. 13 (1756— 1763), Bd. 16 (1763 — 1786). Dazu jetzt auch Volz über die 
ſinanzielle Kriegsbereitſchaft Friedrichs: Deutſche Rundſchau 1916. 

2) F. B. P. G. 13, 153 ff. 
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ſehr beſcheidenen Grenzen bewegen konnten. Auswärtige Anleihen aber 
waren entweder bei der notoriſchen Armut des Landes nicht gut möglich, 
oder, wenn ſie möglich waren, ſo hätten ſie doch den Staat und ſeine 
Politik in eine Abhängigkeit vom Ausland gebracht, die mit den Grund⸗ 
ſätzen der friderizianiſchen Regierung ſchlechterdings nicht vereinbar 
war. Er ſah, wie damals Oſterreich durch die Schuldenlaſt, von der 
es bedrückt wurde, in ſeinen politiſchen Entwürfen gehindert war; 
namentlich den 8 Millionen, die jährlich für die Verzinſung der Staats⸗ 
ſchuld gebraucht wurden, ſchrieb er es zu, daß Oſterreich noch eine 
Zeitlang Frieden halten mußte. Die Sparſamkeit der öſterreichiſchen 
Regierung unter Maria Thereſia, ihre finanziellen Reformen erfüllten 
ihn mit Beſorgnis; er war überzeugt, daß, fobald die Schuldenlaſt 
nicht mehr drückte, eine neue Kriegsepoche anbrechen werde. England 
und vollends Frankreich ſah er auf dem Wege zum Staatsbankrott. 
Bei Frankreich hat er ja nicht ſo ganz unrecht gehabt; bei England muß 
man erwägen, daß es die Zeit vor den großen Pittſchen Finanz⸗ 
reformen war. : 

Die Rolle, die bei den alten großen Mächten der Staatskredit 
ſpielte, wurde in Preußen dem Staatsſchatz zugewieſen. Er iſt die 
Hauptgrundlage der finanziellen Kriegsbereitſchaft. Der König ſtellt 
auch jetzt wieder die Forderung auf, daß er auf 20 Millionen Taler 
gebracht werden müſſe — ein Betrag, von dem man damals (1768) 
offenbar nur noch um 1—1 / Millionen entfernt war. Der Plan 
der Finanzierung eines zukünftigen Krieges, um den ſich in der Finanz⸗ 
verwaltung alles dreht, ſtellt ſich nun nach dem Teſtament von 1768 
weſentlich anders dar als früher 1752. Vor allem hat der König 
aus den Erfahrungen des Siebenjährigen Krieges gelernt, daß die 
extraordinären Koſten eines Feldzuges, die er früher mit 5 Millionen 
Talern in Rechnung geſetzt hatte, bedeutend höher anzuſetzen ſeien, 
nämlich auf 12 Millionen Taler. Das veränderte die ganze Rechnung. 
Es war nun nicht mehr möglich, wie es noch 1752 in Ausſicht ge⸗ 
nommen war, die Finanzierung des Krieges lediglich auf die Erſpar⸗ 
niſſe der laufenden Verwaltung und jährliche Zuſchüſſe aus dem Treſor 
zu begründen. Aber die Erfahrungen des Krieges wieſen auch auf den 
neuen Aktivpoſten hin, der dabei eingeſetzt werden konnte: das waren 
die Einkünfte aus Sachſen. Die Beſtreituug der Koſten des Sieben⸗ 
jährigen Krieges war nur dadurch möglich geworden, daß die genannten 
Staatseinkünfte von Sachſen mit dazu herangezogen worden waren. 
Der König hatte mindeſtens 5 Millionen jährlich, zuweilen 6 bis 
7 Millionen, aus dem unter ſeiner Verwaltung ſtehenden Lande heraus⸗ 
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geholt. So mußte es auch in Zukunft fein. Wie Sachſen in einem 
Kriege mit Oſterreich notwendigerweiſe die militäriſche Operationsbaſis 
bilden mußte, ſo mußten auch finanziell ſeine Einkünfte dazu dienen, 
die außerordentlichen Koſten eines Krieges mit zu decken. Friedrich 
ſetzt dafür in ſeinem Politiſchen Teſtament die Summe von 5 Millionen 
an. Aber auch ſo bedurfte es noch einer erheblichen Steigerung der 
eigenen Verwaltungsüberſchüſſe. Wir finden fie in dem Teſtament mit 
4,7 Millionen Taler angefetzt. Davon ſind 300 000 Taler bereits in 
Abzug gebracht, die er für ſeinen eigenen Bedarf rechnet. Bis auf 
dieſen Abzug iſt es dieſelbe Summe, die er 1752 als notwendig' für 
die Zukunft bezeichnet hatte. 4,7 Millionen Überſchuß aus der eigenen 
Staatsverwaltung, 5 Millionen aus Sachſen. — das gab bereits 
9,7 Millionen im Jahr an Extraordinarien; zur Deckung des nötigen 
Betrages von 12 Millionen bedurfte es daher nur eines mäßigen Zu⸗ 
ſchuſſes aus dem Staatsſchatz, von 2 300 000 Talern jährlich. Der König 
glaubte, daß man den Krieg etwa 8 Jahre damit aushalten könne 
(was auf einen damaligen Betrag von etwa 18 ½ Millionen für den 
Treſor ſchließen läßt). Dabei ſind noch nicht in Anſchlag gebracht die 
Mittel, die der König für die Mobilmachung, für Fourage und für 
Pferdeankauf bereithielt: 2,5 Millionen für die Mobilmachung in dem 
ſogenannten kleinen Treſor; Fourage in Magdeburg für 900 000 Taler 
(oder das bare Geld dafür in der Bank); 4,4 Millionen Taler ſteckten 
in den ſchleſiſchen Magazinen; 800 000 Taler waren für den Ankauf 
von Pferden beſtimmt. 

Das iſt die finanzielle Rüſtung, in der der König damals den 
nächſten Krieg in Ruhe erwarten zu können glaubte. Dieſe Rechnung 
ſteht, wie geſagt, im Mittelpunkt ſeines ganzen Finanzſyſtems nicht nur 
nach dem Teſtament von 1768, ſondern auch nach den ſpäteren Auf: 
zeichnungen. Im Jahre 1776 berechnete er die außerordentlichen Koſten 
eines Feldzuges auf 11 Millionen Taler. Zur Deckung ſollten wieder 
in erſter Linie die Erſparniſſe der Verwaltung dienen, die auf 
5,7 Millionen für das Jahr beziffert werden; daneben der Staats⸗ 
ſchatz, der auf 19,3 Millionen angegeben wird, den Reſt des Bedarfs 
alſo noch nicht ganz für vier Feldzüge liefern konnte; im Hintergrunde 
ſteht wieder Sachſen mit ſeinen Verwaltungsüberſchüſſen. 1784 iſt die 
Rechnung auf eine andere Grundlage geſtellt, weil infolge der ver— 
änderten politiſchen Konjunkturen der ſächſiſche Poſten ausfällt. Jetzt 
iſt der König ganz auf die eigenen Mittel angewieſen. Er hat vor 
allem die Naturalvorräte verſtärkt, die er auf 18 Millionen Taler be- 
rechnet. Zuſammen mit dem baren Staatsſchatz, deſſen Höhe nicht an- 
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gegeben wird, aber wohl auf etwa 20 Millionen zu ſchätzen ſein dürfte, 
und mit den jährlichen Verwaltungsüberſchüſſen, die in Friedenszeiten 
auf 7, im Kriege auf 6 Millionen veranſchlagt werden, können die 
außerordentlichen Kriegskoſten, die für den Feldzug jetzt wieder auf 
12 Millionen beziffert werden, für 6 Jahre beſtritten worden. Die 
geſamten Stagatseinkünfte betrugen damals 21 730 000 Taler. So iſt 
die beſtändige finanzielle Kriegsbereitſchaft geradezu das maßgebende 
Prinzip des ganzen friderizianiſchen Staatshaushalts. 

Kehren wir aber noch für einen Moment zu den Berechnungen 
des Politiſchen Teſtaments von 1768 zurück, um die Bedeutung für 
die Steuer⸗ und Wirtſchaftspolitik zu würdigen! 

Beſonders intereſſant iſt darin die Zahl, die den Betrag der jähr⸗ 
lichen Erſparniſſe der Staatsverwaltung, des Überſchuſſes der Einnahmen 
über die regelmäßigen Ausgaben angibt. Es find (nach der ab- 
rundenden Berechnung des Königs) 4 700 000 Taler. Nach dem 
Teſtament von 1752 betrug die Summe 2,3 Millionen. Davon muß 
allerdings 1 Million abgezogen werden, die der König aus der Münze 
erwartete. Das war eine Spekulation, die gänzlich fehlgeſchlagen iſt. 
Dagegen muß man, um eine mit dem Politiſchen Teſtament von 1768 
vergleichbare Zahl zu erhalten, die 700 000 Taler zurechnen, die 1752 
als außerordentliche Einkünfte angegeben werden, und von deren Natur 
gleich noch die Rede ſein wird. Dann kommt man auf einen Über⸗ 
ſchuß von 2 Millionen Taler für 1752. Von der Zahl des Politiſchen 
Teſtaments von 1768 (4,7 Millionen) müſſen etwa 600 000 Taler 
abgezogen werden, weil es ſich hier, wie gleich noch zu erörtern ſein 
wird, ebenfalls zum Teil um übermäßig hohe Anſätze handelt, wie ſich 
ſpäter herausſtellte. Das ergibt alſo 4,1 Millionen für 1768. Wir 
haben alſo 1768 eine Steigerung um mehr als 2 Millionen gegen 
1752, und zwar iſt dieſe Steigerung eingetreten, obwohl das Staats⸗ 5 
gebiet nicht um eine Quadratmeile zugenommen hatte, die Bevölkerung 
aber um eine halbe Million, d. h. um 10%, kleiner geworden war 
und an Leiſtungsfähigkeit ſicherlich nicht gewonnen hatte. Dieſe Ver⸗ 
mehrung der Einkünfte um mehr als 2 Millionen iſt alſo eine ſehr 
auffallende Tatſache. Sie iſt nicht gleichſam automatiſch eingetreten; 
fie iſt das Ergebnis ſcharfer finanz- und wirtſchaftspolitiſcher Maß⸗ 
regeln, die die ganze Verwaltung ſeit dem Kriege charakteriſieren. 

Gewöhnlich hat man hier die Reform der Zölle und indirekten 
Steuern, die ſogenannte Zoll⸗ und Akziſeregie, in den Vordergrund 
geſtellt. Schon in dem jüngeren, vielfach zu Kritik und Oppoſition 
geneigten friderizianiſchen Beamtentum ‚hat fi die Legende gebildet 
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E die ihren letzten Niederſchlag in Beguelins Geſchichte der Akziſe⸗ 
verfaſſung (1800) gefunden hat —, der König habe am 10. Juni 
1766, alſo wohl bei der Miniſterrevue, wo der neue Etat reguliert 
zu werden pflegte, von den Miniſtern des Generaldirektoriums 2 Millionen 
mehr als bisher aus Akziſe und Zolleinkünften verlangt, und da die 
für das Wohl des Landes beſorgten Miniſter eine derartige Steige⸗ 
rung der Einnahmen für unmöglich erklärt hätten, ſo habe der König 
ſich die Franzoſen kommen laſſen, um mit ihrer Hilfe ſeinen Willen 
durchzuſetzen. Schmoller hat ſchon 1888: in einer Akademieabhandlung 
darauf hingewieſen, daß dieſe auch von W. Schultze in ſeiner Ge⸗ 
ſchichte der Regie angenommene Überlieferung mit den Memoiren des 
Königs in Widerſpruch ſteht, und ich kann hinzufügen, daß der Inhalt 
des Politiſchen Teſtaments von 1768 ſeine Auffaſſung durchaus be⸗ 
ſtätigt. Ich will hier vorläufig nur die eine Tatſache hervorheben, daß 
der König in dieſem Teſtament die Vermehrung der Einkünfte durch die 
neue Zoll- und Akziſeregie nur auf 500 000 Taler beziffert. Aber ein 
richtiger Kern könnte immerhin doch in jener Überlieferung ſtecken. Der 
Staat bedurfte in der Tat damals einer Vermehrung der Einkünfte 
um mehr als 2 Millionen Taler. Ob der König das den Miniſtern 
geſagt hat, ob ſie es aus den ihnen bekannten Daten ſpäter errechnet 
haben, mag dahingeſtellt bleiben; die Hauptſache aber iſt, daß dieſe 
Vermehrung der Einkünfte nicht eigentlich durch Erhöhung der Akziſe⸗ 
einkünfte, ſondern auf anderem Wege zuſtande gebracht werden ſollte 
und zuſtande gebracht worden iſt. 

Den Hauptpoſten bei der Vermehrung der Überſchüſſe ſtellt die 
Einnahme aus dem neubegründeten Tabakmonopol dar, das in der 
Hauptſache auf einem neu eingeführten Gewerbezweig beruhte, nicht bloß 
eine neue Steuerform darſtellte; der König berechnet ſie in dem Poli⸗ 
tiſchen Teſtament auf 1½ Millionen — eine Summe, von der er 
annahm, daß ſie in einigen Jahren erreicht werden würde. Tatſächlich 
ſind, wie wir wiſſen, die Einkünfte aus dieſem Zweig damals kaum 
auf 800 000 Taler geſtiegen, und auch weiterhin nicht über eine Million; 
mit dieſer Zahl hat der König auch ſpäter gerechnet; aber damals, 
1768, nahm er in der optimiſtiſchen Auffaſſung, die ſeine Finanz⸗ 
projekte in dieſen Jahren charakteriſiert, noch die Hälfte darüber an. 
Dieſe Tabakseinkünfte zuſammen mit der halben Million, die aus der 
Regie erwartet wurde, machten 2 Millionen. Der König zog zwar 
gleich wieder 400 000 Taler davon ab für die Augmentationen, die er 
bei der Armee vorhatte, und die natürlich dauernde Ausgaben mit ſich 
brachten; aber die 1600 000 Taler, die übrigblieben, machen doch den 
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bedeutendſten Poſten bei der Vermehrung der Einkünfte aus, durch 
welche er einen zukünftigen Krieg finanziell fundieren wollte. Die 
alten Überſchüſſe der Domänenverwaltung, die er 1752 auf 1,3 Millionen 
angegeben hatte, nahm er jetzt zu 1,4 Millionen an; von der einen 
Million aus den Münzeinkünften, die 1752 mit hinzugerechnet worden 
waren, iſt nicht mehr die Rede — ſie hatten ſich eben als eine Illuſion 
erwieſen —; 320 000 Taler ſollten aus der „kleinen Klaſſe von Buch⸗ 
holtz“ genommen werden (das waren die königlichen Hand⸗ und Dis⸗ 
poſitionsgelder, die dieſer Hofſtaatsrentmeiſter neben der Hofſtaatskaſſe 
und der eigentlichen großen Dispoſitionskaſſe, von der gleich zu reden 
ſein wird, noch verwaltete). Dazu rechnet der König dann noch 
1670 000 Taler, ſogenannte „Extraordinarien“, von denen er ſich aber 
300 000 zu ſeinem eigenen Bedarf vorbehielt. 


Mit dieſen „Extraordinarien“ hat es eine eigene Bewandtnis. Sie 
ſpielen ſchon in dem Politiſchen Teſtament von 1752 eine Rolle, aller⸗ 
dings noch keine ſo bedeutende wie ſpäter. Der König ſpricht da von 
ihnen unter der Bezeichnung: „des revenus que je me suis faits“. 
Es find Überſchüſſe über den Etat in verſchiedenen Titeln, die hier zu 
außerordentlichen Verwendungszwecken, außerhalb des eigentlichen Etats, 
geſammelt werden. Die Geſamtſumme berechnet der König damals auf 
700 000 Taler. 1768 machen dieſe „Extraordinarien“ (ohne die Ein⸗ 
nahmen aus der Tabakadminiſtration und aus der Akziſe und Zoll⸗ 
regie) bereits 1670000 Taler aus. Wenn wir die einzelnen Poſten 
muſtern, aus denen ſich ihre Vermehrung hauptſächlich ergab, ſo finden 
wir, daß es ſich dabei nicht um Steuern, ſondern um andere Quellen 
der Staatseinkünfte handelt: um erhöhte Einkünfte aus Regalien, wie 
Hafenzölle, Poſt, Tranſitogefälle, ganz beſonders auch um die neuen 
Holzzölle und die wieder verſtärkte Nutzung der königlichen Forſten. 
Von allen Enden werden hier kleinere und größere Überſchüſſe zu⸗ 
ſammengetragen, nach dem Grundſatz, daß „viele wenig ein viel aus⸗ 
machen“. | 

Diefe Verwaltungsüberſchüſſe ſpielen in dem Staatshaushalt der 
zweiten Regierungshälfte Friedrichs eine ſtets wachſende Rolle. Sie 
ſteigen namentlich mit der Erwerbung Weſtpreußens. Nach der Auf⸗ 
zeichnung von 1776 betrugen ſie bereits 5,7 Millionen, nach der von 
1784 ſogar 7,1 Millionen (bei einem Geſamt⸗Staatseinkommen von 
21,70 bzw. 21,73 Millionen). Wir haben hier die Fonds der ſo⸗ 
genannten Dispoſitionskaſſe vor uns, die dem Hofſtaatsrentmeiſter Buch⸗ 
holtz unterſtellt war; ſie hatte im letzten Regierungsjahre des Königs 
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nach Riedel eine Einnahme von mehr als 8 Millionen Taler ). Das 
war mehr als ein Drittel der geſamten Staatseinnahme. Die ver⸗ 
fügbaren Überſchüſſe ſind ſeit 1752 von 2 auf über 7 Millionen ge⸗ 
ſtiegen, während die Einkünfte der Domänenkaſſe nur von 4 ½ auf 
81/2 Millionen, die der Kriegskaſſe (in welche die Steuern floſſen) 
ſogar nur von 3,4 auf 4,9 Millionen gewachſen waren. Man ſieht 
daraus, welche Bedeutung für die Finanzwirtſchaft des Königs dieſes 
Extraordinarium hatte. Es gibt dem ganzen Staatshaushalt einen 
anderen Zug als bisher. Das Charakteriſtiſche des Staatshaushalts 
war bisher das Starre, Unveränderliche der Etats geweſen, das wohl 
dazu dienen konnte, in regulären Zeiten Ordnung und Sparſamkeit 
zu verbürgen und den Staatsſchatz zu füllen, das aber im übrigen für 
die außerordentlichen Bedürfniſſe der Kriegführung und des „Retabliſſe⸗ 
ments“ nach dem Kriege nicht elaſtiſch genug war. Es bedurfte neben 
den Ordinäretats der Staatsverwaltung eines Extraordinariums von 
erheblicher Bedeutung, das — abgeſehen von der Anſammlung der 
Summen, die für den Staatsſchatz beſtimmt waren — noch die Mittel 
darbot, um je nach den Umſtänden außerordentliche Staatsbedürfniſſe 
im Frieden zu decken oder einen erheblichen Zuſchuß zu den Koſten 
der Kriegführung zu liefern. Das war der doppelte Zweck, den der 
König nach dem Kriege ſeiner Dispoſitionskaſſe zugewieſen hat: im 
Frieden nahm er daraus die Gelder für Feſtungsbau, für Landes⸗ 
meliorationen, für landesväterliche Wohltätigkeit in großem Stil, auch 
für die ruſſiſchen Subſidien?) — im Kriege ſollten dieſe Summen 
und ebenſo das, was ſonſt davon in den Staatsſchatz floß), dazu 
dienen, einen namhaften Beitrag zu den Koſten der Feldzüge zu lieſern. 
Darum hütete ſich der König auf das ſtrengſte und warnte auch ſeine 
Nachfolger davor, nichts von dieſen Geldern durch Penſionen oder ſonſt 
durch dauernde Verpflichtungen feſtzulegen. Einmalige Zuwendungen: 
ja; dauernde Zahlungen unter keinen Umſtänden! Das Geld ſoll eben 
in jedem Moment für kriegeriſche Zwecke verwendbar ſein. Dieſe be⸗ 
ſtändige finanzielle Kriegsbereitſchaft ſteht offenbar in Verbindung mit 


1) Staatshaushalt 119. Dabei ſind allerdings die Beſtandsgelder des Vor⸗ 
jahres mit eingerechnet. 

2) 1768 —1774 waren jährlich 500 000 Taler zu zahlen. 

3) Nach der Aufzählung von 1776 waren von dem Überſchuß von 
5,7 Millionen 2 Millionen für den Treſor, 3,7 zur königlichen Dispoſition be⸗ 
ſtimmt; nach der von 1784 ſollten von dem Friedensüberſchuß von 7,12 Millionen 
3 Millionen in den Treſor abgegeben werden, 4,12 Millionen zur königlichen 
Dispoſition verbleiben. 
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dem politiſchen Grundſatz, von dem ſich Friedrich leiten ließ, daß der 
Staatsmann zwar keine Gelegenheiten machen könne, aber die auf⸗ 
tauchenden Gelegenheiten ſofort ergreifen und benutzen müſſe — und 
ſie gibt zugleich der ganzen friderizianiſchen Verwaltung ihr eigentüm⸗ 
liches Gepräge. Der ſchärfere fiskaliſche und zugleich ſtaatsſozialiſtiſche 
Geiſt, der ſich ſeit dem Kriege bemerkbar macht, ſteht in innerem Zu⸗ 
ſammenhang mit dieſen militäriſch⸗politiſchen Notwendigkeiten, die aus 
der ungeſicherten Lage des Staates und aus den beſtändig drohenden 
Gefahren der europäiſchen Lage hervorgingen. 

Daß die Zoll⸗ und Akziſereform nicht in erſter Linie auf eine 
Erhöhung der Einkünfte berechnet war, habe ich ſchon hervorgehoben. 
Es iſt von Wichtigkeit, daß nun aus dem Politiſchen Teſtament mit 
aller wünſchenswerten Klarheit hervorgeht, welches dabei eigentlich das 
wirkliche Hauptmotiv des Königs geweſen iſt. Auf der einen Seite 
iſt es die Wahrnehmung, daß ein ungeheurer Schmuggel im Begriff 
ſtand, ſeine ganze im Intereſſe der Manufakturen eingeführte Schutz⸗ 
zoll⸗ und Verbotspolitik wirkungslos zu machen; auf der anderen Seite 
die Erkenntnis, daß während des Krieges die Akziſeerträge in einer 
Weiſe heruntergegangen waren, die begründete Zweifel an der Zweck⸗ 
mäßigkeit der beſtehenden Verwaltungsorganiſation erweckten; der 
Steuerrat konnte nicht mehr ebenſo für die techniſche Seite der Akziſe⸗ 
verwaltung wie für die Wirtſchaftspolizei und die ſtädtiſche Verwaltung 
verantwortlich gemacht werden. Das Weſentliche der Akziſe- und Zoll⸗ 
reform von 1766 beſteht ja in der Tat in einer Veränderung der 
Behördenorganiſation: in der Herauslöſung dieſes Verwaltungszweiges 
aus der allgemeinen Finanz⸗ und Landespolizeiverwaltung und ſeiner 
Spezialiſierung durch einen beſonderen Behördenapparat mit einem 
neuen, faſt ſelbſtändigen Fachdepartement des Generaldirektoriums an der 
Spitze. Daneben hängt ſie zuſammen mit der verſtärkten Schutz⸗ und 
Prohibitivzollpolitik, namentlich auch mit dem Syſtem der Tranſitzölle, 
das damals erſt völlig ausgebaut wurde, zum Kampfe gegen den 
Schmuggel. Alſo hier ſind in erſter Linie handelspolitiſche und ad⸗ 
miniſtrativ⸗techniſche, nicht fiskaliſche Motive wirkſam geweſen; aber 
allerdings: im Hintergrund ſtand die Erwartung, der der König auch 
in dem Teſtament von 1768 Ausdruck gegeben hat, daß eine Reform, 
die den Unterſchleif und den Schmuggel hindere und beſſere Ordnung 
bei der Erhebung der Gefälle einführe, doch ſchließlich auch, ohne eine 
neue Belaſtung der Untertanen herbeizuführen, höhere Erträge liefern 
müſſe. Wie mäßig dieſe Erträge angeſetzt waren, haben wir geſehen: 
auch hier wurde durch die Fixation der Zoll- und Akziſeeinkünfte nach 
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Maßgabe der Einkünfte des Jahres 1765 und durch die beſondere 
Berechnung der Überſchüſſe über dieſes Fixum jenes Prinzip durchgeführt, 
daß außerhalb eines feſten, im weſentlichen auf den bisherigen Betrag 
der Einkünfte begründeten ordentlichen Etats, der zur Deckung der 
ordentlichen, regelmäßigen Staatsausgaben beſtimmt war, eine verfüg⸗ 
bare Reſerve für außerordentliche Bedürfniſſe geſchaffen werden ſollte, 
hier eben in den Überſchüſſen über die Fixation, die in dem Teſtament 
zu hoch, auf 500 000 Taler, angenommen wurden; ſie beliefen ſich tat⸗ 
ſächlich nur auf zirka 400 000 Taler, 

Das zweifellos vorhandene, in der militäriſch⸗politiſchen Lage be⸗ 
gründete Bedürfnis nach erhöhten Einnahmen ſollte alſo möglichſt auf 
anderem Wege als dem der ſteuerlichen Belaſtung der Bevölkerung ge⸗ 
deckt werden; entbehrliche Genußmittel, wie Tabak und Kaffee, ſollten 
als vornehmſte Steuerobjekte an die Stelle der notwendigen Lebens⸗ 
mittel und Kaufmannswaren treten, die durch die Akziſe erfaßt wurden. 
Das Mehl wurde freigelaſſen, dagegen die ſchweren Biere entſprechend 
höher angeſetzt, während auch das leichte Bier frei blieb. Im Steuer⸗ 
weſen proklamiert das Politiſche Teſtament von 1768 überhaupt die 
Grundſätze der Humanität und der ſozialen Gerechtigkeit mit einer über⸗ 
raſchenden Stärke. Die großen Mängel und Ungleichheiten, die auf 
dem Gebiete der direkten Beſteuerung noch herrſchten, treten allerdings 
in der Betrachtung des Königs kaum hervor. Er ſpricht zwar davon, 
daß die Belaſtung der einzelnen Provinzen eine ſehr ungleiche ſei, daß 
zum Beiſpiel Minden zu viel, die Mark Brandenburg zu wenig bezahle; 
er ſpricht auch gelegentlich, wie ſchon 1752, von der allzu ſtarken Be⸗ 
laſtung der Städte durch die Servisumlagen, der Bauern durch die 
Vorſpannleiſtungen; aber ein Steuerprivilegium des Adels kennt er 
offenbar gar nicht. Nach ſeinen Worten müßte man annehmen, daß 
auch der Adel Grundſteuer bezahlte, was ja freilich in Oſt⸗ und ſpäter 
auch in Weſtpreußen und in Schleſien wirklich der Fall geweſen iſt; 
in den übrigen Provinzen ſah er offenbar den Lehnkanon, den die 
Rittergutsbeſitzer infolge der Allodifikation ihrer Güter zu zahlen hatten, 
als einen Erſatz für die Grundſteuer an. Höchſt auffällig ſticht von 
den herrſchenden Zuſtänden das allgemeine Prinzip ab, das er für das 
Steuerweſen proklamierte und ſeinen Nachfolgern als Richtſchnur vor⸗ 
hält: es iſt nichts geringeres als das Ideal der allgemeinen Ein⸗ 
kommenſteuer mit ſtark progreſſivem Steuerfuß nach oben. Wer 100 Taler 
Einkommen hat, ſoll nicht mehr als 2 Taler davon zahlen; wer 
1000 Taler hat, kann 100 Taler zahlen, ohne daß es ihn zu ſtark be⸗ 
laſtet. Alſo eine Spannung von 2—10 %%! An keinem anderen 
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Punkte des Politiſchen Teſtamentes, das im allgemeinen durchaus auf 
realiſtiſchem Boden ſteht, ſind Ideal und Wirklichkeit ſo weit von⸗ 


einander entfernt wie hier. | =: 


IX. 

Die Regulierung des Wirtſchaftslebens ſteht in dem engſten Zu⸗ 
ſammenhang mit dem ſtaatswirtſchaftlichen Bedürfnis nach Steigerung 
der Finanzkraft. Es konnte gar keine Rede davon ſein, etwa die 
merkantiliſtiſchen Bahnen der bisherigen Wirtſchaftspolitik zu verlaffen, 
ſchon deshalb nicht, weil es die anderen Staaten nicht taten, weil es ſich hier 
um eine allgemeine europäiſche Geſamterſcheinung handelte. Der König 
war aber auch durchaus davon überzeugt, daß er auf dem richtigen 
Wege ſei, und daß es nur gelte, die ergriffenen Maßregeln mit Kon⸗ 
ſequenz durchzuführen und das Syſtem gegen alle Quertreibereien zu 
ſchützen und zu ſichern. So entſpricht dem ſtärkeren fiskaliſchen Zuge 
der Verwaltung eine Steigerung des Schutz⸗ und Prohibitivſyſtems in 
der Handelspolitik, in der Förderung und Regulierung der Gewerbe; 
und beide ſind in letzter Linie Wirkungen des Bedürfniſſes nach ver⸗ 
mehrten Machtmitteln, wie es durch die ungeſicherte Lage des Staates 
und durch die Gefahren der europäiſchen Konſtellation gegeben war. 
Niemals iſt ſo deutlich hervorgetreten, wie der Merkantilismus das ge⸗ 
ſamte Wirtſchaftsleben in den Dienſt der großen ſtaatlichen Intereſſen 
ſtellt und es von ihnen aus leitet; es iſt eben indirekt auch Macht⸗ 
politik — Politik mit wirtſchaftlichen Mitteln. Und vielleicht gerade, 
weil dieſe Seite der Sache ſo handgreiflich zutage tritt, iſt in den 
Ausführungen dieſes Politiſchen Teſtamentes von 1768 mehr noch als 
früher von philanthropiſchen und humanitären Geſichtspunkten die Rede. 
Ofter als 1752 trifft man Außerungen wie die, daß nicht nur der 
Staat mächtig, ſondern auch das Volk glücklich ſein müſſe, daß Humanität 
und Billigkeit regieren müßten, daß der Monarch die Pflicht habe, den 
Schwachen und Unvermögenden zu helfen — aber bei alledem iſt doch 
ganz unverkennbar, daß nicht das Behagen der Einzelnen oder das größt⸗ 
mögliche Glück der größtmöglichen Maſſe das Strebeziel dieſer Politik iſt, 
ſondern die Macht und Größe des Staates, dem jeder in ſeinem Stande 
dienen muß. 


Die große Steuer⸗ und Wirtſchaftsreform, die nach DEM Kriege 
in Angriff genommen wird, und die in der Zoll⸗ und Akziſeregie, in 
der Einführung des Tabakmonopols, in der Begründung der Bank 
gipfelte, knüpft ganz ſichtbar an die politiſch⸗finanziellen Notwendig⸗ 


- 
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keiten an. Die Begründung der Bank motiviert der König in dem 
Teſtament von 1768 hauptſächlich durch das Bedürfnis einer Verbeſſerung 


| AL Wechſelkurſes gegenüber Holland und Hamburg, der in den letzten 


Jahren des Krieges ſo ungünſtig geworden war, daß er eine förmliche 
Tributzahlung an die Geldmärkte dieſer Nachbarn bedeutete. Die Kauf⸗ 
leute ſollten in ihrem Kredit unabhängig gemacht werden durch die Er⸗ 
richtung einer Giro=, Lombard⸗ und Zettelbank. Und neben dieſer Er⸗ 
wägung ſteht eine zweite: der Kredit der Bank könnte in Kriegszeiten 
für den Staat nutzbar gemacht werden. Der König denkt daran, daß 
in der Not der Kriegszeit Mittel geſchafft werden könnten durch die 
Verdoppelung der Noten, die die Bank ausgibt — eine durchaus zu⸗ 
läſſige Maßregel, da man damals noch von dem Grundſatz ausging, den 
ganzen Notenumlauf im vollen Betrage durch das Bankkapital zu decken. 
Aber auch abgeſehen von dieſen großen Neuerungen, die für die 
Zeit nach dem Kriege charakteriſtiſch ſind, tritt in dem Teſtament 
von 1768 der letzte politiſche Zweck des ganzen Syſtems von Wirt⸗ 
ſchaftsmaßregeln viel klarer und bewußter hervor als in den Aus⸗ 
führungen von 1752. | 
Di.ieſer letzte Zweck iſt Vermehrung der Bevölkerungszahl, das heißt 
der Zahl arbeitender und ſonſt dem Intereſſe des Staates dienender 
Menſchen. „Menſchen achte vor den größten Reichtum“ hatte ſchon 
Friedrich Wilhelm I. gefagt, und die ganze innere Politik Friedrichs II. 
ruht ebenſo wie die anderer merkantiliſtiſcher Monarchen auf dem gleichen 
Prinzip, das auch er ſchon in ſeinem Antimachiavell ausgeſprochen hatte; 
aber es iſt doch immerhin merkwürdig, daß eine ausdrückliche Außerung 
in dieſem Sinne in dem Teſtament von 1752 noch nicht vorkommt, daß 
ſie aber in dem von 1768 mit ſtarker Betonung hervortritt und ſeit⸗ 
dem in den Betrachtungen des Königs noch an Bedeutung gewinnt. 
Es iſt offenbar der ſtarke Menſchenverluſt des Krieges, der ihm dieſe 
merkantiliſtiſche Selbſtverſtändlichkeit wieder ganz ſcharf vor Augen ge⸗ 
rückt hat. Und in ſeiner militäriſch⸗politiſchen Lage hat die Zahl der 
Bevölkerung immer eine doppelte Bedeutung für ſeine Berechnungen: 


einmal im Hinblick anf die Möglichkeit, die Armee auf die nötige Stärke 


zu bringen, alſo ein rein militäriſcher Geſichtspunkt, — zweitens, in 
wirtſchaftlicher und finanzieller Beziehung, im Sinne der gewöhnlichen 
populationiſtiſchen Schule des Merkantilismus: Erhöhung des Wohl⸗ 
ſtandes und der Finanzkraft. 
Zur Vermehrung der Bevölkerung aber gibt Friedrich zwei Haupt⸗ 
mittel an: innere Kolonifation und Beförderung der Manufakturen. 
Die innere Koloniſation ſchließt die großen Landesmeliorationen 
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ein, die ja in der Zeit nach dem Siebenjährigen Kriege noch eine weit 
größere Rolle ſpielen als vorher und durch die Mittel der Dispoſitions⸗ 
kaſſe ermöglicht wurden; zugleich aber auch eine durchgehende Verbeſſe⸗ 
rung der landwirtſchaftlichen Methoden, die der König, wie er in dem 
Teſtament klagt, nur äußerſt ſchwer gegen die eingewurzelten Gewohn⸗ 
heiten und die Unluſt zu Neuerungen bei der ländlichen Bevölkerung 
in Aufnahme bringen konnte. Er hebt dabei ganz beſonders hervor die 
Anbahnung einer individuellen Wirtſchaft der einzelnen Hofbeſitzer auf 
kompakter Fläche, die durch Zuſammenlegung der getrennten, in Gemenge⸗ 
lage befindlichen Flurſtücke und durch die Aufteilung der Gemeinheiten 
herbeigeführt werden müſſe. Wir ſehen, daß ihm dabei England als 
Muſter vorſchwebt. Freilich iſt man praktiſch damals noch nicht ſehr 
weit damit gekommen; dafür iſt aber auch die böſe Schattenſeite, die 
dieſe Agrarreformen damals in dem ariſtokratiſch⸗agrariſchen engliſchen 
Klaſſenſtaat gehabt haben, die Aufſaugung des Bauernſtandes durch 
den Großgrundbeſitz, in Preußen durch Friedrich den Großen glücklich 
vermieden worden. 

Bei der Begründung neuer Manufakturen ſollen die Akziſeextrakte 
als Grundlage einer Bedarfsſtatiſtik dienen, die anzeigt, welche Waren 
man aus dem Ausland einführt und in welchem Betrage. Was davon 
im Inland gemacht werden kann, muß in den Bereich der heimiſchen 
Arbeit gezogen werden. Es kommt bei dem ganzen Manufakturweſen 
in erſter Linie darauf an, für den inneren Markt zu produzieren, die 
Einfuhr vom Ausland zu beſchränken. An den Export wird zwar 
auch gedacht, aber doch nur in zweiter Linie; viel wichtiger erſcheint 
dem König die Bekämpfung des Schmuggels, der namentlich unter der 
Maske des Tranſithandels betrieben wurde; wie die Zoll⸗ und Akziſe⸗ 
reform, ſo hat auch das Syſtem der Tranſitozölle hier ſeinen eigent⸗ 
lichen Urſprung. Der Export ruhte übrigens nicht bloß auf der 
Induſtrie, ſondern zum Teil auch auf der Land- und Forſtwirtſchaft. 
Nach dieſer Richtung hin hat der König nach dem Kriege ſich die Frage 
der Getreidehandelspolitik von einem neuen Geſichtspunkte aus an⸗ 
geſehen. Vor dem Kriege intereſſierte ihn, wie das Teſtament von 1752 
zeigt, vornehmlich die ſozialpolitiſche Tendenz der Preisausgleichung, 
der „Balance zwiſchen Stadt und Land“, zwiſchen den Getreide erzeugen⸗ 
den und den Getreide verzehrenden Klaſſen. In dem Teſtamente von 
1768 wendet er ſein Intereſſe vornehmlich der Frage zu, inwieweit 
die Getreideausfuhr erlaubt werden könne. Dabei will er noch zwiſchen 
den einzelnen Provinzen unterſchieden wiſſen. In den mittleren Pro⸗ 
vinzen will er den Export geſtatten, wenn man das Korn für 26 bis 
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28 Groſchen den Scheffel verkaufen kann, und wenn man in Polen 
für 16 Groſchen einkaufen kann; die Einfuhr des polniſchen Kornes 
war ja immer die Vorausſetzung für einen ſtärkeren Export aus den 
preußiſchen Provinzen. | 

Stettin follte der Hauptexporthafen werden nach der Abſicht des 
Königs. Dabei hatte er hauptſächlich den Handel mit Frankreich und 
mit Spanien im Auge. Als Exportwaren kam außer Korn, Holz und der⸗ 
gleichen Produkten namentlich die ſchleſiſche Leinwand in Frage. Um dieſe 
nach den Kolonien zu exportieren ohne die läſtige Vermittlung der Ham⸗ 
burger, hätte Friedrich gern einen Handelsvertrag mit Spanien gehabt; 
doch iſt ein ſolcher ebenſowenig wie mit Frankreich zuſtande gekommen. 
Von dem großen See- und Kolonialhandel nahm Friedrich ebenſo wie 
von einer Seemachtpolitik Abſtand. Wenn er durch die Bengaliſche 
Compagnie in Emden den Export auch in weitere Ferne verſuchsweiſe 
organiſieren ließ, ſo wünſchte er doch, daß ſich dabei kein inländiſches, 
ſondern nur ausländiſches Kapital beteilige; denn er wußte ſehr wohl, 
daß im Fall eines Krieges dieſer ganze Handel unter Umſtänden ſchutzlos 
den Zugriffen ſeiner Gegner, wenn dieſe zu den Seemächten zählten, 
preisgegeben ſein werde. Mehr noch die Beſchränkung der Einfuhr 
fremder Manufaktur⸗ und Luxuswaren als die Vermehrung der Aus⸗ 
fuhr ſollte dazu dienen, eine günſtige Handelsbilanz herbeizuführen. 
Dieſer Geſichtspunkt tritt ebenfalls in dem Teſtament von 1768 klarer 
und deutlicher hervor als früher in dem von 1752, und auch er ſpielt 
ſeitdem eine Rolle von wachſender Bedeutung in den Betrachtungen 
des Königs. Damals, 1768, ſah es ja, infolge der ſchweren Handels⸗ 
und Abſatzkriſis, mit der Handelsbilanz noch nicht beſonders gut aus 
— der König vermeidet es, beſtimmte Angaben zu machen —; ſpäter 
aber hat er ſich ſehr daran gefreut, daß ſich die Handelsbilanz mehr 
und mehr in dem günſtigen Sinne geſtaltete, den er vor Augen hatte. 
1782 rechnete er 41/2 Millionen Überſchuß der Ausfuhr über die Einfuhr. 
Auf ganz ſicheren ſtatiſtiſchen Grundlagen beruhte dieſe Rechnung noch 
nicht; der Miniſter v. Heinitz, der ein ſorgfältiger und kritiſcher Statiſtiker 
war, rechnete eine Million weniger, während die offizielle Statiſtik, die 
für das Publikum und das Ausland beſtimmt war, noch eine Million 
mehr aufwies; der König machte davon für ſich ſchon ſeine Abſtriche. 
Dieſe aktive Handelsbilanz war ihm auch deswegen von großer Wichtig⸗ 
keit, weil ſie ihm eine Rechtfertigung für ſeine ganze Treſorpolitik dar⸗ 
bot. Es wurde ja ſchon damals von den Theoretikern als falſch be⸗ 
zeichnet, große Summen, wie es bei der Anſammlung des Kriegsſchatzes 
geſchah, Jahr für Jahr dem wirtſchaftlichen Verkehr zu entziehen und 
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zinslos daliegen zu laſſen, um ſie jederzeit in Bereitſchaft zu haben. 
Dieſer Vorwurf gegen das Theſaurieren des Geldes hat dem König 
offenbar Kopfzerbrechen gemacht. Der erſte Einwand, den er dagegen 
geltend macht, iſt der, daß ſich gar nicht ſo viel Gelegenheit zur Anlage 
von Kapitalien in ſeinem Lande fände, und daß es am Ende gleich ſei, 
ob das Geld in den Kellern des Schloſſes liege oder im Gewahrſam 
eines Privatmannes, der es nicht ſicher und vorteilhaft anlegen könne — 
dieſem Einwand hat der König wohl ſelbſt nicht allzuviel Gewicht bei⸗ 
gelegt; durchſchlagend aber iſt ſein zweiter Grund: das Theſaurieren 
iſt eine politiſche Notwendigkeit; es geht nicht anders; aus militäriſch⸗ 
politiſchen Gründen muß das Geld immer parat ſein: wieder ein recht 
deutlicher Beweis dafür, daß die Volkswirtſchaft zuletzt doch den politi⸗ 
ſchen Intereſſen untergeordnet iſt. 

Nun rechnet aber der König, daß bei einer günſtigen Handelsbilanz 
die Entziehung mäßiger Summen für den Treſor von dem Verkehr 
wohl ertragen werden könne. Bei einem Überſchuß der Ausfuhr über 
die Einfuhr von 4½ Millionen können ganz gut 3 Millionen jährlich 
dem freien Verkehr entzogen werden; die Umlaufsmittel vermehren ſich 
ja doch Jahr für Jahr immer noch um 1½ Millionen. Unter dieſer 
Vorausſetzung alſo kann die Treſorpolitik ohne Gefährdung der volks⸗ 
wirtſchaftlichen Geſundheit beibehalten werden. Sie ſteht auch bei dieſen 
Erwägungen im Mittelpunkte des ganzen Wirtſchafts⸗ und Finanz⸗ 
ſyſtems. 

X. 

Der militäriſch⸗politiſche Geſichtspunkt, der die Ausführungen des 
Teſtamentes über das Wirtſchaftsleben beherrſcht, dominiert auch in 
den Anſichten über das Verhältnis der einzelnen Stände und Geſell⸗ 
ſchaftsklaſſen untereinander und zum Staate. Die gefliſſentliche Bei⸗ 
behaltung der herkömmlichen ſtändiſchen Gliederung mit der privi⸗ 
legierten Stellung des Adels iſt nach wie vor charakteriſtiſch für die 
Regierungsgrundſätze des Königs. Dabei liegt der Gedanke zugrunde, 
daß Adel, Bürger⸗ und Bauernſtand zum Zweck beſtimmter Leiſtungen 
in den Dienſt des Staates geſtellt und andererſeits von ihm hinſicht⸗ 
lich ihrer beſonderen wirtſchaftlichen Exiſtenzbedingungen geſchützt und 
gefördert werden ſollen: der Adel ſtellt die Offiziere für das Heer und 
die höheren Beamten für Verwaltung und Diplomatie und wird dafür 
im ausſchließlichen Beſitz der Rittergüter geſchützt; der Bürgerſtand 
trägt Akziſe und Servis; dafür ſind ihm Handel und Gewerbe als 
ausſchließlich ſtädtiſche Nahrungen vorbehalten; der Bauernſtand liefert 
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in erſter Linie die Kantoniſten und zahlt die direkten Steuern, darum 
wird er im Beſitz ſeiner Höfe geſchützt und vor der Aufſaugung durch 
den Großgrundbeſitz bewahrt. Der eigentliche Kernpunkt in dieſem 
Syſtem politiſch⸗ſozialer Arbeitsteilung iſt die privilegierte Stellung des 
Adels, und dieſe wiederum beruht auf der unter Friedrich vollends 

durchgedrungenen Gewohnheit, das Offizierkorps aus dem grundbe⸗ 

ſitzenden Adel zu ergänzen. In dieſer Beziehung haben die Erfah⸗ 
rungen des Siebenjährigen Krieges keine Veränderung in den Grund⸗ 
ſätzen des Königs hervorgebracht; das beweiſen die Außerungen des 
Politiſchen Teſtamentes won 1768 ganz unzweideutig. Im Kriege 
waren ja beim Mangel adligen Erſatzes auch Bürgerliche zu Offizier⸗ 
ſtellen befördert worden; aber ſie wurden bei der Zurückführung des 
Heeres auf den Friedensfuß meiſt wieder entfernt, zu den Garniſon⸗ 
regimentern oder den als nicht ganz regulär betrachteten Dragonern 
oder Huſaren abgeſchoben. Der König hielt durchaus daran feſt, ſeine 
Offiziere aus dem Adel zu nehmen. Der Adel galt ihm als eine Art 
Kriegerkaſte, die in ſeinem Militärſtaat eine bevorzugte Stellung ver⸗ 
diente. In dieſer Auffaſſung hat er ſich ſeit dem Kriege offenbar noch 
beſtärkt. Er fühlt das Bedürfnis, ſeinen Standpunkt zu rechtfertigen; 
und dieſe Rechtfertigung gipfelt in dem Preis der kriegeriſchen Tugen⸗ 
den ſeines Adels und in einer ſehr abſchätzigen Beurteilung des Bürger⸗ 
ſtandes, dem der König im großen und ganzen (gewiſſe Ausnahmen 
vorbehalten) eine niedrige Geſinnung und Mangel an Fähigkeit zu per⸗ 
ſönlichem Auftreten vorwirft. Es mag dahingeſtellt ſein, ob hier mehr 
beſtimmte Erfahrungen eingewirkt haben, oder der Eigenſinn einge⸗ 
wurzelter Neigungen und Vorurteile, die ja damals allgemein im 
Schwange gingen. Die Abneigung des Königs richtet ſich namentlich 
gegen den reichgewordenen Geſchäftsmann, der auf Grund ſeines Reich⸗ 
tumes eine Rolle im Staatsleben zu ſpielen ſucht, und den er davon 
ausſchließen will. Er widerſtrebt namentlich dem Begehren ſolcher 
Leute, Rittergüter zu erwerben und ſich damit die Pforte zu Amtern 
und Ehrenſtellen zu eröffnen. Er ſtellt richesse und vertu einander 
als Gegenſätze gegenüber; nur die vertu ſoll Anſpruch auf Auszeich- 
nung im Staat geben; und die glaubt er eben in der Hauptſache nur 
beim Adel zu finden. Darum wünſcht er, daß die Adelsfamilien im 
möglichſt ausſchließlichen Beſitz der Rittergüter bleiben ſollen. Das 
war ja ein alter Wunſch von ihm; aber zu ſeiner Verwirklichung hat 
er jetzt ein neues Mittel gefunden, auf das er in dem Teſtament mit 
dem größten Nachdruck hinweiſt: es iſt die fideikommiſſariſche Bindung 
des ritterſchaftlichen Grundbeſitzes, namentlich in der Form von Majo⸗ 
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raten. Das Vorbild dazu hatten ihm Einrichtungen in den öſter⸗ 
reichiſchen Erbländern gegeben. Er klagt, daß dieſe Anregung in den 
Kreiſen der Gutsbeſitzer auf ſtarke Abneigung ſtoße, aber er ſieht in 
den Fideikommiſſen das einzige Mittel, den Grundbeſitz in den 
ritterſchaftlichen Familien zu befeſtigen, nachdem er durch die Allodi⸗ 
fikation der Lehen den Wechſelfällen des freien Verkehrs ausgeliefert 
worden war. 

über eine Veränderung des gutsherrlich⸗bäuerlichen Verhältniſſes 
ſagt das Politiſche Teſtament von 1768 nichts. Das iſt nicht ohne 
Bedeutung in Anbetracht der Tatſache, daß unmittelbar nach dem Kriege, 
bei Inangriffnahme des Retabliſſements in Pommern an den damit 
beauftragten Geheimen Finanzrat von Brenkenhoff die bekannte apo⸗ 
diktiſche Weiſung ergangen war, daß alle Leibeigenſchaft von Stund' 
an abgeſchafft werden ſollte. Der Anlauf iſt ja bekanntlich nicht zum 
Ziele gelangt: die Gutsherren ließen durch Brenkenhoff dem König 
vorſtellen, daß bei ihnen von eigentlicher Leibeigenſchaft nirgends die 
Rede ſei, und der König hat dann von einer Anderung der Verhält⸗ 
niſſe überhaupt Abſtand genommen. Das iſt der Hintergrund für das 
Schweigen darüber in dem Politiſchen Teſtament von 1768. Wir 
wiſſen nichts Näheres über die Verhandlungen mit Brenkenhoff und 
über die Motive des Königs; aber ergänzend tritt hier eine Außerung 
in dem Aufſatz über die Regierungsformen ein, der 1777 geſchrieben 
wurde. Hier iſt der König, bei der nachdrücklichſten grundfäglichen Ver⸗ 
werfung des bäuerlichen Dienſtverhältniſſes doch zu der Überzeugung 
gelangt, daß eine Veränderung zurzeit unmöglich ſei. Er weiſt dabei 
auf die Tatſache hin, daß das gutsherrlich⸗bäuerliche Verhältnis auf 
Verträgen beruhe und nicht ohne Entſchädigung der Gutsherren auf⸗ 
gehoben werden könne; das würde nicht nur gegen das Recht ver⸗ 
ſtoßen, ſondern auch die ganze Gutswirtſchaft über den Haufen werfen. 
Alſo Entſchädigung war nötig, und dieſe hätte der Staat zahlen 
müſſen, da die Bauern dazu nicht in der Lage waren und der König 
weit entfernt davon war, an Landabtretung zu denken. An dieſem Punkte 
entſchied ſich für den König die Unmöglichkeit der ganzen Reform. Die 
Staatsfinanzen waren durch die militäriſch⸗politiſchen Notwendigkeiten 
zu einer ſo ſtrengen und genauen Ordnung gezwungen, daß für ſolche 
Zwecke keine Mittel verfügbar waren. Man ſieht hier recht deutlich, 
wie das alles beherrſchende Bedürfnis der militäriſchen Sicherung des 
Staates in ſeiner ungeſchützten Lage zwiſchen den großen Mächten die 
Urſache dafür geweſen iſt, daß an ſich notwendige Reformen von der 
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größten Wichtigkeit, die von weitreichenden Folgen begleitet geweſen 
ſein würden, damals unterblieben ſind. Im Hintergrunde iſt auch wohl 
noch das unausgeſprochene Motiv wirkſam geweſen, daß dem König 
wegen der Dienſte des Adels ſehr viel auf die Erhaltung ſeines guten 
Willens ankam. Dafür wurde nun freilich der Bauernſtand als Ganzes 
energiſch geſchützt, ſo daß er in Preußen nicht wie anderswo dem Aus⸗ 
dehnungsbedürfnis des ritterſchaftlichen Grundbeſitzes zum Opfer fallen 
konnte. Dieſer Bauernſchutz tritt auch in dem Politiſchen Teſtament 
von 1768 kräftig hervor. Der König weiß ſehr wohl, daß der Bauern⸗ 
ſtand den ſtärkſten Druck der öffentlichen Laſten zu tragen hat: er hat 
die Mühe und Arbeit, und andere haben den Ruhm. Das war für ihn 
ein Antrieb, durch die Verbeſſerung des Landſchulweſens dieſen Stand 
geiſtig zu heben, vor allem um ihm die Möglichkeit zu wirtſchaftlichem 
Aufſtieg zu geben. In dieſem Zuſammenhang erſcheinen bemerfens- 
werterweiſe die mit dem Landſchulreglement von 1763 verbundenen 
Beſtrebungen in dem Politiſchen Teſtament von 1768. 

Der König war nicht blind gegen die Schwächen des von ihm 
begünſtigten Adels; aber was er bei der Charakteriſtik der verſchiedenen 
Provinzen an ihm zu tadeln findet, iſt mehr Mangel an feinerer 
Bildung, Hang zum Luxus, Sorgloſigkeit und Bequemlichkeit, als Hoch⸗ 
mut und Härte gegen die unteren Klaſſen. Der oſtpreußiſche Adel 
hatte ſich während des Siebenjährigen Krieges Friedrichs Ungnade zu⸗ 
gezogen, weil er den Ruſſen zu bereitwillig entgegengekommen war; 
aber das Politiſche Teſtament von 1768 zeigt, daß der König geneigt 
war, das Unrecht zu vergeſſen, nachdem er ſeine Unzufriedenheit dar⸗ 
über nachdrücklich hatte fühlen laſſen. Von dem kleveſchen Adel, der 
allerdings im Ausſterben begriffen war, hält der König nach wie vor 
nichts; er ſtimmt darin mit dem Urteil ſeines Vaters überein. Als 
ein neuer Zug in dem Politiſchen Teſtament von 1768 iſt mir auf⸗ 
gefallen, daß bei der Charakteriſtik der Provinzen und auch ſonſt hier 
mehr von dem gemeinen Manne die Rede iſt als in dem von 1752. 
Zweifellos haben Erfahrungen aus dem Kriege dazu Veranlaſſung ge- 
geben. Der König hebt es rühmend hervor, daß Bauernſöhne aus 
Minden freiwillig zu ſeinen Fahnen geeilt ſeien, um das Vaterland 
zu verteidigen, und daß die Bevölkerung in Magdeburg Sammlungen 
veranſtaltet habe, um dem abgebrannten Pommerland zu Hilfe zu 
kommen. Man ſieht, wie das Aufdämmern eines ſtaatlichen Gemein⸗ 
ſinnes in den unteren Klaſſen ihm in Rührung und Bewunderung 
das Herz bewegt. | 
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XI. 

Es verſteht ſich von ſelbſt, daß dies ganze politiſche Syſtem nur 
durch eine autokratiſche Regierungsweiſe gehandhabt werden kann. In 
dieſer Beziehung hat ſich in den Anſichten, die Friedrich bisher prak⸗ 
tiſch betätigt hatte, und die ſchon in dem Politiſchen Teſtament von 
1752 einen ſo entſchiedenen Ausdruck gefunden hatten, gar nichts ge⸗ 
ändert. Er hielt es für nötig, ſein eigener auswärtiger und Kriegs⸗ 
miniſter zu ſein, und ſah in den Miniſtern nur Handlanger, die 
ſeinen Willen auszuführen und die Einzelheiten der verſchiedenen Ge⸗ 
ſchäftszweige zu beſorgen hatten. Das iſt die praktiſche Ausgeſtaltung 
ſeines Grundſatzes, daß der König der erſte Diener des Staates ſein 
ſolle; zutreffend wäre wohl die Überſetzung: der erſte Beamte des Staates; 
das war er etwa in demſelben Sinne wie heute ein preußiſcher Miniſter⸗ 
präſident. Von kollegialiſchen Beratungen hält er nichts; Politik, 
Finanzen und Militär müſſen in einem Kopfe ſyſtematiſch miteinander 
verbunden und von einem Willen nach feſtem Plane gelenkt werden. 
Die Anarchie unter den franzöſiſchen Reſſortminiſtern erſchien ihm als 
ein jo gefährliches Übel, daß ein Staat wie Preußen ſofort daran zu: 
grunde gehen müßte, während eine alte Großmacht wie Frankreich es 
eine Zeitlang aushalten könnte. Übrigens ſieht man aus ſeinen 
Außerungen, daß die Annäherung der preußiſchen Verwaltungsorgani⸗ 
ſation an das Syſtem der Fachminiſterien doch ſchon weiter ging, als 
man im allgemeinen annimmt. Er unterſcheidet ſechs große Fach⸗ 
departements: Juſtiz, Krieg, Finanzen, Handel und Manufakturen, 
Kommiſſariat und Auswärtiges. Das Kriegsminiſterium beſorgte er 
ganz allein; das Finanzminiſterium iſt das Generaldirektorium in 
ſeiner alten Geſtalt mit den vier Provinzialdepartements, die damals 
zu dreien zuſammengezogen worden waren; das Miniſterium für 
Handel und Manufakturen iſt das von ihm begründete 5. Departe⸗ 
ment, kombiniert mit dem neuen Fachdepartement für Zoll⸗ und Akziſe⸗ 
verwaltung (das an die Stelle der 4. getreten war); was er 
Kommiſſariat nennt, iſt das 6. Departement des Generaldirektoriums 
für Militär⸗, Okonomie und⸗ Proviantſachen. Aber er war weit ent⸗ 
fernt davon, dieſe Miniſterialdepartements durchweg unter einheitliche 
Leitung zu ſtellen, wie er es mit den beiden letzten von ihm ſelbſt ge⸗ 
ſchaffenen Departements getan hatte; die älteren behielten vielmehr ihre 
hergebrachte kollegiale Form. Freilich wurde das Kollegialitätsprinzip 
vielfach durchbrochen zugunſten einer Organiſationsform, bei der es 
möglich war, einzelne Perſonen mit ſchärferer Verantwortlichkeit zu be⸗ 
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laften und ihnen zugleich promptere Handlungsfähigkeit und ſtärkere 
Autorität, zu geben. Die Kammerpräſidenten werden vom König 
geradezu als die verantwortlichen Leiter der Verwaltung im Kammer⸗ 
bezirk angeſehen, nicht bloß als vorſitzende Mitglieder eines Kollegiums. 
Noch weiter aber war der König von dem Gedanken entfernt, aus 
den Miniſtern der verſchiedenen Geſchäftszweige ein Konſeil zu bilden, 
in dem der Zuſammenhang der Geſchäfte auf kollegialiſchem Wege zum 
Ausdruck gekommen wäre. Er hielt durchaus an dem autokratiſchen 
„Divide et impera“ feſt und wollte der einzige ſein, der das Ganze 
der Regierung überſah. Er war der Meinung, daß auch ſeine Nach⸗ 
folger ſo regieren ſollten und müßten, und daß keine außerordentliche 
Begabung, ſondern nur Fleiß und guter Wille dazu gehöre. Freilich 
ein Monarch wie Ludwig XV., deſſen ſchlimmes Beiſpiel er immer 
vor Augen hatte, war nicht dazu geeignet, ſelbſt zu regieren; das be⸗ 
wies der völlige Mangel an Einheit in der franzöſiſchen Regierung, 
wo jeder Fachminiſter ohne Rückſicht auf die übrigen ſeinen Weg ver⸗ 
folgte. Bei einer derartigen Schwäche der monarchiſchen Leitung hielt 
Friedrich die Einrichtung eines Premierminiſters, die Ludwig XV. 
anfangs gehabt, dann aber abgeſchafft hatte, bei weitem für das Beſſere; 
aber er unterließ doch nicht, ſeine Nachfolger daran zu erinnern, daß 
in dem brandenburgiſchen Hauſe die Premierminiſter ſtets vom Übel 
geweſen wären; er wies dabei auf Schwartzenberg und Kolbe von 
Wartenberg hin. Hätte er Danckelmans Verdienſte gekannt, der ja auch 
in ſeinen brandenburgiſchen Denkwürdigkeiten längſt nicht nach Gebühr 
gewürdigt worden iſt, ſo wäre das Urteil wohl minder ſcharf geweſen. 
Später ſind doch auch Stein und Hardenberg, denen der Staat 
1807—1813 feine Wiederherſtellung in erſter Linie verdankt, Premier⸗ 
miniſter geweſen, und in gewiſſem Sinne wird man auch Bismarck, 
namentlich in der letzten Epoche ſeines Miniſteriums, dazu rechnen 
dürfen. Die traditionelle Abneigung gegen die Inſtitution der 
Premierminiſter im Hauſe der Hohenzollern iſt eine verhängnisvolle 
Erbſchaft der friderizianiſchen Epoche. 


XII. 

Ich habe verſucht in dem hier vorgelegten Gedankenzuſammenhang 
gleichſam das Skelett der Staatsraiſon heraus zu präparieren, das in 
dem ſehr reichen und mannigfaltigen Inhalt des Politiſchen Teſtamentes 
ſteckt und das Ganze des friderizianiſchen Regierungsſyſtems trägt 
und zuſammenhält. Eine eigentliche Kulturpolitik gehört nicht zu 
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dieſem Syſtem. Was Friedrich in dieſer Hinſicht erſtrebt hat — unſere 
Akademie legt ja Zeugnis davon ab — entſpringt mehr einer perſön⸗ 
lichen Liebhaberei als der Einſicht in die innere Zuſammengehörigkeit 
von Staat und Geiſteskultur. In ſeinen Politiſchen Teſtamenten haben 
dieſe Beſtrebungen keinen Platz gefunden. Wohl aber muß ich zum 
Schluß noch auf zwei Kapitel hinweiſen, deren Gegenſtand zu be⸗ 
deutend auch für das Staatsleben war, um in dem Politiſchen Teſta⸗ 
ment unerwähnt zu bleiben, die aber ſichtlich aus dem ſtreng ge⸗ 
ſchloſſenen Gedankenkreiſe der politiſch⸗militäriſchen, finanziellen, wirt⸗ 
ſchaftlich⸗ſozialen Intereſſen hinausragen, — das find die, in denen 
von Juſtiz und von Religion die Rede iſt. Religion und Juſtiz — 
das waren einſt in dem alten territorialen Fürſtenſtaate des 16. und 
17. Jahrhunderts die erſten und vornehmſten Staatszwecke geweſen; 
dann waren ſie im 17. und 18. Jahrhundert mehr in den Hinter⸗ 
grund getreten vor den zur Zeit dringenderen militäriſchen und finan⸗ 
ziellen Staatsnotwendigkeiten, aus denen die neue Staatsräſon ent⸗ 
ſprungen ft. Friedrich ſelbſt hat ja nun gerade wieder durch feine 
neuen Regierungsgrundſätze auf dieſen Gebieten Epoche gemacht. Sein 
Grundſatz, daß in den Gerichten die Geſetze ſprechen und der Monarch 
ſchweigen müſſe, oder der, daß in ſeinen Staaten jeder nach ſeiner 
Faſſon ſelig werden könne, haben vor allem dazu beigetragen ſeinem 
militäriſch⸗merkantiliſtiſchen Regiment die Marke des aufgeklärten Ab⸗ 
ſolutismus aufzuprägen. Seine Ausführungen über Juſtiz in dem Po⸗ 
litiſchen Teſtamente von 1768 ſtehen zwiſchen den beiden großen Reform⸗ 
epochen, der Coccejiſchen und der Carmerſchen. Mit Genugtuung blickt 
er auf die erſteren zurück, durch die er lange Verſäumtes nachgeholt und 
ein großes Beiſpiel aufgeſtellt hatte; aber ſo ſtarkes Gewicht er auch 
auf dieſes Gebiet ſeiner Regierungstätigkeit legt, es bildet hier in dem 
Politiſchen Teſtament doch gleichſam ein Außenwerk; es paßt nicht 
recht in den Militär- und Polizeiſtaat hinein, deſſen Zuſammenhänge 
den Autor doch in erſter Linie intereſſieren. Das drängt ſich beim 
Leſen des Politiſchen Teſtamentes ohne weiteres auf. Aber gerade 
daß neben dem Militär- und Polizeiſtaat doch auch ſchon die Umriſſe 
des künftigen Rechtsſtaates ſich hier abzeichnen, gehört mit zu dem 
eigentümlichen Weſen der friderizianiſchen Regierung, die eben einen 
ungelöſten Gegenſatz von fruchtbarſter Entwicklungs möglichkeit in ſich 
birgt. Man würde der Bedeutung der Juſtiz im friderizianiſchen 
Staate doch nicht gerecht werden, wenn man den geſicherten Rechts⸗ 
ſchutz für jedermann, den ſie verbürgen ſollte, nur als die notwendige 
Vorbedingung für die Entwicklung von Wohlfahrt und Macht anſehen 
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wollte. Dieſe Erwägung ift fiderlid von ſtarker Bedeutung geweſen; 
aber darüber hinaus handelt es ſich doch auch um das Recht als 
ſelbſtändigen Staatszweck; es handelt ſich ſchon um den Geiſt des All⸗ 
gemeinen Landrechts mit ſeinen konſtitutionellen Garantien für die 
Privatrechtsſphäre des Individuums, von denen Suarez geſprochen 
hat. Ein Stück der amerikaniſch⸗franzöſiſchen Menſchenrechte, die ja 
eine ſtarke Wurzel in der Aufklärung haben, ſteckt auch in dieſer 
Juſtizpolitik des aufgeklärten Deſpoten. Und ganz ähnlich ſteht es 
mit der religiöſen Toleranz und Gewiſſensfreiheit, die mit zu jenen 
konſtitutionellen Garantien des aufgeklärten Deſpotismus gehört. Es 
iſt doch wichtig, daß in dem Politiſchen Teſtament die Kirche keines⸗ 
wegs bloß als ſtaatliche Polizeianſtalt aufgefaßt wird, weder die evan⸗ 
geliſche noch die katholiſche; nur die Autonomie des Staates gegenüber 
der Kirche wird auf das ſtärkſte betont; jeder Verſuch kirchlicher Autori⸗ 
täten, religiöſe Zwietracht zu ſtiften, ſoll verhütet werden. Der 
Grundſatz der Denk- und Gewiſſensfreiheit aber ift ebenſo wie der 
einer unbedingten Sicherung des Rechtsſchutzes für jedermann gewiſſer⸗ 
maßen als Remedium gegen die unvermeidlichen Härten des militäriſch⸗ 
merkantiliſtiſchen Polizeiſtaates in ſeiner grandioſen Einſeitigkeit auf⸗ 
zufaſſen. Der harte Druck des Staates entſprang ja nicht deſpotiſcher 
Willkür, ſondern dem politiſchen Gebote der Selbſterhaltung. Er reichte 
nicht weiter, als es unter dieſem Geſichtspunkte erforderlich ſchien. 
Je mehr die politiſche Lage nach dem großen Kriege zu einer fortge⸗ 
ſetzten Steigerung der ſtaatlichen Laſten und Forderungen zwang, deſto 
ſtärker wird in dem Politiſchen Teſtament der Grundſatz der „humanité“ 
und das Ziel der Glückſeligkeit des Volkes betont. Es iſt eine pſycho⸗ 
logiſch leicht begreifliche Kontraſterſcheinung. Man wird überhaupt 
ſagen dürfen, daß die intimen Außerungen der Perſönlichkeit Friedrichs 
in der Zeit nach dem Kriege eher mildere als ſtrengere Züge auf⸗ 
weiſen. Die ziemlich allgemein verbreitete Meinung, als ſei der König 
mit den Jahren immer härter, kälter, ſchroffer geworden, als habe die 
Menſchenverachtung bei ihm zugenommen, wird durch den Ton des 
Politiſchen Teſtamentes von 1768 nicht beſtätigt; es zeigt eher eine 
Wandlung im umgekehrten Sinne. Die milden, gütigen Züge ſeiner 
Natur treten mit dem zunehmenden Alter ſtärker hervor als die harten 
und ſcharfen. Prometheus iſt ſich der Grenzen der Menſchheit bewußt 
geworden. Was von religiöſem Gefühl in ihm war, regt ſich bei dem 
Gedanken an die „Majeſtät des Staates“, die wie ein höheres Weſen 
über ihm ſchwebt. Dem Schluſſe des politiſchen Kapitels, wo er ſeine 
Wünſche für die Zukunft des Staates ausſpricht, hat er eine feierliche 
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Wendung gegeben: „en recommandant encore le salut de cet Etat, 
sa prospérité, sa félicité, sa gloire à celui, qui gouverne tous: ces 
mondes divers, qui abaisse, qui élève les empires et qui tient dans 
ses mains la destinée de tout l'univers“. 

Wenn die Politiſchen Teſtamente Friedrichs des Großen einmal 
vollſtändig veröffentlicht fein werden, fo wird man ſie nicht bloß als 
hiſtoriſche Dokumente von höchſtem Wert ſchätzen, ſondern auch rein 
literariſch als Muſterbeiſpiel einer nur in ſeltenen Exemplaren ver⸗ 
tretenen Gattung politiſcher Lehrſchriften, in denen die politiſche In⸗ 
dividualität eines Staates, das Ganze ſeiner eigentümlichen Kräfte und 
Intereſſen in einem zuſammengefaßten, lebensvollen Bilde von kun⸗ 
diger Hand dargeſtellt wird. Das praktiſche Bedürfnis nach dieſer 
Literaturgattung tritt ja in der Gegenwart wieder ſtärker hervor, nach⸗ 
dem ſie faſt verſchwunden zu ſein ſchien. Allerdings ſtehen die Be⸗ 
trachtungen der friderizianiſchen Teſtamente auf einem anderen geiſtigen 
Grunde als der, auf den die Gegenwart ſie ſtellen würde. Friedrich 
iſt noch ganz von der Auffaſſung durchdrungen, die die Aufklärung 
von der Renaiſſance übernommen hat, und die die Lebensluft der ab⸗ 
ſoluten Monarchie bildet: daß der Staat in der Hauptſache ein Werk 
individueller Klugheit und Tatkraft großer Monarchen und Staats⸗ 
männer ſei, ein künſtlicher Mechanismus, der auf die Lebensbedingungen, 
die Sitten und Gewohnheiten, die Intereſſen und Leidenſchaften der 
Menſchen berechnet iſt, eine Maſchine zur Bewegung und Beherrſchung 
der Maſſen. Von dem organiſchen Charakter des Staates, von ſeinen 
ſelbſttätigen inneren Lebenskräften, von der Dynamik ſozialer Ent⸗ 
wicklung hat er noch keine Ahnung. Er hat bei ſeinem Ausblick in die 
Zukunft weder die franzöſiſche Revolution vorausgeſehen noch die 
Notwendigkeit tiefgreifender innerer Reformen für ſeinen eigenen Staat. 


Er nahm wohl an, daß das von ihm ausgebildete Syſtem eines auf 


ariſtokratiſcher Baſis errichteten Militär⸗ und Beamtenſtaates unter 
der ausgleichenden auf das Gemeinwohl gerichteten Leitung eines auf⸗ 
geklärten Abſolutismus ſich auf unbegrenzte Zeit hinaus erhalten 
könne, wenn nur dieſe Leitung nicht verſage. Er kannte im Staats⸗ 


leben wohl die allgemeine Veränderlichkeit der menſchlichen Dinge, aber 


nicht eigentlich eine auf geſetzmäßigen Zuſammenhängen beruhende Ent⸗ 
wicklung. Der eigentümliche hiſtoriſche Charakter des preußiſchen 
Staates als einer in gewiſſem Sinne künſtlichen Schöpfung der hohen⸗ 
zollernſchen Dynaſtie ohne eigentlichen Nationalgeiſt beförderte die 
Theorie wie die Praxis der Staatsmaſchine. Und ſo ſtark auch der 
Unterſchied der heutigen Staatsanſchauung von der der Politiſchen 
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Teſtamente des großen Königs iſt — der Grundzug feines praktiſchen 
Syſtems der Politik, den man wohl kurz mit dem freilich ſehr viel- 
deutig und mißverſtändlich gewordenen Schlagwort des Militarismus 
bezeichnen kann, hat ſich durch alle Veränderungen des 19. Jahrhunderts 
hindurch unſerem Staatsleben als eine lebendige Macht erhalten — nicht 
darch die überzeugende Kraft jener Teſtamente, von denen die Nachfolger 
merkwürdig wenig Notiz genommen haben, aber durch den fortwirken⸗ 
den Zwang der ſchweren und ungünſtigen politiſchen Lebensbedingungen, 
die unſerem Volke durch Natur und Geſchichte auferlegt ſind. 
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1. Die Vorgeſchichte des polniſchen Handelsvertrages 
(Das Merkantilſyſtem. Die Handelspolitik Friedrichs des Großen. Der Zoll⸗ 
krieg mit Sachſen und Öfterreih. Der polniſche Zolltarif von 1764. Preußiſche 

Gegenmaßregeln.) 

Die Handelspolitik Friedrichs des Großen ſtand im Zeichen des 
Merkantilſyſtems 1). In feinen Anordnungen auf handelspolitiſchem 
und volkswirtſchaftlichem Gebiete erkennt man deutlich den Einfluß der 
merkantiliſtiſchen Anſchauungen⸗ und Beſtrebungen, welche vom 16. bis 
zum Ende des 18. Jahrhunderts die Wirtſchaftspolitik aller europäiſchen 
Staaten beherrſchten. Der Merkantilismus ſah das Heil. eines Staates 
und ſeiner Bewohner in einer aktiven Handelsbilanz, d. h. der Wert 


1) Schmoller, Das Merkantilſyſtem in ſeiner hifkoriſchen Bedeutung: 
Umriſſe und Unterſuchungen, S. 1 ff. 
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der Ausfuhr mußte den Wert der Einfuhr überſteigen. Sache der 
Regierung oder des Regenten war es, dafür zu ſorgen, daß die Ein⸗ 
fuhr fremder Waren hinter der Ausfuhr der im Staate ſelbſt erzeugten 
Produkte zurückblieb. Sollte dieſes Ziel erreicht werden, ſo mußte das 
Staatsgebiet einen Überſchuß an Waren hervorbringen, damit nicht 
allein der innere Bedarf mit einheimiſchen Erzeugniſſen gedeckt, ſondern 
auch ein gewiſſer Abſatz im Auslande erzielt werden konnte. Die Re⸗ 
gierung mußte ihr Augenmerk in erſter Linie auf diejenigen Induſtrien 
richten, welche zur Verſorgung des inneren Marktes unentbehrlich waren, 
um die Einfuhr vom Auslande einzuſchränken, dann aber auch auf 
ſolche, welche geeignet waren, Produkte für die Ausfuhr zu liefern; ſie 
mußte ſie in jeder Weiſe ſchützen und fördern durch Fürſorge für ge⸗ 
eignete und gut ausgebildete Arbeiter, durch Erſchwerung der Einfuhr 
gleichartiger auswärtiger Erzeugniſſe, durch Ausfuhrverbote für die zur 
Herſtellung notwendigen Rohſtoffe und durch Begünſtigung der Ein⸗ 
fuhr der gleichen Rohmaterialien aus dem Auslande, durch Anlage 
von Meſſen und Märkten, um den Verkauf zu erleichtern, durch Meß⸗ 
und Exportprämien, durch Gründung von Handelsgeſellſchaften ſowie 
durch den Abſchluß günſtiger Handelsverträge. Nach dieſen Grund⸗ 
ſätzen traf auch König Friedrich feine Maßnahmen zum Schutze. und 
zur Förderung des preußiſchen Wirtſchaftslebens; er ſuchte die ein⸗ 
heimiſche Induſtrie zur Grundlage des Handels zu machen. : 
Als Friedrich II. zur Regierung kam, beruhte der Handel in 
ſeinen Staaten hauptſächlich auf dem Vertrieb ausländiſcher Fabrikate. 
Die preußiſchen Kaufleute waren mehr oder minder Kommiſſionäre aus⸗ 
wärtiger Firmen und verſorgten gegen einen geringen Gewinnanteil 
den inneren Markt mit franzöſiſchen, engliſchen und anderen fremden 
Manufakturwaren. Der Gewinn für Staats- und Volkswirtſchaft war 
bei einem derartigen Handelsbetriebe nicht groß, und die wirtſchaft⸗ 
lichen Kräfte des Landes blieben unentwickelt. Deshalb wollte der 
König die Art des Handels in ſeinem Gebiete von Grund aus ändern. 
Er war unzufrieden damit, daß die Bedürfniſſe des Landes mit fremden 
Fabrikaten gedeckt wurden, daß die preußiſchen Kaufleute vom Aus⸗ 
lande abhängig waren, und daß ſeine Untertanen ſo geringen Nutzen 
von den kaufmänniſchen Geſchäften hatten. Den Theorien des Merkan⸗ 
tilismus entſprechend, ging ſeine Abſicht dahin, den Handel ſeiner Pro⸗ 
vinzen mehr auf den Vertrieb heimiſcher Fabrikate hinzuweiſen. Die 
Kaufleute ſollten nicht mehr Geſchäftsträger fremder Handelshäuſer 
fein, fie ſollten enen auf inländiſcher Induſtrietätigkeit beruhenden 
Eigenhandel treiben. Da aber die Produktion in den Ländern des 
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Königs noch recht gering war, mußte zuerſt für Fabriken und Manu⸗ 
fakturen, welche den Markt ausreichend mit Waren verſehen konnten, 
Sorge getragen werden. Demgemäß berückſichtigte Friedrich erſt in 
zweiter Linie den Handel als ſolchen. An erſter Stelle ſtand für ihn 
die Sorge für die Induſtrie. Er ſelbſt hat ſeinen Anſichten darüber 
folgendermaßen Ausdruck gegeben: „Die Induſtrie iſt freilich die Säug⸗ 
amme eines Landes und der Handel die belebende Seele eines Staats; 
allein dies findet nur in ſolchen Ländern ſtatt, wo die Induſtrie die 
Grundfeſte des Handels und der Handel der Geſchäftsmann der In⸗ 
duſtrie iſt. Die Induſtrie iſt bei mir in vieler Abſicht noch in der 
Wiege, und der Handel in meinen Staaten iſt nichts weiter als der 
Handlanger des fremden Handels. Ich bleibe immer der Induſtrie 
gewogen, denn ich muß auf alle Fälle meinem Volke was zu tun 
geben, und ſo viel iſt doch gewiß, daß ein Fabrikant zweitauſend 
Hände und darüber beſchäftigen kann, wenn ein Handelsmann kaum 
deren zwanzig beſchäftigt. Ich prohibiere, ſo viel ich kann, weil dieſes 
das einzige Mittel iſt, daß meine Untertanen ſich dasjenige ſelbſt 
machen, was ſie nicht anderswoher bekommen können.“ 1) Friedrich 
glaubte auch, wie alle Anhänger des Merkantilſyſtems, man müſſe 
nicht nur dafür ſorgen, daß das Geld im Lande bleibe, ſondern auch 
veranlaſſen, daß möglichſt viel ausländiſches Geld in die Taſchen der 
Untertanen fließe. In ſeinem Politiſchen Teſtament von 1752 ſagt 
er darüber: „Le fondement du commerce et des manufactures est 
d'empêcher l' argent de sortir et d'en faire rentrer. On empêche 
l’argent de sortir en fabriquant chez soi toutes les choses qu’on 
prenait autrefois de l’étranger .... En second lieu, on empêche 
l'argent de sortir. en aussi grande abondance qu'il arriverait sans 
cela, en cherchant les choses dont on ne peut se passer à leur 
source, en trafiquant soi-même, ce qui fait que la marchandise 
qui coûtait un écu, lorsqu'on l’achetait à Hambourg, ne coûtera 
qu’un florin, achetée en Espagne.“ 2) Unter ſolchen Geſichtspunkten 
traf der König ſeine Maßregeln. Er veranlaßte und unterſtützte die 
Gründung von Fabriken. Den Vertrieb einheimiſcher Fabrikate förderte 


1) Friedrich's des Zweyten, Königs von Preußen, ökonomiſch⸗politiſches 
Finanzſyſtem; gerechtfertigt durch deſſen geheimen Oberfinanzrath und erſten 
Regiſſeur de la Haye de Launay, S. 75. 77. Dieſe Schrift iſt die deutſche 
Ausgabe der Justification du système d' Economie politique et financière 
de Frédéric II.“ Preuß, Friedrich der Große, III, S. 14, Anm. 3. Die 
franzöſiſche Ausgabe war mir nicht zugänglich. 

2) Acta Borussica, Behördenorganiſation, IX, S. 355/56. 
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er durch Zollermäßigungen, Export⸗ und Meßprämien ); den Verbrauch 
fremder Manufakturwaren im Lande ſuchte er durch Einfuhr- und 
Abſatzverbote zu verhindern, um den inneren Markt der preußiſchen 
Induſtrie zu ſichern. Dem Induſtrieſchutz diente auch die 1766 ein⸗ 
geführte Régie, oder wie ihre offizielle Bezeichnung lautete, die „Ad- 
ministration des accises et péages“, da fie nach des Königs eigenem 
Zeugnis hauptſächlich eingerichtet worden war, um die maſſenhafte 
Kontrebande beim Tranſitohandel zu verhindern, die das ganze auf 
den Schutz der heimiſchen Arbeit berechnete Handelsſyſtem zu durch⸗ 
löchern drohte. In den Dienſt der Induſtrie trat ſchließlich auch das 
Tranſitozollſyſtem, welches in den Zollkriegen mit Sachſen und Oſter⸗ 
reich ausgebaut worden war. 

Zwiſchen Sachſen und Preußen war 1728 ein Handelsvertrag ge⸗ 
ſchloſſen worden, der einen verhältnismäßig freien Handel mit Landes⸗ 
produkten zwiſchen beiden Staaten gewährleiſtete. 1730 waren einige 
Zuſatzbeſtimmungen getroffen worden, nach welchen die Durchgangszölle 
auf beiden Seiten in Fortfall kommen ſollten ?). Nur die Tranſit⸗ 
akziſe der Stadt Leipzig ſollte weiter erhoben werden. Kurze Zeit 
darauf begannen die Leipziger einen alten Straßenzwang zu erneuern, 
der ihnen in einem kaiſerlichen Gnadenbrief von 1507 zugeſtanden 
worden war. Danach waren alle Fuhrleute, welche im Umkreiſe von 
15 Meilen an der Stadt vorüber mußten, verpflichtet, ihren Weg über 
Leipzig zu nehmen, ſo daß dort die Durchgangsakziſe, in der Regel 
33 ¼ 0/0, erhoben werden konnte. Dadurch wurde der Handel Magde⸗ 
burgs beträchtlich erſchwert, da die Magdeburger auf der Fahrt nach 
Süddeutſchland keinen anderen Weg als den über Leipzig benutzen 
durften, was für ſie ſowohl Geld⸗ wie Zeitverluſt bedeutete. Ein⸗ 
wände der preußiſchen Regierung hatten keinen Erfolg. König Friedrich 
Wilhelm I. beruhigte ſich bei dieſer Lage der Dinge; als aber 
Friedrich II. zur Regierung kam, griff er zu Repreſſalien. Er ließ in 
Magdeburg einen Retorſionszoll errichten, nach dem jeder aus Sachſen 
kommende, an Magdeburg vorbeifahrende Kahn eine Durchgangsakziſe 
von gleicher Höhe wie die in Leipzig erhobene zahlen mußte. Zwei 
Jahre ſpäter, 1743, wurde eine Tranſitabgabe auch für vorüberfahrende 
Wagen angeordnet und 1747 das alte Stapelrecht der Stadt erneuert, 


1) Acta Borussica, Hintz e, Seideninduſtrie, III, S. 212 und v. Schrötter, 
Die ſchleſiſche Wolleninduſtrie im 18. Jahrh. F. B. P. G. XIV, S. 548. 
2) Koſer, Geſchichte Friedrichs des Großen, Bd. I, S. 180 ff. (Gilt auch 
für die folgende Darſtellung, wenn nichts anderes bemerkt.) 
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fo daß alle, auch ſächſiſche Schiffer, ihre Waren in Magdeburg aus⸗ 
laden, dort zum Verkauf anbieten und die etwaige Weiterverfrachtung, 
falls ſich in der Stadt kein Käufer finden ſollte, den Magdeburger 
Schiffern überlaſſen mußten. Dieſe Anordnung bildete die letzte und 
ſchwerwiegendſte Antwort auf den Leipziger Straßenzwang. Im folgen⸗ 
den Jahre, 1748, überzeugte ſich Friedrich aus der ihm von der 
Magdeburger Kammer vorgelegten Handelsbalance, daß der ſächſiſch⸗ 
preußiſche Handelsvertrag von 1728 dem Handel ſeiner Staaten keinen 
Nutzen gebracht hatte. Zwar fühlte er ſich noch durch den Vertrag 
gebunden, gab aber doch den Auftrag, die Sachſen zu chikanieren und 
die Einfuhr ihrer Waren zu erſchweren, um die einheimiſche Leinen⸗ 
und Damaſtinduſtrie vor der ſächſiſchen Konkurrenz zu ſchützen. Als 
Schlabrendorff, der ſpätere ſchleſiſche Miniſter, 1753 Kammerpräſident 
in Magdeburg wurde, bewog er den König, im Kampfe gegen Sachſen 
zu einem Syſtem hoher Durchgangszölle zu greifen, welches in den 
Provinzen Magdeburg und Halberſtadt ſowie auch in einem Teile der 
Altmark eingeführt wurde. Er ſtellte in Ausſicht, „daß es den ham⸗ 
burgiſchen, lüneburgiſchen, ſächſiſchen und öſterreichiſchen Kaufleuten in 
ihrem Handel großen Abbruch tun würde“ ). Die Sachſen nahmen 
jetzt ihrerſeits ihre Zuflucht zu Repreſſalien. Am 13. Mai 1755 
erließ die ſächſiſche Regierung ein Verbot faſt ſämtlicher preußiſcher 
Fabrikwaren; ferner verſuchte ſie den ſächſiſchen Handel von und nach 
Hamburg von dem Wege über Magdeburg abzulenken und über den 
Harz oder weſtlich um ihn herum zu leiten. 

Seit Beginn der vierziger Jahre ſtand Friedrich auch mit Oſter⸗ 
reich in einem handelspolitiſchen Konflikt. Schleſien, die neue preußiſche 
Provinz, verlor durch die Abtrennung von Oſterreich das Hauptabſatz⸗ 
gebiet für ſeine Induſtrieerzeugniſſe. Die Oſterreicher hatten feine 
Tuche und Leinenwaren in großer Menge aus Schleſien bezogen. Als 
aber Schleſien in preußiſchen Beſitz übergegangen war, änderte ſich die 
Lage der Dinge. Schleſiſche Erzeugniſſe galten der öſterreichiſchen 
Regierung nunmehr als ausländiſche und wurden mit hohen Einfuhr⸗ 
zöllen belegt, um die Induſtrien der übrigen Kronländer vor dieſer 
Konkurrenz zu ſchützen. Die alten Beziehungen waren abgeſchnitten, 
neue noch nicht angebahnt worden. Im Intereſſe ſeiner Neuerwerbung 
wäre der König gern einmal von ſeinen merkantiliſtiſchen Prinzipien 
abgewichen und hätte einen freien Handelsverkehr zwiſchen Oſterreich 
und Schleſien geſtattet. Die öſterreichiſche Regierung jedoch, welche 


1) Koſer, a. a. O. S. 181. 
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ebenfalls nach den Theorien des Merkantilismus handelte, wollte davon 
nichts wiſſen und begann gegen Schleſien eine merkantiliſtiſche Pro⸗ 
hibitivpolitik. Im Frieden von Berlin, 1742, war allerdings be⸗ 
ſtimmt worden, daß die Handelsbeziehungen zwiſchen Oſterreich und 
Schleſien auf demſelben Fuße bleiben ſollten wie vor dem Kriege; der 
Dresdener Friede von 1745 aber enthält dieſe Beſtimmung nicht mehr, 
ſo daß der Wiener Hof ſich in dieſer Beziehung nicht für gebunden 
anſah. Verhandlungen über einen preußiſch⸗öſterreichiſchen Handels⸗ 
vertrag wurden zehn Jahre lang ohne Erfolg getrieben, und 1753 
führte Öfterreich, das bis dahin nur einzelne, gelegentliche Zollerhöhungen 
vorgenommen hatte, allgemein Einfuhrzölle von 30 bis 130% für 
preußiſche und damit auch für ſchleſiſche Induſtriewaren ein, ſo daß 
ſich Friedrich, zumal dieſe Zölle 1754 auch für Ungarn Gültigkeit er⸗ 
langten, zu Gegenmaßregeln genötigt ſah. 1754 ſetzte er hohe Zölle 
für die Einfuhr öſterreichiſcher und ungariſcher Weine feſt. Der öſter⸗ 
reichiſche Zollkrieg entſprach jedoch wenig ſeinem Sinn. Als er ſich 
zur Einführung der Einfuhrzölle für Weine entſchloß, erklärte er dem 
damaligen ſchleſiſchen Miniſter von Maſſow, daß ein derartiges Vor⸗ 
gehen dem Lande keineswegs günſtig ſei. Auf beiden Seiten litten 
nur die Untertanen darunter, aber der Wiener Hof ſei auf andere 
Weiſe nicht zur Raiſon und Billigkeit zu bringen ). Friedrich wäre 
demnach wohl geneigt geweſen, die Härten des Merkantilſyſtems zu⸗ 
gunſten ſeiner neuen Provinz zu mildern; die Feindſchaft gegen Oſter⸗ 
reich und deſſen Vorgehen gegen Schleſien zwangen ihn aber, auch 
beim Ausbau des Zollſyſtems für dieſes Gebiet nach merkantiliſtiſchen 
Grundſätzen zu verfahren, die Ausfuhr von Rohſtoffen und die Ein⸗ 
fuhr von Induſtrieerzeugniſſen zu erſchweren. Es kam zum voll⸗ 
ſtändigen Bruch mit Oſterreich. Nach dem Siebenjährigen Kriege, 
nach Abſchluß des Hubertusburger Friedens, begann der preußiſch⸗öſter⸗ 
reichiſche Zollkrieg ſofort wieder, da im Friedens inſtrument ausdrücklich 
feſtgeſetzt worden war, daß, bis zum Abſchluß eines Handelsvertrages, 
beide Parteien alle Anorduungen für den Handel nach Gutdünken 
treffen ſollten ?). Bald erließ Oſterreich, bald Preußen neue Einfuhr⸗ 
verbote. f 

Auch im Zollkriege mit Sachſen kam es zu keiner Einigung. Als 
der ſächſiſch⸗polniſche Handelsverkehr in Schleſien mit hohen Tranſit⸗ 


1) Fechner, Die Wirkungen des preußiſchen Merkantilismus in Schleſien. 
Vierteljahrsſchrift für Sozial⸗ und Wirtſchaftsgeſchichte, Bd. VII, S. 322. 
2) Koſer, a. a. O. III, S. 249. | 
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zöllen belaſtet worden war, um die polniſchen Juden, die Hauptträger 

des polniſchen Handels, zu veranlaſſen, ſtatt der Leipziger Meſſe die 
Meſſe zu Frankfurt a. O. zu beſuchen, hatten die Sachſen einen neuen 
Handelsvertrag vorgeſchlagen. Im Dezember 1755 kam es auch in 
Halle zu Beratungen der beiderſeitigen Delegierten. Der Vertrag 
ſcheiterte jedoch an der Weigerung Friedrichs, auch Schleſien in die 
neuen Abmachungen einzubeziehen und den Durchfuhrzoll, welcher 
Sachſen empfindlich traf, aufzuheben. Er ließ ſich von Schlabrendorff, 
welcher inzwiſchen ſchleſiſcher Miniſter geworden war, überzeugen, daß 
die Aufhebung der Tranſitzölle den polniſchen Handel von Schleſien 
und Frankfurt weg wieder nach Leipzig lenken würde, und daß damit 
auch alle Maßregeln gegen Oſterreich an Wert verlieren würden, da 
die Oſterreicher dann bequem über Sachſen Handel mit Schleſien treiben 
könnten 1). So wurden die Verhandlungen im Mai 1756 abgebrochen. 

Nach dem Siebenjährigen Kriege nahm der ſächſiſch⸗preußiſche Zollkrieg 
ſeinen Fortgang. Bald gab es ſächſiſche, bald preußiſche Zollerhöhungen, 

bis das Dresdener Edikt vom 27. März 1765 die Einfuhr aller 
preußiſchen Produkte verbot. Als Antwort darauf erließ Preußen am 
7. Mai desſelben Jahres eine Verordnung, welche ſächſiſche ſeidene, 
wollene, baumwollene, leinene Waren ſowie Porzellan und Gold- und 
Silberſachen vom preußiſchen Markt ausſchloß?). Der Handelskrieg 
verhinderte jedoch nicht, daß Friedrich mit der ſächſiſchen Kurfürſtin 
Maria Antonia in freundſchaftlichem Briefwechſel ſtand. Der König 
vertrat die Anſicht, daß Handelsſtreitigkeiten nicht einmal die politiſchen 
Beziehungen des Staates unterbrechen ſollten ?), ganz zu ſchweigen von 
dem perſönlichen Verkehr der Regenten. 

Das im Kampfe gegen den ſächſiſchen Handel im Magdeburgiſchen 
eingeführte Tranſitozollſyſtem hatte zunächſt ein Aufblühen des Magde⸗ 
burger Handels zur Folge. Doch waren die Verhältniſſe damals gerade 
derartige, daß man nicht umhin kann zu zweifeln, ob der glänzende 
Aufſchwung allein eine Wirkung der Durchfuhrzölle geweſen iſt. Der 
Siebenjährige Krieg begünſtigte den Magdeburger Handel außerordent⸗ 
lich. Magdeburg war die einzige große Stadt Preußens, welche nicht 
einmal vom Feinde beſetzt worden war. Der Hof, die Miniſter und 
die Zentralkaſſen hielten ſich hier längere Zeit auf, ein Umſtand, 
welcher notwendigerweiſe günſtig auf den Geſchäftsgang wirken mußte. 


1) Koſer, a. a. O. II, S. 182. 

2) Koſer, a. a. O. III, S. 249. 

3) Politiſche Correſpondenz Friedrichs des Großen, XXIV, S. 220. 
Forſchungen 3. brand. u. preuß. Geſch. XXXII. 1. 5 
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Da die Dftieehäfen. von den Ruſſen blockiert waren, ging der gejamte 
preußiſche Handel mit dem Auslande über Magdeburg; auch die Ver⸗ 
pflegung der Armee ging über dieſe Stadt !). Daß die Tranſitzölle 
ſelbſt eher eine Hemmung als eine Förderung des Handels waren, 
zeigte ſich, als Friedrich im Jahre 1765 zu den bis dahin gültigen 
Durchgangszöllen noch einen Aufſchlag erhob. Die fremden Kaufleute 
mieden jetzt den Weg durch preußiſches Gebiet und zogen den Umweg 
durch das Hannoverſche um den Harz herum, der hohen Abgaben auf dem 
näheren Wege halber, vor. Die Tranſitgefälle gingen 1766—1767 von 
118 000 Taler auf 40 000 herunter, fo daß ſich der König genötigt 
ſah, mildere Saiten aufzuziehen. Deshalb erließ er am 20. Januar 
1768 eine neue Tranſitozollverfaſſung, welche etwas niedrigere Zoll⸗ 
ſätze aufwies und aus den Beratungen de Launays, des Chefs der 
Régie, und von der Horſts, des Miniſters des 4. Departements, welches 
ſeit 1766 Fachdepartement war und die Zoll- und Akziſeſachen um⸗ 
faßte, hervorgegangen war?). Nach ihrer Einführung hob ſich der 
Verkehr wieder, und die Zolleinnahmen übertrafen in ſpäteren Jahren 
ſogar den Betrag von 1765, wozu vielleicht auch die zwiſchen 1768 
und 1770 eingerichtete Grenzkontrolle“) das Ihrige beigetragen hat, da 
ſie den Schmuggel verhinderte. 

Das gegen den ſächſiſch⸗ hamburgiſchen Handel gerichtete Tranſito⸗ 
zollſyſtem wurde ſeit 1765 mit geringen Abweichungen auch auf 
Schleſien und den ſächſiſch⸗polniſchen Handel übertragen, welcher ſchon 
zehn Jahre vorher mit hohen Durchfuhrzöllen belegt worden war. 
Dieſe Maßnahme geſchah ganz beſonders zum Schutz und zur Förde⸗ 
rung der einheimiſchen Induſtrie. Man wollte den preußiſchen Manu⸗ 
fakturen den polniſchen Markt ſichern, zu dieſem Zwecke die ſächſiſche 
Konkurrenz unſchädlich machen und' den Verkehr der Polen von der 
Leipziger Meſſe, welche, wie bereits erwähnt, von den polniſchen Juden 
bevorzugt wurde, nach Frankfurt a. O. ziehen. Auf ſächſiſche Seiden⸗ 
waren, welche nach Polen exportiert wurden, legte die preußiſche Regie⸗ 
rung einen Tranſitoimpoſt von 30%. Bald darauf wurde dieſe Abgabe 
von allen ſächſiſchen Fabrikwaren erhoben. Für ausländiſche, nicht in 
Sachſen hergeſtellte Waren, die beſonders von der Leipziger Meſſe nach 
Polen gebracht wurden, mußte ein Durchgangszoll von 10% bezahlt 


1) Schmoller, a. a. O. X, S. 718 u. XI, S. 27. 

2) Koſer, a. a. O. III, S. 251 und Schmoller, a. a. O. X, S. 719. 
3) Schmoller, a. a. O. X, S. 719. 

4) Ebenda, S. 720. 
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werden ). Dabei ging es ähnlich wie bei der Erhöhung der Magde⸗ 
burger Tranſitzölle. Der Verkehr zwiſchen Sachſen und Polen um⸗ 
ging nach Möglichkeit Schleſien. Schon 1766 mußte der Durchfuhr⸗ 
zoll für ſächſiſche Waren auf 8% Gherabgeſetzt werden. Durch De⸗ 
klaration vom 14. Mai 1771 wurde dieſe Beſtimmung auf alle fremden 


Manufakturwaren ausgedehnt ). Die nächſte und letzte Stufe des 


friderizianiſchen Tranſitozollſyſtems ſtellt der polniſche Handelsvertrag 
vom Jahre 1775 dar, deſſen Vorgeſchichte uns nun zunächſt kurz be- 
ſchäftigen ſoll. | | 

Im Jahre 1764 führte die Krone und Republik Polen einen 
neuen Ein⸗ und Ausfuhrzoll ein, der den preußiſchen Handel und mit 
ihm die preußiſchen Manufakturen empfindlich treffen mußte. Bis zu 
dieſem Zeitpunkte galten für die polniſche Zollerhebung die Zolltarife 
von 1704 und 1738, nach denen eine Zollabgabe von 2% verlangt 
wurde ). Jetzt wurde die Ausfuhr polniſcher Manufakturwaren mit 
4% belegt, die von Rohmaterialien ſogar mit 8% . Der Einfuhrzoll 
für fremde Fabrikate wurde nach drei Warenklaſſen abgeſtuft. Für 
Waren, die als „primae necessitatis oder höchſtnötig und unentbehr⸗ 
lich“ bezeichnet wurden, mußten 6% Zoll bezahlt werden, für ſolche, 
die „convenientiae oder nur zur Gemächlichkeit“ dienten, 8% und 
für Gegenſtände, die „superflui ſind und nur zur Pracht und Ver⸗ 
ſchwendung dienen“, 12% . Außerdem wurden die Taxwerte jo ſtark 
erhöht, daß einzelne Waren im Vergleich zu früher den fünffachen 
Zoll trugen, Aachener Tuch ſogar den achtfachen ?). Die polniſche Re⸗ 


1) Hintze, a. a. O. III, S. 211. 

2) Br. St. Rep. 199, M. R. VI 15 b, vol. III. 

3) Fechner, Wirtſchaftsgeſchichte der preußiſchen Provinz Schleſien 
S. 96. Fechner ſagt an derſelben Stelle, daß vor 1764 der polniſche Ein⸗ 
fuhrzoll für Polen 8, für Fremde 10% betragen habe, bei ſehr niedrigen Tax 
werten. Eine Quelle gibt F. dafür nicht an. In Br. St. Rep. 199 M. R. VI 
15 b, vol. III habe ich unter den Erörterungen über den neuen polniſchen Tarif 
von 1764 aus einem Bericht des Königsberger Kammerſekretärs Weger erſehen 
„daß der Zoll nach 5 beſonderen Sätzen jeder zu 2% inbiftincte determiniret 


geweſen“. Genauere Angaben über den vor 1764 gültigen polniſchen Einfuhrzoll 


habe ich in den Akten leider nicht gefunden. Wegers Bericht läßt ſich mit 
Fechners Zollangabe ſchwer vereinen. Man müßte denn annehmen, daß die 10% 
von denen F. ſpricht, durch Anhäufung verſchiedener Zölle von 2% entſtanden 
ſeien, z. B. Einfuhrzoll, Wegezoll, Brückenzoll, Niederlagsabgaben, Zettelgelder 
Dann wären unter den fünf beſonderen Sätzen, die Weger angibt, dieſe Zollarten 
zu verſtehen. Bei dieſer Annahme bleibt jedoch die Frage offen: Wieſo zahlen 
die Polen nur 8% Zoll? Es iſt aber nicht ausgeſchloſſen, daß es ftatt eines 
| 5* 
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gierung ließ ſich hierbei ganz von finanziellen Gründen leiten, ohne 
an den Schutz der geringen Manufakturen ihres Landes zu denken ). 
König Friedrich ſah in der Einführung des neuen polniſchen Zolltarifs 
eine Verletzung der zwiſchen Preußen und Polen getroffenen Ab⸗ 
machungen, ſowie eine Schädigung ſeiner Intereſſen und beauftragte 
den preußiſchen Geſchäftsträger am Warſchauer Hofe, Benoit, Einſpruch 
dagegen zu erheben ?). Der preußiſchen Regierung war der Tarif be⸗ 
ſonders dadurch läſtig, daß er auch die Remontepferde, welche ſie in 
großer Anzahl aus Polen kommen ließ, beſteuerte. Allein trotz aller 
Bemühungen Benoits, welcher geltend machte, daß nach dem Wehlauer 
Vertrage Polen von der Provinz Preußen überhaupt keinen Zoll ver⸗ 
langen dürfe, ohne ſich vorher mit dem regierenden König geeinigt zu 
haben, und die Remontepferde als Fürſtengut anzuſehen ſeien, das nach 
allgemeinem Gebrauch zollfrei ſei, trat der neue Tarif in Kraft!). 
Da alle Vorſtellungen, auch eine Denkſchrift, welche Benoit im Auf⸗ 
trage Friedrichs des Großen dem polniſchen Könige, Stanislaus Auguſt, 
überreichte, ohne Erfolg blieben, ſah ſich der preußiſche König zu Re⸗ 
preſſalien genötigt. 

Mit ſicherem Blicke erkannte Friedrich, an welcher Stelle Polen 
am empfindlichſten getroffen werden konnte. Anfang 1765 ſchrieb er 
an das Generaldirektorium, daß die Anlegung eines Zolles auf der 
Weichſel zu Marienwerder eine der „efficaceſten Représsailles“ fein 
würde, „indem die Polen ſich dieſes Stromes wegen ihres Handels, 
es ſei nach Danzig oder nach Elbingen, nicht paſſieren können“ )). 
Auf Anordnung des Königs wurde ſofort die Ausarbeitung eines 
Zolltarifs in Angriff genommen und im April desſelben Jahres in 
Marienwerder eine Zollſtätte errichtet. Militär ſorgte dafür, daß ſich 
niemand der Bezahlung entzog. Es wurde ein Zoll von 10%, von 
allen Waren erhoben, welche von Danzig nach Polen oder umgekehrt 
auf der Weichſel verſchifft wurden. Waren jedoch, die nach dem preußi⸗ 
-ihen Marienwerder gebracht oder dort eingekauft wurden, waren von 
dieſem Zoll befreit ?). Da begannen ſich die Polen zu beſchweren, 


der obenerwähnten Zölle e einen beſonderen „Fremdenzoll“ von 20 gegeben hat, 
von dem dann die polniſchen Untertanen frei geblieben wären. 

1) v. Schrötter, a. a. O. XIV, S. 538 Anm. 3. 

2) Politiſche Correſpondenz, Bd. XXIV, ©. 74. 

3) Reimann, Preußiſche Geſchichte, Bd. I, S. 158. 

4) Politiſche Correſpondenz, XXIV, S. 105. ö | 

5) Damus, Die Stadt Danzig gegenüber der Politik Friedrichs des 
Großen und Friedrich Wilhelms II., S. 13. 
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denn faſt die gan Republik wurde von Danzig her mit Wein, Tuch, 
Material- und Kurzwaren verſorgt. Auch galten die obenerwähnten 
10 % nicht für alle Artikel. Kaffee, Tee und verſchiedene andere 
Waren mußten mit 30% und mehr verzollt werden !). Von langer 
Dauer waren beide Maßregeln nicht. Die Parteien einigten ſich 
vorläufig dahin, die Zollordnungen bis auf weiteres außer Kraft zu 
ſetzen und eine gemiſchte Kommiſſion mit der Entſcheidung der Streit- 
fragen zu betrauen). Verhandlungen über Verhandlungen knüpften 
ſich an dieſes Abkommen. Schließlich veranlaßte Katharina II. von 
Rußland, welche Friedrich für den von ihr geplanten Nordiſchen Bund 
gewinnen wollte, daß Polen 1766 den neuen Zolltarif aufhob?). In⸗ 
folgedeſſen wurde auch die Zollerhebung von Marienwerder nicht wieder 
eingerichtet. Zollſtreitigkeiten zwiſchen Preußen und Polen blieben 
aber an der Togesordnung. Erſt 1775, drei Jahre nach der erſten 
Teilung Polens, wurden am 19. März in einem Acte séparé, welcher 
ſich an den Grenzregulierungsvertrag der beiden Mächte anſchloß, die 
Handelsbeziehungen zwiſchen Preußen und dem immer bé ftattlichen 
Reſt der N Polen geordnet. 


II. Der Acte séparé vom 19. März 1775 


(Die Veranlaſſung zum Vertrage. Der Inhalt des Traktats. Der Warſchauer 
| Tarif. Die Deflaration vom 24. Mai 1775.) 

Seit dem Vertrage von Wehlau, welcher auch die Handels⸗ 
beziehungen zwiſchen beiden Mächten berückſichtigte, war zwiſchen 
Preußen und Polen kein Handelsvertrag geſchloſſen worden. Die Ver⸗ 
hältniſſe waren auch derartige, daß für Preußen keine zwingenden 
Gründe zu einem Handelsabkommen mit Polen vorlagen. Die Polen 
jedoch, welche ſich in ihrem Handelsverkehr durch die preußiſche Akziſe 
beeinträchtigt glaubten, machten 1765 im Verlaufe der an den polni⸗ 
ſchen Zolltarif von 1764 angeknüpften Verhandlungen den Vorſchlag, 
einen Handelstraktat abzuſchließen, worauf König Friedrich aber nicht 
einging !). Die erſte Teilung Polens, 1772, rief indeſſen, infolge der 
entſtandenen Gebietsveränderungen, einen ſolchen Umſchwung in der 
Handelslage hervor, daß ein preußiſch⸗polniſcher Handelsvertrag un⸗ 
bedingt erforderlich wurde. Die erſte Anregung dazu gaben Bürger⸗ 


1) Reimann, a. a. O. S. 160. 
2) Damus, a. a. O. S. 16. 
3) Reimann, a. a. D. S. 166. 
4) Damus, a. a. O. S. 13. 
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meiſter und Rat be Stadt Breslau in einem Pro Memoria, das fie 
dem Miniſter von Hoym, welcher ſeit 1769 an der Spitze der Pro⸗ 
vinz Schleſien ſtand, überreichten 1). Sie ſetzen in ihrer Schrift aus⸗ 
einander, daß ſeit der Teilung Polens von Breslau nach Wolhynien 
und Podolien, nach der Ukraine und der Krim, nach Moldau und 
Walachei, nach einem Teil von Rußland und der Türkei gehende Waren 
anftatt wie früher nur durch Polen durch Öfterreih und Polen trans- 
portiert werden müßten. Dadurch ſei der ſchleſiſche Handel einer 
doppelten Zollabgabe unterworfen, da ſowohl der Kaiſer wie die 
polniſche Regierung Durchfuhrgefälle verlangten. Sie ſeien der An⸗ 
ſicht, daß man deswegen mit den Delegierten der Republik und der 
Krone Polen verhandeln ſollte. Hoym war ſofort von der Notwendigkeit 
eines Handelsvertrages durchdrungen, denn, wie er ſich überzeugte, 
wurde im öſterreichiſchen Polen, zu Lemberg und an anderen Zoll⸗ 
ſtätten, bei der Durchfuhr der ſchleſiſchen Erzeugniſſe nicht nur der⸗ 
ſelbe Tranſitozoll wie auf polniſchem Gebiete gefordert, ſondern außer⸗ 
dem noch ein Konſumtionsaufſchlag von 4% erhoben. Auch die 
ruſſiſche Regierung traf in, dem ihr zugefallenen Teile Polens Maß⸗ 
nahmen, welche den Handel der preußiſchen Untertanen beeinträchtigen 
mußten. Sie erhob für preußiſche Fabrikwaren einen weit höheren 
Import, als unter polniſcher Verwaltung verlangt worden war. In⸗ 
folgedeſſen verwandte ſich Hoym beim König für den Abſchluß von 
Handelsverträgen mit einem jeden der drei Höfe ?). Friedrich der 
Große war jedoch der Meinung, daß an die Errichtung eines förm⸗ 
lichen Kommerzientraktates mit der Republik Polen unter den herrſchen⸗ 
den Verhältniſſen nicht zu denken ſei, und beſchränkte ſich darauf, dem 
Geſandten Benoit in Warſchau aufzutragen, ſich nach Möglichkeit zu 
bemühen, den status quo des preußiſch⸗polniſchen Handels zu er⸗ 
halten?). Die preußiſche Regierung kam aber doch ſchnell zu der 
Überzeugung, daß ein Handelsabkommen mit der polniſchen Republik 
nicht ins Bereich der Unmöglichkeit gehöre, denn als drei Wochen 
ſpäter, am 18. September 1773, der Teilungsvertrag zwiſchen Preußen 
und Polen abgeſchloſſen wurde, nahm man darin auf Anraten Hertz⸗ 
bergs einen Vermerk über einen demnächſt abzuſchließenden Handels⸗ 
vertrag auf“). 

Ein halbes Jahr ſpäter verlangte der König von de Launay die 


1) Br. St. Rep. 199 M. R. VI 15 b, vol. III, den 12. Auguſt 1773. 
2) Ebenda, den 28. Auguſt 1773. 

3) K.⸗O. an Hoym, den 30. Auguſt 1773. 

4) Reimann, a. a. O. S. 496. 
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| Ausarbeitung eines Zolltarifs für Weſtpreußen, um dieſen der Delega- 


tion des polniſchen Reichstages in Warſchau, welche über den Handels⸗ 
vertrag mit dem Berliner Hofe verhandeln ſollte, vorzulegen 1). Fried⸗ 
rich wollte den Tarif recht diplomatiſch abgefaßt wiſſen. Die in Weſt⸗ 
preußen eingeführten Zollſätze ſollten ungefähr die gleichen bleiben und 
doch ſo mäßig erſcheinen, daß die Delegation keinen Grund zum Wider⸗ 
ſpruch fände. Der Generalregiſſeur ſcheint der geiſtige Urheber des 
polniſchen Traktates und des dieſem angegliederten Tarifs geweſen zu 
fein. Seine eigenen Äußerungen laſſen darauf ſchließen?). Auch war 
er es, der dem Könige ſagte: „Sire, Ew. Majeſtät dürfen nur den 
Schlagbaum zuhalten, um den ganzen Intermediärhandel mit Polen 
dero Staaten zu verſichern.“?) Dementſprechend machte er auch feine 
Vorſchläge für die weſtpreußiſchen Zölle, welche ihm, wie aus den 
wiederholten Mahnungen des Königs hervorgeht, große Schwierigkeiten 
bereiteten“). Am 12. Dezember 1774 genehmigte Friedrich den Zoll⸗ 
tarif für Weſtpreußen; de Launay hatte darin den Cin- und Aus⸗ 
fuhrzoll der Provinz auf 4% , den Durchfuhrzoll für fremde Waren 
nach Polen auf 12 / feſtgeſetzt. Im polniſchen Vertrage wurde der 
gleiche Prozentſatz für die Tranſitoabgaben aufgeſtellt, obwohl de Launay 
hierbei für eine Ermäßigung der Durchfuhrgefälle eintrat ?). Außer 
dem Chef der Régie haben noch Hoym, ſowie Finckenſtein und Hertz⸗ 
berg, die beiden Leiter des Kabinettsminiſteriums, welche für mildere 
Bedingungen eintraten, mit an dem Traktate gearbeitet“). Nach ſorg⸗ 
fältigum Studium des ruſſiſch⸗polniſchen Handelsvertrages “) wurde das 
preußiſch⸗polniſche Abkommen getroffen. Ein dem Teilungsvertrage an⸗ 
geſchloſſener Acte séparé brachte die Klarlegung der beiderſeitigen 
Handelsbeziehungen. Der Kommerzientraktat wurde in Warſchau von 


dem preußiſchen Geſandten, Benoit, einerſeits, und einer Delegation 


des polniſchen Reichstages, deren Vorſitz Anton Oſtrowski, der Biſchof 
von Cujavien, führte, andrerſeits am 19. März 1775 unterzeichnet). 


1) Geh. St. Rep. 96 B. 73. K.⸗O., den 28. Februar 1773. 
2) Compte rendu au roi, bei Mirabeau, De la monarchie prussienne, 
IV, S. 258 und Friedrichs II. Finanzſyſtem, S. 58 ff. 
3) Friedrichs II. Finanzſyſtem, S. 61. 
4) Rep. 96 B. 78. 
5) Geh. St. Rep. 96, 424 J. 
6) Br. St. Rep. 199 M. R. VI 15 b, vol. III u. Politiſche Correſpondenz 
XXXV, S. 187. | 
7) Geh. St. Rep. 96, 424 J, auch; Traktaty konwencye uſw. 
8) Damus, a. a. O. S. 66. 


72 | Margot Herzfeld [72 


Er iſt in franzöſiſcher Sprache verfaßt und in einer in Warſchau 
1791 erſchienenen Sammlung polniſcher Verträge zum erſten Male 
gedruckt !). | | 
| Die Abmachungen, welche in dem Vertrage getroffen wurden, find 
folgende: Für alle nach Preußen beſtimmten polniſchen Produkte ſollen 
2% Einfuhrzoll entrichtet werden. 105 polniſche Erzeugniſſe aber, 
welche über die preußiſchen Staaten had dem Auslande verfrachtet 
werden, müſſen 12/6 Tranſitzoll an die preußiſche Zollbehörde bezahlt 
werden. Der gleiche Zollſatz wird für die Durchfuhr ausländiſcher 
Waren, z. B. franzöſiſcher Seidenſtoffe, nach Polen feſtgeſetzt. Für 
preußiſche Waren ſollen in Polen 2% Einfuhr⸗ und ebenſoviel 
Tranſitozoll beim Export von preußiſchen Artikeln nach Rußland oder 
der Türkei gezahlt werden. Zu dieſen Hauptbedingungen des Traktates 
tritt eine ganze Reihe Ausnahmebeſtimmungen. Die Durchfuhr zahl⸗ 
reicher öſtlicher Produkte wird gänzlich verboten. Färbehölzer und 
Kräuter, Minenprodukte, die zur Färberei dienen, Leinſamen, rohe 
Wolle, Baumwollgarn, türkiſche Wolle, Leinengarn, roher Flachs und 


Garn zu Dochten werden vom Tranſit ausgeſchloſſen, da die preußi⸗ 


ſchen Fabriken und Manufakturen dieſe Rohmaterialien zur Herſtellung 
ihrer Fabrikate brauchten. Bei der Einfuhr dieſer Artikel ſowie des 
polniſchen Holzes ſollen nicht die traktatmäßigen 2 /%, ſondern die vor 
1775 gültigen Zölle entrichtet werden. Über Königsberg dürfen keine 
Tranſitowaren gehen, da die Stadt das Stapelrecht beſitzt. Die Durch⸗ 
fuhr von Holz durch Oſtpreußen wird aber bei Zahlung des gewöhn⸗ 
lichen Durchgangszolles geſtattet. Die Städte Memel, Tilſit, Königs⸗ 


berg, Elbing, Bromberg, Stettin, Drieſen und Breslau erhalten die 


Erlaubnis, fremde Fabrikate in Seide und feinem Tuch für die Be⸗ 
dürfniſſe der Polen bereitzuhalten. — Bis dahin durften im Oſten 
der preußiſchen Monarchie fremde Seidenſtoffe nur in Breslau, Königs⸗ 
berg und auf der Meſſe zu Frankfurt a. O. feilgehalten werden ?). 
Entnehmen die Polen für die Hälfte des Preiſes ihrer Einkäufe an 
fremden Waren — alſo zu einem Drittel des Geſamtpreiſes — preußiſche 

Fabrikate, ſo ſoll der Ausfuhrzoll für die ausländiſchen Erzeugniſſe 


1) Traktaty konwencye handlowe y graniczne uſw. Nach Jekel, 
Polens Handelsgeſchichte, II, S. 25 iſt der Traktat auch in den Conſt. Ber. 
Pol. vol. VIII fol. 79, 80 enthalten. Ebenſo in Martens, Recueil de 
traités des puissances de l'Europe, II, S. 164—168. Neuerdings bei Bär, 
Quellen, Nr. 299. Der Tarif findet ſich bei Korn, Ediktenſammlung, XIV 
S. 402. 

2) Hintze, a. a. O. S. 212. 


N 
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nur 4% betragen, während er ſonſt für auswärtige Waren, wie der 
Tranſitozoll, auf 12 / feſtgeſetzt wird. Die Stadt Danzig, welche ſeit 
der 1772 erfolgten Teilung durch preußiſches Gebiet vom Hauptlande 
getrennt war, wird für Zollausland erklärt, d. h.: für Waren, welche 
von Polen nach Danzig geſandt werden und dabei notwendigerweiſe 
das Preußiſche paſſieren, muß ebenſoviel Tranſitozoll bezahlt werden 
wie für Waren, welche von Polen etwa nach Sachſen oder Frankreich 
verfchickt werden. Dieſelben Bedingungen gelten beim Verſand der 
Danziger Artikel nach Polen; auf preußiſchem Boden müſſen 12% 
Tranſitozoll dafür entrichtet werden. Beſondere Beſtimmungen werden 
auch über den Salzhandel getroffen. Der Salzverkauf fol in Polen 
freigegeben und niemals Monopol werden dürfen. Das Salz, welches 
die preußiſchen Untertanen auf der Weichſel nach Polen einſchiffen, 
oder welches die Polen in die preußiſchen Provinzen einführen, ſoll 
gänzlich auflagenfrei ſein. — König Friedrich hatte hartnäckig auf der 
Zollfreiheit des Salzverkaufs beſtanden. Wiederholt hatte er Benoit 
beauftragt, bei den Verhandlungen beſonders dafür zu ſorgen, daß der 
Salzhandel zwiſchen Preußen und Polen keinen Abgaben unterliegen 
ſollte. Am 12. Januar 1774 ſchrieb er dem Geſandten darüber 
folgendermaßen: „Particle du libre achat du sel est celui qui 
m'intéresse le plus et je désirerais fort de le voir passer dans ce 
pays.“ 1) — Eine weitere Beſtimmung des Traktates hat mit Handel 
und Handelsverkehr gar nichts zu tun. Der polniſchen Republik wird 
nämlich ausdrücklich zugeſichert, daß die Polen unter keinen Umſtänden 
für das preußiſche Heer angeworben werden dürfen. Bisher hatte ſich 
Preußen an den Artikel XV des Wehlauer Vertrages gehalten, nach 
welchem eine jede der beiden Parteien die Untertanen der anderen 
anwerben durfte 2). Die polniſchen Könige hatten wiederholt Edikte 
erlaſſen, in denen die fremden Werbungen auf polniſchem Staats⸗ 
gebiete verboten wurden, zuletzt im Jahre 17679); es ſcheint aber, als 
ob ſich die preußiſche Regierung nicht daran gekehrt hat, ſonſt wäre 
eine ſolche Beſtimmung kaum in einen Handelsvertrag aufgenommen 
worden. Wahrſcheinlich wollte Friedrich durch dieſes Zugeſtändnis die 
Polen geneigter zur Annahme des für den polniſchen Handel un⸗ 
günſtigen Kommerzientraktates machen. — Für den Zolltarif, der 
dem Vertrage folgen ſoll, wird Gegenſeitigkeit verabredet, d. h. die 


1) Politiſche Correſpondenz XXXV, S. 29. 
2) v. Mörner, Kurbrandenburgs Staatsverträge, S. 223. 
3) Damus, a. a. O. S. 25. 
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preußiſche und die polnische Zollverwaltung ſoll die Zölle nach denſelben 
Taxwerten erheben. Weiter wird beſtimmt, daß zur Erleichterung des 
Handels Zollſtätten an den Grenzen errichtet werden, Deklarationen 
mit genauen Detailangaben einem jeden der Gepäckſtücke beigefügt, 
dieſe ſelbſt plombiert und am Beſtimmungsorte oder einem anderen zu 
dieſem Zwecke eingerichteten Platze viſitiert werden ſollen. Defrauda⸗ 
tionsobjekte ſollen konfisziert und die Schuldigen zur Zahlung des 
vierfachen Zolles verurteilt werden. Ä 


| Mit dieſem Abkommen wurde der Rat de S befolgt und 
der Schlagbaum geſchloſſen. In dem Vertrage war lediglich auf 
Preußens Vorteil geſehen, auf Polens Handel gar keine Rückſicht ge⸗ 
nommen worden. Die Delegierten des polniſchen Reichstages wehrten 
ſich auch verzweifelt, als Benoit ihnen die Forderungen ſeiner Regierung 
vorlegte ). Erſt als der preußiſche Geſandte drohte, wenn dieſe Be⸗ 
dingungen nicht angenommen würden, werde er ſein Buch zumachen, 
und der Handel werde in derſelben Ungewißheit und Unordnung bleiben 
wie vorher, Preußen werde aber wahrſcheinlich bei Fordon, der weſt⸗ 
preußiſchen Grenzſtadt, anſtatt 12 %% Zoll wie bisher zu erheben, 
gewiſſe Artikel mit 40 und 50% verzollen laſſen, entſchloß man 
ſich, die unvorteilhafte Gewißheit der gefahrvollen Ungewißheit vor⸗ 
zuziehen und den von Preußen vorgeſchriebenen Vertrag zu unter⸗ 
zeichnen!). Vermutlich es ſich die Polen ſchon damals mit 
dem Vorſatze, die ihnen 3 Abmachungen nach Möglichkeit zu 
umgehen. 
Am 24. Mai folgte dem Vertrage der in dieſem erwähnte Tarif. 
Da er von Warſchau aus datiert iſt, weshalb er auch kurzweg der 
Warſchauer Tarif genannt wird, ſo könnte man annehmen, er ſei aus 
den Beratungen der preußiſchen und der polniſchen Zollbehörden hervor⸗ 
gegangen. In Wirklichkeit iſt er nur von preußiſchen Beamten verfaßt 
worden. Polniſche Kommiſſarien ſind bei ſeinem Entwurf nicht zu⸗ 
gezogen worden. Unter der Leitung de Launays wurde er von dem 
ſpäteren Geheimen Finanzrat Peters ?), welchem auch 1783 zuſammen 
mit den Geheimen Räten Koepken, Grothe und Hartmann die Reviſion 
des Tarifs übertragen wurde?), aufgeſetzt. In dem Tarif wird noch 
einmal wiederholt, daß von dem Handel der Preußen und Polen unter⸗ 


1) Damus, a. a. O. S. 66, Anm. 3. 

2) Geh. St. Gen.⸗Dir. Fabr. Dep. XXV Nr. 16. Schreiben v. Werders 
an das Departement der auswärtigen Angelegenheiten vom 18. Februar 1785. 

3) Br. St. Rep. 199 M. R. VI 12 vol. 15. 
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einander 2 Ein⸗ und Ausfuhrzoll, von dem Handel aber, welchen 
die Polen direkt nach fremden Ländern durch Preußen treiben, 12% 
Durchfuhrzoll gezahlt werden ſolle. Einige Gegenſtände ſind jedoch von 
dieſen Sätzen ausgenommen und werden in dem Tarif, der die Zoll⸗ 
abgaben nach Anzahl, Gewicht, Maß und Wert der Waren beſtimmt, 
zur beſſeren Orientierung der Zollbeamten beſonders vermerkt. Auch 
für fremde Fabrikate, wie Wollwaren, Leinwand, Kattun und Baum⸗ 
wollwaren, deren Verbrauch im Lande verboten war, werden in dem 
Tarif Zollſätze aufgeführt. Sie dürfen aber nur dann in Anwendung 
gebracht werden, wenn dieſe Waren entweder von der Frankfurter Meſſe 
oder anderen Marktplätzen oder aus Königsberg in Preußen, welches 
die Erlaubnis erhalten hatte, unter gewiſſen Bedingungen derartige aus⸗ 
wärtige Erzeugniſſe ins Ausland zu verkaufen, abgeholt werden. Im 
übrigen enthält der Tarif eine Spezifikation der Taxwerte von mehr 
als 600 Warengattungen. Am Schluß wird die Regel aufgeſtellt, daß 
alle in dieſem Tarif nicht aufgeführten Artikel von Fall zu Fall be⸗ 
ſonders taxiert werden und für ſie im Handel zwiſchen preußiſchen und 
polniſchen Untertanen ſechs Pfennig vom Taler, im Tranſithandel aber 
drei Groſchen vom Taler erlegt werden ſollen. 

Vom ſelben Tage datiert eine in Berlin erlaſſene „Königliche 
Deklaration, betreffend die auf denen polniſchen Grenzen zu erhebende 
Gefälle“ 1). Sie ſcheint die Bekämpfung des an den polniſch⸗preußiſchen 
Grenzen blühenden Schmuggels zum Ziele zu haben und enthält ſtrenge 
Vorſchriften über die Unterſuchung der Waren. In allen an Polen 
angrenzenden Provinzen, in Schleſien, in der Neumark, Pommern, 
Weſt⸗ und Oſtpreußen nebſt Litauen, ſollen die Zölle „in Conformitaet 
des nach Inhalt obgedachten Traktats angefertigten Tarifs erhoben 
werden“. Auf den Grenzzollämtern ſollen die Waren bei der Einfuhr 
nicht unterſucht werden. Die Beamten haben nur die Anzahl der Kollis 
mit allem, was dieſelben nach Angabe des Händlers enthalten, in ihr 
Journal einzutragen, die Gefälle der Deklaration des Beſitzers gemäß 
zu erheben und dann die Warenballen oder Fäſſer zu plombieren. Erſt 
am Beſtimmungsorte ſollen die Kollis in Gegenwart der königlichen 
Zolloffizianten geöffnet und genau daraufhin unterſucht werden, ob ihr 
Inhalt mit der Deklaration übereinſtimmt. Finden ſich nichtdeklarierte 
Gegenſtände in den Ballen, ſo müſſen die Beamten ein Protokoll 
darüber aufnehmen, damit die Defraudanten zur Verantwortung ge⸗ 


— mme 


1) Br. Boe. A. Nr. 941 und Br. St. Rep. 199 M. R. VI Nr. 15 b 
vol. 4. | | 
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zogen und mit Ronfistation der Waren ſowie mit Bezahlung der vier- 
fachen Gefälle, welche fie unterſchlagen wollten, beftraft werden können. 
Bei der Ausfuhr ſollen die Waren bereits am Verſandorte unterſucht 
und der Zoll dafür erhoben werden. Dann ſollen die Kollis auf eine 
beſondere Art und Weiſe plombiert werden, ſo daß ſie unterwegs nicht 
mehr geöffnet werden können, ohne daß die Grenzzollbeamten darauf 
aufmerkſam werden. Dieſe haben die Gepäckſtücke nur daraufhin zu 
beſichtigen, ob die Plomben unverſehrt und vorſchriftsmäßig angebracht 
ſind, und ob ihre Anzahl mit der in der Deklaration angegebenen 
übereinſtimmt. Sollten ſie aber eine Unterſchlagung der Kollis, offen⸗ 
ſichtliche Eröffnung derſelben oder falſche Deklaration entdecken, ſo ſind 
ſie verpflichtet, die ganze Ladung nach der nächſtgelegenen Stadt zu 
ſchicken, damit die Stücke daſelbſt auf dem Zollamt in Gegenwart des 
Fuhrmanns und des Magiſtrats oder im Weigerungsfalle dieſes 
letzteren im Beiſein zweier Zeugen eröffnet und unterſucht werden. 
Ergibt ſich tatſächlich ein beabſichtigter Betrug, ſo ſind nicht nur die 
Defraudanten ſelbſt, ſondern auch alle diejenigen, welche ihnen behilflich 
geweſen ſind, ſtraffällig. Bei der Durchfuhr ſollen die Zollgefälle von 
dem erſten Zollamte nach Überſchreitung der Grenze erhoben werden. 
„Die Ladung aber ſoll zur Unterſuchung nach dem Packhof der Provinzial⸗ 
hauptſtadt gebracht werden, vorausgeſetzt, daß dieſe nicht zu weit ent⸗ 
fernt iſt. Sollte dies jedoch der Fall ſein, ſo müſſen die Kollis in der 
letzten Stadt vor der Ausfuhr außer Landes von den dortigen Zoll⸗ 
offizianten durchgeſehen werden. Wird die Ladung der Angabe gemäß 
alſo für richtig befunden, ſo erhalten die Fuhrleute eine Beſcheinigung 
darüber, welche das Grenzzollamt bei der Ausfuhr erhalten und in 
ſein Journal eintragen ſoll. Unterſchleife müſſen ſofort zur Anzeige 
gebracht werden. 

Einem jeden Fuhrmann ſoll, beim Eingang in die königlichen 
Staaten vom Grenzzollamte, bei der Ausfuhr vom Zollamte des 
Verſandortes, eine beſtimmte Straße zur Benutzung vorgeſchrieben werden. 
Damit unterwegs keine Ab- oder Zuladungen ſtattfinden können, ſollen 
die Plomben der Kollis auf dem Wege öfter von den dazu angeſtellten 
Beamten unterſucht werden. Abweichungen vom Wege dürfen nicht 
geſtattet werden. | | 
: Um zu vermeiden, daß im Tranſitverkehr zwiſchen Sachſen und 
Polen der preußiſche Zoll umgangen würde — es konnten z. B. ſäch⸗ 
ſiſche Waren in die nächſte öſterreichiſche Grenzſtadt und von dort durch 
einen Geſchäftsfreund als öſterreichiſche Fabrikate durch Schleſien nach 
Polen verfandt werden —, wurde der Tarif am 5. Dezember desſelben 
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Jahres auf Oſterreich und Mähren ausgedehnt, 1778 auch auf Böhmen, 
als in Galizien ein Einfuhrzoll auf Tücher, Leinwand und andere 
Waren gelegt wurde !). 


III. Des Rinigs Abſichten beim Abſchluß des ag 


„Schutz der einheimiſchen Induſtrie. Schädigung Leipzigs und Förderung von 
Frankfurt a. O. Kampf gegen Danzig. Eindämmung a Schmuggels.) 
\ Man wird von vornherein annehmen dürfen, daß der Vertrag, 
auf dem Preußen mit ſo großer Hartnäckigkeit beſtand — die Ver⸗ 
handlungen zogen ſich ſeit Abſchluß des Teilungsvertrages am 18. Sep⸗ 
tember 1773 bis zum 18. März 1775, alſo genau 1 Jahre, bin —, 
und den die Polen verzweifelt zu modifizieren ſuchten, dem Staate des 
preußiſchen Königs große Vorteile in Ausſicht ſtellte. Ob dieſe Aus⸗ 
ſicht verwirklicht worden iſt, wird ſich bei Betrachtung der Wirkungen 
des Traktats auf den Handel der einzelnen Provinzen ergeben. Bevor 
ich aber darauf eingehe, möchte ich verſuchen darzulegen, welche Hoff⸗ 
nungen und Erwägungen den König zum Abſchluß des Vertrages in 
dieſer Form bewogen haben. Daß die ſchleſiſchen Tranſitozölle aus 
Rückſicht auf die inländiſche Induſtrie eingeführt wurden, habe ich 
bereits erwähnt. Das Beſtreben des Königs, die Manufakturen ſeines 
Landes zu unterſtützen, war die Hauptveranlaſſung zu dem polniſchen 
Traktate. Dieſem Zwecke dienten auch hier die Tranſitozölle, welche den 
Transport ausländiſcher Fabrikwaren nach Polen erſchweren ſollten, und 
die Beſtimmung, daß der Ausfuhrzoll für fremde Stoffe von 12 auf 
4% ermäßigt werden würde, wenn die Polen ein Drittel der ein⸗ 
gekauften Waren in preußiſchen Fabrikaten mit über die Grenze nähmen. 
Dadurch mußte ſich der Abſatz der preußiſchen Induſtrie vergrößern; 
vielleicht hoffte der König auch, daß ſich die Polen auf dieſe Weiſe 
von der Güte der preußiſchen Fabrikate überzeugen und in Zukunft 
ihren Bedarf nur durch ſolche Waren decken würden. Daß Friedrich 
glaubte, die preußiſche Tabakfabrikation werde in Polen reichlichen Ab⸗ 
ſatz finden können, hat er Benoit gegenüber wiederholt ausgeſprochen ?). 
Die hohen Tranſitozölle ſollten auch die Abſicht des Königs, den pol⸗ 
niſchen Handelsverkehr von der Leipziger Meſſe fort nach Frankfurt a. O. 
zu ziehen, befördern; denn was war natürlicher, als daß die Polen, 
um den hohen Zoll zu vermeiden, ihre Einkäufe ſtatt in Leipzig in 


1) Fechner, Handelspolitiſche . Preußens zu Oſterreich, 1741 
bis 1806, S. 498/99. 
2 Politiſche Correſpondenz XX VIII. ©. 68, 128, 138, 158/59. 
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Frankfurt a. O. beforgten? Einen dritten Grund zur Abfaſſung des 
polniſchen Traktats bot die Abſicht Friedrichs, das polniſch gebliebene 
Danzig möglichſt zu bedrängen und dadurch die Stadt zu zwingen, ſich 
früher oder ſpäter unter preußiſchen Schutz zu ſtellen !). Dadurch, 
daß Danzig als Zollausland behandelt wurde, ſollte dieſer Zweck erzielt 
werden. Man wollte durch dieſe Verfügung den polniſchen Handel in 
Weſtpreußen von Danzig fort in die übrigen nunmehr preußiſchen 
Städte dieſer Provinz lenken?) und hoffte, der Stadt in ihrem Ver⸗ 
dienſt und Erwerb großen Abbruch zu tun. Auch den Schmuggel 
mochte der König eindämmen wollen, welchem Zwecke beſonders die vom 
gleichen Tage wie der Zolltarif datierte königliche Deklaration dient 
mit ihren Vorſchriften über ſtrenge Viſitationen der Kollis und der 
Anordnung beſtimmter Zollſtraßen. Der König beabſichtigte ferner bei 
Anſetzung der hohen Durchfuhrzölle und durch die Verfügung, daß die 
Polen die Zollgefälle gleich beim erſten Zollamt nach Überſchreitung 
der Grenze bezahlen ſollten, mehr bares Geld ins Land zu ziehen?). 
Noch ein Umſtand im Verkehr mit den Polen wurde in dem Vertrage 
berückſichtigt. Die polniſchen Kaufleute waren ſtets die Vermittler des 
preußiſch⸗ruſſiſchen Handels geweſen “). Es konnte geſchehen, daß die 
polniſche Regierung durch Erhöhung der Tranſitozölle den Handel 
Preußens mit Rußland unterband. Um daher den Handelsverkehr mit 
Rußland wenigſtens von dieſer Seite zu ſichern, wurden die Polen zur 
Annahme der Beſtimmung gezwungen, daß für preußiſche Manufaktur⸗ 
erzeugniſſe auf polniſchem Gebiete nur 29/0 Tranſitozoll gezahlt werden 
ſollten. Auch für die Beſtimmung, daß der Salzhandel in Polen frei 
fein ſollte, hatte der König wichtige Beweggründe. Vor der Teilung 
waren die Salzwerke in Galizien im Beſitz der polniſchen Krone ge⸗ 
weſen, und der Salzverkauf in Polen bildete ein Regal. Eine Aus⸗ 
nahme davon machte nur das Großfürſtentum Litauen, welches Salz 
gegen einen Import von 2 Groſchen für den Zentner von jedem be⸗ 
liebigen Orte beziehen konnte. Es deckte vorzugsweiſe ſeinen Bedarf 
an Salz in Königsberg und Memel; aber auch Riga und Libau ge- 
hörten zu feinen Salzlieferanten ). Bei der Teilung Polens kam ein 


1) Damus, a. a. O. S. 39. 

2) Bär, Weſtpreußen unter Friedrich dem Großen I, S. 439. a 

3) Gen.⸗Dir. Fabr.⸗Dep. XXXVII, Nr. 39. K.⸗O. an Tarrach, den 
29. Juli 1776. 5 

4) v. Schrötter, a. a. O. XIV, S. 535. 

5) H. Meier, Beiträge zur Handels- und politiſchen Geſchichte Königs⸗ 
bergs, S. 414. | 
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großer Teil Litauens an Rußland; dieſes Gebiet wurde ſomit dem 
preußiſchen Salzhandel entzogen. Oſterreich erhielt mit Galizien die 
Salzwerke, und die Krone Polen konnte ihr Salzregal nicht aufrecht⸗ 
erhalten. Um zu verhindern, daß Oſterreich den polniſchen Salzhandel 
an ſich zog, wurde feſtgeſetzt, daß der Salzhandel in Polen für jeder⸗ 
mann frei fein ſollten). Der preußiſche Salzhandel verlor zwar fein 
Abſatzgebiet in dem ruſſiſch gewordenen Litauen, die Regierung konnte 
aber hoffen, in dem Reſt der Republik Polen Erſatz dafür zu ſinden. 


IV. Der polniſche Vertrag im Urteil der Zeitgenoſſen 


(Mirabeau. Heinitz. Hoym. de Launay. Examen du compte rendu au roi. 
Leonhardi. Hertzberg. Struenſee. Ein Zeitungsartikel.) 


Zeitgenoſſen des großen Königs leugnen einen Erfolg des pol⸗ 
niſchen Handelsvertrages und bezeichnen ihn geradezu als ſchädlich. Nur 
de Launay tritt warm für ihn ein. Mirabeau behauptet, der Vertrag 
habe die Polen veranlaßt, nur ſolche Waren nach Preußen zu bringen, 
welche fie anderweitig nicht los werden konnten, und der früher jo 
nützliche Tranſitoverkehr in den preußiſchen Provinzen habe faſt gänzlich 
aufgehört 2). In dieſer Außerung liegt ein Körnchen Wahrheit, wenn 
der Autor auch ſtark übertreibt. Er ſieht überhaupt alle Zölle und 
Abgaben als Fehler der preußiſchen Regierung an, ohne zu bedenken, 
daß zu einer Zeit, da faſt alle Staaten Europas ſich nach den Grund⸗ 
ſätzen des Merkantilismus richteten und ihre Zollordnungen und Pro⸗ 
hibitionen dementſprechend einrichteten, Preußen allein nicht davon ab⸗ 
weichen konnte. Wenn Mirabeau ſich darüber entrüſtet, daß de Launay 
den Grundſatz aufſtellt: „Quand on agit contre l’étranger, on agit 
pour la nation“ 8), fo iſt ſeiner Anſicht vom allgemein menſchlichen 
Standpunkte aus gewiß beizupflichten. Aber in der Politik kann man 
nicht nach ſolchen Regeln verfahren, ſondern muß vor allen Dingen 
den Vorteil des eigenen Staates zu fördern ſuchen. Iſt dieſer nur 
auf Koſten des Auslandes zu erreichen, und iſt die politiſche Lage der⸗ 
artig, daß ein Erfolg geſichert erſcheint, ſo darf gewiß kein Staatsmann 
die Gelegenheit ungenützt vorübergehen laſſen. Steht man den An⸗ 


1) Dieſe Beſtimmung findet ſich auch in dem mit Rußland am 5. März 
und in dem mit Oſterreich am 16. März 1775 geſchloſſenen polniſchen Handels⸗ 
traktate. Traktaty kon wencye handlowe y graniczne uſw. 

2) Mirabeau, a. a. O. IV, S. 167 und Mauvillon, Von der preußi⸗ 
ſchen Monarchie unter Friedrich dem Großen VI, S. 341. 

3) Compte rendu, S 262. 
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gaben Mirabeaus ſkeptiſch gegenüber, da er nur ſo obenhin erklärt: 
„aussi le transit autrefois si utile a-t-il presque entièrement cessé 
dans les provinces prussiennes“ , fo kann man fi auch den Aus⸗ 
führungen be Launays gegenüber eines gewiſſen Mißtrauens nicht er⸗ 


wehren; mußte er doch für den Traktat eintreten, der zum größten 


Teile aus feiner Feder ſtammte !). Bevor ich jedoch näher auf die 
Verteidigungsſchrift de Launays eingehe, möchte ich über einen Aufſatz 
berichten, in dem ſchon vor Mirabeau, noch zu Lebzeiten Friedrichs II., 
der heftigſte Widerſpruch gegen den polniſchen Vertrag geäußert wurde. 
Es handelt ſich um die Denkſchrift des Freiherrn v. Heinitz: „Mémoire 
sur ma gestion du 4e et 58 département“ )). 

Heinitz, welcher ſeit 1777 dem Departement für Berg und Hütten⸗ 
weſen vorſtand, wurde 1782 mit der Leitung des 5. Departements 
für Handel und Gewerbe beauftragt. Er war im Gegenſatz zu Fried⸗ 
rich dem Großen kein reiner Merkantiliſt; er war ein Feind allgemeiner 
Prinzipien und wollte den Staat nur ſeiner Beſchaffenheit gemäß ge⸗ 
leitet wiſſen. Ein Teil ſeiner Anſichten deckte ſich mit denen des Königs. 
Auch er war von der Notwendigkeit, beſtimmte Induſtrien zu fördern, 
Ausfuhrprämien zu erteilen und Monopole einzuführen, überzeugt. 
Aber er war gegen das ſcharfe Zollſyſtem Friedrichs. Einfuhrverboten 
erkannte er überhaupt jede Berechtigung ab. Wo die Fabrikation nicht 
zur Deckung des Landesbedarfs genügte, wollte er ohne Bedenken die 
Einfuhr fremder Manufakturwaren geſtatten ?). Demnach war es un- 
vermeidlich, daß er früher oder ſpäter mit dem Könige in Konflikt geriet. 
Bereits ſein Bericht über die Frankfurter Meſſe mißfiel Friedrich ſo 
ſehr, daß er dem Miniſter das 5. Departement wieder entzog. Jedoch 
nach dem bald darauf erfolgten Tode ſeines Nachfolgers, von Bismarck, 
wurde Heinitz wieder das 5. und dazu noch das 4. Departement, das 
die Zoll⸗ und Akziſeangelegenheiten umfaßte, übertragen“). Sobald 
Heinitz in die Geſchäfte eingeweiht war, erwies er ſich als Gegner der 
Régie, welche, ſeiner Anſicht nach, für die Vermehrung der Einkünfte, 
nicht aber für die Wohlfahrt des Landes ſorgte. In einem Bericht 


1) Friedrichs II. Finanzſyſtem. S. 61. 5 

2) Geh. St. Rep. 92, Friedrich Wilhelm III., B. VII a, 1; W. Schultze, 
Ein Angriff des Miniſters von Heinitz gegen die franzöſiſche Regie, F. B. P. G. V; 
Otto Steinecke, Des Miniſters von Heinitz mémoire sur ma gestion du 
4e et 5e département, F. B. P. G. XXII. 

3) Max Lehmann, Freiherr vom Stein I, S. 33—35. 

4) Reimann, Abhandlungen zur Geſchichte Friedrichs des Großen: 
Friedrich der Große und der Freiherr von Heinitz, S. 139 ff. 
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vom 17. Januar 1783 an den König ſtellt er die Einnahmen aus den 
Akziſen und Zöllen der Rechnungsjahre 1765/66 und 1780/81 einander 
gegenüber. Er ſchaltet bei dieſer Berechnung das 1772 erworbene 
Weſtpreußen und den Netzediſtrikt aus und kommt zu dem Reſultat, 
daß 1780/81 212 874 Taler weniger in die königlichen Kaſſen gezahlt 
worden find als 1765/66. Um weitere Ausfälle zu verhüten, ſchlägt 
er dem Könige vor, die Zölle zu ermäßigen oder wenigſtens bei einigen 
Artikeln herabzuſetzen, damit Handel und Induſtrie nicht litten. Der 
König aber will nichts davon wiſſen. Ein zweiter Bericht über das 
5. Departement, in welchem der Miniſter wieder Ermäßigung der Zölle 
forderte, fand gleichfalls nicht die Zuſtimmung des Königs. Ende 1788 
nahm er Heinitz auf deſſen wiederholtes Geſuch das 5. Departement 
zum zweiten Male ab und übertrug ihm von neuem das Berg⸗ und 
Hüttenweſen. In der kurzen Zeit, in welcher Heinitz das 5. Departe⸗ 
ment leitete, iſt wahrſcheinlich die obenerwähnte Denkſchrift entſtanden, 
welche er vermutlich ſchon 1784 dem Kronprinzen, dem ſpäteren König 
Friedrich Wilhelm II., vorlegte !). In dieſem Mémoire, das die ſchärf⸗ 
ſten Angriffe gegen die von Franzoſen geleitete Régie enthält, geht 
Heinitz auch näher auf den preußiſch⸗polniſchen Handelsvertrag vom 
19. März 1775 ein, und zwar beginnt er mit den Klagen der ſchleſiſchen 
Kaufleute, welche dem Könige berichtet hatten, daß der ehemals blühende 
Handel mit den Polen ſich mehr und mehr verliere, was auf die 
Wirkung des Warſchauer Tarifs zurückzuführen ſei 2). Friedrich der 
Große maß den Klagen der Schleſier doch ſo viel Gewicht bei, daß er, 
auf ihre Beſchwerdeſchrift hin, den ſchleſiſchen Miniſter Hoym und ver⸗ 
ſchiedene Breslauer Kaufleute zu einer Konferenz nach Berlin kommen 
ließ. Er beabſichtigte damals eine Anderung des polniſchen Tarifs und 
wollte, daß die Schleſier mit de Launay darüber beraten ſollten. Dieſer 
aber, wie Heinitz grollend fortfährt, „prenant peu à cœur les intérêts 
de l’État et ne travaillant qu’en financier et dans la vue d’augmenter 
les revenus, s’appuyait cette fois-ci sur un principe qui d’ailleurs 
ne l’interessait guère, disant qu'en modifiant- le tarif la fabrication 
du pays en souffriroit“. 

Auch Hoym erklärte dem Könige, daß es in ſeinem eigenen Inter⸗ 
eſſe liege, die Tranſitozölle herabzuſetzen ?). Es gelang wirklich, den 
König für den Plan, eine Ermäßigung des Durchfuhrzolles eintreten 


1) O. Steinecke, a. a. O. S. 183. 
2) Tarif vom 24. Mai 1775. 
3) Br. St. Rep. 199 M. R. VI, 15 b vol. 4. 
Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXXII. 1. 6 
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zu laſſen, zu gewinnen. Nur ausländiſche Fabrikate, welche auch in 
den Landesfabriken hergeſtellt wurden, wie Zitz, Kattun und Tuche, 
wollte er davon ausgenommen wiſſen 1). Anfänglich wollte der König 
die Herabſetzung der Tranſitzölle für Schleſien allein bewilligen; aber 
als ihm Heinitz vorſtellte, daß die anderen preußiſchen Provinzen, die 
Mark und Pommern, auch darunter litten, ging er ſchließlich auf den 
Vorſchlag des Miniſters ein, einen neuen Tarif für den Handel mit 
der Krone Polens herſtellen zu laſſen und zu dieſem Zwecke eine 
Kommiſſion einzuſetzen. Auf Grund der von den Geheimen Finanz⸗ 
räten im 5. Departement, Hartmann und Koepken, welche auch eine 
Abänderung des Tarifs für Oſtpreußen empfahlen, angeſtellten Ermitt⸗ 
lungen?) arbeitete Heinitz einen Plan aus, den der König durch ein 

Marginal gut hieß, und ſandte ihn an die übrigen Kommiſſions⸗ 
mitglieder, Hoym und de Launay. Hoym, der, wie bereits erwähnt, 
ſelbſt gegen die hohen Tranſitzölle eingenommen war — ſchrieb er doch 
1782 einen Handelsverluſt von 200 000 Taler und einen ebenſo hohen 


für die königlichen Kaſſen der Wirkung des polniſchen Vertrages zu?) —, _ 


ſtimmte für den Plan. De Launay aber, der inzwiſchen dem König 
vorgeſtellt hatte, daß eine Herabſetzung der Durchfuhrzölle der Frank⸗ 
furter Meſſe ſehr fdabgn würde“), antwortete gar nicht darauf. Der 
alte Tarif blieb beſtehen, und man muß mit Heinitz annehmen, daß 
de Launay den König zur Beibehaltung der hohen Zölle beſtimmt hat. 
In der Tat überzeugte de Launay, wie er ſelbſt ſagt “), den König, daß 
der Verluſt der 200 000 Taler eine Folge des Seekrieges ſei, daß für 
3 600 000 Taler im Lande produzierte und fabrizierte Waren im Lande 
verkauft worden ſeien, während ohne die hohen Durchfuhrzölle nur der 
zehnte Teil abgeſetzt worden wäre. In ſeiner Darſtellung der Gründe 
für den Vertrag und die hohen e führt de Launay ungefähr 
folgendes aus“): 

Preußen grenze an Polen von Memel bis Ratibor und verſchließe 
der Republik auch den Weg nach Danzig. Für den Handel mit dem 
Auslande ſtänden den Polen, von Preußen abgeſehen, zwei Wege offen. 
Erſtens der Weg über Rußland und dann weiter zur See. Der See⸗ 


1) Br. St. Rep. 199, N an bon, den 16. März und an de Launay, 
den 21. März 1783. 

2) Ebenda. 

3) v. Schrötter, a. a. O. XIV, S. 542. 

4) Br. St. Rep. 199 M. R. VI, 15 b, vol. 4. 

5) Friedrichs II. Finanzſyſtem, S. 63. 

6) Ebenda S. 59 ff. 


83] Der polniſche Handelsvertrag von 1775 | 83 


weg aber werde ihnen durch die ruſſiſche Regierung verlegt werden, 
und der Handel zu Lande mit dem ruſſiſchen Reiche werde durch hohe 
Zölle und den 35 deutſche Meilen langen Weg zur Düna erſchwert. 
Zweitens könnten die Polen ihre Produkte über Bielitz durch Böhmen 
transportieren. Die böhmiſchen Wege aber ſeien für ſchwere Laſten 
ganz unzureichend. Preußens flaches Land, ſeine Flüſſe und Kanäle 
begünſtigten im Gegenſatz dazu die Durchfuhr und erſparten viele 
Transportkoſten. Es jet alſo nicht zu befürchten, daß der polniſche 
Handel nach Rußland und Oſterreich abgelenkt werde. Alles dieſes 
habe er, de Launay, dem Könige vorgeſtellt und ihn überzeugt. 
De Launay erweckt hier den Anſchein, als ob er große Schwierig⸗ 
keiten gehabt habe, den König für die hohen Tranſitozölle zu gewinnen. 
In Wirklichkeit trat der Generalregiſſeur öfter für Herabſetzung der 
Zölle und Impoſten ein und ſtellte ſich in Gegenſatz zu dem Willen 
des Königs, der bei einer ſolchen Gelegenheit einmal äußerte, de Launay 
wolle nur den franzöſiſchen Waren Abſatz in Preußen verſchaffen !). 
An anderer Stelle erklärt de Launay, er habe durch den polniſchen 
Vertrag den preußiſchen Kaufleuten den Zwiſchenhandel zugeſchanzt. 
Es ſei nur ihre Sache, Nutzen daraus zu ziehen. Durch den Traktat 
feien fie ihren Nachbarn unentbehrlich geworden?). Dieſe Worte 
de Launays ſcheinen einer gewiſſen Berechtigung nicht zu entbehren. 
Wenn die Polen, durch die hohen Tranſitzölle veranlaßt, ihre Waren 
an preußiſche Kaufleute verhandelten und die ſächſiſchen oder andere 
ausländiſche Käufer nun von dieſen die polniſchen Produkte bezogen 
anſtatt wie beim Tranſithandel direkt von den Polen, ſo mußte der 
Nutzen der preußiſchen Kaufmannſchaft ein ganz erheblicher ſein. Auch 
die den obenerwähnten acht Städten erteilte Erlaubnis, an die Polen 
fremde Stoffe zu verkaufen, ſchien geeignet, den dortigen Kaufleuten 
reichlichen Gewinn zu bringen. Mit einer ſolchen Wirkung des Ver⸗ 
trages konnte man immerhin rechnen. Es konnte aber auch ſein, daß 
die Polen höhere Preiſe erzielten, wenn ſie ihre Waren direkt nach 
Sachſen brachten, und trotz der höheren Transportkoſten auf dem Wege 
durch Böhmen mehr verdienten als beim Verkauf ihrer Produkte an 
die preußiſchen Kaufleute. Umgingen nun die Polen die preußiſchen | 
Provinzen, fo verloren die Kaufleute den Gewinn aus den Artikeln, 
welche die Polen bei ihren Reiſen ins Ausland in Preußen einzuhandeln 
pflegten, und der Staat verlor die Tranſitozölle, die Brücken⸗ und Wege⸗ 


0 
1) Acta Borussica, Seideninduſtrie II, S. 438, K.⸗O. vom 11. Januar 1785. 
2) Mirabeau, a. a. O. IV, Compte rendu, S. 262. 
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gelder. Gingen die Polen darauf ein, ihre Waren an preußifche Unter⸗ 
tanen zu verhandeln, ihre früheren Abnehmer weigerten ſich aber, dieſe 
aus Preußen zu beziehen, da ſie dem Zwiſchenhändler naturgemäß 
höhere Preiſe zahlen mußten als dem Produzenten, ſo blieb dem 
preußiſchen Kaufmann ein großer Warenbeſtand als unverkäuflich zurück, 
was unter Umſtänden zum Bankerott einzelner führen konnte. Es liegt 
auf der Hand, daß dann auch der Staat Schaden leiden mußte. 

Als nach dem Tode Friedrichs des Großen de Launay zur Ver⸗ 
antwortung gezogen wurde, neigte die Kommiſſion, welche von Friedrich 
Wilhelm II. eingeſetzt wurde, um die Tätigkeit des Generalregiſſeurs zu 
prüfen und zu beurteilen, der Anſicht dieſes Beamten zu und erklärte 
den Vertrag als nutzbringend für den Staat ). 

Dagegen wird in dem bei Mirabeau angeführten, von einem un⸗ 
bekannten Verfaſſer ſtammenden „Examen du compte rendu au roi“ 
im Gegenſatz zu der Anſicht de Launays und der Kommiſſion der Ver⸗ 
trag als unheilvoll für den preußiſchen Handel hingeſtellt?). Der Autor 
ſchreibt es dem Vertrage zu, daß der polniſche Handel ſichtlich nad- 
gelaſſen habe. Er hält den Tranſit von polniſcher Seite her für gänz⸗ 
lich ruiniert. Zum Beweiſe dafür werden die bitteren Klagen der 
Kaufmannſchaft angeführt. Die Herabſetzung der Aus⸗ und Einfuhr⸗ 
zölle auf 2%ĩ ſei nur eine Finte des Generalregiſſeurs geweſen, welcher 
aller Welt Sand in die Augen ſtreuen wollte. In Wirklichkeit ſeien 
die Zölle höher als vorher, da de Launay die Taxwerte erhöht habe. 
Tatſächlich hat bei der Abfaſſung des Warſchauer Tarifs vom 24. Mai 
1775 eine weſentlich höhere Einſchätzung der Waren ſtattgefunden ?). 

Ein ſehr ungünſtiges Urteil über den polniſchen Vertrag fällt auch 
Leonhardi, ein Hallenſer Naturwiſſenſchaftler, in ſeinem Friedrich Wil⸗ 
helm II. gewidmeten geographiſch⸗ſtatiſtiſchen Werk über die preußiſche 
Monarchie). Er kritiſiert ſcharf die Handelspolitik Friedrichs des Großen, 
welcher ſich einerſeits von höchſter Eiferſucht gegen fremde Staaten, 
andrerſeits von unbegrenztem Wohlwollen gegen ſeine Lande leiten ließ, 
was feinen Provinzen ſehr nachteilgg wurde. Sein Beſtreben, den 
Ausländern alle Vorteile des Handels zu entziehen und dieſelben ſeinen 


1) Mirabeau, a. a. D. IV, Faits Justificatifs, S. 290. (In den Akten 
findet ſich nichts darüber.) 
2) Ebenda, Examen du compte rendu, S. 342 ff. 
3) Fechner, Handelspolitiſche Beziehungen, S. 499, und Wirtſchafts⸗ 
geſchichte, S. 190. 
4) F. G. Seonparbi, Erdbeſchreibung der preußiſchen Monarchie, 
I, S. 128 fr. 
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Untertanen zuzuwenden, habe ſchlechte Erfolge gezeitigt. Der Zolltarif 
von 1775 habe bewirkt, daß die preußiſchen Seeſtädte und ganz be⸗ 
ſonders auch Breslau den wichtigen Zwiſchenhandel verloren haben. 

Graf Hertzberg, der Leiter des auswärtigen Departements, ſtreift 
in ſeinem „Mémoire historique sur la dernière année de Frédéric II, 
roi de Prusse“ nur flüchtig den polniſchen Handelsvertrag, von dem er 
ſagt: „Le roi fit ensuite en 1775 un traité de commerce avec la 
Pologne et il prit les mesures les plus justes et les plus efficaces 
‚pour s' assurer et pour faire valoir cette nouvelle acquisition 1)“. 
Der Miniſter geht gar nicht auf die Wirkungen des Vertrages ein. 
Möglich, daß der Mangel an Zeit — das Mémoire wurde am 25. Ja- 
nuar 1787 in der öffentlichen Sitzung der Akademie zu Berlin vor⸗ 
getragen — ihn hinderte, ſich darüber zu äußern. Es kann aber auch 
ſein, daß Hertzberg bei dieſer Gelegenheit, wo es doch galt, den großen 
König zu verherrlichen, nichts Ungünſtiges ſagen wollte. Seine Anſicht 
über den Traktat und ſeine Wirkungen iſt uns nicht überliefert; wir 
wiſſen nur, daß er ſich vor Abſchluß des Vertrages bemühte, mildere 
Bedingungen durchzuſetzen ). 

Daß der ſchleſiſche Miniſter Hoym ein Gegner des Vertrages war, 
wurde bereits erwähnt. Auch der ſpätere Miniſter Struenſee, welcher 
1788 als Geheimer Finanz⸗, Kriegs: und Domänenrat im Weſtfäliſchen 
Provinzialdepartement, ſowie im Salz⸗ und Münzzdepartement, deren 
Leitung Heinitz übertragen war, wirkte, ſprach ſich gegen den Traktat 
aus 3). Er ſowohl wie Hoym hielten ihn für eine Überſpannung des 
Tranſitoſyſtems und glaubten, daß er dem preußiſchen Handel ſchade. 

Das Ausland beſchäftigte ſich ebenfalls mit dem preußiſch⸗polniſchen 
Handelsvertrage. Bald nach Ratifizierung des Traktats, noch vor Ver⸗ 
öffentlichung des Warſchauer Tarifs, erſchienen in ausländiſchen, be⸗ 
ſonders in holländiſchen, Zeitungen die wildeſten Gerüchte über die 
übermäßige Zollbelaſtung des preußiſch⸗polniſchen Handels und des 
polniſchen Tranſitoverkehrs. Nach den Berichten der Leidener Blätter 
ſollte der Handel der Stadt Danzig gänzlich zugrunde gerichtet worden 
ſein. Der König hielt es für notwendig, dieſen Artikeln entgegen⸗ 
zutreten und eine Art von Erklärung des Abkommens mit Polen in 
den preußiſchen Zeitungen erſcheinen zu laſſen“). Am 2. Mai beauf⸗ 


1) Hertzberg, Huit dissertations, S. 297. 

2) Br. St. Rep. 199 M. R. VI, 15 b, vol. III. 

3) Geh. St. Rep. 96, 249 Q. 

4) Br. St. Rep. 199 M. R. VI, 15 b, vol. 4. Fincken ſtein an Hoym, den 
27. Mai 1775. 
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tragte er den Grafen Finckenſtein, welcher mit Hertzberg zuſammen an 
der Spitze des Auswärtigen Departements ſtand, ſich in dieſer An⸗ 
gelegenheit mit dem Generalregiſſeur de la Haye de Launay in Ver⸗ 
bindung zu ſetzen. Friedrich ſchrieb dem Miniſter Art und Veröffent⸗ 
lichung der Entgegnung ganz genau vor. Im „Courrier du Bas Rhin“ 
ſollte ein anonymer Brief, welcher die Anſicht der Ausländer wider⸗ 
legte, veröffentlicht werden. Da de Launay am beſten mit den neuen 
Zöllen Beſcheid wußte, ſollte er den Brief verfaſſen, das Kabinetts⸗ 
miniſterium ſollte dieſen begutachten und dafür ſorgen, daß er nichts 
enthielte, was bei den anderen Mächten Anſtoß erregen könnte. Aus 
dem „Courrier du Bas Rhin“ ſollte der Artikel dann in die Berliner, 
Breslauer, Königsberger und niederrheiniſchen Zeitungen aufgenommen 
werden. Dem Befehle des Königs gemäß verfaßte de Launay eine Er⸗ 
klärung der preußiſch⸗polniſchen Zölle, und zwar als „Antwortſchreiben 
eines Kaufmanns zu Breslau über die Anmerkungen eines ſeiner 
Correſpondenten in Anſehung des zwiſchen Preußen und Pohlen letzt⸗ 
hin geſchloſſenen Handlungs⸗Tractats“. Die Antwort des Breslauer 
Handelsherrn wurde, wie vom König beſtimmt worden war, zuerſt in 
Cleve im „Courrier da Bas Rhin“ am 8. Mai abgedruckt und von 
dort in andere Blätter übernommen. In der „Berliniſchen privilegierten 
Zeitung“ erſchien ſie am 27. Mai, in der „Schleſiſchen privilegierten 
Zeitung“ am 31. Mai 17751). Der Briefſchreiber wendet ſich ſehr 
energiſch gegen die Anſicht ſeines Geſchäftsfreundes, daß der König von 
Preußen ſeine Zölle erhöht habe. Diejenigen, welche ſolche Gerüchte 
ausſtreuten und ſogar in einige Zeitungen einrücken ließen, wollten nur 
das Publikum hintergehen und gegen den König aufbringen. Die Zölle 
ſeien nicht erhöht worden. Man habe nur in einigen Provinzen alte 
Zölle wiederhergeſtellt, welche aufgehoben worden waren, um die Kauf⸗ 
leute inſtand zu ſetzen, mit der im Handel ſehr begünſtigten Stadt 
Danzig in Wettbewerb zu treten. Jetzt erlaubten die Umſtände die 
Wiederherſtellung der alten Zölle, welche ſich nur auf den Handel mit 
Polen erſtreckten und lediglich alle preußiſchen Provinzen in bezug auf 
die Abgaben gleichſetzten. Auf den Handel und beſonders auf den mit 
der Stadt Danzig könnten ſie gar keinen Einfluß haben. Der Tranſito⸗ 
zoll von 12 / jei ſehr nötig, um zu verhindern, daß der ausländiſche 
Handel den preußiſchen zugrunde richte, und daß des Königs Unter- 
tanen jeglichen Nutzen aus ihrer günſtigen Lage verlören. Ein anderes 
Verfahren würde dem Abſatz der einheimiſchen Produkte und der In- 


1) Br. St. Rep. 199 M. R. VI, 15 b, vol. 4. Finckenſtein an Hoym, den 
27. Mai 1775. 
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duftrie ſehr nachteilig fein. Der Nationalhandel müſſe doch einige 
Vorteile vor dem fremden genießen. Alle übrigen Regierungen hätten 
ſich ſtets bemüht, den Vertrieb der einheimiſchen Fabrikate, die Induſtrie 


ihrer Untertanen und deren Handel vor dem der Ausländer zu be⸗ 


6‘ 


günftigen, und zwar durch weit nachdrücklichere Mittel als die vom 
König von Preußen angewandten. — Im zweiten Teile ſeines Briefes 
ſucht der Verfaſſer zu beweiſen, daß die Danziger Kaufleute keinen 
Grund hätten, ſich über den Vertrag zu beſchweren. Sie bezahlten 


dem Könige von Preußen für ihren Handel nur dieſelben Abgaben, 


die ſie früher im Hafen von Fahrwaſſer und zu Fordon, welche Orte 
jetzt unter königlich preußiſche Botmäßigkeit gekommen wären, auch ent⸗ 
richtet hätten. Sie ſeien ſogar zum Teil von dem 8 % betragenben 
Tranſitozoll befreit. Früher hätten ſie dieſe 8% und dazu noch die 
alten preußiſchen Zölle bezahlen müſſen, wenn ſie ſich des Weges über 
Oſtpreußen bedienten. Dieſe beiden Abgaben hätten zuſammen 18 bis 
20% betragen. Jetzt entrichteten die Danziger alles in allem nur 
12%. Der Magiſtrat der Stadt aber habe die „Unbedachtſamkeit be⸗ 
gangen ohne den mindeſten Schein Rechtens und ohne einen recht⸗ 
mäßigen Beweggrund“, nach dem Verluſt des Hafens von Neufahrwaſſer 
die Hafenzölle in die Mauern der Stadt zu verlegen, wodurch er ſeinen 
Mitbürgern beträchtlichen Schaden zugefügt habe. Das könne jedoch 
den König nicht verpflichten, auf ſein Eigentumsrecht zu verzichten. 
Er ſei gezwungen, die Zölle zu erheben, um eine Entſchädigung für 
die ſchweren Unkoſten, welche ihm die Unterhaltung des Hafens bereite, 
zu erlangen. Wenn Polen es für gut befunden habe, bei der Zurück- 
ziehung ſeiner Grenzen dort Einfuhrzölle einzuführen, ſo ſei es nur 
billig, daß der König von Preußen dort ebenſo wie in ſeinen übrigen 
Staaten Ausfuhrzölle erhebe; die Stadt Danzig könne für ihren Handel 
doch nicht mehr Vorteile erlangen, als dem Handel der Fremden im 
allgemeinen bewilligt würden. Das Gerücht, daß von den nach Danzig 
gehenden preußiſchen Fabrikwaren 12% Zoll erhoben würden, ſei 
falſch; richtig ſei nur, daß die preußiſchen Zollbehörden beim Verſand 


der preußiſchen Waren von Danzig aus keinen Unterſchied mehr zwiſchen 


dieſen und anderen Waren, welche unter nachgeahmten preußiſchen 
Zeichen preußiſches Gebiet paſſieren könnten, machen würden — natür⸗ 
lich, weil jede Kontrolle über die Herkunft ſolcher Waren unmöglich war. 
Im übrigen aber würde die Stadt Danzig von allen Waren, welche ſie 
aus den königlichen Staaten beziehe oder dorthin verſende, nicht mehr 
Abgaben entrichten, als die preußiſchen Untertanen ſelbſt für ausländiſche 
Erzeugniſſe, welche ſie ſich über Danzig kommen ließen, oder für ihre 


LA 
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eigenen Produkte, die fie über Danzig ins Ausland ſchickten, bezahlen 
müßten. Der Handel würde durch dieſe durchaus n An⸗ 
ordnungen nicht „ werden. 


V. Die Leipziger Meſſe 
(Die Berichte der Leipziger Kommerziendeputation.) 


Wie bereits erwähnt, war einer der Gründe für die Feſtſetzung 
der hohen Tranſitozölle des polniſchen Vertrages der Wunſch des 
Königs, den Beſuch der Polen von der Leipziger Meſſe nach Frank⸗ 
furt a. O. abzulenken. Nach den Angaben der Leipziger Kommerzien⸗ 
deputation!), zu deren Pflichten unter anderem auch die Bericht⸗ 
erſtattung über Verkauf und Ausfall der Meſſen gehörte, iſt dieſer 
Wunſch nicht in Erfüllung gegangen. Die Leipziger Jubilatemeſſe von 
1775 war ſo gut beſucht wie ſeit langen Jahren nicht. Auf dieſe 
Meſſe konnte der polniſche Traktat jedoch noch keine Wirkung ausgeübt 
haben, denn der vom 24. Mai datierte Tarif wurde erſt im Auguſt 
veröffentlicht?), wohl aber auf die Michaelismeſſe, und über dieſe findet 
ſich folgender Vermerk: „Der meiſte Einkauf iſt abermals, wie in allen 
bisherigen Meſſen, von den Polen, Ruſſen und Griechen geſchehen. 
Ohne deren Anweſenheit würde die Meſſe ganz ſchlecht geweſen ſein. 
Aus Churſachſen, Schleſien und Königsberg war ſie ſchlecht beſucht. 
Die Juden führten auf eigenen Geſchirren 2000 Ctr., ferner auf 45 
gemiſchten Geſchirren 3300 Ctr. über Bielitz ab; die Griechen ca. 
600 Ctr. Nach Breslau gingen ca. 500 Ctr., nach Danzig und 
Lübeck nur 4 Wagen.“ ) Die hohen preußiſchen Tranſitozölle haben 
alſo die Polen und die polniſchen und ruſſiſchen Juden nicht vom Be⸗ 
ſuch der Leipziger Meſſe ferngehalten. Die Händler ſcheuten nicht den 
Umweg über Ofterreih, wo fie nur 1% Durchfuhrzoll zu entrichten 
brauchten“). Wahrſcheinlich beliefen ſich die durch den längeren Weg 
erhöhten Transportkoſten und Reiſeſpeſen zuſammen mit dem öſter⸗ 
reichiſchen Tranſitozoll noch nicht fo hoch wie die 12 ¼ Zoll, welche fie 
bei der Durchquerung von Preußiſch-Schleſien den preußiſchen Zoll⸗ 
behörden hätten entrichten müſſen, und der Zeitverluſt, den dieſer Umweg 
verurſachte, wurde damals nicht hoch veranſchlagt. Auch wurden die 
Kaufleute durch die bequeme Zollabfertigung in Oſterreich dazu ver⸗ 


1) Haſſe, Geſchichte der Leipziger Meſſen, S. 224. 
2) Korn, Ediktenſammlung XIV, S. 402. 

3) Haſſe, a. a. O. S. 335/36. 

4) v. Schrötter, a. a. O. XIV, S. 545. 
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anlaßt, ihren Weg über Bielitz zu nehmen. Daß ſie im Preußiſchen 
zur Reviſion immer alles auspacken mußten, war eine ſtändige Klage 
der Fuhrleute ). Es iſt nicht weiter erſtaunlich, daß die Meſſe von 


Schleſien aus ſchlecht beſucht war; den Kaufleuten war ja bei 


500 Rtlr. Strafe und Konfiskation der Waren verboten worden, 
fremde Fabrikate einzuführen. Von dieſem Verbot waren nur die⸗ 
jenigen Artikel ausgenommen, welche die ſchleſiſchen Handeltreibenden 
zum Verkauf auf die Frankfurter Meſſe bringen wollten?). Deshalb 
war für die Schleſier ein Meßbeſuch in größerem Umfange nicht 
lohnend. Den Königsbergern aber war durch eine königliche Kabinetts⸗ 
order vom 16. Januar 1775 anbefohlen worden, ſtatt der Leipziger 
Meſſe künftig die Meſſe zu Frankfurt a. O. zu beſuchen, wo ſie ihren 
Bedarf ebenſogut decken könnten wie in Leipzig ?). Später aber fand 
die Königsberger Kaufmannſchaft doch Mittel und Wege, das Gebot 
des Königs zu umgehen und ſich mit Leipziger Meßwaren zu ver⸗ 
ſorgen. Die von Vertrauensperſonen der Königsberger Kaufleute auf 
der Meſſe beſorgten Einkäufe wurden von Leipzig über Lübeck ver⸗ 
ſandt, als ruſſiſche Kommiſſionen ausgegeben, deren Beſtellung angeb- 
lich den Danziger Handelshäuſern überlaſſen worden war, und wurden 
auf Umwegen nach Oſtpreußen verſandt!). Wenn Friedrich demnach 
nicht in der Lage war, ſeine eigenen Untertanen vom Einkauf auf der 
Leipziger Meſſe abzuhalten, wie ſollte ihm das den Polen gegenüber 
gelingen, auf welche er doch keinen Zwang ausüben konnte! 

Auch für den Ausfall der Leipziger Meſſen von 1776 iſt der 
Einkauf polniſcher Kaufleute von großer Bedeutung. So heißt es in 
dem Bericht über die Oſtermeſſe: „Allein fünf polniſche Handelshäuſer 
brachten zuſammen 500 000 Dukaten bar mit.“ Zur Michaelismeſſe 
werden ſogar 21 Polen mehr als im Vorjahr gezählt ). Die Meſſen 
des Jahres 1777 erfreuten ſich gleichfalls regen Beſuchs aus Oſt⸗ 
europa. Von der Michaelismeſſe wird berichtet: „Den größten Ein⸗ 
kauf haben abermals die Polen, Ruſſen, Türken, Griechen gemacht ®). 
Die Oktobermeſſe 1778 iſt infolge des bayriſchen Erbfolgekrieges ſchlecht 
ausgefallen, trotz des ausdrücklich hervorgehobenen zahlreichen Beſuches 


1) v. Schrötter, a. a. O. XIV, 533. 
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von Polen und Ruſſen. Die Oſtermeſſe 1779 war gut, denn es 
waren Friedensnachrichten eingetroffen und viele Polen in Leipzig an⸗ 
weſend. „Den meiſten Einkauf machten die Polen, Ruſſen, Griechen, 
Kur⸗ und Livländer, in erſter Linie aber die Broder Juden.“) Auch 
die Michaelismeſſe desſelben Jahres, die als eine gute bezeichnet wird, 
erfreute ſich der lebhaften Beteiligung der Polen und Ruſſen ?). 

Die Meſſen der nächſten drei Jahre, 1780, 1781, 1782, fielen 
weniger gut aus. Die Schuld daran wird in der Hauptſache dem 
Seekrieg zwiſchen Frankreich und England und der neuen Kleider⸗ 
ordnung in Polen, welche das Tragen von Gold und Silber verbot, 
zugeſchrieben?). Nirgends findet ſich ein Vermerk [darüber, daß die 
Meſſe zu Frankfurt a. O. oder die hohen Durchfuhrzölle des polniſchen 
Traktats dem Verkehr auf der Leipziger Meſſe Abbruch getan haben. 
Die Michaelismeſſe 1782 fiel wieder beſſer aus. Die kluge Meß⸗ 
politik Sachſens trug reiche Früchte. Seit 1772 wurden den Juden 
zur Erleichterung ihrer Geſchäfte auf der Meſſe beſondere Meßjuden⸗ 
päſſe ausgeſtellt, was zur Folge hatte, daß ſie, die Hauptträger 
des polniſchen Handels, Leipzig immer zahlreicher beſuchten “). Die 
Michaelismeſſe 1782 verdankte ihnen den guten Ausfall. Die 
Meſſen von 1783 verliefen, da der Seekrieg beendet war, wieder recht 
günſtig ). Dieſe Beiſpiele beweiſen zur Genüge, daß der polniſche 
Handelsvertrag, was die Hinderung des Verkehrs auf der Leipziger 
Meſſe anbelangt, ſeinen Zweck nicht erfüllte. Die Polen begaben ſich 
nach wie vor in großer Anzahl nach der alten Meßſtadt, um ſich dort 
mit Waren zu verſehen. 


VI. Die Meſſe zu Frankfurt a. O. 


(Die Fürſorge des Königs für die Frankfurter Meſſe. Die Verordnung vom 
25. Dezember 1775. Der Beſuch aus Polen. Bemerkungen der Leipziger 
Kommerziendeputation. Der Meßabſatz. Die Verfügung vom 16. Januar 1787.) 

Friedrich der Große verwandte von jeher beſondere Sorgfalt auf 
die Frankfurter Meſſe. Er ließ ſich genau über jede einzelne Meſſe 
berichten und achtete vor allem auf den Abſatz der einheimiſchen 
Fabrikate. Einen Weltmeßplatz, wie Leipzig, hat er kaum aus Frank⸗ 
furt a. O. machen wollen. Ihm lag beſonders daran, dort einen 


1) Haſſe, a. a. O. S. 338. 
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Markt zu ſchaffen, welcher der preußiſchen Induſtrie einen immer 
ſteigenden Abſatz gewährte. Hätte er andere Abſichten in bezug auf 
die Frankfurter Meſſe gehabt, jo hätte er fein Prohibitiv⸗ und Schutz⸗ 
zollſyſtem wohl nicht auf den Meßverkehr ausgedehnt. Aus ſeinen 
Briefen an Tarrach, den Direktor der Manufakturkommiſſion, welcher 
die Meßberichte verfaßte, geht deutlich hervor, daß er am Verkaufe 
ſeiner Untertanen das denkbar größte Intereſſe nahm. Um den Ver⸗ 
kehr der Ausländer, welche beſtimmte Artikel, wie z. B. fremden 
Sammet, gar nicht auf den Meſſen feilhalten durften !), kümmerte er 
ſich nur inſofern, als ſie als Abnehmer für die Produkte der preußi⸗ 
ſchen Manufakturen in Frage kamen). Von dieſem Standpunkte aus 
traf er ſeine Maßregeln. Um über den Bedarf und den Verkauf auf 
den Frankfurter Meſſen genau orientiert zu ſein, ließ er im Jahre 
1773 durch Tarrach an alle Verkäufer vorgedruckte Formulare ver⸗ 
teilen, welche am Schluß der Meſſe mit ſorgfältigen Angaben über die 
an In⸗ und Ausländer abgeſetzten Waren verſehen werden und den 
Meßbeamten übergeben werden mußten ?). Nach den ausgefüllten 
Formularen wurden ſeitdem die Meßbalancen hergeſtellt, welche dem 
Könige mit großer Pünktlichkeit zugeſtellt wurden. 

In Frankfurt a. O. wurden drei Meſſen im Jahre abgehalten, 
die Reminiſceremeſſe im März, die Margaretenmeſſe im Juli und die 
Martinimeſſe im November, eine jede von drei Wochen Dauer“). In⸗ 
folge ſeiner günſtigen öſtlichen Lage wurde Frankfurt a. O. viel von 
polniſchen und ruſſiſchen Kaufleuten beſucht. Da Polen wenig, man 
kann faſt ſagen: keine, Fabriken beſaß, bildete dieſes Land ein Haupt⸗ 
abſatzgebiet für die preußiſchen Manufakturen. Infolgedeſſen richtete 
der König ſein Augenmerk darauf, den Beſuch der Frankfurter Meſſen 
durch polniſche Kaufleute möglichſt zu erhöhen. Unausgeſetzt ließ er 
Fabrikanten und Händler ermahnen, die Meſſen mit ſolchen Gegen⸗ 
ſtänden, wie ſie die Polen brauchen, zu beſchicken und ihre Kollektionen 
dem polniſchen Geſchmack anzupaſſen 5). 

Wollte Friedrich jedoch ſeine Abſicht erreichen, ſo mußte er auch 
dafür ſorgen, daß die Polen diejenigen ausländiſchen Waren, welche 
ſie brauchten, und welche in den einheimiſchen Fabriken teils gar nicht, 


1) Hintze, a. a. O. S. 206. 

2) Geh. St. Gen.⸗Dir. Fabr.⸗Dep. XXXII, Nr. 65, vol. I u. II. 

3) Stett. Kr. A. Titel 12 Sect. 1, Commercienſachen Nr. 158; ſ. auch 
Beilage I. 

4) Philippi, Die Meſſen der Stadt Frankfurt a. O., S. 18. 

5) Geh. St. Gen.⸗Dir. Fabr.⸗Dep. XXXII, Nr. 65, vol. I u. II. 
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teils nicht in genügender Menge hergeſtellt wurden, auf der Frank⸗ 
furter Meſſe zu angemeſſenen Preiſen kaufen konnten. Die preußiſchen 
Waren allein konnten einen zahlreichen Beſuch aus dem Oſten nicht 
veranlaſſen. Dem ſtand aber der polniſche Handelsvertrag mit ſeinen 
12 %% Tranfitzoll entgegen; denn wenn der Käufer beim Verlaſſen der 
Meſſe dieſe 12% nach den hohen Zollſätzen des Warſchauer Tarifs 
bezahlen mußte, hatte er fo erhebliche Koſten, daß ſich der Beſuch 
Frankfurts für ihn nicht lohnte. Er konnte ja die ausländiſchen Er⸗ 
zeugniſſe von ſeinem Wohnorte aus beſtellen. Zwar blieben die Zoll⸗ 
gefälle dieſelben, die Speſen der Reiſe nach und von Frankfurt zurück 
kamen aber in Fortfall. Durch ſein Ausbleiben erlitten nur die 

preußiſchen Fabrikanten empfindliche Verluſte. Der König ſah auch 
bald ein, daß der Traktat in dieſer Hinſicht nur ſchädlich ſein konnte. 
Durch Kabinettsorder vom 21. Oktober 1775 beauftragte er de Launay, 
den neuen, im Anſchluß an die mit Polen geſchloſſene Konvention ver⸗ 
öffentlichten Tarif fo abzuändern; daß der fremde Käufer und Ver⸗ 
käufer in der Lage wäre, die Frankfurter Meſſe wie gewöhnlich zu be⸗ 
ziehen. Doch ſollten alle darauf bezüglichen Einrichtungen ſo getroffen 
werden, daß dadurch dem Nationalhandel und =fleiß nicht geſchadet 
werden würde!). Dem königlichen Befehle gemäß erließ de Launay 
am 4. November 1775 eine Deklaration, welche bereits auf die nächſte 
Martinimeſſe Anwendung fand ?). Danach ſollten von fremden Seiden⸗ 
ſtoffen und Tuchen, wofern die Verkäufer preußiſche Untertanen waren, 
4% Ausgangsgefälle erhoben werden; war der Verkäufer jedoch ein 
Ausländer, fo mußten 8% Ausfuhrzoll erlegt werden. Dieſe Ein- 
richtung wurde getroffen, um den Inländer nicht nur beim Verkauf 
ſeiner eigenen Fabrikate, ſondern auch beim Abſatz fremder Manufaktur⸗ 
waren vor den ausländiſchen Meßbeſuchern zu bevorzugen, und um die 
Polen allmählich daran zu gewöhnen, ihre Einkäufe ausſchließlich bei 
einheimiſchen Kaufleuten zu beſorgen. Inländiſche Erzeugniſſe ſollten 
bei der Ausfuhr von jeglichem Zoll befreit ſein. Alle übrigen fremden 
Fabrikate und Produkte ſollten, falls ſie von Inländern verkauft 
wurden, bei der Ausfuhr mit 2% Zoll belaſtet werden, wurden fie 
von Ausländern vertrieben, mit 4% . Die Zölle ſollten nicht nach 
dem Tarif vom 24. Mai 1775, ſondern nach dem „moderierten“ 
Frankfurter Meßtarif vom 20. März 17723) berechnet und erhoben 


1) Br. St. Rep. 14, P. A. VII, 193 d, vol. 5. 
2) Ebenda. 
3) Am 20. März 1772 war eine „Abänderung und Moderation“ des Tarifs 
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werden. In dieſem Meßtarif, welcher für Verkäufer und Käufer als 
Meßabgabe 1%ĩ als Akziſe feſtſetzte, waren die Taxwerte der Waren 
aber auch ſehr hoch angeſetzt, ſo daß ſich für die Zölle beträchtliche 
Summen ergaben, wodurch der Verdienſt der Händler recht geſchmälert 
wurde. Zur Erleichterung des Verkehrs ſollten die Gefälle am Orte 
ſelbſt erhoben werden, ſo daß eine Reviſion der Waren auf dem Grenz⸗ 
zollamte überflüſſig wurde. Denjenigen Käufern, deren Deklarationen 
ſich bei der Unterſuchung ihrer Warenkollis als unbedingt zuverläſſig 
erwieſen, wurde zugeſichert, daß bei künftigen Reviſionen ihre Ladung 
nur „obenhin“ revidiert werden ſolle. Dieſer nur für die Martini⸗ 
meſſe 1775 ergangene Erlaß wurde durch eine „Königliche allergnädigſte 
Verordnung die Ausfuhr von den einländiſchen Meſſen betreffend“ am 
25. Dezember 1775 auf alle Meſſen und Märkte der preußiſchen 
Monarchie ausgedehnt !). Am Schluſſe dieſer Verordnung wird er⸗ 
klärt, „daß die letzthin mit der Krone Polen geſchloſſene Konvention 
nicht auf den Verkauf auf den Meſſen, als welcher davon ausgeſchloſſen 
bleibt, extendieret, ſondern nur in Anſehung des direkten Tranſito, 
auch ſelbſt während der Meßzeit unveränderlich beibehalten werden ſoll“. 
Durch dieſe Anordnung ſollten die Polen noch mehr zum Beſuch der 
Frankfurter Meſſe veranlaßt werden. Nur durch den Einkauf fremder 
Fabrikate zur Meßzeit in Frankfurt a. O. ſelbſt könnten ſie den hohen 
Tranſitgefällen entgehen und brauchten ſtatt 12% nur 2, 4 oder 8 % 
Zoll zu entrichten. | 

Nach den Meßberichten Tarrachs haben Polen und polniſche Juden 
in ziemlich großer Anzahl die Frankfurter Meſſe beſucht, und was dem 
Könige beſonders am Herzen lag, ſie brachten viel bares Geld mit ?). 
Aber es kamen allmählich immer weniger. Der Beſuch der Martini⸗ 
meſſe 1775 litt durch die auf der Leipziger Michaelismeſſe, wie an 
den Grenzen, verbreiteten Gerüchte über den neuen Zolltarif, ſo daß 
800 polniſche Juden weniger in Frankfurt a. O. eintrafen als im 
Vorjahre. Der Ausfall der Meſſe war jedoch nicht ſo ſchlecht, wie der 
Mangel an Käufern vermuten laſſen könnte. Als die neue Verord⸗ 
nung allgemein bekannt geworden war, hob ſich der Beſuch aus Polen 
wieder ein wenig. So erſchienen 1776 zur Margaretenmeſſe 940 polniſche 
Juden mit 363 Wagen und 1344 Pferden, wie Tarrach befriedigt 
bemerkt, beinahe ebenſo viele wie im Juli 1775, als man von dem 


vom 5. März e. a. erlaſſen worden, welche ſtets gemeint iſt, wenn der mode⸗ 
rierte Meßtarif erwähnt wird. 
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Warſchauer Tarif noch nichts wußte. 1777 trafen ſogar 967 Polen 
mit 413 Wagen und 1445 Pferden ein, und zur Reminiſceremeſſe 
1778 kamen 1000 polniſche Meßbeſucher mit 419 Wagen und 1413 
Pferden. Der Meßbeſuch dieſes Jahres litt übrigens durch die Kriegs⸗ 
gefahr. Im November klagte Tarrach bitter über das Ausbleiben der 
polniſchen Käufer, welche ſich bereits in Leipzig verſorgt hätten, da die 
preußiſchen Fabrikanten ſich weigerten, den Polen Waren auf Kredit 
zu geben. Im Einverſtändnis mit de Launay bat Tarrach damals um 
Herabſetzung des Tranſitzolles für fremde Waren von 8 auf 4%, 
wurde aber vom König abſchlägig beſchieden, weil davon nur die 
fremden Kaufleute Nutzen hätten, die einheimiſchen Manufakturen aber 
zu kurz kommen würden!). Zur Margaretenmeſſe 1779 kamen wieder 
Käufer aus dem Oſten, darunter 1179 Polen mit 404 Wagen und 
1350 Pferden. In den folgenden Jahren — die Meſſen zu Oſtern 
und Martini hatten überhaupt ſelten über 850 Käufer aus Polen 
aufzuweiſen — ging der Beſuch der Polen mehr und mehr zurück, 
wenn auch zur großen Freude des Königs die einheimiſchen Fabrik⸗ 
waren vor den fremden bevorzugt wurden. 

Nach den Bemerkungen, welche die Leipziger Kommerziendeputation 
ihren Berichten über die ihrer Obhut unterſtellte Meſſe beizufügen 
pflegte, war es traurig um. die Frankfurter Meſſe beſtellt. Die 
Leipziger Deputation urteilt allerdings nur vom Standpunkte des 
Händlers. Sie ſieht eine Abnahme oder eine Steigerung des Handels⸗ 
verkehrs und zieht demgemäß ihre Schlüſſe. König Friedrich aber 
wollte in erſter Linie den Abſatz ſeiner Landesprodukte ſteigern. Er 
hielt die Meſſe für die beſte, auf welcher die meiſten einheimiſchen und 
die wenigſten ausländiſchen Fabrikate verkauft wurden. Die Leipziger 
aber fanden, es gehe bergab mit der Frankfurter Meſſe. Für die 
Jahre 1775/76 fehlen leider jegliche Angaben der Sachſen über Frank- 
furt. Über die Reminiſceremeſſe des Jahres 1777 heißt es jedoch, 
daß ſie abermals äußerſt ſchlecht geweſen ſei. Daraus kann man 
ſchließen, daß die Vorjahre, nach Anſicht der Leipziger Kaufleute, auch 
keine annehmbaren Ergebniſſe aufzuweiſen hatten. Der Verfaſſer des 
Berichtes ſchiebt die Schuld daran der Régie zu: „Die daſige Régie 
verfährt immer noch mit ſo großer Schärfe, daß auswärtige Kaufleute 
ſolche Meſſen faſt gar nicht mehr beſuchen können.“?) Demnach hielt 
ſich die preußiſche Zollverwaltung keineswegs an die Verſprechungen 


1) Geh. St. Gen.⸗Dir. Fabr.⸗Dep. XXXII, Nr. 65, vol. II. 
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über eine glimpflichere Behandlung der Meßbeſucher, welche in der 
Verordnung vom Dezember 1775 gemacht worden waren. 1779 lautet 
die Leipziger Nachricht über die Frankfurter Oſtermeſſe noch ungünſtiger: 
„Die letzte Meſſe zu Frankfurt a. O. iſt abermals ſehr ſchlecht aus⸗ 
gefallen. Sie dürfte auch ſchwerlich in der Folge ergiebiger werden. 
Wie denn auch die anſehnlichſten polniſchen jüdiſchen Handelshäuſer 
ſolche wenig mehr beſuchen, welches zum deutlichſten Beweis dient, daß 
Meß⸗ und Handelsgeſchäfte mit Glimpf und Nachſicht und keineswegs 
durch Zwang und Einſchränkungen zu behandeln ſind.“ !) Der König 
jedoch war mit dem Ausfall dieſer Meſſe ganz zufrieden?). An den 
Bericht über die Leipziger Jubilatemeſſe 1780 knüpft die Kommerzien⸗ 
deputation eine allgemeine Betrachtung über den Leipziger Meßplatz, 
in welcher unter anderem ausgeführt wird, daß bei der augenblicklichen 
Beſchaffenheit des Handels Frankfurt a. O. der Meſſe zu Leipzig in 
bezug auf den nordiſchen Verkehr wirklich gefährlich werden könnte, 
wenn die dortigen Zoll⸗ und Akziſeeinrichtungen nicht mehr zur Ent⸗ 
fernung als zur Herbeiziehung des auswärtigen Handels geeignet 
wären ). Die Taxwerte des „moderierten“ Tarifs von 1772, welcher, 
wie bereits erwähnt, auch der Verordnung von 1775 zugrunde lag, 
waren ſehr hoch und überſtiegen den wahren Wert einzelner Artikel 
ganz bedeutend. Auch war das Benehmen der Zollbeamten bei den 
Reviſionen ſehr ſchroff, ſo daß zahlreiche Klagen darüber einliefen. Im 
Herbſt aber müſſen die Leipziger zugeben, daß die Martinimeſſe zu 
Frankfurt a. O. ſehr gut geweſen, „da daſige Régie in ihrer Strenge 
ſehr nachließ und von den 8 %;, fo die Käufer entrichten ſollten, kaum 
die Hälfte bezahlt wurde“. Angeblich paßten die Régieoffizianten 
weniger gut auf, weil ihr Gehalt vermindert worden war!). In dem 
Bericht über die Leipziger Oſtermeſſe 1782 heißt es jedoch wieder 5): 
„Man hat bemerkt, daß die polniſchen Juden hieſigen Platz immer 
häufiger beſuchen, wogegen ſie ſich aber von den Meſſen in Frank⸗ 
furt a. O. immer mehr abwenden, welche letztere überhaupt wegen der 
fortwährenden Bedrückungen dergeſtalt fallen, daß man von vielen 
hieländiſchen und anderen, ſelbſt Berliner Kaufleuten äußern hörte, ſie 
würden ſolche künftighin nicht mehr beziehen.“ 


J Haſſe, a. a. O. S. 339. 
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In Wirklichkeit war der Rückgang des Handelsverkehres auf der 
Frankfurter Meſſe nicht ſo groß, wie man nach den Bemerkungen der 
Leipziger Kommerziendeputation annehmen könnte. Zieht man, nach 
den Frankfurter Meßberichten, einen Vergleich zwiſchen dem Verkauf 
der In⸗ und Ausländer auf den Meſſen von 1773 — 1788, fo findet 
man, daß der Abſatz der einheimiſchen Kaufleute und Fabrikanten eine 
gewiſſe Steigerung erfuhr, der Vertrieb der Ausländer eine un⸗ 
bedeutende Abnahme. 1773 verkauften die preußiſchen Untertanen 
Waren im Werte von 2 712 823 Rtlr., wogegen die fremden Kaufleute 
einen Abſatz von 1072077 Rtlr. aufzuweiſen hatten. Im Jahre 
1783 verkauften die erſteren Induſtrieerzeugniſſe für 2 878 102 Rtlr., 
die letzteren für 1024089 Rtlr. Der Verkauf der einheimiſchen 
Kaufleute erfuhr alſo in dieſem Dezennium eine Steigerung von 
165 279 Rtlr., der Abſatz der Ausländer eine Verminderung von 
47988 tir. Im allgemeinen wuchs demnach der Vertrieb von 
Manufakturwaren auf der Frankfurter Melle um 117 291 Rtlr. Be⸗ 
ſonders günſtig für den Meßverkehr waren die Jahre 1779 und 1780. 
Nach dem Frieden von Teſchen, als die Kriegsgefahr überwunden war, 
erwachte die Kaufluſt von neuem. A778 hatten die vorſichtigen Kauf⸗ 
leute nicht gewagt, größere Einkäufe zu machen; die beiden folgenden 
Jahre brachten den Verkäufern die Entſchädigung für den ſchlechten 
Ausfall der Meſſen des Kriegsjahres. 1779 ſetzten die Inländer für 
2 818 165 Rtlr. Manufakturwaren ab, die Ausländer für 1087 235 Rtlr. 
1780 vertrieben die erſteren Waren für 2 863 168 Rtlr., die letzteren für 
1 002 605 Rtlr. Die übrigen Jahre weiſen bald größere, bald kleinere 
Abſatzziffern auf. Das ſchlechteſte Meßjahr war 1778, das Jahr des 
bayriſchen Erbfolgekrieges, in welchem von einheimiſchen Händlern ein 
Erlös von 2576 793 Rtlr. gemacht wurde, während von ausländiſchen 
Verkäufern nur 857227 Rtlr. eingenommen wurden, welche Tatſache 
ſich aus der durch den Krieg verurſachten ungünſtigen Handelskonjunktur 
zur Genüge erklärt. — Auch Leipzig erfreute ſich in dieſer Zeit nicht 
eines ſo regen Handelsverkehres wie früher. Auf der Oſtermeſſe 1776 
betrug das Geſamtgewicht der zum Verkauf gebrachten Waren 
48 864 Zentner, 1778 47 137 Zentner und 1785 ſogar nur 36 798 
Zentner. Auf der Michaelismeſſe 1776 wurden im ganzen 45 384 Zentner 
Waren gewogen, 1778 nur 37391 Zentner, 1785 wieder etwas mehr, 
nämlich 40 573 Zentner 1). Die Leipziger Meſſe hatte demnach eben⸗ 
falls unter der allgemeinen Lage zu leiden. — Daß der Verkehr der 


1) Haſſe, a. a. O. S. 259. 
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Ausländer in Frankfurt a. O. zurückging, wurde von König Friedrich 
ſehr beifällig aufgenommen, da ihm Tarrach gleichzeitig mitteilen konnte, 
daß die fremden Erzeugniſſe durch die Produkte der Landesfabriken 
immer mehr verdrängt würden. Der König rechnete damit, daß durch 
den Verkauf der Landesfabrikate auf der Frankfurter Meſſe jährlich 
etwa 2 100 000 Taler fremdes Geld ins Land komme, und hoffte 
zuverſichtlich auf immer weiter ſteigenden Abſatz der heimiſchen In⸗ 
duſtrie !). 

Die Angaben in den Meßbalancen über den Verkauf der in⸗ 
ländiſchen Induſtrieerzeugniſſe bieten ein recht erfreuliches Bild. Faſt 
in allen Handelszweigen erhöhte ſich der Abſatz langſam, aber ſtetig. 
Während der Verkauf ausländiſcher Baumwollwaren eine Abnahme 
erfuhr — er betrug 1773 230 154 Rtlr., 1783 nur noch 185 643 Rtlr —, 
vergrößerte die preußiſche Baumwollinduſtrie ihren Abſatz auf den Frank⸗ 
furter Meſſen ſehr erheblich. 1773 wurden für 302 621 Rtlr. ein⸗ 
heimiſche Baumvollmaren!) verkauft, 1774 für 358 750 Rtlr., 1775 
für 385799, 1776 für 380 589, 1777 für 428934, 1778 infolge 
der ſchlechten Handelslage etwas weniger als im Vorjahre, nämlich für 
413 609, 1779 wieder für 433 587, 1780 für 428 492 und 1783 für 
487 831 Rtlr.?) Mehr als die, Hälfte dieſer Waren ging ins Aus⸗ 
land, hauptſächlich nach Polen, wo ſie bald den fremden Baum⸗ 
wollwaren vorgezogen wurden. Auf der Reminiſceremeſſe 1773 ver⸗ 
kauften die Untertanen des Königs von Preußen Baumwollerzeugniſſe 
im Werte von 35 545 Rtlr. ins. Ausland, die Ausländer für 
69938 Rtlr. Für den Export von Baumwollprodukten von der 
Martinimeſſe 1780 ergibt ſich nahezu das umgekehrte Reſultat; die 
Inländer führten für 62 662 Rtlr. Waren aus, die fremden ul 
leute für 37413 Rtlr. 

Auch, der Abſatz von einheimiſchen Wollmaren *) ſteigerte fé 
1773 wurde Ware für 779598 Rtlr. verkauft, 1779 bereits für 
796 170 und 1783 für 859.672 Rtlr. In dieſen Artikeln erreichte 


1) Geh. St. Gen.⸗Dir. Fabr.⸗Dep. XXII Nr. 3a, vol. I u. II und 
Rep. 96, 421 K. 

2) Stoffe, Strümpfe, Mützen, Baumwolle, Garn und Kamelhaarwaren. 

3) Für 1781 und 1782 ſind die Angaben leider nicht vollſtändig erhalten. 
Für 1781 iſt nur der Abſatz der Reminiſceremeſſe überliefert: 145 935 Rtlr., 
für 1782 nur derjenige der Martinimeſſe, welche ſtets als die ſchlechteſte der 
drei Meſſen bezeichnet wird, mit 116 860 Rtir. 

4) Wollene Tücher, Frieſe, Flanelle, Moltane, Kirſey, Strümpfe, Mützen, 
Handſchuhe und halbwollene Zeuge. 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXXII. 1, 7 
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der Verkauf der Ausländer nicht die Hälfte vom Erlös der preußiſchen 
Kaufleute. Die fremden Händler ſetzten im Jahre 1773 für 
302 983 Rtlr. Wollwaren ab, 1779 für 322 002 und 1783 für 
310099 Rtlr. Nach den Bemerkungen Tarrachs iſt ungefähr 1/2—2/5 
der von den Inländern verkauften Wollwaren ins Ausland exportiert 
worden. Der Export hielt ſich jedoch in dem Zeitraum von 1773 
bis 1783 ungefähr auf gleicher Höhe; es iſt nur eine geringe Zu⸗ 
nahme zu verzeichnen. Auf der Margaretenmeſſe des Jahres 1773 
wurden 123 741 Rtlr. von Ausländern für einheimiſche Wollartikel 
gezahlt, auf der Frühjahrsmeſſe von 1783 133 761 Rtlr.; der Abſatz 
ins Ausland erfuhr alſo eine Steigerung von etwas über 10 000 Rtlr. 
Ein ähnliches Ergebnis zeigt auch die in dem „Compte rendu“ de 
Launays wiedergegebene Tabelle über den Verkauf von inländiſchem 
Tuch auf der Frankfurter Meſſe !). Seit dem Jahre 1775 bemerkt 
man ein fortwährendes, nur geringen Schwankungen unterworfenes 
Steigen des Abſatzes. Zeigt ſich in den Jahren 1773 und 1774 eine 
Abnahme des Verkaufes, ſo erreicht das Jahr 1775 mit der Summe 
von 20 203 ¾ Taler nahezu den Stand des Jahres 1772 mit 
20 607 1/4 Taler, während 1776 mit 20 844 ¼ Taler den Erfolg des 
Anfangsjahres bereits überſteigt. 1785 beträgt die Verkaufsſumme 
der einheimiſchen Tuche 25773 Taler. Vergleicht man aber die Ex⸗ 
portzahlen für inländiſches Tuch von 1772 und 1785, ſo kommt man 
zu dem Ergebnis, daß ſie nicht ſehr voneinander abweichen. 1772 
wurden für 14961 / Taler Tuche ins Ausland verkauft, 1785 für 
15 807 Taler; es ergibt ſich alſo ein Plus von nur 845 ½ Taler. 
Die preußiſche Tuchinduſtrie hat demnach nur im Inlande einen größeren 
Markt erobert. Der Verkauf an fremden Tuchen ging, nach de Launay, 
ganz bedeutend zurück. 1772 wurden auf den Meſſen ausländiſche 
Tuche im Werte von 2939 Taler abgeſetzt, 1785 für nur 
417 ¾ Taler. Nach den Meßbalancen Tarrachs erfuhr der Abſatz der 
Ausländer an Wollwaren im Inlande eine ſtarke Verminderung. 
Während ſie noch auf der Martinimeſſe 1777 für 3400 Rtlr. von 
ihren Produkten an einheimiſche Kaufleute verkauften, betrug ihr Ver⸗ 

kauf im Inlande auf der Novembermeſſe des Jahres 1783 nun 
62 Rtlr. Ihr Export von der Frankfurter Meſſe nahm jedoch kaum 
ab. Auf der Margaretenmeſſe 1773 verkauften ſie für 143 804 Rtlr. 
ins Ausland, auf derſelben Meſſe 1780 für 144 909 Rtlr. und 1783 
für 128381 Rtlr. Demnach wurden die Ausländer, was die Woll⸗ 


1) Mirabeau, a. a. O. IV, I; Appendice, S. 292 u. 293. 
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waren anbelangt, vom inländiſchen Markte verdrängt; ihren Export 
nach Polen haben jedoch alle Maßnahmen Friedrichs des Großen nicht 
verringern können. 

Der Verkauf von Seidenwaren auf den Meſſen zu Frankfurt a. O. 
erfuhr, ebenſo wie der Abſatz an Seidenſtoffen im allgemeinen !), eine 
Verminderung. Einheimiſche Seidenwaren wurden 1774 für 
921081 tir. verkauft, 1779 nur für 784 624 Rtlr., und 1783 war 
der Abſatz noch geringer, er betrug nämlich nur 672 499 Rtlr. 2). Die 
Ausländer hatten jedoch keinen Grund, ſich über den verringerten Ver⸗ 
trieb der preußiſchen Konkurrenten zu freuen. Auch ihr Geſchäft in 
Seidenwaren machte Rückſchritte. Der Abſatz an Seidenſtoffen litt 
unter dem Wechſel der Mode, welche baumwollene, leichte wollene und 
halbſeidene Gewebe anſtatt der ſeidenen bevorzugte. Dazu kam noch, 
daß Dänemark die Einfuhr fremder Seidenſtoffe gänzlich verbot und 
Rußland ſeit 1783 einen ſehr hohen Impoſt auf den Import aus⸗ 
wärtiger Seide legte?). Auch ſcheuten ſich die Fabrikanten den polni⸗ 
ſchen Händlern größere Kredite zu gewähren, da dieſe vielfach ihren 
Verpflichtungen nicht nachgekommen waren“). Nach den Meßberichten 
Tarrachs und Hartmanns, welcher ſeit 1781 dem Könige über die 
Meſſen Bericht erſtattete, verkauften die Ausländer im Jahre 1774 
für 252373 Rtlr. Seidenwaren; 1779 löſten fie etwas mehr, nämlich 
264 791 Rtl., aber 1783 betrug ihr Abſatz nur 143 251 Rtlr. 5) Der 
Verkauf ausländiſcher Seidenfabrikate verminderte ſich demnach 'in 
einem Zeitraum von zehn Jahren um über 100 000 Rtlr. Die Ab⸗ 
nahme des Verkaufes fremder Seidenwaren auf den Meſſen zu Frank⸗ 
furt a. O. beſtätigen auch die Angaben de Launays in einer feinem 
„Compte rendu“ beigefügten Tabelle). Danach wurden auf den drei 
Meſſen von 1772 von ausländiſchen Händlern 659 360 Ellen Seiden⸗ 
ſtoff verkauft, auf denen von 1779 nur 186 703 Ellen, auf den 
Meſſen des Jahres 1785 wieder etwas mehr, nämlich 288 506 Ellen. 
Die oben ausgeführten Zahlen der Meßbalancen ſtimmen mit den 
Ellenangaben de Launays nicht recht überein. Nach den Meßberichten 
konnte der Abſatz der fremden Seidenhändler 1779 nicht ſo gering ge⸗ 
weſen ſein, wie de Launay angibt. Das erklärt ſich aber einigermaßen 


1) Seideninduſtrie II, Nr. 996. 
2) Ebenda, Nr. 1136 und Geh. St. Gen.⸗Dir. Fabr.⸗Dep. XXXII, Nr. 3 a. 
3) Seideninduſtrie II, Nr. 996. 
4) Ebenda, Nr. 1004. | 
5) Ebenda, Nr. 1136 und Geh. St. Gen.⸗Dir. Fabr.⸗Dep. XXXII, Nr. 3 a. 
6) Mirabeau, a. a. O. IV, 1, S. 292 u. 293, Appendice. 
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daraus, daß in den Frankfurter Meßbalancen in dem Begriffe Seiden⸗ 
waren auch Bänder, Strümpfe, halbſeidene Zeuge, Gold- und Silber: 
treſſen mit enthalten ſind, während die Tabelle des „Compte rendu“ 
nur für Seidenſtoffe aufgeſtellt iſt. Jedenfalls laſſen beide Berichte 
eine Abnahme des ausländiſchen Debits auf der Frankfurter Meſſe er⸗ 
kennen. In weit größerem Widerſpruch mit den Meßberichten ſtehen 
aber die von de Launay aufgeſtellten Zahlenangaben über den Abſatz 
einheimiſcher Seidenfabrikate. Nach ſeiner Tabelle wurden 1772 
235 410 Ellen verkauft, 1779 279 951 Ellen, 1783 422 794 Ellen 
und 1785 ſogar 456881 Ellen. Danach hatte ſich der Abſatz der 
preußiſchen Seidenſtoffe nahezu verdoppelt, während aus den Meß⸗ 
balancen eine Verringerung des Seidenwarenverkaufs erſichtlich iſt. 
Die Ellenangaben de Launays ſcheinen jedoch zuverläſſig zu ſein. Hart⸗ 
mann gibt in drei Immediatberichten den Abſatz der einheimiſchen 
Seidenſtofffabrikanten auf den Meſſen in Frankfurt a. D. im Jahre 
1783 ebenfalls in Ellen an!). Danach ergibt ſich ein Abſatz von ein⸗ 
heimiſchen Seidenſtoffen auf allen drei Meſſen von 422 789 7/16 Ellen, 
während de Launay für dasſelbe Jahr den Verkauf der preuͤßiſchen 
Seidenverkäufer auf 422 794 Ellen beziffert. Die Zahlen decken ſich 
alſo nahezu. Vielleicht erklären ſich die geringen Wertangaben in den 
Meßberichten daraus, daß Seidenſtoffe zu denjenigen einheimiſchen 
Waren gehörten, welche eine Bonifikation aus Staatsmitteln erhielten ?). 
Aus dieſem Grunde wurden die Preiſe der in Frankfurt a. O. ver⸗ 
kauften Seidenartikel ſehr niedrig angenommen; die Staatskaſſe ſollte 
nicht allzu ſehr belaſtet werden. Die Zahlen der Meßbalancen geben 
alſo nur Schätzungswerte wieder, nicht die tatſächlich bezahlten Preiſe. 
Somit konnte der Verkauf auf den Meſſen in Wirklichkeit eine Steige⸗ 
rung erfahren, ohne daß dieſelbe aus den Meßberichten erſichtlich iſt. 
Ob es aber wirklich der Fall geweſen iſt, muß dahingeſtellt bleiben. 
In allen übrigen Verkaufsartikeln der Frankfurter Meſſe ſtieg der 
Verkauf der einheimiſchen Kaufleute. So betrug die Verkaufsſumme 
für Leinenwaren 1773 206413 Rtlr., 1783 211939 Rtlr.; der Ab⸗ 
fat von Stahl- und Eiſenwaren ſtieg von 104 035 Rtlr. im Jahre 1773 
auf 115 009 Rtlr. im Jahre 1783; Lederwaren wurden 1773 für 
107 648 Rtlr. verkauft, 1783 aber für 161467 Rtlr. ). Der Verkauf 
der im Inlande erzeugten Manufakturwaren ſtieg von Jahr zu Jahr, 
und das war es ja, was der König mit ſeinen Maßnahmen bezweckt hatte. 
1) Seideninduſtrie II, Nr. 1017. 


2) Hintze, a. a. O. S. 193/94. 
3) Geb. St. Gen.⸗Dir. Fabr.- Dep. XXXII, Nr. 65. 
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„Die Kaufmannſchaft der öftlichen Provigzet à war “jé uml 5 
mäßig als Verkäufer auf der Frankfurter Maſſe bertreten. Oſtpreußen 
kam durch ſeinen Mangel an Fabriken für den Verkauf kaum in Frage. 
Aus Weſtpreußen beſuchten ſeit 1777 Tuchfabrikanten die Meſſe; ihr 
Abſatz war aber nicht von Bedeutung). Auch der Beſuch aus Pommern 
iſt kaum der Erwähnung wert, wenngleich zu allen drei Meſſen aus 
verſchiedenen pommerſchen Orten Händler nach Frankfurt a. O. kamen. 
Was ſie jedoch zum Verkauf feilboten, war ſo geringfügig, daß ihr 
Kommen oder Fernbleiben auf den Ausfall der Meſſe gar keinen Ein⸗ 
fluß haben konnte. Aus Stettin bezog ein einziger Kaufmann, welcher 
mit Serge, Flanell und anderen ähnlichen Stoffen handelte, regelmäßig 
die Frankfurter Meſſe. 1782 und 1783 verſuchte ein anderer jüngerer 
Stettiner Kaufmann der gleichen Branche ebenfalls Handel auf der 
Meſſe zu treiben. Da ihm aber die Meßrégie nicht erlauben wollte, 
mit einem Ausländer zuſammen ein Gewölbe zu mieten, und er die 
Mietskoſten allein nicht aufbringen konnte, gab er die Fahrt nach Frank⸗ 
furt wieder auf. Aus Kolberg beſuchten drei Kaufleute mit einheimiſchen 
Raſchen und engliſchen Wollwaren die Meſſe, aus Polzin zwei mit 
Flachs und wollenem Garn. Die übrigen pommerſchen Händler, welche 
nach Frankfurt kamen, handelten entweder mit Lebensmitteln, wie 
Honig und Butter, oder ſie kamen als Käufer auf die Meſſe, um für 
den kleinen Kundenkreis der pommerſchen Landſtädte Tuche und Seiden⸗ 
waren einzukaufen 2). Die Fabrikanten der Neumark ſetzten viel Tuch 
und andere wollene Stoffe auf der Frankfurter Meſſe ab. Polen und 
Ruſſen bevorzugten die neumärkiſchen Fabrikate vor allen anderen ?). 
Die Fabrikanten der Kurmark, beſonders die Berliner, verkauften wollene, 
halbwollene, ſeidene und halbſeidene Stoffe und konnten im allgemeinen 
mit dem Ergebnis ihrer Meßfahrten ſehr zufrieden ſein. Auch die 
ſchleſiſchen Kaufleute gewöhnten ſich, infolge unabläſſiger königlicher Er⸗ 
mahnungen, daran, der Frankfurter Meſſe vor der Leipziger den Vor⸗ 
zug zu geben. Sie kamen nach Frankfurt nicht nur zum Einkauf, 
ſondern ſie beſchickten die Meſſe mit allen Erzeugniſſen ihrer Provinz. 
Der Abſatz der ſchleſiſchen Induſtriewaren in Frankfurt ſtieg in den 
Jahren, welche dem polniſchen Handelsvertrage folgten, ſtändig. Be⸗ 
ſonders die Tuchhändler konnten mit dem Erfolge ihres Meßbeſuches 
zufrieden ſein. Während ihr Erlös aus dem Verkauf von Tuch 1778 


1) Geh. St. Gen.⸗Dir. Fabr.⸗Dep. XXXII, Nr. 65 
2) Stett. Kr. A. Titel 12, Sekt. 1, Commercienſachen Nr. 158. 
3) Geh. St. Gen.-Dir. Fabr.⸗Dep. XXXII, Nr. 65. 
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nnr. 15 269. Mil bebug war er 1779 ſchon auf 145 820, 1783 Auf 
4162 FLO: und 1786 auf. 165 080 Rtlr. geſtiegen. Der Tuchverkauf der 
Provinz Schleſien, wie er ſich aus den Meßberichten der Geheimen 
Finanzräte Hartmann, Raſchke und Baerenreuth an die Breslauer 
Kammer ergibt, war ſomit bedeutend größer als der Verkauf aller 
übrigen Landesteile der preußiſchen Monarchie zuſammengenommen ). 
Die übrigen ſchleſiſchen Wollwaren, wie Strümpfe, Mützen und Hand⸗ 
ſchuhe, fanden ebenfalls zahlreiche Abnehmer unter den Meßbeſuchern ?). 
1773 wurde davon für 11448 Rtlr. verkauft, 1779 etwas weniger, 
nämlich für 9569 Rtlr., 1783 aber ſchon wieder für 11889 und 1786 
für 14925 Rtlr. Der ſchleſiſche Gebirgshandelsſtand erfreute ſich auch 
eines regen Vertriebs ſeiner Leinenwaren auf der Frankſurter Meſſe. 
1773 betrug der Abſatz 130 876 Rtlr., 1780 bereits 141 752 und 1783 
ſogar 152 453 Rtlr. Der Abſatz ſchleſiſcher Seiden⸗ und Baumwoll⸗ 
artikel auf den Meſſen zu Frankfurt war ſehr gering. Begehrte Er⸗ 
zeugniſſe aber waren Färbereiartikel und Leder, deren Verkauf von 
4930 Rtlr. im Jahre 1774 auf 28 970 Rtlr. im Jahre 1787 ſtieg ). 

Nach dieſen Ziffern iſt der Wunſch des Königs, den einzelnen 
Induſtriezweigen ſeines Landes durch ſeine Zolleinrichtungen ein gutes 
Abſatzgebiet auf der Frankfurter Meſſe zu verſchaffen, voll und ganz in 
Erfüllung gegangen. Machte auch der Meßverkehr im allgemeinen Rück⸗ 
ſchritte — die Frankfurter Meſſe nahm mehr und mehr den Charakter 
eines nationalen Marktes an —, der Export einheimiſcher Fabrikwaren 
machte trotzdem Fortſchritte. Vom Verbrauch im Inlande waren die 
ausländiſchen Erzeugniſſe ſtark verdrängt worden; Jahr für Jahr ſtieg 
der Verkauf eigener Manufakturprodukte im Lande ſelbſt. Nach den 
Meßbalancen haben die Zollmaßnahmen Friedrichs des Großen, darunter 
auch der polniſche Handelsvertrag und die ihm angeſchloſſene Verordnung 
vom 25. Dezember 1775, ihren Zweck, den Abſatz heimiſcher Fabrikate 
auf den Meſſen zu ſteigern, erfüllt. 

Die Meßberichte Tarrachs aber ſollen nicht ganz zuverläſſig ſein. 
Er fol fie den Wünſchen des Königs, von dem in Miniſter⸗ und Be⸗ 
amtenkreiſen die Sage ging, daß er demjenigen, der ihm in ſeinen Ab⸗ 
rechnungen ſtets ein Plus vorweiſe, am geneigteſten ſei“), angepaßt 
haben. Heinitz warf Tarrach geradezu Schönfärberei vor, als er, an 
der Spitze des 5. Departements ſtehend, 1782 die Verhältniſſe auf der 


1) S. 57. 

2) Br. St. Rep. 14 P. A. VIII, 193d; ſ. auch Beilage III. 

3) Ebenda. 

4) Geh. St. Gen.⸗Dir. Manufactur.⸗ und Commerc.-Colleg. XIX, Nr. 10. 
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Frankfurter Meſſe ſelbſt prüfte). Statt der 2 100 000 Rtlr., welche 
nach Friedrichs Annahme jährlich an fremdem Gelde auf dem Wege 
über die Frankfurter Meſſe in die Taſchen ſeiner Untertanen fließen 
ſollten, berechnete Heinitz für alle drei Märkte eine jährliche. Geſamt⸗ 
einnahme von 450 —500 000 Rtlr., wovon noch dazu der größte Teil 
von einheimiſchen Käufern aufgebracht würde. Er zog ſich durch ſeine 
Behauptungen die Ungnade des Königs zu, welcher den Berichten 
Tarrachs Glauben ſchenkte. | | 
Es iſt immerhin möglich, daß die Meßbalancen Tarrachs mit Ein- 
willigung des Königs ein wenig nach der Plusſeite zu verbeſſert worden 
ſind, um im Auslande die Meinung zu erwecken, daß die Frankfurter 
Meſſe ſehr floriere, und um dadurch mehr auswärtige Käufer heran⸗ 
zuziehen. Demnach wäre der Abſatz der kur⸗ und neumärkiſchen Fabriken 
— denn um dieſe handelt es ſich vorzugsweiſe — nicht ſo groß geweſen, 
wie man nach den Meßberichten annehmen könnte. Es iſt aber ſehr die 
Frage, ob die bejonderen Berichte des Geheimen Finanzrats Hartmann, 
den ſpäter die Räte Raſchke und Baerenreuth, deren Angaben oben er⸗ 
wähnt worden ſind, vertraten, an die Breslauer Kammer über den 
Abſatz der ſchleſiſchen Fabriken, auch als unzuverläſſig anzuſehen ſind. 
Hier lag doch wirklich kein Grund zur Schönfärberei vor. Die Angaben 
über den geſteigerten Abſatz der ſchleſiſchen Manufakturwaren ſind wohl 
als abſolut wahr anzuſehen. Es iſt doch wohl mit großer Wahrſchein⸗ 
lichkeit anzunehmen, daß Friedrich, der alles überſah, beſſer über die 
Frankfurter Meſſe orientiert war als Heinitz, welcher in der kurzen Zeit 
ſeiner Miniſtertätigkeit im 5. Departement unmöglich alle Belege von 
Grund auf prüfen konnte. Er greift auch die Zahlen Tarrachs an, 
ohne ſeine eigenen Angaben durch einwandfreie Beweiſe zu ſtützen. 
Der König hat ſich ſicher keiner Selbſttäuſchung über den Frankfurter 
Meßverkehr hingegeben. Er, der ſehr gut die Grenzen ſeiner Macht 
kannte, wollte ja auch gar keinen Welthandelsplatz aus Frankfurt a. O. 
machen. Er wollte nur einen geſunden, lebensfähigen. Eigenhandel 
ſeiner Untertanen erzielen und fördern. Friedrich mußte die Über⸗ 
zeugung gewonnen haben, daß der Abſatz auf der Meſſe ſeinen Abſichten 
und Wünſchen entſprach; ſonſt hätte er andere Vorkehrungen getroffen 
und den Klagen der Kaufleute über den Rückgang des Handelsverkehrs 
Rechnung getragen. Zu ſeinen Lebzeiten blieb die Verordnung für den 
Meßverkehr vom 25. Dezember 1775 in Kraft; auch an dem moderierten 
Tarif von 1772 wurde trotz aller Beſchwerden nichts geändert. Die 


1) Geh. St. Rep. 92, Friedr. Wilh. III, B. VII a, 1. 
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Reviſionsvorſchriften für die Zollbeamten, über deren rigoroſes Vorgehen 
ſich beſonders die Polen heftig beklagten, blieben ebenfalls beſtehen. 

Der Schmuggel mit verbotenen, fremden Fabrikwaren auf der 
Frankfurter Meſſe konnte jedoch trotz der ſtrengen und ſorgfältigen 
Reviſion aller Warenkollis nicht verhindert werden. 1776 klagt Tarrach. 
über das Schwärzen !), und noch 1785 kam man einem Schleichhandel 
mit halbſeidenen Bändern auf die Spur, jedoch nicht bei der Unter⸗ 
ſuchung der Warenballen, ſondern erſt, als der Berkauf der Bannware 
bereits in vollem Gange war ). 

Als Friedrich Wilhelm II. zur Regierung kam, zeigte er ſich den 
Bitten und Vorſtellungen der Kaufleute zugänglicher als ſein Vorgänger. 
Am 16. Januar 1787 verfügte er die Wiedereinführung des alten Meß⸗ 
reglements von 1744, und am 28. Mai desſelben Jahres erließ er 
einen neuen Meßtarif, in welchem der Einfuhrzoll für Meßbeſucher für 
alle fremden Waren auf 1¼½ 9% feſtgeſetzt wurde, mährend für den 
Ausfuhrzoll drei Sätze gelten ſollten. Es wurde an Ausgangszoll er⸗ 
hoben: 1. von allen Waren, deren Wert bei einem Gewicht von einem 
Zentner 25 Rtlr. überſtieg, 2 Rtlr.; 2. von allen Waren, von denen 
ein Zentner 15—25 Rtlr. Wert hatte, 1 Rtlr. 8 Gr., und 3. von 
allen Waren im Werte unter 15 Rtlr. für den Zentner 16 Gr.). 
Dadurch ſollte eine Vereinfachung in der Zollerhebung herbeigeführt 
werden. Die Abfertigung der einzelnen Kaufleute ſollte ſchneller vor 
ſich gehen. Das konnte auch geſchehen, da man das Bruttogewicht als 
Grundlage annahm und die Händler dazu angehalten wurden, nur 
ſolche Waren zuſammen zu verpacken, welche den gleichen Zoll trugen“). 
Im allgemeinen blieb Friedrich Wilhelm II. dem Syſtem ſeines Oheims 
treu; er räumte den Meßbeſuchern aber dadurch einen gewiſſen Vorteil 
ein, daß der Tarif, nach dem ſie Zölle und Meßakziſe zu entrichten 
hatten, niedrigere Schätzungswerte enthielt als der „moderierte“ Meß⸗ 
tarif von 1772. Auf den Meßverkehr ſcheinen dieſe Erleichterungen 
inſofern günſtig gewirkt zu haben, als in den Jahren nach 1787 mehr 
Waren zum Verkauf gelangten als früher. 1787 betrug der Wert der 
Meßwaren 4465 849 Rtlr., 1788 bereits 4 697 613 Rtlr., was ſowohl 
auf eine Steigerung des inländiſchen wie des ausländiſchen Verkehrs 
zurückzuführen iſt, 1789 4 884 616 Rtlr. und 1798 ſogar 6 726 285 Rtlr., 
wobei allerdings die Landesprodukte nur einen geringen Überſchuß gegen 


1) Geh. St. Gen.⸗Dir. Fab.⸗Dep. XXXI, Nr. 88. 

2) Geh. St. Gen.⸗Dir. Manuf. u. Com. ⸗Colleg. XX, Nr. 4. 
3) Br. St. Rep. 14 P. A. VIII, 193 d, vol. 7. 

4) $ 15 und $ 16. : 
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1787, nämlich 3 628 626 Rtlr. im Vergleich zu 3 370 780 Rtlr., auf- 

zuweiſen haben, während der Wert der auswärtigen Erzeugniſſe nahezu 
dreimal fo viel beträgt wie 1787, nämlich 3097 659 gegen 1095069 Rtlr. “). 
Dieſer Verlauf der Dinge ſtand im ſchroffſten Gegenſatz zu den Zwecken 
und Zielen Friedrichs des Großen. Unter ſeiner Regierung, ſolange 
der „moderierte“ Meßtarif von 1772 und die Königliche Verordnung 
vom 25. Dezember 1775 Geltung hatten, waren auf der Frankfurter 
Meſſe ein Nachlaſſen des Abſatzes fremder Fabrikwaren, eine ſtarke 
Steigerung des Verkaufes eigener Manufakturerzeugniſſe im Lande 
ſelbſt und eine geringe Zunahme des Exports heimiſcher Fabrikate zu 
verzeichnen, — Erſcheinungen, welche nach den Grundſätzen des Merkantilis⸗ 
mus eine Steigerung der Wohlfahrt des Landes bedeuteten. 


Beilage I 
Declaration | 
auf der Franckfurther Reminiscere-Meße 1773. 


des. aus. . . . fo mit . . . . Waaren handelt. 
Stett. Kr. A. Tit. 12, Sekt. 1, Kommerzienſachen Nr. 158. 


Haben debitiret 
an 


Einländer Ausländer 
Rt lr. tlr. 


Benennung der Meß⸗Waaren 


1. Seidene Zeuge, Sammete, Etoffes, Grosdetours, 
Atlas, Taffetas, Batavia, Tücher, Strümpfe und 
rohe Seide are 

2. Halb⸗Seidene Zeunniie nee 

3. Aechte und unaedte goldene und ſüberne Treßen ꝛc. 
Boe. „ 

4. Wollene Tücher, Frieſe, Flanelle, Moltanne, Kirsey, 
Strümpfe, Mützen, Handſchuhn . . . . . . . 

5. Gantz und halbwollene Zuge . . . . . . . . . 

6. Site, Cattune, und Baumwollene Waaren, Tücher, 
Strümpfe, Mützen, ingleichen Baumwolle und Garn 

7. Manchester, Plüſche, Brüsseler-Camelots und 
andere Camelharene Waaren ingl. Camehl⸗ Garn 

8. Leinewand, leinen⸗Damaſt und andere leinen und 
geſtreiften Waaren, Tücher, leinen Gain 

9. Canten, Spitzen, Blonden, Putz⸗ und Mode⸗ Waaren, 
soie Blumen 5.0.0 wa Be us 

10. Rohe und appretirte Leder, Juchten, Felle ni 

11. Den Gold, Silber und andere Galanterie- 

12. Clincaillerie, Stahl- Eifen- und Nürnberger Waaren 

18. Specerey- und Farbe⸗Waaren . . 

14. Wolle, Wachs, Honig und Salpeter . . . . . . . 

15. Peltz⸗ und Raud-Baaren . . . . . . . . . . . 


1) Philippi, a. a. O. S. 42, 


/ 


hieſige Meß-Commercianten Nahmentlich bekandt, 
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Vorſtehendes Declarations-Formular wird ſämtlichen hieſigen resp. 
Meß⸗Commereianten zu dem Ende communieiret, damit ein jeder von 
derjenigen Branche, womit er auf der Meße einen Handel treibet, den 
Werth, ſo er ſowohl an Einländer als Ausländer debitiret, genera- 
liter inseriren könne, wobey zugleich bekandt gemacht wird, daß ein 
jeder den Debit zuverläſſig declarire, und im Fall es nicht eher ge- 
ſchehen kaun, höchſtens den Sonntag nach geendigter Meße und zwar 
die Hrn. Commercianten von Berlin, Leipzig, Hamburg und Frank⸗ 
furth an der Oder, an mich den Geheimbden Finang-Rath Tarrach, 
die aus der Chur⸗Marck, Magdeburg, Halverſtadt und Weſtphäliſchen 
Provincien, nicht minder die Sächſiſche und ſämtliche auswärtige 
Commercianten an den Herren Krieges und Domainen-Rath Boetticher, 
die aus der Provintz Neu⸗Marck, Pommern und Preußen an den Meß⸗ 
Deputatum der Königl. Neu⸗Märck. Cammer und die Hrn. Schleſier 
wie vorige Meße an den Herren Kr. und Dom. Rath Hartmann ihre 
Declarations einreichen. Uebrigens wird verhoffet, daß da ſämtliche 
ein jeder obige 
Declarations bey Vermeidung unangenehmer Verfügungen zuverläßiger 
als bisher, und den an die Königl. Accise-Deputation zu übergebenden 
Declarations conform einreichen werden, wogegen jeder verſichert ſein 
kann, daß ſeine Anzeige, ſo wie bisher, verſchwiegen gehalten werden ſoll. 

Franckfurth an der Oder den 4. Mertz 1773. 

| | Tarrach. 


Beilage II 

Abſatz von Wollwaren) auf den Frankfurter Meſſen 
1773—1783 

Geh. St. Gen.⸗Dir. Fabr.⸗Dep. Nr. Za und 65 vol. I und II. 


Von einländiſchen Fabri⸗ Von auswärtigen 


Benennung canten und Kaufleuten Commercianten Summa 
Meſſ Q außer ; außer totalis 

der Meſſen im Lande Landes im Lande Landes 

Rtlr. Rtlr. Rtlr. Rtlr. Rtlr. 

1773 Reminiſcere 126 467 119 488 32 66 955 312 942 
„ Margarethen 163 848 123 741 — 143 804 | 431393 
„ Martini 148 009 98 040 600 91329 | 337 978 
1774 Reminiſcere 120 429 91 612 263 75 001 | 287 305 
„ Margarethen 178 170 152 746 4295 113 663 | 448 874 
„ Martini 33 426 104 380 2 000 90973 | 330 779 
1775 Reminiſcere 134 190 119 847 367 96 901 351 305 
„ Margarethen 190 377 144 137 702 103 545 [ 438 761 
„ Martini . 126 070 94 206 330 77499 | 298105 
1776 Reminiſcere 127 946 123 533 782 77145 | 329 406 
„ Margarethen] 201387 155 059 196 105 055 | 461 697 
141 190 98 099 — 85 792 | 329 414 


„ Martini. 


1) Wollwaren: wollene Tücher, Frieſe, Flanelle, Moltonne, N Strümpfe, 


Mützen, Handſchuhe, Hüte und halbwollene Zeuge. 
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Von einländiſchen abris | Von auswärtigen 
Benennung 8 canten und Kaufleuten | Commercianten Qumma 
NE - en FR totalis 
der Meſſen im Lande Safes im Lande Sun 
Rtlr Rtlr. Rtlr. Rtir. Rtlr. 

1777 Reminiſcere 137 382 119 114 — 72 918 | 478 523 
„ Margarethen 202 243 158 497 — 117783 — 442 767 
„ Martini 131 728 109 459 3 400 98 180 | 366 478 
1778 Reminiſcere 147 621 127 302 1 175 90 380 | 409 626 
„ Margarethen 174 920 133 779 40 100 887 | 291 326 
„ Martini 122 429 81 736 100 87 061 316 046 
1779 Reminiſcere 113 33 114 283 39 83397 | 910 300 
„ Margarethen 224 884 142 837 2140 140 439 | 291 826 
„ Martini 122 592 78143 1 086 89 905 | 321 533 
1780 Reminifcere 124 952 110 519 100 85 962 512 286 
„ Margarethen 205 059 162318 — 144 909 320 614 
„ Martini . 140 639 84 552 95 423 | 280 448 
1782 Martini . . 132 228 77 705 20 70395 | 363 501 
1783 Reminifcere 149 912 126 077 — | 92512 | 462082 
„ Margarethen 199 912 133 761 28 128 381 | 339 188 
„ Martini 149 291 100 719 62 89 116 | 324 981 


Beilage III 


Abſatz ſchleſiſcher 9 auf der Frankfurter 
| | effe 


Galanterie⸗, 


1773 —1786 
Br. St. Rep. 14 P. A. VII 193 d vol. 4, 5, 6, 7. 
Strümpfe, Site 
Tücher Mützen und einen: 
Jahre , Handſchuhe waren 
Rtlr Rtlr. Rtlr. 
1773 — — 130 876 
1774 — — 120 924 
1775 133 198 12 130 118 865 
1776 157 790 10 667 124 491 
1777 159 369 11 610 127 497 
1778 142 855 10 288 130 510 
1779 145 820 9 569 129 499 
1780 158 714 10 614 141 752 
1781 158 399 9 809 148 105 
1782 149 308 13 992 146 920 
1783 162 110 11 889 152 4538 
1784 158 048 11 284 130 585 
1785 — — 128 123 
1786 168 080 14 925 143 486 
1787 190 0331) 108871) 156 175 


Leder Eiſen⸗ und 
Stahlwaren 
Rtlr. Rtlr. 
4 930 2 867 
15 760 4 198 
10 966 4 169 
11 504 5 467 
13 874 5 126 
10 836 4721 
8 875 — 
5248 5 510 
9 257 4 955 
8.328 8 995 
2 194 2578 
8 914 2 160 
8 802 5 050 
28 970 4255 


1) Dieſe beiden Rubriken können als Ergänzung zu der von Schrötter, 


F. B. P. G. X 


IV, S 


30, Nr. 45 gegebenen Tabelle dienen. 


Die ſchleſiſchen 


iniſterialakten über die Frankfurter Meſſe in den Jahren 1775—1785 ſind 
zwar kaſſiert, die Kammerakten für dieſe Zeit mit den Meßberichten von Hart⸗ 
mann, Raſchke und Baerenreuth ſind jedoch erhalten. 
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III 


König Friedrich Wilhelm III., Hardenberg und die 
preußiſche Verfaſſungs frage 
(Fünfter Teil) 
Von 


Paul Haake 


Am 12. Oktober 1819 hielt die ſieben Wochen vorher von Fried⸗ 
rich Wilhelm III. mit der Ausarbeitung einer Verfaſſung beauftragte 
Fünferkommiſſion des Staatsrates, der Wilhelm v. Humboldt, Schuck⸗ 
mann, Ancillon, Daniels und Eichhorn angehörten, ihre erſte Sitzung 
ab. Der Staatskanzler Hardenberg las die Königliche Kabinettsorder 
vom 23. Auguſt und ſeine eigenen „Ideen zu einer landſtändiſchen Ver⸗ 
faſſung“ vor. Die Kommiſſion beriet zunächſt über den einzuſchlagen⸗ 
den Geſchäftsgang und einigte ſich dahin: Das Reſultat der ganzen 
Arbeit müſſe die Redaktion eines förmlichen, in Hauptabſchnitte und 
Paragraphen abgeteilten Entwurfes zu einer Verfaſſungsurkunde ſein; 
die Erfahrungen, die man mit den durch ſie ins Leben zu rufenden 
und doch nur ſukzeſſive zu bildenden einzelnen Inſtituten machen 
dürfte, würden zu Abänderungen zwingen; es ſei daher nicht zweck⸗ 
mäßig, den Entwurf der Verfaſſungsurkunde gleich jetzt der Bildung 
aller dieſer Inſtitutionen vorangehen zu laſſen. Es erſchien der 
Kommiſſion angemeſſen, wie es im Protokoll hieß: „in dem Geſchäft 
nach der Gradation der zu gründenden einzelnen Inſtitutionen vorzu⸗ 
ſchreiten“, erſt einen allgemeinen Plan über das Ganze der ſtändiſchen 
Einrichtungen ohne alles Detail zu entwerfen, nach dieſem zu der 
Kommunalordnung, dann zu der kreisſtändiſchen und provinzial⸗ 
ſtändiſchen und endlich zu der allgemeinen reichsſtändiſchen Verfaſſung 
überzugehen, die in dieſen einzelnen Abſchnitten zuſtandegebrachten Ent⸗ 
würfe aber der Abſicht des Königs gemäß an die für die Verfaſſungs⸗ 
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angelegenheit am 30. März 1817 niedergeſetzte größere Kommiſſion 
des Staatsrates gelangen zu laſſen und die erwähnten Inſtitutionen 
auch in der gedachten Folge wirklich nach und nach in möglichſt kurzer 
Zeit zu bilden. Um nach dieſem Zuſchnitt in den Beratungen weiter 
vorzuſchreiten, wurde beſchloſſen, daß jedes der fünf Mitglieder der 
Kommiſſion eine Abſchrift der Hardenbergſchen „Ideen“ erhalten, ſich 
darüber Punkt für Punkt ſchriftlich äußern und dieſen Aufſatz zur 
Deliberation in den ſpäteren Konferenzen an den Staatskanzler ge⸗ 
langen laſſen ſolle. Hardenberg verſprach, diejenigen Akten und Nach⸗ 
richten, welche in dieſe Angelegenheit einſchlügen, der Kommiſſion dem⸗ 
nächſt mitzuteilen. Er hat in der Tat am 22. Oktober Akten ſeines 
Bureaus zunächſt Humboldt zugeſandt. 

Sechs Tage ſpäter — am 28. Oktober — folgte die zweite Sitzung 
der Kommiſſion. Bei ihrer Eröffnung legte Hardenberg die von dem 
ſtatiſtiſchen Bureau gelieferte Überſicht über die Einteilung Preußens 
zu Ende des Jahres 1818 in 345 landrätliche Kreiſe mit 10 790 870 
Einwohnern (Zivil: 10 617 299, Militär: 173 571) vor; dann wurde 
das Protokoll der erſten Sitzung verleſen und die von den fünf Mit⸗ 
gliedern abgefaßten Aufſätze übergeben. Zur Verleſung kamen von 
letzteren nur die Betrachtungen des Geh. Staatsrates Daniels und 
der als Skelett für die ſtändiſchen Einrichtungen in Form von Fragen 
aufgeſetzte Entwurf des Miniſters v. Schuckmann; die Reichhaltigkeit 
des Stoffes geſtattete jedoch nicht, einzelne Punkte daraus hervor⸗ 
zuheben und hierauf ſyſtematiſch weiterzubauen; es erſchien vielmehr 
angemeſſen, erſt alle dieſe Arbeiten unter den Mitgliedern der Kom⸗ 
miſſion zirkulieren zu laſſen und dann in den nächſten Konferenzen 
Punkte, über die beraten werden ſolle, Schritt für Schritt feſtzuſtellen. 
Es wurde konſtatiert, daß der im Jahre 1817 Altenſtein, Beyme und 
Klewitz erteilte Auftrag nur von Beyme vollftändig, von Klewitz bis 
auf verſchiedene darauf ſich beziehende zum Teil private Eröffnungen 
und Nachträge erledigt worden ſei, die aus dem Auftrage Altenſteins 
hervorgegangenen Reſultate aber noch ganz ausſtänden, und daß 
Hardenberg dieſe Arbeiten, ſoweit ſie vorhanden ſeien, Humboldt mit⸗ 
geteilt habe; Humboldt erklärte, daß er daraus Akten formieren und 
ſie bei den Mitgliedern der Kommiſſion in Umlauf ſetzen laſſen 
werde !). | 

Am 9. November 1819 ſchrieb der dem Staatskanzler naheſtehende 
Geh. Staatsrat Stägemann an ſeinen rheiniſchen Freund Benzen⸗ 


1) B. St. A. R 74 H3 XI Nr. 19. . 
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berg !): „Unſere Verfaſſungscommiſſion rückt ſchwerlich ſo ſchnell vor, 
als es nach den Berliniſchen Zeitungen das Anſehen gewinnt. Indeß 
trägt vielleicht ein Novum emergens, unerwartet, zur Beſchleunigung 
bei. Der Kaiſer von Nußland hat nämlich in der That eine Ver⸗ 
faſſung für ſein unermeßliches Reich vollzogen, deren Publication wir 
täglich erwarten dürfen. Er hat das ganze Reich in zehn Statthalter⸗ 
ſchaften getheilt, welche ihre Provinzialſtände wählen; es giebt nur 
Adel und Bürger. Von den Bauern iſt nicht die Rede. Fünf Jahre 
lang vollzieht der Kaiſer das Budget ſelbſt, nach fünf Jahren ſoll die 
Bewilligung der Reichsſtände eintreten, die aus den Provinzialſtänden 
gewählt werden und abwechſelnd in Petersburg und Moskau zuſammen⸗ 
kommen. Ich habe alles nur aus der Erzählung und nicht ſelbſt ge⸗ 
leſen. Die Nomaden, der Tartar am Sangarfluß und wie die andern 
Barbaren heißen, ſind ausgeſchloſſen als noch nicht courfähig. Wie 
unvollkommen übrigens auch die Sache ſein möge, ſo iſt ſie immer 
eine große Weltbegebenheit. Was wird Herr von Gentz dazu ſagen? 
Ich fürchte, daß die Beſchlüſſe in Wien dieſerhalb ſehr weſentliche 
Modificationen der Karlsbader Beſchlüſſe werden enthalten müſſen, 
denn höchſtwahrſcheinlich hat man die geſammte deutſche Nation mit 
Poſtulatlandtagen abſpeiſen wollen. Was aber daraus werden ſoll, 
wenn wir zwiſchen zween repräſentativen Monarchieen eingequetſcht 
liegen, ergiebt ſich ohne große Betrachtung. Wir müſſen Slaven oder 
Franzoſen werden“ — das ſollte doch wohl heißen: wie ſie Volks⸗ 
vertretungen bekommen, übergehen zum Konſtitutionalismus. 

Noch hegte Stägemann offenbar Zweifel, ob ſich dieſe Entwicklung 
ſpeziell in Preußen in dem wünſchenswerten Tempo vollziehen werde — 
„bei uns“, ſchrieb er, „würden die Anſichten ſich augenblicklich ändern, 
ſobald wir uns überzeugen könnten, daß die jetzt beſtehende franzöſiſche 
Regierung von Dauer ſein werde; wir gehen aber noch immer davon 
aus, daß die Jacobiner in Jahr und Tag und vielleicht noch früher 
den Thron der Bourbons wieder umgeſtürzt und den Thron der 
Anarchie und des Verderbens errichtet haben werden“ — immerhin 
hoffnungslos erſchien Stägemann die preußiſche Verfaſſungsangelegenheit 
im November 1819 doch keineswegs und brauchte ſie ihm nicht zu er⸗ 


J) Briefe und Aktenſtücke zur Geſchichte Preußens unter Friedrich Wil⸗ 
helm III., vorzugsweiſe aus dem Nachlaß von F. A. v. Stägemann. Heraus⸗ 
gegeben Be Franz Rühl, III. Bd., S. 8. Leipzig 1902. Drei Tage ſpäter 
dankte auch Gneiſenau Boyen „für Mitteilung des Auszuges der in dieſem 
Augenblick ſo wichtigen ruſſiſchen EN Gertz enn Leben 
Man V. Bd., S. . | 


112 Paul Gate | [112 


ſcheinen. Die Neubildung des franzöſiſchen Miniſteriums Ende dieſes 
Monats ſchien eine Anderung des Wahlgeſetzes zu verbürgen, die es 
der Linken unmöglich machte, noch einmal ähnliche Erfolge wie bei den 
Septemberwahlen zu erringen, und die Thronrede Ludwigs XVIII. bei 
der Eröffnung der Kammern kündigte wenigſtens den Entſchluß der 
Regierung an, die öffentlichen Freiheiten vor Zügelloſigkeit zu ſchützen, 
die Monarchie zu befeſtigen und zugleich allen durch die Charte ver⸗ 
bürgten Intereſſen die ihnen ſchuldige Sicherheit zu gewähren; zu 
dieſer beruhigenden Nachricht aus dem Weſten kam die ſtimulierende 
aus dem Oſten, daß Zar Alexander I. ganz Rußland eine Vertretung 
in einem einzigen großen Parlament geben wolle; König Friedrich 
Wilhelm III. mußte dadurch vorwärtsgetrieben werden auf dem Wege 
zur Einlöſung ſeines Verſprechens vom 22. Mai 1845, und wieviel 
damit gewonnen war, das verhehlte ſich wohl auch Stägemann nicht, 
der, wie weitere Briefe von ihm an Benzenberg zeigen, ſein Haupt⸗ 
augenmerk uuf das Oberhaupt des Staates richtete und ſeine „inquié- 
tude temporaire“ 1), 

Mancher Leſer wird dieſe Beurteilung der Lage im letzten Viertel 
des Jahres 1819 vielleicht für zu günſtig halten; er mag der Anſicht 
ſein, daß die Peripetie bereits eingetreten war, und daß es nun un⸗ 
aufhaltſam hinunterging in die unabwendbare Kataſtrophe. Der Juriſt 
Gerhard Anſchütz, der ſein Buch „Die Verfaſſungs⸗Urkunde für den 
Preußiſchen Staat“ durch einen geſchichtlichen Rückblick einleitet und 
ſich dabei vornehmlich auf Heinrich v. Treitſchkes Darſtellung ſtützt, 
ſagt, ohne perſönlich Partei zu ergreifen, zuſammenfaſſend: „Wilhelm 
v. Humboldt, im Januar 1819 zum Mitgliede des Staatsminiſteriums 
ernannt und mit der Leitung eines für ihn geſchaffenen, die ſtändiſchen 
Angelegenheiten mit umfaſſenden Reſſorts betraut, war von vornherein 
zur Einflußloſigkeit verurteilt, da der Staatskanzler in ihm (und nicht 
ohne Grund) einen gefährlichen, auf ſeinen, Hardenbergs, Sturz 


1) An Benzenberg, 20. November 1819. In dieſem Briefe heißt es: „Für 
den Preßaufſatz danke ich zwar herzlich, aber ich fürchte, daß ich ihn beim Herrn 
Staatskanzler nicht durchbringe. Dem Könige unmittelbar ſind ſchon in Ihrem 
Aufſatz einige Stellen aufgefallen, und er ſchickte deshalb Albrecht zu mir, doch 
nur, um in allgemeinen Terminis die Berückſichtigung der allgemeinen Verhält⸗ 
niſſe zu empfehlen.“ In einem Briefe vom 4. Dezember teilte er Benzenberg 
mit: „Bei Gelegenheit Ihres Aufſatzes über Jülich und Berg kam Albrecht auf 
Veranlaſſung Sr. Majeſtät zu mir; es waren dem Könige einige Ausdrücke über 
die Repräſentation und Conſtitution als nicht ganz geeignet aufgefallen, doch 
konnten einige Stellen nicht näher vezeichnet werden, und die Sache ift fo ver⸗ 
blieben“ (Briefe und Aktenſtücke, III. Bd. S. 9, 10 und 13). 
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ſinnenden Nebenbuhler erblickte und ihn dieſerhalb von den wichtigſten 
Staatsangelegenheiten, insbeſondere von der Verfaſſungsſache, fernhielt. 
Die Rivalität der beiden Staatsmänner machte ſich bald in verhängnis⸗ 
vollen Folgen geltend. Um ſeine auch ſonſt nicht unbedrohte Stellung 
beim Könige zu feſtigen, ſuchte Hardenberg Anſchluß an Metternich, 
vereinbarte mit dieſem die Teplitzer Punktation und verſtand ſich ſogar 
zur Billigung der Karlsbader Beſchlüſſe, damit einer Reaktionsbewegung, 
die ihm, dem Tiberalen Politiker, durchaus feindſelig gegenüberſtand, 
Tür und Tor öffnend. Die Folge war, daß Wilhelm v. Humboldt, 
nach vergeblichem Widerſtanze gegen die Karlsbader Beſchlüſſe, im De⸗ 
zember 1819 entlaſſen wurde. Mit ihm ſchieden zwei andere über⸗ 
zeugte Anhänger der konſtitutionellen Bewegung, Boyen und Beyme, 
aus dem Staatsminiſterium. Der Staatskanzler hatte, um einen un⸗ 
bequemen perſönlichen Gegner loszuwerden, ſich der kräftigſten Stützen 
ſeiner Verfaſſungspläne beraubt.“ Ahnlich urteilte der im Weltkriege 
gefallene Göttinger Juriſt Paul Lenel !): „Mit Humboldts Ausſcheiden 
gingen die Hoffnungen der Verfaſſungsfreunde zu Grabe.“ Kurz und 
bündig ſich auf die Seite ſeines Helden ſtellend, erklärte Bruno Geb⸗ 
hardt in ſeinem Werke „Wilhelm von Humboldt als Staatsmann“ 
II. Band, S. 394/5): „Die unſeligen Karlsbader Beſchlüſſe, die fo 
viel Unglück und Verderben über ganz Deutſchland brachten, waren 
indirekt auch die Urſache, daß die preußiſche Verfaſſung ſcheiterte“, und 
dieſe Meinung teilte im Grunde wohl auch der letzte Biograph Hum⸗ 
boldts, Otto Harnack; er war der Anſicht, daß man in Karlsbad tagte, 
um allem konſtitutionellen Leben in Deutſchland möglichſt den Garaus 
zu machen, und daß Hardenberg Humboldt nur deshalb nach Berlin 
zurückkehren ließ, weil er hoffte, der neue Miniſter werde ſich an einer 
unmöglichen Aufgabe abarbeiten und ſich ſelbſt aufs ſchleunigſte un⸗ 
möglich machen 2). Überaus hart lautet auch das Urteil des geiſtvollen 


1) Paul Lenel, Wilhelm v. Humboldt und die Anfänge der preußiſchen 
Verfaſſung. Heidelberg 1913, S. 13. 

2) Otto Harnack, Wilhelm v. Humboldt. Berlin 1913, S. 194/95. 
Hardenberg wollte Humboldt vielmehr überhaupt nicht wieder in Berlin haben. 
(Vgl. Wilhelm und Caroline v. Humboldt in ihren Briefen, hrsg. von Anna 
v. Sydow, VI. Bd., S. 360, 365/66, 368, 515/16). Warum übernahm im 
Auguſt 1818 Bernſtorff die auswärtigen Angelegenheiten und nicht der um 
ſeine Abberufung aus London bereits eingekommene Humboldt? Letzterer ſchrieb 
ärgerlich (S. 284): „Der Staatskanzler iſt ungeduldig zu beweiſen, daß er mich 
entbehren kann.“ Im November ging Hardenberg ſo weit, Humboldt zu ſagen, 
daß der König auch die Liſte der Mitglieder des Staatsrats verändern, d. h. 
Humboldts Namen aus ihr ſtreichen könne! | 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXXII. 1. 8 
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Biographen Hermanns v. Boyen, Friedrich Meinecke, über den Staats⸗ 
kanzler: „Die Stunde für eine Verfaſſung Preußens war gekommen. 
Von vornherein laſtete ein gewiſſer Druck auf dem Fortgang des Ver⸗ 
faſſungswerkes, indes, bei der unprinzipiellen Denkweiſe des Königs, 
noch kein abſolut ertötender. Jedes weitere Gewicht freilich, das die 
Stimmung des Königs noch tiefer drückte, minderte auch die Ausſicht 
auf das Zuſtandekommen einer organiſchen und lebensvollen, nicht blos 
ſcheinbaren Volksvertretung. Sollte Hardenberg ſich der immer höher 
ſteigenden Flut entgegenwerfen? Noch immer wollte er der liberale 
Reformer ſein, und die Vollendung des Verfaſſungswerkes war und 
blieb ſein aufrichtiger Wunſch. Aber es war ſein inneres Geſchick und 
das Ergebnis ſeines Charakters, daß er ſie nicht erleben ſollte und 
konnte. Seine Hand war nicht geweiht dazu. Deswegen, weil ihm 
der heilige Ernſt, die Kraft einer aus innerſter Seele fließenden Welt⸗ 
und Staatsanſchauung fehlte, weil er immer wieder den Staatsmann 
über dem lavierenden Diplomaten vergaß, konnte er auch den einzig 
möglichen Weg zur Verfaſſung nicht finden. Seine Hauptaufgabe war, 
den König zu gewinnen. Wir wagen nicht zu behaupten, daß es einem 
ſtärkeren Charakter als ihm auf jeden Fall gelungen wäre, aber, wenn 
überhaupt, konnte es nur einem ſtarken Charakter gelingen, und gab es 
nur einen einzigen Weg: offenen Kampf mit der Hofpartei, geſtützt 
auf ein einheitliches und homogenes Miniſterium !). Indem er die 
Hofpartei durch Paktieren und Lavieren zu gewinnen und zu beruhigen 
ſuchte, ſtärkte er nur die Gegner der Reform. Das war das Unglück 
von vornherein, daß dem wohlwollenden, aber eng und ängſtlich benten- 
den Monarchen ein Berater zur Seite ſtand, der ſelbſt innerlich 
ſchwach und haltlos war. Was konnte anderes daraus kommen, als 
daß eines Tages ein Stärkerer über den König kam und den Staats⸗ 
kanzler beiſeite ſchob? Und wenn Hardenberg jetzt verſuchte, gleichſam 
zu wetteifern mit Metternich und der Hofpartei und durch energiſche 
Beteiligung an ihrer Zwangs- und Unterdrückungspolitik ihr und des 
Königs Vertrauen wiederzugewinnen, um ſeinen Verfaſſungsplan zu 
retten, ſo war auch hiervon der Ausgang vorauszuſehen. Eine liberale 


1) „Im Miniſterio iſt keine Einigkeit, dieſe fehlt überall, wo das Miniſterium 
nichts gegen ſich über hat, wogegen es ſich vertheidigen muß. Wäre Einigkeit 
da, ſo würden die andern Miniſter dem Polizeiminiſter [Wittgenſtein] ſchön nach 
Hauſe leuchten, wenn er ſich mit Nachrichten von geheimen Bünden, von Com⸗ 
plotten von Studenten und Turnern bei dem Throne wichtig machen wollte“ 
(Benzenberg an Gneiſenau 16. November 1818; Pertz⸗Delbrück, Leben 
Gneiſenaus, V. Bd., S. 360). 
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Politik mit illiberalen Mitteln war eine innere Unmöglichkeit. Hum⸗ 
boldt erkannte, daß Hardenberg fallen müſſe. Als es aber zur Ver⸗ 
handlung über ſeinen Entwurf vom 5. Oktober im Staatsminiſterium 
kam, brach das Band, das Humboldts Klugheit um deſſen verſchiedene 
Elemente geſchlungen hatte, auseinander, und nur Beyme ftellte ſich 
auf Humboldts und Boyens Seite. So trug jetzt das Halbwerk 
Hardenbergs vom November 1817 genau zwei Jahre ſpäter ſeine 
Frucht. Divide et impera, konnte er nun frohlocken, und er war 
auch ſogleich entſchloſſen, die Niederlage der Humboldtſchen Partei aus⸗ 
zubeuten bis zu ihrer Vernichtung. Er konnte es aber nicht anders, 
als indem er ſich nun auch ganz und gar der reaktionären Hofpartei 
in die Arme warf. Was dabei aus der Verfaſſung wurde, und daß 
er mit Humboldt und Boyen die kräftigſten Stützen des Verfaſſungs⸗ 
gedankens aus dem Miniſterium drängte, kümmerte ihn im Augenblick 
nicht. Es war ein kraſſer Machtkampf, den er führte, und er ſcheute 
ſich nicht, indem er die Hilfe eines Ancillon jetzt anrief, gegen die 
Humboldtſche Partei den Vorwurf zu ſchleudern, daß ſie die Sache der 
Revolutionäre führe und die Fundamente der äußeren Politik und der 
inneren Verwaltung des Staates erſchüttern wolle.“) 

Ich kann mich, obwohl ich Hardenbergs Herrſchſucht und Weſir⸗ 
neigungen — um mit Marwitz zu reden — zugebe, dieſer Auffaſſung 
nicht anſchließen; ſie iſt meines Erachtens nicht begründet in einer 
nüchternen Beurteilung der Verhältniſſe, wie fie 1819/20 lagen; fie 
iſt vielmehr der Ausfluß zum Teil unberechtigter Antipathien und 
nicht im vollen Umfang berechtigter Sympathien, Antipathien gegen 
Hardenberg, Sympathien für Humboldt und ſeine Freunde?). Man 
ſympathiſiert von vornherein mit dem ethiſch Höherſtehenden; man 
hegt leicht Antipathien gegen diejenigen, die geiſtige Bewegungen durch 
Gewaltmaßregeln bekämpfen zu können oder zu müſſen meinen; man 
hegte ſolche Antipathien ganz beſonders im ausgehenden 19. 15 be⸗ 


1) Friedrich Meinecke, Das Leben des e Hermann 
von Boyen, II. Bd., S. 354, 357, 360/61, 370/71, 378/79. 

2) Herr Geheimrat Meinecke machte mich nach dem Erſcheinen 15 vierten 
Teils meiner Aufſatzreihe auf eine von ihm im Geheimen Staatsarchiv gefundene 
Notiz Hardenbergs aufmerkſam, die auf ſeine Bereitwilligkeit ſchließen laſſe, das 
Staatskanzleramt dem Fürſten Wittgenſtein abzutreten. Ich kenne dieſes Schrift⸗ 


ſtück noch nicht, geſtehe aber, daß, wenn es in die Zeit vor dem Troppauer 


Kongreß fällt, ich meine Anſicht über Hardenberg erheblich revidieren müßte, 

und ich begreife, daß Herr Geheimrat Meinecke ſich auch heute noch ſchwer ent⸗ 

ſchließen kann, den Staatskanzler milder zu beurteilen als vor 20 Jahren als 

Biograph Boyens, zumal wenn er den burſchenſchaftlichen Idealen die Treue wahrt 
; 8 * 
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ginnenden 20. Jahrhundert; hatte der Altreichskanzler als Gegner der 
roten Internationale erklärt: „es giebt Zeiten, wo man liberal regieren 
muß, und Zeiten, wo man diktatoriſch regieren muß; es wechſelt alles — 
hier giebt es keine Ewigkeit“, ſo ſchrieb ſein dritter Nachfolger im 
Herbſt 1903 an Otto Hammann !): „Der deutſche Volkskörper iſt ſtark 
und geſund genug, um das ſozialdemokratiſche Gift, ſoweit es Gift iſt, 
mit der Zeit ſelbſt auszuſcheiden“, und alle, die ſich zu den In⸗ 
tellektuellen zählten oder dazu gezählt werden wollten, glaubten mit 
Bülow an den ſchließlichen unblutigen Sieg des Verſtandes über den 
unvernünftigen Willen. Wenn man damals ſo milde und verſöhnlich 
über die Sozialdemokratie dachte, jo mußte man's doch erſt recht über 
die ehrwürdige deutſchnationale und liberale Bewegung nach 1815, ſo 
mußte man den Stab brechen über den, der die Politik der Karlsbader 
Beſchlüſſe mitmachte und Turner und Burſchenſchafter verfolgte, über 
Hardenberg, ſo mußte man Partei ergreifen gegen ihn für den, der 
an die guten Kräfte in den Deutſchen und Preußen appellierte und, 
indem er ſie ſittlich beſſer, ernſter und tiefer zu machen ſuchte, auch 
den Staat feſter zu fundamentieren hoffte, für Wilhelm v. Hum⸗ 
boldt. Kein Zweifel nun, daß Humboldt, vom Standpunkt des Moral⸗ 
und Staatsphiloſophen aus betrachtet, ſtärkere Sympathien verdient; 
wie viel mehr Glanz und Wärme ftrahlt fein feuriger Idealismus aus, 
des nach Freiheit dürſtenden und trotzdem oder gerade deshalb ein 
rühriges Leben des einzelnen im Staate und für den Staat fordern⸗ 
den und fördernden Individualiſten, des im Hellenismus, Deutſchtum 
und Preußentum gleich ſtark wurzelnden Weltbürgers und Patrioten, 
als der kühle, auf die Veredelung der Menſchheit zwar auch bedachte, 
die Impulſe aber mehr von draußen erwartende als aus ſich ſelbſt 
heraus ſpendende Eklektizismus Hardenbergs, der Freiheit und Zwang 
nebeneinander beſtehen ließ, nicht wie es ihm ſittlich geboten, ſondern 
zum Zwecke einer ungeſtörten, in Harmonie mit dem Zeitgeiſt und 
dem Weltplan der Vorſehung fortſchreitenden Entwicklung nützlich er⸗ 
ſchien, der möglichſte Freiheit und Gleichheit gewähren wollte, aber 
nicht über eine von der Regierung ſorgſam zu hütende Grenze hinaus, 
dem es weniger darauf ankam, Regierende und Regierte ſich freudig 
in die Hände arbeiten zu ſehen auf demſelben Boden, als die Wirkungs⸗ 
kreiſe der verſchiedenen Gruppen ſcharf voneinander abzuſtufen wie 
die Terraſſen eines allmählich anſteigenden hohen Berges. Gewiß 


1) Otto Hammann, Zur Vorgeſchichte des Weltkrieges, Berlin 1918, 
S. 77. 
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ſchwebte Humboldt ein edleres Ziel, der äußerlich freie und innerlich 
gebundene Staatsbürger, vor, und er war wohl aud uneigennüßiger 
als Hardenberg; „eine Konſtitution“, ſchrieb er an Witzleben 1), „muß 
weder von dem Fürſten [dem Staatskanzler] noch von mir noch von 
irgendeinem einzelnen gemacht werden; ſie muß das Reſultat des Nach⸗ 
denkens der Fähigſten und Charaktervollſten ſein; nur ſo kann die Sache 
gehen, und das Schlimmſte, was uns betreffen könnte, wäre Übereilung 
in dieſem Geſchäft nach dreijährigem Nichtsthun; wer dies verhindert, 
macht ſich um König und Vaterland verdient“ — Humboldt ſtrebte 
nach ſolchem Verdienſt, und Hardenberg ſuchte auf ſeine Weiſe den 
preußiſchen Staat „auf den höchſten Punkt“ zu bringen — ſo war ein 
erſprießliches Zuſammenarbeiten der beiden in der Verfaſſungsfrage 
von vornherein außerordentlich ſchwer, insbeſondere wenn der ſachliche 
Gegenſatz noch verſchärft wurde durch einen perſönlichen — das aber 
geſchah doch wohl nicht nur von ſeiten des um ſeine Präponderanz 
beſorgten Staatskanzlers. Humboldt betonte zwar im November 1818, 
er werde nie eine andere Oppoſition machen als gegen Sachen, nicht 
gegen Perſonen, und auch gegen Sachen nur da, wo es ſeine Über⸗ 
zeugung ſei, und wo er es außerdem für ſchlechterdings notwendig 
halte ); lieſt man aber feine Außerungen über den Staatskanzler im 
6. Bande ſeines Briefwechſels mit Caroline von Humboldt unbefangen, 
ſo bekommt man den Eindruck, daß er ſich auch ſtark abgeſtoßen fühlte 
von dem Menſchen, daß er ihm den „perfiden“ Rat, er ſolle ſtatt Ab⸗ 
berufung aus London Urlaub fordern, nicht verzieh s), daß er, „durch 
die Kabinettsorder in Frankfurt zu ſehr beleidigt” *) und von feiner 
Gattin immer wieder angeſtachelt zu einer entſchiedenen Trennung mit 
Wiſſen des Königs ?), eine Abrechnung halten wollte mit dem ſeine 


1) Wilhelm und Caroline von Humboldt in ihren Briefen, 6. Bd., S. 450. 
Nach Witzleben betrachtete Hardenberg den Entwurf einer Verfaſſung als den 
Schlußſtein ſeines politiſchen Wirkens und ſah in Humboldt den Mann, der ihm 
den Ruhm ſtreitig machen, die Frucht 8 wollte. (Gbenda S. 494.) Ahnlich 
urteilte Humboldt ſelbſt (S. 457), 

2) Ebenda S. 372, 421 und 438. 

3) Ebenda S. 346. 

4) Ebenda S. 599. Der Brief Humboldts an Caroline vom 15. Januar 
1819 (S. 432—438) beſtätigt das. | 

5) Ebenda S. 331/32, 359, 360, 405—408, 525. Humboldt ſelbſt ſchrieb 
am 28. Dezember 1818 über Hardenberg: „Daß er innerlich ſchuld iſt, daß er 
aus unreinen Motiven gegen mich gehandelt, das glaube mir“ (S. 421). Auch 
Stein hetzte; „er will“, ſchrieb Humboldt der Gattin am 21. Dezember 1818, 
„daß ich nichts annehme, bloß Mitglied des Staatsrats ſei, wenn nicht der 
Staatskanzler abtritt. Das iſt zuviel“ (S. 413). 
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Macht mißbrauchenden Kanzler. „Der Staatskanzler“ — mit biejen 
Begleitworten teilte Humboldt der Gattin die ungnädige Aufforderung 
des Monarchen, das ihm angebotene Miniſterium unverzüglich anzu⸗ 
nehmen, am 8. Februar 1819 mit!) — „ ſchreibt mir dabei keine 
Zeile, und der Bruch mit ihm iſt alſo nunmehr vollen det“; er wurde 
dann zwar doch noch vermieden, und Humboldt nahm an, aber, wie er 
Hardenberg ſchrieb?), „aufs tiefſte gekränkt“; „das Verhältnis mit 
dem Staatskanzler“, bekannte er anfangs April?), „iſt auf ewig zer⸗ 
ſtört, ich wollte nicht ins Miniſterium gehen, weil ich die Notwendig⸗ 
keit davon vorausſah. Solange er die alte Geltung hat, kann es mit 
mir keinen Beſtand haben, und wird er die verlieren? Es wird alſo 
einen Zuſtand der Spannung, ein Hin⸗ und Herziehen geben, das, 
wenn es auch nicht alles Gedeihliche zerſtört, doch nichts Heilbringendes 
vollkommen hervorbringen kann. Mein Annehmen hat mir auf keine 
Weiſe das Gelingen ſelbſt nur erleichtert, ſondern nichts gethan, als 
mir den Standpunkt, die Möglichkeit zum Kampf gegeben“ — und 
am Schluſſe dieſes Briefes: „Hardenbergs Benehmen iſt ſehr kleinlich 
und falſch und bringt mich auf immer mit ihm auseinander. Allein 
das Wort, das er neulich zu Auguſt geſagt, läßt mich ſchließen, daß 
er wieder Luſt hat wie ſonſt anzuknüpfen. Er iſt ohne alle Grund⸗ 
ſätze, allen Charakter und ohne einige wahre Empfindung.“ Wie kühl, 
ja faſt feindſelig behandelte er, Ende Juli zur Übernahme der Ge⸗ 
ſchäfte in Berlin eingetroffen, den ihm freundlich entgegenkommenden 
Fürſten!“) Wie ſchroff klingt der Bericht an die Gattin vom 
21. Auguſt: „Mit dem Kanzler bin ich auf dem Fuß der Kälte und 
Entfernung, in dem ich mich halten wollte. Er iſt faſt drei Tage in 
der Stadt geweſen, ich bin nicht zu ihm gegangen, und er hat kein 
Lebenszeichen von ſich gegeben. Glaube mir, es iſt ſehr gut ſo!“ 
Erſt am 1. September ſah man ſich wieder. „Hardenberg hatte ein 
großes Diner, bei dem alle Miniſter waren, und hatte mich auch ein⸗ 
geladen. Er that wie gewöhnlich ſehr freundlich und ſagte, er hätte 
mich ja in unendlicher Zeit nicht geſehen. Ich ſagte, das ſei allerdings 
wahr. Dabei blieb es. Den Nachmittag ſuchte er mich ſichtlich auf, 
um mich allein zu ſprechen. Er that es auch eine Viertelſtunde ‘lang 
in einem Fenſter. Er fing davon an, daß man ler ſprach ſo un⸗ 
beſtimmt) die Schuld alles deſſen, womit man unzufrieden ſei, auf ihn 


1 A 
1) Wilhelm und Caroline v. Humboldt in ihren Briefen, 6. Bd., S. 465. 
2) Ebenda S. 499. | 
3) Ebenda ©. 516. 
4) Ebenda S. 594-596, 599, 604. 
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werfe. Ich antwortete, das ſei natürlich, er trenne ſich vom Miniſterio 
und ſtehe alſo allein. Er ſprach darauf über die neueſten Dinge und 
Vorfälle. Ich ſagte ihm, daß er ſich ſehr dadurch ſchade. Er wurde 
nach ſeiner Art heftig, ſtritt; ich ſagte ihm trocken, ich müßte ihm 
nur erklären, daß ich durchaus einer entgegengeſetzten Meinung ſei. 
So ſchieden wir auseinander.“ Und acht Tage ſpäter !): „Zu einer 
Kriſe, das kannſt Du mir ſicher glauben, im Miniſterium kommt es 
und muß es kommen; ſie kann auch ſehr leicht den Erfolg haben, daß 
ich ausſcheide. Bis zum Frühjahr muß das entſchieden ſein.“ Noch 
vor Ablauf des Jahres 1819 war es entſchieden: am erſten Weih⸗ 
nachtsfeiertage erhielt Boyen den erbetenen Abſchied, am 31. Dezember 
wurden Humboldt und Beyme, ohne daß ſie ein Entlaſſungsgeſuch ein⸗ 
gereicht hatten, von den Geſchäften entbunden auf Veranlaſſung 
Hardenbergs, der einige Tage vorher in ſein Tagebuch eintrug: „Der 


Kriegsminiſter iſt fort. Iſt viel, hilft aber nichts, wenn Beyme und 


Humboldt zuſammenbleiben und die Maßregel nicht zweckmäßig ge⸗ 
nommen wird. B. und H. müſſen dispenſiert werden.“ 

Noch am 8. September hatte Humboldt relativ verſöhnlich der 
Gattin berichtet?): „Der Staatskanzler war ſo freundlich und ſanft 
wie immer und ich habe, ohne viel mit ihm zu ſtreiten, ihn ſo eine 
Stunde lang gehen und ſprechen laſſen wie er wollte“ — laſſen wir 


3 


daher die ſchließlich doch wohl unlösbare Frage, wer von den Gegnern | 


mehr zur perſönlichen Verſchärfung des Konfliktes beigetragen hat, auf 
ſich beruhen und fragen wir lieber nach der ſachlichen Berechtigung der 
von beiden Seiten ins Feld geführten Motive! Der am heißeſten 
umſtrittene Punkt war bekanntlich von Anfang an das Maß der Kom⸗ 
petenzen des Staatskanzlers gegenüber dem Staatsminiſterium als 
Ganzem und den einzelnen Miniſtern: „Ich kann nicht Miniſter 
werden“, erklärte Humboldt am 21. Dezember 18188), „wenn ich nicht 
in allen mich betreffenden Sachen allein und ſelbſt beim König den 
Vortrag habe. Das heißt aber, die Macht des Staatskanzlers nicht 
bloß untergraben, ſondern vernichten. Das alſo wird nicht geſchehen.“ 
Am 22. Januar ſchrieb er der Gattin“): „Ich muß die ſtändiſche An⸗ 
gelegenheit vom erſten Element an ſelbſt und allein leiten oder ich 
kann mich mit der ganzen Sache nicht befaſſen. Es iſt ganz die 
Manier des Staatskanzlers, die Kaſtanien von einem anderen aus 


1) Wilhelm und Caroline v. Humboldt in ihren Briefen, 6. Bd., S. 612. 
2) Ebenda S. 610. . 

3) Ebenda S. 413. 

4) Ebenda S. 443. 
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dem Feuer holen zu laſſen und dann gemächlich zu verzehren. Daß 
die Tendenz bei ihm dahingeht, mich auch hier nur zu einem Werk⸗ 
zeug dienen zu laſſen, iſt mir klar; das will ich aber nicht zugeben. 
Das Hauptbedenken iſt in Wahrheit nur das der Stellung des Staats⸗ 
kanzlers. Vor feinen Eingriffen muß man ſicher fein; das iſt eine 
conditio sine qua non. Es wäre ſchrecklich, wenn er durch neue 
Übereilungen alles verderben wollte und könnte und der Staat feinen 
ſchriftſtelleriſchen Eigendünkel büßen müßte.“ Und ähnlich in dieſen 
Tagen an Witzleben !): „Ich kann, ohne die Sache ſelbſt in Gefahr zu 
ſetzen, in einem Punkte nicht nachgeben, und dieſen werde ich daher 
als notwendige Bedingung aufſtellen müſſen. Das iſt das Verhältnis 
mit der dem Staatskanzler verliehenen Gewalt. Es iſt nicht möglich, 
und ich habe es oft unverhohlen geſagt, als Miniſter dem König ver⸗ 
antwortlich zu ſein, wenn der Staatskanzler ſeine Autorität in der 
ganzen Ausdehnung ausüben, Verfügungen ſuspendieren, ſelbſt ver⸗ 
fügen, dem König für ſich in Sachen eines Miniſteriums Vorträge 
machen kann. So ſehr ich diefen Mann ſchätze und feine Verdienſte 
anerkenne, ſo ſehr ich ihm während der ganzen Zeit unſerer gemein⸗ 
ſchaftlichen Geſchäftsführung Beweiſe der Achtung und Anhänglichkeit 
gegeben habe, von denen ich nicht zu fürchten brauche, daß irgend 
jemand fie verkennt, ſo bleibt mir doch nichts anderes übrig als ent- 
weder auf die Gnade des Königs Verzicht zu leiſten oder mir aus⸗ 
drücklich auszubedingen, daß in den Angelegenheiten meines Departe⸗ 
ments weder in Stellenbeſetzungen noch ſonſt durch einen anderen als 
durch mich und da, wo ich es für nötig finde, anders als mündlich 
ein Antrag bei dem König gemacht werden könne, alſo daß ich in 
einem ähnlichen Verhältnis als der Kriegsminiſter ſtehe. Daß ich 
übrigens bereit bin, dem Staatskanzler von jeder Sache genau Nechen⸗ 
ſchaft zu geben, jede Maßregel ihm vorher anzuzeigen, jeden von ihm 
kommenden Vorſchlag mit ihm zu beraten und alles, worin wir un⸗ 
eins ſein könnten, zur Königlichen Entſcheidung zu bringen, auch meine 
Vorträge in ſeiner Gegenwart zu halten, verſteht ſich von ſelbſt.“ 
Und noch eine Sorge bedrückte Humboldt; die Kabinettsorder vom 
11. Januar übertrug ihm die ſtändiſchen Angelegenheiten und die Ver⸗ 
handlungen mit den Landſtänden — was ſollte letzteres bedeuten? 
„Sollte immer ein und derſelbe Miniſter mit den Landſtänden ver⸗ 
handeln?“ „Sieht es nicht aus, als ſollte ich nach einer fremden, 
nicht von mir vorgeſchlagenen Verfaſſung die Beſchlüſſe des Miniſteriums, 
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die bei ſeiner jetzigen Zuſammenſetzung ſogar leicht gegen meine Über⸗ 
zeugung ſein können, als eine Art Advokat oder Geſandter bei den 
Ständen durchſetzen? Dazu kann ich mich ſchlechterdings nicht brauchen 
laſſen.“ !“) In der Immediateingabe vom 9. Februar trug Humboldt 
ſeine zum Teil nicht unberechtigten Bedenken und Wünſche auch dem 
Könige vor, nahm aber dann das Miniſterium doch bedingungslos an 
in der Hoffnung, wenn er erſt in Berlin ſei, den König gewinnen 
und beſtimmen zu können, daß bei der in Ausſicht geſtellten Neu⸗ 
organiſation des Staatsminiſteriums dem Kanzler die Flügel beſchnitten 
werden würden; dieſe Hoffnung erfüllte ſich nicht; die von Humboldt 
entworfene große Denkſchrift des Staatsminiſteriums vom 26. Auguſt 
1819, die zur Herbeiführung einer in geſchloſſener Einheit von den 
königlichen Befehlen abhängigen, ſchnell und konſequent einwirkenden 
Verwaltung ihre Zentraliſierung im gemeinſam verantwortlichen Staats⸗ 
miniſterium und die Ausſchaltung des Staatskanzleramtes als einer 
beſonderen, vom Miniſterium getrennten und ihm übergeordneten Be⸗ 
hörde verlangte, wurde im Oktober von Friedrich Wilhelm III. in 
einer ziemlich ungnädigen Kabinettsorder abſchlägig beſchieden. Die 
von Hardenberg, der mit ſeinem Rücktritt gedroht hatte, ſtark beein⸗ 
flußte Antwort des Königs war gewiß keine vollkommene Löſung; ſie 
garantierte zwar dem Staatsminiſterium als verantwortlicher Zentral⸗ 
behörde der inneren Verwaltung die von ihm gewünſchte Selbſtändig⸗ 
keit und geſtattete ihm, den Geſchäftsgang ſo einzurichten, wie er ihm 
zweckmäßig erſcheine, entband aber den Staatskanzler aufs neue von 
der Teilnahme an ſeinen Sitzungen, befahl, ihre Protokolle und alle 
Immediatberichte der Miniſter Hardenberg einzuſenden, und behielt ihm 
den Vortrag im Kabinett vor — den Miniſtern wurde die Zulaſſung 
zum Vortrag beim König in Gegenwart des Kanzlers nicht noch ein⸗ 
mal ausdrücklich zugeſtanden, dagegen letzterem das Recht der Kon⸗ 
trolle und der unmittelbaren Verfügung beſtätigt, das Miniſterium zur 
Befolgung verpflichtet und ihm nur erlaubt, wenn es Bedenken habe 
und Gefahr nicht im Verzuge ſei, Gegenvorſtellungen zu machen — die 
beiden entgegengeſetzten Prinzipien, das der Leitung der Geſchäfte durch 
einen Premier miniſter und das der kollegialiſchen Solidarität, waren, 
wie Otto Hintze mit Recht bemerkt hat?), dadurch nicht in der 
wünſchenswerten Weiſe miteinander ausgeglichen. War aber wohl die 


1) Wilhelm und Caroline v. Humboldt in ihren Briefen, 6. Bd., S. 451 
und 443. | | 
2) Otto Hintze, Das preußiſche Staatsminiſterium im 19. Jahrhundert 
(Feſtſchrift unſeres Vereins zu Guſtav Schmollers 70. Geburtstag, S. 434 — 439) 
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Fülle der dem Staatskanzler verbliebenen Macht eine gar zu große 


und die Gefahr, daß er durch Eingriffe in die Arbeiten der ein⸗ 


zelnen Miniſterien den Gang der Entwicklung ſtöre, keine geringe — 
verlangten nicht auch Humboldt und feine Kollegen ihrerſeits zu viel, 
als ſie den Staatskanzler zu einem bloßen Chef des Miniſteriums, zu 
einem primus inter pares machen mollten? War nicht vielmehr 
Guſtav Meviſſen ſachlich im Recht, als er am 26. Mai 1847 im Ver⸗ 
einigten Landtage der Überzeugung Ausdruck gab, daß nur ein Premier⸗ 


miniſter die notwendige Ausgleichung zwiſchen den einzelnen Departe⸗ 


ments herbeizuführen, den Geſchäftsgang überall zu beſchleunigen, mit 
einem Adlerblick die tauſendfachen komplizierten Verhältniſſe und 
Intereſſen des Landes auf einen Schlag zu überſehen vermöge, und 
als er erklärte: „ich werde mit Freuden den Tag begrüßen, wo wir 
auch in unſerem Lande eine ſolche Zentraliſation, jene Einheit, die ſeit 
dem Tode Hardenbergs fehlt, wieder in unſerer Verwaltung erblicken 
werden, den Tag, wo nicht mehr, wie es leider ſeit Jahren nur zu 
oft der Fall geweſen ſein mag, ganz heterogene Richtungen ſich ſelb⸗ 
ſtändig an der Spitze verſchiedener Verwaltungszweige befinden“ !)? 
Der Geſchäftsgang wurde allerdings — erinnern wir uns z. B. der 
Vorbereitung einer Kommunalordnung für Stadt und Land im Früh⸗ 
jahr 1818 — durch das eigenmächtige Eingreifen Hardenbergs bis⸗ 
weilen eher gehemmt als beſchleunigt, aber war nicht ein ſeinen Miniſter⸗ 
kollegen mehr, als Humboldt zugeben wollte, übergeordneter Premier⸗ 
minifter für Preußen auch genau vor hundert Jahren eine Notwendig⸗ 
keit und trotz aller Fehler und Schwächen doch et die für 
dieſen Poſten am beiten geeignete Perſönlichkeit? 

Die wichtigſte Aufgabe, die 1819 oder 1820 in Preußen gelöſt 
werden mußte, war die Ausarbeitung und Einführung einer Ver⸗ 
faſſung; mit ihr hatte das Staatsminiſterium als Ganzes ſich über⸗ 
haupt nicht zu befaſſen, ſondern nur der Miniſter für die ſtändiſchen 
Angelegenheiten und dann vor allem der Staatsrat; letzterer war die 
dafür gegebene, von Humboldt ſelbſt geforderte Verſammlung der Fähigſten 
und Charaktervollſten. Dem Staatsrat präſidierte gleichfalls Harden⸗ 
berg und kam infolgedeſſen doch wohl zunächſt in Betracht für die 


Vorlegung eines erſten Entwurfes, der als Baſis diente für weitere 


Beratungen; im Januar 1819 war Humboldt noch anderer Anſicht 
und hatte an Witzleben geſchrieben?): „Da ich dies Departement 


1) Joſef Hanſen, Guftar von Meviſſen. Ein rheiniſches Lebensbild. 
II. Bd., S. 291. 
2) Wilhelm und Caroline v. Humboldt in ihren Briefen, 6. Bd., S. 450. 
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haben ſoll, fo kann man von mir fordern‘, daß ich einen Plan habe, 
wie man die Verfaſſung, die nicht fomobl ein Blatt Papier als eine 
zuſammenhängende Reihe von Einrichtungen und politiſchen Hand⸗ 
lungen iſt, ins Leben führen könne; dieſen muß ich vorlegen, er muß 
in der Kommiſſion und im Staatsrat geprüft und diskutiert werden; 
nur ſo kann die Sache gehen“; Humboldt war aber dann im Laufe 
des Jahres beſcheidener geworden und berichtete der Gattin am 
4. Auguſt aus Berlin ganz zufrieden): „Der Staatskanzler hat dem 
König den Entwurf zu einer Konſtitution vorgelegt, der als unab- 
änderliche Baſe für jede fernere Beratung hat gleich unterzeichnet 
werden ſollen. Dies hat aber der König nicht gethan, ſondern will 
den Entwurf einer Kommiſſion übergeben, in der ich ſein ſoll. Es iſt 
auf dieſe Weiſe nichts verdorben, und gerade die Hauptſache kommt 
doch in Anregung.“ Die erſte Kommiſſionsſitzung verzögerte ſich, wie 
geſagt, bis zum 12. Oktober; Hardenberg legte ſeine „Ideen zu einer 
landſtändiſchen Verfaſſung in Preußen“ auf den Beratungstiſch, und — 
auch Humboldt überreichte bereits an dieſem Tage einen fertigen Ent⸗ 
wurf?); er iſt leider noch nicht wieder aufgefunden worden, dürfte 
aber von den beiden großen Denkſchriften über Preußens ſtändiſche 
Verfaſſung, der älteren, die Humboldt am 4. Februar 1819 dem Frei⸗ 
herrn vom Stein gab, und der jüngeren, die er in der zweiten Hälfte 
des Oktober als Leitfaden zur Beratung für die Kommiſſion aufſetzte ), 
inhaltlich keine weſentlichen Abweichungen gezeigt haben. War dieſe 
von zwei Seiten gegebene Anregung zum Vorteil des Ganzen? Be⸗ 
ſchleunigte ſie den Gang der Entwicklung? Konnten Hardenberg und 
Humboldt ſich verſtändigen, eine genügende Mehrheit in beiden Kom⸗ 
miſſionen und im Plenum des Staatsrats für ihren Verfaſſungsplan 
gewinnen und dann auch den König beſtimmen, ſeine Unterſchrift unter 
ihn zu ſetzen? 

Hardenberg und Humboldt ſtimmten überein in der Überzeugung 
von der Notwendigkeit, eine landſtändiſche Verfaſſung bald einzuführen, 
Provinziallandtage zuerſt in den Rheinprovinzen und in Weſtfalen, 
und fie ſtufenweiſe in Tätigkeit zu bringen; eine Städteordnung, ſagte 
Humboldt, iſt vorhanden; nun müßte eine Gemeindeordnung für das 
platte Land folgen; dann müßten die Kreisbehörden gebildet werden, 


1) Wilhelm und Caroline v. Humboldt in ihren Briefen, 6. Bd., S. 586. 

2) So behauptete wenigſtens Bruno Gebhardt, Wilhelm v. Humboldt 

als Staatsmann, II. Bd., S. 393. f 

J) Wilhelm v. Humboldts Geſammelte Schriften, hrsg. von der Berliner 
Akademie der Wiſſenſchaften, XII. Bd., S. 225 ff. und 389 ff. 
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darauf 1820, ſpäteſtens 1821 die Provinzialſtände zuſammentreten, 
endlich binnen zwei Jahren nach Vollendung der Provinzialverfaſſung 
die allgemeine Verſammlung der Reichsſtände auf ſie folgen und den 
Schlußſtein des ganzen Werkes bilden; denn eine Monarchie habe noch 
keine ſtändiſche Verfaſſung, wenn es nur in den Provinzen Stände 
gäbe. Ebenſo dachte auch der Staatskanzler; er wollte nur außerdem 
noch Kreistage als Verſammlungen ſtändiſcher Deputierter einführen; 
Humboldt dagegen meinte: „Kreisſtände ſcheinen die Verhältniſſe un⸗ 
nützer Weiſe zu vervielfältigen.“ !) Hardenberg empfahl die Wahl der 
Deputierten zu den Provinziallandtagen auf den Kreistagen, zu der 
allgemeinen Verſammlung auf den Provinziallandtagen; Humboldt da⸗ 
gegen war der Anſicht, daß die Wahlen zu den drei von ihm vor⸗ 
geſchlagenen Stufen ſtändiſcher Autoritäten, den Verwaltungsbehörden, 
den Provinzial⸗ und den allgemeinen Ständen, ſämtlich unmittelbar 
vom Volke ausgehen müßten — „die drei genannten Körper einen aus 
dem andern hervorgehen zu laſſen würde Einſeitigkeit zur Folge haben 
und die Geſchiedenheit des Corporationsgeiſtes hervorbringen, der um ſo 
ſchädlicher ſein müßte als hier nicht von Volkscorporationen, ſondern 
von Amtscorporationen die Rede wäre; Deputirte, die zugleich Mit⸗ 
glieder der Provinzialverſammlungen ſind, werden zu leicht blos Organe 
dieſer Verſammlungen anſtatt rein ihre eigene Meinung oder die öffent⸗ 
liche ihrer Provinz auszuſprechen, da es nicht fehlen kann, daß eine 
Verſammlung nach einiger Zeit einen gewiſſen Charakter und gewiſſe 
Maximen annimmt“. An ſich war meines Erachtens Humboldts Vor⸗ 
ſchlag der beſſere, und ihm beizupflichten wurde dem Staatskanzler da⸗ 
durch erleichtert, daß auch Humboldt eine höhere Stimmqualifikation 
zu den Ständewahlen als zur Wahl der Gemeindevertreter verlangte; 
er gab zu, daß nicht jeder Bauer, der ſeinen Schulzen mitwählen dürfe, 
auch an Wahlen der Landtagsabgeordneten teilnehmen könne, und war 
nur im Zweifel, ob es ratſam ſei, einen ſolchen Unterſchied auch in 
den Wahlen zu Provinzial⸗ und zu allgemeinen Landſtänden zuzulaſſen 
und dadurch möglicherweiſe dem Neid und Eiferſüchteleien zwiſchen den 
beiden Klaſſen der Landſtände Vorſchub zu leiſten. Hardenberg und 
Humboldt ſtimmten überein in der Verwerfung des Repräſentativ⸗ 
ſyſtems als einer Verfaſſung mit Vertretung des ganzen Volkes als 
einer einzigen gleichförmigen Maſſe und in der Bevorzugung des 


1) Kreistage dagegen, einmal im Jahre ſich verſammelnde Ausſchüſſe der 
Gemeindevorſtände, befürwortete auch Humboldt. Siehe darüber ſeine Oktober⸗ 
denkſchrift über ſtändiſche Verfaſſung in der Berliner Akademie⸗Ausgabe ſeiner 
Geſammelten Schriften XII, 2, S. 422 ff. 5 
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ſtändiſchen Syſtems, der Wahl nach Korporationen; einig waren fie 
ſich im großen und ganzen oder konnten ſie ſich wohl werden über 
das aktive und paſſive Wahlrecht, über die Erbſtandſchaft und über die 
Ernennung einzelner Perſonen zu lebenslänglichen Mitgliedern der 
Stände, über die Einteilung der allgemeinen Landesverſammlung in 
zwei Kammern, über die periodiſche Wiederkehr der Seſſionen. Hatte 
das Edikt vom 22. Mai 1815 verſprochen, Provinzialſtände, wo ſie 
aus älterer Zeit her noch vorhanden ſeien, wiederherzuſtellen, ſo er⸗ 
klärte auch Humboldt, es ſei noch viel Altes erhalten, was nicht um⸗ 
geſtoßen zu werden brauche, ſelbſt nicht umgeſtoßen werden könne, ohne 
zugleich viel tüchtigen ſittlichen Sinn zu vernichten 1). Über den Adel 
bemerkte er, auch kaum anderer Meinung als Hardenberg: „Die bürger⸗ 
lichen Vorrechte des Adels müſſen auch dieſſeits des Rheins nach und 
nach aufhören; den Adel ſelbſt aber als politiſche Corporation muß man 
jenſeits mit Vorſicht wieder erwecken; nur ſo kann ſich alles ausgleichen 
und der Begriff organiſch gebildeter Stände an die Stelle einer nach 
vorhergegangener allgemeiner Nivellirung auf bloßen Zahl- und Ver⸗ 
mögensverhältniſſen beruhenden Volksrepräſentation treten“ ?). In der 
Einleitung zu der Februardenkſchrift ſagte Humboldt, unmittelbar müſſe 
die Verfaſſungsurkunde die individuelle perſönliche Sicherheit, nur nach 
dem Geſetz behandelt zu werden, und die Sicherheit des Eigentums, 
die Freiheit des Gewiſſens und die Freiheit der Preſſe garantieren; 
während es in ſeiner für die Kommiſſion beſtimmten Arbeit etwas 
verbittert hieß: „Über die Freiheit der Preſſe, die ſonſt vorzüglich 
hierher gehören würde, iſt es nach dem Geſetz vom 18. Oktober dieſes 
Jahres nicht mehr nöthig zu reden“; in ähnlichem Sinne ſprach ſich 
auch der Staatskanzler aus; über die Preßfreiheit urteilte er, auf dem 
Boden der Karlsbader Beſchlüſſe ſtehend, mit größter Zurückhaltung 
und überließ, was in dieſer Hinſicht zu beſtimmen ſei, näherer Prüfung, 
desgleichen in bezug auf die Verantwortlichkeit der Miniſter und 


1) Als Humboldt feiner Gattin am 5. Februar 1819 die Fertigſtellung 
ſeiner Verfaſſungsdenkſchrift meldete, bemerkte er dazu: „In den Grundideen, 
nämlich dem Hängen an wahren Ständen als Korporationen und in dem Ab⸗ 
ſcheu gegen die neuen franzöſiſchen Verfaſſungen war ich immer einerlei Meinung 
mit Stein. Er geht nur manchmal auf dieſem Wege und überhaupt hiſtoriſch 
zu weit“ (Briefwechſel VI. Bd., S. 463). 

2) Über Majorate ſchrieb er am 21. Mai 1819 an die Gattin: „Mir iſt 
ſchon öfter in mir davor bange geweſen, daß mit der ſtändiſchen Verfaſſung eine 
Gelegenheit kommen könnte, wo es gewiſſermaßen nötig wäre. Denn wenn, wie 
es doch ſehr wahrſcheinlich der Fall ſein wird, eine Erſte Kammer wäre, ſo 
würden bei dieſer natürlich Majorate ſein müſſen“ (Briefwechſel VI. Bd., S. 545). 
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Staatsbeamten, auf die öffentliche Erziehung, auf die Offentlichkeit der 
Gerichte und der ſtändiſchen Verſammlungen — Gegenſtände, bei 
denen Humboldts Liberalismus von vornherein zu weitgehenden Kon⸗ 
zeſſionen bereit war, z. B. zur Erteilung des Rechts an die Stände, 
die Miniſter in Anklageſtand zu ſetzen oder wenigſtens Dienſtver⸗ 
gehungen einzelner Staatsbeamten der Regierung anzuzeigen und ihre 
ordnungsmäßige Unterſuchung zu beantragen ſowie zu den Sitzungen 
der Stände eine beſchränkte Zahl männlicher Zuhörer zuzulaſſen. Das 
bringt uns auf den prinziellen Unterſchied des Humboldtſchen und Harden⸗ 
bergſchen Verfaſſungsplanes. Humboldt fab in der landſtändiſchen Ver⸗ 
faſſung einmal ein ſittlich⸗politiſches Erziehungsmittel und ſodann ein 
Schutzmittel gegen die Bureaukratie, „gegen unſtete und unzweckmäßige 
Organiſation und dem ähnliches Verfahren der oberſten Verwaltungs⸗ 
behörden und gegen das Anſichreißen und Umſichgreifen der Staats⸗ 
behörden überhaupt“; die Verwaltung der Regierungsbehörden durch 
die Einrichtung von Landſtänden gediegener, ſtetiger, einfacher und 
minder koſtſpielig, gerechter und regelmäßiger zu machen ſowie in den 
einzelnen Bürgern durch die Teilnahme an der Geſetzgebung, Beauf⸗ 
ſichtigung und Verwaltung den Gemeinſinn zu ſtärken, ſie ſelbſt mora⸗ 
liſch und intellektuell zu heben und dem Staate in der erhöhten ſitt⸗ 
lichen Kraft der Nation und ihrem belebten und zweckmäßig geleiteten 
Anteil an ihren Angelegenheiten eine größere Stütze und dadurch eine 
ſicherere Bürgſchaft ſeiner Erhaltung nach außen und ſeiner inneren 
fortſchreitenden Entwicklung zu verſchaffen: das war der objektive und 
der ſubjektive Hauptzweck, den er dabei verfolgte. „Allein durch Er⸗ 
ziehung des Volkes zur Einſicht und That kann eine Staatsverfaſſung. 
begründet und belebt werden, und dieſe Erziehung bewürken Einrich⸗ 
tungen, die der Thätigkeit des Einzelnen einen freien Spielraum an⸗ 
weiſen und ihm Gelegenheit geben zur Sammlung von Erfahrungen; 
die ihn aber zuerſt dahinführen, die Angelegenheit ſeiner Gemeinde zu 
verwalten, und ſo den Grund legen zur Empfänglichkeit für die Liebe 
zum Allgemeinen.“ !) Gewiß hatte der ethiſche Geſichtspunkt auch für 
den Staatskanzler Bedeutung, wenn auch keine ſo hervorragende wie 
für Humboldt; aufs höchſte zuwider war ihm dagegen der Gedanke 
irgendwelcher Einwirkung der Stände auf die Verwaltung; er unter⸗ 
ſchrieb wohl den erſten Satz in § 48 der Humboldtſchen Februardenk⸗ 
ſchrift: „daß die allgemeinen Stände nicht verwalten können, iſt natür⸗ 


1) Wilhelm v. Humboldts Geſammelte Schriften, XII. Bd., 2. Abteilung, 
S. 399. | 
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lich“, nicht aber auch den letzten: „Dagegen können die allgemeinen 
Stände wohl bei der Verwaltung da, wo es die Natur des Gegen⸗ 
ſtandes erlaubt, verwahrend eintreten, und ſo ſcheint es gut, Delegierte 
der Stände den für das Schuldenweſen des Staates / eingeſetzten Be⸗ 
hörden Seiguorbndn“ dachte Humboldt vornehmlich daran, die Adminiſtra⸗ 
tion zu kontrollieren durch die Stände, ſo Hardenberg die Selbſtver⸗ 
waltung durch die Staatsgewalt, durch die Bureaukratie. Der Haupt⸗ 
grund zur Beſchleunigung des Verfaſſungswerkes war und blieb für 
den Staatskanzler der allgemeine Zug der Zeit und das auch in 
Preußen nahende Gebot der Stunde; wenn Humboldt ſagte, die Ent⸗ 
äußerung eines Teiles der königlichen Rechte, die mit jeder Einführung 
einer ſtändiſchen Verfaſſung verbunden iſt, könne man nicht anſehen 
als durch den Zeitgeiſt unabweisbar gefordert, was eine verderbliche 
und im Grunde ſinnloſe Phraſe ſei, ſo dürfte er bei dieſer ſcharfen 
Bemerkung auch an Hardenberg gedacht haben. Humboldt verhehlte 
ſich nicht, daß die allgemeine Ständeverſammlung ein Element un⸗ 
berufener Neuerungen werden könne und es daher ein Hauptaugen⸗ 
merk ſein müſſe, dies zu verhindern, aber er war auch feſt überzeugt, 
daß dies auf dem von ihm vorgeſchlagenen Wege möglich ſei, daß alle 
Gefahr beſeitigt werde, indem man den Wirkungskreis dieſer Ver⸗ 
ſammlung genau abgrenze und ſie nicht, wie in Frankreich, unmittelbar 
auf die Baſis der ganzen Volksmaſſe gründe, ſondern ſich von der 
Verwaltung der einfachſten Bürgervereine durch Mittelglieder zur Be⸗ 
ratung über das Ganze erheben laſſe; ihr belebendes Prinzip werde 
dann nicht Luſt zum Mitregieren des Ganzen ſein, ſondern echter, 
auf Entbehrlichmachung vielen Regierens durch zweckmäßiges Ordnen 
der einzelnen Verhältniſſe gerichteter Gemeinſinn, die einzige wahre 
Grundlage des inneren Wohls jedes Staates. Um dieſen geſunden 
Geiſt in ausreichendem Maße immer neu zu erzeugen, wünſchte Hum⸗ 
boldt eine wenn auch beſchränkte Offentlichkeit der Verhandlungen, eine 
ſtattliche Mitgliederzahl der Provinzial⸗ und Reichsſtände und weit⸗ 
gehende Kompetenzen, das Entſcheidungsrecht bei allen Geſetzentwürfen 
und bei jeder Veränderung in der allgemeinen Beſteuerung; Harden⸗ 
berg, immer auf ein kluges Kompromiß zwiſchen ſeinem abſolutiſtiſchen 
Ideal und den Forderungen des Zeitgeiſtes bedacht, legte auf all dies 
prinzipiell kein Gewicht, gab ſich auch mit einem kleinen Ausſchuß der 
Provinzialſtände als allgemeinem Landtag zufrieden, ſprach in dem 
Verfaſſungsentwurf vom 3. Mai nur von Mitwirkung der Stände 
auf die Geſetzgebung, insbeſondere auf ſolche Geſetze, die die perſön⸗ 
lichen Rechte der Staatsbürger und ihr Eigentum angingen, ſowie 
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zur Einführung neuer Auflagen !), und deutete im Oktober bloß die 
Möglichkeit weitergehender Rechte an mit dem Satze: „Wie es gehalten 
werden ſoll, wenn die Stände ein vorgeſchlagenes Geſetz verwerfen, iſt 
zu beſtimmen“. Allerdings waren die Differenzen in den Verfaſſungs⸗ 
plänen der beiden Männer zum Teil Bagatellen; ſie ließen ſich wohl 
bei redlichem gutem Willen, zum Ziele zu gelangen, ausgleichen und 
überbrücken; aber daß, wie Bruno Gebhardt behauptete?), zwiſchen 
Hardenberg und Humboldt eine vollſtändige Übereinſtimmung unſchwer 
zu erzielen geweſen wäre, da ſie in den Grundauffaſſungen, dem ſtändi⸗ 
ſchen Aufbau, innerhalb desſelben einer nicht unkräftigen Teilnahme 
der Stände am Staatsleben, den individuellen Rechten, im Einklang 
waren, möchte ich doch bezweifeln und eher glauben, daß ſie bei weiterem 
Zuſammenarbeiten noch recht hart aneinandergeraten wären, und was 
war dann notwendiger, damit das ganze Werk gelang, die Nachgiebig⸗ 
keit Humboldts oder des Staatskanzlers? Praktiker und Theoretiker, 
die die Verfaſſungsprojekte beider Männer heute unbefangen leſen, 
werden wohl in den meiſten Fällen dem Humboldtſchen den Vorzug 
geben; auch ich unterſchreibe Treitſchkes und Gebhardts Urteil, daß es 
das Beſonnenſte, Reifſte und Tiefſte darſtellte, was jene Zeit auf dieſem 
Gebiete entſtehen ſah, und glaube, ohne allerdings die Werbekraft des 
Kantſchen kategoriſchen Imperativs und des ſtaatlichen Gemeinſinns 
in den breiten Maſſen ſo hoch einzuſchätzen wie Humboldt, Preußen 
wäre bei ſeiner Verwirklichung noch beſſer gefahren, als wenn der be⸗ 
denklichere, dem Volke weniger Vertrauen entgegenbringende Harden⸗ 
berg ſein nicht ſo reiches Füllhorn über das Land ausgeſchüttet hätte; 
die Entwicklung zur Demokratie hin vollzog ſich nun einmal mit un⸗ 
aufhaltſamer Notwendigkeit, und daß ihr ſchwere Erſchütterungen noch 
für einige Zeit erſpart blieben, dafür boten die Humboldtſchen Vor⸗ 


1) In dem Begleitſchreiben an den König ſagt er: „Den Umſtand, ob E. 
K. M. den Ständen eine bloß berathende oder entſcheidende Stimme zugeſtehen 
wollen, habe ich geglaubt ſtillſchweigend übergehen zu müſſen. Es ſcheint mir 
von keinen praktiſchen Nutzen, ihn auszuſprechen“ (Forſchungen zur DEAN: u. 
preuß. Geſch., 30. Bd., S. 347). 

2) Wilhelm v. Humboldt als Staatsmann, II. Bd., S. 358. Gebhardts 
Behauptung auf S. 357: „In einigen Punkten geht Hardenberg nach der libe⸗ 
ralen Seite über Humboldt hinaus: in der Kompetenz der Stände, zu der er 
auch neue Auflagen rechnet“, iſt falſch; Humboldt legte vielmehr die Entſcheidung 
„bei jeder Veränderung in der allgemeinen Beſteuerung“ in die Hand der Stände. 
Die von Hardenberg befürwortete kürzere Periodizität ihrer Berufung wäre viel⸗ 
leicht wettgemacht worden durch Humboldts Wunſch, die Dauer der Sitzungs⸗ 
perioden nicht zu begrenzen. 
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ſchläge meines Erachtens ſtärkere Sicherheiten als die des Staats⸗ 
kanzlers, wenn auch dieſe ſie für ein bis zwei Jahrzehnte gewährten. 

Aber ließ ſich davon vor hundert Jahren ſchon eine genügende 
Zahl Kollegen des wagemutigeren der beiden Staatsmänner über⸗ 
zeugen? Von den Miniſtern doch wohl mir Boyen und vielleicht noch 
Beyme, von den Oberpräſidenten ſicherlich Schön, Vincke, Sack und 
möglicherweiſe noch der eine oder andere, von den übrigen Staats⸗ 
räten Eichhorn, Daniels und vielleicht noch eine ſehr erhebliche An⸗ 
zahl, wenn die feurige Beredſamkeit des Freiherrn vom Stein Hum⸗ 
boldt im Staatsrat hätte zu Hilfe kommen können; Stein aber ge⸗ 
hörte bekanntlich nicht zu ſeinen Mitgliedern, und einen anderen gleich 
treuen und überzeugenden Helfershelfer hatte Humboldt dort kaum )); 
Gneiſenau wäre, wie ſein Brief an die Fürſtin Radziwill vom 
20. November 1819 zeigt?), mit Humboldt nicht immer eines Sinnes 
geweſen. Zwei Tage vor der erſten Sitzung der Fünferkommiſſion 
ſchrieb Humboldt recht optimiſtiſch an Stein ?), in der Kommiſſion 
dürfe er Übereinſtimmung mit Ancillon und bei vielem auch mit Eich⸗ 
horn und Daniels erwarten; über den erſten hatte er der Gattin am 
8. September berichtet“): „Ancillon äußert wirklich nur Dinge, die 
ich billigen kann und billigen muß; mitunter hat er aber freilich auch 
ſchreckliche Ideen und die man zu beſtreiten gezwungen iſt; ſo möchte 
er die allgemeine Militärpflichtigkeit wieder aufheben und dieſelbe bloß 
auf die Bauern und Bürger der kleinen Städte beſchränken; in allen 
übrigen, jetzt dringendſten und wichtigſten Ideen und Dingen iſt er 
aber viel beſſer und ſo, daß man ihm mit innerer und voller Über⸗ 
einſtimmung recht geben kann“ — hätte Humboldt mit Ancillon noch 
länger zuſammen gearbeitet und ihn genauer kennen gelernt, ſo wäre 
er durch ihn ſicherlich bitter enttäuſcht: worden. Gewiß plädierten 
beide für den Verfaſſungsſtaat — „fo ſehr ſich auch der Geiſt der 
Regierung“, heißt es in der Ende 1819 erſchienenen Schrift Ancillons 
Über die Staatswiſſenſchaft?), „über die Mängel der Form erheben 


1) über den Vorſteher des Militärkabinetts Job v. Witzleben ſchreibt 
Humboldt am 4. Auguſt 1819: „Er iſt und bleibt der Kälteſte und Geſcheuteſte 
und der die Sachen am richtigſten beurteilt“ (Briefwechſel, VI. Bd., S. 586). 

2) Pertz⸗Delbrück, Das Leben Gneiſenaus, V. Bd., S. 386. 

3) G. H. Pertz, Das Leben des Miniſters Frhr. vom Stein, V. Bd., 
S. 440. 

4) Brieſwechſel, VI. Bd., S. 611. 

5) Der Oberpräſident von Sachſen, v. Bülow, ſchrieb am 21. Dezember 
1819 an den Fürſten Wittgenſtein: „Einem herrſchenden ſog. durchaus 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXXIL 1. 
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kann, fo ſehr die Perſönlichkeit per Regenten, die zweckmäßige Ein- 
richtung des öffentlichen Unterrichts, die Belebung der Wiſſenſchaften 
und der Künſte den Gemeingeiſt und den Gemeinſinn auch in einer 
uneingeſchränkten Monarchie wecken und aufrechterhalten können, wer 
wird nicht einſehen und gern geſtehen, daß dieſe himmliſchen Pflanzen 
beſſer unter den gemiſchten und zuſammengeſetzten Formen der durch 
eine wohlberechnete Wechſelwirkung ihrer Theile beſchränkten Monarchie 
als in einer unbeſchränkten Wurzel faſſen, Blüthen und Früchte zu⸗ 
gleich tragen!“ —, beide waren keine Anhänger eines echten Repräſen⸗ 
tativſyſtems, einer auf der Idee der Volksſouveränität und der all 
gemeinen Gleichheit beruhenden Volksvertretung, ſondern einer wahr⸗ 
haft ſtändiſchen Verfaſſung; während aber Humboldt mutig mit dem 
überlebten aufräumen wollte und z. B. erklärte, wer es mit dem 
Adel wohl meine, könne nicht raten, ihm irgendein nutzbares, geld⸗ 
bringendes Vorrecht zu laſſen, befürwortete Ancillon aufs ſtärkſte die 
Konſervierung des Überlieferten, die Beſchützung vor allem der Ver⸗ 
treter des unbeweglichen Eigentums, der natürlichen Repräſentanten 
des Beharrlichen im Staate. „Zu der Zeit,“ ſagte er in der an⸗ 
gegebenen Schrift (S. 102), „wo die Geiſtlichkeit ein großes corpora⸗ 
tives Landeigenthum hatte, und wo der Adel vermittelſt der Majorate 
Hund der Fideicommiſſe ein großes Familieneigenthum bildete, war das 
Beharrliche im Staate weit beſſer vertreten als es heut zu Tage ge⸗ 
ſchehen kann, wo das unbewegliche Eigenthum ſelbſt in eine ſo große 
Beweglichkeit gerathen iſt. Es wäre in dieſer Hinſicht höchſt wünſchens⸗ 
werth, daß, weit entfernt, die Überreſte des noch beſtehenden Rechts 
der Majorate und der Fideicommiſſe immer mehr aus dem Wege zu 
räumen, man dieſelben mit der größten Sorgfalt beſchützte und be⸗ 
wahrte; auch würde es ſehr wohlthätig für das Ganze der bürgerlichen 


Geſellſchaft fein, wenn die Geiſtlichkeit wieder mit einem corporativen 


Eigenthum dotirt werden könnte.“ „Die beſte Nationalrepräſentation“, 
meinte Ancillon (S. 111), „iſt nicht diejenige, die, nach dem Flächen⸗ 
inhalt oder nach der Bevölkerung eingerichtet, alle Mitglieder des 
Staates in eine Categorie wirft, ohne auf die Verſchiedenheit der 


und geradeweges entgegenwirken zu wollen, würde ein nicht allein fruchtloſes, 
ſondern auch gefährliches und verderbliches Unternehmen feyn.... Das bat 
not) neuerlich der Wirkl. Geh. Legations Rath Ancillon in ſeiner vortrefflichen 
letzten Druckſchrift Über die Staatswiſſenſchaft zu meiner innigſten 5 
dargeſtellt“ (Ch. H. A. Acta Wittgenſteins, betr. demagogiſche Umtriebe... Vol. II 
N N 
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Stände Rückſicht zu nehmen, ſondern eine ſtändiſche Repräſentation, 
in welcher wenigſtens der Stand der Landeigenthümer und der Stand 
der Gewerbe⸗ und Handeltreibenden, das bewegliche und unbewegliche 
Eigenthum in ein zweckmäßiges Verhältnis gegen einander geſtellt ſind“. 
„Es giebt Leute, die nichts beſitzen, die in keinem dauerhaften Ver⸗ 
hältniſſe ſtehen, die zu keinem beſonderen Vereine gehören, und die, 
da ſie bald dieſe bald jene Arbeit treiben, eigentlich keinen Vereinigungs⸗ 
punkt mit ihren Mitbürgern haben; dieſe Leute können keine gültige 
Stimme im Staate haben, weil ſie keine Einſicht in das Intereſſe 
irgendeines Standes beſitzen und ſich zu keinem halten“ (S. 118/14). 
„Der Wehr⸗ und der Lehrſtand ſind eigentlich keine Stände; es ſind 
im Wehrſtande und im Lehrſtande viele Eigenthümer und als ſolche 
können dieſelben die Nation oder vielmehr die Intereſſen derſelben ver⸗ 
treten; allein, wenn ſie nicht Eigenthümer ſind, ſo können ſie als be⸗ 
ſoldete Wehrmänner oder Lehrer nicht auf das politiſche Recht der 
Repräſentation Anſpruch machen. Der Wehrſtand hat als ſolcher ganz 
beſondere Anſichten und Verpflichtungen, die ſich auf den Krieg be⸗ 
ziehen; ſtrenger Gehorſam und nicht freie Berathung gehört zu ſeinem 
Weſen. Der Lehrſtand oder der Gelehrtenſtand, ſo ehrwürdig, ſo heil⸗ 
ſam, ſo nothwendig zur, Bildung der Nation er auch iſt, hat doch als 
ein ſolcher, wenn ſeine Mitglieder nicht Eigenthümer ſind, kein Recht 
auf Ausübung politiſcher Rechte; ja es wäre in den meiſten Fällen 
dem Ganzen nachtheilig, ihm ſolche einzuräumen“ (S. 103 /). 
Ancillon wollte offenbar das Prinzip des Beweglichen, Fortſchreitenden, 
ſich immer neu Geſtaltenden durch die Gelehrten nicht noch mehr 
ſtärken; er hatte nicht Humboldts Vertrauen zum Volke; „daß in 
dieſer gärenden und gebärenden Zeit der Keim von möglichen Um⸗ 
wälzungen liegt“, heißt es in der Einleitung (S. XXII), „daß ein 
ungeregelter Trieb nach Thätigkeit in einen wilden Trieb zu zer⸗ 
ſtörenden Bewegungen ausarten kann, daß viele, die nichts zu ver⸗ 
lieren haben und alles zu gewinnen trachten, alles Beſtehende auflöſen 
oder zermalmen möchten, um ihrer blinden Schwärmerei und ihrem 
ſtolzen Wahne gemäß alles neu zu ſchaffen, kann kein unbefangener 
Beobachter der Zeit leugnen und ſoll keine Regierung verkennen“. 
Deshalb war Ancillon für eine ſtarke „zwingende“ Gewalt an der 
Spitze, die über eine kräftige Bureaukratie und Armee verfüge — 
„eine ſolche Gewalt, die in einem jeden Staate ihre immer drohende, 
immer ſchützende Hand erheben ſoll, muß allem Einzelnen eine heil⸗ 
ſame Furcht einflößen“ (S. 134) —, deshalb wollte er der allgemeinen 
Ständeverſammlung keine die Macht der Krone allzuſehr einſchränken⸗ 
| Ir, 
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den Rechte geben!) — deshalb war er wohl auch für das von Hum⸗ 
boldt verſpottete Schachtelſyſtem und meinte (S. 115), Reichsſtände, 
die nicht aus Provinzialſtänden hervorgingen und nicht mit ſolchen zu⸗ 
ſammenhingen, würden nicht mehr Beſtand haben als ein Baum ohne 
Wurzel. Meinungsverſchiedenheiten alſo in Hülle und Fülle — es 
ſei nur noch auf die „vernünftige“ Preß⸗ und Redefreiheit hingewieſen, 
die Ancillon den Preußen zugeſtehen wollte —, Humboldt hätte 1820 
im Staatsrat ſicherlich noch manche „ ſchreckliche Idee“ aus ſeinem 
Munde zu hören dekommen und würde an ihm gegen Hardenbergs 
Verfaſſungsplan ſchwerlich einen Bundesgenoſſen gefunden haben. Und 
an wievielen anderen Mitgliedern des Staatsrats? Daß ihre Zahl 
ausgereicht haben würde, um ihm die Majorität zu verſchaffen, möchte 
ich nach dem weiteren Gang der Entwicklung ſtark bezweifeln; kamen 
ſchon Hardenbergs Ideen 1821 im Staatsrat zu Fall, ſo wäre es 
dem Humboldtſchen Projekt gewiß nicht beſſer ergangen. Prinzipielle 
Gegner desſelben vom abſolutiſtiſchen Standpunkt aus waren Männer 
wie Wittgenſtein und der Herzog Karl von Mecklenburg und natürlich 
die königlichen Prinzen, vom ſtändiſchen oder, man ſagt wohl beſſer: 
adeligen Standpunkt aus der alte Miniſter v. Voß, der General 
v. d. Kneſebeck, die Staatsräte Beckedorff und v. Quaſt, nach deren 
Anſchauungen „Fürſt und Landtag nicht verſchiedene Organe eines 
und deſſelben Staates waren, die aus ſeiner Geſchichte und aus der 
Lebensgemeinſchaft des Volkes heraus ſich gebildet hatten, ſondern 
gleichberechtigte Kontrahenten mit beſtimmten Privilegien, die ſich nur 
in Einklang zu bringen hatten, um ein patriarchaliſches Regiment über 
das Volk auszuüben“ ); im Sommer 1819 — das bezeichnete der im 
Weltkriege gefallene Friedrich Meuſel mir gegenüber wiederholt als 
das Hauptergebnis ſeiner Studien über die Parteianſchauung der Alt⸗ 
preußen, der Feudalen — lief unter dieſen ferner bereits das Partei⸗ 
dogma um, daß Preußen keiner Konſtitution und keines allgemeinen 
Landtages, ſondern nur provinzieller Ständeverſammlungen bedürfe, 


1 Immerhin doch „geſetzgebende“ (H. v. Treitſchke, Deutſche Geſchichte, : 
II. Bd., S. 593). 

2) So Ernſt Müſebeck in dem Aufſatz „Märkiſche Ritterſchaft und 
preußiſche Verfaſſungsfrage von 1814 bis 1820“ (Deutſche Rundſchau, 174. Bd., 
S. 361/62). Im Dezember 1819 äußerte ſich einer ihrer Führer, Guſtav 
v. Rochow, ſehr zufrieden mit dem „Triumvirat“ Metternich, Bernſtorff, Herzog 
Karl von Mecklenburg; auch die Prinzen ſeien „alten Prinzips“ und dem Adel 
ſehr geneigt; nur die Stellung des ee ſei ihm 0 unklar (ebenda 
S. 366). 
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und Ernſt Müſebecks jüngſt erſchienener Aufſatz „Märkiſche Ritterſchaft 
und preußiſche Verfaſſungsfrage von 1814 bis 1820“ ſcheint mir dies 
zu beſtätigen. Jedenfalls war ihr und Humboldts gemeinſames Vor⸗ 
gehen gegen Hardenberg in der zweiten Hälfte des Jahres 1819 kein 
natürliches Bündnis; das erkannte ſchon im Dezember Guſtav v. Rochow, 
der Schwager von Marwitz, ein Geſinnungsgenoſſe des Miniſters 
v. Voß, als er ſeine in Berlin erhaltenen Eindrücke dahin zuſammen⸗ 
faßte: „Die Gegenpartei im Miniſterio verbindet nur der Haß gegen 
den Staatskanzler; uns zeigt ſie ſich nur geneigt, ſolange es ihr 
darauf ankommt, ihren Feind in ſeinen Maßregeln zu ſtürzen.“ 

Wenn aber aller Unwahrſcheinlichkeit zum Trotz für Humboldts 
Verfaſſungsplan im Staatsrat doch eine Majorität zu erzielen geweſen 
wäre, würde er ſich dann an Allerhöchſter Stelle haben durchſetzen 
laſſen? Das iſt doch die letzthin alles entſcheidende Frage! 

Meinecke wagte als Biograph Boyens nicht zu behaupten, daß es“ 
einem ſtärkeren Charakter als Hardenberg auf jeden Fall gelungen 
wäre den König zu gewinnen, ſondern nur, daß eine von vornherein 
und überall im Sinne Humboldts und Boyens geführte Regierung, 
ein einheitliches und homogenes, mit der Hofpartei offen kämpfendes 
Miniſterium den Monarchen möglicherweiſe über die Beängſtigungen 
wegen des Zeitgeiſtes hinweggehoben haben würde — ich kann mich 
dieſer Anſicht nicht anſchließen und muß die ſoeben aufgeworfene Frage 
auf das beſtimmteſte verneinen. Am 5. Auguſt 1819 empfing Friedrich 
Wilhelm III. den kurz vorher in Berlin eingetroffenen neuen Miniſter; 
„er ſprach“, berichtete Humboldt der Gattin ), „von der Schwierigkeit 
der Zeit, von den gemachten Verſprechungen der Konſtitution, eigent⸗ 
lich ſehr vernünftig, gar nicht dagegen, aber natürlich mit Bedenklich⸗ 
keit und Vorſicht. Er kam auch auf die Verhaftungen und wie not⸗ 
wendig ſie geweſen wären. Er ſagte aber wirklich ſehr geſcheut, das 
alles läge daran, daß man im Jahre 14 und 15 gleich nach dem 
Frieden die Zügel habe zu ſehr ſchießen laſſen, was mit von der 
[Schwäche ?] einiger Perſonen hergekommen ſei. Über die Verfaſſung 
habe er einen Schritt gethan. Dieſen habe der Kanzler veranlaßt; 
er, der König, habe aber nicht dasjenige thun können, was ihm der 
Staatskanzler vorgeſchlagen habe. Er müſſe genauer davon unter⸗ 
richtet werden. Dazwiſchen viel Schmeichelhaftes für mich über meine 
Kenntniſſe, Talente und Verdienſte.“ Und dennoch mußte Humboldt 


1) Wilhelm und Caroline v. Humboldt in ihren Briefen, VI. Bd., 
S. 588. 
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am 10. Oktober recht reſigniert an Stein ſchreiben 1): „Mit dem König, 
ſo ſehr ich es wünſchte und ſo ſehr Sie meine gewiß unveränderlichen 
Geſinnungen gegen ihn kennen, bin ich in gar keinem perſönlichen Ver⸗ 
hältniß. Ich habe ihn ſeit meiner Ankunft nicht geſehen. Es iſt 
darin auch nichts zu ändern. Einzeln iſt es unthunlich nur zu ver⸗ 
ſuchen, das Verhältniß zu ändern; was das ganze Miniſterium be⸗ 
trifft, ſo ſind Schritte geſchehen; allein bis jetzt haben ſie keinen Er⸗ 
folg gehabt.“ Humboldt und Friedrich Wilhelm III. waren eben doch 
keine ſich ſtark anziehenden, beſonders gut zueinander paſſenden In⸗ 
dividualitäten; die ſchweigſame Art, die der König an Hardenberg ſo 
außerordentlich ſchätzte, „die beſchwichtigende Methode, die ihm bei den 
meiſten gelingt“ ?), lag dem eigenwilligen Freunde Steins?) abſolut 
nicht; der im ethiſchen Idealismus ganz aufgehende Optimiſt, der den 
braven Preußen bis in alle Ewigkeit nichts Schlechtes zutraute, konnte 
nie vollkommen harmonieren mit dem im Grunde ſeines Herzens 
immer mißtrauiſchen und ſchwarzſeheriſchen Monarchen“). Furcht vor 
revolutionären Umtrieben war ein den König ſeit 1815 beherrſchender 
und mehr und mehr umnachtender Gedanke; ſeit Humboldts Ernennung 
zum Miniſter hatte er neue Nahrung bekommen durch Kotzebues Er⸗ 
mordung und das Attentat auf Ibell, durch die Erfolge der daraufhin 


1) G. H. Berg, Das Leben des Miniſters Frhrn. vom Stein, V. Bd., 
S. 438/39. 

2) Wilhelm an Caroline v. Humboldt 20. Oktober 1818, Briefwechſel, 
VI. Bd., S. 347. 

3) Im November 1818 äußerte Stein über Humboldts Feinde: „Sie 
ſprechen immer von Humboldts Talent, Kenntniſſen und Geiſt; das iſt aber 
nicht das Feld, wo man ihn verteidigen muß. Seine Feinde greifen ſeinen 
Charakter an, nennen ihn geizig, hart, unverträglich, eigenſüchtig, da er gerade 
wohlthätig, freundlich und uneigennützig, und ſich vielmehr zerreißt, um den 
Leuten zu dienen. Das muß man ſagen und verbreiten“ (Briefwechſel Hum⸗ 
boldts VI. Bd., S. 367). Keine ſehr günſtige Meinung von Humboldt hatte 
Gneiſenau, der am 8. November 1818 an Clauſewitz ſchrieb: „Ich mag ihn recht 
gern leiden am Tiſch und beim Thee ſeines Witzes wegen, obgleich auch dieſer 
nur einſeitig iſt, meiſt in Paradoxien ſich bewegend. Um ihm indeſſen in der 
Adminiſtration eine bedeutende ſelbſtändige Stellung zu geben, dazu könnte ich 
nimmer rathen ... W. v. H. fehlt das Vertrauen der Menſchen und ohne 
dieſes kann man nur wenig Erſprießliches vornehmen, es ſei denn unter den 
Aufpicien großen Glückes. ... Selbſt feine diplomatiſchen Aufſätze haben nichts 
Überredendes. Er zerlegt mb zerlegt und überzeugt nicht“ (Pertz⸗Delbrück, 
Leben Gneiſenaus, V. Bd., S. 355. Vgl. auch S. 365). 

4) Nach ſeiner Entlaffung berichtete Humboldt der Gattin am 26. Mai 
1820 aus Tegel: „Der König wie gewöhnlich ſprach nicht mit mir“ (Briefwechſel 
VII. Bd., S. 11). 
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gegen die dunklen Mächte eingeleiteten Unterſuchung, durch die Ent⸗ 
deckung eines Geheimbundes, der, wie Wittgenſtein dem Könige ein⸗ 
redete !), Burſchenſchafter, Beamte, Offiziere und andere Perſonen an⸗ 
gehörten, und deſſen Abſicht dahingehe, die Verfaſſung des ganzen 
Deutſchlands und der einzelnen Bundesſtaaten teils durch Verbreitung 
demagogiſcher Grundſätze und eines religiöſen Fanatismus unter der 
Jugend und im Volke, teils auf gewaltſamem Wege zu verändern; 
Herzog Karl von Mecklenburg, der Schwager des Königs, mahnte ihn 
am 22. Juli 2): „Wenn man jetzt auf halbem Weg ſtehen bleiben 
ſollte, ſo würde jene Parthey wachſen und neu erkräftigt aufblühen 
ſtatt ausgerottet zu werden; es würde wie eine Hydra ſein, der, wenn 
man ihr einen Kopf abſchlägt, zehn dafür wieder wachſen“; um die 
Armee intakt zu erhalten, riet er vor allem zu einer reinlichen 
Scheidung der Linie von der Landwehr. Der. Kriegsminiſter Boyen 
wollte davon nichts wiſſen, konnte es dem König nicht ausreden und 
mußte daher den Abſchied nehmen; Humboldt ?),. mit feinen Miniſter⸗ 
kollegen einig in dem Wunſche, die über ihren Kopf hinweg der 
Polizei übertragene Demagogenunterſuchung ihr zu entziehen, über⸗ 
nahm die Leitung einer oppoſitionellen Aktion gegen die Karlsbader 
Beſchlüſſe und mußte nebſt Beyme gleichfalls den Platz räumen; 
Friedrich Wilhelm III., durch Hardenberg in die Zwangslage verſetzt, 
zwiſchen ihm und Humboldt zu wählen, entſchied ſich, wie es ſcheint, 
ohne ſchwere innere Kämpfe für den ſeiner Meinung nach die Krone 
energiſcher vor der Revolution ſchützenden Staatskanzler. Ob der König, 
als er Humboldt von den Geſchäften dispenſierte, ſeinen Verfaſſungs⸗ 
plan ſchon kannte und auch dieſer ihn mitbeſtimmte, dem Rivalen 
Hardenbergs den Abſchied zu geben, wiſſen wir nicht; für unmöglich 


. 1) Eigenhändiges Konzept von Wittgenſtein. Berlin, 24. Juni 1819 
(Ch. H. A. König Friedrich Wilhelm III. Staatsverwaltung. Acta Wittgen⸗ 
ſteins. Demagogiſche Umtriebe betr. Vol. I 1817-1819). 
g 2) Ch. H. A. Briefe des Herzogs Karl v. M. an ſeinen Schwager, den 
König Friedrich Wilhelm III. von Preußen. 

3) Nach Kotzebues Ermordung hatte er an die Gattin aus Frankfurt ge⸗ 
ſchrieben: „Hier iſt eine kleine gar nicht ungeſchickt geſchriebene Schrift heraus⸗ 
gekommen, in der ſelbſt die That, wenn nicht gerechtfertigt, doch als ſo natürlich 
dargeſtellt wird, daß das einer Rechtfertigung faſt gleich kommt. Es iſt über⸗ 
haupt entſetzlich, was jetzt alles geſchrieben wird, und indem das geſchieht, wird 
ewig über unterdrückte Preßfreiheit geklagt. Es iſt in den meiſten ſolchen 
Schriften und Zeitungsartikeln, ſelbſt wenn ſie wie dieſe von guten Köpfen her⸗ 
rühren, doch eine Verwirrung der Begriffe, von der man ſich keinen Begriff 
macht“ (Briefwechſel VI. Bd., S. 529). 
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möchte ich es nicht halten; jedenfalls wäre ihm mehr als einer der 
Humboldtſchen Vorſchläge in der Faſſung der Denkſchrift vom 4. Februar 
und des Oktoberprogramms höchſt unſympathiſch oder geradezu un⸗ 
annehmbar geweſen. Der Geſchäftskreis der Provinzialſtände ſollte 
ſich hiernach ausdehnen auf Zuſtimmung zu Provinziengeſetzen und Be⸗ 
willigung provinzieller Steuern, auf Beratung über allgemeine Geſetze 
und Steuern aus dem Standpunkte der beſonderen Verhältniſſe der 
Provinz, auf eigene Vorſchläge zu Geſetzen und Einrichtungen und auf 
Beſchwerdeführungen, und erſt recht verlangte Humboldt eine ent⸗ 
ſcheidende Stimme für die Reichsſtände, während Friedrich Wilhelm III. 
immer nur beratende Rechte zugeſtehen wollte; nach ſeinen Unter⸗ 
redungen mit Metternich in Aachen und Teplitz war der König ferner 
nicht mehr bereit, eine ſo große allgemeine, vom Volke ſelbſt gewählte 
Ständeverſammlung zu gewähren, wie fie Humboldt wünſchte !), ſondern 
nur einen relativ kleinen Ausſchuß aus den Provinziallandtagen; 
ſicherlich kopfſchüttelnd und wahrſcheinlich unwillig hätte er den Paſſus 
geleſen: „ob die Stände das Recht der Anklage ausüben und die 
Miniſter daher ganz eigentlich in Verantwortlichkeit gegen ſie geſetzt 
werden ſollen, iſt eine Frage, die der Landesherr ſelbſt entſcheiden 
muß; gegen die Sache iſt nichts zu ſagen, ſie iſt vielmehr unleugbar 
heilſam“, mit gleichen Empfindungen den Satz: „Die Miniſter, in⸗ 
ſofern ihnen. der Regent die oberſte Leitung der Verwaltung anvertraut 
hat, müſſen dafür einſtehen, daß die verfaſſungsmäßigen Rechte nicht 
verletzt und die Geſetze ſtreng beobachtet werden.“ Hätte endlich 
Friedrich Wilhelm III. wirklich eine Verfaſſungsurkunde unterzeichnet, 
ſo wäre dem Volke Preßfreiheit in dem Maße, wie es Humboldt 
wünſchte, auch ſchwerlich gewährt worden. Man darf vor allem nicht 
vergeſſen, daß die Verfaſſungsprojekte des Königs nicht nur von 
Wien her beeinflußt wurden, ſondern auch von Petersburg; am 
27. Oktober 1819 ſchickte der preußiſche Konſul in Warſchau den vom 
Zaren ſelbſt verbeſſerten Plan einer Konſtitution für ganz Rußland 
nach Berlin, der Friedrich Wilhelm III. aufs lebhafteſte intereſſieren 
mußte ?); darin war auch nur eine kleine, alle fünf Jahre einzuberufende 


1) „Daß es möglich ſey, Stände zu bilden, welche die Regierung immer 
und ohne viele Mühe und Vorbereitung in ihrer Macht haben könne, eine Hand 
voll Deputierter von einem landesherrlichen Commiſſarius geleitet und beherrſcht, 
dieſe Meynung halte ich für durchaus irrig und für eine wahre Täuſchung“ 
(Wilhelm v. Humboldts Geſammelte Schriften, XII. Bd., S. 449). 

2) Theodor Schiemann, Eine Konſtitution für Rußland vom Jahre 
1819 (Hiſtoriſche Zeitſchrift, 72. Bd., S. 65— 70). 
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allgemeine Ständeverſammlung vorgeſehen, ein Ausſchuß der Land⸗ 
tage der zehn ſogenannten Statthalterſchaften des ruſſiſchen Reiches; 
jeder Landtag ſollte ein Viertel ſeiner Abgeordneten auswählen und 
der Kaiſer dann die Hälfte davon zu Mitgliedern der allgemeinen 
Ständeverſammlung ernennen, und zwar ihrer zweiten Kammer, der 
aus den volljährigen Prinzen und mindeſtens 25 Jahre alten‘ Groß⸗ 
grundbeſitzern zuſammengeſetzte Senat dagegen die obere Kammer bilden, 
die Kompetenz des Reichstages auf Diskuſſion neuer Geſetze und des 
Budgets beſchränkt werden. Zar Alexander ſtand unter den europäiſchen 
„Fürſten dem Hohenzollern innerlich am nächſten; wir werden annehmen 
dürfen, daß ſein Verfaſſungsplan auf Friedrich Wilhelm III. keinen 
geringeren Eindruck machte als die Metternichſchen Denkſchriften, und 
daß der preußiſche König ſchwerlich bereit war, ſeinen Untertanen er⸗ 
heblich mehr zu gewähren als ſein Petersburger Freund den Ruſſen, 
Litauern, Polen uſw., zumal da die erſten Erfahrungen, die der 
Großherzog von Baden und die Könige von Bayern und Württemberg 
mit ihren Landtagen machten, den ſehr empfindlichen Landesvater in 
Berlin keineswegs zur Nachahmung des von ihnen gegebenen Bei⸗ 
ſpieles ermutigten. Humboldts Verfaſſungsplan — ſo müſſen wir 
alſo ſchließen — wäre, ſelbſt wenn ſich die Majorität des Staatsrats 
dafür eingelegt hätte, bei Friedrich Wilhelm III. auf unüberwindlichen 
Widerſtand geſtoßen; mit Hardenbergs Ideen zu einer landſtändiſchen 
Verfaſſung in Preußen konnte der König zu Anfang des Jahres 1820 
ſich noch befreunden; nur einen ſtillen Vorbehalt mag er gemacht 
haben: daß ſie ſich mit der Auslegung des Artikels 13 der deutſchen 
Bundesakte, die demnächſt in Wien vereinbart werden ſollte, vertragen 
müßten, und vielleicht war er ſchon, als er Humboldt entließ, ent⸗ 
ſchloſſen, den fertigen Entwurf ſeines Staatskanzlers und des Staats⸗ 
rats nicht zu billigen, ehe er nicht noch einmal Metternichs Rat ein⸗ 
geholt haben würde. 

Hätte Humboldt nicht unbeugſam auf ſeinem Verfaſſungsplan be⸗ 
ſtanden — und er blieb ja tatſächlich nicht ganz unzugänglich und hat 
wenigſtens die Forderung abſoluter Preßfreiheit nach dem 18. Oktober 
in ſeiner neuen Denkſchrift geſtrichen —, wäre er Hardenberg entgegen⸗ 
gekommen, und hätte er des Staatskanzlers Ideen kraftvoll unterſtützt, 
ſo wären er, Boyen und Beyme natürlich ſehr wertvolle Bundesgenoſſen 
‚für Hardenberg geworden; aber es geht zu weit, wenn Alfred Stern 
behauptet !): „Hardenberg grub ſich ſelbſt den Boden ab, indem er die 


1) Alfred Stern, Geſchichte Europas von 1815 bis 1871, I. Bd., S. 608. 
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beften Kräfte lahmlegte, die fih zum Kampfe gegen ariſtokratiſche An⸗ 
ſprüche darboten. Wußten dieſe den Widerwillen des Königs gegen 
die Verfaſſung auszunutzen, ſo ſcheiterte ſelbſt der beſcheidenſte Verſuch, 
ſich über die Einführung von Provinzialſtänden zu erheben. Dem 
ſeines Sieges frohen Staatskanzler lag dieſe Sorge fern.“ Ohne 
Zweifel kämpfte Hardenberg, als er am 28. Dezember 1819 ſeinem 
königlichen Herrn erklärte, mit Humboldt und Beyme zuſammen ihm 
nicht mehr nützlich dienen zu können, einen Kampf im eigenſten, per⸗ 
ſönlichſten Intereſſe; ohne Zweifel war er nicht fein und vornehm in 
der Wahl ſeiner Mittel, als er Beyme juriſtiſche Spitzfindigkeit vor⸗ 
warf bei der Verwerfung des Strafverfahrens gegen Joſef Görres, 
den inzwiſchen nach Straßburg geflüchteten Verfaſſer des Buches 
„Deutſchland und die Revolution“, und ihn nachläſſig ſchalt im Dienſte 
eines für ſeine Rechte beſorgten Landesherrn, als er Humboldt nach⸗ 
ſagte, er wolle im Miniſterium und im Staatsrat nur noch den im 
neuen Finanzplan vorgeſehenen unumgänglichen Steuern widerſprechen, 
dann ſelbſt ſeinen Abſchied fordern und mit einer erſchwungenen Popu⸗ 
larität glänzen, und als er beide Miniſter zuſammen beſchuldigte, die 
Berufung aller Oberpräſidenten nach Berlin nur zu dem Zwecke be⸗ 
antragt zu haben, um mit ihrer Hilfe wie 1817 zu intrigiereg und 
die Verwaltung zu ſtürzen — aber leichtſinnig oder gar in bewußtem 
Widerſpruch mit dem Staatsintereſſe handelte der Kanzler dabei nicht; 
er traute ſich vielmehr zu, auch ohne ihre und Boyens Hilfe das, was 
er in ſeinem Oktoberverfaſſungsplan verlangte, beim Könige durch⸗ 
zuſetzen und zu verwirklichen. Er beſaß jetzt dank ſeinem ſcharſen 
Vorgehen gegen die Demagogen, das er wohl nicht nur zum Schutze 
des Staates, ſondern auch im eigenen Intereſſe betrieb, da bei den 
immer weiter um ſich greifenden Unterſuchungen auch ſeine früheren 
Beziehungen zum Hoffmannſchen Bunde ans Licht zu kommen drohten 1), 


1) Am 26. November 1819 teilte Wittgenſtein dem bei der Mainzer Kontroll» 
unterſuchungskommiſſion angeſtellten Geh. Regierungsrat Grano mit, daß er ihm 
mit Genehmigung des Staatskanzlers einen Aufſatz Gruners vom Jahre 1815 
und die Abſchrift einer Depeſche aus München überſende, da Grano den Auf⸗ 
trag erhalten habe, ihn in der gegen Jahn ſchwebenden Unterſuchungsſache zu 
vernehmen, und bat ihn, dieſe Gelegenheit zu benutzen, auch über den Zuſammen⸗ 
hang dieſer ſo wichtigen Sache einen näheren Aufſchluß von ihm zu erhalten; 
ich finde dieſen Gegenſtand noch von einer größeren Bedeutenheit als alles 
übrige, da aus der Münchener Depeſche beſtimmt hervorgeht, daß diejenige 
Perſohnen, die dem dortigen Königl. Hof im Jahr 1819 denſelben Antrag ge⸗ 
macht haben, der uns im Jahr 1815 gemacht worden iſt, ſehr genaue Kenntnis 
davon gehabt haben, daß unſer Hof Bedenken getragen habe, auf Gegenſtände 
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das volle Vertrauen feines Monarchen; er konnte es wagen, an ihn 
zu ſchreiben, kämen die Oberpräſidenten nach Berlin, ſo würde ihr Er⸗ 
ſcheinen in dieſem Augenblick unter der Leitung einer ſolchen Oppoſition 
wie Humboldts und Beymes nur Verwirrung, Zwiſt und die übelſten 
Folgen hervorrufen und er, Hardenberg, ſich dann gezwungen ſehen, 
ſich zurückzuziehen, ſo ſchmerzlich ihm das auch wäre; er durfte es 
kurz vorher riskieren, auf eine Eingabe der Ritterſchaft des Weſthavel⸗ 
landes und der Zauche, die um Wiederherſtellung der märkiſchen Pro⸗ 
vinzialverfaſſung bat, bei Friedrich Wilhelm III. eine ſchroff abweiſende 
Antwort zu beantragen und ſie dann ſchlechthin „an die Gutsbeſitzer 
von Brieſt, von Rochow auf Golzow und Conſorten zu Brandenburg“ 
zu adreſſieren. Er glaubte keinen Gegner fürchten zu brauchen weder 
von rechts noch von links, und er hatte, als das Jahr 1820 anbrach, 
auch noch keinen ernſtlich zu fürchten; der König blieb eingedenk des 
Verſprechens, das ſie ſich nach dem Tode der Königin Luiſe gegeben 
hatten, beieinander ausharren zu wollen, bis der Tod ſie trenne; er 
glaubte die Leitung des Staates im allgemeinen und der Verfaſſungs⸗ 
angelegenheit im beſonderen bei ihm nach wie vor in guten Händen 
und war bereit, Hardenberg auf dem Wege, den er einſchlug, vielleicht 
nicht ſo raſchen Schrittes, wie dieſer wollte, aber doch immerhin . 
nächſt ohne Widerſpruch zu folgen. 

In der Kabinettsorder vom 4. Juli hatte Friedrich Wilhelm UI. 
erklärt, daß die Einführung der landſtändiſchen Verfaſſung nicht eher 
ſtattfinden könne, als bis das Finanzweſen gehörig beſtimmt, das Ab- 
gabenſyſtem reguliert und ein ſicherer Staatsſchuldentilgungsplan feſt⸗ 
geſetzt ſei, und Artikel 7 der Teplitzer Punktation lautete, Preußen 
werde erſt nach völliger Regelung der inneren und der Finanzverhält⸗ 
niſſe an die Ausführung des Artikels 13 der deutſchen Bundesakte 
herantreten — dieſe Vorbedingung zu erfüllen, war die erſte Aufgabe, 
die ſich Hardenberg im neuen Jahre ſtellte. Einiges war ja zur Auf⸗ 
beſſerung der zerrütteten Finanzen bereits geſchehen; das Zollweſen 
war durch das den Binnenhandel freigebende Geſetz vom 26. Mai 1818 
reguliert, die Akziſe am 8. Februar 1819 durch die Beſteuerung des 
inländiſchen Branntweins, Braumalzes, Weinmoſtes und Tabaks er- 


dieſer Art einzugehen“ (Ch. H. A. Acta Wittgenſteins betr. demagogiſche Umtriebe. 
Vol. I 1817-1819). Ein eigenhändiger Brief Hardenbergs an Gruner vom 
folgenden Tage, der ihn von Granos Auftrag in Kenntnis ſetzt („Die Sache 
iſt für den König, mit deſſen Vorbewußt ich Ew. Hochwohlgeboren ſchreibe, und 
für den Staat von der äußerſten Wichtigkeit“), befindet ſich im B. St. A. R 92 
Gruners Nachlaß Nr. 35. 
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ſetzt und eine Kommiſſion ernannt worden, die Ergänzungsvorſchläge 
dazu ausarbeiten und einen Plan über eine durchgreifende Umgeſtal⸗ 
tung der geſamten Finanzverwaltung entwerfen ſollte; ſie hatte ihr 
Werk im Spätherbft 1819 vollendet, und Hardenberg konnte ihre Bro- 
jekte in Form von Verordnungen dem König ſchon im Januar vor⸗ 
legen. Sie betrafen nach einer Denkſchrift des ſpäteren Finanzminiſters 
Rother !), dem die Neuordnung der Finanzverwaltung und der Staats⸗ 
ſchuld übertragen worden war, während der bekannte Statiſtiker 
J. G. Hoffmann die neuen Steuergeſetzentwürfe ausarbeiten mußte, 
den Staatshaushalt und das Staatsſchuldenweſen und ihre künftige 
Behandlung, die Aufhebung des unter dem Namen „Kurmärkiſche 
Landſchaft“ beſtehenden Kreditinſtitutes des Staates und der Ritter⸗ 
ſchaft und der Städte der Mark Brandenburg, die nähere Verbindung 
der Generalkontrolle mit dem Staatsminiſterium, die künftigen Ver⸗ 
hältniſſe der Generaldirektion der Seehandlungsſozietät, die Gleich⸗ 
ſtellung des Salzverkaufspreiſes auf den Salzniederlagen der Monarchie, 
die Einführung einer Klaſſenſteuer, die Entrichtung einer Mahl⸗ und 
Schlachtſteuer und einer Gewerbeſteuer; die Mahl- und Schlachtſteuer, 
ſchon 1817 vom Miniſter von Bülow vorgeſchlagen, war damals im 
Staatsrat auf den hartnäckigſten Widerſtand Humboldts und ſeiner 
Freunde geſtoßen; die Beſorgnis, daß dieſer jetzt wieder aufleben 
werde, hat Hardenberg mitbeſtimmt, auf Humboldts Entlaſſung zu 
dringen und mit ihm ein, wie er fürchtete, ſchweres Hemmnis der 
raſchen Erledigung der Finanzregulierung und damit auch der Ver- 
faſſungsangelegenheit zu beſeitigen. Es wurde nun, wie Rother be⸗ 
richtet, Friedrich Wilhelm III. „alles getreulich auseinandergeſetzt, jede 
Zeile der neuen Geſetze und wie dieſelben ineinandergreifen ſollten und 
mußten, zur Erörterung gebracht, und ich werde manche treffende und 
treffliche Außerungen des Allergnädigſten Herrn in meinem Leben 
nicht vergeſſen“; ein Brief des Kabinettsrats Albrecht an Hardenberg 
aus Potsdam vom 14. Januar beſtätigt das; Albrecht‘ ſchrieb?): „Eine 
Außerung Sr. M. muß ich Eurer Durchlaucht noch mittheilen. Es 
entſtand die Frage, ob, wenn die neuen Steuern hinzukommen, ver⸗ 


1) „Mein Antheil an den Verordnungen vom 22. Mai 1815 und 17. Januar 
1820“, veröffentlicht von Franz Rühl im 2. Bande feiner Edition Briefe und 
Aktenſtücke zur Geſchichte Preußens unter Friedrich Wilhelm III. vorzugsweiſe 
aus dem Nachlaß von F. A. von Stägemann in der Einleitung S. XXX bis 
XXXVII. | 

2) B. St. A. R 92 Hardenberg Nachlaß H 14B, Ausſchuß aus der zur 
Prüfung des Entwurfs zum neuen Steuerſyſtem angeordneten Kommiſſion 1817/20. 
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hältnismäßig nach der Kopfzahl im Preußiſchen mehr Steuern auf⸗ 
gebracht würden als in anderen großen Staaten. Von England und 
Frankreich konnte ich gleich die Verſicherung geben, daß weit mehr 
Abgaben aller Art auf dem Volke laſten als im Preußiſchen; von 
anderen Staaten iſt es mir nicht ſo bekannt, und da äußerten S. M., 
daß es räthlich ſeyn möchte, eine diesfällige Ausrechnung gegeneinander 
zu ſtellen und in der Staatszeitung aufzunehmen, wenn die neuen 
Steuergeſetze emaniret würden; wenigſtens wünſchten S. M. eine 
ſolche Gegeneinanderſtellung baldmöglichſt zu haben.“ Friedrich Wil⸗ 
helm III. befürchtete, daß dieſe Steuern einen üblen Eindruck im Volke 
machen würden; er glaubte, daß er noch größer ſein werde, wenn 
man von der 1817 vorgeſchriebenen Form der Prüfung neuer Geſetz⸗ 
entwürfe abgehe und, wie Hardenberg wünſchte, ſie ſofort unterzeichne; 
er gab ihm daher den Klaſſenſteuer⸗, den Mahl- und Schlachtſteuer⸗ 
und den Gewerbeſteuergeſetzentwurf zurück mit der Erklärung, ſie nicht 
eher vollziehen zu wollen, als bis ſie im Staatsrat geprüft ſeien 
und ſeine Zuſtimmung erhalten hätten. „Der ganze Plan wurde da⸗ 
durch“, wie Rother ſich ausdrückt, „zerſtückelt und die Ausführung in 
weſentlichen Theilen hinausgeſchoben; aber S. M. erklärten, daß Sie 
bei Ausfällen, die etwa durch die ſpätere Publikation jener Abgaben⸗ 
geſetze entſtehen könnten, worauf Allerhöchſtdieſelben beſonders auf⸗ 
merkſam gemacht wurden, eher die Staatsſchuld zur Deckung derſelben 
noch erhöhen als von der vorhergehenden Berathung dieſer Geſetze im 
Staatsrathe abſtehen wollten“; das Promemoria des Generals v. Witz⸗ 
leben ſcheint ihn in dieſem Entſchluß beſonders beſtärkt zu haben) 
Gegen die ſofortige Signierung der übrigen ſechs Vorlagen ſträubte 
er ſich aber — wohl auch auf Witzlebens Rat hin — nicht; ſchon 
drei Tage ſpäter, am 20. Januar 1820, durften ſie in der Geſetz⸗ 
ſammlung für die Königlichen Preußiſchen Staaten publiziert werden; 
in der Verordnung wegen der künftigen Behandlung des geſamten 
Staatsſchuldenweſens hieß es: „Wir ſind nunmehr von dem geſamten 


P Witzleben bemerkte Berlin 16. Januar 1820: „Die Verordnungen vom 
27. Oktober 1810, 3. Juni 1814, 30. März und 3. November 1817 (beſonders 
die erſten) find als die Fundamentalgeſetze des Staates anzuſehen, denn fie be⸗ 
ſtimmen die Normen, nach denen er verwaltet werden ſoll; man kann ſie, bis 
etwas Neues an ihre Stelle tritt, als die Charte des Reichs betrachten. Um ſo 
wichtiger ſcheint es, ſie in ihrer völligen Integrität zu erhalten und die Steuer⸗ 
geſetze vor ihrer Publikation durch das Miniſterium und den Staatsrat gehen 
zu laſſen, daß aber zur Beſchleunigung der ganzen Angelegenheit bei den Be⸗ 
hörden ein peremtoriſcher Termin, dem Miniſterio etwa 4 Wochen, dem Staats⸗ 
rat 2 Monate geſetzt werde“ (B. St. A. R 92 Hardenbergs Nachlaß H 14 B) 
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Schuldenzuſtande des Staats unterrichtet und haben daher beſchloſſen, 
ſelbigen zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. Wir hoffen dadurch 
und durch die von Uns beabſichtete künftige Unterordnung dieſer An⸗ 
gelegenheit unter die Reichsſtände!), das Vertrauen zum Staate und 
zu ſeiner Verwaltung zu befeſtigen. Wir erklären den Staatsſchulden⸗ 
Etat auf immer für geſchloſſen. Über die darin angegebene Summe 
hinaus darf kein Staatsſchuldſchein oder irgend ein anderes Staats⸗ 
ſchuldendokument ausgeſtellt werden. Sollte der Staat künftighin zu 
ſeiner Erhaltung oder zur Förderung des allgemeinen Beſten in die 
Notwendigkeit kommen, „zur Aufnahme eines neuen Darlehns zu 
ſchreiten, fo kann ſolches nur mit Zuziehung und unter Mitgarantie !) 
der künftigen reichsſtändiſchen Verſammlung geſchehen.“ Rother er⸗ 
zählt uns, als beim Vortrage über das Staatsſchuldengeſetz die Wahl 
des Namens für die künftige allgemeine ſtändiſche Verſammlung er⸗ 
örtert wurde, habe Friedrich Wilhelm III. geſagt: „Man hat ſchon in 
früheren Geſetzen bei Gelegenheit anderer Gegenſtände von Repräſentanten 
der Nation, Repräſentanten des Volks, Landes repräſentanten und dgl. 
geſprochen. Dieſe Benennungen verbitte ich mir alle. Das Wort Reichs⸗ 
ſtände liebe ich gerade auch nicht, aber ich habe auch nichts dagegen, wenn 
es angenommen wird, da doch irgend eine Benennung gewählt werden 
muß, ich auch keine beſſere weiß“, und über die Sache ſelbſt äußerte der 
König in längerer Rede, es müſſe alles geſchehen, um den Kredit her⸗ 
zuſtellen; mit davon hänge die Erhaltung des Staates und ſeine 
Stellung gegen das Ausland ab; er trage kein Bedenken, den Staats⸗ 
gläubigern die Zuſicherung zu erteilen, daß ohne Zuſtimmung der 
künftigen Stände keine Schulden mehr gemacht werden ſollten. Die 
Mitgarantie der Stände zu Anleihen ſei keineswegs mit dem Steuer⸗ 
bewilligungsrecht zu vergleichen. Es liege eine große Kluft zwiſchen 
beiden, und letzteres müſſe der Monarch für alle außerordentlichen Fälle 
unangetaſtet erhalten, weil er es im Kriege niemals und unter keinen 
Umſtänden entbehren könne. Hardenbergs Plan, daß der Ausbau der 
ſtändiſchen Einrichtungen nach Maßgabe der Verordnung vom 22. Mai 


» 


1) In dem einft Friedrich Wilhelm IV. gehörenden Exemplar der Geſetz⸗ 
ſammlung, welches aus der „Kgl. Palais⸗Bibliothek“, ſpäteren Bibliothek des 
Kronprinzen Friedrich Wilhelm (Kaiſer Friedrichs) und Kgl. Hausbibliothek an die 
Berliner Univerſitätsbibliothek abgegeben wurde, befinden ſich an dieſen Stellen 
am Rande rote Striche, die offenbar von der Hand Friedrich Wilhelms IV. her⸗ 
rühren; ebenſo übrigens in dem früheren Bande bei § 3 des Edikts vom 
22. Mai 1815: „Aus den Provinzialſtänden wird die Verſammlung der Landes⸗ 
repräſentanten gewählt, die in Berlin ihren Sitz haben ſoll.“ 
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1815 baldigſt, und zwar noch im Laufe des Jahres 1820, abgeſchloſſen 
und veröffentlicht werden müſſe, pflichtete Friedrich Wilhelm in Rothers 
Gegenwart bei und erklärte ausdrücklich, daß er die Vollendung der 
ſtändiſchen Geſetzgebung im Laufe des Jahres vom Staatskanzler 
gewiß erwarte und verlange, daß die Vollziehung ſpäteſtens am 
30. Dezember erfolgen könne, um endlich einmal zum Ziele und zu 
einem Abſchluſſe zu kömmen. Die Verordnung vom 22. Mai 1815 
bilde die Grundlage: durch die eben vollzogenen Geſetze vom 17. Januar 
1820 ſei fortgebaut, nach allen Seiten Fürſorge getroffen und in Ver⸗ 
bindung mit den gleichfalls vorgelegten Steuergeſetzen der Staats⸗ 
haushalt vollſtändig geregelt; es fehle nur noch der Schlußſtein, um 
die ſtändiſche Verfaſſung zu vollenden — Allerhöchſtdieſelben wieder⸗ 
holten nochmals: „Übrigens kein Bewilligungsrecht weiter, ſondern 
immer nur das Recht der Berathung!“ | | 
€ ging alfo vorwärts, zwar nicht ganz in dem Tempo, das 
Hardenberg wünſchte und verlangte, und nicht mit der Opferwilligkeit 
und Freudigkeit, zu ſpenden, die der Staatskanzler an höchſter Stelle 
in ihrem eigenſten Intereſſe gern geſehen haben würde, aber doch 
immerhin vorwärts; das Schreckgeſpenſt einer vor der Neuordnung der 
Finanzen einberufenen reichs ſtändiſchen Verſammlung, die nach fran⸗ 
zöſiſchem Vorbild Souveränitätsrechte zu uſurpieren verſuchen werde, 
war ſelbſt für denjenigen, der es dem Könige wohl am häufigſten vor 
die Seele gezaubert hatte, für Friedrich Ancillon nicht mehr vorhanden 
und Friedrich Wilhelm III. nun bereit, Ernſt zu machen mit dem Ver⸗ 
faſſungsplan ſeines Kanzlers. Allerdings ſchien letzterem jetzt ein neuer, 
nicht ungefährlicher Widerſacher erſtehen zu können in der Perſon 
des Kronprinzen; der am 15. Oktober ins 25. Lebensjahr ein⸗ 
getretene älteſte Sohn des Königs, ein Romantiker mit Leib und 
Seele, ein ſchwärmeriſcher Vexehrer alles von hiſtoriſchen Erinnerungen 
Umrankten !), vor kurzem aus der Schweiz und Süddeutſchland zurück⸗ 
gekehrt und nun doppelt empfänglich für alles Heimatliche und ſeine 
Erhaltung, hatte ſich ſoeben mit dem ganzen Feuer ſeiner jugendlichen, 
immer raſch in Verzückung geratenden Phantaſie in das neue Buch 


1) Nach Joſeph Hanſen, der in dem zweibändigen, von ihm heraus⸗ 
gegebenen Werke „Die Rheinprovinz 1815— 1915“ (Bonn 1917) das politiſche 
Leben daſelbſt während dieſer 100 Jahre verfolgt, rechneten die niederrheiniſchen 
Edelleute, die Hardenberg am 26. Februar 1818 in Engers eine beſondere Denk⸗ 
ſchrift überreichten mit der Bitte, dem Adel den erblichen Anſpruch auf ſtändiſche 
Vertretung zu erhalten, „auf die bekannt gewordene Vorliebe des Kronprinzen 
für das alte ſtändiſche Weſen“ (Bd. I S. 652). 
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feines Lehrers Ancillon vertieft, das er an mehreren Stellen mit 
ſeinen charakteriſtiſchen roten Bleiſtrichen und Ausrufungszeichen be⸗ 
deckte, und unter deſſen Schlußſätze er die ihm tief aus dem Innern 
kommenden Worte ſetzte: „So wolle es Gott unſer Herr“ !); auch mit 
den um ihre brandenburgiſche Provinzialverfaſſung ſo ſchwer beſorgten 
und die Einführung von Reichsſtänden ablehnenden märkiſchen Edel⸗ 
leuten, die freilich im Dezember 1819 von ſeiner Stellungnahme zu 
ihrem Programm noch nichts wußten“ ), ſcheint er zu Beginn des 
neuen Jahres Fühlung genommen zu haben und gewonnen worden zu 
ſein für ihre Wünſche. Dieſem jungen, für alle dynaſtiſchen und 
feudalen, preußiſchen und deutſchen Traditionen raſch erglühenden Heiß⸗ 
ſporn war wohl Hardenbergs geringer Reſpekt vor ehrwürdigen Über⸗ 
lieferungen ſchon ſeit längerer Zeit verdächtig; ſo wenig Sympathien 
ihm der Kanzler als Menſch abgewinnen konnte, ſo wenig vermochte 
ſich der Kronprinz auch für ſeine mit dem Geiſt der Zeit, wie er 
meinte, gar zu leichten Herzens paktierenden Verfaſſungsideen zu be⸗ 
freunden; er war rein gefühlsmäßig ihr Gegner wohl ſchon, noch ehe 
er ſich des Gegenſatzes zu ihnen voll bewußt und über die Punkte, in 

denen ſeine Anſichten von denen Hardenbergs abwichen, ganz klar 
wurde. Eine gewiſſe Unſtimmigkeit zwiſchen dem Thronfolger und 
dem Kanzler iſt jedenfalls bereits für den Beginn des Jahres 1820 
anzunehmen; ſie mag zum Teil auch auf perſönliche Urſachen zurück⸗ 
zuführen ſein: auf den Wunſch des Kronprinzen, die Prinzeſſin Eliſa⸗ 
beth von Bayern, die er ſoeben kennen und lieben gelernt hatte, heim⸗ 
zuführen, und auf die geringe Neigung Hardenbergs, die Erfüllung 
dieſes Herzenswunſches bei dem ihr abgeneigten König energiſch zu unter⸗ 
ſtützen 2); zu einer völligen Disharmonie wuchs die Spannung ſich 


| 1) In Nagaribuchſtaben, wie Herr Geheimrat Lüders feſtſtellte, dem ich 

das jetzt der Berliner Univerſitätsbibliothek gehörende Exemplar des Ancillonſchen 
Buches „Über die Staatswiſſenſchaften“ vorlegte; es iſt dazu vom Kronprinzen 
ein Rotſtift von gleicher Farbe benutzt worden wie beim Anſtreichen einzelner 
Stellen in einem Exemplar der preußiſchen Geſetzſammlung. 

2) Ernſt Müfebed in der Deutſchen Rundſchau, 174. Bd., S. 366. Der 
Kronprinz ſelbſt teilte Hardenberg am 25. Mai 1820 mit, ſchon im Herbſt ſei 
es ihm gelungen, ſich Abſchriften von den Adreſſen der Kreisritterſchaften zu 
verſchaffen (Ernſt Müſebeck, Hiſt. Zeitſchrift, 87. Bd., S. 69). Ä 

3) Friedrich Wilhelm III. verlangte, die Prinzeſſin folle den Übertritt zum 
Katholizismus feſt verſprechen; darauf nimmt Bezug ein Brief des Kronprinzen 
an den Vater, „Berlin vollendet am 31. October Morgens 1819“: „Das Leben 
hier, das Kirchen Gehen, der Unterricht und die Geſpräche mit Männern wie 
Termin [Theremin], Sack, Nikolai, Ancillon, der Umgang mit Tante Wilhelm, 
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erſt aus nach dem Vorgehen des Kanzlers gegen die märkiſche Land⸗ 
ſchaft. Unter den Verordnungen, die Friedrich Wilhelm III. am 
17. Januar unterzeichnete, war, wie geſagt, auch eine, welche das 
unter dieſem Namen noch immer vegetierende Kreditinſtitut des Staates, 
der Ritterſchaft und der Städte der Provinz Brandenburg aufhob; 
der märkiſche Adel proteſtierte gegen die für Anfang April angeſetzte 
Übergabe an die königlichen Behörden, erklärte ihr Vorgehen in einer 
ſo wichtigen Angelegenheit, die dem Staatsrat nicht vorgelegen habe, 
für ungeſetzlich und verlangte nach dem Grundſatz suum cuique eine 
Prüfung und Berückſichtigung der ſtändiſchen Rechte; Friedrich Wil⸗ 
helm III. aber, ärgerlich über die an ſeiner Entſcheidung geübte Kritik, 
wies in einer von Stägemann entworfenen höchſt ungnädigen Ant⸗ 
wort die Anſprüche der Ritterſchaft an das Eigentum der Landſchafts⸗ 
kaſſe als grundlos zurück und gab ihr ſeinen ernſtlichen Unwillen zu 
erkennen „über die Anmaßung, mit der Sie Sich unterfangen, Meine 
des ſouveränen Landesherrn geſetzgebende Gewalt in Zweifel zu ziehen, 
indem Sie die geſetzliche Kraft der von Mir ſanctionierten und unter 
Meinem Namen bekannt gemachten Geſetze von der Berathung mit 
Meinen Dienern abhängig machen wollen. Ich erwarte, daß Sie 
fernerhin Ihrer Unterthanenpflicht eingedenk ſein und ſich keiner Ver⸗ 
letzung Meines Anſehens, die ich ſtreng zu ahnden genöthigt ſein 
würde, ſchuldig machen werden.“ Dieſer Beſcheid kam dem Kronprinzen 
zu Ohren; er erregte ihn aufs höchſte; umgehend ſchrieb er am 
25. April an den General v. d. Kneſebeck !): „Verehrter Freund! 
Ancillon hat mir eben das Gerücht beſtätiget, daß der St. Kanzler auf 
die Eingabe der Stände eine unerhörte Cab. Ordre erſchlichen hat. Ich 
bin ganz außer mir, ſeitdem ich das gehört, und glaube jetzt (ſollte 
alles, was ich von dieſem Schreiben gehört habe, wahr ſeyn) wirklich 
nicht mehr ſchweigen zu können. Ich bitte Sie daher, beſter Kneſebeck, 


ja Ihr Beyſpiel, lieber Papa, und wohl noch manche andere Urſachen ſind ſo 
viel Wahrſcheinlichkeiſen, daß ihre [der Prinzeſſin Eliſabeth! reine Seele die 
Wahrheit erkennen und bekennen werde — die Gewißheit freylich iſt nicht da, 
aber welche Wahrſcheinlichkeit!“ (Ch. H. A). Der König jedoch blieb feſt, und 
„am 1. Weihnachtstage 1819“ mußte der Sohn ihm danken „für die wahrhaft 
väterliche Art, wie Sie mir mein Unglück angekündigt haben“; er gebe nun ſeine 
Hoffnungen auf, aber nicht ſeine Liebe. Dieſe ſeeliſchen Aufregungen ſind ſicher 
mit die Urſache geweſen, daß er * nun 1820 ſo leidenſchaftlich in den politiſchen 
Kampf ſtürzte. 

1) „Berlin Abends 7 uhr 25. April 20“ (Ch. H. A. R L Acta des Kron⸗ 
prinzen Friedrich Wilhelm von Preußen betr. Einführung einer ſtändiſchen all⸗ 
gemeinen Landesverfaſſung in Preußen. Vol. I 1819 — 1836). 
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um eine Mittheilung der Cab.O. heut Abend oder Morgen früh, oder 
wenn es Ihnen recht iſt, ſie mir zu ſchicken.“ Kneſebeck entſprach 
dieſem Wunſche, und der Kronprinz ſchrieb nun, nachdem er erſt noch 
den negativen Erfolg einer zweiten proteſtierenden Eingabe der mär⸗ 
kiſchen Stände abgewartet hatte, am 25. Mai jenen in der Form ver⸗ 
bindlichen, ſachlich aber außerordentlich vorwurfsvollen Brief an den 
Staatskanzler, den Paul Bailleu im 87. Bande der Hiſtoriſchen Zeit⸗ 
ſchrift auf S. 68—71 im Wortlaut veröffentlicht hat; wo er heilige 
Rechte kränken ſehe, erklärte er, könne er nicht ſchweigen; Hardenberg 
werde hoffentlich darüber hinwegſehen, daß ein 25 jähriger Menſch ein 
ernſtes Wort mit ihm rede, und werde es beherzigen, weil es von 
einer glühenden, aber nicht unbeſonnenen Liebe zum Recht, zur Heimat 
eingegeben ſei. Er gehöre nicht zu den Unſinnigen, die, wenn von 
Provinzialſtänden geredet werde, die Provinzen als ein Blatt weißes 
Papier anſehen, ſondern wiſſe, daß man den einzig wahren Untergrund 
zum Fortbauen nur dann habe, wenn man damit anfange, die Stände, 
dieſes herrliche, mit dem Boden verwachſene Inſtitut, deſſen Wirkſam⸗ 
keit durch wohlzuentſchuldigende Zeitumſtände erkaltet war, wieder zu 
erwärmen; nur dann laſſe ſich ein Gebäude aufführen, das kein luftiges 
und gefährliches Ding ſei wie die württembergiſche, bayriſche, badenſche, 
niederländiſche, franzöſiſche uſw. Konſtitution. Dies ſei Gott ſei Dank 
ja auch des Königs Grundſatz, und, ſo viel er wiſſe, habe man ihn vor 
kurzem bei den Wiener Konferenzen!) vorzüglich dank dem Einfluß 
Preußens als erſte Norm aller deutſchen Verfaſſungen akzeptiert — wie 
reime ſich aber damit zuſammen die Antwort der Regierung auf die 
herrlichen Adreſſen der Ritterſchaft der märkiſchen Kreiſe, das Verfahren 
mit der Landſchaft und die Aufnahme der Proteſtnoten der Stände? 
Dieſe Vorbilder alter angeerbter Treue, wahrer Ergebenheit und Un⸗ 
eigennützigkeit ſo zu behandeln! Ihnen, die tatſächlich immer noch be⸗ 
ſtehen, wohlerworbene und feierlich verbürgte Rechte zu rauben, Re⸗ 
klamationen gegen die Aufhebung der Landſchaft als Verbrechen zu be⸗ 
zeichnen und ihnen mit der nachdrücklichſten Ahndung zu drohen! Hier 
ſei etwas wiedergutzumachen; es könne verderblich werden bei der Zu⸗ 


1) In bezug auf die Verwirklichung des Artikels 13 der deutſchen Bundes⸗ 
akte wurde beſchloſſen, es ſei Sache der ſouveränen Fürſten, „dieſe innere Landes⸗ 
angelegenheit mit Berückſichtigung ſowohl der früherhin beſtandenen ſtändiſchen 
Rechte als der gegenwärtig obwaltenden Verhältniſſe zu ordnen“; „nur auf ver⸗ 
faſſungsmäßigem Wege“ wurde eine Abänderung der „in anerkannter Wirkſam⸗ 
keit beſtehenden landſtändiſchen Verfaſſungen“ erlaubt (Alfred Stern, Ge⸗ 
ſchichte Europas von 1815 bis 1871, I. Bd., 2. Aufl., S. 619/20). 
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ſammenberufung der Provinzialſtände, ſie gekränkt +. verletzt zu haben, 
dem Adel beinahe ſeine Exiſtenz als Stand ins Geſicht zu beſtreiten; 
„wenn Ziegelſtreichen, Glasbrennen, jede Dienſtentſetzung ete ete durch 
Miniſterium und Staats⸗Rath gehen, verdiente es wohl die Auflöſung 
eines viel 100 jährigen Inſtituts, wobey ſehr viel zu bedenken war, 
den vom Könige ſelbſt befohlenen geſetzlichen Weg wichtiger Angelegen⸗ 
heiten zu gehen“. 

Hardenberg hat das Gewicht des temperamentvollen Kritikers nicht 
unterſchätzt und zu ſeiner gründlichen Widerlegung viele Mühe und 
Zeit aufgewendet; er beauftragte zunächſt Stägemann, eine ausführ⸗ 

liche Rechtfertigung der Regierung aufzuſetzen, dann Eichhorn, einige 
Ergänzungen hinzuzufügen, und unterzog beider Aufſätze nicht nur 
einer formalen Reviſion, ſondern vervollſtändigte ſie auch durch längere 
eigene Zuſätze; am 14. Juni, wenige Tage vor der tatſächlichen Auf⸗ 
löſung der kurmärkiſchen Landſchaft, ließ er die kleine Denkſchrift dem 
Thronfolger zugehen !). Nach einigen verbindlichen Eingangsworten 
— das Schreiben des Kronprinzen ſei ein erfreulicher Beweis ſeines 
lebendigen Sinnes für alles, was er als gut und gerecht erkenne, 
ſeines ſchönen Eifers für die erſten Angelegenheiten der Menſchheit, für 
Wahrheit und Recht — geht ſie gleich auf den erſten der beiden zur 
Diskuſſion geſtellten Hauptgegenſtände los, auf die Aufnahme der 
Adreſſen, ſpeziell der vom 15. November; ſie ſei ihm, erklärte Harden⸗ 
berg, von den Rittergutsbeſitzern des Weſthavellandes und der Zauche 
abſchriftlich mitgeteilt, von Seiner Majeſtät aber höchſt unmittelbar ohne 
die geringſte Einwirkung von ſeiner Seite beantwortet worden, „ob⸗ 
wohl ſo, wie ich ſelbſt ſie zu beantworten für angemeſſen gehalten 
haben würde“. Der Antrag der Petenten ſei auf Wiederherſtellung 
des Weſens der alten Provinzialverfaſſung vermittelſt eines zwiſchen 
dem Landesherrn und den Ständen abzuſchließenden Vertrages gerichtet; 
indem ſie dieſes dahin definieren, daß die Rechte und Verbindlichkeiten 
zwifthen Fürſt und den einzelnen Volksbeſtandteilen genau beſtimmt 
und durch gegenſeitige »unverletzliche Verſprechungen befeſtigt ſeien, 
Veränderungen aber nur durch Bewilligungen von beiden Seiten, alſo 
auf dem Wege eines Vertrages, bewerkſtelligt werden könnten, äußern 
ſie, daß der Zeitpunkt gekommen ſei, die alten inneren Bande aufs 
neue zu knüpfen, und erklären, daß ſie dem Vorzuge nicht entſagen 
können und wollen, ihre Verpflichtungen gegen den Staat nur mittelſt 


1) B. St. A. R 92 Hardenbergs Nachlaß, H 28, Ständiſche Angelegen⸗ 
heiten 1819/20. 
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heiliger Verträge zu erfüllen. Sie wollen eine konſtitutionelle Monarchie, 
worin dem Stande der märkiſchen Ritterſchaft und ſeinem Mitſtande, 
den Städten, neben dem Souverän die Geſetzgebung und die Steuer⸗ 
bewilligung gebührt, worin ſie aber gleichzeitig die Vorrechte ausüben, 
die vormals auf den Rittergütern hafteten; ſie wollen dieſe konſtitutio⸗ 
nelle Monarchie nicht im Wege einer von dem Souverän freiwillig zu 
erteilenden Verfaſſungsurkunde; ſie wollen ſie vermittelſt feierlicher 
Verträge, die fie mit dem Souverän abſchließen. Das ſei, ſagt die 
Denkſchrift, etwas außerordentlich Gefahrvolles, viel ſchlimmer als die 
vom Kronprinzen mit Recht getadelten modernen Konſtitutionen von 
Württemberg, Bayern und Baden. 

„Ich halte es für eine heilige Pflicht meines Amtes,“ ſo ſchrieb Harden⸗ 
berg ſelbſt, „mit dem höchſten Ernſte Irrthümer zu bekämpfen und Aufwallungen 
zurückzuhalten, in welchen ein unruhiger Neuerungsgeiſt unſerer Zeit die Gegen⸗ 
wart, durch bodenloſe Träumerey die Zukunft zu untergraben ſtrebt. Aber ich 
achte es für gleiche Pflicht, auch diejenigen in ihre Schranken zurückzuweiſen, 
die unter den gefahrvollen Bewegungen der Zeit aus einer untergegangenen 
Vergangenheit, auf die ſie in keinerley Weiſe mehr anwendbar ſind, vermeint⸗ 
liche Rechte zur Schmälerung der Hoheitsbefugniſſe des Throns, welcher, als 
jene noch galten, gar nicht exiſtirte, und Privilegien auf Koſten ihrer Mitbürger 
herzuleiten und zu behaupten ſuchen, unbeſorgt ob nicht dadurch auch unter uns 
der Revolution ihre Bahn eröffnet werden könnte. Ich bin ſelbſt Gutsbeſitzer, 
ich gehöre zu den märkiſchen Ständen. Ich bin ſehr zufrieden mit dem Zu⸗ 
ſtande, darin wir uns befinden, mit den Vorrechten, die wir haben. Wir wollen 
unſer Glück, unſere Freude, unſern Ruhm darin ſuchen, das Wohl eines jeden 
unſerer Mitbürger nach allen Kräften zu befördern, zufriedene, glückliche Menſchen 
um uns herum zu ſehen, die, dem Landesherrn, und ſeinem Hauſe mit Liebe und 
Treue ergeben, bereit ſind, für ſie und für das Vaterland Gut und Leben freudig 
zu opfern, wo es Noth thut. Wir wollen uns mit den Vorrechten begnügen, 
die eine wohlerwogene Verfaſſung, welche uns Königliche freye Entſchließung 
unbeſchadet der uns heiligen Souveränetätsrechte geben wird, und in allen dieſen 
Stücken wollen wir mit Vertrauen, That und Beyſpiel unſern Mitunterthanen 
voran gehen und die Stützen jenes Thrones ſeyn, der uns bisher unter weiſen 
Monarchen beglückt hat und ferner beglücken wird. Wem hat Preußen ſeine 
Größe, ſeinen Wohlſtand, ſeine jetzige Bedeutendheit zu verdanken? Man frage 
die Geſchichte. Etwa den Ständen, ſolange dieſe Einfluß hatten bis nach Kur⸗ 
fürſt Georg Wilhelms Zeit? Oder dem Genie, der landesväterlichen Sorgfalt, 
der Ordnungsliebe und der Kraft, dem Heldenſinn ſeiner großen Regenten?“ 


Zur Wiederherſtellung der Realvorrechte der Ritterſchaft ſei auf 
keine Weiſe zu raten; ſie würde ein Anlaß zu unaufhörlichem inneren 
Zwieſpalt ſein, deſſen unſelige Folgen keine menſchliche Vorſicht ver⸗ 
hüten kann, und die höchſte Ungerechtigkeit gegen eine große Menge 
treuer königlicher Untertanen ſein, die ſich auf Geſetze und Verträge 
ſtützen, und würde unfehlbar die allgemeinſte Unzufriedenheit erregen, 


® 
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auch die Zuneigung und Anhänglichkeit des größten Teils der Nation 
dem König entziehen. Stägemann, der in den erſten Entwurf mehrere 
hiſtoriſche Rückblicke einflobt, hatte geſchrieben: „Es iſt keineswegs in 
der Geſchichte der Mark Brandenburg gegründet, daß ein ununter⸗ 
brochen glückliches und vertrauenvolles Verhältnis zwiſchen dem Landes⸗ 
herrn und den Ständen geherrſcht habe“ — Hardenberg ſetzte den von 
ihm angeführten Beiſpielen noch hinzu: „König Friedrich Wilhelm I. 
wies oft die Stände mit ſeiner bey übrigens großen Eigenſchaften 
rauhen, despotiſchen Herrſchermanier bey ihren Widerſetzlichkeiten gegen 
ſeinen Willen zurück, und ich könnte Er. Kgl. Hoheit aus den Akten 
des Generaldirectorii eigenhändige Marginalien dieſes Königs zeigen, 
wo er die mittelmärkiſchen Stände die mittelmärkiſchen Hunde 
nennt“. Der Kronprinz meine, daß die Stände der Mark niemals 
aufgehört haben zu beſtehen, und daß die Landesherren, obſchon un⸗ 
umſchränkte Monarchen, an ihre Aufhebung niemals gedacht haben; er 
werde ſich aber aus dem von Hardenberg Angeführten zu überzeugen 
geruhen, daß dieſe Meinung geſchichtlich gar nicht begründet iſt. „Ein 
unumſchränkter Monarch, wie die unſrigen ſeit dem Großen Kurfürſten 
waren, Ständen mit politiſchen Rechten gegenüber iſt ein Widerſpruch; 
er hört auf, unumſchränkt zu ſein, ſobald er das Recht der Geſetzgebung 
und der Beſteuerung mit ſeinen Unterthanen theilt. Zwar iſt nach 
Erſcheinen des Allgemeinen Landrechts die Abfaſſung des Provinzial⸗ 
geſetzbuches mit den Ständen berathen worden und hat leider den 
Erfolg gehabt, daß dieſes ſo nöthige Werk ſeit 25 Jahren unvollendet 
iſt; wie dem aber auch ſein möge, ſo iſt nur von einer Berathung 
die Rede geweſen, die keineswegs die Abſicht hatte, den Ständen einen 
Antheil an der Geſetzgebung zuzugeſtehen.“ Hardenberg könne daher 
auch nur einräumen, daß der Stand der Ritterſchaft mehr als eine 
Korporation der Rittergutsbeſitzer, und zwar nicht ſowohl in politiſchen, 
ſondern in Kommunalbeziehungen, fortdauerte; dieſe Korporation aber 
habe auf die Benennung „Stände“ deshalb ein beſonderes Gewicht ge⸗ 
legt, weil ſie unter dem Schutze derſelben die ihr gebliebenen Vorrechte 
ſtandhafter und ſicherer zu behaupten glaubte, daher die Kreistage, die 
Teilnahme an der Ernennung der Landräte und dergleichen! „In den 
in allgemeinen Ausdrücken und in offenbarer Übereilung gefaßten Aſſe⸗ 
curationsakten von 1786 und 1797 — die vorigen Regenten gaben 
keine — iſt offenbar nicht die Abſicht geweſen, die alten längſt er⸗ 
loſchenen und beſtrittenen politiſchen Rechte der Stände zu beſtätigen 
und hervorzurufen; es wäre aber freilich beſſer und angemeſſener ge⸗ 
weſen, nach den noch beſtehenden Verhältniſſen und nach ſorgfältiger 
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Unterſuchung genau zu beſtimmen, was an verliehenen Privilegien, 
Freiheiten und Gerechtigkeiten aus den Landtagsreceſſen und ſonſt be⸗ 
ſchützt werden ſolle.“ Der unbefangene gerade Sinn des Kronprinzen 
werde ſich hierdurch überzeugen, daß die politiſchen Rechte der alten 
Stände der Mark Brandenburg nicht wiederhergeſtellt werden können, 
ohne die preußiſche Monarchie in eine konſtitutionelle Monarchie der 
ſchlechteſten Gattung zu verwandeln, ohne die unumſchränkte Gewalt 
des Thrones zu zerſtören und ohne den Staat einer heftigen Erſchütte⸗ 
rung preiszugeben, daß aber auch die Vorrechte der Rittergutsbeſitzer, 
die ihnen nicht durch einen Treubruch des königlichen Wortes und 
durch Verletzung der Huldigungsaſſekurationsakten entzogen, ſondern 
in den Stürmen älterer und neuerer Zeiten untergegangen ſind, nicht 
wiederhergeſtellt werden können, ohne Geſetzen und Verträgen entgegen⸗ 
zuhandeln und die Ruhe des Staats und die Sicherheit des Thrones 
unvermeidlichen Gefahren auszuſetzen. 

Faſt noch gründlicher und gewiſſenhafter beantwortete die Denk⸗ 
ſchrift die zweite und dritte Frage des Kronprinzen über die Aufhebung 
der kurmärkiſchen Landſchaft und über die den Rittergutsbeſitzern des⸗ 
halb erteilten Reſolutionen; ich verzichte darauf, ihre ſehr ins Detail 
gehenden Ausführungen an dieſer Stelle in voller Breite wiederzugeben. 
Das Ergebnis war: es beſteht ein weſentlicher Unterſchied zwiſchen der 
alten mit dem 17. Jahrhundert abgeſchloſſenen und der neuen am 
Ende desſelben eingerichteten Landſchaft. 

„Bei der erſten waren die Stände Eigenthümer des Inſtituts, denn ſie 
bewilligten die Steuern, ſie waren alleinige Schuldner der Darlehen, welche ſie 
auf dem Fonds der Steuern aufnahmen, die aufhören oder an den Landesherrn 
entrichtet werden ſollten, ſobald die Schuld abgezahlt ſein würde. Die zweite 
jetzt aufgelöſte Landſchaft war niemals ihrem Weſen nach etwas andres als eine 
Nebenrendantur der Staatskaſſe; denn ſie erhob einen Teil der landesherrlichen 
Steuern und verwendete ihn für Staatsausgaben. Eine andre Beſtimmung 
hatte ſie nicht. Bei ihrer Auflöſung im Anfang des Jahres (1820) erhob ſie an 
Steuern nur noch den Hufen⸗ und Giebelſchoß mit höchſtens 40 000 Thalern. 
Alle übrigen Geldbedürfniſſe behufs der Zinſenzahlung an die Gläubiger mußten 
ihr aus der Staatskaſſe überwieſen werden. Die Fortdauer einer ſolchen Neben⸗ 
rendantur ließ ſich mit einer ökonomiſchen Kaſſenverwaltung länger nicht vereinbaren.“ 


Allerdings ſtellten die landſchaftlichen Verordneten alle Schuld⸗ 
verſchreibungen über die auf den landſchaftlichen Fonds aufgenommenen 
Darlehen „im Namen der geſamten Landſtände von Prälaten, Grafen, 
Herren, Ritterſchaft und Städten der Kurmark Brandenburg bei 
ihrem und ihrer Nachkommen anverordneten Amt, Ehren, guten Treue 
und Glauben“ aus, aber ſchon nach dem Kriege von 1806 erklärte 
die Landſchaft ſelbſt ihre Schuld faktiſch für eine Schuld des ge⸗ 
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ſamten Staates, ſtatt daß, wie es die übernommene Verpflichtung 
der Verordneten, wenn es eine wirklich ſtändiſche Schuld geweſen wäre, 
erfordert haben würde, Land und Städte zuſammengetreten wären 
und die Gläubiger befriedigt hätten. Alſo auch von dieſer Seite konnte 
der Auflöſung der Landſchaft nichts entgegenſtehen; es iſt aber mit 
Rückſicht auf die von der Ritterſchaft und den Städten übernommene 
Verpflichtung ſorgfältig dahin geſehen worden, die urſprünglich in den 
Schuldverſchreibungen enthaltenen Verpflichtungen völlig aufrechtzuer⸗ 
halten, mithin auch die zugeſicherte Verzinſung von 5% . Die Schuld 
wird in einer öffentlich beſtimmten Friſt abbezahlt; kündigte jemand, 
ſo würde er ſein Kapital verſchreibungsmäßig bezahlt erhalten. Ein 
Eingriff in fremde Rechte ſei alſo nicht geſchehen; um ſo grundloſer 
erſcheine daher die Beſchwerde der Ritterſchaft über die Auflöſung der 
Landſchaft, „durch welche Maßregel ſie nur von einer geſetzlichen Schuld⸗ 


verpflichtung durch ein öffentliches Geſetz befreit wurde, ohne daß ihr 


ſelbſt das Geringſte entzogen worden iſt“. Sie erhebe auf die Über⸗ 
weiſung des Hufen⸗ und Giebelſchoſſes einen Anſpruch, der jedoch ebenſo 
unbegründet ſei wie der ganze Anſpruch an die Landſchaft ſelbſt; denn 
dieſe Steuer werde nicht zugunſten der alten Provinzialſtände, ſondern 
für die Bedürfniſſe des Staats erhoben und namentlich zur Bezahlung 
der Zinſen an die Gläubiger und zur Amortiſation des Kapitals der 
landſchaftlichen Schuld. Überdies bringe die Ritterſchaft zu dieſer 
Steuer nichts auf; ſie werde vollſtändig von den Bauern und den 
Städten beſchafft, könne alſo nur dieſen erlaſſen werden, wenn der 
Staat ihrer nicht mehr bedürfe. Daraus erſehe der Kronprinz zugleich, 
weshalb die Mitglieder der Ritterſchaft, die auf Grund abſchriftlich bei⸗ 
gelegter Vollmachten einiger weniger Gutsbeſitzer (aus der ganzen 
Priegnitz z. B. nur 16, aus dem Niederbarnim 7, aus der ganzen 
Uckermark 24) ihren Antrag auf Wiederherſtellung der Landſchaft an 
den König richteten, in der ihnen erteilten Antwort nicht als Deputierte 
der Stände bezeichnet werden konnten; man habe ſie als ſolche nicht 
anerkennen können, da die Legitimation dieſer Deputierten ganz un⸗ 
förmlich und fehlerhaft geweſen ſei. Auch für die Entſchädigung der 
bei der Landſchaft bisher angeſtellt geweſenen Beamten habe man ge⸗ 
ſorgt; künftig fielen ſie fort, und ihre Beſoldung werde erſpart. „Ich 
halte mich“, ſchloß Hardenberg, „dieſemnach verſichert, E. Kgl. Hoheit 
zu überzeugen, daß hier kein Unrecht gegen die Stände gutzumachen 
iſt. Die Pflicht gegen S. M. den König, gegen den Staat und gegen 
E. K. Hoheit ſelbſt als unſern künftigen Regenten gebot mir ſowohl 
einem Antrag entgegenzuwirken, der die Formen einer unbeſchränkten 


A 
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Souveränetät verlegte; fie gebot mir das Anſehen Sr. M. und die 
Würde des Throns gegen die ehrfurchtwidrige, dem Unterthanen nicht 
geziemende Sprache einiger Mitglieder der Ritterſchaft aufrecht au 
halten.“ 

Überzeugen konnten dieſe zum Teil auch heftige Erregung ver⸗ 
ratenden Ausführungen des Staatskanzlers den Kronprinzen, der ſeinem 
Zorn gegen Hardenberg ſoeben erſt am 3. Juni in einem Briefe an 
Wittgenſtein Luft gemacht hatte 1), natürlich nicht; waren doch die 
Inkulpaten in ſeinen Augen ganz beſondere Muſterknaben von Ehr⸗ 
erbietung, Pflichttreue und Uneigennützigkeit und die Landſchaft als ein 
Jahrhunderte altes Inſtitut etwas Heiliges, Unantaſtbares! Er dankte 
Hardenberg am 18. Juni in einem verbindlichen Tone und bat ihn 
zu glauben, daß er jeden Beweis ſeiner Aufmerkſamkeit außerordentlich 
hochſchätze; aber er fügte hinzu, dieſelben Urſachen, die ihn abhielten, 
dem Staatskanzler früher zu ſchreiben, hätten ihn auch gehindert, den 
ihm überſchickten Aufſatz zu leſen, auf deſſen Lektüre er ſehr geſpannt 
ſei; eine weitere briefliche Benachrichtigung über den empfangenen Ein⸗ 
druck hat Hardenberg von dem Thronfolger offenbar nicht erhalten. 
Letzterer blieb wohl bei ſeiner Meinung; er blieb jedenfalls ein Ver⸗ 
trauter und Protektor der märkiſchen Junker; er wurde immer mehr 
ein Anhänger ihres Programms, einer bei ſtändiſchen Provinzial⸗ 
verſammlungen haltmachenden Verfaſſung, der Verwerfung von Reichs⸗ 
ſtänden, der Verwerfung einer nach Aufhebung der über die alte Ver⸗ 
faſſung verhängten Suspenſion ganz überflüſſigen und gefährlichen Kon⸗ 
ſtitution. „Angeſichts des ſchroffen, allzu ſchroffen Vorgehens des 
Staatskanzlers“, jagt Müſebeck?), „verſtummten die Gegenſätze in 
der Ritterſchaft, und ihr Bund mit dem Kronprinzen wurde herauf⸗ 


1) Der Kronprinz bat Wittgenſtein darin um Aufſchluß über die ihm nach 
Stargard aus Berlin gekommenen „affreusen Nachrichten“. „Darnach hat F. 
Hardenberg (ſtatt ſeinem Verſprechen gemäß die letzte Reviſion des Staatshaus⸗ 
halts dem Könige vorzuſchlagen) mit Worten und Schreibereyen ſolange in den 

»K. geſtürmt, bis er die neuen Abgaben unterſchrieben hat — Iſt dem wirklich 
ſo? Ich kann's nicht glauben — Sind dieſe böſen Nachrichten wahr, ſo ver⸗ 
ſteht ſich's von ſelbſt, daß ich mich ihm ferner nicht mehr nähern werde — 
Dann bin ich's mir und meinem Lande ſchuldig, meine Hände aus allen An⸗ 
gelegenheiten zu ziehen, bey welchen die ſeinigen zu thun haben — Mit einem 
Wort, wo er Präsident iſt, werde ich künftig nicht mehr ſitzen — Der König 
müßte es denn unwiderruflich befehlen.“ (Ch. H. A. R XLIX König Friedrich 
Wilhelms III. Staatsverwaltung, Finanzweſen. Acta des Fürſten Wittgenſtein 
betr. Feſtſtellung des Staatshaushalts, Vol. II 1820 —1823.) 

2) Deutſche Rundſchau 74. Bd., S. 375 und 376. 
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geführt“; ob das bei größerem Entgegenkommen Hardenbergs hätte 
vermieden werden können, wer will das ſagen? Jedenfalls gibt auch 
Müſebeck zu, daß die Aufhebung der Landſchaft eine notwendige 
Ergänzung des Edikts über das Schuldenweſen war !); den Zorn der 


Rochow, Bröſigke, Bredow, Arnſtedt, Brieſt, Quaſt, Voß uſw. und. 


des Kronprinzen dabei nicht zu erregen, hätte wohl auch ein verbind⸗ 
licherer und minder verhaßter Staatsmann als Hardenberg kaum fertig 
gebracht, und eins iſt gewiß: die Entſcheidung war auch mit dem An⸗ 


ſchluß des Thronfolgers an die altpreußiſche adlige Partei noch nicht 


gefallen; denn noch hatte er keinen maßgebenden Einfluß in der Ver⸗ 
faſſungsfrage auf feinen Vater 2) — am 20. Juni konnte der Oberpräſident 
der Mark Brandenburg von dem Berliner Landhaus unter den leb⸗ 
haften Proteſten der ritterſchaftlichen Deputierten Beſitz ergreifen. 

| In dem Schreiben vom 25. Mai 1820 empfahl der Kronprinz 
dem Staatskanzler zum Schluſſe noch eine weitere Angelegenheit, die 
verſprochene Reviſion des Staatshaushalts. „Da ſchon 3 Wochen ſeit⸗ 
dem verfloſſen, ſo fürchten Viele, es werde nun nichts daraus. Ich, 
das verſteht ſich von ſelbſt, gehöre nicht darunter, wenn ich auch finde, 
daß 3 Wochen eine lange Zeit iſt — Doch wichtiger als die Stän⸗ 
diſche Angelegenheit, die der Zweck dieſes Briefes ift, halte ich dieſe 
nicht. Ich glaube, ſie ſind beyde von gleichem Einfluß auf unſere Zu⸗ 
kunft.“ Es war die Frage, ob es möglich ſei, durch Herabſetzung der 
vorgeſehenen Ausgaben die Eröffnung neuer Einnahmequellen und die 
Einführung der von der Steuerregulierungskommiſſion vorgeſchlagenen 
und von Hardenberg befürworteten neuen Steuern unnötig zu machen, 
auf die der Kronprinz damit anſpielte; ſie lag ihm auch ſchon ſeit 
längerer Zeit am Herzen, und es war darüber zwiſchen ihm und dem 


1) Deutſche Rundſchau, 74. Bd., S. 370. 

2) Nach brieflichen Mitteilungen G. v. Rochows an den Kronprinzen ſagte 
-Mittgenftein in der Nacht vom 28. zum 29. Mai zu Rochow, „ſein Zuſtand, 
ſeine Stimmung ſey nicht die eines Muthloſen, ſondern die eines Verzweifelnden; 
er ſehe das Schiff ohne Steuermann von den Winden dem Schiffbruch entgegen⸗ 
treiben blos desholb, weil niemand da ſey, der wiſſe, wohin der Lauf deſſelben 
zu dirigiren ſey, n 4 auch jemand, der es verftehen würde, daſſelbe nach einem 
beſtimmten Punkt, ndenn man einen ſolchen im Auge hätte, hinzubringen. Er 
ſelbſt wiſſe nicht, was er wollen ſolle; er kenne auch niemand, der das verſtünde 
und gleichzeitig hoffen dürfe, das Vertrauen des Königs zu erlangen. Dies 
Letztere ſey der Hauptgrund, weshalb er den verderblichen Zuſtand der Gegen⸗ 
wart für incorrigible halte; das klare Bewußtſein hievon bringe ihn zur Ver⸗ 
zweiflung. Das dunkle Gefühl davon lähme alle übrigen Miniſter“ (Ch. H. A. 
R. XLIX Feſtſtellung des Staatshaushalts, Vol. II 1820 — 1823). 
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Staatskanzler gleichfalls zu einer ſcharfen Kontroverſe gekommen, die 
die Animoſität des Thronfolgers gegen Hardenberg erſt ganz verſtänd⸗ 
lich macht; ich muß es mir hier wegen Raummangels leider verſagen, 
näher darauf einzugehen !). Friedrich Wilhelm III. hatte zunächſt am 
20. Januar das Staatsminiſterium, dann am 12. Februar eine 
Kommiſſion des Staatsrats beauftragt, den Klaſſen⸗, den Mahl⸗ und 
Schlachtſteuer⸗ und den Gewerbeſteuerentwurf zu begutachten; vom 
20. April an wurden ſie im Plenum des Staatsrats durchgeſprochen, 
und hier erklärte ſich der Kronprinz gegen fie mit den Worten: „Keine 
neuen Auflagen! Man muß Erſparungen machen, nicht mehr aus⸗ 
geben, als man einnimmt!“ Eine Diskuſſion über die Frage der Mög⸗ 
lichkeit, die Auflegung neuer Steuern durch Erſparniſſe zu umgehen, 
ließ zwar Altenſtein, der als Vertreter Hardenbergs den Vorſitz im 
Staatsrat führte, nicht zu, geſtattete aber der Oppoſition, ihre Be⸗ 
denken gegen die neuen Geſetze dem Könige in Separatgutachten vor⸗ 
zutragen; am 20. Mai wurden ihm dieſe, 14 an der Zahl, nebſt dem 
eigentlichen Bericht von dem Staatskanzler überreicht. „Seine Majeſtät“ 
— ſo beabſichtigte Hardenberg dem Kronprinzen über den weiteren 
Gang der Dinge zu ſchreiben; er hat aber dieſe aus ſeiner Feder 
ſtammenden Sätze in dem Konzept ſeiner Antwort ſelbſt wieder ge⸗ 
ſtrichen — a 5 
„S. M. beſchied mich am 30. Mai zu Sich und ſagte mir, daß Sie die 
Geſetze und die von mir vorgeſchlagenen Ausfertigungen vollzogen hätten und 
Geh. R. Albrecht mir alles wieder zuſtellen würde, welches am ſelben Tage er⸗ 
folgte. Die vollzogenen Geſetze ſind ganz ſo, wie ſie der Staatsrat vorgeſchlagen 
hat außer dem Wege der Gewerbeſteuer, wo S. M. die Minorität, die nur durch 
eine Stimme entſtanden iſt, ſanctionirt hat. Nur den Eingang der Haupt⸗ 
verordnung befahlen S. M. abzuändern; aus der Abſchrift der Kab. O. an Alten⸗ 
ſtein?) werden E. K. H. die Art und Weiſe erſehen, wie S. M. die Unterſuchung 
des Staatshaushalts beſtimmt haben. Bei meiner vollen Überzeugung, daß dieſe 
nicht zu beträchtlichen Erſparungen führen können, daß dadurch die neuen Ab⸗ 
gaben vermieden werden könnten; bei der Überzeugung, daß die Etats der 
adminiſtrirenden Behörden ſchon äußerſt geſpannt ſind und es ſehr ſchwer für 
ſie ſein wird, damit ohne große Nachtheile für die Gegenſtände ihrer Verwal⸗ 


1) Es wird in einem Buche „Hardenbergs Kampf 15 tpreubifde Reichs⸗ 
ſtände“ geſchehen, zu dem ich die in dieſer Zeitſchrift erſchiinenen Studien um- 
zuarbeiten gedenke. Die im B. St. A. R 92 Hardenbergs Nachlaß H 14, 
Einführung des neuen Steuerſyſtems 1817/20, liegenden Briefe, die Hardenberg 
und der Kronprinz miteinander wechſelten, ſind in dem Buche Carl Diete- 
ricis, Zur Geſchichte der Steuer⸗Reform in Preußen von 1810 bis 1820 
(Berlin 1875) nicht verwertet worden. 

2) Carl Dieterici, a. a. O. S. 436 —439. 
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tungen auszukommen, da die ſchon angeordneten Erſparungen an den Forde⸗ 
rungen der Miniſterien erſt nach und nach zu realiſiren ſein werden; bei der 
Überzeugung, daß auf das Staatsſchuldenweſen, ohne die Erhaltung des Staats⸗ 
credits aufs Spiel zu ſetzen und den Staat dadurch in die größte Gefahr zu 
verſetzen, nichts geſpart werden kann; bei der Überzeugung, daß es in politiſcher 
Rückſicht nicht rätlich ſei, auf eine anſehnliche Verminderung der Armee in dieſer 
Zeit hineinzugehen, daß endlich dem Baume nicht die Nahrung und das Begießen 
entzogen, ja ihm nicht ſogar die beſten Zweige oder die Blätter genommen werden 
dürfen, wenn er fortgedeihen ſoll; bei der Betrachtung, daß wir bis Anfang 
Juli ſchon 21/2 Million an den neuen Steuern, die vom 1. Januar an pro- 
jectirt ſind, verlieren, die durch nichts gedeckt ſind, daß ihr Verluſt ſich monat⸗ 
lich um 416 [Tauſend Thaler] vermehren wird, ſolange die neuen Steuern nicht 
in Gang kommen, daß der Staat nicht beſtehen kann und zu Grunde gehen muß, 
wenn nicht endlich das Gleichgewicht zwiſchen der nothwendigen Ausgabe und 
der Einnahme hergeſtellt wird, habe ich nicht anders als zur Vollziehung der 
neuen Geſetze rathen können. 7 Der Staatshaushalt iſt aufs genaueſte geprüft, 
indeſſen wünſche ich E. K. H., die übrigen Prinzen und diejenigen Mitglieder 
des Staatsrats, die, unſern Zuſtand nicht genau kennend, gegen die Steuergeſetze 
ohne eine anderweitige Prüfung des Staatshaushalts geſtimmt haben, vollſtändig 
darüber belehrt zu wiſſen. Daher habe ich bei S. M. angetragen und erreicht, 
daß die Prüfung des Staatshaushalts unter E. K. H. Augen dergeſtalt vor⸗ 
genommen werde als die Allerhöchſte Kab. Ordre beſagt. Wünſchen E. K. H. 
aber, daß ſie der Publikation der Steuergeſetze noch vorhergehe, ſo wird auch 
das möglich ſein, da die Vorbereitungen zu jener Publikation noch einige Zeit 
erfordern.“ 


Letztere iſt dann tatſächlich hinausgeſchoben worden, bis die aus 
Mitgliedern des Staatsrats unter Altenſteins en gebilbete „Spar⸗ 
kommiſſion“ ihre Arbeiten beendet hatte mit dem Ergebnis, daß die 
Unvermeidlichkeit der vorgeſchlagenen Abgaben beſtätigt worden ſei; erſt 
am 12. Auguſt brachte die Geſetzſammlung eine Kabinettsorder vom 
7. d. M., welche den Staatskanzler beauftragte, die Bekanntmachung 
der vom König vollzogenen Geſetze über die Einrichtung des Abgaben⸗ 
weſens, wegen Einführung einer Klaſſenſteuer und wegen Entrichtung 
einer Mahl⸗ und Schlachtſteuer und der ee ſofort zu ver⸗ 
anſtalten. 

Die Finanzreform war beendet. Nun ſtand noch die Gemeinde⸗ 
und Kreisordnung aus. Gelang es, auch dieſe im Laufe des Sommers 
unter Dach und Fach zu bringen, ſo waren die Vorbedingungen der 
Einführung einer landſtändiſchen Verfaſſung in Preußen erfüllt, und 
es konnte mit ihr noch vor Ablauf des Jahres 1820 begonnen werden. 
Was Wittgenſtein in der Nacht vom 28. zum 29. Mai in grimmiger 
Verzweiflung zu Guſtav v. Rochow geſagt hatte, ſchien in Erfüllung 
gehen zu ſollen: „er ſehe ein, daß der Ausführung der ſtändiſchen An⸗ 
gelegenheit gar nichts mehr im Wege ſtehe, aber er ſey nahe daran, 
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es zu verfluchen, daß dieſe Angelegenheit jemals aufs Tapet gekommen, 
daß man ſich in der Nothwendigkeit befinde, ſelbige durchzuführen, 
jedoch lediglich deshalb, weil niemand vorhanden ſei, der es verſtehe, 
die Sache ſelbſt zu behandeln, noch der Einfluß und Einſicht genug 
habe, alle connexe Angelegenheiten der Art zu dirigieren, daß die er- 
neuten Inſtitutionen gedeihen, der es verhüten könne, daß ſelbige nicht 
gar Verderben und Unglück über uns brächten!“ | 
Die Allerhöchſte Kabinettsorder an das Staatsminiſterium vom 
17. Januar, betreffend den Staatshaushalt und das Staatsſchulden⸗ 
weſen, hatte unter anderen wichtigen Gegenſtänden, über die der König 
nunmehr bald die Vorlegung von Gutachten erwarte, auch die Rommunal- 
ordnung in Erinnerung gebracht; am 12. Februar war durch eine 
zweite Kabinettsorder aus dem mit dem Vorſitz betrauten Staats⸗ 
ſekretär und Chefpräſidenten der Bank Frieſe, dem Wirkl. Geh. Ober⸗ 
regierungsrat Köhler, den Geh. Regierungsräten Streckfuß und v. Ber⸗ 
nuth, dem Geh. Legationsrat Eichhorn, dem Geh. Staatsrat Daniels 
und dem Oberpräſidenten Frhn. v. Vincke eine Immediatkommiſſion 
gebildet und mit der Ausarbeitung einer Kommunal- und Kreisordnung 
betraut worden; am 7. Auguſt konnte ſie dem Staatskanzler einen 
Geſetzentwurf, die Einführung einer Gemeinde- und Kreisverfaſſung be⸗ 
treffend, eine auf dem Geſetz vom 19. November 1808 ruhende Städte⸗ 
ordnung, eine Ordnung für die Landgemeinden, eine Kreisordnung 
und Erläuterungen zu allen dieſen Entwürfen überreichen. Harden⸗ 
berg atmete auf; in einem durch die Zeitungen verbreiteten Privat⸗ 
briefe an den Rheinländer Benzenberg hatte er bereits im März die 
Preußen aufgefordert, dem feſten und konſequenten Gange der Regie⸗ 
rung zu vertrauen; ſie werde den öffentlich ausgeſprochenen Grund⸗ 
ſätzen, beſonders denen des Edikts vom 22. Mai 1815, treu bleiben 
und Revolutionen nicht fürchten, die nur in den Köpfen der Übel- 
geſinnten exiſtieren 1); nun ließ er am 22. Auguſt folgende Notiz in die 
Preußiſche Staatszeitung einrücken?): „In der Allgemeinen Zeitung vom 
5. Auguſt iſt unter der Überſchrift Preußen ein angebliches Schreiben 
aus Berlin vom 19. Juli aufgenommen worden, welches eine Menge 
Angaben und Außerungen über die künftig in der preußiſchen Monarchie 
einzuführende Verfaſſung enthält. Der ruhige Ton, in welchem dieſer 


1) Julius Heyderhoff, Johann Friedrich Benzenberg, der erſte Rhei⸗ 
niſche Liberale. Düſſeldorf 1909, S. 133; Pertz⸗Delbrück, Leben Gneiſenaus, 
V. Bd., S. 434 f. 

2) Ch. H. A. R XLIX Acta des Staatskanzlers Fürſten v. Hardenberg 
betr. Einführung einer ſtändiſchen allgemeinen Landesverfaſſung in Preußen. 


— 
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Artikel abgefaßt iſt, und die Menge Details, in welche er eingeht, ſind 
berechnet, um ein günſtiges Vorurteil für die Richtigkeit des Inhalts 
zu erwecken. Um ſo mehr glaubt man erklären zu müſſen, daß er faſt 
ebenſo viele Unrichtigkeiten und falſche Anſichten als Zeilen enthält. 
Eine Widerlegung der einzelnen Sätze wäre vollkommen unzweckmäßig; 
es wird hinreichend ſeyn zu ſagen, daß in Anſehung der Conſtitution 
nichts an demjenigen geändert iſt, was das Kgl. Edikt vom Jahre 1815 
verheißen hat.“ Das beſagte alſo: Preußen bekomme Provinzialſtände 
und eine aus ihnen hervorgehende Vertretung des ganzen Volkes mit 
dem Recht der Beratung über alle Gegenſtände der Geſetzgebung, welche 
die perſönlichen und Eigentumsrechte der Staatsbürger mit Einſchluß 
der Beſteuerung betreffen; auch eine Verfaſſungsurkunde ſollte damit 
offenbar von neuem in Ausſicht geſtellt werden. : 

Das aber mar eine Unvorfichtigfeit Hardenbergs; denn Ende 
Auguſt erhielt der zum Oberzenſurkollegium gehörende Profeſſor Friedrich 
Raumer folgenden Brief des mit dem König in Teplitz zur Kur weilen⸗ 
den Fürſten Wittgenſtein vom 27. d. M.: „S. M. haben mit ſehr 
vielem Mißfallen in der Staatszeitung die Widerlegung eines in der 
Allgemeinen Zeitung befindlichen angeblichen Schreibens aus Berlin 
geleſen. Da S. M. Ihre höchſte Willensmeinung über die Ausführung 
der Verfaſſungsangelegenheit bis jetzt noch nicht ausgeſprochen haben, 
ſo iſt es eine große Anmaßung, wenn einzelne Diener, die dieſe oder 
jene Ideen haben, die Staatszeitung benutzen, um ſolche auszuſprechen 
oder geltend machen zu wollen. Dieſe Sache ſoll gegenwärtig nicht 
weiter gerügt werden; nur wünſchen S. M. zu wiſſen, wer der Ver⸗ 
faſſer dieſes Artikels iſt und ſolchen veranlaßt hat.“ Raumer er⸗ 
kundigte ſich darauf bei dem Chef der Preußiſchen Staatszeitung, bei 
Stägemann, erfuhr von ihm, daß jene Notiz von Hardenberg herrühre, 
und teilte dies Wittgenſtein mit; letzterer ſchrieb infolgedeſſen am 
22. September, nach Berlin zurückgekehrt, an den Kanzler, es ſei die 
Abſicht des Königs geweſen, einen kurzen Artikel, den er beilege, in 


die Staatszeitung einrücken zu laſſen, der die Notiz vom 22. Auguſt 


für eine bloße Privatäußerung erkläre; „nachdem S. M. jedoch in Er⸗ 
fahrung gebracht haben, daß der in Ne 68 der Staatszeitung befind⸗ 
liche Aufſatz mit Ihrem Vorwiſſen eingerückt worden iſt, fo habe ich 
von Sr. M. den gnädigſten Befehl erhalten, Ihnen denſelben zu über⸗ 


ſenden und Ihnen dabei zu bemerken, daß S. M. erwarten, daß etwas 
geſchehe, damit der in der Staatszeitung befindliche Artikel nicht als 


officiell betrachtet werde.“ Hardenberg entſchuldigte ſich am 10. Oktober 


in einem Brief an den König, er habe die kurze Berichtigung der 
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irrigen und ungegründeten Außerungen der Allgemeinen Zeitung in 
dem nichtoffiziellen Teile der Staatszeitung veranlaßt und geglaubt, 
mit dem ſchlichten Hinweis auf das Edikt von 1815 nicht zu fehlen, 
da S. M. es zuletzt noch der Kommiſſion als Leitfaden für ihre 
Arbeiten vorgeſchrieben hätten; er bat, die gewünſchte Bekanntmachung 
unterbleiben laſſen zu dürfen, da es großes Aufſehen erregen müſſe, 
wenn nach ſo langer Zeit die gewiß ſchon vergeſſene Sache wieder an⸗ 
geregt würde; er verſprach, künftig dafür zu ſorgen, daß in der Ver⸗ 
faſſungsangelegenheit nichts ohne des Königs ausdrückliche Einwilligung 
bekanntgemacht werde. Der König ſcheint dann auch von ſeiner Forde⸗ 
rung Abſtand genommen zu haben; das betreffende Aktenfaſzikel ent⸗ 
hält über die doch eigentlich recht belangloſe Affäre nichts mehr; in 
der Preußiſchen Staatszeitung habe ich auch nichts, was auf den in⸗ 
kriminierten Artikel vom 22. Auguſt Bezug haben könnte, gefunden. 
Inzwiſchen aber hatten ſich neue dunkle Wolken über Hardenbergs 
Haupt zuſammengeballt; ſie bedrohten ihn mit noch ſchwereren Ent⸗ 
ladungen und weiterer Verfinſterung der königlichen Gnadenſonne. Das 
eine Unwetter nahm ſeinen Ausgang von dem Friedrich Wilhelm er⸗ 
ſtatteten Bericht über das Ergebnis der Arbeiten der vorhin erwähnten 
Sparkommiſſion; fie hatte geglaubt und behauptet, 1 232 896 Taler 
möglicher Erſparungen ausgerechnet zu haben; der dem Monarchen 
vorgelegte Auszug war dagegen ſo abgefaßt, daß ſich nur 29 000 Taler 
Erſparniſſe ergaben. Triumphierend ſchrieb Hardenberg am 10. Auguſt 
an Wittgenſtein !): 
| „Die Kommiſſion hat das Refultat gehabt, was ich vorausgeſagt habe. 
Man ſpricht von I Thaler Erſparniſſen, die fie bewirkt haben ſoll, und was 
dieſes für Erſparniſſe ſind, erſehen Sie aus der Anlage, nach welcher nur 
29/m Thlr. übrig bleiben, die auch theils mit Widerſpruch der Adminiſtratoren 
abgeſtrichen ſind. Es iſt nur eine Stimme unter den Sachverſtändigen, daß die 
Herren Ancillon und Ladenberg fit höchſt zweckwidrig und anmaßend benommen 
haben. Der erſte iſt aufgeblaſen von Stolz und Eitelkeit und glaubt ſich klüger 
und unterrichteter als jeder andere, daher ſpricht er über alles ab, doch ohne es 
zu verſtehen; der andere iſt ein ehrſüchtiger Calculator, der sans rime et sans 
raison ſpricht, wo höhere Zwecke es nicht erlauben, gar keine Rückſicht auf das 
wahre Wohl und Gedeyhen des Staates nimmt und die Gelegenheit benutzen 
wollte, um ſich höher hinaufzuſchwingen und den bon valet zu machen. Der 
ſtärkſte Beweis, daß die Commiſſion nichts bewirkt, iſt, daß ſie allgemein die 
Meinung ausſprechen mußte, daß die neuen Steuer Geſetze un v ermeidlich 


1) Ch. H. A. R XLIX Friedrich Wilhelm III., Staatsverwaltung, Finanz 


weſen. Acta des Fürſten Wittgenſtein betr. Feſtſtelung des Staatshaushalts, 
Vol. II 1820 — 1823. 
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wären und je eher je lieber in Wirkſamkeit geſetzt werden müßten. Durch den 
langen Aufſchub derſelben iſt ein Deficit von 4 200 000 Thalern entſtanden, zu 
deſſen Deckung die Commiſſion keine Vorſchläge gemacht, ſondern dieſes der 
Adminiſtration zugeſchoben hat.... Wenn es möglich wäre, das Experiment zu 
machen, ſo wünſchte ich recht, daß der König den Herren Ancillon und Laden⸗ 
berg auftrüge, die Verwaltung zu führen. Es würden ſchöne Dinge entſtehen. 
Eine 50 jährige Dienſt Erfahrung ſteht mir zur Seite, und ich war Staats⸗ 
Miniſter, als ich den Herrn Ladenberg in Ansbach zum Dienſt anzog und in 
die dortige Kammer brachte. Jeder kann dem König ſeine Vorſchläge vorlegen; 
ich nehme ſie auch gern und willig an, prüfe ſie ſorgfältig und wähle das Beſte 
unpartheiiſch, aber dergleichen Commiſſionen als dieſe, wo unerfahrene, mit der 
Verwaltung völlig unbekannte Männer auf Inſtigation eines einzigen mir 
Untergeordneten gleichſam eine Unterſuchung gegen mich und die Minifter an⸗ 
ſtellen, wo die Erfahrenen, die ich der Commifſion beigeſellt hatte, nicht gehört 
und unglimpflich mit ihrer Meinung zurückgewieſen werden, kann ich als meiner 
Ehre, ja des Königs Ehre und Anſehn zuwider mir nicht länger gefallen laſſen. 
Hat S. M. nicht das Zutrauen zu mir und zu denen, welchen die Verwaltung 
anvertraut iſt, deſſen wir bedürfen, ſo entferne Er uns und mache die Herren 
Ancillon und Ladenberg zum Staatskanzler und zum Finanzminiſter; ſolange 
S. M. uns aber in unſern Poſten laſſen, mögen Sie uns verſchonen mit der⸗ 
gleichen Unterſuchungen.. .. Der König hat auf meinen Vortrag, den ich in 
Gegenwart von Witzleben und Albrecht gehalten, die beiden ebenfalls in Ab⸗ 
ſchrift erfolgenden Kab. Ordres erlaſſen, wodurch die Bekanntmachung der Steuer⸗ 
Geſetze verfügt werden und das Deficit, welches durch ihren Aufſchub entſtanden, 
aus andern Fonds, die jedoch ihre Beſtimmung hatten, gedeckt wird. Alles 
übrige iſt der weiteren Erwägung vorbehalten.“ 

Begreiflicherweiſe nahm die Sparkommiſſion, die es ſich ſo viele 
Mühe hatte koſten laſſen, mögliche Reduktionen des Ausgabenetats aus⸗ 
findig zu machen, dieſen Allerhöchſten Beſcheid nicht ſtillſchweigend hin; 
Wittgenſtein und Herzog Karl von Mecklenburg, der, wie er ſelbſt be⸗ 
hauptete, „mit dem Fleiß einer Ameiſe“ Material für die Kommiſſion 
geſammelt hatte, gingen, während Hardenberg ein paar Wochen in 
Pyrmont zur Kur weilte, der Sache näher auf den Grund; am 
23. September ſchickte der Herzog ſeinem fürſtlichen Freunde den ihm 
mitgeteilten Vortrag über die Reſultate der Unterſuchungen der Spar⸗ 
kommiſſion zurück mit folgenden Worten: 

„Ich habe nie eine klare Sache ſo verworren vortragen ſehen und es 
ſcheint, als habe derjenige, der jenen Auszug concipirte, entweder die Sache 
nicht verſtanden, oder er habe die Abſicht gehabt, ihr zu ſchaden, und ſie daher 
nicht verſtehen wollen, denn er hat ihr den Schein gegeben, als ſeien nur 
29 000 Thaler geſpart, da doch 1 232 896 Thaler effektiv erſpart ſind. Dies 
rührt daher, weil der Concipient eine künſtliche und illuſoriſche Subtraction 
jedesmal da vorgenommen hat, wo er einfach addiren ſollte. Nämlich er wollte 
oder ſollte ſagen: es ſind z. B. 4 Stücke Geld geſpart. Nun ſagt er, 1 Stück 
iſt geſpart, und macht dann den unnöthigen verwirrenden Schluß, nun bleiben 
noch 3 Stücke, läßt aber den Zuſatz ‚zu erſparen“ weg. Und nachdem er 3 Stücke 
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geſpart hat, fagt er: ‚nun bleibt noch ein Stüd*, läßt wieder den Zuſatz ‚zu 
erſparen weg, und man muß auf dieſe Art glauben, er habe nur 1 Stück ge⸗ 
ſpart, da er doch alle 4 gefpart hat. Dies bewirkt der Concipient durch fein 
nach jedem Satz wiederkehrendes „Nach Abzug dieſer Poſt bleibt weniger“. Ich 
habe auf den mir mitgeteilten Vortrag ſelbſt mit Bleiſtift (damit man es gleich 
auslöſchen kann) diejenigen wenigen Worte zugeſetzt und abgeſetzt, durch welche 
er ganz deutlich wird; vorzüglich gehört dahin am Schluß die Recapitulation 
und Summirung der Poſten, aus denen die Erſparung beſteht. Will S. M. 
den kurzen Vortrag mit dieſen Correcturen noch einmal leſen, ſo wird gewiß 
alles klar, und bleibt dem König noch 1 Punkt dunkel, ſo kann ich ihn gewiß 
in 5 Minuten aufklären. Es wäre zu ſchade, wenn ein abſichtlich oder zufällig 
verworrener Vortrag den König um die Erſparung von 1 200 000 Thaler bringen 
und eine lange angeſtrengte Arbeit fruchtlos machen ſollte.“ 


Wie mögen Wittgenſteins Augen beim Leſen dieſes Briefes auf⸗ 
geleuchtet, wie mag er ſich die Hände gerieben haben in dem Gedanken, 
daß es nun ja ein Leichtes ſein müſſe, den Staatskanzler beim König 
zu diskreditieren! Jedenfalls war die trübe Stimmung, die ihn in 
den letzten Maitagen noch vollkommen beherrſchte, jetzt verflogen und 
er nun emſig am Werke, aus der Entdeckung des Herzogs Karl mög⸗ 
lichſt viel Kapital herauszuſchlagen. Wenn Hardenberg in ſeinem 
Tagebuch zum 28. September bemerkt: „Wittgenſtein von Potsdam 
bei mir“ und zum 30. September: „bei dem König bei Wittgenſtein“, 
ſo iſt dies wohl ſo zu deuten, daß letzterer dem Monarchen in jenen 
Tagen Aufſchluß gab über die Fälſchung des Berichts der Spar⸗ 
kommiſſion und der Staatskanzler dem König daraufhin Rede ſtehen 
mußte; vom 1. Oktober datiert iſt folgendes Schreiben Wittgenſteins 
an den Geh. Kabinettsrat Albrecht: „Nebſt meinem verbindlichſten Dank 
überſende ich Ihnen die mir gütigſt mitgetheilten Akten hierbei zurück. 
Wenn man ſolche mit einem kurtzen !) ſchriftlichen Vortrag vergleicht, 


den ich Ihnen in Teplitz mitgetheilt habe, fo kann man ſich eines ge⸗ 


wißen unangenehmen und bekümmernden Gefühls nicht erwehren, daß 
man eine ſo klare Sache abſichtlich ſo verworren vorgetragen hat. Sie 


iſt ſo dargeſtellt als wenn eigentlich nur 5 Rthlr. geſpart worden 


wären; und dieſes iſt durchaus falſch. Man hat in dem kurtzen ſchrift⸗ 
lichen Auszug eine künſtliche und illuſoriſche Subtraction vorgenommen, 
ſtatt die erſparte Summe einfach zu addiren. Ich kann nicht leugnen, 
daß es mich ſehr betrübt, daß man?) ſich durch Partheylichkeit zu einem 
ſolchen Vortrag hat verleiten laſſen.“ Wie ſich der Staatskanzler 


1) Im Konzept verbeſſert für „gewiſſen“. 
2) Im Konzept verbeſſert für „der alte gute Fürſt Hardenberg“. 
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herauszureden verſucht hat, erhellt nicht aus den mir vorgelegten Akten; 
wahrſcheinlich erklärte er mit dem unſchuldigſten Geſicht, ſelbſt das 
Opfer eines Betruges geworden zu ſein, und vielleicht hat Friedrich 
Wilhelm III. ihm wirklich Glauben geſchenkt; aber wenn ihm auch an 
der bona fides Hardenbergs Zweifel nicht aufgeſtiegen fein ſollten, jo 
konnte das Vertrauen des Königs zu der Umſicht und Zuverläſſigkeit 
ſeines erſten Ratgebers dadurch natürlich nicht geſtärkt werden, ſondern 
mußte bei dieſem Intermezzo, das vermutlich auch der Kronprinz für 
ſeine Zwecke tüchtig auszubeuten verſtanden hat, eine erhebliche Ein⸗ 
buße erleiden. | | 
Kaum aber war es dem Staatskanzler mit knapper Rot gelungen, 
ſich aus der Schlinge, in der ihn ſeine Gegner zu fangen hofften, 
wieder zu befreien, als ihn der vorſchnelle Eifer eines guten Freundes 
in faſt noch größere Gefahr zu ſtürzen drohte; zum mindeſten ſcheint 
Friedrich Wilhelm III. hierbei ſehr viel weniger jan die völlige Un⸗ 
ſchuld Hardenbergs geglaubt und für ihn recht unangenehme Schlüſſe 
auf ſeine Konſtitutionspläne aus dem Tatbeſtand gezogen zu haben. 
Ein Verehrer des Staatskanzlers, der rheiniſche Liberale Benzenberg, 
hatte in Leipzig als Gaſt ſeines Verlegers Brockhaus der Behauptung 
eines anderen Gaſtes, daß Preußen in der Löſung der Verfaſſungs⸗ 
frage hinter den ſüddeutſchen Staaten zurückgeblieben ſei, widerſprochen 
und ſich anheiſchig gemacht, in einer Darſtellung der Verwaltung 
Hardenbergs zu zeigen, daß die Verfaſſungsangelegenheit i in der Hohen⸗ 
zollernmonarchie weiter vorgeſchritten ſei als in Süddeutſchland, weil 
man einen beſſeren Grund gelegt habe; von Brockhaus gebeten, dies 
in einem Beitrag für die in ſeinem Verlage erſcheinende Sammlung 
„Zeitgenoſſen“ zu tun, entſprach Benzenberg dieſem Wunſche im Auguſt 
und September 1820; am 5. Oktober konnte er eines der gedruckten 
Exemplare feinem Gönner Gneiſenau zuſenden !). Um dieſelbe Zeit, 
eher fon etwas früher, kam die kleine Broſchüre auch Wittgenſtein 
und ſeinen Freunden unter die Augen; ein Bericht des Oberzenſur⸗ 
kollegiums über ſie an den Miniſter v. Schuckmann trägt das Datum 
des 10. Oktober?); drei Tage ſpäter hat der im Miniſterium des 
Innern tätige Geheime Oberregierungsrat Beckedorf ſeinem Zorn über 
die „heilloſe“ Schrift Luft gemacht in einem beſonderen ausführlichen 
Gutachten 5). Benzenberg äußerte über die Ditober- und November⸗ 


1) Julius Heyderhoff, Johann Friedrich Benzenberg, S. 184. 
2) B. St. A. R 92 Hardenbergs Nachlaß H 16e Benzenbergs Schrift über 
Hardenbergs Verwaltung 1820. 
3) Ch. H. A. R XLIX König Friedrich Wilhelm III., Staatsverwaltung, 
Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXXII. 1. 11 
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geſetze von 1810: „Ahnliche Dekrete hatte die Nationalverſammlung 
20 Jahre früher erlaſſen, und der preußiſche Staat hatte in ſeiner 
Geſetzgebung innerhalb 6 Tagen einen Cyklus durchlaufen, den zu 
durchlaufen die Revolution zwei Jahre gebraucht hatte; ein Zeichen, 
wie dieſe Ideen die Geſellſchaft jetzt ſchon ganz anders durchdrungen 
hatten als 20 Jahre früher“ — das Oberzenſurkollegium bemerkte 
dazu entrüſtet, Benzenberg dichte Hardenberg eine mit der franzöſiſchen 
Revolution übereinſtimmende Abſicht an; es tadelte ferner die Dar⸗ 
ſtellung der ſpäteren Verwaltung des Staatskanzlers, als ſtehe ſie in 
einer Art von geheimem Widerſpruch mit den Intentionen des Königs; 
die Karlsbader Beſchlüſſe und die 1819 verhängten Unterſuchungen 
wurden in ſpöttiſcher Weiſe erwähnt und Hardenberg ihrer planmäßigen 
Hintertreibung beſchuldigt; gegen andere Regierungen, beſonders gegen 
die öſterreichiſche, fielen ebenſo unanſtändige Außerungen wie gegen den 
Adel und die Geißlichkeit; ein ſtrafbares Anhetzen des Parteigeiſtes 
liege darin, die auch in Preußen vorhandenen entgegengeſetzten poli⸗ 
tiſchen Meinungen, die jedoch noch keineswegs als Parteien einander 
öffentlich gegenüberſtehen, mit dem gehäſſigen Parteinamen der Libe⸗ 
ralen und der Ultras zu belegen; „es iſt“ — ſagte Beckedorff, der 
den Bericht des Oberzenſurkollegiums gleichfalls aufgeſetzt zu haben 
ſcheint — „unverantwortlich von dem, der dies zuerſt wagt“. 
„Wahrhaft empörend“, fuhr er in feinem beſonderen Gutachten fort, „iſt 
die hämiſche Art, wie allenthalben der König ſelbſt nicht blos verkleinert und 
zurückgeſtellt, ſondern als das Haupthinderniß der guten Abſichten ſeines erſten 
Dieners geſchildert wird. Was mir jedoch als das Gefährlichſte im ganzen Buch 
erſchienen tft, das find folgende zwei Stellen: Seite 85 heißt es: ‚Endlich kam 
dann noch die ſpaniſche Revolution dazu, die alle Gemüther in Bewegung ſetzte, 
und die an einem großen Beiſpiele zeigte, wie ſchnell man zu einer Verfaſſung 
gelangen kann, wenn die Dinge einmal reif ſind“, und Seite 107 unten und 108 
oben: „Das neue Steuerſyſtem und das Kriegsgeſetz würden ſchon allein hin⸗ 
reichen ein Repräſentativſyſtem einzuführen — auch dann noch, wenn nichts 
mehr dafür geſchähe — und auch dann noch wenn nichts verſprochen und der 
13. Artikel gar nicht vorhanden wäre. In den Dingen liegt eine ſtillnöthigende 
Kraft, und alles, was organiſcher Natur iſt, findet die Formen, in denen es 
leben will, und bildet ſie auch wohl aus ſeinem Innern hervor.“ Wenn man 
dieſe beiden Stellen im Zuſammenhange betrachtet, ſo wird darin folgendes 
deutlich geſagt: Habet nur noch eine kleine Weile Geduld! Die Dinge find ſchon 
ſo weit gediehen, daß, wenn der König auch eine Verfaſſung im Sinne der 
Volksrepräſentation nicht gewähren wollte, wir doch dazu gelangen müſſen und 
wäre es auch nach dem Beiſpiele von Spanien. Daß der Verfaſſer dies mit 


Personalia. Acta des Fürſten zu Wittgenſtein betr. den Fürſten von Harden⸗ 
berg. In Hardenbergs Tagebuch ſteht folgende Eintragung zum 23. März 1820: 
Beckedorf GORR — war dieſe Ernennung nicht nach des Kanzlers Wunſche? 
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Wohlgefallen, ja mit einer Art von Triumph ausſpricht, das iſt ſchändlich; daß 
er aber damit leider die Wahrheit geſagt hat, das iſt nichtsdeſtoweniger gewiß. 
Es iſt unvermeidlich, daß, wenn das ganze Volk das Heer ausmacht, das Volk 
auch alle ſonſtigen Wünſche und Anſprüche in das Heer übertragen und, falls 
es möglich iſt, dieſes zum Mittel gebrauchen werde, um jene Wünſche und An⸗ 
ſprüche zur Erfüllung zu bringen. Und hier iſt eine große Gefahr verborgen. 
Durch die großen Weltbegebenheiten der letzten Jahrzehnte und durch die von 
ihnen veranlaßten Ereigyiſſe und Maßregeln in den einzelnen Staaten iſt faſt 
allenthalben eine gänzliche Veränderung und Umkehrung der Rechts⸗ und Beſitz⸗ 
verhältniſſe veranlaßt worden, welche noch keineswegs beendigt zu ſeyn ſcheint. 
Ein Gefühl von Unſicherheit des Zuſtandes iſt daher allgemein herrſchend und 
mit ihm die Sehnſucht nach Ruhe, nach Ordnung, nach befeſtigtem Recht und 
Eigenthum. Die Sophiſten der Zeit predigen, daß alle dieſe erſehnten Segnungen 
durch dasjenige erreicht würden, was ſie Conſtitution zu nennen pflegen. Alle 
Welt verlangt daher nach Conſtitutionen, und inſofern damit ein dauernd ge⸗ 
ſicherter Rechts⸗ und Eigenthumsſtand und ein feſtes Verhältnis zwiſchen Landes⸗ 
herrn und Unterthanen und zwiſchen den einzelnen Volksbeſtandtheilen ſelbſt ver⸗ 
ſtanden wird, iſt dieſes Verlangen billig und rechtmäßig. In dieſem Sinne ges 
nommen, wird nur Conſtitution die Gemüther beruhigen und den inneren Frieden 
zurückführen können. In dieſem Sinne aber nehmen jene Sophiſten das Wort 
keineswegs, ſondern ſie verſtehen darunter Volksherrſchaft durch ſog. Repräſen⸗ 
tanten, welche zunächſt und unmittelbar zur förmlichen Geſtaltung zweier feind⸗ 
ſeliger Parteien im Staate und demnächſt unausbleiblich früher oder ſpäter zur 
Entmündigung und Entthronung der herrſchenden Dynaſtie und folglich zu allen 
Gräueln des Bürgerkrieges führt und führen muß. Solche Conſtitutionen wollen 
ſie allenthalben einführen; dieſe preiſen ſie an als das einzige Heil der Welt; 
für dieſe erhitzen ſie die Köpfe und möchten die Hände bewaffnen. Man darf 
ſich nicht verhehlen, daß ſie auf gutem Wege ſind, ihre Abſichten zu erreichen.“ 
Noch, meinte Beckedorff, ſei es Zeit vorzubeugen, aber es ſei die 
allerhöchſte Zeit; zum Glück ſeien die Mittel leicht und einfach. „Sie 
heißen 1. Rückkehr zu Provinzialverwaltungen und Provinzialverfaſſungen. 
Den erſteren ſtehet gar kein Hinderniß entgegen, die Organe derſelben 
ſind vollſtändig vorhanden; den andern aber ſtellt ſich die Allgemein⸗ 
heit des jetzigen Steuerſyſtems weſentlich entgegen. Sobald man darauf 
Verzicht leiſtet, ſtehet auch der Einführung von Provinzialverfaſſungen 
gar keine Schwierigkeit weiter entgegen“ — wir verſtehen nun erſt 
recht, weshalb Beckedorffs Freunde und Kronprinz Friedrich Wilhelm 
die Einſetzung der Sparkommiſſion ſo dringend wünſchten und dieſe 
alles verſuchte, um die Einführung der für ganz Preußen geltenden 
Steuern überflüſſig zu machen! „Das zweite Mittel iſt eine weiſe und 
allmähliche Veränderung der Kriegsverfaſſung, das dritte eine beſſere 
Richtung der Volkserziehung oder vielmehr Hemmung ihrer gegen⸗ 
wärtigen verkehrten Richtung .... Alle 3 Mittel müſſen zugleich an⸗ 
gewandt werden. Täuſchen wir uns nicht! Wir ſtehen an einem 
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furchtbaren Abgrunde! Jetzt gilt es, die Augen offen zu halten und 
den ſtützenden Stab zu ergreifen, ſonſt ſtürzen wir von der glatten 
abſchüſſigen Fläche, an der wir gleitend ſtehen, rettungslos in das 
Verderben hinab!“ | Ä | 

Ob dieſe aufgeregten und aufregenden Ausführungen für Friedrich 
Wilhelm III. beſtimmt waren? Wir wiſſen es nicht; doch dürfen wir 
wohl annehmen, daß, wenn Wittgenſtein dieſe in ſeinem Nachlaß be⸗ 
findliche Denkſchrift dem Könige nicht vorgelegt haben ſollte, er ihn 
jedenfalls auch in ihrem Sinne bearbeitete und zwar nicht ohne Erfolg 
bearbeitete. Bereits am 2. Oktober hatte Friedrich Wilhelm III. ver⸗ 
mutlich auf Wittgenſteins Veranlaſſung an Hardenberg geſchrieben 1): 
„Es iſt zu erwarten, daß bei der Zuſammenkunft in Troppau von der 
Verfaſſungsangelegenheit der verſchiedenen Staaten im allgemeinen die 
Rede fein dürfte. Ich fordere Sie daher auf, die Grundzüge einer 
Verfaſſung, wie Sie ſolche nach Ihren Anſichten am zweckmäßigſten für 
Meine Staaten halten, in einem kurzen Aufſatz zu entwerfen. Ich 
wünſche, daß Sie Sich vorzugsweiſe mit dieſer Arbeit beſchäftigen und 
daß ich ſolche 8 bis 10 Tage vor Ihrer Abreiſe nach Troppau von 
Ihnen erhalte“; dieſem Befehl hatte Hardenberg am 10. Oktober ent⸗ 
ſprochen und ſich eine Woche ſpäter von dem vorläufig noch in Berlin 
bleibenden Monarchen verabſchiedet, um zum Kongreß nach Troppau 
zu reiſen?); am 19. Oktober erging als Entſchließung auf die Ein⸗ 
gabe des Oberzenſurkollegiums ein weiterer Allerhöchſter Erlaß an den 
Staatskanzler: es wäre ſehr angemeſſen geweſen, wenn gleich beim 
Erſcheinen der Benzenbergſchen Schrift ihr Verkauf in Preußen ver⸗ 
boten worden wäre; jetzt noch dieſe Maßregel zu ergreifen, führe nicht 
zum Zweck; die Mißbilligung der darin aufgeſtellten Grundſätze, die 
die Oberzenſurbehörde durch das vorgeſchlagene Verbot beabſichtige, 
dürfte ſich am zweckmäßigſten durch eine Gegenſchrift ausſprechen, deren 
ſchleunige Redaktion zu veranlaſſen Hardenberg hierdurch beauftragt 
werde?). Der Staatsrat gehorchte und erwählte ſich den Geh. Staats⸗ 
rat Scharnweber für die Widerlegung der Benzenbergſchen Broſchüre “), 


1) Ch. H. A. RXLIX Acta des Staatskanzlers Fürſten Hardenberg betr. 
Einführung einer ſtändiſchen allgemeinen Landesverfaſſung in Preußen. 

2) B. St. A. Hardenberg Tagebücher L 42 XXII. Teil. Hardenbergs 
vom 10. Oktober datierte Denkſchrift hat Alfred Stern veröffentlicht im 
26. Bd. der Forſchungen zur deutſchen Geſchichte, S. 328—332. 

3) B. St. A. R 92 Hardenberg H 16 e Benzenbergs Schrift über Harden⸗ 
bergs Verwaltung 1820. 

4) B. St. A. R 92 Hardenberg H 16d Des Staatsraths Scharnweber 
Rechtfertigung der Verwaltung Hardenbergs 1820. 


t. 
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ermahnte ihn auch am 1. November, vielleicht ſelbſt brieflich nochmals 
gedrängt, ſich mit dieſer Arbeit zu beeilen 1); ſechs Tage ſpäter trafen 
der König und Wittgenſtein gleichfalls in Troppau ein, und nun finden 
ſich folgende Eintragungen in Hardenbergs Tagebuch zum 10. November: 
„Wittgenſtein giebt mir ‚die Schrift ‚Die Verwaltung des St. K. 
F. v. Hardenberg‘ mit Noten des Königs und ſpricht von dem ſtarken 
Eindruck, den ſie auf den König gemacht hat. Die Noten in ein mir 
gehöriges Exemplar bemerkt“ — und zum 11. November: „Wegen der 
Verfaſſungs⸗ und Kommunalſache will der Kronprinz in Berlin mit 
mir ſprechen. Plan du roi d’abdiquer que Wlittgenstein] m'a 
communiqué. C'est de peur de la constitution et de ses suites, 
de ses difficultés. Koeckritz m'a dit il y a longtemps que des 
plans pareils roulaient dans sa tête. II ne se sent pas à la hauteur 
de son rôle.“ | 
Schwere innere Stürme haben alſo die Seele des Königs i 

Oktober und November erſchüttert; er iſt nahe daran geweſen, die 
Krone niederzulegen; er hat dieſen Gedanken dann doch fallen laſſen 
und Hardenberg als Staatskanzler beibehalten. Aber als ſeinen Haupt⸗ 
berater betrachtete er ihn nun nicht mehr; er löſte die Verfaſſungs⸗ 
kommiſſion auf, in der Hardenberg den Vorſitz geführt und die dem 
König am 7. Auguſt Entwürfe einer Landgemeinde⸗, Städte⸗ und 
Kreisordnung vorgelegt hatte, ernannte eine neue aus entſchiedenen 
Gegnern des liberalen Zeitgeiſtes zur Prüfung der eingereichten Vor⸗ 
ſchläge und zur Ausarbeitung anderer Projekte und machte den Kron⸗ 
prinzen zu ihrem Präſidenten. Es kann keinem Zweifel unterliegen: 
dies find die. entſcheidenden Wochen und Monate geweſen; in ihnen 
hat Friedrich Wilhelm III. mit Hardenberg, mit ſeinem Verfaſſungs⸗ 
plan innerlich gebrochen; er hat offenbar immer wieder die Frage er⸗ 
wogen, ob er mit dieſem insgeheim wohl noch zu einer Volksrepräſen⸗ 
tation hinſtrebenden und damit der Volksſouveränität Tür und Tor 
öffnenden Manne noch weiter zuſammenarbeiten könne ?), oder ob es 


1) B. St. A. Hardenbergs Tagebücher L 42 XXII. Teil. 

2) In einer bei den Wiener Konferenzen von 1819 vorgelegten Denkſchrift, 
die der König wohl auch geleſen hat, hatte Friedrich Gentz ausgeführt, daß 
„ſtändiſch“ und „repräſentativ“ ſich wie monarchiſche Souveränität und Volks⸗ 
ſouveränität verhalten, und Artikel 57 der Wiener Schlußakte von 1820 lautete 
dementſprechend: „Da der deutſche Bund mit Ausnahme der freien Städte aus 
fouveränen Fürſten beſteht, fo muß dem hierdurch gegebenen Grundbegriffe zu⸗ 
folge die geſamte Staatsgewalt in dem Oberhaupte des Staates vereinigt bleiben, 
und der Souverän kann durch eine landſtändiſche Verfaſſung nur in der Aus⸗ 
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beffer fei, ben Staat dem Kronprinzen anzuvertrauen, der dann freie 
Hand habe in der Wahl ſeiner Ratgeber, und er hat ſie ſchließlich in 
erſterem Sinne bejaht, eingedenk des dem Kanzler einſt am Sarge der 
Königin Luiſe gegebenen Verſprechens; aber ſeine Zuſage vom 22. Mai 
1815 war er entſchloſſen nun nicht mehr zu halten, keine Verfaſſungs⸗ 
urkunde auszuſtellen und keine allgemeine Verſammlung von Landes⸗ 
repräſentanten einzuberufen, ſondern nur Provinzialſtände. Es iſt mir 
leider noch nicht gelungen, das Exemplar der Benzenbergſchen Schrift 
zu entdecken, das der König mit Randbemerkungen und gewiß ſehr 
aufſchlußreichen Notizen verſah, oder das andere, in das Hardenberg 
ſie übertrug, aber ich glaube trotzdem ſagen zu dürfen: es war die 
Furcht vor einer Revolution, die Friedrich Wilhelm III. zum end⸗ 
gültigen Abrücken von Hardenbergs Verfaſſungsplan beſtimmte, kein 
ſtichhaltiges ſachliches Bedenken gegen die Einführung von Reichs⸗ 
ſtänden; die Einflüſterungen Metternichs, Wittgenſteins, Ancillons, des 
Herzogs Karl von Mecklenburg, Kneſebecks, Albrechts und anderer, die 
nach dem Durchfickern der ziemlich radikalen adelsfeindlichen Land⸗ 
gemeinde⸗ und Kreisordnungsentwürfe immer häufiger und heftiger 
wurden, trugen jetzt endlich ihre Frucht !); fie ſiegten, weil 1820 eine 


übung beſtimmter Rechte an die Mitwirkung der Stände gebunden werden.“ 
Über die Bedeutung der Gentzſchen Denkſchrift ſiehe Otto Hintze im 144. Bande 
der Preußiſchen Jahrbücher S. 389 („Das monarchiſche Prinzip und die kon- 
ſtitutionelle Verfaſſung“). 

1) Mit dem Thronfolger haben vor allem Wittgenſtein und Herzog gart 
von Mecklenburg auf Hardenbergs Sturz hingearbeitet, wie aus folgendem Brief 
des Herzogs an den Kronprinzen (Berlin, 2. November 1820) hervorgeht: „Ein⸗ 
gedenk Ihres mir beim Abſchied ertheilten Befehls habe ich, mein gnädigſter 
Kronprinz und Herr, mit Wittgenſtein geſprochen und ihm geſchrieben, damit er 
die Fortſetzung unſerer Commission zur Regulirung des Staatshaushaltes be⸗ 
wirken möge. Es hat derſelbe aber bis jetzt nichts ausrichten können, wenigſtens 
hat er es nicht dahin bringen können, daß S. M. darüber einen Entſchluß gefaßt 
hätten. Wittgenſtein glaubt auch nicht, daß auf einem andern Wege als durch 
Sie ſelbſt, mein gnädigſter Herr, die Commission wiederbelebt werden könne: 
nämlich nur wenn Sie deren Wiedereröffnung in einem direkten Schreiben an 
den König verlangten oder Wittgenſtein mit direkten Aufträgen an den König 
verſehen. Verargen wird der König Ihnen dieſe Maßregel nicht, denn er ver⸗ 
argte die Schritte nicht, die ich durch Wittgenſtein deßhalb gethan habe; nur 
konnten jene nicht die Wirkung haben, die der offen ausgeſprochene Wunſch des 
Sohnes gegen den Vater haben wird. Im übrigen glaube ich, ſind Sie ſich 
ſelbſt dieſe Maßregel ſchuldig, und das Gedeihen derſelben kann nur nützlich für 
die Finanzen u. die Adminiſtration Ihres Königreichs wirken. Vielleicht legt 
der Kanzler ſein Amt nieder, wenn die Commission fortgeſetzt wird, beſonders 
wenn H. v. Voß zu derſelben gezogen wird, was für unſere Finanzen gewiß von 
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revolutionäre Welle über Weſt⸗ und Südeuropa dahinbrauſte, die ein 
Hinüberfluten nach Deutſchland wohl als möglich <.jcheinen ließ, und 
weil Friedrich Wilhelm III. nun lauch von demjenigen gegen allen 
Liberalismus und Konſtitutionalismus ſcharf gemacht wurde, den er 
unter den Monarchen für ſeinen treueſten Freund hielt, und dem er 
unbedingt vertraute: vom Zaren. 

Alexander I. war den liberalen und konſtitutionellen Ideen längere 
Zeit bis zu einem gewiſſen Grade zugänglich geweſen; er hatte den 
Polen am 27. November 1815 eine Charte verliehen und ſich noch im 
Herbſt 1819 mit dem Plane getragen, ſeinem ganzen gewaltigen Reiche 
eine Verfaſſung zu geben; wenn Friedrich Wilhelm III. Hardenberg 
bis dahin und bis in den Sommer des folgenden Jahres hinein die 
Gefolgſchaft nicht aufſagte, fo tat er es wohl vornehmlich ermutigt 
durch das Verhalten ſeines guten Freundes im Oſten. Nun aber 
kamen 1820 die Unruhen in Frankreich, Portugal und Spanien, in 
den italieniſchen Staaten, beſonders in Neapel, und auch in Polen 
machte ſich die Tätigkeit der geheimen Geſellſchaften i immer unangenehmer 
bemerkbar !); ſchon nach dem Siege der Revolution in Madrid äußerte 
ſich Alexander ſehr unfreundlich über die Annahme der Cortesverfaſſung, 
da alle ſolche Einrichtungen, die nicht vom Throne ausgingen, immer 
beklagenswerte Wirren erzeugten ?), und nach dem Ausbruch des Feuers 
in Neapel ſchlug er einen neuen Fürſten⸗ und Miniſterkongreß in 
Troppau vor; die Einigkeit der Souveräne, ſchrieb er am 31. Auguſt 
a. St. an Friedrich Wilhelm III.“), bat einſt Europa gerettet; wiederum 
von Unheil bedroht — le danger est réel et la nécessité de ne 
pas perdre un temps irréparable évidente —, ſetzt es heute ſeine 
Hoffnungen von friſchem auf die heilige Allianz; Pflicht ihrer Mit⸗ 
glieder iſt es, dieſe Hoffnungen zu erfüllen. Am folgenden Tage, bei 
der Eröffnung des zweiten polniſchen Reichstages in Warſchau, hielt 
der Zar eine von unverkennbarem Mißtrauen erfüllte Anſprache an die 
Landboten; als die Anträge der Regierung durchweg abgelehnt wurden, 


ſehr großem Nutzen ſein würde. Dieſen Abgang des Kanzlers würde ich aber 
für kein Unglück halten; denn er wirkt nichts Gutes mehr und ſtürzt uns zu⸗ 
letzt noch in den unabſehbaren Jammer einer demokratiſchen Conftitution. ... 
Haben Sie die Gnade, mein Schreiben zu vernichten, denn ich möchte nicht, daß 
es weiter geleſen würde!“ (Ch. H. A.) 
I) Theodor Schiemann, Geſchichte Rußlands unter Kaiſer Nikolaus . | 
Bd. I: Kaiſer Alexander I. und die Ergebniſſe feiner Lebensarbeit, S. 154. 
2) Alfred Stern, Geſchichte Europas von 1815 bis 1871, II. Bd., S. 119. 
3) Paul Bailleu, Briefwechſel König Friedrich Wilhelms III. und der 
Königin Luiſe mit Kaiſer Alexander I., S. 308. 
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ſchloß er den Reichstag am 1./ 13. Oktober mit einer noch ungnädigeren 
Rede; „prüft Euer Gewiſſen“, ſagte er“), „Ihr werdet dann Klarheit 
darüber bekommen, ob Ihr Polen alle die Dienſte geleiſtet habt, die 
es von Eurer Weisheit erwartete, oder ob Ihr nicht im Gegenteil, 
hingeriſſen durch Verführungen, wie ſie heutzutage nur zu allgemein 
ſind, unter Aufopferung einer Hoffnung, die ein vorausſchauendes Ver⸗ 
trauen verwirklicht haben würde, das Werk der Wiederherſtellung Eures 
Vaterlandes gehemmt habt in ſeinem Fortſchreiten“. Seine Erwartungen 
von parlamentariſchen Verhandlungen waren gründlich enttäuſcht; „es 
ſcheint,“ — meint ſein Biograph Theodor Schiemann — „daß er 
allen Ernſtes daran gedacht hat, die polniſche Verfaſſung mindeſtens 
zeitweilig außer Wirkſamkeit zu ſetzen“; auf den Plan, ganz Rußland 

eine Konſtitution zu geben, iſt er nun nicht mehr zurückgekommen. 
Vollkommen ernüchtert, als ein weſentlich anderer, erſchien er in 
Troppau; dem Fürſten Metternich wurde die Freude, es aus ſeinem eigenen 
Munde zu hören; der preußiſche Kronprinz hat feinem Vater, der noch 
nicht in Troppau eingetroffen war, am 24. Oktober darüber berichtet ?): 
„Von alle dem, was Metternich mir vorgeſtern erzählt hat, iſt bey 
weitem das Wichtigſte das, was er mir von ſeiner Unterredung mit 
dem Kaiſer Alexander geſagt hat. — Der K. hat damit angefangen 
ihm zu ſagen, die letzten Weltereigniſſe hätten ihm die Augen 
geöffnet; er bekenne offen, einen falſchen Gang gefolgt 
zu ſeyn, und wolle jetzt alles thun, um es wieder gut zu machen. 
Er äußerte dabey, daß, wenn er anno 14 u. 15 fo gedacht hätte wie 
heut, er von allem, was er gethan, nichts gethan haben 
würde. Darauf hat Mletternich! geantwortet, auch er wollte gern 
geſtehen, daß er öfters beſſeren Rath hätte geben können, jetzt aber ſey 
die Exiſtenz aller Staaten u. alles Beſtehenden auf dem Spiel u. es 
müſſe durch einmüthiges u. kräftiges Handeln das Verſäumte nach⸗ 
geholt werden. Drauf ſetzte der K. auseinander, warum er ſo auf 
Troppau beſtanden; das hat M. benutzt, um ihm zu ſagen, er habe 
dadurch dem zu erwartenden Reſultat eine viel größere Wichtigkeit ge⸗ 
geben, u. das müſſe allen ein Sporn ſein, die Hoffnung der Guten 
im höchſten Grade zu erfüllen, die der Böſen aber zu vernichten. M. 
hat mit dem Kaiſer 3 Stunden geredet u. hat mich verſichert, daß er 
zum erſten Male N aller Kunſt u. Mühe auch nicht einen rare 


1) Comte d' Angeberg, Recueil des traités, conventions et actes 
diplomatiques concernant la Pologne. Paris 1862, S. 745. 

2) Ch. H. A., Briefe des Kronprinzen Friedrich Wilhelm IV. von Preußen 
an feinen Vater. Vol. II 1819 —1828. 
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nicht eine vorherrſchende ſchiefe Idee hat entdecken können, auch ohne 
den geringſten unangenehmen Eindruck aus ſolcher Conversazion ge⸗ 
gangen ſey. Beſonders erbaut war M. von des Kaiſers beynah 
exaltirtem Eifer, der Anſteckung einen Damm entgegenzuſtellen. Die 
Sekten u. geheimen Geſellſchaften ſtecken dem K. ſehr im Kopf, u. er 
ſieht u. wittert deren überall u. von der gefährlichſten Art, die alle 
zuſammenhängen ſollen (daſſelbe ungefär hat er auch heut an Kruſe⸗ 
mark geſagt, der ſich nicht genug verwundern kann über alles, was er 
gehört hat). 

Metternich hat mir auch ein langes u. breites über das Ver⸗ 
hältnis Preußens zu Oſterreich geredet u. wie er mit jedem Tage die 
Überzeugung mehr gewinne, daß Oſterreichs u. der Welt Ruhe an 
Preußens Ruhe geknüpft ſey, und welche Todes Angſt er daher vor 
jedem Preußiſchen Mißgriffe haben müßte. Hier ging er in details 
über, die er Ihnen ſelbſt am beſten ſagen wird, denn er verſicherte 
mich, er werde mit Ihnen, lieber Papa, dieſelbe Sprache als mit mir 
führen u. das will viel, ſehr viel ſagen. Ich weiß wirklich 
nicht, worüber er nicht geredet hätte. Aller möglichen Männer Character 
hat er durchgenommen ſowohl bey Uns als auswärts; über beyde 
Kaiſer hat er mit unglaublicher Dreiſtigkeit geſprochen — Ich war 
wirklich unmenſchlich etonnirt über dieſe Unterhaltung, über ſeine 
Menſchenkenntniß, ſeinen Scharfſinn, ſeine Umſicht — Er 1 wie 
ein Professor.“ 

Nun ähnlich profeſſoral wird Metternich nach Friedrich Wil⸗ 
helms III. Ankunft in Troppau auch vor dem König ſelbſt über 
die Verfaſſungsfrage, die Kommunal, Städte⸗ und Kreisordnung und 
anderes doziert und ſein Urteil über Hardenberg von neuem, auf- 
gefordert oder unaufgefordert, zum Beſten gegeben haben, und gewiß 
nicht minder eindringlich hat der Zar auf den“ Hohenzollern ein⸗ 
geſprochen; ohne Zweifel warnten ihn beide vor der Einführung von 
Reichsſtänden als einer größeren periodiſch einzuberufenden Verſamm⸗ 
lung und vor der Verleihung einer Konſtitution und rieten ihm wohl 
auch, aus zuverläſſigen Männern unter dem Vorſitz des Kronprinzen 
eine neue Kommiſſion einzuberufen —, über die Beeinfluſſung des 
Königs durch Alexander fehlen uns leider Zeugniſſe in den Akten; 
von Metternich wiſſen wir, daß er dem Monarchen am 18. November 
noch einmal die Denkſchrift zuſandte, die er ihm 1818 in Aachen über⸗ 
reicht hatte, und daß Friedrich Wilhelm III. ihn darauf um weitere 
Grundzüge für den Verfaſſungsbau in Preußen bat, die dann Friedrich 
Gentz in Wien entwarf und Metternich am 24. Dezember von dort aus 
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dem getreuen Wittgenſtein zugehen ließ !). Friedrich Wilhelm III., 
wie ich annehmen möchte, vor allem durch den Zaren von ſeinen Ge⸗ 
wiſſensbedenken wegen einer nur halben Einlöſung des Verſprechens 
vom 22. Mai 1815 befreit und vielleicht auch durch ihn mitbeſtimmt, 
die Regierung nicht niederzulegen und ſich nicht ganz von Hardenberg 
zu trennen, hatte ſchon einige Tage vorher, am 19. Dezember, Wittgen⸗ 
ſtein, Schuckmann, Ancillon, den Oberpräſidenten Bülow und Albrecht 
zu Mitgliedern einer neuen Kommiſſion ernannt, die unter dem Prä⸗ 
ſidium des Kronprinzen die Arbeiten ihrer Vorgängerin prüfen ſollte; 
ſie verwarf in dem Bericht vom 19. März 1821 die Entwürfe vom 
7. Auguſt und empfahl dem König, von einer Geſamtſtaatsverfaſſung 
„vorläufig“ Abſtand zu nehmen und nur Provinzjalſtände einzuführen; 
Friedrich Wilhelm III. entſchied am 11. Juni in einer Kabinettsorder 
an Hardenberg in dieſem Sinne und erklärte, ſeine wahre Abſicht ihm 
wohl verſchleiernd: „Das Weitere wegen Zuſammenberufung der all⸗ 
gemeinen Landſtände bleibt der Zeit, der Erfahrung, der Entwickelung 
der Sache und Meiner landesväterlichen Fürſorge anheimgeſtellt.“ Die 
landes väterliche Fürſorge des Monarchen fand keinen Anlaß, ſich in 
dieſer Richtung zu betätigen; die acht Provinziallandtage, angekündigt 
durch das Geſetz vom 5. Juni 1823 als „Provinzialſtände im Geiſte 
der älteren deutſchen Verfaſſung, wie ſolche die Eigentümlichkeit des 
Staates und das wahre Bedürfnis der Zeit erfordern“, für Branden⸗ 
burg, Preußen und Pommern durch das Geſetz vom 1. Juli 1823, 
für die fünf anderen Provinzen am 27. März 1824 ins Leben ge⸗ 
rufen, ſind die einzigen Tummelplätze parlamentariſcher Kämpfe unter 
der Regierung Friedrich Wilhelms III. geblieben. 

Hätte ſich nicht doch noch mehr erreichen laſſen? Wäre nicht die 
Einführung von Reichsſtänden, wie ſie Hardenberg plante, für das 
Preußen der zwanziger und dreißiger Jahre ein Segen geweſen? Ich 
glaube, wir müſſen die letztere Frage bejahen und die erſtere trotzdem 
verneinen. Preußens Volk und Staat war nach 1815 weit entfernt 
von idealer Einheit; es war zwar ſeit 1818 ein einheitliches Wirt⸗ 
ſchaftsgebiet, es hatte ſeit 1820 geordnete Finanzen und beſaß in 
ſeinem Heer ein ausgezeichnetes politiſches Erziehungsinſtitut für die 
wehrfähige Jugend, aber in den verſchiedenen Provinzen lebte doch ein 
noch ſehr ſtarker Partikularismus, der ſich gegen das Aufgehen in ein 


1) Veröffentlicht von Paul Bailleu im 50. Bande der Hiſtoriſchen Zeit⸗ 
ſchrift auf S. 190 — 192 und von Alfred Stern im 26. Bande ae Forſchungen 
zur deutſchen Geſchichte auf S. 323 —325. 
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höheres Staatsbewußtſein mehr oder minder heftig ſträubte, und dieſer 
konnte am beſten in einer ſie alle zu gemeinſamer Arbeit am preußi⸗ 
ſchen Staate vereinigenden parlamentariſchen Körperſchaft erweicht und 
in ein kräftiges, die provinziellen Schranken überflutendes und hinweg⸗ 
ſpülendes Gemeingefühl umgebildet werden 1). Aber wurde dieſe ſegens⸗ 
reiche Entwicklung nicht mehr als wettgemacht durch eine große Gefahr? 
„Der Liberalismus“, hat Hans Delbrück geſagt ), „war der Träger 
der nationalen Idee in Deutſchland. Der Liberalismus haßte, ver⸗ 
achtete, bekämpfte den Partikularismus; wer ſich nicht in den Dienſt 
der nationalen Idee ſtellte, war ſein Feind. Preußen ſtellte ſich nicht 
in den Dienſt der nationalen Idee; es konnte und wollte, kaum ge⸗ 
rettet aus dem ungeheuren Chaos der Revolutionskriege, ſich nicht 
ſofort auf den Ozean neuer unermeßlicher Bewegungen und Beſtrebungen 
hinauswagen.“ Gewiß konnte es das nicht, aber — Meinecke hat das 
Delbrück meines Erachtens mit Recht entgegengehalten?) — die öffent⸗ 
liche Meinung verlangte, je mehr ſich die Begeiſterung der Freiheits- 
kriege verflüchtigte, von den Hohenzollern auch bei weitem nicht ſo 
dringlich eine nationale Reform des deutſchen Bundes wie eine liberale 
Verfaſſung in Preußen; Stürmer und Dränger, die auf eine kriege⸗ 
riſche Auseinanderſetzung der beiden deutſchen Großmächte hinarbeiteten, 
gab es zwar ſchon in den zwanziger Jahren, aber die Mehrheit hatten 
ſie noch nicht hinter ſich — ſonſt würde Friedrich Wilhelm III. nach 
den Karlsbader Beſchlüſſen ſchwerlich bis in den Sommer 1820 hinein 
die baldige Einführung von Reichsſtänden gebilligt haben. Selbſt 
Metternich hielt noch in der Dezemberdenkſchrift 1820 eine kleine aus 
den Provinzialſtänden gewählte beratſchlagende Zentralrepräſentation 
für möglich, wenn das allgemeine Intereſſe des preußiſchen Staates 
und der Landesverwaltung ihre Einberufung hin und wieder erfordere“), 
und Hardenberg fürchtete durch die von ihm geplante Körperſchaft das 


1) „Unendliches hätte dieſer Staat an innerer Lebendigkeit und nationaler 
Stoßkraft gewonnen, wenn dieſes treue Volk zu rechter Zeit zu politiſcher Mit⸗ 
arbeit berufen worden wäre, wie es Stein und Hardenberg, Blücher und Gneiſenau, 
Wilhelm v. Humboldt und Boyen, auch York und Bülow⸗Dennewitz gewünſcht 
hatten. „Nichts iſt wohl unpaſſender,“ ſchrieb 1822 Pork, „als ohnmächtig gegen 
die Elemente der Natur ſtreben zu wollen. Der Flut eine zweckmäßige Richtung 
zu geben, dies nur kann Segen bringen.“ So ſelbſt Pork, der ſtrenge Greis“ 
(Fürſt Bülow, Deutſche Politik. Berlin 1916, S. 7). 

2) Erinnerungen, Aufſätze und Reden. Berlin 1902, S. 112/13. 

3) Das Leben des Generalfeldmarſchalls Hermann v. Boyen, II. Bd., 
S. 354. 

4) Forſchungen zur deutſchen Geſchichte, 26. Bd., S. 326. 
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gute Einvernehmen zwiſchen Berlin und Wien, Berlin und Peters⸗ 
burg, das höchſte Ziel ſeiner auswärtigen Politik, gleichfalls nicht zu 
gefährden; es wäre wohl auch erſt in den dreißiger Jahren ernſtlich 
bedroht worden, wenn die preußiſchen Volksvertreter in überwiegender 
Zahl für die Polen Partei nahmen, und es hätte dann zwiſchen ihnen 
und dem König zu einem Konflikt kommen können; denn die Anſicht 
des Zaren war auch die Friedrich Wilhelms III.: die Hauptſache ſei, 
der Welt zu zeigen, daß die drei alten Alliierten unerſchütterlich an⸗ 
einanderhingen !). Ob die beiden Freunde, als fie ſich in Troppau 
ihr Herz ausſchütteten, dies oder das Anſchwellen einer die heilige 
Allianz ſchließlich ſprengenden deutſchnationalen Strömung befürchtet 
haben? Die Möglichkeit ſolcher Erwägungen ſoll nicht geleugnet werden, 
ſondern nur die Unmöglichkeit des Abergangs des Hohenzollernſtaates 
zu dem von Hardenberg angeſtrebten „Konſtitutionalismus“ am An⸗ 
fang der zwanziger Jahre; Treitſchke urteilte doch wohl richtig, als er 
ſagte: Was den ſüddeutſchen Staaten leidlich gelang, wäre vermutlich 
auch in Preußen gelungen; ein preußiſcher Landtag, zur rechten Zeit 
berufen, konnte der Krone die Schmach des Jahres 1848 erſparen?) — 
allerdings wohl nur ein Landtag mit größerer Mitgliederzahl und 
weitergehenden Rechten, als in Hardenbergs Denkſchrift vom 10. Oktober 
1820 vorgeſehen waren. 

Die Hauptſchuld, daß er nicht zuſtande kam, trägt aber meines 
Erachtens nicht, wie Treitſchke meinte, Hardenberg, ſondern Friedrich 
Wilhelm III., und nicht eine bittere, unumgängliche Notwendigkeit hat 
ihn gezwungen, ſich ſeinem Kanzler zu verſagen, ſondern die Rückſicht 
auf das ihm durch Hardenbergs Plan bedroht erſcheinende Wohl der 
Dynaſtie, das er allerdings mit dem vermeintlichen preußiſchen Staats⸗ 
intereſſe in ehrlichſter Überzeugung identifizierte. Er war immer miß⸗ 
trauiſch geweſen gegen die Preußen und hatte ihnen das Verſprechen 
vom 22. Mai 1815 nur gegeben, weil auch andere deutſche Fürſten 
ihren Untertanen damals eine Verfaſſung in Ausſicht ſtellten und die 
Hohenzollernmonarchie hinter Bayern, Württemberg, Baden und Hannover 
nicht zurückbleiben durfte; kaum hatte er es unterzeichnet, ſo war er 
ſchon wieder ängſtlich geworden, hatte den Anzweiflungen der Treue 
des Volkes gegen ſeinen Monarchen Gehör geſchenkt und fein Konſti⸗ 
tutionsprogramm eingeſchränkt und modifiziert, war auf Ancillons Rat 


1) Nach einem Briefe des Kronprinzen Friedrich Wilhelm an ſeinen Vater. 
Troppau 21. Oktober 1820 (Ch. H. A.). | 
2 Deutſch Geſchichte im 19. Jahrhundert, III. Bd., S. 99. 


* 4 
\ 


173] König Friedrich Wilhelm III., Hardenberg u. die preuß. Verfaſſungsfrage 17 3 


eingegangen, keine aus Beamten und Notabeln zuſammengeſetzte Kom⸗ 
miſſion mit der baldigen Ausarbeitung einer Verfaſſungsurkunde zu 
betrauen, ſondern die ganze Angelegenheit dem erſt ins Leben zu rufen⸗ 
den Staatsrat zu übertragen und die Einberufung eines Parlaments, 
bis die Finanzen geordnet ſeien, hinauszuſchieben; immer wieder über- 
kam ihn die Furcht vor dem Schickſal Ludwigs XVI., vor einer Re⸗ 
volution auch in Preußen. Bis in den Sommer 1820 hinein vermochte 
Hardenberg durch ſeine von den Idealiſten meines Erachtens zu Unrecht 
verurteilte Karlsbader Politik über dieſe ſeeliſchen Depreſſionen des Mon⸗ 
archen immer von neuem Herr zu werden und Friedrich Wilhelm III. 
feſtzuhalten bei ſeinem Entſchluß, nachdem die Reform der Verwaltung 
beendet ſei, Provinzial⸗ und Reichsſtände einzuberufen, wenn auch nur 
mit beratenden Rechten; erſt als die allgemeine Aufſtandsbewegung 
über Spanien und Portugal nach Italien hinübergriff, der Zar Alarm 
ſchlug und dem König vom Kronprinzen, Wittgenſtein und Genoſſen 
unabläſſig zugeraunt wurde, Hardenberg komme dem Zeitgeiſt zu weit 
entgegen und werde in Preußen einer leibhaftigen Volksvertretung und 
damit der Revolution die Bahn ebnen, erſt da begannen die Be⸗ 
mühungen des Kanzlers wirkungslos zu bleiben; als ſich der ungemein 
rührigen, vom Thronfolger geführten altſtändiſchen, d. h. zugleich 
provinzialſtändiſchen Partei in Troppau nicht nur Metternich, ſondern 
auch der ruſſiſche Kaiſer hinzugeſellte mit Warnungen vor einer 
Nationalrepräſentation, da war vollends alles vorbei und dem Hohen⸗ 
zollern, in dem die Worte „Volksvertreter“, „Landesrepräſentation“, 
„Konſtitution“ ähnliche Empfindungen weckten wie in uns heute die 
Namen „Spartakus“ und „Bolſchewismus“, die Unterſchrift unter eine 
Verfaſſungsurkunde und eine Kabinettsorder zur Einberufung von 
Reichsſtänden abzugewinnen ein Ding der Unmöglichkeit. Nicht der, 
Sommer 1819, nicht Teplitz und Karlsbad brachten die entſcheidende 
Wendung; erſt ein Jahr ſpäter vollzog ſich die Kataſtrophe; als der 
Zar dem Freunde in Troppau mitteilte, daß er ſich in den Polen ge⸗ 
täuſcht habe und nun auch von der Einführung einer Verfaſſung in 
Rußland Abſtand nehmen werde, da war ſich auch Friedrich Wilhelm III. 
klar darüber, daß er an Hardenbergs Seite einen falſchen Weg ge⸗ 
gangen ſei, und jeder weitere Schritt dem Konſtitutionalismus und 
einer Volksvertretung entgegen für ihn vollkommen ausgeſchloſſen. 
Muß man alſo in erſter Linie den König und ſein dynaſtiſches, 
im Grunde doch abſolutiſtiſches Empfinden verantwortlich machen für 
den bedauernswerten Ausgang der Verfaſſungsfrage unter der Re⸗ 
gierung Friedrich Wilhelms III., ſo ſoll doch auch Hardenberg nicht 
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von aller Schuld freigeſprochen werden; einiges hat zweifellos auch er 
verdorben durch feinen über das hiſtoriſch Gewordene ſich ſchließlich 
doch zu leicht hinwegſetzenden Gleichheitsdoktrinarismus, durch ſeinen 
munchen Mitarbeiter verletzenden deſpotiſchen Bureaukratismus, durch die 
oft ſkrupelloſe Wahl der Mittel zur Bekämpfung ſeiner Gegner. Die 
Flamme, durch die er das Verfaſſungswerk in Glut erhielt, war auch 
nicht von ſolcher Stärke wie das heilige Feuer, das in der Seele 
eines Freiherrn vom Stein oder eines Wilhelm von Humboldt lohte. 
Der letztere ſchrieb am 8. September 1819 an Caroline 1): „Ich hatte 
in Glienicke ein Geſpräch mit dem Staatskanzler. Ich habe bei der 
Gelegenheit geſehen, daß er wirklich vorzüglich darin die Schwäche des 
Alters beſitzt, daß er gar nicht die Wichtigkeit und das Dringende der 
Dinge einſieht, ſondern ſich in der That einbildet, daß er die Dinge 
immer den langſamen Gang gehen laſſen kann, den er nach ſeiner Weiſe 
nimmt, ohne fürchten zu müſſen, daß der raſche, den ſie ſelbſt nehmen, 
ihn überflügelt. Ich verſichere dir, daß ich Beiſpiele davon gehabt habe 
in dieſem Geſpräch, die mir eine Art Grauen erweckt haben. Ebenſo 
geht es ihm in einer anderen Art noch. Er ſieht nämlich wohl die 
Dinge ein, aber, möchte man ſagen, nur wie man ſie in einem Spiegel 
ſähe, ohne eigentlich ihre Kraft, ihr Weſen zu empfinden. Daher 
kommt es nun, daß er mit einem ganz einig iſt, daß aber darum doch 
gar nicht das Reſultat herauskommt, das die wahre und eigentliche 
Einſicht hervorbringen würde. Das iſt nun das Schlimmſte an allem 
und doppelt ſchlimm beides zuſammen genommen. Denn man kann 
nicht ſtreiten und kommt doch nicht zum Zweck.“ | | 
Humboldt hat zweifellos richtig beobachtet; er und Hardenberg ſahen 
die Welt mit anderen Augen an, urteilten verſchieden über den Strom 
der Entwicklung und hatten nicht dieſelbe Antwort auf die Frage, ob 
man ihn beeinfluſſen könne und ſolle. Sie waren ſich einig über die 
Notwendigkeit der Einführung einer Verfaſſung in Preußen, aber ver⸗ 
ſchiedener Meinung über das einzuſchlagende Tempo und das an⸗ 
zuſtrebende Reſultat. Humboldt wollte Gemeinſinn, ſtaatsbürgerliche 
Geſinnung und Arbeitsfähigkeit in den Preußen wecken und glaubte 
damit nicht früh genug beginnen zu können; er vertraute unbedingt 
der alle Schwierigkeiten überwindenden Kraft ſeiner hohen Ideale; die 
Erhebung der Freiheitskriege, die allerdings zu den größten Hoffnungen 
ermuntern mußte, hatte ihn erſt recht zum Optimiſten gemacht und 
ihm einen unerſchütterlichen Glauben eingeflößt an den guten Kern 


1) Briefwechſel, VI. Bd., S. 610/11. 
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aller Deutſchen und insbeſondere der Preußen. „Die Bewohner dieſer 
Provinzen,“ heißt es in ſeiner Oktoberdenkſchrift über die ſtändiſche 
Verfaſſung!), „ſind der Mehrzahl nach verſtändige, geſchäftsfähige, 
durch geſchichtliche Erinnerungen großer Begebenheiten mit Vertrauen 
auf ihren Monarchen und den Staat blickende, treue, tapfere, religiöſe 
und beſonnene Menſchen; ihre Mehrzahl beſteht aus großen, mittleren 
und kleineren Grundeigentümern, deren Sitten durch die Beſchäftigung 
des Landlebens und die Mittelmäßigkeit ihres Vermögens einfach er⸗ 
halten werden; Unſittlichkeit, leichtſinnige Neuerungsſucht, leidenſchaft⸗ 
liches Jagen nach Genuß und Reichthum ſind unter ihnen nicht über⸗ 
wiegend und vorherrſchend.“ Vier Monate vorher hatte er an die 
Gattin geſchrieben?): „Was jetzt in Bayern und Baden vorgeht, iſt 
ſehr lehrreich und erſchreckt mich [nit] nur nicht, ſondern erſcheint 
mir vielmehr beruhigend. Namentlich in Bayern wird doch etwas 
Heilſames herauskommen, und ich weiß nicht, warum Nibbio [Niebuhr] 
da nur Falſchheit, Heuchelei und Ruchloſigkeit ſehen wollte. Gewiß iſt 
nicht alles wahr und rein geweſen, aber wo auch iſt das in der Welt 
der Fall? Allein das Reſultat wird trotz alles deſſen gut ſein. Über⸗ 
haupt iſt es nicht zu leugnen, daß in das Regieren und in die poli⸗ 
tiſchen Handlungen eine gewiſſe Frivolität gekommen war, ein Mangel 
an Ernſt, und man ſieht jetzt den beſſeren Rücktritt beginnen. Bei 
der Verſammlung in München iſt wohl viel unnützes, ungehöriges Ge⸗ 
rede, auch Anmaßung, Eitelkeit, ſelbſt Mangel an Höflichkeit. Aber 
Demokratismus und Demagogie finde ich nirgends in Deutſchland, wo 
von einem Geſchäft die Rede iſt. Die exiſtieren wirklich nur in den 
Zeitungsartikeln und Pamphleten. Wenn man nur überhaupt recht 
feſthält, das Gute, was noch vorhanden iſt und was (wie man es frei 
geſtehen muß) auch neu aufkeimt, zu hegen und zu beſchützen, nicht 
gleich die Dinge zu verachten und zu ſchelten, weil ſie auch etwas 
Lächerliches, Schiefes, ſelbſt ganz und gar Tadelnswürdiges an ſich 
tragen, ſondern ſich zu bemühen, dies zu vertilgen, ohne ſich darum 
des mitverbundenen Guten zu berauben, ſo muß es gehen. Aber 
großer Ernſt iſt nöthig, große Selbſtverleugnung von vielen; im 
Stolz, der Blindheit und der Gemächlichkeit läßt es ſich nicht fort⸗ 
ſchlendern.“ | 
Humboldt hat recht gehabt mit der Wertſchätzung parlamentariſcher 


1) Wilhelm v. Humboldt, Geſammelte Schriften, hrsg. von der Berliner 
Akademie, XII. Bd., 2. Hälfte, S. 396. 
2) Briefwechſel, VI. Bd., S. 555/56. 
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Inſtitutionen, wie ſie ihm vorſchwebten: nur durch ſie konnte in den 
Guten, Tüchtigen, Ehrenwerten der Gemeinſinn gekräftigt und er⸗ 
weitert, die Befähigung zur politiſchen Mitarbeit geweckt und geſtärkt, 
der Staat, geſtützt auf die ſittliche Freiheit und Würde der Bürger, 
auf eine breitere Baſis geſtellt und innerlich gefeſtigt werden; ein ge⸗ 
ſunder politiſcher Blutbildungsprozeß war ohne ſie nicht möglich. Aber 
nicht recht hatte er mit ſeinem Vertrauen auf die ſtets ſiegreiche Kraft 
des Guten in Preußen und Deutſchland, auf das ſich immer wieder 
beſtätigende und bewährende Übergewicht der Vernunft und der arbeits⸗ 
und opferwilligen Vaterlandsliebe über verbohrten individuellen und 
Klaſſenegoismus, mit ſeinem Glauben, „daß wahre Anhänglichkeit für 
den Staat in der Bruſt des angeſeſſenen Bürgers feſt und unerſchütter⸗ 
lich ruhe“, und daß fie die ungeſtörte Fortentwicklung der Hohenzollern⸗ 
monarchie für alle Zeiten gewährleiſte; er unterſchätzte die Zahl derer, 
die auch durch den Konſtitutionalismus nicht innerlich gewonnen werden 
konnten für den Staat, die gleichgültig gegen ſein Wohl und Wehe 
oder in direkter Feindſchaft gegen ihn, wenn er ihre Freiheit, wie ſie 
meinten, unnötig beſchränkte, weiter dahinvegetieren wollten, die den 
perſönlichen Vorteil ſchamlos über die gemeinſamen Intereſſen der 
Volksgenoſſen ſtellten — Urenkel der Freiheitskämpfer zum Teil ſogar 
in dem ſchwerſten Kriege, der unſerm Vaterlande einſt beſchieden ſein 
ſollte. Hardenberg kannte die Menſchen und die Stärke ihrer egoiſti⸗ 
ſchen Grundtriebe beſſer; er ſchätzte ſchon 1794 die „Böſewichter und 
Schwindelköpfe“, die, verführt durch den Ruf nach Freiheit, äußerſt 
gefährlich werden könnten, in Deutſchland nicht gering ein!); er wies 
zwar Humboldts Gedanken, durch den Konſtitutionalismus erziehend 
und aufbauend zu wirken, nicht von ſich, aber er war ſich klar darüber, 
daß. Segen und Unheil aus einer und derſelben Tat hervorgehen 
können, daß in jedem Staate um der mehr oder minder großen Minori⸗ 
tät willen, die dem Gemeinſinn unzugänglich bleibe, Vorſicht geübt 
werden müſſe in der Gewährung politiſcher Rechte, daß die Menſchen 
völlig verkennt, wer ſie ohne recht fühlbaren äußeren Zwang nur 
durch das Ethos, das religiöſe Gebot „Du ſollſt Deinen Nächſten 
lieben wie Dich ſelbſt“ oder andere philoſophiſche Imperative dauernd 
in Zucht und Ordnung halten zu können meint. „Schon früher“ 
— ſo hieß es in der von Eichhorn konzipierten, vom Staatskanzler 
ee Antwort an den nl vom 14. Juni 1820 — 


1) Leopold Ranke, Hardenberg und . Geſchichte des preußiſchen 
Staates, I. Bd., S. 140, Anmerkung. 
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„ſind Leidenſchaften, welche alle Staaten von Europa durchziehen, auch 
bei uns erwacht; es iſt dringend nothwendig, ſie zu beruhigen und wo 
es nöthig iſt, ihnen mit Ernſt entgegen zu wirken; Vorurtheile für das 
Alte auf der einen Seite, unbegrenzte Neuerungsſucht auf der andern, 
welche wiewohl aus einer entgegengeſetzten Richtung in ihrer Wirkung 
zuſammentreffen würden, müſſen gleichmäßig in Schranken gehalten 
werden, damit das Beſtehende und die Gegenwart nicht in einer wilden 
Umkehrung ſich verſchlungen ſehe !)“. So kam eine gewiſſe retar⸗ 
dierende Bedächtigkeit in Hardenbergs Behandlung der Verfaſſungs⸗ 
frage; er behielt immer die Möglichkeit eines unerwünſchten Ganges 
der Entwicklung im Auge; es war die Furcht vor einem Übergreifen 
des Jakobinismus auch nach Deutſchland, die es ihm unmöglich machte, 
das Verfaſſungswerk mit gleichem Enthuſiasmus wie Stein und Hum⸗ 
boldt zu betreiben. Sie erleichterte es ihm wohl auch, dem König und 
Metternich Konzeſſionen zu machen und den geplanten allgemeinen 
Landtag ſchließlich zuſammenſchrumpfen zu laſſen zu einem kleinen Aus⸗ 
ſchuß der Provinzialſtände; ſie hat ihn vielleicht mitbeſtimmt, in der 
Denkſchrift vom 10. Oktober 1820 ſich mit bloß beratenden, delibe⸗ 
rierenden Rechten zu begnügen, während Stein und Humboldt erklärten, 
ſich nicht damit zufriedengeben zu können; das Entſcheidende iſt freilich 
für den Staatskanzler wohl die Rückſicht auf den unbeugſamen Willen 
Friedrich Wilhelms III. geweſen. 

Wahrſcheinlich hat auch Hardenberg zu ſchwarz geſehen; auch er 
glaubte an den Samen einer Revolution, die in Preußen bereits aus⸗ 
geſtreut ſei und, wenn er zur Reife gelange, unabſehbares Unglück nach ſich 
ziehen würde; dieſen Samen ſo ſchnell und ſo gründlich wie möglich zu 
zerſtören, erſchien ihm als ein dringendes Gebot der Stunde ). Aber 


1) Ahnlich ſagte Hardenberg in der Denkſchrift vom 10. Oktober 1820 über 
die Behandlung der Verfaſſungsfrage nach 1815: On a du ne pas perdre de 
vue qu'il est surtout essentiel de procéder avec sagesse et précaution 
dans une affaire aussi grave, de s’attacher surtout à conserver dans toute 
sa pureté le principe monarchique et d'écarter avec soin ce qui pourrait 
VV porter atteinte. Il convenait d'observer les résultats des constitutions 
qui s’établissaient ailleurs, de réprimer l'effervescence de quelques têtes 
exaltées, qui travaillaient la jeunesse. Rien ne pressait en Prusse (Forſch. 
zur deutſchen Geſchichte, 26. Bd., S. 329). | 

2) Ebenſo aber auch Gneiſenau, der die Karlsbader Politik billigte (Pertz⸗ 
Delbrück, Leben Gneiſenaus, V. Bd., S. 387, 389, 390) und ſchon am 
19. Dezember 1817 an Gibſone ſchrieb: „Ich verdenke es dem König und ſeinen 
näheren Räthen keineswegs, wenn ſie mit dem Fortſchreiten im Verfaſſungs⸗ 
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als ein nicht minder dringendes, unaufhaltſamen Reformen zum Siege 
zu verhelfen und ſie im rechten Augenblick zum Abſchluß zu bringen! 
„Albrecht Achilles, der große Kurfürſt, Friedrich Wilhelm J., Friedrich 
der Große“ — ſo lauten ein paar Sätze in dem Konzept der Ant⸗ 
wort an den Kronprinzen aus ſeiner eigenen Feder — „befolgten 
ganz verſchiedene Regierungsmaximen. Sie mußten es, ſie konnten 
nicht anders, ſie waren die Männer ihrer Zeit. Ganz zweck⸗ 
widrig würde aber ein jetziger Regent handeln, wenn er ſich blos nach 
Albrecht Achilles, dem großen Kurfürſten, Friedrich Wilhelm I. und 
Friedrich dem Großen und ihren Maasregeln modeln wollte. Mit ſeiner 
Zeit fortzuſchreiten, mit Weisheit, mit Wohlwollen für ſein Volk und 
mit Gerechtigkeit und Feſtigkeit die Maasregeln wählen, welche die Um⸗ 
ſtände dieſer Zeit erfordern: das iſt die Aufgabe, die Er zu löſen hat. 
In meinem Wirkungskreiſe habe ich geſucht das Gute, das Heilſame, 
das unter ſo vielem, was den höchſten Tadel verdient, in andern 
Ländern durch blutige Revolutionen bewirkt worden iſt, ohne Gewalt 
und geſetzlich auf den Boden zu verpflanzen, zu deſſen Cultur ich 
berufen war, und ich darf mir ſchmeicheln, daß es mir gelungen iſt, 
manchen Grundſtein zu höherem Wohlſtande der Länder, wo ich diente, 
und ihrer Bewohner gelegt und Saamen ausgeſtreut zu haben, der 
einſt ſo Gott will gute Früchte bringen wird.“ Es waren ähnliche 
Sätze wie die, mit denen Hardenberg am 3. Mai 1819 ſeinen dem 
König eingeſandten Verfaſſungsplan begleitete, und mit denen er ihn, 
acht Wochen ſpäter, an ſeine Pflicht mahnte: „neue Ideen und Meinungen, 
gleichviel ob ſie gut oder böſe ſind, herrſchen vor, und ihnen zu wider⸗ 
ſtreben und ſich an das Alte halten zu wollen iſt unmöglich 
Die Weisheit eines Regenten ſcheint mir darin zu beſtehen, die Um⸗ 
ſtände klug zu benutzen und mit Würde durch zweckmäßige Einrich⸗ 
tungen dem wahren Zeitgeiſt entgegen zu kommen, ihn zum Glück ſeiner 
Unterthanen zu lenken, jede gewaltſame Umwälzung und vernichtende 
Unordnung mit ſanftem und, wo es nöthig iſt, mit ſtrengem und ge⸗ 
rechtem Scepter zu verhüten.“ „Der Drang nach repräſentativen 
Verfaſſungen“, ſchrieb er am 3. Mai 1819, „wird immer lauter und 
geht durch alle Stände“, und am 10. Oktober 1820 wiederholte er!): 
„S'il est vrai, comme j'en ai la conviction, que l’art de gouverner 
les nations consiste non pas à s’en tenir aveuglement à des 


geſchäft zögern und der Zukunft wegen beſorgt find, denn iſt die Bande der Jako⸗ 
biner einmal losgekettet, ſo gehört viel Härte dazu, um ſie in e zu 
halten“ (ebenda S. 274). 

1) Forſchungen zur deutſchen Geſchichte, 26. Bd., S. 328. 
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maximes arbitraires et uniformes, mais à les adapter aux &vene- 
ments, aux tirconstances, à l'opinion et aux véritables besoins des 
peuples et l'accroissement de leur bonheur, à aller sagement et 
avec prudence au devant de tout ce qu'il exige et à opérer sans 
secousse ou mouvement révolutionnaire les changements, qu’il rend 
nécessaires, il paraît hors de doute qu'il faut accorder aux peuples 
les constitutions qu’ils demandent et qu'il serait dangereux de 
s'opposer à leurs voeux. Il est important toutefois qu'elles soient 
le don libre et spontané des souverains.“ Liberal zu fein gegen die 
eines Entgegenkommens Werten und zugleich illiberal gegen die feiner 
Unwerten erſchien ihm als eine politiſche Notwendigkeit, nicht als eine 
innere Unmöglichkeit; prinzipiell ſollte man ihn deshalb nicht tadeln; nur 
wen er der zweiten Kategorie zuzählte und weſſen Verfolgung er 9 
Gemütes duldete, kann nicht immer gebilligt und verteidigt werden. 
Hardenberg wußte oder ahnte, daß, wer ſich der Evolution hart⸗ 
näckig widerſetzt, die Revolution unfehlbar heraufbeſchwört; darum 
hat er den König immer wieder gemahnt, eine Verfaſſungsurkunde 
ausarbeiten zu laſſen und Provinziale und Reichsſtände einzuberufen 
und hat für letztere gekämpft bis zu ſeinem Tode — ich werde des⸗ 
halb das Buch, in dem ich die in den Forſchungen zur branden⸗ 
burgiſchen und preußiſchen Geſchichte erſchienenen Aufſätze zu vereinigen 
und bis 1822 zu erweitern gedenke, „Hardenbergs Kampf für preußiſche 
Reichsſtände“ nennen. Der Staatskanzler iſt im tiefſten Innern nicht 
Peſſimiſt, ſondern Optimiſt geweſen; er hat geglaubt an das; Walten 
einer allmächtigen Vorſehung, an ihren Willen und ihr Vermögen, das 
Schwache, Kraftloſe, Veraltete überall zu zerſtören und neue Kräfte zu 
wecken und zu ſtärken zu weiteren Fortſchritten der Vollkommenheit ent⸗ 
gegen, an einen Aufſtieg der Menſchheit; er hat gehofft, dem weiſen Welt⸗ 
plan in die Hände zu arbeiten und den Hohenzollernſtaat auf den höchſten 
Punkt zu bringen, wenn er, getreu der Parole der Rigaer Denkſchrift: 
„demokratiſche Grundſätze in einer monarchiſchen Regierung“, nicht 
ruhe, bis der König fein am 22. Mai 1815 gegebenes Wort einlöfe; 
er hoffte durch Zuziehung von „Volksvertretern“, durch Verpflanzen 
des Baumes in einen tieferen, fruchtbareren Boden und radikale Be⸗ 
ſeitigung aller kranken Zweige und Aſte ſein geſundes Wachstum aufs 
beſte fördern und ihn noch für Jahrhunderte fähig machen zu können, 
allen Erſchütterungen und Stürmen zu widerſtehen; erſt im Jahre 
2440 — meinte er 1807, ſich über die Prophezeiung eines Franzoſen 
luſtig machend — werde vielleicht die reine Demokratie heraufziehen. 
Auch Hardenberg ſah die Zukunft noch in zu roſigem Lichte; auch er 
12 * 
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überſchätzte noch die Stärke und Dauer der Werbekraft einer liberalen 
monarchiſchen Regierung in Preußen, wenn er den Kronprinzen auf⸗ 
forderte: „Wir wollen unſer Glück, unſere Freude, unſeren Ruhm 
darin ſuchen, das Wohl eines jeden unſerer Mitbürger nach allen 
Kräften zu befördern, zufriedene glückliche Menſchen um uns herum 
zu ſehen, die, dem Landesherrn und ſeinem Hauſe mit Liebe und 
Treue ergeben, bereit ſind, für ſie und für das Vaterland Gut und 
Leben freudig zu opfern, wo es Noth thut.“ Die Verfaſſung, für die 
er noch in Troppau eintrat, die, wie er dem Könige am 10. Oktober 
1820 ſchrieb, „zugleich wirklich liberal war und doch das monarchiſche 
Princip und die Macht des Souverains völlig ſicherte“, würden für 
die zwanziger, vielleicht auch die dreißiger Jahre ausgereicht haben; 
die Revolution von 1848 wäre durch ſie nicht verhütet worden; der 
blos beratende Ausſchuß der Provinzialſtände, den ſie als Zentral⸗ 
repräſentation vorſah, war ja nicht mehr als der den Untertanen 
Friedrich Wilhelms IV. nicht genügende Vereinigte Landtag. Aber 
das hätte Hardenberg, wenn er mit ſeinem Programm am 10. Oktober 
1820 Sieger geblieben und ihm ein noch längeres Leben und Wirken‘ 
beſchieden geweſen wäre, ſicherlich erkannt und daraus die erforderlichen 
Konſequenzen gezogen; er wäre dem Gedanken eines weiteren Ausbaus 
des Verfaſſungswerks zweifellos nähergetreten und würde dem König 
wahrſcheinlich zum mindeſten empfohlen haben, den Reichsſtänden be⸗ 
ſchließende Rechte zu gewähren. Ob Preußen dann der nationalen 
Einheitsbewegung noch längere Zeit hätte widerſtreben und den Bruch 
mit Oſterreich und Rußland hätte vermeiden können, mag mit Hans 
Delbrück und dem Verfaſſer der Geſchichte Bismarcks, Max Lenz, mehr 
oder weniger beſtritten werden — das aber iſt gewiß: Friedrich Wil⸗ 
helm III. würde ſich ſeinem Kanzler dann erſt recht verſagt haben; er 
wäre wie unmittelbar nach den Freiheitskriegen das Haupthindernis für 
den Übergang Preußens zum Konſtitutionalismus geblieben wohl mehr 
noch aus unklugem perſönlichem und dynaſtiſchem Egoismus als aus 
fachlich gerechtfertigten, dem Träger der Krone durch das Staatsintereſſe 
aufgezwungenen Rückſichten und Bedenken. 


Druckfehlerberichtigung: 


Seite 110, Zeile 13 von oben lies: Sechzehn Tage fpäter ftatt ſechs 
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Kleine Mitteilungen 


Beiträge zur märkiſchen Denkmalkunde 
Von Julius Kohte 


Anderungen im Beſtande mittelalterlicher Baudenkmäler der Mark 
| Brandenburg 


Der lebhafte geſchichtliche Sinn unſerer Zeit, die veränderten Be⸗ 
dürfniſſe derſelben geben raſcher als ehedem Anlaß zu Anderungen in 
der Erſcheinung und im Beſtande der Baudenkmäler, ſo daß ein Über⸗ 
blick der bedeutenderen Maßnahmen, welche die mittelalterlichen Bau⸗ 
werke der Mark Brandenburg in den beiden letzten Jahrzehnten be- 
troffen haben, ſich verlohnt. Die Berichte der Provinzialkommiſſionen 
in Brandenburg und Sachſen, letztere für das Gebiet der Altmark, 
geben zwar über alle Angelegenheiten der Denkmalpflege knappe, aber 
nur in einigen beſonderen Fällen ausführliche Mitteilungen; ſolche 
wurden in manchen Zeitſchriften veröffentlicht. 

An erſter Stelle zu betrachten iſt der Dom in Havelberg als 
eines der älteſten Baudenkmäler der Mark. Sein maſſiger Weſtbau 
wurde 1908 inſtand geſetzt und erhöht, um ihn in der landſchaftlichen 
Erſcheinung eindrucksvoller zu geſtalten. Dabei ergaben ſich neue Auf- 
ſchlüſſe zur Baugeſchichte. Der Weſtbau iſt unabhängig vom Langhauſe 
hergeſtellt, ſchon in den Grundmauern, und war im 12. Jahrhundert 
mit Wehrzinnen abgeſchloſſen, die bei der Fortführung des Baues zu 
Anfang des 13. Jahrhunderts wieder aufgegeben wurden. Plathner, 
Denkmalpflege 1912, S. 57. N | 

Die Nikolaikirche in Brandenburg wurde von den Berunftaltungen 
geſäubert, was dem Bauleitenden zu einer ausführlichen Beſchreibung 
des Bauwerks Anlaß gab. W. Schierer, 38.— 40. Jahresbericht 
des Hiſtoriſchen Vereins zu Brandenburg a. H., 1908, S. 35. 

Über die 1905 —09 bewirkte Wiederherſtellung der Kloſterkirche 
in Dobrilug wurde kein Bericht veröffentlicht, was um ſo mehr zu 
bedauern iſt, als die urſprüngliche Bemalung des Außeren und Inneren 
dabei feſtgeſtellt wurde. Die Kirche erhielt eine neue Weſtfront, über 
der Vierung einen ſchlanken Dachreiter; das Innere wurde ausgemalt, 
der Altar aus Senftenberg hierher übergeführt. Abbildungen vom 
neuen Zuſtande des kunſtgeſchichtlich ſehr bedeutſamen Bauwerks gibt 
ein 1909 von der Gemeinde herausgegebenes Schriftchen ſowie die 
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1917 vom Provinzialverband herausgegebene Beſchreibung der Kunſt⸗ 
benfinüler des Kreiſes Luckau. 

Einer der letzten Ausläufer der romaniſchen Bauweiſe am linken 
Ufer der Oder iſt die Kirche in Hohenfinow, urſprünglich eine 
dreiſchiffige Baſilika, ſeit der Barockzeit ihrer Abſeiten beraubt. Das 
Innere wurde 1906 mit reichen Mitteln ausgebaut. L. Dihm, 
Denkmalpflege 1917, S. 81. 

Die Dominikanerkirche in Neuruppin, jetzt Pfarrkirche, ein 
ſchönes Werk des frühgotiſchen Stils, erhielt ein Turmpaar, welches 
in den Ecken zwiſchen dem Chore und dem Langhauſe errichtet mürde, 
das Bild der Kirche angenehm bereichernd. Dihm, Zentralblatt der 
Bauverwaltung 1908, S. 281. f 

An der Ruine der Kloſterkirche in Chorin, deren Beſtand nach 
und nach ergänzt wurde, wurde ein neues, den urſprünglichen Neigungen 
entſprechendes Dach hergeſtellt. Das ſchmächtige Türmchen über der 
Vierung, welches keine Glocke aufnehmen könnte, wäre dabei beſſer 
weggeblieben. Böttcher, Denkmalpflege 1912, S. 41. 

Ein merkwürdiges Bauwerk iſt die Dorfkirche in Ketzür bei 
Brandenburg, deren Baugeſchichte durch die Wiederherſtellungsarbeiten 
geklärt worden iſt. Der ſiebeneckige frühgotiſche Zentralbau hatte im 
Oſten eine halbrunde Apſis. In der erſten Hälfte des 16. Jahr⸗ 
hunderts wurde das Bauwerk erhöht und der Turm, 1599 nach Oſten 
hin das Schiff angefügt. K. Dammeier, 45.—49. Jahresbericht 
des Hiſtoriſchen Vereins in Brandenburg a. H., 1917, S. 2. 

Die zahlreichen Denkmäler der Spätgotik ſeien zu Gruppen zu⸗ 
ſammengefaßt. Zwei Türme der Burg Tangermünde erhielten 
Abſchlüſſe und Bedachungen, wie ſolche einſt beſtanden haben mögen. 
Moebius, Denkmalpflege 1904, S. 45. Am Neuſtädter Tore da⸗ 
ſelbſt wurden 1897 die zerſtörten reizvollen Wehrgänge wiederhergeſtellt. 
Zu bemängeln iſt, daß dabei die ſchadhaften Mauerflächen unnötiger⸗ 
weiſe neu verblendet und die Zinnen des älteren Baues in ihrem 
Umriſſe nicht geſchont wurden. Um dieſelbe Zeit wurde das prächtige 
Unglinger Tor in Stendal, deſſen Offnung dem Verkehr nicht ge⸗ 
nügte, freigelegt; es hat gegenüber dem älteren, beiderſeits eingeſchloſſenen 
Zuſtande an Wirkung verloren. Das Rathaus in Gardelegen, 
ein ſpäteſtgotiſcher Bau des 16. Jahrhunderts, der in Vernachläſſigung 
geraten war, wurde während des Weltkrieges in ſtattlicher Geſtalt er⸗ 
neuert. O. Stiehl, Denkmalpflege 1919, S. 73. Sonſt iſt über 
die Bauwerke der Altmark nichts von Belang zu berichten. 

In der Stadt Brandenburg haben die großen Werke der 
Spätgotik ein neues Gewand angelegt. Das Innere der St. Katha⸗ 
rinenkirche wurde inſtandgeſetzt und ausgemalt, der Hochaltar von 1474 
an ſeinen urſprünglichen Standort zurückverſetzt. W. Blaue, Bericht 
der Provinzialkommiſſion 1911—13, S. 113. Einige der aufgedeckten 
ſpätgotiſchen Malereien wurden in der 1912 ausgegebenen Beſchreibung 
der Kunſtdenkmäler der Stadt Brandenburg, Abb. XXXVII—XL des 
Vorwortes, mitgeteilt. Die Nordkapelle wurde laut Inſchrift am 
Außeren 1401 begonnen, nicht vollendet, wie irrtümlich im neueren 
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Schrifttum in zuletzt noch im ebengenannten Werke angegeben wird. 
Jetzt wurde im Inneren die Weihinſchrift von 1434, betreffend den 
von Engelbert Wuſterwitz geſtifteten Altar, gefunden, und aus ihr er⸗ 
gibt ſich, daß die Kapelle nicht dem Blute Chriſti, wie ebenfalls zu 
Unrecht angenommen wurde, ſondern St. Maria geweiht war. Der 
1437 geweihte Fronleichnamsaltar ſtand vermutlich in der Ratskapelle 
an der Südſeite. O. Tſchirch, Jahrbuch für Brandenburgiſche 
Kirchengeſchichte, Jahrg. 9— 10, 1913, S. 377. 

Umfangreicher waren die Arbeiten an St. Godehard; ſie betrafen 
dort ſowohl das Außere, deſſen Beſtand Einbuße erlitten hatte, als auch 
das Innere, wo die Emporen beſchränkt wurden, ſo daß die Kapellen 
wieder freigeworden ſind. Beſonders zu bemerken iſt die Wieder⸗ 
herſtellung der ſchönen Gewölbmalerei der mittleren Südkapelle und 
des mächtigen Triumphkreuzes mit Maria und, Johannes, wenngleich 
der, Standort des Balkens nicht exwieſen if. Dihm, Bericht der 
Provinzialkommiſſion 1908 —10, S. 102, ſowie Zentralblatt der Bau⸗ 
verwaltung 1912, S. 269. Die aufgedeckten Weihinſchriften von 
1475 behandelt H. Muchau, 38.— 40. Jahresbericht des enge 
Vereins in Brandenburg a. H., 1908, S. 60. 

Das altſtädtiſche Rathaus hatte H. Kolb in ausführlichen Dar⸗ 
ſtellungen gewürdigt, Denkmalpflege 1903 125, ſowie 84. bis 
35. 1 des Hiſtoriſchen Vereins in randenburg. a. H., 1904, 
S. 1; ſeinen Bemühungen iſt es zu danken, daß das im Laufe der 
geit arg mißhandelte Gebäude aus dem Befit der Heeresverwaltung 
in den der Stadtgemeinde überging und als ſtädtiſcher Saalbau eine 
neue Beſtimm ung empfing. Zu bedauern iſt, daß dabei der geſchicht⸗ 
liche Beſtand des Bauwerks nicht ausreichend geſchont und ſogar ver- 
ändert wurde. Dreſcher, Bericht der Provinzialkommiſſion 1911—13, 
S. 127. Schröer, Denkmalpflege 1918, S. 86. 

In Berlin wurde die St. Marienkirche 1893—94 im Außeren 
und Inneren neu hergerichtet; infolge der Beſeitigung der Emporen 
hat die Schlüterſche Kanzel erheblich gewonnen. Ein Bericht wurde 
nicht veröffentlicht; in Borrmanns Werk der Bau⸗ und Kunſtdenkmäler 
Berlins iſt die Kirche noch in der, älteren Geſtalt mitgeteilt. Die 
Kapelle zum Heil. Geiſt wurde 1905 mit dem Neubau der Handels- 
hochſchule verbunden. 
| ber den inneren Ausbau der Str Nikolai⸗Kirche in Spandau 
berichtete O. Stiehl, Deutſche Bauzeitung 1904, S. 337; auch dort 
wurde der Triumphbalken mit der Kreuzigungsgruppe wie derhergeſtellt. 

In Charlottenburg wurde die Kirche des ehemaligen Dorfes 
Lützow eines Neubaues wegen 1909 abgebrochen. J. Kohte, 
Brandenburgiſch⸗preußiſche Forſchungen Bd. 29, 1916, Sitzungsberichte 
S. 12, ſowie Denkmalpflege 1918, S. 27. 

In Fürſtenwalde erhielt die Domkirche wieder die Stern⸗ 
gewölbe, die ſie im 18. Jahrhundert eingebüßt hatte; von den drei 
großen Rokokoroſen der vormaligen Decke des Mittelſchiffes wurden 
zwei beim Neubau des Kammergerichts in Berlin wieder verwendet. 
Der große Altarbau von 1576 wurde in den fehlenden Teilen ergänzt. 
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Daß die Ausmalung, gegenüber den neuerdings beliebten harten und 
aufdringlichen Formen und Farben, ſich zurückhält, iſt als ein Vorzug 
zu betrachten. Dihm, Zentralblatt der Bauverwaltung 1910, S. 573, 
ſowie im Bericht der Provinzialkommiſſion 1911-13, S. 100. ze 

Das Rathaus in Fürſtenwalde erfuhr eine Erneuerung, deren 
bedeutender Aufwand im Äußeren und Inneren in Anbetracht des 
beſcheidenen Bauwerks nicht gerechtfertigt erſcheint. Die nach dem 
Vorbilde des Jüterboger Rathauſes in Ziegelbau 1511 hergeſtellten 
Fronten erhielten Putzbewurf, mit welchem ſogar die Inſchrift des 
Baujahres bedeckt wurde. W. Blaue, Bericht der Provinzial⸗ 
kommiſſion 1908 — 10, S. 109; Zentralblatt der Bauverwaltung 1908, 
S. 270. 

Eines der bedeutendſten Rathäuſer der Mark ift das in Frank⸗ 
furt; es hatte erhebliche Verſtümmelungen erlitten. Die nördliche 
und die ſüdliche ſchmaͤle Schauſeite wurden, ſoweit angängig, in ur⸗ 
ſprünglicher Geſtalt wiederhergeſtellt, an der Oſtſeite ein Erweiterungs⸗ 
bau angefügt. O. Stiehl, Zeitſchrift für Geſchichte der Architektur, 
Bd. 4, 1911, S. 99. Schwatlo, Bericht der Provinzialkommiſſion 
1911—13, S. 176. | 

Am Rathauſe in Jüterbog wurden die zerftörten Giebel über der 
öſtlichen und 8. 5 weſtli gr Schmalſeite in ihrer alten Geſtalt mieber- 
hergeſtellt. Kohte“ Zeitſchrift für Bauweſen 1910, S. 211; 
5 Preußiſche Forſchungen, Bd. 23, 1910, Sitzungs⸗ 
berichte S. 25. 

Die Oberkirche in Kottbus wurde in dem vernachläſſigten Außeren 
inſtandgeſetzt. Mäckelt, Bericht der Provinzialkommiſſion 1911 — 13, 
S. 139. 

Zum Schluſſe ſei aus der Niederlauſi die St. Marienkirche in 
Sorau genannt, deren Inneres ſorgfältig erneuert wurde. Im 
Eingangsbogen des Chores wurde auch dort die erſt aus proteſtantiſcher 
Zeit ſtammende vortreffliche Kreuzigungsgruppe von neuem aufgeſtellt. 
Roßteuſcher, Bericht der Provinzialkommiſſion 1911—18, S. 160. 


Goldſchmiede und Zinngießer in der Mark Brandenburg 


In alter Zeit, als das Kunſthandwerk noch von einzelnen Meiſtern 
gepflegt wurde, ſaßen dieſe nicht nur in den größeren, ſondern auch 
in manchen mittleren Städten. Insbeſondere läßt ſich die Tätigkeit 
der Goldſchmiede und Zinngießer mit Hilfe der Marken, die ſie ihren 
Erzeugniſſen aufzudrücken pflegten, auf beſtimmte Orte zurückführen. 
über die Edelſchmiedekunſt im nordöſtlichen Deutſchland ſind wir durch 
einige vortreffliche monographiſche Veröffentlichungen unterrichtet, von 
E. v. Czihak betreffend Oſt⸗ und Weſtpreußen, von F. Sarre 
und E. Hintze über die Innungen in Berlin und Breslau, um 
nur die wichtigſten Arbeiten zu nennen. M. Roſenberg in ſeinem 
fleißigen Sammelwerke „Der Goldſchmiede Merkzeichen“, 2. Auflage, 
Frankfurt a. M., 1911, hat die ihm bekannt gewordenen Stadt⸗ und 
Meiſtermarken zuſammengeſtellt. Berlin und Potsdam behandelt er, 
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im weſentlichen auf dem genannten, 1895 erſchienenen Buche von 
Sarre fußend. Von den übrigen Städten der Mark Brandenburg 
gibt er nur den ſtädtiſchen Stempel von Frankfurt a. O., der den 
Hahn des ſtädtiſchen Wappens wiederholt, dazu drei Meiſtermarken des 
17. oder 18. Jahrhunderts. Das iſt im Vergleich zu anderen Land⸗ 
ſchaften recht wenig. Einen Frankfurter Goldſchmied, der, aus Teltow 
ſtammend, dort 1629 ſtarb, nennt u. Muhs, Aus der kirchlichen 
Vergangenheit der Stadt Teltow, Berlin 1910, S. 18. In dem 1912 
ausgegebenen Bande der Kunſtdenkmäler der Stadt Frankfurt a. O., 
bearbeitet von W. Jung, S. LXVIII und LXXIV, werden einige 
ſpätere Werke örtlicher Meiſter genannt. Im Verzeichnis der Kunſt⸗ 
denkmäler der Provinz Poſen, in welchem ich die Stempel der Gold⸗ 
ſchmiede und Zinngießer vermerkt habe, konnte ich, Band I S. 133, 
neben zahlreichen Berliner Goldſchmiedearbeiten mehrere aus Guben 
und Züllichau nachweiſen, die ſich beſonders im Beſitze der evangeliſchen 
und jüdiſchen Gemeinden des Poſener Landes befinden. Es ſcheint, 
daß die Berliner Innung die anderen in den Städten der Mark früh⸗ 
zeitig an Bedeutung weit übertraf, daß neben ihr ſelbſt in Branden⸗ 
burg und Stendal das Goldſchmiedehandwerk keinen gedeihlichen Boden 
fand; aber die Tätigkeit desſelben außerhalb der Landeshauptſtadt ſollte 
trotzdem von der Forſchung nicht vernachläſſigt werden. 

Für die Zinngießerei in der Mark Brandenburg fehlt es in 
gleicher Weiſe an einer Zuſammenſtellung, wie ſie K. Berling für 
das Königreich Sachſen 1913 lieferte. Im Verzeichnis der Kunſt⸗ 
denkmäler der Provinz Poſen, Band I S. 145, habe ich auch Zinn⸗ 
geräte aus Züllichau, Landsberg und Friedeberg genannt. Einen er⸗ 
freulichen Fortſchritt bezeichnen zwei Aufſätze, die G. Mirow in 
Müncheberg neuerdings veröffentlichte. In den Mitteilungen der Ver⸗ 
einigung brandenburgiſcher Muſeen, Auguſt 1918, beſchreibt er die 
Stadtmarken von etwa vierzig Städten der Provinz Brandenburg und 
bringt die meiſten, die ebenfalls das Stadtwappen benutzen, auch in 
Abbildungen; dazu teilt er die wichtigſten Verordnungen mit. Um⸗ 
fangreicher iſt der Aufſatz über den Müllroſer Zinnfund, erſchienen in 
den Mitteilungen des Vereins für Heimatkunde des Kreiſes Lebus, 
Band II, Müncheberg 1919, S. 23 mit 23 Abb. Es handelt ſich um 
etwa ſiebzig Geräte, die ſeit 1630 im Waſſer verſenkt lagen und jetzt 
der Sammlung in Müncheberg überwieſen worden ſind. Der Verfaſſer 
gibt aus dieſem Anlaß einen Überblick der bisher bekannt gewordenen 
älteſten Werke und der Entwicklung des Zinngießerhandwerks in der 
Mark. Handelt es ſich meiſt nur um beſcheidene Geräte, ſo haftet 
ihnen doch ein heimatliches Intereſſe an. Es wäre zu wünſchen, daß 
dieſe nebſt ihren Stempeln mehr, als bisher geſchehen, in der breit an⸗ 
gelegten Bearbeitung der Kunſtdenkmäler der Provinz Brandenburg 
berückſichtigt würden, und der gleiche Wunſch wäre auch zu äußern 
hinſichtlich der leider immer noch ausſtehenden Bearbeitung der Kunſt⸗ 
denkmäler der Altmark. 
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Das erſte kurbrandenburgiſche Generalfeldmarſchallspatent 
Von Maximilian Schultze 


Das Patent des erſten kurbrandenburgiſchen Generalfeldmarſchalls. 
Otto Chriſtoph Freiherr von Sparr iſt datiert Königsberg, 
den 26. Juni 1657 (neuen Stiles) ). Vielfach herrſcht die Meinung, 
die Beförderung zu dieſer höchſten militäriſchen Würde ſei des Kur⸗ 
fürſten Belohnung des Feldzeugmeiſters für deſſen Verdienſte um den 
Sieg von Warſchau (29.—31. Juli 1656) geweſen. Abgeſehen davon, 
daß fie aus dieſem Grunde reichlich ſpät gekommen wäre, würde dann 
das Patent ſelbſt doch wohl ein Wort darüber enthalten. Davon 
aber ſchweigt es durchaus. Es erwähnt nur, daß der Kurfürſt Sparr 
„wegen feiner guten qualiteten und Kriegesexperienz Ihme zu einer 
ergözligkeit ſeine bisherige charge zu erhöhen und über ſeine vorhin⸗ 
habende officia das General Feldmarſchallen Ampt über Unſere Arméen 
und Trouppen etc.“ übertragen habe ). Von der Schlacht bei Warſchau 
wird nichts erwähnt. Sparrs Beförderung zum Generalfeldmarſchall 
iſt erheblich ſpäter erfolgt, und ſein Patent iſt um eine ganze Reihe 
von Monaten zurückdatiert; der Tag ſeiner Ernennung ſelbſt iſt leider 
nicht mehr zu beſtimmen. | 

Zum erſten Male wird Sparr als Generalfeldmarſchall erwähnt 
in der Inſtruktion d. d. Cölln a. Spree den 30. März 1658, die den 
kurfürſtlichen Geſandten zur Kaiſerwahl in Frankfurt a. M. erteilt 
wird. Hier wird den Geſandten eröffnet, daß Sparr zuſammen mit 
dem Geh. Rate Johann v. Hoverbeck demnächſt zu beſonderen Unter⸗ 
handlungen an den polniſchen Hof abgehen werde. Von da an heißt 
er nur der Generalfeldmarſchall, und ſeine Regimenter, deren Inhaber 
er war, heißen: „des Generalfeldmarſchalls“ Regimenter“). Das 
„Traktament“ ſeines neuen Dienſtgrades — eine Zulage von monatlich 
200 Tlrn. zum Feldzeugmeiſtergehalt (600 Tir.) und von 24 Tlrn. 
mehr an Servis — hat er erſt vom 1. Mai 1658 an erhalten. 

Bis zu dem erwähnten 30. März 1658 wird Sparr ſtets nur 
als Feldzeugmeiſter bezeichnet, ſo in der Kurfürſtlichen Order vom 


1) Die kurbrandenburgiſchen Kanzleien datierten von Cleve und Königs⸗ 
berg i. Pr., weil dort der Gregorianiſche Kalender bereits früher eingeführt war, 
nach dem neuen Stile. In den älteren kurbrandenburgiſchen Landen wurde er 
erſt mit dem Jahre 1700 eingeführt. Daher datierten die Kanzleien in den 

arken und Pommern und unter dem Großen Kurfürſten durchweg noch nach 
dem alten Stile. 

2) Das Originalpergament befindet ſich im Geh. Staatsarchiv zu Berlin. 

3) Sparr hatte bis 1660 zwei Regimenter z. F. (als das alte und das 
neue unterſchieden) und ein Regiment Dragoner. Er bezog alſo neben ſeinen 
ſonſtigen Gebührniſſen noch die für drei Kompaniechefs. Das alte Regiment, 
am 8. April 1865 aus zwei Kompanien der Garniſontruppe Kolbergs, zwei 
der Lippſtadts und drei der Mindens gebildet, zu denen eine in Herford neu⸗ 
geworbene Kompanie trat, ging durch Kapitulation vom 24. September 1661 
in den kaiſerlichen Dienſt über. Es hat in der k. u. k. Armee noch als Mähriſches 
Inf.⸗Reg. Nr. 54 Graf Rüdiger von Starhemberg beſtanden. Aus ihm wurde 
im Winter 1657 auf 1658 „das neue Regiment“ des Generalfeldmarſchalls er⸗ 
richtet, das im Herbſt 1660 abgedankt wurde, ebenſo wie ſein Dragonerregiment. 
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24. September 1657, die ihm das Gouvernement auch über die ſämt⸗ 
lichen Feſtungen der Kur⸗ und Neumark übertrug, das zuvor der 
Gen. d. Kav. Graf Georg Friedrich von Waldeck innegehabt, ſo in 
dem Handſchreiben des Kurfürſten an ihn aus Bromberg vom 
4. November 1657, das ihm aufgibt, ſchleunigſt mit allem, was er an 
Truppen mitführen kann, auf Bromberg vorzurücken: „Denn die Pollen 
wollen Uns hier Geſetze vorſchreiben“; ſo namentlich fortlaufend in 
den noch vorliegenden Rechnungen über die Verpflegung der kur⸗ 
fürſtlichen Truppen, die vom November 1657 an bis zum Beginne 
des Feldzuges im Auguſt 1658 in der Kur⸗ und Neumark lagen. 
Darüber, daß das Patent um genau neun Monate zurückdatiert iſt, 
kann kein Zweifel ſein. | 

Deſto ſchwieriger erſcheint die Beantwortung der Frage nach dem 
Anlaſſe, der der Beförderung Sparrs zum Generalfeldmarſchall gerade 
in jenen Tagen zugrunde gelegen haben mag. Hier fehlt jeglicher 
urkundliche Belag, und es bleibt nur übrig, den eigentlichen Grund 
in der Politik des Kurfürſten zu ſuchen. Ende Januar 1658 war der 
Kaiſerliche Generalfeldmarſchall Graf Raimund Montecuccoli in be⸗ 
ſonderem Auftrage ſeines Herrn, nachmaligen Kaiſers Leopold I., nach 
Berlin gekommen. Er ſollte ein Offenfiv: und Defenſivbündnis für 
dieſen mit dem Kurfürſten abſchließen. Bekanntlich kam es den 
30. Januar (alten Stils) zuſtande, ob es vom Kurfürſten auch aus 
politiſchen Erwägungen erſt weit ſpäter urkundlich vollzogen wurde. 
Es ſchloſſen ſich Beratungen militäriſcher Natur daran, und in dieſen 
wird es ſicherlich ſowohl für den Kurfürſten wie für Sparr, den 
„capo“ der kurfürſtlichen Heeresmacht, empfindlich geblieben fein, daß 
Montecuccoli im Range der höchſte unter den anweſenden Militärs 
war!). Bei anderen Gelegenheiten, namentlich wenn der Kurfürſt nicht 
zugegen war, konnte dieſer Umſtand noch empfindlicher, für den kur⸗ 
fürſtlichen „Heeresetat“ ſogar erniedrigend werden. 

Ende März 1658 ward in Berlin für nötig befunden, eine außer⸗ 
ordentliche Geſandtſchaft an König Johann Caſimir von Polen, der ſich 
in Poſen aufhielt, abzuordnen mit dem Auftrage, wenn möglich einen 
ehrlichen Frieden mit Schweden zu betreiben, daneben aber, wenn 
dafür keine Stimmung vorgefunden würde, zu verhandeln, wie unter 
Mithilfe der kurfürſtlichen Armee dem Kriege mit den Waffen am 
beſten ein Ende zu machen ſei. Kurfürſt Friedrich Wilhelm mußte 
damals in der ſehr begründeten Erwartung ſtehen, daß König Karl 
Guſtav von Schweden, nachdem er Dänemark in beiſpielloſem Sieges⸗ 
zuge vollkommen überwältigt und ſo gut wie aller Macht entkleidet 
hatte, ſich baldigſt gegen ihn wenden, wenigſtens die Kurlande zur 
vernichtenden Stätte ſeiner Durchzüge, das Herzogtum Preußen aber 


1) Montecuccoli war erſt kurz zuvor, ehe er nach Berlin geſandt wurde, 
zum Feldmarſchall ernannt worden, nämlich zu Prag den 12. Januar 1658 
nachdem ſein Vorgänger Graf Melchior v. Hatzfeld den 9. Januar d. J. ge⸗ 
ſtorben war. Darauf, daß Montecuccolis Beförderung ſo ſchnell erfolgte, hatten 
vielleicht auch politiſche Erwägungen Einfluß. Man wollte ihm wohl für ſein 
Auftreten in Berlin einen militäriſchen Rang geben, den dort niemand bekleidete. 
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fiber zum Schauplatze ſeiner Unternehmungen gegen Polen machen 
würde. Beides wäre aber ſchlimmer geweſen wie offener Krieg. Dieſe 
Geſandtſchaft wurde Sparr und dem Geheimen Rate, langjährigen 
Kurbrandenburgiſchen Geſandten in Warſchau; Johann v. Hoverbeck 
übertragen. Sparr war dazu auserwählt, weil es ſich beſonders auch 
um die Frage, wie, in welcher Stärke und auf welche Ziele hin die 
militäriſchen Unternehmungen ſtattzufinden hätten, handeln mußte. 


Zugleich wurde Montecuccoli, der das Kaiſerliche Hilfskorps in Polen 


kommandierte, und Baron von Liſola, damals Kaiſerlicher Geſandter 
am polniſchen Hofe, die zuſammen im Januar den Vertrag mit dem 
Kurfürſten in Berlin abgeſchloſſen hatten, zu dieſen Verhandlungen in 


Poſen eingeladen. Dieſe haben in Poſen nach Sparrs und Hoverbecks. 


Berichten in der Zeit vom 8. bis 14. April 1658 ſtattgefunden und 
find: ohne feſten Erfolg verlaufen. Die Inſtruktion und das Be⸗ 
glaubigungsſchreiben der beiden Geſandten datieren vom 2. April 1658. 
Es iſt ſo mit ziemlicher Sicherheit anzunehmen, daß dieſe Entſendung 
Sparrs nach Poſen den eigentlichen Anlaß zu ſeiner Beförderung zum 
Generalfeldmarſchall gebildet hat. Sicherlich war ſie ihm ſchon lange 
verſprochen, aber ſtets — und dann gewiß auch unter Erwägungen 
finanzieller Art, wegen der notwendigen Einkommensvermehrung — 
wieder aufgeſchoben worden. Wenigſtens wird irgendein anderer 
Grund von keiner Seite her berichtet, obgleich dieſe Ernennung für die 
Kurfürſtliche Armee und die ſonſtige Welt ganz unvermittelt ge⸗ 
kommen iſt. 

Unzweifelhaft iſt das Generalfeldmarſchallspatent für Sparr zurück⸗ 
datiert worden: Königsberg, den 26. Juni 1657. Zurückdatierungen 
von Patenten, Ernennungen u. dergl. m. waren damals nichts Seltenes, 
meiſt ſogar die Regel, weil gewöhnlich der' Tag dazu gewählt wurde, 
an dem die Verhandlungen über die Übernahme eines Dienftes ab⸗ 
geſchloſſen worden waren, oder der Kurfürſt ſeinen Willen mündlich 
ausgeſprochen hatte, u. dergl. m. Die Ausfertigung in der Kanzlei 
erforderte überhaupt mehr Zeit als heute, namentlich, wenn es ſich 
um eine ſolche auf Pergament handelte, oder wenn die Unterſchrift 
des Kurfürſten, weil er ſich auf der Reiſe und außerhalb der Reſidenz 
Cölln a. d. Spree befand, nicht ſo ſchnell eingeholt werden konnte. So 
mag die Entſcheidung für den Tag, unter dem das Patent für Sparr 
ausgefertigt wurde, auch durch eine beſondere mündliche Erklärung des 
Kurfürſten gegen ihn beeinflußt worden ſein. Von Königsberg, den 
28. Juni 1657 iſt die „Geheime Inſtruktion für den geh. Kriegsrath 


und Generalfeldzeugmeiſter Otto Chriſtoph Frhr. von Sparr, wonach 


er ſich bei jetzigem Feldzuge zu achten“ datiert, die Sparr mit dem 
Auftrage empfing, jene Bewegungen der kurfürſtlichen Armee an der 
oſtpreußiſchen Grenze gegen den litauiſchen Feldherrn Vinzenz Gonſiewski 
zu leiten, die hernach zu dem Waffenſtillſtande von Wierzbolowa 
(22. Auguſt 1657) führten, aus dem dann der Friede mit Polen in 
den. Verträgen von Wehlau und Bromberg erfolgte. Es kann kein 
Zweifel ſein, daß Sparrs Generalfeldmarſchallspatent auf den Tag 
datiert iſt, an dem des Kurfürſten Abſchluß mit Sparr über dieſen 
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Auftrag ſich vollzog, der in jeder Hinſicht von größter Wichtigkeit war. 
Daß das der 26. Juni 1657 geweſen ſein wird, dafür ſpricht das 
Patent ſelbſt wie die Ausfertigung der Inſtruktion vom 28. Juni 
1657. Der Unterſchied der zwei Tage iſt durch die Zeit, die zur 


5 Ausarbeitung der Inſtruktion durch einen der kurfürſtlichen Geheimen 


Räte und durch ihre Reinſchrift in der Kanzlei erforderlich war, voll⸗ 
kommen erklärt. Sparr hat daher ſein Generalfeldmarſchallspatent 
zwar nicht auf dem Schlachtfelde von Warſchau ſich verdient, dennoch 
aber durch einen nicht minder wichtigen Dienſt an der Spitze des kur⸗ 
fürſtlichen Heeres. Der Erfolg des Sieges von Warſchau hatte wenig 
Beſtand. Noch im Monat Auguſt 1656 mußten die verbündeten 
Brandenburger und Schweden den Rückzug nach Dft: und Weſtpreußen 
wieder antreten. Jener Dienſt, den Sparr nach ſeiner Inſtruktion 
vom 28. Juni 1657 antrat, hatte glänzenden und nachhaltigen Erfolg. 
Er führte zur vollen Souveränität des Kurfürſten im Herzogtum 
Preußen, der erſten Stufe zu dem Königsthrone, den ſeine Nachkommen ſo 
ruhmvoll inne hatten. Seine Mitarbeit an jenem gewaltigen Werke hat 
dem 15 kurbrandenburgiſchen Generalfeldmarſchall ſein Patent be⸗ 
zeugen ſollen. Daher das Datum ſeiner Ausfertigung. 

Im übrigen gilt auch hierfür das Wort des unvergeßlichen Helden⸗ 
kaiſers Wilhelms I., das er dem Prinzen Friedrich Karl auf deſſen 
Dankſchreiben für ſeine Beförderung zum Generalfeldmarſchall aus 
Verſailles den 1. November 1870 geſchrieben hat: 

„Was Deine Bemerkung anbetrifft, für welche Handlung Du glaubſt 
eine ſolche Auszeichnung verdient zu haben, ſo iſt die Hinweiſung auf 
den 16. Auguſt und auf 1864 uud 1866 inſofern in meinen Augen 


nicht richtig, da für ſolche Bevorzugung, wie fie Euch Beiden (d. h. 


Dir und dem Kronprinz) zutheil geworden iſt, keine einzelne That oder 
Handlung maßgebend iſt, ſondern die Summe von Dienſtzeit, Thaten 
und Handlungen entſcheidend iſt.“ | 


Bürger und Militär vor dem Berliner Stadtgericht 
Eine tabinettsorder von 1766 


Von Reinhard Lüdicke 


Das Verhältnis zwiſchen den bürgerlichen und militäriſchen Ge⸗ 
walten hat, vor allem ſeit dem Aufkommen der ſtehenden Heere, von 
jeher vielfach zu Mißhelligkeiten geführt. Bekannt ſind gerade im alten 
Preußen die Klagen über die Bevorzugung des Militärs und die von 
dieſem perübten Übergriffe. Daß man aber auch auf militäriſcher 
Seite gelegentlich Grund zu Beſchwerden zu haben glaubte, zeigt die 
folgende Kabinetsorder. Friedrichs d. Gr., die ſich in den Akten des 
Berliner Stadtgerichts befinden !) : | 

1) a Staatsarchiv: Pr. Br. Rep. 5A Stadtger, Berlin. Tit. VIII 
Sect. 3 n. 5 vol. 1. “ 
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„Da S. Königl. Maj. in Preußen Unſer allergnädigſter König 
und Herr in Erfahrung gekommen, daß, wann Officiers und Soldaten 
von der hieſigen Guarnison Klagten gegen bürgerliche Perſonen vor 
den Stadtgerichten anzubringen genöthiget werden, es vielfältig geſchehen, 
daß gedachte Bürger entweder gar nicht beſtraffet, oder die Sachen in 
das Weite geſpielet worden ſind; So befehlen. S. Königl. Maj. alles 
Ernſtes erwehnten Berlinſchen Stadtgerichten, in künfftigen dergleichen 
Fällen eine prompte und unpartheyſche Justitz zu administriren und 
die Bürger, gegen welche von Seiten der Guarnison geklage wird, 
wann ſie ſchuldig befunden worden, nicht zur Ungebühr zu protegiren, 
ſondern mit 2. 3 und mehr Tage Gefängnis zu belegen. 

Berlin, den 3. Januarius 1766. Frid(erich).“ 


Der Senior des Stadtgerichtskollegiums Hofrat Troſchel brachte 
dieſe Kabinetsorder ſofort nach ihrem Eingange zur Kenntnis der 
übrigen Mitglieder mit einem Rundſchreiben, dem man, wie mir ſcheint, 
die begreifliche Erregung, insbeſondere über den Vorwurf der Partei⸗ 
lichkeit, einigermaßen anmerkt: | 

„Einliegende allergn. Ordre erhalte eben jetzt früh um 1/28 Uhr; 

Mir iſt kein Exempel bewuſt, daß dergleichen Vorfall geſchehen 
20 wo über denegirte Justitz geklagt werden könnte. Nur iſt die 

rage: 

Ob wir dieſen allerhöchſten Befehl in der Stille annehmen und, 
wie bißher meines Wißens jederzeit geſchehen, unſeren Pflichten gemäß 
befolgen ſollen? 

oder: Ob wir darauf eine allerunterth. Vorſtellung thun wollten, 
daß jederzeit noch proportion des Vergehens die Bürgers beſtrafft 
worden, wenn nur von Seiten der Regimenter der Kläger feine Klage 
nach Maßgebung der allerhöchſten Cabinets-ordre von 
angebracht und ſich zum Verhör 5 Sache bey denen Gerichten ge⸗ 
ſtellet hätte. 

Hierüber erbitte vota collegii, nur iſt gewiß daß Se. K. M. ohne 
i a 7 ne ſey, denn aus Schreiben komt Schreiben. 
Troſchel.“ 

8 5 8 als to Anſicht ihres Vorſitzenden 
ſchloſſen ſich die anderen Stadtrichter, die Hofräte Weitzel, Muzell und 
Bätcke an, deren von dem letztgenannten formuliertes Votum beſagte: 


„Ich halte dafür daß wir ſtille bleiben und abwarten, bis ein 
dringender Fall vorkomt, Sr. Majeſt. immediate allerunterthänigſte 
Anzeige zu thun, da man ſich dann auf dieſe ordre mit beziehen kan. 

d. 4. Jan. 66. Weitzel. Muzell. Baetcke.“ 


1) Mit dieſer Kabinetsorder, deren Datum dem Stadtrichter im Augenblick 
offenbar nicht gegenwärtig war, iſt 5 die im 30. Band der , Œuvres“ 
S. 291—298 abgedruckte „Inſtruktion f. d. Commandeurs der Infant.⸗Regi⸗ 
menter uſw.“, dat. Potsdam, d. 11. Mai 1765, gemeint. Es heißt dort am Schluß 
des erſten Abſchnittes „Vom kleinen Dienſte in den Garniſonen“: „Wenn die 
Regimenter gegen die Bürger zu klagen haben, ſo muß man die Klagen bei dem 
regierenden Dürgermeifter anbringen, der folde auf bürgerlicher Seite unter⸗ 
ſuchen und nach Beſchaffenheit der Umſtände die Bürger beſtrafen wird.“ 
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Das Stadtgericht ſteckte dementſprechend den Verweis ohne Wider⸗ 
ſpruch ein; darüber, daß ein „dringender Fall“ noch ſpäter zu weiteren 
Erörterungen geführt hätte, iſt nichts zu finden. Ebenſowenig hat ſich 


. leider feftitellen laſſen, welche Einzelvorgänge etwa das Eingreifen des 


Königs veranlaßt haben. Aus der niedrigen Strafe von 2—3 Tagen 
Gefängnis, von der am Schluß der Kabinetsordre die Rede iſt, ließe 
ſich vielleicht der Schluß ziehen, daß nur die unvermeidlichen kleinen 
Reibereien und Schlägereien zwiſchen Militär und Zivilbevölkerung, 
wie ſie zu allen Zeiten vorgekommen ſind, mittelbar den Anſtoß zu 
der Kabinetsordre gegeben haben. Als unmittelbare Veranlaſſung 
könnte man neben Klagen der militäriſchen Kommandoſtellen auch einen 
der leider verlorenen Immediatberichte des Generalfiskals d' Anières 
vermuten. ' Ze 


Die handſchriftliche Überlieferung der „Me&moires de ma vie“ 
der Markgräfin Wilhelmine von Bayreuth 


Von Hans Droyſen 7 


Für die „Mémoires de ma vie“ der Markgräfin Wilhelmine von 
Bayreuth liegen folgende Handſchriften vor: | 

Die Abſchrift, welche der Buchhändler Cotta druckfertig aus Paris 
oder Straßburg erhalten hatte, und welche er der 1810 in ſeinem Verlage 
in Tübingen erſchienenen deutſchen Überſetzung zugrunde legte !); außer 
einigen kleineren Lücken im Text war ſie am Schluß unvollſtändig; 
fie brach in der Erzählung des Jahres 1735 ab. Beigeſchrieben waren 
von derſelben Hand einige Zuſätze, welche in der Ausgabe anmerkungs⸗ 
weiſe abgedruckt find (S. 2 und 9) 2). | D À 

Sechs Abſchriften im Königlichen Hausarchiv in Charlottenburg, 
welche bis auf die erſte den Text vollſtändig enthalten: 1 und 2 aus 
dem Beſitze Hardenbergs; die erſte reicht bis zu den Worten: coquin 
comme vous (Braunſchweiger Ausgabe von 1810 I 254) in der Er⸗ 
zählung der Ereigniſſe des Jahres 17308); die zweite enthält, von der⸗ 
ſelben Hand geſchrieben, das Tagebuch der italieniſchen Reiſe der 
Markgräfin. Abſchrift 3 ſtammt aus dem Beſitze des Prinzen Heinrich 


U 


1) Der 1811 erſchienene zweite Band der Tübinger Ausgabe enthält in 
deutſcher Überſetzung das, was die Braunſchweiger Ausgabe mehr gebracht hatte. 
Eine Vergleichung des Textes dieſer Abſchrift im Beſitze des Baron 
von Cotta bis Seite 94 der Tübinger Ausgabe, welche Pertz hat anfertigen laſſen 
(auf der Königlichen Bibliothek in Berlin), reicht aus, das Verhältnis dieſes 
Textes zu den anderen zu beſtimmen, und zeigt, daß die deutſche Überſetzung 
ziemlich frei und nicht immer genau iſt. | 
8) Die Notiz, welche von neuerer Hand auf Abſchrift I ftebt: „Abſchrift 
des in Sigmaringen befindlichen Lord Cravenſchen Exemplares“ ſcheint auf einem 
Irrtum zu beruhen; nach einer gütigen Mitteilung findet ſich im Fürſtlichen 
Haus- und Domänenarchiv in Sigmaringen nichts von einer Abſchrift. Genau 
fo weit wie Abſchrift I reichte eine Abſchrift, welche 1798 im Beſitze des letzten 
Markgrafen von Ansbach, welcher ſeit 1791 in England lebte, war. 


· 
‘ 
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pon Preußen, Abſchrift 4 und 5, welche eine gemein ſame Vorlage 
wiedergeben, wenn nicht 5 Abſchrift von 4 iſt, aus dem des 1805 ver- 
ſtorbenen Generalleutnants und Kommandanten von Berlin, von Götzen; 
die letzte aus dem Nachlaſſe Friedrich Wilhelms III. Abſchrift 3 tft 
auf Papier aus der Fabrik bei Eberswalde mit dem Kopfe Friedrich 
Wilhelms III., alſo zwiſchen 1797 und 1802, geſchrieben; das Papier 
von Abſchrift 2 ſtammt aus Burgthan bei Ansbach. | 
Die letzte Handſchrift iſt die eigenhändige Niederſchrift der Mark⸗ 
gräfin. Sie iſt in der bei Vieweg in Braunſchweig 1810 in zwei 
Bänden erſchienenen Ausgabe abgedruckt, und zwar, wie die Vergleichung 
ergibt, zum Teil recht ungenau. Aus dem Nachlaſſe Supervilles kam 
ſie in den Beſitz eines Oberſten von Oſten, welcher ſie zur Veröffent⸗ 
lichung bergab, dann in den des Obertribunalsrates Spangenberg: 
jetzt befindet ſie ſich auf der Königlichen Bibliothek in Berlin. Der 
Band enthält jetzt noch das Tagebuch der italieniſchen Reiſe von der 
Hand der Markgräfin, bei welchem drei loſe Bogen mit Nachträgen 
zu den Memoiren liegen; es war verſiegelt und trug auf dem Um⸗ 
ſchlag die Aufſchrift: Ceci ne doit pas être imprimé 1). Spangenberg 
entſiegelte es und ließ das Tagebuch mit den Memoiren, welche er als 
wertloſes Papier in loſen Lagen erhalten hatte, zuſammen einbinden ). 
Superville war ſeit 1739 Leibarzt der Markgräfin und dann 
Kurator der neugegründeten Univerſität Erlangen; er verließ im 
Frühling 1748 Bayreuth, trat 1749 in braunſchweigiſche Dienſte; 
1761 ging er in ſeine Heimat Holland zurück, wo er im November 
1773 in Rotterdam ſtarb 5). 
| Im Avant-propos der Braunſchweiger Ausgabe wird gejagt: „La 
Margrave légua ses Mémoires à M. le conseiller privé de Super- 
ville, son premier médecin, qui les posséda pendant le reste de sa 
vie.“ Aber in keinem der beiden Teſtamente der Markgräfin, weder in 
dem vom April 1748 noch in ihrem letzten vom 6. Auguſt 1758 findet 
ſich irgendeine Beſtimmung über ihren ſchriftlichen Nachlaß. Man 
darf daher vielleicht annehmen, daß ſie nach 1755, der Zeit ihrer Rück⸗ 
kehr aus Italien, die beiden Handſchriften, die der Memoiren, an 


1) Wenn auch nicht angegeben wird, von weſſen Hand dies Druckverbot 
geſchrieben war, ſo kommen dafür nur die Markgräfin und Superville in Be⸗ 
tracht; aber gegen letzteren ſpricht folgendes: er hätte es nur darauf ſchreiben 
können, nachdem er von dem Inhalt des Paketes Kenntnis genommen hatte; 
er hätte dann aber auch ſehen müſſen, daß in dem Reiſetagebuche mehrere 
Bogen mit Nachträgen zu den Memoiren lagen, darunter einer, welcher nicht 
nur die Lücke (2, 299) ausfüllte, ſondern auch zum Verſtändnis der ganzen Er⸗ 
zählung unentbehrlich iſt; es iſt kaum denkbar, daß er wenigſtens nicht dieſen 
an ſeine richti Ri leicht erkennbare Stelle in der Driginalhandſchrift gelegt hätte. 

2) Vgl. Pertz, „Über die Denkwürdigkeiten der Markgräfin Wilhelmine von 
Bayreuth“ in den Abhandlungen der Berliner Akademie 1850. Hier ſind die 
Angaben über die Herkunft der Handſchrift zuſammengeſtellt, auf einer Tafel 

ee ſämtlicher Abſchriften ſowie eine von Supervilles Hand gegeben. 

r Superville vgl. Allgemeine Deutſche Biographie 54 S. 634 ff., wo 

Datum und Ort ſeines Todes gegen die bisherige Annahme: er ſei 1776 in 

Braunſchweig 1 richtiggeſtellt iſt. Es darf darauf hingewieſen werden, 

daß die Charakteriſtik Supervilles in den Memoiren (2, 274) ſich erſt in der Ab⸗ 
ſchrift 2 und der Originalhandſchrift findet. 
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welchen fie feit 1748 nicht mehr gearbeitet hatte, und die des Tage⸗ 

buches, in welches die Nachträge zu dieſem hineingekommen waren, 
zuſammenlegte, letzteres verſiegelte und mit dem Druckverbot verſah, 
daß ſie dann für beide die Beſtimmung traf, ſie nach ihrem Tode an 
Superville auszuhändigen. Die Zeit der Aushändigung darf vielleicht 
zwiſchen Oktober 1758 und Frühling 1763, wo nach dem Tode des 
Markgrafen Friedrich (am 22. Februar) die Bayreuther Länder an eine 
andere Linie übergingen !) oder, noch genauer, zwiſchen Herbſt 1759, 
in welchem durch die Vermählung der Prinzeſſin Caroline mit dem 
Markgrafen Friedrich die Höfe von Bayreuth und Braunſchweig in 
Beziehung getreten waren, und 1761, dem Jahre von Gupervilles 
Überſiedlung nach Holland, geſetzt werden 2), 

Die Originalhandſchrift enthält bis Seite 43 des zweiten Bandes 
der Braunſchweiger Ausgabe zahlreiche Eintragungen von Supervilles 
Hand: grammatiſche, orthographiſche Fehler ſind verbeſſert, einzelne 
Ausdrücke und kleine Sätze verändert, I S. 130 iſt die von der Mark⸗ 
gräfin weggelaſſene Erzählung von der Feier des Hubertusfeſtes in 
Wuſterhauſen 1728 nachgetragen, alles, wie die Vergleichung ergeben 
hat, nach einer Handſchrift, deren Text dem der Abſchrift 2 entſprach. 
Daß dieſe Anderungen und Verbeſſerungen Vorbereitungen zu einer 
Drucklegung der Memoiren waren, iſt zweifellos; die Frage iſt, wann 
hat Superville, ſie gemacht? Die einfachſte Annahme ſcheint folgende 
zu ſein: Vor ſeinem Abgang aus Bayreuth im. Frühling 1748 hat 
die Markgräfin mit ihm über die Veröffentlichung ihrer Memoiren ge⸗ 
ſprochen und ihm zu dieſem Zwecke ihre Originalhandſchrift zur Durch⸗ 
ſicht gegeben; das plötzliche Abbrechen dieſer redaktionellen Tätigkeit 
Supervilles ſteht mit ſeinem Weggang aus Bayreuth, welcher ganz un⸗ 
erwartet erfolgte, in Zuſammenhang; mit der nach 1755 getroffenen 
Beſtimmung, beide Handſchriften an Superville nach ihrem Tode aus⸗ 
zuhändigen, iſt die Markgräfin auf ihren alten, eine Zeitlang auf⸗ 
gegebenen Plan zurückgekommen. 

Pertz hat feſtgeſtellt, daß die Memoiren in zwei verſchiedenen 
Faſſungen vorliegen: die frühere in der Tübinger, die ſpätere in der 
Braunſchweiger Ausgabe, und auf Grund einer eingehenden Unter⸗ 
ſuchung des handſchriftlichen Materials hat J. G. Droyſen in dem 
Aufſatz: „Die Memoiren der Markgräfin von Bayreuth“ in der Ge⸗ 
ſchichte der preußiſchen Politik IV“, S. 33 ff. nachgewieſen, daß die 
Schriften des Königlichen Hausarchives ſämtlich der ſpäteren Faſſung 
angehören, und zwar ſo, daß Abſchrift 1 ein erſter, dann verworfener 

Entwurf iſt, Abſchrift 3 mit den ſehr wenig . Ab⸗ 


1) Damit iſt die Entſtehungszeit der Abſchrift 2 beſtimmt; 1 iſt die einzi 

ARBEIT welche ſicher noch bei Lebzeiten der Markgräfin angefertigt worden if 
) Am 8. März 1763 ſchrieben die bayreuthiſchen Geheimräte Lauterbach 

und Ehen an den König, in dem Hochfürſtlichen Kabinett feien zwei Volumina 
ſeiner Briefe an die Markgräfin gefunden und ſofort, ohne das mindeſte davon 
einzuſehen, verſiegelt worden, und baten um weitere Befehle. Ende des Monats 
ging der bayreuthiſche Hofmarſchall und General von Treskau mit dieſer 
Sendung nach Berlin ab, am 16. April beſtätigte Finckenſtein deren Empfang. 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXXIL 1. 13 
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ſchriften 4, 5, 6 eine weitere Faſſung darſtellen, Abſchrift 2 mit der 
Originalhandſchrift die letzte Redaktion enthält. | 
Über die Entſtehungszeit dieſer verſchiedenen Faſſungen läßt ſich 
wenigſtens einiges ermitteln. f | 
In der Cottaſchen Ausgabe heißt es (S. 61), die Feindſchaft 
zwiſchen Grumbkow und dem Fürſten von Anhalt habe erſt mit 
Grumbkows Tode geendet, und Grumbkow ſtarb im März 179, und 
S. 33 wird von Frau von Blaſpiel geſagt, ſie ſei nach ihrer Haft in 
Spandau nach Cleve verbannt worden, wo fie noch ſei. Auf Wunſch 
der Königin⸗Mutter wurde Frau von Blaſpiel nach dem Tode von 
Frau von Roucoulle (2. Oktober 1741) zur Gouvernante der jüngeren 
Prinzeſſinnen ernannt!) und iſt Ende 1741 nach Berlin gekommen. 
Zu dieſer Entſtehungszeit zwiſchen 1739 und 1741 paßt es, wenn die 
Markgräfin von ihrem Bruder ſchreibt: „C'est le frère que j'ai la 
consolation de voir admiré de toute l’Europe.“ In ſämtlichen Hand- 
ſchriften heißt es bei der Beſchreibung der Eremitage, kurz vor dem 
Schluß der Memoiren (2, 258): „Comme je le décris dans l’état 
où il est à présent et que j'écris ceci l’année 1744;“ alſo ſchrieb 
die Markgräfin damals wieder an den Memoiren; von ihrem Bruder, 
dem Prinzen Auguſt Wilhelm, ſpricht ſie als von „ihrem Bruder von 
Preußen“, und dieſer erhielt den Titel „Prinz von Preußen“ am 
30. Juni 1744, und Herzog Franz von Lothringen nennt fie Kaiſer, 
deſſen Wahl und Krönung im Herbſt 1745 ſtattfand. Aber dieſelben 
Handſchriften, auch Abſchrift 1, geben an der Stelle über die Feind⸗ 
ſchaft Grumbkows und des Fürſten von Anhalt die Worte: „Leurs 
animosités n' ont cessé que par leur vie“, und Fürſt Leopold 
ſtarb im April 1747; über Frau von Blaſpiel jagen die Original- 
handſchrift und Abſchrift 1 und 2, ſie ſei noch bei den Prinzeſſinnen, 
während Abſchrift 3 ſie als noch in Cleve lebend anführt. Frau von 
Blaſpiel ſtarb im Juli 1748. Bei der Schilderung der großen Revue 
bei Berlin 1737 geben alle Handſchriften; Ces troupes ont montré 
qu'elles étaient aussi bonnes que belles et que le Roi mon père 
s'est fait un renom éternel par la merveilleuse discipline qu'il y 
a introduite ayant jeté par là les fondements de la grandeur de 
la maison,“ ein Ausſpruch, der ſich durch die beiden erſten Schleſiſchen 
Kriege rechtfertigt ©). | 
Danach hat die Markgräfin im Jahre 1739 angefangen, ihre 


1) Die Königin⸗Mutter an den König, 3. Oktober 1741: „Mon intention 
serait de placer à sa place (Frau von Roucoulle) auprès d' Ulrique et 
d' Amélie Madame de Blaspiel; j’attendrai votre réponse sur tout ceci” 
und am 17: „La Montbail ne peut quitter ma fille avant (sans) que sa 
place serait remplacée, Madame de Blaspiel mettant aussi ses affaires en 
ordre, avant que de venir ici.“ Die Berliner Zeitungen brachten unter dem 
30. Jiooember die allerdings falſche Nachricht, Frau von Blaſpiel fei zur Over⸗ 
hofmeiſterin der Braut des Prinzen Auguſt Wilhelm ernannt worden. 

2) Auffallend iſt, daß in den ſpäteren Faſſungen der Memoiren die Stelle 
über Frau von Sonsfeld ſtehen geblieben iſt: „Elle est encore auprès de moi, 
et selon les apparences il n'y aura que la mort qui nous séparera“ (1, 65). 
Frau von Sonsfeld war am 29. Juni 1746 geſtorben. 


# 
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Lebensgeſchichte zu ſchreiben, ſie aber 1742 liegen laſſen; auch ein neuer 


Anfang 1744 wurde nicht fortgeſetzt !). Sommer 1747 bat fie dann 


die Arbeit wieder aufgenommen und bis zum Herbſte 1748 daran 
geſchrieben, wobei zu beachten iſt, daß ſie 1747 den Juni und halben 
Juli zu einer Kur in Karlsbad war, daß die Zeit von Anfang Auguſt 
bis Mitte September auf die Reiſe nach Berlin kommt, ſo daß die 
Arbeit im weſentlichen in die Zeit nach dieſer Berliner Reiſe zu ſetzen 
wäre. Es entſtand jetzt eine ganz neue Faſſung, in welcher auf eine 
kurze Einleitung gleich die Charakteriſtik Friedrich Wilhelms I., 
Grumbkows und des Fürſten von Anhalt folgte, und in welcher die 
Erzählung über den Aufenthalt Peters des Großen in Berlin 1717 
unter dem Jahre 1718 nachgeholt wurde: zuerſt die Faſſung der Ab⸗ 
ſchrift 3—6, dann vielleicht erſt im Sommer 17482) die, welche in 
der Abſchrift 25) und zuletzt in der Originalhandſchrift vorliegt. Dann 
ſind die Memoiren, welche bis 1742 reichten, liegen geblieben. Dafür, 
daß die Markgräfin noch ſpäter an ihnen gearbeitet hätte, gibt es kein 


ſicheres Zeugnis; denn wenn fie im April 1751 an Pöllnitz ſchreibt: 


„Pour moi je deviens auteur, j'écris des volumes que je sacrifie 
à Vulcain,“ fo liegt ein zwingender Grund, dies auf die Memoiren 
zu beziehen, nicht vor, und ſichere Spuren, welche auf eine ſpätere Zeit, 
etwa die nach der Rückkehr aus Italien hinweiſen, ſind nicht nach⸗ 
zuweiſen. | 

Die Stimmung, aus welcher heraus die erfte Faſſung entitanden 
iſt, kennzeichnen ein paar Stellen hinreichend: „De toutes les belles 
choses qu'on me prédit alors (daß ſie drei Kronen tragen werde), il 
n'est arrivé rien; si l’on #’&tait borné à me dire que je serais 
contente de mon sort, on eût dit vrai; je le suis en effet et je ne 
changerais pas ma situation pour toutes les couronnes du monde“ 
oder , Voici le système que je m'étais fait au fait de mariage: je 
souhaitais un prince que je pusse épouser par véritable estime 
et que je pusse regarder comme uu véritable ami, que la consi- 


. dération et la tendresse réciproque füt la règle de nos actions, et 


c'étaitent ces sentiments qui devaient lui attirer toutes mes com- 


1) Es liegt keine Abſchrift vor, welche dieſe Notiz über die Eremitage, 
aber nicht die über den Tod des Fürſten von Anhalt enthält. 

2) Darauf führt vielleicht die Charakteriſtik des Markgrafen (1, 318): „II 
ossède toutes les vertus sans mélange de vices; le seul défaut que je 
ui nie trouvé est un peu trop de légèrete. Il faut que je fasse mention 
de celui-ci, sans quoi on m'accuserait de prévention. Il s’en est cependant 

beaucoup corrigé.“ — Worte, welche nach der Wiederherſtellug des häuslichen 
Friedens geſchrieben zu ſein ſcheinen. 

3) Der Text der Abſchrift 2 ſtimmt im weſentlichen mit dem der Original⸗ 
handſchrift überein; gegen dieſe hat er mehr die Erzählung von der Hubertus⸗ 
feier in Wuſterhauſen 1728, welche durch Superville in die Braunſchweiger 
Ausgabe hineingekommen iſt (1, 130), die Ausfüllung der Lücke 2, 93, deren Text 
(bei Droyſen S. 63) von der Hand der Markgräfin auf einem Blatte im Reiſe⸗ 
tagebuche liegt. Es fehlt ihm vor allem die Stelle (2, 323): „Je reçus plusieurs 
lettres bis par le passé“ über die Abweiſung des Einmiſchungsverſuches des 
Königs in die Bayreuther Politik, in welcher die Wendung vorkommt: „Depuis 
ce moment la guerre (zwiſchen dem König und der Markgräfin) fut déclarée,“ 
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plaisances et toute mon attention, pour lui plaire. Quand on aime 
véritablement et cela par principes, rien ne devient difficile pour 
complaire à l’objet aimé. J'en puis parler à présent par experience; 
la Providence m’a donné ce que je me souhaitais“ und über bas 
Verhältnis zum Bruder: „C'est le chéri frère avec lequel j'ai été 
élevée, que mille raisons me rendent cher“ und „Mon unique ré- 
création était de voir mon frère; jamais tendresse n’a égalé la 
nôtre“ und über ihre Vergangenheit: „La Providence a voulu me 
préparer dès ma tendre jeunesse à supporter les maux et les 
vicissitudes de cdtte vie avec patience, et me porter à faire des 
réflexions que ma trop grande vivacité aurait peut-être empèchèes.“ 
Dann folgten für fie die Jahre ſchweren häuslichen Kummers, feit 
April 1744 der Bruch mit dem Bruder, welcher ihre Verbitterung 
nur noch mehr ſteigerte; jetzt ſtrich ſie die Worte: „J'en puis parler 
à présent“ uſw. und ſchrieb dafür: „Peut-on aimer sans retour? la 
vraie tendresse ne souffre point de partage. Un homme qui a des 
maîtresses, s'attache à elles; à mesure que son amour augmente, 
il diminue pour celle qui en devrait être le légitime objet. Quelle 
opinion et quels égards peut-on avoir pour un homme qui se 
hisse gouverner totalement et qui néglige le bien de ses affaires 
et de son pays, pour se livrer à ses plaisirs déréglés?“ Jetzt fab 
fie auch das Verhältnis zu ihrem Bruder mit anderen Augen an: die 
Zuſammenkunft 1734 war das letztemal geweſen, daß ſie auf dem 
alten Fuße miteinander verkehrten; ſeitdem fühlte ſie, wie mit den 
Jahren er ihr gegenüber immer Fühler und gezwungener wurde; ihr 
Beſuch in Berlin 1740 war trotz aller ihrer Bemühungen, das alte 
Verhältnis fortzuſetzen, eine große Enttäuſchung für ſie, bis die Ab⸗ 
lehnung ſeiner Einmiſchung in die Bayreuther Politik zur förmlichen 
„Kriegserklärung“ führte. Aber auf ihrem Beſuche in Berlin 1747 
war die Ausſöhnung mit dem Könige und der ganzen Familie erfolgt, 
mit der Entfernung der Gräfin Burghaus aus Bayreuth, welche auf 
das Eingreifen des Königs erfolgte, im Mai 1748 der häusliche 
Frieden hergeſtellt — und doch hat die Markgräfin erſt nach dieſem 
Beſuche in Berlin ihren Memoiren die allerletzte Faſſung gegeben, und 
wie reimt es ſich mit dem Tone und dem Inhalt ihrer Briefe an den 
König aus der Zeit nach ihrer Rückkehr aus Italien und der des 
Siebenjährigen Krieges zuſammen, daß ſie dieſe beiden Handſchriften, 
die der Memoiren und des Reiſetagebuches, nach ihrem Tode gerade 
an Superville auszuhändigen befahl, von welchem ſie wußte, wie er 
perſönlich zum Könige ſtand; er hatte ſich bei ſeinem erſten Beſuche 
bei ihr in Bayreuth Mitte Juli 1738 mit einer ſehr ungünſtigen 
Charakteriſtik des Kronprinzen Friedrich eingeführt, während ſeines 
Aufenthaltes in Bayreuth war er mit dem kaiſerlichen Geſandten in 
nahe Beziehungen getreten und hatte nach Kräften verſucht, die An⸗ 
hänger der preußiſchen Partei beiſeite zu ſchieben, ſo daß es bei 
ſeinem Weggang aus Bayreuth 1748 in Berlin hieß, er werde nach 
Wien mit dem Titel eines Miniſters gehen !). 


5 1) Die Königin⸗Mutter an den König, 10. Februar 1748. 
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Der Text der Abſchrift 3 iſt ſehr viel kürzer als der der Driginal- 
handſchrift; es fehlen nicht nur einzelne Sätze und kleinere Abſchnitte, 
ſondern vor allem im zweiten Teile ganze Seiten der Braunſchweiger 
Ausgabe, welche ſich meiſtens auf den Bayreuther Hof und Vorgänge 
an dieſem beziehen!); dagegen gibt fie für das, was in ber Original⸗ 
handſchrift (2, 93) fehlt, eine lange Ergänzung und bringt, wenn auch 
an falſcher Stelle, d. h. am Schluß, das, was 2, 299 in der Original⸗ 
handſchrift weggelaſſen iſt. Es würde ſich nicht lohnen, alle diejenigen 
Stellen, an welchen der Text dieſer Abſchrift von dem der Original⸗ 
handſchrift abweicht, zuſammenzuſtellen; auf eins darf aber hingewieſen 
werden: erſt in der letzten Faſſung, wie ſie Abſchrift 2 und die 
Originalhandſchrift bieten, findet ſich der größte Teil der ſchroffen und 
abſprechenden Urteile und ungünſtigen Schilderungen, beſonders zahl- 
reich in der Erzählung der Ereigniſſe in Berlin nach dem Thronwechſel 
und bei ihrem Beſuche daſelbſt; ſie beginnen mit dem ſchneidenden 
Zuſatze bei der Schilderung des Todes Friedrich Wilhelms I.: „Le 
nouveau Roi conduisit d'abord la Reine dans son appartement, où 
il y eut beaucoup de larmes versées. Je ne sais si elles 
étaient fausses ou sincères. Un courrier me porta cette triste 
nouvelle. Je devais m'y attendre, 3 'en fus frappée et touchée 
jusqu’ au fond du cœur. Je suis incapable de feindre, et quoique 
j'aie. fait des pertes depuis qui m'ont été bien plus sensibles, je 
puis dire que celle-ci me causa un violent chagrin,“ 

Eine Anſchauung von dem Verhältnis der Abſchrift 3 und der 
Originalhandſchrift gibt folgende Zuſammenſtellung ihrer Texte für die 
Zeit vom Thronwechſel in Berlin bis Ende 1741, in welcher die 
ſpäteren Zuſätze kurſiv gedruckt find. 

Le nouveau Roi conduisit d’abord La Reine dans son appartement, 
où il y eut beaucoup de larmes versées. [Je ne sais si elles étaient 
fausses ou sincères]. Un courrier que le Roi me dépêcha, me porta 
cette triste nouyelle. Je devais m'y attendre; j’en fus pourtant 
frappée et 80 jusqu’au fond du cœur. Je suis incapable de 
feindre, et quoique j’aie fait des pertes depuis qui m' ont été bien plus 
sensibles, je puis dire que celle-ci me causa un violent chagrin. 
Je- continuai d’en agir avec le Roi comme de coutume; je lui 
écrivais toutes les postes et toujours avec effusion de cœur, Six 
semaines se passèrent sans que je reçusse de réponse [La première 
lettre qui me parvint au bout de ce temps-là n'etait que signée du 
Roi et fort froide]. Il commença son règne par faire le tour de 
ses États /par la Pomeranie et la Prusse]. Son silence continuait 
toujours avec moi; je ne savais qu’en penser et mon amitié pour 
lui ne me permettait pas d’être sans inquiétudes [d’une indifférence 
si marquée]. Enfin au bout de trois mois je fus seulement wohl 


1) Sn der Braunſchweiger Ausgabe, welche mit der Schilderung der Er⸗ 
eigniſſe von 1732 einen zweiten Teil beginnt, ſind die beiden Teile i 
gleich: 364 auf 326 Seiten; in der Abſchrift 8 umfaßt der zweite Teil nur ein 
Drittel des Ganzen. 
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Schreibfehler für das secrèfement der anderen Handſchriften] avertie 
de Berlin que le Roi en était parti incognito pour venir me sur- 
prendre à l' Hermitage /où j'étais alors]. Peu sen fallut que je ne 
mourüsse de joie en apprenant cette nouvelle. Elle me causa un 
si grand révolution, que j'en fus deux jours malade]. II arriva 
[enfin] menant avec lui mon second frère que je nommerai 
dorénavant mon frère tout court pour le distinguer des autres. 
Mon cœur se déploya tout entier à cette entrevue; j'avais tant 
de choses à dire au Roi, que je ne lui dis rien. /Je remarquais 
d’ubord que les caresses qu'il me faisait, élaient guindées, ce qui me 
surprit. Je n’y fis cependant pas beaucoup de réflexions]. Je trouvai 
mon frère si changé et si grandi qu’à peine je le reconnus. /Comme 
j'aurai occasion d'en parler ailleurs, je n'interromprai point ce fil de 
ma narration]. Le Roi ne s’entretint [tout le jour] avec moi que 
de choses indifférentes. Un air embarrassé était répandu sur son 
visage ſce qui me désorientait]. M. Algarotti Italien de nation], 
un des plus beaux esprits de ce siècle, était de sa suite et four- 
nissait matière à la conversation. Ce qui m'étonna le plus, fut 
l'extrême empressement du Roi de revoir ma sœur d’Ansbach. 
Il ne l'avait jamais aimée et en avait reçu le réciproque. Plus 
de vingt stafettes furent mises en Campagne, chargées de tendres 
invitations, pour se rendre à l’Hermitage. Elle y débarqua enfin 
[Elle y arriva le lendemain] avec le Margrave son époux. Le Roi ne 
tint pour lors plus de mesures et la distingua publiquement plus 
que moi. Il me fit présent d'un petit bouquet de brillants de 200 
écus et d'un éventail, où il y avait une montre. Le Murgrave] mon 
époux reçut une tabatière /d’or/ avec le portrait du Roi, garnie 
de diamants; ma sœur eut un présent à peu près du même prix 
que le mien et le margrave d’Ansbach une tabatière de cailloux 
blancs, cassée par le milieu, qu’il donna aussitôt à un de ses 
pages. M. de Munichow dont je crois avoir: déjà git mention, était 
devenu adjudant du Roi et le suivait partout. Ce jeune morveux etait 
très bien en cour et le seul distingue de tous ceux qui avaient été 
attachés ou rendu service au Roi comme Prince Royal. Il avait éte 
amoureux de la Marwitz pendant le séjour qu'il avait fait à Bareit; 
il se flattait de pouvoir l'oblenir en mariage du Roi et du general 
Marwite, si je n'avais rien contraire. Jai déjà dit quelque part 
dans ces mémoires que Mlle de Marwitz s’etait promise de l'uveu de 
son père avec le grand-écuyer comte de Schönbourg. Le général 
Marwitz avait donné son consentement à cet engagement à condition 
qu’il restät caché, le feu Roi mon père ayant fait une loi qui de- 
fendait sous peine, de toute confiscation du bien à toute riche héri- 
tiere de se marier hors de son pays. M. de Marwitz avait donc 
résolu de tâcher de trouver des établissements pour ses deux filles 
aînées, espérant qu ensuite il obtiendrait la permission de ce prince 
de pouvoir marier la troisième hors de pays. Les deux sœurs aïînées 
ne trouvaient point leur compte dans ce projet, elles n’etaient ni l'une 
ni l’autre d'humeur à aller se confiner dans une garnison ou à la 
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campagne avec leur père. Une raison particulière les empéchait 
encore, elles avaient déjà des inclinations secrètes, ce que j’ignorais 
parfaitement dans ce temps-là. Elles tächaient d'animer leur père contre 
leur soeur pour rompre son mariage et lui faire contracter un autre 
dans les États du Roi, espérant qu'alors. elles seraient arbitres de leur 
sort. La sœur cadette remarqua leur intrigue, elle aimait son amant; 
ils convinrent ensemble de se marier. Pour cet effet elle prétexta une 
maladie et obtint le consentement de sa tante pour aller au Carlsbad 
à l'arrivée du Roi. Elle s’y rendit en effet pour cacher son jeu; 
mais au lieu de retourner à Bareith, le comte la mena à une de ses 
terres, où il l'épousa dans l’inscu de ses deux tantes. Le Roi ne 
fut pas plulôt informé de cette nouvelle qu’il écrivait une lettre ful- 
minante au general Marwite, lui ordonnant de rappeler ses ‘deux 
filles aînées auprès de lui et de leur faire quitter mon service. Le 
general écrivit donc à la fille aînée dans une lettre remplie d’invectives 
contre la cadette, à laquelle il donnait sa malediction assurant] 1). 
Nous arrivämes à la fin d'octobre à Berlin. Mes frères cadets, 
suivis des princes du sang et de toute la cour, nous reçurent au 
bas de l'escalier. Je fus conduite à mon appartement, où je 
trouvai la Reine regnante, mes sœurs et les princesses. J’appris 
. {d'y appris] avec beaucoup de chagrin que le Roi se trouvait 
incommodé de la fièvre tierce. Il me fit dire qu’etant dans l'accès, 
il ne pouvait me voir, mais qu’il comptait en avoir le lendemain 
celte satisfaction]. Après les premières civilités je me rendis chez 
la Reine ma mère, L'air lugubre et mélancolique, qui y régnait, 
me saisit. Tout / était dans le /était encore dans le plus] pro- 
fond deuil du Roi mon père. Je sentis nouvellement /renouveller] 
les regrets de sa perte. La nature a ses droits et je puis dire avec 
vérité que je n’ai presque jamais été en ma vie aussi émue qu’en 
cette occasion /Je n’ai jamais été si emue de vie]. Mon entrevue avec 
la Reine fut des plus touchantes /Nous soupämes le soir en famille 
et]. J’eus le temps de renouer connaissance avec mes frères et 
mes sœurs, que je n'avais pas vus depuis huit ans. Le jour 
suivant je vis le Roi. Il était maigre et défait. Son acceuil me 
parut contraint. On est clairvoyant, quand on aime; l’amitié a 
cela de commun avec l'amour. Je ne fus pas la dupe de ses vaines 
démonstrations et je remarquai qu'il ne se souciait plus de moi. 
Il me pria de le suivre à une maison de plaisance nommée Rheins- 
berg [maison nommée Rheinsberg où il comptait aller pour changer 
d' air. La Reine régnante devait s’y rendre en même temps que lui. 
Mais comme, disait-il, la maison élait fort petite, il ne pouvait m'y 
loger aussitôt, qu'il me ferait préparer un appartement et, dès qu’il 
serait fini, il me le manderait. Je ne m'arrélerui pas à faire un 


. 1) Die Originalhandſchrift bricht mit „contraire“ ab und läßt die übrige 
Seite frei. Der Text „J'ai déjà dit“ bis. „assurant“ fteht auf einem Blatte, 
welches im Tagebuch der Italieniſchen Reife liegt mit der Überſchrift: L’année 174. 
Die richtige Stelle ergibt die Abſchrift 2. Eine Verbindung mit dem folgenden 
fehlt in beiden Handſchriften. | 
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journal] pour changer d'air. La cour étant en deuil, n’était pas 
fort brillante, J'étais tout le jour ſtous les jours] chez la Reine 
ma mère qui ne voyait que très peu de monde et qui était plongée 
dans un profond chagrin. Elle s’était toujours flattée d'avoir 
beaucoup d’ascendant sur l'esprit du Roi mon frère et d'avoir 
quelque part au gouvernement, dès qu’il serait parvenu à la régence. 
Le Roi, jaloux de son autorité, ne lui donnait aucune part dans 
les affaires, ce qui lui fut [paraissait / fort sensible. Je restai 
quinze jours à Berlin /Après le départ de ce prince, j'y fus accablée 
d’honneurs et distinctions très propres à eblouir tout autre que moi. 

Mais quand on fait consister son bonheur dans un retour de senti- 
ments des personnes qu on aime, on ne se soucie point du clinquant 
et une légère marque d amitié fait plus d' impression que toutes ces 
vaines démonstrations] et j’apergus pendant ce petit séjour qu'il y 
régnait Idas dans le pays des Druckes fehlt in allen Handſchriften / 
un mécontentement général et que le Roi avait perdu l'amour de 
ses sujets; on parlait hautement de lui en termes peu mesurés: 

les uns se plaignaient du peu d’ögard qu'il avait de récompenser 
ceux qui lui avaient été attachés comme Prince Royal, d’autres 
de son avarice qui surpassait /disait-on] celle du feu Roi, d'autres 
de ses emportements, enfin d'autres encore de ses soupçons, de sa 
défiance, de ses hauteurs et de sa dissimulation. Plusieurs eir- 
constances auxquelles j'avais été présente, me firent ajouter foi à 
ces rapports. Je lui en aurais parlé, si mon frère de Prusse et 
la Reine régnante ne m’en avaient dissuadée /Je donnerai plus bas 
l'explication de tout ceci. Je prie ceux qui pourront un jour lire ces 
mémoires, de suspendre leur jugement sur le caractère de ce grand 
prince jusqu'à ce que je l’aie développé]. La nouvelle qui arriva 
en ce temps-là, de la mort de l’empereur Charles VI faisait 
l'entretien de la cour et la spéculation des politiques. J’arrivai 
à Rheinsberg deux jours après. Le Roi s'étant résolu de prendre 
du quniquina, était quitte de la fièvre, Il gardait cependant la 
chambre et ne sortit point, pendant que nous fümes à Rheinsberg. 
II était surprenant qu'accablé de maux, il püt suffire à toutes les 
affaires; il ne se faisait rien qui ne passat par ses mains. II 
employait le peu de temps qui lui restait, dans la compagnie de 
buelques personnes d’esprit ou savants; tels étaient Voltaire, 
Maupertuis, Algarotti et Jordan. Le soir il avait concert, où 
malgré sa faiblesse il jouait deux ou trois concerts sur la traver- 
sière, et sans flatterie on peut dire qu'il surpasse les plus grands 
maîtres sur cet instrument. Les après-soupers étaient destinés à 
la poésie, science, pour laquelle il a un talent et une facilité in- 
finie. Toutes ces choses n'étaient pour lui que des délassements; 
la principale, qui lui roulait dans la tête, était la conquête de la 
Silésie. Ses arrangements furent faits si secrètement et avec tant 
de politique que l'envoyé de Vienne à Berlin ne fut informé de 
ses desseins que lorsqu'ils furent sur le point d’éclore. Le sé- 
jour de Rheinsberg ne me parut agréable que par la bonne société 
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qui y était. Je ne voyais que rarement le Roi, je n’avais pas 
lieu d’être contente de nos entrevues; elles se passhient la plupart 
du temps ou en politesses embarrassées ou en sanglantes railleries 
sur le mauvais état des finances du Margrave; souvent même il 
se moquait de lui et des princes de l’Empire, ce qui m'était fort 
sensible. /Je me trouvai encore fort innocentemment melde dans une 
aventure fort scabreuse, et qui pouvait lirer à grandes conséquences. 
Comme elle est ignorée jusqu à présent et que l'honneur de certaines 
personnes à qui je dois de la considération, y est compromis, je la 
passe sous silence. Je passe à un autre sujet qui paraîtra peut-étre 
peu interessant, mais qui a une si grande connexion avec la suite de 
mon histoire que je ne puis l’omettre. De toute ma cour il n'y 
avait que Madame de Sonsfeld et l’ainee Marwits qui m’eussent 
accompagnée à Rheinsberg. La Marwitz y s'était liée d'une étroite 
amitié avec Mlles de Tettau, toutes deux dames d’atour de la Reine, 
ct avec Madame de Morrien. Les deux premières eaient l'une et 
l’autre très aimables, mais se faisaient hair de tout le monde par leur 
impitoyable satire et medisance. Madame de Morrien, quoique sur le 
retour, etait assez bien conservée. Cette femme joignait aux manières 
du monde beaucoup d'esprit et de vivacité, elle s'était mise au-dessus 
de tous.les préjuges, sa conduite était scandaleuse, et sans garder la 
moindre decence, elle tenait des propos à la table de la Reine si peu 
mesurés que les hommes en rougissaient. Cette belle compagnie, très 
propre à gäter l'esprit d'une jeune personne, réussit à changer presque 
entièrement celui de la Marwits. La satire, les façons libres, les 
double-ententes, même les sottises de la Morrien et des Tettau furent 
imiles et elle se deploya entièrement sur leur modèle. Ses façons 
firent ajouter foi aux bruits qui couraient à son compte. Quelques 
mauvais plaisants la raillerent sur ses amours avec le Margrave, 
d’autres la firent apercevoir du crédit qu’elle avait sur son esprit, en- 
fin on ne lui parlait d' autre chose. Cependant on lui faisait tort; 
elle couchait et logeait chez sa tante, ne voyant le Margrave qu’en 
sa présence ou en la mienne. On ne change de caractère que par 
gradation. Une jeune personne, qui se trouve tout d’un coup dans un 
grand monde, se laisse entrainer à la pente des plaisirs, mais ne 
s’oublie que peu à peu. Elle fut au désespoir de ces raisonnements 
dont elle me fit part. Les principes de vertu, que je lui avais 
donnes, parurent dans tout leur lustre. Elle voulut quitter la cour 
pour retourner chez son père. J’employai toute ma rhétorique 
pour len empöcher, et je parvins enfin à la tranquilliser. Je 
fis même cesser ces bruits par le témoignage que qe rendis 
à sa vertu. Cependant ils lui firent naître des idées que 
peut-étre elle n'aurait jamais eues, comme on le verra plus bas.] 
Nous retournâmes à Berlin au commencement de Décembre. Les 
_ troubles que la mort de l'Empereur devait occasionner, obligèrent 
le Margrave de retourner dans son pays. Je restai à Berlin pour 
ne pas désobliger le Roi. La cour ayant quitté le deuil, les 
plaisirs commencèrent avec le carneval ſqui se tient à Berlin au mois 
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de décembre et de janvier]. Le Roi donnait les lundis bal masqué 
au château, les mardis concert /le mardi il y avait concert public], 
les mercredis et les vendredis il y eut bal masqué en ville chez 
les principaux de la cour. Ces plaisirs ne furent pas de durée; 
le grand projet du Roi éclata tout d’un coup. Ses troupes defi- 
lèrent du côté de la Silésie et le Roi partit pour se mettre à la 
tête de son armée. Je fus véritablement touchée en prenant 
congé de lui, l’entreprise qu'il faisait, était très épineuse et pouvait 
avoir de très mauvaises /fâcheuses] suites, si elle avait mal réussi. 
Ces réflexions me rendirent notre séparation plus sensible ; j'aurais 
attendu son retour, puisqu'il comptait revenir en six semaines, Ä 
pour quelques jours seulement /si l'aventure que j'ai passée sous 
silence qui m’inquietait toujours, et] si mon impatience de revoir le 
Margrave me l’avait permis. Je partis donc quinze jours après le 
Roi et arrivai le 15 janvier à Bareit. Le Roi après avoir formé 
le siège de Glogau prit cette ville d'emblée et s'ouvrit par cette 
prise la conquête de la Silésie. La Reine d’Hongrie était dans 
„une triste situation, manquant de troupes et d'argent. Elle ramassa 
à la hâte trente mille hommes qui étaient tant en Bohême que 
dans les pays héréditaires, et les envoya en Silésie sous le com- 
mandement du maréchal Neipperg. Cette princesse ne négligea 
aucun ressort de politique, tant pour résister au Roi que pour 
obtenir la couronne impériale pour son époux dans la future 
élection. Elle songea pour y parvenir, à se mettre à couvert des 
entreprises de la France et à gagner les princes de l’Empire en 
les portant à. faire une association des Cercles. Le comte de Cobenzl 
fut chargé de cette commission; il me rendit une lettre de l’Im- 
pératrice- Douarière. Cette princesse comptant sur le grand crédit; 
que tout le monde s’imaginait que j'avais encore auprès du Roi, 
me recommandait les intérêts de la Reine sa fille et me priait 
de porter le Roi de conclure la paix. Malgré les instances du 
comte Cobenzl et les avantages que J, ‘aurais pu retirer de cette 
| négociation, je refusai nettement de m’en mêler; je ne mandais 
même rien au Roi, d' autant plus qu'on ne s'était point expliqué 
sur les conditions de l’accommodement. Malgré la triste situa- 
tion, où la Reine d’Hongrie se trouvait, elle avait absolument 
refusé les propositions du Roi mon frère et s’était résolue d'attendre 
les dernières extrémités plutôt que de céder les quatre duchés, 
sujets de la querelle, /de revoir le Margrave m avait permis. Voges 
celte marg. Le reste ne doit pas étre imprimé, Je partis donc quinze 
jours après le Roi et arrivai à Bayreuth le quinze de Janvier de 
l'annee 1741. Je n’entendais pendant toute. la route que lamentaltions. 
Les deux Marwitz ne pouvaient se consoler de quitter Berlin, elles 
parlaient de Bayreuth en termes si peu mesurés que je fus plusieurs 
fois sur le point de me fächer. Jappris peu après mon arrivée la 
prise de Glogau. Le Roi mon frère après avoir forme le siège de 
celte place, la prit d'emblée et s'ouvrit par celte prise la conquête de 
la Silesia. La Reine de Hongrie wie oben bis rien au Roi. Les 
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heureux succès de ce prince continuèrent; la bataille de Mollwils se 
donna le 10 d'avril; le Roi y commanda en personne; la victoire 
qu’il remporta, le couvrit de gloire, on peut dire que son coup d'essai 
fut un coup de maître, La joie que me causa cette bonne nouvelle, 
fut inerprimable; je la fis éclater par les fétes que je donnais. Le 
general Marwite, ayant été blessé dans celte action et ne pouvant se 
rétablir, me pria vers la fin de l’année de lui renvoyer sa fille aînée 
et la cadette, qui élait auprès de ses tantes. La Marwite étant 
contente d’aller voir son père, je ne pus lui refuser cette satisfaction. 
Elle s'était corrigée depuis son retour à Bayreuth des défauts qu elle 
avait contractés à Berlin, et me paraissait plus attachée que jamais 

et son caractère lui attirait de plus en plus mon amitié. Je la trouvais 
toute en pleurs le jour avant son départ; elle me dit que les bruits 
qui avaient couru à son préjudice à Berlin, avaient fait une si forte 
impression sur elle qu’elle ne pouvait s'en consoler, qu'elle se voyait 
réduite pour les faire cesser, de quitter la cour, que cette idee jointe 
à celle d'être bientôt mariée avec un homme qu’elle haissait, la plongea 
dans le désespoir. Elle ajouta les choses du monde les plus tendres 
pour moi. Je fus vivement touchée’ de ses sentiments. Comment 
pouvais-je m'en méfier? elle ne me quittait point de tout le jour, et 
sa conduite élait si réglée et retenue avec le Margrave que la langue 
la plus venimeuse n'aurait pu trouver prise sur elle. Il est vrai, 
qu il lui témoignait beaucoup de confiance et même des égards, mais 
on peut en avoir pour une personne de merite sans faire du tort à sa 
réputation. Il en agissait d’ailleurs si bien avec moi et me donnait 
tant de preuves de sa tendresse et de sa complaisance, que j'aurais 
eu grand tort de soupconner sa fidélité, Je détournai donc la Mar- 
wilz par de bonnes ruisons du parti qu'elle voulait prendre, et lui fis 
promettre de revenir. Jai jugé depuis que tout ce procédé n'etait 
qu'un jeu joue pour approfondir mes sentiments et savoir si j'avais 
quelque soupçon. Sa sœur Albertine s’attacha beaucoup à moi depuis 
son départ, son humeur vive, gaie et spirituelle m’amusait. Le Mar- 
grave dadinait beaucoup avec elle, sans que jen prisse ombrage. 
J'etais charmée, lorsqu'il se divertissait; je hais la gene et ne prétends 
point gener les autres; je voyais donc sans déplaisir ses badinages. 
»Eine Seite leer. Folgt neue Lage. d'y rester plus longtemps] faire 
un plus long séjour. Je retournai donc à Bareith le 12 de janvier 
de l’année 1741 et j'y arrivai au bout de onze jours, les eaux ayant 
si fort gâlé les chemins que je ne pus faire que quatre milles par 
jour. La Marioits et sa sœur ne me rabattirent les oreilles pendant 
toute la route que de jérémiades sur leur départ de Berlin. Il faut 
donc, disait la Marwitz, retourner à ce diable de nid où on s’ennuie 
comme un chien, après avoir goûté les plaisirs de Berlin. Je fus 
plusieurs fois piquée de ces propos, mais la considérant comme une 
[jeune] personne [qui jusqu'alors n'avait point encore élé dans le 
grand monde, je l’excusais] entraînée par le feu de la jeunesse et des 
plaisirs, je l'excusais et en effet il me parut peu après qu'elle était 
rentrée en elle-même et qu elle avait [repris toute sa solidite] avait 


] 
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renoncé à son élourderie. Je repris à Bareith mon genre de vie ordi- 
naire. Nous eûmes beaucoup d'étrangers, qui rendirent le carneval 
brillant. La prise de Glogau fut un grand sujet de satisfaction pour 
moi. Le Roi mon frère après avoir formé le siège de cette place, la 
prit d'assaut et s’empara par [cette prise] cette capture de la clef de 


la Silésie. Le comte de Cobentzel, envoyé de la Reine de Hongrie, 


arriva peu de temps après à [cette] notre cour. Il me rendit une 
lettre de l'Imperatrice dernière Douairière. Cette princesse me faisait 
_ d’instantes prières d'employer mon crédit sur l'esprit du Roi pour le 

porter à la paix. La reine, sa fille, se trouvait sans argent, sans 
troupes et attaquée à l’improviste Malgré cette triste situation, elle 
avait absolument refusé les propositions du Roi mon frère et s'était 
résolue d'attendre les dernières extrémités plutôt que de céder les quatre 
duchés, sujets de la querelle. [Malgre les conditions avantageuses que 
Imperatrice me fit faire par le comte de Cobentel, je ne voulus 


point me méler affaire et même je n’en manduis rien au Roi. Tous : 


les efforts que fit le comte de Cobentel et les conditions avantageuses 
qu'il (qu'on) me proposa pour ma personne. Les propositions avanta- 
geuses que me fit le Comte de Cobentel avec toute son eloquence n’ob- 


tinrent, ne purent me porter à me méler de cette affaire. Je ne 


jugeai pas meme à propos d'en rien écrire au Roi, d' autant plus 
qu'on ne s'était point expliqué sur les conditions de cet accommode- 


ment.]. Cependant!) les heureux succès de ce prince continuèrent. 


La bataille de Mollwitz se donna le 10 d'Avril; elle tourna de 
toute façon à sa gloire. La victoire qu'il remporta, justifia son 
graud génie /son génie] pour le militaire, puisque son coup d'essai 
fut un coup de maître. La joie que me donna cette bonne nou- 
velle, fut inexprimable; Le général Marwite fut fort blessé — la 
paix. La joie que je ressentis de toutes ces bonnes nouvelles est 
difficile à exprimer — donnais] je la fis éclater par les fêtes, que je 
donnais. Le general Marwitz fut blessé à cette action d’un coup 
de feu à la cuisse. Le siège de Neisse et sa prise furent la suite 
[les suites] de cette victoire, qui achemina la paix. Toute cette 
année se passa fort tranquillement pour moi. Ce fut aussi la 
dernière dans le cours de laquelle j’aie joui de quelque repos. 
Je vais entrer dans une nouvelle carrière bien plus rude et difficile 
à franchir que toutes celles dont on m’a vu triompher dans le 
reste de ces mémoires. Je me pique d’être véridique. Je ne 
prétends point excuser les fautes que j'ai commises; j'ai pêché 
peut-être contre les règles de politique, mais je n’ai aucun re- 


1) Das Folgende lautet in der Abidrift 2: „Les heureux succès de ce 
prince continuërent. La bataille de Mollwitz se donna le 10 Avril; le Roi 
y commanda en personne. La victoire qu'il remporta le couvrait de 
gloire; on peut dire que son coup d'essai fut un coup de maître. La 
Joie que me causa cette bonne nouvelle, fut inexprimable; je la fis 
éclater par les fêtes que je donnais. Le général Marwitz, ayant été blessé 
à 18 705 action et ne pouvant pas se rétablir, me conjura avec tant 

: nces, 


Ed 
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proche à me faire à ma droiture. Le général Marwitz ne pouvant 
se rétablir de sa blessure, me conjura avec tant d’instances de 
permettre à sa fille aînée de passer quelque temps avec lui, que 
je ne pus le: lui refuser. Il était devenu gouverneur de Breslau et 
commandait toutes les troupes en. Silésie. Sa fille m'avait paru 
fort contente de l'aller trouver. Deux jours avant son départ elle 
vint auprès de moi, toute en pleurs et dans un désespoir mortel. 
[Fort étonnée] je lui en demandai la cause, A peine put-elle 
me répondre, ses sanglots lui coupaient la parole. Je vois bien, 
me dit-elle enfin, qu'il faut vous quitter, / Madume, les bruits qui 
ont couru à Berlin au préjudice de ma réputation, n'ont eu que trop 
de créance. Rien au monde m'est plus cher que mon honneur. 
L'atteinte qu'on y a donnée, m'est plus sensible que la mort. Je 
ne puis détromper le monde qu'en me retirant de la cour.] Je vais 
être la plus malheureuse personne du monde; je sens que je ne 
pourrai vivre éloignée de vous et, pour comble d’infortune, mon 
pere a dessein de me marier. Je serai done une double victime 
par le désespoir de ne vous plus voir [et celui d’epouser peut-étre 
un homme. qui me sera odieux]. Je fus doublement touchée de ses 
larmes et de ses sentiments. Je m’efforcai de les combattre [rt 
au bout de deux heures je.parvins non seulement à la calmer, muis 
j'obtins] et j'obtins sa parole qu’elle resterait à mon service. Je laisse 
à juger au lecteur si apiès une telle conversation je pouvais me 
défier de cette fille. Pouvais-je m’imaginer qu'elle me trahissait 
cruellement en m’enlevant ce que j'avais de plus cher et en me 
derobant le cœur de mon époux? [Elle était presque toujours 
auprès de moi et sa conduite était si mesurée avec lui qu’elle aurait 
- détruit mes soupçons, quand même j'en aurais eu]. Sa sœur s'attacha 
beaucoup à moi après son départ; son humeur vive, gaie et spiri- 
tuelle m’amusait. Le Margrave badinait beaucoup avec elle, ce 
qui ne me donnait aucun ombrage. Il en agissait si bien avec 
moi et me témoignait une si vive tendresse que j'avais une 
entière confiance dans sa fidélité. J'étais charmée, lorsqu'il se 
divertissait; étant ennemie de la gêne, je ne prétendais point lui 
en donner [imposer] !). 


Die preußiſchen Domänenverpfändungen von 1808 und 1818 
in ihrer Einwirkung auf die Domänenverkäufe 


Von Dr. Hermann Mauer 


In der Finanznot des Jahres 1808 entſchloß ſich der Preußiſche 
Staat zur Veräußerung ſeines Domänenbeſitzes. Die Summen, die 


1) Sa sœur Albertine s'attacha beaucoup à moi après son départ. 
Son humeur gaie, vive et spirituelle m’amusait. Le Margrave badinait 
beaucoup avec elle, sans que j'en prisse d’ombrage. J'étais charmée 
lorsqu'il se divertissait; je hais la gêne et ne prétends point gêner les 
autres. Je voyais donc sans déplaisir ces badinages (Abſchrift 2). 
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auf dieſem Wege beſchafft werden ſollten, bezifferte man auf 45 Millionen 
Taler, die auf die einzelnen Landesteile wie folgt verteilt wurden: 


Kurmark (inkl. e e, N 


Magdeburg) . . .. 10315000 Taler 
Neumarkt 3425000 „ 
Pommern 5765000 „ 
Schleſiee n 4180 000 „ 
Weſtpreußen 9 „ 5760000 „ 


| en und Litauen. 13555 000 1 
45 000 000 Taler. 


Inwieweit dieſer Verkaufsplan im einzelnen zur Ausführung ge⸗ 
langt iſt, entzieht ſich unſerer Kenntnis. In der Literatur finden ſich 
nur ganz allgemeine Angaben über den Erlös, den man in beſtimmten 
Zeiträumen aus den Domänenverkäufen erzielt hat. Die hierfür ge⸗ 
gebenen Zahlen ſtimmen aber untereinander nicht immer überein. So 
wird der Erlös für die Zeit bis 1820 von den einen auf 20 Millionen )), 
von den anderen auf rund 25 Millionen Taler?) angegeben. Welche 
Zahl die richtige iſt, mag dahingeſtellt ſein; jedenfalls hatte man bisher 
den Eindruck, daß etwas weniger oder etwas mehr als die Hälfte der im 
Jahre 1808 zum Verkauf geſtellten Domänen in der Zeit bis 1820 
auch tatſächlich zur Veräußerung gelangt ſei. Dies iſt aber nicht zu⸗ 
treffend. Der weitaus größte Teil der eingegangenen Beträge ent⸗ 
ſtammt nämlich nicht den Einnahmen aus Domänenverkäufen, wie es 
in der Literatur heißt, ſondern aus den Verkäufen von ſäkulariſierten 
Gütern, Forſten und Waldparzellen, ſowie aus Erbſtands⸗ und Ab⸗ 
löſungsgeldern. Ein anderer Teil der Einnahmen entſtammte aus den 
nach 1815 vorgenommenen Domänenverkäufen in den weſtlichen Pro⸗ 
vinzen, die 1808 nicht zu Preußen gehörten und daher bei der Auf⸗ 
ſtellung des Verkaufsplans auch nicht in Betracht kommen konnten. 
Auf die urſprünglich zum Verkauf beſtimmten Domänen entfällt nur 
etwa ein Viertel bzw. ein Fünftel der oben erwähnten Beträge. Bis 
zum Jahre 1818 ſind nämlich, wie ich neuerdings zu ermitteln ver⸗ 
mochte, 4694342 Taler aus Verkäufen von älteren Domänen ein- 
gegangen. — Es iſt demnach im erſten Jahrzehnt nur wenig mehr 
als der zehnte Teil des zum Verkauf beſtimmten Domänenbeſitzes zur 
Veräußerung gelangt. Dieſe Tatſache iſt bisher meines Wiſſens noch 
nicht feſtgeſtellt worden. Sie bedarf der Erklärung. Das Naheliegendſte 
wäre die Annahme, daß der Verkauf weiterer Domänen infolge der 
allgemeinen politiſchen und wirtſchaftlichen Verhältniſſe nicht möglich 
geweſen iſt. Dies trifft für die Zeit vor 1815 in gewiſſer Weiſe zu, 
aber nicht in dem Maße, wie man auf den erſten Blick anzunehmen 
geneigt iſt. Der vollen Auswirkung der Zeitumſtände hat nämlich 
ausgleichend das Moment entgegengearbeitet, daß Hand in Hand mit 
der Verſchlechterung der allgemeinen Lage die Kaufpreiſe der Domänen 


1) A. Wagner, Lehrbuch der Finanzwiſſenſchaft, I. Teil, 1883, S. 525. e 
2) Weber, Handbuch der ſtaatswirtſchaftlichen Statiſtik, 1840, S. 679. 
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ſich verbilligten. Dies beruhte auf der Tatſache, daß in jener Zeit 
ein Kursſturz derjenigen Wertpapiere erfolgte, die als Kaufgeld für 
die Domänen zum Nennwerte in Zahlung genommen wurden. Dieſe 
Papiere fielen zeitweiſe unter 50 Co, 40% und im Jahre 1813 fogar 
25% ,‚ fo daß die Domänenkäufer, die fie zu 100 % in Zahlung geben 
konnten, je nach dem Erwerbskurs die Hälfte oder noch weniger des 
von der Regierung geforderten Kaufpreiſes aufzubringen hatten. Wie 
ſehr gerade dieſer Umſtand mitgeſprochen hat, zeigt die ſtarke Ver⸗ 
wendung der Wertpapiere bei der Bezahlung der Kaufpreiſe: von den 
in den Jahren 1809 — 1813 aus den Verkäufen von Staatsgütern 
aller Art eingegangenen 8,18 Millionen Taler ſind nur rund 786 000 Taler, 
d. h. noch nicht einmal 10% in bar entrichtet worden 1). Daß Ver⸗ 
käufe für 8 Millionen Taler in dieſen kritiſchen Jahren möglich waren, 
zeigt, daß es trotz der ungünſtigen Zeitverhältniſſe an Käufern für 
den ſtaatlichen Grundbeſitz nicht gefehlt hat. Wenn dennoch die alten 
Domänen auch nicht annähernd in dem beabſichtigten Umfange zum 
Verkauf gelangt ſind, ſo hat dies ſeine beſonderen Gründe gehabt: 
die Domänenverpfändungen, die 1808 zwecks Sicherſtellung der an 


Frankreich zu zahlenden Kriegskontribution und 1818 für Pie ſo⸗ 


genannte engliſche Anleihe erfolgt ſind. 

Auf dieſen Zuſammenhang bin ich zuerſt bei dem Studium 
der Landſchaftsakten über die Domänenbeleihung von 1808/09 auf⸗ 
merkſam geworden. Ich habe verſucht, den Dingen weiter nachzugehen, 
und lege nun vor, was ich bisher gefunden habe. 

Vorausgeſchickt ſei, daß die preußiſchen Domänen urſprünglich 
weder veräußert noch verpfändet werden durften 2). Hieraus erklärt 
ſich auch, daß Friedrich der Große ihre Teilnahme an dem landſchaft⸗ 
lichen Kreditſyſtem nicht wünſchte, denn die Domänen wären damit 
der Generalgarantie unterworfen worden, ohne die Vorteile der Kredit⸗ 
einrichtung genießen zu können. Demgemäß enthielten ſämiliche Land⸗ 
ſchaftsreglements die Beſtimmung, daß die Domänen nicht beliehen 
werden dürften. Bei einigen Landſchaften wurde die Ausſchließung 
der „Königlichen Amter“ beſonders ſcharf betont, unter anderem wohl 
auch deshalb, um von vornherein klarzustellen, daß die Domänen⸗ 
kammern in die Landſchaftsangelegenheiten nicht hineinzureden hätten. 
Trotzdem iſt es in Pommern ſehr bald nach der Errichtung der Land⸗ 


1) Eugen Richter, 05 zpreußiſche Staatsſchucdenweſen und die preußi⸗ 
ſchen Staatspapiere, 1869, S 

2) Dieſe Beſtimmung ue durch das Hausgeſetz vom 17. Dezember 1808 
aufgehoben, weil die Finanzlage dies gebot. Daß bei den Erörterungen hier⸗ 
über innerhalb der Regierung auch auf ſtaatswirtſchaftliche Gründe verwieſen 
wurde, iſt zutreffend. Auch mag die Tatſache, daß die Reformer den ſtaatlichen 
Landwirtſchafts betrieb für ein Unding erklärten, den Staatsmännern — Stein 
an der Spitze — den Verkaufsentſchluß erleichtert haben. Entſcheidend aber 
ne die finanzielle Notwendigkeit, nicht aber eine vermeintliche theorerifche Er⸗ 
enntnis. 

Dieſe Bemerkung erfolgt in Hinblick darauf, daß man hier und da noch 
auf die Anſicht ſtößt: die preußiſchen Domänenverkäufe ſeien eine Folge des 
Eindringens der Lehre von Adam Smith geweſen. 


+ 
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Schaft zu Kompetenzſtreitigkeiten zwiſchen der Domänenkammer und der 
Landſchaft gekommen 1). So wurde bei den Verhandlungen des Engeren 
Ausſchuſſes der Landſchaft im Jahre 1783 berichtet, daß die Kammer 
verſucht habe, ſich in landſchaftliche Angelegenheiten einzumiſchen, hieran 
aber durch den Großkanzler v. Carmer verhindert worden ſei. Daß 
bei der Ausſchließung der Domänen aus den Landſchaften das Fern⸗ 
halten der Domänenkammern mitgeſpielt hat, zeigt auch die Tatſache, 
daß die Landſchaften ſich durchaus entgegenkommend verhielten, wenn 
die Beleihung von Privatgütern der Krone in Frage kam. So hatte 
König Friedrich Wilhelm II. in den achtziger Jahren zwei pommerſche 
Güter angekauft, ohne die darauf ruhende landſchaftliche Beleihung ab- 
zulöſen. Die Pommerſche Landſchaft war hiermit nicht nur ein⸗ 
verſtanden, ſondern fühlte ſich ſogar veranlaßt, dieſerhalb ein beſonderes 
Dankſchreiben an den König zu richten ?). Später iſt, wie aus einer 
Aktennotiz aus dem Jahre 1806 hervorgeht, auch die Herrſchaft 
Schwedt, die ſich ſeit 1689 im Privatbeſitz der Krone befand?), mit 
Pfandbriefen belegt worden). An anderer Stelle wird erwähnt, daß 
von dieſer Herrſchaft das Gut Birkenfelde abgetrennt und landſchaftlich 
beliehen worden ſei. Gleich der Pommerſchen Landſchaft hat auch die 
Schleſiſche Landſchaft ſtreng zwiſchen den eigentlichen Domänen und den 
neuen Krongütern unterſchieden. Es waren dies: die im Jahre 1783 
angekauften Herrſchaften Proskau, Chrzelitz und Kujau und das alte 
habsburgiſche Kammergut Rybnik, das 1788 angekauft worden war. 
Hierzu kam im Jahre 1790 noch die Herrſchaft Bodland, die der 
Herzog Eugen von Württemberg wenige Jahre vorher von dem Grafen 
von Reichenbach erworben hatte). Für alle dieſe neuen Krongüter 
beantragte die Domänenkammer im Jahre 1790 die Entlaſſung aus 
dem Landſchaftsverbande. Hiergegen legte aber die oberſchleſiſche Land⸗ 
ſchaftsdirektion, in deren Bezirk die betreffenden Güter gelegen waren, 
Proteſt ein und beantragte, „daß die von Seiner Majeſtät gekauften 
Herrſchaften dem landſchaftlichen Nexus nicht entzogen werden ſollten“. 
Bei den Verhandlungen hierüber, die bei der Tagung des Engeren 
Ausſchuſſes der Landſchaft ſtattfanden, erklärte ſich der Miniſter, Graf 
Hoym, der ſich den Wünſchen der Landſchaft gegenüber ſtets beſonders 
willfährig gezeigt hat, damit einverſtanden, daß die betreffenden Güter 
im landſchaftlichen Verbande verblieben ). Die oberſchleſiſche Land⸗ 
ſchaftsdirektion wollte offenbar verhindern, daß die vom König er⸗ 
worbenen Güter von der Teilnahme an der Generalgarantie befreit 
würden. Das Verbleiben der Güter in der Landſchaft iſt aber ſpäter⸗ 
hin auch für die Krone von praktiſcher Bedeutung geweſen. Im Jahre 


1) Landſchaftsarchiv u Generalia I, 8. 

2) Staate archiv Stettin, Landſchaftsſachen I, 809. 

8) H. Goldſchmidt, Die Grundbefigvert:ilung in der Mark Branden⸗ 
burg und in Hinterpommern. Berlin 1910, S. 88. 

2 Über die Artäufe Geh. Dom Regiſtratur, Gen. Abt. I. 


ber die Ankäufe vgl. Deßmann, Geſchichte der ſchleſiſ en Agrar⸗ 
verfelung 1904, S. 206. 8 5 ſchich ſchleſiſchen Ag 


6 ent Breslau, A. II, 22. . 
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1798 teilte nämlich die Breslauer Kriegs⸗ und Domänenkammer der 
Landſchaft mit, daß zu Johannis 450 000 Taler in Pfandbriefen auf 
die neuen Domänenämter aufgenommen werden ſollten. Da nach⸗ 
gewieſen wurde, daß die zu beleihenden Güter mit 1183900 Taler 
bezahlt worden waren und einen Jahresertrag von 61310 Taler auf⸗ 
zuweiſen hatten, mußte ſich die Landſchaft mit der Aufnahme der Pfand⸗ 
briefe einverſtanden erklären 1). b | 


Später iſt die Beleihung auch auf die im Jahre 1799 zur Er⸗ 
gänzung des Domänenbeſtandes erworbene Herrſchaft Coſel ausgedehnt 
worden. Im Jahre 1808 waren nach den Akten der Schleſiſchen Land⸗ 
ſchaft 589010 Taler auf den „neuen Oberſchleſiſchen Domänen“ ein⸗ 
getragen). Die Regierung hatte aber von dieſen Pfandbriefen nur 
248 000 Taler in Zirkulgtion geſetzt, die reſtlichen 341000 Taler da⸗ 
gegen zurückbehalten. Sie lehnte es deshalb auch ab, hierauf die 
Zinſen und den „Quittungsgroſchen“ genannten Verwaltungskoſtenbeitrag 
an die Landſchaft abzuführen. Man hat dann aber in der folgenden 
Zeit auch die anfänglich einbehaltenen Pfandbriefe in Verkehr geſetzt. 
Dies kam der Landſchaft erſt zur Kenntnis, als ihr im Zinstermin 
Weihnachten 1810 der Breslauer Kaufmannsälteſte Moriz, der In⸗ 
haber des Bankhauſes Eichborn & Cie., 81 000 Taler jener Pfand⸗ 
briefe zur Zinszahlung vorlegte ?). Die Landſchaft lehnte jedoch die 
Verzinſung mit der Begründung ab, daß ihr ſeitens der Regierung 
keine Mittel hierfür zur Verfügung geſtellt worden ſeien. Man hatte 
offenbar bei der Verwirrung, die damals herrſchte, überſehen, die 
Landſchaft von der Weitergabe der Pfandbriefe in Kenntnis zu ſetzen 
und für Deckung zu ſorgen. 

Dieſer Vorgang zeigt ſchon, zu welchen finanztechniſchen Schwierig⸗ 
keiten die Beleihung der Domänen führen konnte. Noch größer wurden 
dieſe dadurch, daß im Jahre 1809 zwecks Beſchaffung der Kriegs⸗ 
kontribution auch auf die alten Domänen in Schleſien Pfandbriefe auf⸗ 
genommen worden waren, die anfänglich nur als Sicherheit hinterlegt 
werden ſollten, ſpäter aber doch in Umlauf geſetzt wurden. Dieſe Domänen⸗ 
pfandbriefe, die teils mit 4%, teils mit 5% D verzinſt wurden, waren 
von den Pfandbriefen, die früher auf die ſchleſiſchen Domänen ausgeſtellt 
worden waren, völlig verſchieden. Die neuen Domänenpfandbriefe waren 
Staatspapiere, deren Zinſen demgemäß auch unmittelbar von der Staats⸗ 
ſchuldentilgungskaſſe bezahlt wurden. Ebenſo verhielt es ſich mit den 
zu dem gleichen Zweck ausgeſtellten märkiſchen, pommerſchen und oſt⸗ 
preußiſchen Domänenpfandbriefen “). Ein Teil dieſer Pfandbriefe wurde 


I) Nach einem Bericht der Regierung zu Oppeln vom 21. Juli 1819 waren 
im Jahre 1807 auf die erwähnten ſechs Domänen 600 000 Taler aufgenommen 
worden. Hiernach müßte die Beleihung von 1798 vor 1807 wieder zur Ab⸗ 
löſung gelangt ſein, was ſehr wohl wi ift. 

2) Landſchaftsarchiv Breslau A. il, 31. 
3) pue hatten die ſchleſiſchen Pfandbriefe damals noch nicht. | 
4) Bal. hierüber des Verfaſſers Aufſatz im Bankarchiv XV Nr. 5. Der 
Geſamtbetrag der für die Kriegskontribution damals ausgegebenen Domänen⸗ 
pfandbriefe belief ſich auf 19 Millionen Taler. = 
Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXXII. 1. 14 
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ſpäter zur Einlöſung bzw. zum Umtauſch der im Jahre 1809 in Holland 
augen preußiſchen Staatsanleihe benutzt. 
Auf dieſe Weiſe gelangten ungefähr 4 Millionen Taler Domänen⸗ 
pfandhriefe in das Ausland. Ein Betrag von 1,3 Millionen Taler wurde 
bei der mit der Vermögensſteuer von 1812 verbundenen Zwangsanleihe 
im Inland abgeſetzt !“). Andere Domänenpfandbriefe wurden an Privat⸗ 
perſonen für Lieferungen in Zahlung gegeben und wieder andere zu Unter⸗ 
ſtützungszwecken verwandt. Ein Teil der Domänenpfandbriefe wurde 
dadurch feſtgelegt, daß er zur Deckung von inneren Anleihen verwendet 
wurde. Dies geſchah noch in den Jahren 1814 und auch 1817. In 
dieſem Jahre wurden auf Verfügung des Staatskanzlers 320 000 Taler 
ſchleſiſche Domänenpfandbriefe, die im Beſitze der Staatsſchuldenkaſſe 
waren und gelöſcht werden ſollten, von neuem in Umlauf geſetzt?). Auch 
bei der Aufnahme von Darlehen zur Deckung von Provinzialſchulden 
wurden Domänenpfandbriefe als Unterpfand hergegeben. So geſchah 
es z. B., als die märkiſchen Stände im Jahre 1808 in Hamburg ein 
Darlehn zu dem erwähnten Zweck aufnahmen 3). Die Domänenpfand⸗ 
briefe waren alſo weit zerſtreut, und man kann ſich vorſtellen, welche 
Schwierigkeiten es machen mußte, ſie wieder herbeizuſchaffen. Dieſe 
Herbeiſchaffung wurde aber notwendig, als man dazu überging, die 
beliehenen Domänen zu verkaufen. Es war nämlich für dieſen Fall 
den Landſchaften von vornherein die Ablöſung der Pfandbriefe zu⸗ 
geſichert worden, da ihnen nicht zugemutet werden konnte, die dem 
Staat unter beſonderen Vorausſetzungen gewährte Beleihung nach Weg⸗ 
fall der ſtaatlichen Haftung in gleicher Höhe jedem privaten Erwerber 
zu belaſſen. In die Kabinettsordre vom 16. Februar 1808, die für 
die Domänenbeleihung maßgebend war, wurde deshalb die Beſtimmung 
aufgenommen, daß die Käufer von Domänen wegen deren Beleihung 
mit den Landſchaften eine neue Übereinkunft treffen müßten. Außer⸗ 
dem aber wollte man nach einem Berichte der Finanzverwaltung vom 
Auguſt 1810 die zum Verkauf gelangenden Domänen auch deshalb 
ſchuldenfrei übergeben, damit ſich die Erwerber durch Aufnahme einer 
neuen Hypothek die zur Inſtandſetzung und Melioration benötigten 
Mittel verſchaffen könnten. Es ſei aber größtenteils unmöglich, die 
erforderlichen Pfandbriefe herbeizuſchaffen. Die Finanzverwaltung der 
Domänen ſchlage deshalb vor, die Löſchung gegen Hinterlegung anderer 
Pfandbriefe vorzunehmen. Dies wurde jedoch ſeitens des Miniſteriums 
für unſtatthaft erklärt“). Es konnten daher nur die nichtverpfändeten 
Domänen zum Verkauf geſtellt werden oder ſolche, deren Pfandbriefe 
ſich im Beſitze einer ſtaatlichen Kaſſe befanden. 
Neben dieſen allgemeinen Schwierigkeiten, die dem Verkauf be⸗ 
liehener Domänen im Wege ſtanden, gab es noch beſondere Hemmniſſe 
in ſolchen Fällen, in denen die Domänen nicht als Ganzes verkauft, 


1) us a. a. O. S. 26. 

2) Landw. Min. Landſchaftsſachen Gen. Nr. 12. 
3) Geſchichte der königlichen Bank, 1854, S. 96. 
9 Landw. Min. Landſchaftsſachen Gen. Nr. 26. 
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ſondern parzelliert veräußert wurden. Dies zeigte ſich bereits im 
Jahre 1811, als einzelne Vorwerke des ſchleſiſchen Domänengutes Brieg 
verkauft wurden 1). Die Regierung verlangte hierbei, daß die Pfand⸗ 
briefe auf die einzelnen Vorwerke verteilt würden. Demgegenüber er⸗ 
klärte die Landſchaft, daß durch die Parzellierung — damals immer 
Dismembration genannt — völlig neue Verhältniſſe geſchaffen würden 
und daher in Gemäßheit des Reglements eine neue Taxe aufgenommen — 
werden müſſe. Dieſe werde bedeutend niedriger ausfallen als die bis⸗ 
herige, da ein Teil der Kreditunterlage, z. B. das Brau⸗ und Brannt⸗ 
weinurbar, bei der Dismembration in Wegfall käme. Die Landſchaft 
ſchätzte den bei der Domäne Brieg auf Grund dieſer Veränderung 
zurückzuzahlenden Beleihungsteil auf rund 85000 Taler. In dem 
hierüber zwiſchen dem Miniſterium des Innern und der Schleſiſchen 
Landſchaft entſtandenen Streit entſchied der Staatskanzler am 15. März 
1811, daß für die fehlenden Unterlagen einſtweilen andere Pfandbriefe 
hinterlegt werden ſollten. Im übrigen aber ſei der Landſchaft wegen 
des Proteſtes gegen die Veräußerung ein Verweis zu erteilen. Dies 
ſcheint jedoch auf die Landſchaft keinen großen Eindruck gemacht zu 
haben, denn als kurze Zeit darauf das Vorwerk Woyſſelwitz von der 
Domäne Strehlen abgetrennt und an die dortige Bauerngemeinde ver⸗ 
äußert wurde, erklärte die Landſchaft auf eine Anfrage der Regierung, 
daß ſie die Rückzahlung des geſamten auf der Domäne Strehlen ein⸗ 
getragenen Darlehns von 80 000 Taler verlange. Sie iſt auch hier⸗ 
mit durchgedrungen. Bereits im Jahre 1812 konnte die General⸗ 
Landſchaftsdirektion erklären, daß die Regierung zugeſagt habe, die 
auf den dismembrierten Domänen eingetragenen Pfandbriefe herbei⸗ 
zuſchaffen ). 

Zu den Hinderniſſen, die ſich aus dem Verhalten der Landſchaften 
ergaben ?), find dann noch Schwierigkeiten formeller Natur hinzu⸗ 
gekommen, die mit der Übertragung des Hypothekenweſens der Domänen 
an die Oberlandesgerichte in Zuſammenhang ſtanden. Nach alledem 
kann man es verſtehen, wenn der Juſtizminiſter in einem Erlaß vom 
10. März 1814 erklärte: der ſicherſte Weg, die Schwierigkeiten zu ver⸗ 
meiden, iſt, die Veräußerung der mit Pfandbriefen belegten Domänen⸗ 
güter bis zur Löſchung dieſer Pfandbriefe auszuſetzen. Dieſer An⸗ 
regung iſt offenbar zunächſt Folge geleiſtet worden, denn aus den 
Jahren von 1814 bis 1818 habe ich keine Notizen über Verkäufe von 
beliehenen Domänen mehr angetroffen. Wohl aber geben die Land⸗ 
ſchaftsakten ein deutliches Bild davon, welche Schwierigkeiten die Er⸗ 
werber von Domänen hatten, um von den Landſchaften eine neue Be⸗ 
leihung in angemeſſener Höhe zu erhalten. Schon frühzeitig zeigte 
ſich dies in Pommern, wo zwiſchen 1808 und 1818 29 Domänen 
bzw. Domänenvorwerke zur Veräußerung gelangt find. Dieſe Verkäufe 


1) Landw. Min. Domänenſachen II. Gen. Abt. I, Veräußerungen. 
340 a re ni Da Breslau, Verhandl. des Engeren Ausſchuſſes im 
ahre 1 
3 Aber bas Sd der Landſchaften bei Dismembrationen von ns 
gütern vgl. Mauer, Das landſchaftliche Kreditweſen Preußens, 1907, S. 89 ff. 
14* n 
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waren trotz der Verpfändung möglich, weil fünf Domänen, Ge Ver⸗ 
pachtung vor 1811 ablief, von vornherein nicht mitverpfändet worden 
waren, und weil bei weiteren zehn Domänen die Pfandbriefe bereits 
zwiſchen 1812 und 1814 zur Löſchung gelangen konnten. 

Der Verkaufswert der vorerwähnten fünfzehn Domänen war 2,3 
bis 2,4 Millionen Taler. Hiervon iſt bis 1818 ein Betrag von rund 
1276000 Taler eingegangen. Es iſt demnach in zehn Jahren mehr 
als die Hälfte des pfandfreien Domänenbeſitzes in Pommern verkauft 
worden. Daß ein Teil dieſer Verkäufe auf die erſten fünf Jahre dieſer 
Periode entfällt, geht daraus hervor, daß die Pommerſche Landſchaft 
bereits im Jahre 1814 darüber beraten hat, wie man ſich bei der 
Beleihung ehemaliger Domänen verhalten wolle. Dieſe Frage war 
dadurch ſpruchreif geworden, daß ein Mitglied der General⸗Landſchafts⸗ 
direktion eine ehemalige Domäne gekauft hatte und hierauf Pfandbriefe 
aufzunehmen gedachte. Die Landſchaft entſchloß ſich nach längerer Be⸗ 
ratung, die ehemaligen Domänen für beleihungsfähig zu erklären, jedoch 
mit der Maßgabe, daß die Taxe nicht höher ſein ſolle als der Kauf⸗ 
preis 1). Hierbei entſtand aber eine neue Schwierigkeit inſofern, als 
der nominelle Kaufpreis mit den von den Käufern tatſächlich auf⸗ 
gewendeten Beträgen nicht übereinſtimmte. Bei der Begleichung des 
Kaufpreiſes konnten nämlich, wie bereits oben erwähnt wurde, alle 
Arten von Staatspapieren und auch alle Landſchaftspfandbriefe zum 
Nennwerte in Zahlung gegeben werden. Daß man auch dieſe in 
Zahlung nahm, hat ſeine Urſache darin, daß man ſich anfangs auf 
den Standpunkt ſtellte, es ſei gleichgültig, ob man auf dieſem Wege 
alte Pfandbriefe oder durch Beleihung der Domänen neue Pfandbriefe 
erhalte ?). Es hat ſich aber ſpäter gezeigt, daß man die einen Pfand⸗ 
briefe einfach durch die anderen erſetzen konnte. Damals wurde aber, 
daran feſtgehalten, alle Pfandbriefe voll in Zahlung zu nehmen, auch 
ſolche, auf die noch Zinszahlungen rückſtändig waren. Man begründete 
dies damit, daß die Zinſen doch einmal nachgezahlt werden würden. 

Die Pfandbriefe ſowohl wie die Staatspapiere waren damals 
ſämtlich weit unter dem Nennwert erhältlich. Dem glaubte. die 
Pommerſche Landſchaft Rechnung tragen zu müſſen durch die Beſtimmung, 
daß bei der zwecks Neubeleihung erfolgenden Ermittelung des Kauf⸗ 
preiſes die in Zahlung gegebenen Staatspapiere nicht mit pari, ſondern 
nur mit 50 % in Anſatz gebracht werden dürften. Dieſer Beſchluß 
fand aber nicht die Billigung der Regierung, die der Anſicht war, daß 
die erwähnte Methode der Kaufpreisermittelung dem Intereſſe des 
Staates nachteilig ſei und die Veräußerung von Domänen erſchwere. 
Die Landſchaft hat aber trotzdem bis zum Jahre 1822 an dieſer 
Praxis feſtgehalten und erſt dann, als die Staatspapiere wieder auf 
einen viel höheren Kurs geſtiegen waren, die von der Regierung bes 
anſtandete Beſtimmung aufgehoben. Bei den Verhandlungen hierüber 
wurde zum Ausdruck gebracht, daß das Drängen der Regierung auf 


1) Geh. St. A. Rep. 74, J. IV, Pommern. 
2) Geh. St. A. N 89, A. III vol. 2. 
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Befeitigung der erwähnten Beſtimmung zeige, daß man ohne die Hilfe 
der Landſchaft mit den Domänenverkäufen nicht vorwärts komme !). 
Auch die Oſtpreußiſche Landſchaft hat ſich in jener Zeit mit der 
Frage beſchäftigt, ob die ehemaligen Domänengüter beleihbar ſeien und 
inwieweit bei Ermittelung des Kaufpreiſes ehemaliger Domänen die in 
Zahlung gegebenen Staatspapiere angerechnet werden follten?). An⸗ 
fangs wollte man die ehemaligen Domänengüter überhaupt nicht be⸗ 
leihen, weil deren Hypothekenbücher den Vorſchriften des Landſchafts⸗ 
reglements nicht entſprächen. Später entſchloß man ſich aber doch zu 
der Beleihung und ermittelte den Kaufpreis in der Weiſe, daß der 
jeweilige Kurswert der in Zahlung gegebenen Staatspapiere der Be⸗ 
rechnung zugrunde gelegt wurde. Da die Kurſe inzwiſchen ſehr er⸗ 
heblich geſtiegen waren, hatte die Regierung gegen dieſe Beſtimmung 
nichts einzuwenden. Sehr entſchieden wandte ſie ſich aber gegen einen 
anderen Beſchluß der Landſchaft, der geeignet war, den Verkauf der 
Domänen zu erſchweren. Die Landſchaft hatte nämlich im Jahre 1819 
feſtgeſetzt, daß bei der Beleihung ehemaliger Domänen mit Rückſicht 
auf die auf dieſen Gütern noch ruhenden Grundſteuern ein Viertel 
des zuläſſigen Kredits zurückbehalten werden ſollte. Dieſe Beſtimmung 
konnte aber infolge Widerſpruchs der Regierung nicht aufrechterhalten 
werden. Sobald ſie beſeitigt war, kam die Beleihung ehemaliger 
Domänengüter in Gang. Bereits in der Beleihungsſtatiſtik von 1821 
wurden acht frühere Domänengüter aufgeführt?). Inzwiſchen war 
aber auch der weitaus größte Teil der im Jahre 1808 eingetragenen 
Pfandbriefe wieder abgelöſt worden. Von den damals verpfändeten 
88 Domänen waren 69 bereits ſeit Ende 1814 wieder pfandfrei. 
Noch günſtiger lagen die Dinge in der Kur⸗ und Neumark, wo von 
vornherein 18 Domänenämter von Pfandbriefen freigeblieben und von 
den beliehenen 60 Domänen im Jahre 1816 nur noch 10. mit Pfand⸗ 
briefen belegt waren. Hierzu ſtimmt die Tatſache, daß gerade in dieſem 
Landesteil zwiſchen 1809 und 1820 verhältnismäßig viel Domänen⸗ 
land verkauft werden konnte “). | 
Infolge der fortſchreitenden Entpfändungen waren von den ur- 
ſprünglich beliehenen 186 Domänengütern zu Beginn des Jahres 1818 
nur noch 53 mit Pfandbriefen belegt. Man mußte damals annehmen, 
daß in Kürze ſämtliche Domänen wieder pfandfrei ſein würden. Die 
Dinge entwickelten ſich aber anders. Als man ſich nämlich im 
Jahre 1818 zur Aufnahme einer größeren Staatsanleihe entſchloß und 
dieſerhalb mit dem Hauſe Rothſchild in London Unterhandlungen an⸗ 
knüpfte, ergab ſich, daß dieſes Bankhaus als Unterpfand für die An⸗ 
leihe Domänenpfandbriefe forderte ). Die preußiſche Regierung er⸗ 
klärte ſich nun zwar damit einverſtanden, daß für die Anleihe eine 
Anzahl Domänen verpfändet würden, wollte aber nach den gemachten 


1) Landſchaftsarchiv Stettin Gen. 18 Nr. 30. 

2) Landſchaftsarchiv Königsberg XVI, 76. 

3) Landſchaftsarchiv Königsberg XVI, 871. f 
4) Gold ſchmidt, a. a. O. S. 139. : 
5) Geh. St. A. Rep. 74, N. . Nr. 47 u. 48. | 
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Erfahrungen die Ausfertigung von Domänenpfandbriefen vermieden 
ſehen. Gerade hierauf aber legten die Geldgeber großen Wert, weil 
die Pfandbriefe ihnen wegen der „Garantie der verbundenen Stände“ 
eine erhöhte Sicherheit zu gewährleiſten ſchienen. Man mußte ſich 
deshalb dazu entſchließen, Pfandbriefe ausſtellen zu laſſen und konnte 
nicht, wie anfänglich beabfidtigt, die Anleihe einfach durch hypothekariſche 
Eintragung auf den Domänen ſicherſtellen laſſen. Es fragte ſich nun, 
ob man wieder wie bei der Domänenbeleihung von 1808 an die 
landſchaftlichen Kreditinſtitute herantreten ſollte. Hiergegen machte ſich 
innerhalb des Schatzminiſteriums eine entſchiedene Oppoſition geltend. 
Die Erfahrungen, die man bei der vorigen Bepfandbriefung der 
Domänen gemacht habe, zeigten, ſo führte der Referent aus, auf wie 
große Schwierigkeiten man bei den bandſchaftlichen Kreditinſtituten 
ſtoßen werde !). Es ſei daher gerechtfertigt, die Pfandbriefe nicht durch 
die landſchaftlichen Kreditinſtitute, ſondern durch „beſondere ſtändiſche 
Domänen⸗Pfandbriefskommiſſionen“ ausſtellen zu laſſen. Dieſer Vor⸗ 
ſchlag, der von Frieſe ausgegangen zu ſein ſcheint, wurde angenommen 
und die Inſtruktion für dieſe Kommiſſionen entworfen. Frieſe hatte 
auch bei der Beſprechung des Anleiheplanes darauf hingewieſen, daß 
man ſich vorbehalten müſſe, die hinterlegten Pfandbriefe gegen andere 
zu tauſchen, damit die Veräußerungspläne nicht geſtört würden. Auch 
hierin ſpiegeln ſich die Erfahrungen wieder, die man in den Jahren 
vorher gemacht hatte. Es wurde denn auch demgemäß in die vor⸗ 
läufigen Bedingungen die Beſtimmung aufgenommen, „daß einzelne 
Pfandbriefe für den Veräußerungsfall der mit denſelben belafteten 
Grundſtücke gegen andere Pfandbriefe nach dem Nennwert eingetauſcht 
werden könnten“. Um derartige Austauſchpfandbriefe ſtets zur Hand 
zu haben, entſchloß man ſich, ſtatt der für die geplante Anleihe von 


12 Millionen Taler vorgeſehenen 18 Millionen Taler Pfandbriefe ſolche 


gleich in Höhe von 21 Millionen Talern ausſtellen zu laſſen. Dieſe 
ſollten auf die einzelnen Provinzen wie folgt verteilt werden: 


Dftpreußen . . . . . 8 Millionen Taler 
Weſtpreußen ’ 
Kur⸗ und Neumark 
Pommern 
Schleſien 


— — 


do D PB (a 


21 Millionen Taler ). 


Auf dieſe Weiſe hätte die Regierung 3 Millionen Taler Pfand⸗ 


briefe zu Austauſchzwecken zur Verfügung gehabt. Außerdem wäre 
dann immer noch ein erheblicher Teil des Domänenbeſitzes in dieſen 


1) Über das Verhalten der Landſchaften bei der Doménenbereipung von 
1808109 Nut auch Verfaſſers Aufſatz im Bankarchiv XV Nr. 

2) Daß man die drei letztgenannten Provinzen mit 1 Beträgen 
heranzog, wurde damit begründet, daß bei ſtärkerer Heranziehung die beabſich⸗ 
tigten Reformen der Domänenbenutzung auf unbeſiegliche Schwierigkeiten ſtoßen 
würden, während in den beiden anderen Provinzen derartige Fortſchritte ohne⸗ 
hin am wenigſten zu erhoffen ſeien (Miniſterialkonferenz vom 14. Januar 1818). 


* 
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Provinzen A fa geblieben. In den Akten befindet ſich eine 
Tabelle, in der berechnet wird, daß man von den im Jahre 1809 
zur Staatsſchuldentilgung beſtimmten 45 Millionen Talern / noch 
32,8 Millionen Taler frei habe. Bei Aufnahme der oben erwähnten 
21 Millionen Taler wären daher immer noch Domänen im Werte von 
11—12 Millionen Taler freigeblieben. 

Die Anleihe kam aber nicht mit 12 Millionen Taler zuſtande, 
ſondern wurde nach langen Verhandlungen auf 30 Millionen Taler er⸗ 
höht, und für den gleichen Betrag mußten auch Domänenpfandbriefe 
hinterlegt werden!). Die Erhöhung machte die Ausfertigung eines 
entſprechenden Betrages von Umtauſchpfandbriefen unmöglich. Die auf 
dieſem Wege beabſichtigte Erleichterung der Veräußerungen verpfändeter 
Domänen kam daher in Wegfall. Die Nachteile, die hieraus entſtanden, 
zeigten ſich ſchon bald darauf. 


Bereits im April 1819 berichtete die weſtpreußiſche Regierung, | 


daß die angeordnete Parzellierung von Domänen und Forſtgrundſtücken, 
die dazu dienen folle, der Landbevölkerung den Grundbeſitzerwerb zu 
ermöglichen und ſie dadurch von der Auswanderung abzuhalten, nicht 
durchgeführt werden könne, weil alle in Betracht kommenden Grund⸗ 
ſtücke für die engliſche Anleihe verpfändet feien*). Ein Gleiches war 
ſchon kurz vorher bezüglich einer Parzelle des pommerſchen Forſtreviers 
Neu⸗Krug berichtet worden. Um ein größeres Objekt handelte es ſich 


bei einer im Auguſt 1819 an das Schatzminiſterium ergangenen An⸗ 


mage der ſchleſiſchen Regierung, die zu willen wünſchte, ob ſie mit dem 
Verkauf der Domäne Liegnitz, auf der 223 000 Taler für die engliſche 
Anleihe hafteten, vorgehen könne. In allen biejen Fällen wurden die 


7. 


Behörden von den Miniſterien darauf verwieſen, daß im Jahre 1821 


die erfte Tilgungsabrechnung wegen der engliſchen Anleihe ſtattfinden 
werde und man dann auch Pfandbriefe zur Löſchung bringen könne. 
Tatſächlich hal die Rückgabe von Pfandbriefen erſt 1822 ſtattgefunden. 
Ob ſich die betreffenden Intereſſenten ſolange haben hinhalten laſſen, 
iſt aus den Akten nicht zu erſehen. In einem Falle im April 1820, 
als der Verkauf von zwei Domänenvorwerken im Amte Potsdam in 
Frage kam, hat ſich das Finanzminiſterium ſogar an den Staatskanzler 
gewandt. Es berichtete, daß, wenn die Pfandbriefe im kommenden 
Jahre beſtimmt herbeigeſchafft werden könnten, man von der Erteilung 
des Zuſchlags abſehen müſſe, es ſei denn, daß der Erwerber mit der 
Berichtigung des Beſitztitels warten wolle, bis die Pfandbriefe gelöſcht 
werden könnten; hiergegen müſſe ihm ein entſprechender Teil des Kauf⸗ 
geldes geſtundet werden. Auch mit dieſem Ausweg ſcheint man aber 
nicht weiter gekommen zu ſein, denn bald darauf entſchloß ſich das 
Finanzminiſterium, völlig neue Grundſätze über die Veräußerung be⸗ 


1) Wie dieſe auf die einzelnen Provinzen verteilt worden ſind, habe ich 
aus den Akten nicht feſtzuſtellen vermocht. Die Pfandbriefe wurden von den 
Provinzialregierungen ausgeſtellt und erhielten die Bezeichnung „Regierungs⸗ 
domänenpfandbriefe“. 

2) Geh. St. A. Rep. 134, XIV, Sekt. 1, Nr. 11, auch für die weiteren 
Angaben. 
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liehener Domänen aufzuſtellen. Es wurde nunmehr zur Bedingung 
gemacht, daß die Domänenkäufer die auf den Domänen ruhenden Pfand⸗ 
briefſchulden in Anrechnung auf den Kaufpreis mit übernehmen müßten ). 
In der diesbezüglichen Inſtruktion vom Jahre 1821 wird weiter aus⸗ 
geführt: „Es giebt drei Arten von Pfandbriefen auf den Domänen: 
1. die eigentlichen landſchaftlichen Pfandbriefe aus der Zeit vor 1806; 
deren Übernahme durch die Erwerber tft ohne weiteres möglich; 
2. die wegen der holländiſchen Anleihe ausgefertigten Pfandbriefe. 
Bei dieſen müſſen die Erwerber den Nominalbetrag der Pfand⸗ 
briefe in bar zahlen, wogegen dann dieſe gelöſcht werden können; 
3. Die wegen der engliſchen Anleihe ausgefertigten und in London 
hinterlegten Pfandbriefe, deren Einlöſung außer dem Willen der 
Erwerber liegt. Solche Domänen können nur dann veräußert 
werden, wenn die Erwerber damit einverſtanden ſind, daß die 
Löſchung der Pfandbriefe erſt erfolgt, wenn die Zurückziehung 
von London möglich iſt. | 

Die Schwierigkeit, die ſich in dem Fall 2 ergab, lag darin, daß 
der Erwerber nahezu den ganzen Kaufpreis in bar erlegen mußte, ohne 
daß er die Sicherheit hatte, nachher von der Landſchaft eine ent⸗ 
ſprechende Beleihung bekommen zu können. In der Regel war dies 
nicht der Fall, vielmehr wurde der Landſchaftskredit zumeiſt erheblich 
niedriger bemeſſen, als die frühere Beleihung geweſen war. Auch für 
den Domänenfiskus ſtellten ſich aber Nachteile bei dieſer Form der 
Abwicklung heraus. Als man feſtſetzte, daß der Erwerber den Nominal⸗ 
betrag der Pfandbriefe für deren Ablöſung zu zahlen hatte, ſetzte man 
voraus, daß die Landſchaften bei Hinterlegung dieſes Betrages die 
Löſchung der eingetragenen Pfandbriefe vornehmen würden. Dies 
taten die Landſchaften aber nicht, ſondern ſie verlangten, daß, ſolange 
nicht die eigentlichen Pfandbriefe herbeigeſchafft werden könnten, andere, 
gleicher Art und vom gleichen Betrage, hinterlegt werden müßten. 
Die Regierung ſah ſich daher genötigt, dieſe zu beſchäffen, eventuell 
durch Ankauf. So wurden in einem Falle zu dieſem Zwecke 
36 000 Taler ſchleſiſche Pfandbriefe durch das Bankhaus Eichborn & Co. 
in Breslau mit 6 bis 7 90 Agio angekauft. Infolge des Agios und 
der ſonſtigen Ankaufsſpeſen entſtand hierbei für den Domänenfiskus ein 
Verluſt von etwa 3000 Taler. Aus dieſem Vorfall ergaben ſich natur⸗ 
gemäß gewichtige Bedenken gegen die Veräußerung der zugunſten der 
holländiſchen Anleihe noch verpfändeten Domänen. | 
Beim Fall 3, der auf etwa neun Zehntel der verpfändeten Dos 
mänen zutraf, war dem Erwerber die Möglichkeit, eine anderweitige 
Hypothek aufzunehmen, ſo gut wie verſchloſſen. In richtiger Beurteilung 
der Sachlage kehrte das Finanzminiſterium deshalb wieder zu dem 
Grundſatz zurück, daß im allgemeinen vor der Veräußerung die Löſchung 
der Pfandbriefe ſtattfinden müſſe. Für die Praxis- bedeutete dies die 
nahezu völlige Unterbindung des Verkaufs der bepfandbrieften Domänen. 
Eine Ausnahme bildeten in dieſer Beziehung nur die oben unter 1 
erwähnten oberſchleſiſchen Domänen, die nicht für Anleihen verpfändet 


1) Landw. Min. A. Domänenſachen, II. Gen., Abt. I, Nr. 15. 
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worden waren, ſondern die von der Schleſiſchen Landſchaft in derſelben 
Weiſe beliehen worden waren, wie Privatgüter. Bezüglich dieſer Do⸗ 
mänen hielt man, wie oben erwähnt wurde, die Übernahme der Pfand⸗ 
briefſchuld durch die Erwerber ohne weiteres für möglich und glaubte, 
daß hierbei keinerlei Schwierigkeiten entſtehen könnten. Es zeigte ſich 
aber in der Folge, daß dies keineswegs für alle Fälle zutraf. So 
war die Domäne Coſel an einen Landrat verkauft worden, der dabei 
dir hierauf eingetragenen 89 770 Taler Pfandbriefe in Anrechnung auf 
den Kaufpreis mit übernommen hatte. Bei der Taxreviſion durch die 
Landſchaft ſtellte ſich jedoch heraus, daß auf Coſel nach den inzwiſchen 
eingeführten neuen Beleihungsregeln nur ein Landſchaftskredit von 
53 820 Talern gegeben werden konnte. Die Landſchaft verlangte daher 
von dem Domänenfiskus die Tilgung der überſchießenden 35 950 Taler. 
Schließlich einigte man ſich dahin, daß dieſer Betrag auf andere Do⸗ 
mänen, die noch nicht voll beliehen waren, übertragen würde. Nun 
mußte aber der Domänenfiskus natürlich ſeinerſeits von dem Käufer 
die Rückzahlung dieſes Betrages verlangen, woraus neue Schwierig⸗ 
keiten entſtanden, die, nach einer Bemerkung in den Akten zu ſchließen, 
ſogar die Gerichte beſchäftigt haben. Man wird es hiernach begreiflich 
finden, wenn man auch bei dem Verkauf der oberſchleſiſchen Domänen 
erſt die Löſchung der Pfandbriefe abgewartet hat. Die Dinge lagen 
nach 1818 zunächſt ſo, daß, wenn der Staat mit der Domänen⸗ 
veräußerung fortfahren wollte — und dies wurde immer wieder be⸗ 
jaht !) —, er fein Augenmerk auf die ſäkulariſierten Güter und den 
nichtverpfändeten Domänenbeſitz im Weſten der Monarchie lenken mußte. 
Dies ſcheint denn auch in der Tat geſchehen zu ſein. Leopold Krug?) 
berichtet, daß von 1818 bis 1822 allein im Regierungsbezirk Aachen 
für mehr als 11/4 Millionen Taler Domänengüter verkauft worden feien. - 
Nach derſelben Quelle wurden im Regierungsbezirk Coblenz im Jahre 
1820 über 400 000 Taler aus ſolchen Verkäufen erlöſt. Größere Ein⸗ 
nahmen hieraus wurden in der gleichen Zeit auch in den Regierungs⸗ 
bezirken Merſeburg und Minden verzeichnet. Daß in dieſen Jahren 
auch noch mehrfach Verkäufe von ehemals geiſtlichem Beſitz ſtattgefunden 
haben, ergibt ſich aus einer Mitteilung des Finanzminiſteriums an 
das Staats miniſterium vom 26. November 1819, worin es heißt, daß 
die ſäkulariſierten Güter in der Regel nur gegen bar verkauft würden. 
Soweit ſie nicht zum Verkauf gelangten, trugen ſie zu den Einnahmen 
des Domänenfiskus vielfach dadurch bei, daß die Erbpachtsgelder, die 
auf ihnen ruhten, zur Ablöſung gelangten. | | 

Die erwähnten Einnahmen aus den Domänen des Weſtens, aus 
den Verkäufen der ſäkulariſierten Güter und endlich aus den Erbſtands⸗ 
und Ablöſungsgeldern muß man in Betracht ziehen, wenn man die 
Angaben über die Einnahmen des Domänenfiskus richtig bewerten will. 
Dies gilt insbeſondere für die Feſtſtellung, daß von 1820 bis 1833 
aus Domänen⸗Forſtverkäufen und Ablöſungsgeldern ca. 23,8 Millionen 
— ns 


1) Vgl. Kgl. Verordnung v. 17. Jan. 1820, das Staatsſchuldenweſen betreffend. 
2) Geſchichte der preußiſchen Staatsſchulden. Breslau 1861. 
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Taler eingegangen ſind ). Wieviel hiervon auf jede der beiden Einnahme⸗ 
quellen entfällt, wiſſen wir nicht, ebenſowenig, wieviel auf den alten 
Domänenbeſitz. Allzugroß kann deſſen Anteil hieran nicht. geweſen fein, 
denn obwohl im Laufe der zwanziger Jahre alljährlich Pfandbrief⸗ 
löſchungen ſtattfanden, waren im Jahre 1830 immer noch Domänen⸗ 
pfandbriefe im Betrage von mehr als 30 Millionen Talern in fremden 
Händen. Es waren demnach damals immer noch Domänen im Werte 
van mindeſtens 45 Millionen Talern durch Verpfändung feſtgelegt. 
Hierin trat jedoch zu Anfang der dreißiger Jahre eine entſcheidende 
Wendung ein. Mit dem Erlös der im Jahre 1830 abgeſchloſſenen 
4 o=Ronverfionsanleibe, bei der Rothſchild auf ein Spezialpfand ver⸗ 
zichtete ), wurden die früheren Anleihen zurückgezahlt. Damit kamen 
die „engliſchen“ Domänenpfandbriefe nach und nach wieder in die 
Hände des Staates und gelangten zur Löſchung. Wie dieſe bei den 
weſtpreußiſchen Domänen vor ſich gegangen it, zeigt die nachſtehende 
Überficht?). Es wurden gelöſcht: | | 
im Jahre 1832 766 000 Taler 
„ „ 1833 412000 „ 
„ 1334 2837000 „ (Reſtbetrag). | 

Noch länger als die Löſchung der engliſchen Pfandbriefe von 1818 
hat ſich die Löſchung der holländiſchen Domänenpfandbriefe hingezogen. 
So kamen in Pommern die letzten dieſer Pfandbriefe erſt im Jahre 
1837 zur Löſchung. Wie ſich hier im ganzen die Ablöſung der 
Domänenpfandbriefe von 1808/09 vollzogen hat, geht aus den nach⸗ 
on Zahlen hervor: 

* Betrag der A e Pfanbbriefe Zahl der entpfändeten Domänen 

: in Talern 
1812 1818 1180 000 Ä 10 


1816—1818 433 000 4) Bu 
1819—1827  . 1990004) 3 
1828—1832 2109 000 10 
1833—1836 - 64 000 | 3 
1837 15 000 3 


„Nahezu dreißig Jahre hat es ſomit gedauert, bis der Domänen⸗ 


beſitz des preußiſchen Staates wieder völlig pfandfrei geworden iſt. 
Wenn wir nun zum Schluß ein zahlenmäßiges Geſamtbild der 
durch die Domänenverpfändungen erfolgten Einwirkung auf die Domänen⸗ 
verkäufe erlangen wollen, ſo müſſen wir auf die Summe der jeweils 
ausgegebenen Domänenpfandbriefe zurückgehen. Da dieſe auf einer Be⸗ 


1) Richter, Das preußiſche Staatsſchuldenweſen und die preußiſchen 
Staatspapiere, 1869, S. 50. Von den 23,8 Millionen Talern entfielen nach 
Richter, S S. 47, rund 7 „8 Millionen Taler auf die Jahre 1823-1827. Da er 
an anderer Stelle (S. 51) feſtſtellt, daß auf die Zeit von 1822—1833 etwa 
20 Millionen entfallen, komme ich zu dem Schluß, daß 1 die Hälfte 
der erwähnten 23,8 Millionen auf die Jahre 1828—1838 entfällt, d. h. auf die 
Zeit, in der die Mehrzahl der Domänen pfandfrei geworden iſt. 

. Brodbage, Zur Entwicklung des preußiſch⸗deutſchen Kapitalexports, 
I. Leipzig 1910, S. 125 

8) Staatsarchiv ST Abt. 91, 847. 

4) Durch die Ablöſung dieſer Beträge ſind keine Domänen pfandfrei ge⸗ 
worden, ſondern es iſt dadurch nur eine Verminderung der Belaſtung eingetreten. 
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leihung von zwei Dritteln des Wertes beruhen, kann man den Wert der 
jeweils verpfändeten Domänen wenigſtens annähernd ermitteln. Hiernach 
ergibt ſich, daß durch die Domänenverpfändungen feſtgelagt waren: 
— | Domänen im Werte von: — 
1810—1814 durchſchnittlich 30 Millionen Talern 
1815—1818 10 „ . 
1819— 1830 a 50 „ = 
Aus den vorſtehenden Zahlen allein würde man ſchon den Schluß 
ziehen dürfen, daß die Domänenverpfändungen auf Umfang und 
Richtung der Doménenverfäufe. von Einfluß geweſen ſein müſſen. 
Zudem aber findet dieſe Tatſache in zahlreichen hier wiedergegebenen 
Vorgängen ihre Beſtätigung. Auf dieſen bisher nicht beachteten Zu⸗ 
ſammenhang hinzuweiſen, war der Zweck des vorliegenden Aufſatzes. 


Schriften zum Weltkriege. 3 
Beſprochen von Hermann Dreyhaus 


Zum dritten Male „Schriften zum Weltkriege“, diesmal eine 
ſchmerzliche Aufgabe! Der weitaus größte Teil der Schriften iſt vor 
dem Ausbruch der Revolution verfaßt. Wenn auch hier und da dunkle 
Wolken ſich bemerkbar machten, auf ein ſolches Ungewitter war niemand, 
auch nicht der ſchwärzeſte Peſſimiſt, vorbereitet. So kommt es, daß 
der Referent, beſonders hinſichtlich der ſpäteren Abſchnitte, in die un⸗ 
angenehme Lage verſetzt wird, über ſo manches Buch zu ſchreiben: 
„Durch die Zeitverhältniſſe überholt!“ Er konnte dabei oftmals nicht 
das Gefühl unterdrücken, manchen ſchönen und wertvollen Gedanken zu 
Grabe tragen zu müſſen. Aber das hilft nun einmal nichts. Der Geſchichts⸗ 
ſchreiber muß gleichmäßig gewappnet ſein gegen das Leid wie gegen die 
Freude. Von der bisher geübten Art der Beſprechung abzuweichen, ſehe 
ich trotz der veränderten Verhältniſſe keinen Grund für vorliegend. 


1. Vorgeſchichte des Krieges 


Da kein Krieg je ſoviel Leid über die Welt gebracht hat wie dieſer, 
ſo iſt man wie noch nie beſtrebt, die Schuld an dem Unheil feſtzuſtellen. 
Die Entente hat zwar in einer Verlgutbarung vom 7. März 1919 
ſich kurz dahin entſchieden „The responsibility of Germany for the 
war has long since been incontestably established.“ Allein die Ge⸗ 
ſchichtswiſſenſchaft kann ſich mit einem ſolchen einfachen Machtwort nicht 
zufrieden geben, ganz abgeſehen davon, daß wir Deutſchen doch auch 
noch nicht das Gefühl für Recht und Unrecht verloren haben. So iſt 
es ſelbſtverſtändlich, daß ſich die Forſchung wieder mehr der Vorgeſchichte 
des Krieges zuwendet, zumal der Zuſtrom neuer Nachrichten und Quellen, 
beſonders von deutſcher Seite aus, ja zunehmend ſtärker wird. Be⸗ 
deutſame Vorarbeit in der Zuſammenfaſſung des bekannt gewordenen 
Materials hatte bereits 1916 der dritte Band des Jahrbuchs für 
Völkerrecht gebracht, den ich hier 1917 in Bd. 30, S. 267 
würdigen konnte. Nunmehr iſt eine Fortſetzung als vierter Band er⸗ 
ſchienen unter dem Titel „Politiſche Urkunden zur Entwicklung des 
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Weltkrieges“ ). Als Herausgeber zeichnet diesmal Th. Niemeyer 


allein. Nach Anlage und Ausführung ſchließt ſich dieſer Band dem 
vorhergehenden eng an. Allerdings mußte er in der Auswahl der 


Urkunden noch weitherziger vorgehen als bisher. Aus zwei Gründen: 
mehr denn je hat die Preſſe ihre Bedeutung als Großmacht gezeigt. 
Was Wunder, wenn ſie von allen Staaten als Bundesgenoſſin mit 
mehr oder minder Geſchick benutzt worden iſt. Deshalb in ihr die 
Fülle amtlicher und halbamtlicher Außerungen, die kein ſpäterer Hiſtoriker 
oder Juriſt entbehren kann. Zum andern zwang die Themaſtellung: 
Eintritt weiterer Staaten in den Krieg, wie die Fälle Griechenland 
und Agypten zeigen, einen andern Maßſtab zur Bewertung des Be⸗ 
griffes Urkunde anzulegen, als es bisher üblich war, wo Freund und 
Feind ſich deutlicher ſchieden als in dieſem ungeheuren Kriege mit ſeinen 
zahlreichen ſtillen und geheimen Teilhabern. | 


Da marſchieren fie nun alle auf mit ihren Kundgebungen und 


Kriegserklärungen, die lange, lange Reihe unſerer Feinde, kaum kann 
das ordnende Alphabet ſie umfaſſen, und die eins, zwei Freunde, die 
es wagten, ihre Karte auf Mitteleuropa zu ſetzen. Den umfaſſendſten 
Teil der Darſtellung nimmt der Eintritt Italiens in den Krieg ein. 
Bis auf die Dreibundverträge, ſoweit dieſe bekannt ſind, wird zurück⸗ 
gegriffen. Dann werden die amtlichen öſterreichiſchen (Rotbuch) und 
italieniſchen (Grünbuch) Dokumente veröffentlicht, beide umrahmt von 
Außerungen hervorragender Staatsmänner ihrer Länder ſowie der 
deutſchen und nicht zuletzt der bedeutſamen ruſſiſchen Veröffentlichungen 
aus dem Jahre 1917 in der „Iswestija“, dem Zentralorgan der Bol⸗ 
ſchewiſten (Maximaliſten). Die ſchon vorher durch die Enthüllungen 
des Suchomlinow⸗Prozeſſes bekannt gewordenen Aktenſtücke zur Entſtehung 
des Krieges überhaupt werden hier als Anhang zum erſten Bande 


gegeben. In dieſem werden überhaupt alle Urkunden zuſammengefaßt, 


die auf der Veröffentlichung von ruſſiſchen Geheimdokumenten durch 
die Bolſchewiſtenregierung 1917/18 beruhen. Sie bilden wertvolle 
Ergänzungen zu dem erſten Bande des Werkes. Die Regiſter ſind in 
beiden Bänden ziemlich gleich gearbeitet. Neben der allgemeinen Inhalts⸗ 
überſicht in zeitlicher Folge werden Verzeichniſſe der in den Urkunden 
vorkommenden Staatsmänner nebſt knappen Notizen über dieſe gegeben. 
Daran ſchließt ſich eine Zeitofel mit Hinweiſen auf die Buntbücher 
bzw. ſonſtige Dokumente. Dagegen fehlt in dieſem zweiten Bande eine 
Zuſammenſtellung der Urkunden zu den Buntbüchern, was ſich ja 
ſchließlich unſchwer verſchmerzen läßt. Im ganzen iſt jedenfalls auch 
mit dieſem Urkundenband wieder ein tüchtiges Stück Vorarbeit geleiſtet 
worden. Nicht unerwähnt will ich die Bemühungen des Herausgebers 
und die möglichſt einwandfreie Geſtaltung des Textes laſſen, die 
gelegentlich zu Doppelüberſetzungen führen, wie z. B. bei der Mit⸗ 


1) Die völker rechtlichen Urkunden des Weltkrieges. Hrsg. von Th. Niemeyer 
und K. Strupp. II. Bd.: Politiſche Urkunden zur Entwicklung des Weltkrieges. 


Hrsg. von Th. Niemeyer (Jahrbuch des Völkerrechts, IV. Bd). 755 S. 


München und Leipzig, Duncker & Humblot, 1918. 24,00 Mk. — NB. Die 
Preiſe ſind immer ohne Teuerungszuſchlag angegeben. 
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teilung des Kaiſerlich Türkiſchen Irades betr. die Kriegserklärung an 
Rußland (S. 33). 5 | 

Staunend ſteht man vor einem Werk, das fih „Erinnerungen“ 
nennt, und das doch ſo viel „Gedachtes“ enthält, ich will nicht ſagen 
„Gedanken“, um nicht, den Blick eindeutig zu richten. Kein Staats⸗ 
mann iſt ſein Verfaſſer, aber ein Mann, von dem unter Bethmann 


Hollweg die Legende ging, es ſei wichtiger, in auswärtigen Angelegen⸗ 
heiten ihn zu beſuchen als den Reichskanzler ſelbſt. Otto Hammann, 


der langjährige Preſſedezernent des Auswärtigen Amtes iſt es, der das 
politiſche Getriebe in der Wilhelmſtraße ſchildert ſeit Bismarcks Ent⸗ 
laſſung aus der Perſpektive eines manches Wiſſenden, aber nur wenig 
ſelbſt verantwortlich Handelnden 1). Dieſer Blick iſt nicht grablinig, 
er muß notwendig gebrochen ſein durch das Prisma indirekten 
Erlebens und indirekten Einſetzens. Deshalb tritt 5 
ſelbſt auch nur ganz wenig hervor. Das perſönliche „Ich“ kann man 
ſuchen. Und daher iſt auch die Bezeichnung „Erinnerungen“ irre⸗ 
führend. Vor uns liegen keine Denkwürdigkeiten im hergebrachten 
Sinne. Das iſt auf dem gegenwärtig bekannten Material anfgebaute 
Zeitgeſchichte, in die ſich im gegebenen Augenblick die perſönlichen Beob⸗ 


achtungen über Ereigniſſe einflechten. Nicht dieſe ſelbſt treten hervor. 


Es zittert nichts nach von der Leidenſchaft ſelbſteigenen Auftretens, 
keine erfüllten oder getäuſchten Hoffnungen hallen wider, das iſt alles 
nur geſchaut, mit klugen Augen zwar und beſtimmtem politiſchem Blick, 
aber ohne die Blutwärme des politiſch Handelnden, deſſen ganzes 
politiſches Leben die politiſche Tat verkörpert. Ganz richtig, kein 
Staatsmann ſpricht, ſondern der Preſſedezernent, von der Hochburg 
des Redaktionsallerheiligſten. Zwei Werke legt er vor, beide in engſtem 
inhaltlichen Zuſammenhange, das eine allerdings ſchon von der Wirkung 
des andern in der Offentlichkeit Nutzen ziehend. Doch iſt die Grund⸗ 
richtung nach der politiſchen Seite die gleiche, eben die Politik der 
Wilhelmſtraße, die trotz der verſchiedenen Kanzler unverändert blieb — 
wie dieſe Bücher zeigen — vielleicht nicht ohne Anteilnahme Hammanns, 
denn er hat unter allen Kanzlern bis 1917 ausgeharrt, die Politik 
der weſtlichen Orientierung nach England hin. Zwar ſoll er nicht 
etwa als ihr Urheber angeſehen werden. Aber er bekennt ſich zu ihr, 
und er glaubt an ſie. Dadurch gelingt es ihm, die Ziele Wilhelms II. 
gegenüber Bismarck deutlich abzuheben. So beginnt der erſte Teil 
des Werkes, wie ſchon der Name ſagt, mit der Abdankung Bismarcks, 
mit dem „neuen Kurs“. Tapfer tritt Hammann für Caprivi ein, 
deſſen Schickſal es war, der Nachfolger eines Übermenſchen zu werden 
und außerdem das Werkzeug eines Monarchen von ſtärkſtem Subjek⸗ 
tivismus. Wahrlich kein leichtes Los! Darum iſt es menſchlich fo 
ſehr zu begreifen, daß ihm hier eine ſo warmherzige Würdigung zuteil 
wird. Ahnlich geht der dritte Kanzler durch die Blätter. Doch ſind 


1) Otto Hammann, Der neue Kurs. VIII u. 160 S. Berlin, Reimar 
Hobbing, 1918. — Derſ., Zur Vorgeſchichte des Krieges. VIII u. 164 S. 
Ebenda. Beide zuſammen, einf. Ausg. 9,— Mk. | 
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es im „neuen Kurs“ nicht fo ſehr die Kanzler, welche der Zeit das 
Gepräge geben, wenigſtens nicht in ihren wirkſamſten Kräften; für die 
auswärtige Politik zieht ſich wie ein roter Faden durch das unruhig 
begehrende Auf und Nieder das Wirken der ſeltſamen Geſtalt des 
Herrn von Holſtein. Es wird ſpäter einmal eine hochbedeutſame Auf⸗ 
gabe der Geſchichtswiſſenſchaft fein, den Einfluß und! das Tun dieſes 
geheimnisvollen Herrn klarzuſtellen. Es iſt nicht zuviel geſagt, wenn 
„Hammann in ihm geradezu ben böſen Geiſt des Auswärtigen Amtes 
geſehen hat. Holſtein iſt unter Caprivi und Hohenlohe allmächtig, 
und ſelbſt unter Bülow iſt ſeine Rolle noch entſcheidend. Hammann 
bringt wenig Neues über ihn direkt, dagegen werden die Ausſtrahlungen 
ſeines Weſens mit unzweifelhafter Deutlichkeit enthüllt. Im Grunde 
hat dieſer erſte Teil der Hammannſchen Erinnerungen nur wenig mit 
der Vorgeſchichte des Krieges zu tun, da er zum großen Teile auch 
N der inneren Politik, mit einer gewiſſen Vorliebe ſogar der Entwicklung 
des Sozialismus, gewidmet iſt. Nur in einem weiſt er unmittelbar 
auf dieſe hin, zumal Hammann ſeine „Erinnerungen“ ſehr ſtark mit 
der betreffenden Literatur in Verbindung bringt, bezw. er ſich mit dieſer 
auseinanderſetzt. Das iſt der Fall in der Frage des vielberufenen 
Rückverſicherungsvertrages mit Rußland. Hier kreuzt Hammann mit 
Reventlow die Waffen. Dieſer iſt ja einer der fruchtbarſten Vertreter 
der deutſchen Oſtorientierung, zudem Alldeutſcher, alſo für den ge⸗ 
mäßigten Liberalismus der Wilhelmſtraße, wie er zuletzt unter Beth⸗ 
mann Hollweg üblich war, ein ſchwerwiegender Grund zur Gegner⸗ 
ſchaft. Allerdings kann von einem abſchließeuden Ergebnis nicht die 
Rede ſein, dafür iſt das beigebrachte Material zu wenig überzeugend. 
Zielſicherer wird Hammann in dem zweiten Teil ſeiner „Erinnerungen“, 
der „Vorgeſchichte des Krieges“. Dieſer iſt in der Hauptſache der 
Kanzlerſchaft des Fürſten Bülow gewidmet. Wenn es uns nicht von 
anderer Seite ausdrücklich bezeugt wäre (vgl. den gleich genannten 
Eckardſtein S. 5 f.), ſo ſpräche dieſes Buch zur Genüge dafür, be⸗ 
ſonders gelegentlich der ausführlichen Charakteriſtik Bülows, S. 74 ff., 
oder der fein abgeſtimmten Schilderung der Bülowſchen Häuslichkeit, 
S. 68 f. Unter dem Geſichtswinkel der Vorgeſchichte des Krieges 
mußte das Verhältnis Deutſchlands zu England hervortreten. 

Hier nehmen die Bündnisverhandlungen um die Jahrhundertwende 
in London einen breiten Raum ein. In einer Broſchüre ſchreibt ſich 
der damalige Botſchaftsrat in London, Hermann Freiherr von 
Eckardſtein, daran ein beſonderes, wenn nicht das ausſchließliche 
Verdienſt zu !). An fi paſſen dieſe Beſtrebungen durchaus in die 
Geſamtauffaſſung Hammanns von Auswärtiger Politik. Beinahe wäre 
ja auch der große Wurf gelungen. Aber .. . . nach Eckardſtein: 
„So verliefen die anfangs ſo ausſichtsvollen Bündnisverhandlungen 
im Sande. Ihr Scheitern aber bedeutete den Anfang der Einkreiſung, 


1) Hermann Freiherr von Eckardſtein, Diplomatiſche Ent⸗ 
hüllungen zum Urfprung des Weltkrieges. Bruchſtücke aus meinen politiſchen 
Denkwürdigkeiten. 2. Aufl. 32 S. Berlin, Karl Curtius, o. J. 1,80 Mk 
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und die Folge der Einkreiſung war der Weltkrieg. Vielleicht hat nie 
ein Staatsmann ſich und ſeiner Politik ein größeres Armutszeugnis 
ausgeſtellt als Fürſt Bülow in ſeinem Buch mit der Behauptung, 
„Deutſchland wäre im Falle eines Bündniſſes der Landsknecht Englands 
geworden“ (S. 29). Und außerdem waren ſchuld die Alldeutſchen 
mit ihrer blinden Schwäche für Rußland, und nicht zuletzt der Kaiſer 
mit ſeiner Anmaßung gegenüber engliſchen Miniſtern. Aber „heute 
beſitzt das deutſche Volk endlich das Selbſtbeſtimmungsrecht über ſein 
Schickſal“ (S. 32). Allerdings, aber welchen Gebrauch macht es davon! 
Dieſe Andeutungen werden genügen, den Wert der Eckardſteinſchen 
Enthüllungen darzulegen. 

Etwas tiefer als Edardftein gebt Hammann nun doch auf die 
Gründe des Scheiterns der deutſch⸗engliſchen Verhandlungen ein. Wohl 
betont auch er die „Bismarckblätter“ und ihre Sorge um Rußland. 


Aber er ſieht nicht allein die Schuld bei der Heimat, ſo beſonders in 


— 


dem Mißtrauen Holſteins gegen Lord Salisbury, nein, wenn auch 
etwas gegen ſeinen Strich, bekennt er doch, obgleich er vorher hervor⸗ 
gehoben hat, daß die Bündnisbeſtrebungen von England ausgegangen 
ſind: „Lord Salisbury, ohnehin nur mit halbem Herzen bei der Sache 


und entſchloſſen, ſich möglichſt wenig in Europa feſtzulegen, wurde all⸗ 


mählich des langen Pourparlierens müde“ (S. 88). Ich glaube, mit 
dieſer Außerung kommt Hammann den tatſächlichen Gründen am aller⸗ 


nächſten. Er nähert ſich damit dem Grafen Reventlow, der die wahren 


Abſichten Englands wohl richtig erkennt, wenn er in dem weiter unten 
beſprochenen Werke über die „Politiſche Vorgeſchichte des großen Krieges“ 
ſagt, nachdem er ſchon in ſeinem Werke „Deutſchlands auswärtige 
Politik 1888—1914“ darauf hingewieſen (S. 181/182, 5. Aufl.): 
„Großbritannien brauchte kein Deutſches Reich als Bundesgenoſſen von 
anerkannter und praktiſcher Gleichſtellung in wirtſchaftlicher und poli⸗ 
tiſcher Hinſicht. Großbritannien brauchte etwas ganz anderes, nämlich 


einen Vaſallen auf dem Feſtlande, eine Macht, deren Politik und Kraft 


von London aus maßgebend und dauernd beeinflußt und benutzt wurde. 
So iſt es mit Frankreich und in weiterer Folge mit Rußland ge⸗ 


worden“ (S. 117). Dazu konnte ſich Deutſchland nicht hergeben. 


Und deshalb war dem Sinne nach die deutſche Politik wohl richtig, 
wenigſtens in der Verneinung. Daß fie nicht poſitiv wirkſam wurde, 
dürfte von Hammann nicht unrichtig erkannt ſein, wenn er bemerkt: 
„Die Hauptſchuld an den verſäumten Gelegenheiten trug die unglück⸗ 
liche Theſenpolitik Holſteins .... Die Anſicht, daß der Antagonis⸗ 
mus der beiden Weltmächte England und Rußland eine unabänderliche 
Tatſache ſei“ (S. 95). Dieſe bewirkt in ihren letzten Folgerungen den 
ſchweren und ergebnisarmen Gang nach Algeciras. Damit ſchließt das 
Buch. — Wir haben es alſo hier mit einer Veröffentlichung zu tun, 
die aus den anfangs geſchilderten Gründen keinen Anſpruch erheben 
kann auf beſondere Urſprünglichkeit ihres Inhaltes, die aber ihrer 


zahlreichen Einblicke wegen und durch manchmal fein wiedergegebenen 


Stimmungsgehalt eines erheblichen Quellenwertes nicht entbehrt. 
Ganz kritiſche Darſtellung iſt der erſte Teil der ſchon eben an⸗ 


* 
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geführten Vorgeſchichte des Weltkrieges von dem bekannten rechtsſtehenden 
Politiker Grafen Reventlow, der je länger je mehr die Bahnen 
ſtrengerer Forſchung einſchlägt !). Dieſer erſte Teil ſtellt die politiſche 
Vorgeſchichte des großen Krieges dar. Er will unterſuchen, „wo die 
zum Kriege führenden Kräfte ſich in der politiſchen Geſchichte zeigen, 
wie ſie ſich entwickelt haben und wie ſchließlich die große Kataſtrophe 
zuſtande gekommen iſt.“ Unter dem Geſichtswinkel der Vorgeſchichte 
des Krieges habe ich bereits in Bd. 30, S. 262, das Werk desſelben 
Verfaſſers „Deutſchlands auswärtige Politik 1888 — 1914“ angezeigt. 
Inhaltlich deckt ſich in beiden Werken manches. Naturgemäß iſt bei 
dem jetzt vorliegenden die Zielſetzung von ganz anderer Wirkung als 
bei dem allgemein geſchichtlichen Werk. Wenn auch dieſes von der 
dritten Auflage ab durch die Enthüllungen während des Krieges ſtark 
beeinflußt iſt, ſo bleibt immerhin ſein allgemeiner Charakter. Anders 
dagegen die politiſche Vorgeſchichte des Krieges. Sie umgreift zeitlich 
die Jahre von der Bildung der „Entente cordiale“ bis zur Ermordung 
Franz Ferdinands, des Thronfolgers von Oſterreich. Allerdings iſt 
die Anlage des Buches nicht dementſprechend. Es geht von der Er⸗ 
mordung Franz Ferdinands aus: „Die Urſachen der Mordtat führen 
auf die Balkanpolitik zurück, und dieſe . . . hat ihre Wurzeln in 
der Europapolitik der großen Mächte.“ Die Subſtantive dieſes Satzes 
geben die drei Hauptabſchnitte des Buches an. Bei dieſer Stoffgliederung 
iſt es möglich, darzulegen, die treibende Kraft in allen Handlungen, 
zuerſt mehr angedeutet, dann immer klarer und wirkſamer werdend, 
in der britiſchen Politik zu ſehen. „Von welcher Seite man auch 
immer verſucht, die Spuren der Urheberſchaft des Weltkrieges auf: 
zunehmen: ſie führen ſtets nach London. Dort war das Programm 
aufgeſtellt worden, das Deutſche Reich durch eine große, möglichſt all⸗ 
umfaſſende politiſch offenſive Koalition niederzuhalten und zu dieſem 
Zwecke nach Möglichkeit zu iſolieren. Gelang die Iſolierung voll⸗ 
ſtändig, ſo war das der Beginn eines Prozeſſes, den Bismarck bis⸗ 
weilen durch das franzöſiſche Sprichwort „Avilir, puis démolir“ be⸗ 
zeichnet hat“ (VII). Damit iſt der Grundton des Werkes angeſchlagen. 
Hierbei möchte ich mir einmal eine Bemerkung erlauben. Ich erkenne 
durchaus die Berechtigung und Richtigkeit dieſer Grundlinie an. Ich 
finde auch ihre ſtarke Betonung bei der Unklarheit der deutſchen Politik 
ſeit Bismarck durchaus augebracht. Nur wenn ich einmal einen Augen⸗ 
blick auch an den belehrenden oder gar beſſernden Zweck des Buches 
denke, dann wird dieſer bloß nach der negativen Seite verfolgt: ab⸗ 
ſchreckend! Das iſt unbedingt nötig! Aber das helfende Vorbild fehlt. 
Dieſes wird angedeutet durch das Schlagwort „kontinental“, d. h. 


1) Graf Ernſt zu Reventlow, Politiſche Vorgeſchichte des Großen 
Krieges. VIII u. 354 S. Berlin, E. S. Mittler & Sohn, 1919. 14,— Mk. — 
Unter dieſen Abſchnitt gehört auch das Buch von Martin Spahn, Die Groß- 
mächte, Richtlinien ihrer Geſchichte. Maßſtäbe ihres Weſens. Berlin, Ullſtein 
& Co., 1918. 5,50 Mk. Doch ſchien mir ſein Inhalt ſo bedeutſam, haupt⸗ 
ſächlich nach der allgemein geſchichtlichen Seite, daß ich vorzog, ihm eine Sonder⸗ 
beſprechung zu widmen, die im nächſten Heft erſcheinen ſoll. 
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europäiſche Politik gegen England, nicht nur aus Erinnerung gegen 
Napoleon I. Gerade vor dem Kriege find auch ſolche Beſtrebungen 
im Gange geweſen, ohne allerdings in Deutſchland Anklang zu finden. 

Reventlow zieht zum Beweiſe ſeiner Auffaſſung die hier in 
Bd. 30, S. 267 angezeigten „Belgiſchen Aktenſtücke 1905—1914“ in 
ganz umfangreichem Maße heran. — Aus der Erkenntnis dieſer Sach⸗ 
lage ergeben ſich naturnotwendig die Beurteilungen der deutſchen Kanzler 
während des genannten Zeitabſchnittes. Die Politik Bülows habe ich 
ſchon oben (S. 6) durch ein Zitat gekennzeichnet. Eine Charakteriſtik 
Bethmann Hollwegs, der ja noch bis in die Tage des Krieges an eine 
Verſtändigung mit England glaubte, kann ich mir danach erſparen. 
Nur ein paar Worte über den Kaiſer mögen das Bild vervollſtändigen. 
„Kaiſer Wilhelm II. hat ſich, ſo ſehr er auch für ſich in Anſpruch 
nahm, ,felbit zu regieren“, mit der auswärtigen Politik nur dilettantiſch 
befaßt. Das lag einmal in ſeiner Natur begründet, denn er war alles 
in allem der Typus eines nach manchen Seiten hin ſehr begabten und 
nach allen Seiten hin intereſſierten dilettantiſchen Charakters und 
Geiſtes. Darin lag die Unſtetigkeit ohne weiteres mit enthalten.“ 
„Für die auswärtige Politik des Deutſchen Reiches iſt die aus ſeinen 
Eigenſchaften hervorgehende Tätigkeit des Kaiſers unheilvoll geweſen.“ 
(S. 325/26) — — Dieſe politiſche Vorgeſchichte iſt eine wertvolle 
Ergänzung zu „Deutſchlands auswärtiger Politik“. Sie verdient durch⸗ 
aus die gleiche Anerkennung wie dieſe, die nun ſchon in zehnter Auflage 
vorliegt. Bezüglich des Geſamttones möchte ich das unterſtreichen, was 
ich anfangs ſagte, der Hiſtoriker Reventlow fängt an, den Politiker 
etwas zurückzudrängen, was nicht gerade ein Unglück iſt. Daß er 
natürlich alle erreichbare Quellen benutzt, 9 wohl kaum geſagt 
zu werden⸗ 

Die vorhin angedeuteten Beſtrebungen zur Kontinentalpolitik werden 
belegt durch ein Urkundenwerk aus belgiſchen Archiven, das Bernhard 
Schwertfeger während des Krieges zuſammengeſtellt und noch vor 
Ausbruch der Revolution vollendet hat!). Sein Hauptzweck iſt aller⸗ 
dings, wenn er auch nicht beſonders betont wird, die Friedfertigkeit 
der deutſchen Politik unter Kaiſer Wilhelm II. darzulegen, gleichzeitig 
aber vor allem die Einkreiſungspolitik König Eduards VII. noch deut⸗ 
licher zu beleuchten, als daß in den „belgiſchen Aktenſtücken 1905 — 1914“ 
bereits geſchehen iſt. Sie bilden alſo inhaltlich eine wertvolle Er⸗ 
gänzung zu dieſen, greifen aber andererſeits zeitlich weiter zurück und 
entrollen jo ein außerordentlich anſchauliches Bild der europäiſchen 


1) Zur Europäiſchen Politik. 18971914. Unveröffentlichte Doku⸗ 
mente, im amtlichen nn 1 unter Leitung von Bernhard 
Schwertfeger. Bd. 1. 1897—19 Zweibund, Engliſch⸗deutſcher Ge ei 
125 Bearbeitet von Wilhelm Köhler. Mit einem Fakſimile. VII 

9 S. — Bb. 2. 1905—1907. Marokkokriſis, König Eduard VII. Bearb. 
91 Bernhard Schwertfeger. Mit einem Fakſimile. VIII u. 204 S. — 
Bd. 3. 1908 — 1911. Bosniſche Kriſe, Agadir, Albanien. VIII u. 285 S. — 
Bd. 4. 1911-1914. Kriegstreibereien und Kriegsrüſtungen. VIII u. 212 S. 
Beide bearb. von Alfred Doren. Mit je einem Fakſimile. Sämtlich Berlin, 
Reimar Hobbing, 1919. Zuſammen 20,— Mk. 
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Politik in den Jahren 1897—1914. Der Anfang dieſer Jahre be- 
deutet einen Wendepunkt der Weltgeſchichte. Deutſchland verläßt die 
Enge Europas und tritt in die Welt ein. Das bedingt eine Neu⸗ 
orientierung oder wenigſtens einen Ausbau der bisherigen Politik. 
Deutſchland glaubte nur in Anlehnung an England ſeinen Weg gehen 
zu können, wenn dieſes ihm auch fortgeſetzt Schwierigkeiten machte. 
Deutſchland blieb aber unbelehrbar. So ſchürzt ſich die Tragödie. 
An Warnern hat es Deutſchland zwar nicht gefehlt. Dazu gehört 
das eben in jenen Jahren von England durch Faſchoda ſchwer ge⸗ 
kränkte Frankreich und naturgemäß der traditionelle Gegner Englands, 
Rußland, alſo der Zweibund, deſſen Tendenz man bisher — nicht zum 
wenigſten unter dem Eindruck engliſch beeinflußter Berichterſtattung — 
ausſchließlich als gegen den Dreibund gerichtet geſehen hat. Dieſer 
glaubt durch den Burenkrieg die Gelegenheit günſtig, einen Kontinental⸗ 
block gegen England zu ſchmieden, nicht mit angreifender Abſicht, nein, 
lediglich zur Sicherung des Friedens — man kann heute ſagen auf 
natürlichſte Weiſe. Daneben allerdings ſollte auch — was zwar dem 
Sinne nach dasſelbe iſt, — dem engliſchen Imperialismus ein Riegel 
vorgeſchoben werden. Die Sachlage erkennt der Belgier ſehr deutlich: 
„Cet accord aurait pour but dissimulé mais prineipal de mettre 
un frein à l’omnipotence de l'Angleterre dans les questions colo- 
niales et serait une réplique à l'attitude menaçante qu elle a prise 
depuis l’affaire de Fashoda. Il n'est pas douteux, ajoute-t-on, que 
les cabinets de Paris et de St.-Pétersbourg seraient heureux 
d'arriver à ce resultat, tout en le cachant sous le prétexte de 
vouloir assurer la paix de l'Europe. Mais on sb montre plus 
sceptique sur la païticipation éventuelle de l'Allemagne à un accord 
qui quoique pacifique serait dirigé contre l'Angleterre“ (I, 44). 
Allerdings überſieht man auch nicht die Hemmungen, die bei Deutſch⸗ 
land liegen. Hier iſt alles, was auch nur einen blaſſen Hintergedanken 
„gegen“ England hat, verpönt. Dieſe Tendenz zieht ſich unerſchütterlich 
durch die Regierung Wilhelms II. Vielleicht iſt der Glaube an eine 
Verſtändigung mit England das Ureigenſte ſeiner Politik geweſen, weil 
dieſer trotz mancher Schwankungen unter Bülow immer wieder auf⸗ 
tritt, und weil er ſich hiſtoriſch erklärt aus dem Antagonismus des 
jungen Kaiſers zum alten Bismarck. Mir will es ſcheinen, als hätte 
der Belgier das richtig erkannt, wenn er am 26. April 1899 berichtet: 
„L’intimit& entre St.-Petersbourg et Berlin est une tradition de 
la Prusse. Rompant avec elle le Comte de Caprivi s'est jeté du 
côté de l’Angleterre. II se flattait d’avoir par le traité de par- 
tage de l' Afrique orientale conquis en 1890, non I' Alliance de la 
Grande Bretagne, qu'il ne recherchait pas, mais une amitié solide 
qui dans toutes les circonstances assurait aux Puissances de I' Eu- 
rope centrale l’appui du Gouvernement anglais. La déception n'a 
pas tardé à se produire. Le rapprochement entre l’Allemagne et 
l'Angleterre n'a sans doute pas peu contribué à la conclusion de 
l'Alliance franco-russe et c'est à peu près tout ce qui en est 
resulté" (I, 40). Deshalb das Sträuben gegen eine Kontinental⸗ 
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politik, wenn auch auf anderer Seite nicht verkannt wird, daß irgendwo 
Anlehnung geſucht werden muß, da der Dreibund nicht die nötige 
innere Kraft beſaß. So geht der Weg in die Irre, denn auch ſpäter 
die Bülowſche Politik der „freien Hand“ entbehrt der wichtigſten Vor⸗ 
ausſetzung, der abſoluten Zuverläſſigkeit des Dreibundes. 
Bedeutſames Material für die hier angedeuteten Gedankengänge 
findet ſich in der vorliegenden Veröffentlichung. Der Bearbeiter des 
erſten Bandes, Wilhelm Köhler, kommt allerdings in der Einleitung 
zu den Urkunden gerade bezüglich der Kontinentalpolitik zu einem 
entgegengeſetzten Ergebnis. Er ſieht in dem ganzen Plane „eine von 
Delcaſſé Deutſchland geſtellte Falle“ (I, 8). Als Beweis zieht er eine 
Stelle aus dem Bericht vom 8. Dezember 1900 heran. Dieſer be⸗ 
trifft die Europareiſe des Präſidenten Krüger von Transvaal mit dem 
Ziele, eine Intervention gegen England zu erlangen. „Quand même 
la France et la Russie eussent été disposées à une. pareille com- 
binaison, l'Allemagne n'aurait pas pu s'y prêter. Elle eût été 
certaine d’être abandonnée à mi-chemin par ses alliés d’un jour, 
lorsque ses relations avec l'Angleterre auraient été irrévocablement 
gâtées. L’action commune avec la double alliance aurait pu 
aboutir à une coalition anglo-franco-russe dirigée contre. elle“ 
(J. 65). Ich will die Bedeutſamkeit dieſer Stelle nicht in Zweifel 
ziehen, möchte aber auch nicht unterlaſſen, darauf hinzuweiſen, daß ſie 
am Ende eines diplomatiſchen Mißerfolges für Frankreich ſteht, der 
durchaus eine verärgerte Stimmung erklärt. Ja, dieſe wird ſogar ſo 
nachhaltig, daß nachher Eduard VII. ſie als ſehr erwünſchten Boden 
für ſeine Einkreiſungspolitik vorfindet. Wir haben alſo hier eine 
Weiterbildung des Falles, der, wie die oben angeführte Stelle zeigt, 
zu der Bildung des Zweibundes führte. Der Herausgeber ſcheint 
hier ſtark unter dem Einfluß der offiziellen deutſchen Politik zu ſtehen, 
deren Zuſammenbruch Bethmann Hollweg ja ſelbſt einmal erkannt hat, 
von der er ſich aber nicht mehr losmachen konnte, und deren Erbe 
ſelbſt von der Revolutionsregierung ſorgfältigſt gehütet wird. Die 
tatſächliche Vorausſetzung dafür iſt bis zu dieſem Augenblick der unaus⸗ 
rottbare Glaube an die nie verlöſchende Revancheidee in Frankreich. 
Der Herausgeber läßt getreu ſeinem Programm dieſe immer wieder 
hervortreten, ſo daß ſich der Zeitgenoſſe beinahe wundert, neben welcher 
Gefahr er ſeit 1871 einhergegangen iſt. Für die Zeit nach 1904 hat 
Köhler allerdings recht. Mit dem Namen Clemenceau taucht die Re⸗ 
vanche in urſprünglichſter Kraft wieder auf und wird zu einem zug⸗ 
kräftigen Agitationsmittel (II, 140). Nun ſpinnt ſich Faden auf 
Faden, wie es die belgiſchen Aktenſtücke „1905—1914“ ſchon dar⸗ 
gelegt haben, hier bloß noch nüchterner und klarer erkannt. Denn 
„die Zirkulare wachſen . . . . weſentlich über den Wert der Original- 
berichte (wie fie die ‚Aktenſtücke“ bieten) hinaus, zumal da das bel⸗ 
giſche Miniſterium häufig in Einzelfällen erwog, ob die von ſeinen 
Geſandten mitgeteilte Beurteilung politiſcher Vorgänge auch als ob- 
jektiv genug gelten konnte, um zu einem Zirkular verwendet zu werden.“ 
Dieſe Zirkulare ſtellen „eine große Anzahl mechaniſch vervielfältigter 
| 15 * 
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Berichte aus den Jahren 1897—1914 ba bei ſich die belgiſche 
Regierung bedient hatte, um ihre diplomatiſchen Vertreter im Auslande 
wechſelſeitig über die Berichterſtattung ihrer Kollegen auf den andern 
Geſandtſchaftspoſten zu unterrichten“. Wir haben es alſo hier letzten 
Endes mit dem Niederſchlag der Regierungsmeinung in Belgien zu 
tun, das iſt ſicher eine bedeutungsvolle und unmißverſtändliche Quelle 
zur Vorgeſchichte des Krieges. An dem andeutungsweiſe ausgeführten 
Beiſpiel über die Kontinentalpolitik gegen England mag man erkennen, 
von welchem Werte dieſe Veröffentlichungen ſind. Bei dem beſchränkten 
Raume iſt es mir nicht möglich, auf weitere Fragen einzugehen. Zur 
Technik der Herausgabe möchte ich bemerken, daß jeder der vier Bände 
als Einleitung ein Referat über die behandelten Urkunden nach be- 
ſtimmten Stoffgebieten bringt. Daran ſchließt ſich der Abdruck der 
Berichte im franzöſiſchen Urtext ohne jeden Zuſatz. Inhaltlich kann 
ich mich, nachdem ich die wichtigſte Ausſtellung in der Frage der 
Kontinentalpolitik gemacht habe, durchaus der Zuſammenfaſſung des 
Herausgebers des vierten Bandes anſchließen: „Der Deutſche wird in 
Ruhe der Antwort entgegenſehen können, die die Weltgeſchichte auf 
dieſe Frage einſt, wenn alle Archive ſich öffnen, geben wird. Täuſcht 
nicht alles, ſo wird ſie lauten: Deutſchland iſt ſicher nicht ohne Schuld 
am Weltkriege; im Deutſchen Reiche gab es, wie in den Nachbar⸗ 
ländern, Kräfte, die zu kriegeriſcher Löſung des unerträglich gewordenen 
Spannungszuſtandes drängten; noch aber hielten die Dämme, die ihr 
vernichtendes Überfluten hemmten, feſter als in den anderen Staaten. 
Der Bau des Unheils, der die Weltkultur überſchattete, und ihr Wachs⸗ 
tum für längere Zeit zu vernichten drohte, ſenkt ſeine ungeheuer ver⸗ 
äſtelten Wurzeln tief in das Erdreich der letzten Jahrzehnte der Welt⸗ 
geſchichte hinab; aber wenn es auch ſchwer oder gar unmöglich ſein 
dürfte, die einzelnen Wurzelſtränge, aus denen er Kraft und Nahrung 
ſog, bis aufs letzte freizulegen, ſo wird man doch einen auf Grund 
der belgiſchen Berichte und Zirkulare als die Urkraft alles Böſen und 
den Träger ſchlechteſter Säfte erkennen dürfen: es iſt der engliſche 
wirtſchaftspolitiſche Wirtſchaftsimperialismus und die aus ihm geborene 
Einkreiſungspolitik“ (S. IV, 37). Ich glaube hiermit zur Genüge 
55 die Wichtigkeit dieſes hervorragenden Quellenwerkes hingewieſen zu 
aben. 

Von den allgemeinen Darſtellungen komme ich zu der Behandlung 
der Einzelfragen. Hier nenne ich an erſter Stelle die kleine Unter⸗ 
ſuchung des Bonner Hiſtorikers Moriz Ritter über die anfangs 
1918 in der breiten Offentlichkeit bekannt werdende Schrift des ehe⸗ 
maligen deutſchen Botſchafters in London, des Fürſten Lichnowski, 
„Die Schuld der deutſchen Regierung am Kriege“ 1). Der Verf. unter: 
zieht ſich einer ſehr ſchmerzvollen, jeden Vaterlandsfreund ſehr wehe be⸗ 
rührenden Aufgabe. Aber es war notwendig, den Außerungen eines 


1) Moriz Ritter, Der Ausbruch des Weltkrieges nach den Behaup⸗ 
tungen Lichnowskis und nach dem Zeugnis der Akten. 42 S. München und 
Berlin, R. Oldenbourg, 1918. 1,50 Mk. 
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jeiner hervorragenden Stellung nach bedeutſamen Mannes über die an⸗ 
gebliche Schuld am Kriege entgegenzutreten. Ritter tut dies mit aller 
Gründlichkeit und Sachlichkeit. Er kommt dann zu dem beſchämenden 
Schluß über die Denkſchrift: „Der Inhalt iſt dürftig und in den 
wichtigſten Stellen mit Fälſchungen durchſetzt; der Verfaſſer ſelber 
drängt ſich dem Leſer auf mit einer ans Lächerliche ſtreifenden Selbſt⸗ 
gefälligkeit und einer ſein Urteil ſowohl wie ſein Pflichtgefühl ver⸗ 
wirrenden Erbitterung über angeblich nicht anerkannte Verdienſte. 
Man könnte darüber, daß die Feinde des Deutſchen Reiches aus 
der Reihe der deutſchen Staatsmänner keinen beſſeren Eideshelfer zu 
finden vermochten, verächtlich die Achſeln zucken, wenn nicht die Tat⸗ 
ſache, daß in der deutſchen Diplomatie ein ſolcher Mann eine ſolche 
Stellung erringen konnte, gar ſo betrübend wäre“ (S. 41). Das 
„Verdienſt“, einen ſolchen „Staatsmann“ an den exponierteſten Poſten 
geſtellt zu haben, glaubt Ritter dem Reichskanzler Bethmann Hollweg 
wegen gleichartiger politiſcher Auffaſſung zuſchreiben zu können, wenn 
dieſer auch ſelbſt, wie Ritter in einem Nachwort ſagt, dieſes ablehnt. 
Aber es bleibt doch immer eigenartig, daß Bethmann Hollweg den 
Seelbſtherrlichkeiten des Londoner Botſchafters nicht durch Abberufung 
ein Ende gemacht hat. Alſo Raum für Zweifel iſt noch genügend vor⸗ 

handen. Ja, überhaupt Bethmann Hollweg! — Gibt es ein Charakter⸗ 
bild in der Geſchichte, das noch mehr ſchwankt? — Je länger, je mehr 
fangen die ungünſtigen Zeichnungen an zu überwiegen. Geſchworene 
Gegner des philoſophierenden Kanzlers waren von vornherein die Tat- 
naturen, wie ſie ſich bei den Alldeutſchen offenbaren. Ihnen leiht in 
. einer lang unterdrückten Schrift Freiherr von Liebig Worte !). 
Dieſe iſt ſchon im Jahre 1915 entitanden und an die Bundesfürſten 
ſowie hervorragende Politiker und Staatsmänner verſandt worden. 
Doch verfiel ſie gleich der Beſchlagnahme. Erſt die Revolution gab 
ihr die Freiheit. Die beiden vorliegenden Teile ſind unveränderte 
Abdrucke der Urſchrift. Der erſte von ihnen behandelt das Bethmann⸗ 
Syſtem vor dem Kriege, der zweite das Bethmann⸗Syſtem im Kriege. 
Schon aus dieſen Überſchriften iſt zu erſehen, daß es ſich weniger um 
einen Kampf um die Perſon Bethmann Hollwegs handelt, als mehr 
um das von ihm vertretene Syſtem. Worin beſteht dieſes? — Der 
Verf. gibt keine abſolute Definition. Das iſt vielleicht auch wohl nicht 
möglich. Aber ich glaube, er gibt etwas Ahnliches und meiner An⸗ 
ſicht nach auch Ausreichendes, wenn er ſagt: „Es iſt eine bekannte 
pſychologiſche Erſcheinung: wenn ſich Männer, denen die Natur Willens⸗ 
und Charakterſtärke verſagt hat, anſcheinend überlegenen Feinden gegen⸗ 
über ſehen, ſuchen ſie nicht ihre Unterlegenheit durch furchtlos ziel⸗ 
bewußtes Auftreten und letzte Ausnützung der möglichen Hilfen aus⸗ 
zugleichen, ſondern ſie richten in weiblicher Art ihr ganzes Augenmerk 
darauf, den Feind verſöhnlich zu ſtimmen“ (S. 11). Mir ſcheint in 


. 1) H. F. Freiherr von Liebig, Die Politik von Bethmann Hollweg. 
Eine Studie. 1. u. 2. Teil. 306 S. München, J. F. Lehmanns Verlag, 1919. 
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dieſer Grunderkenntnis der Hauptvorzug des Buches zu liegen. Was 
nachher als Beweis in weiteſtem Umfange angeführt wird, iſt natürlich 
wertvoll, aber nicht zu weſentlich, zumal auch wohl der Verf. nicht 
verlangen wird, etwas abſolut Unumſtößliches geſagt zu haben. Alſo in 
den Einzelheiten dürften Zeit und genauere Kenntnis der Dinge noch 
berichtigend eingreifen. Aber die grundſätzliche Erkenntnis des Beth⸗ 
mann Hollwegſchen Weſens wird eher eine Vertiefung erfahren als 
eine Abſchwächung. ou darf auch das nicht überſehen werden. 
Der Verf. vertritt mit aller Energie den Machtgedanken für den Staat. 
Ganz ſchön! Aber die Macht liegt nicht allein beim Schwerte. Es 
iſt einſeitig, zu ſagen: „Immer nur Wirtſchaft und Geiſt; etwas 
anderes kennt ein B.⸗Syſtempolitiker nicht“ (S. 101). Darin liegt 
eine Unterſchätzung der Kräfte von Wirtſchaft und Geiſt, ebenſo wie 
auf der anderen Seite eine Überſchätzung der Macht des Schwertes. 
Der Ausgang des Weltkrieges iſt ein bitterer Beweis dafür. Es kommt 
eben darauf an, wie die Kräfte gebraucht und geführt werden. Darin 
liegt alles. Und ein Führer war Bethmann Hollweg ganz und gar 
nicht. Das beweiſt v. Liebig in beiden Teilen mit unzweifelhafter 
Deutlichkeit und Sicherheit, manchmal mit kraftvoller Wärme, ſo daß 
ſich Stellen der Darſtellung ergeben, an denen Heinrich v. Treitſchke 
ſeine helle Freude gehabt hätte, wenn ſie ihrem Inhalte nach nur nicht 
ſo ſchmerzlich für uns Deutſche wären. Etwas ſchlecht kommt der Bot⸗ 
ſchafter Graf Bernſtorff weg. Hier macht ſich die Zeit der Abfaſſung 
geltend, wo die Bethmannſche Preſſe die Tätigkeit dieſes Diplomaten, 
der doch wohl beſſer iſt als ſein um 1915 verbreiteter Ruf, in einem 
eigenartigen Lichte erſcheinen ließ. | 

Mehr die Perſon Bethmann Hollwegs als das Syſtem in den 
Mittelpunkt ſtellend iſt die Studie von Junius Alter!). Ein be- 
rühmtes Pſeudonym taucht hier wieder auf und mit ähnlicher Wirkung. 
Bethmann Hollweg fühlte ſich tief getroffen durch dieſe Schrift, die 
eine ähnliche Verbreitung fand wie die von Liebig, einſchließlich ihrem 
Schickſal durch die Zenſur. Deshalb ſah Bethmann Hollweg keinen 
andern Ausweg, ſich zu retten, als in jener berühmten „Preßpiraten“⸗ 
rede vom 5. Juni 1916 im Reichstag. Junius Alter war einer von 
den beiden „Preßpiraten“. Sein Büchlein charakteriſiert er durch einen 
vorgedruckten Leitſpruch, den dein Geringerer als Friedrich der Große 
geſchrieben, der außerordentlich bezeichnend und treffend iſt. „So leicht 
es iſt, einem ſcharfſichtigen Menſchen die Notwendigkeit einer Sache 
mit guten Gründen zu beweiſen, ſo ſchwierig, um nicht zu ſagen, un⸗ 
möglich, iſt es, einen beſchränkten Geiſt zu überzeugen, der ſich ſelbſt 
nicht traut und Furcht hat, die andern möchten ihn irreleiten.“ Er 
bedeutet ein verſtändnisvolles Begegnen mit Liebig. Inhaltlich geht 
der Verf. die geſamten Jahre der Bethmann Hollwegſchen Amtstätig⸗ 
keit durch bis in den Krieg hinein, auf . wunde Stelle den Finger 


1) Junius Alter, Das Deutſche Reich auf dem Wege zur geſchichtlichen 
Epiſode. Eine Studie Bethmann Hollwegſcher Politik in Skizzen und Umriſſen. 
Zweite Ausgabe. 83 S. München, J. F. Lehmanns Verlag, 1919. 3,— Mk. 
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legend. Vieles hat man ja während des Krieges felbft erlebt, aber 
bei anderem wird man erſt die Archive einſehen müſſen, um den Be⸗ 
hauptungen voll und ganz folgen zu können. Was mir am ungeheuer⸗ 
lichſten erſcheint, wo allerdings der Verf. wohl übertreibt oder keine deut⸗ 
liche Kenntnis von dem angeführten „Staatsvertrag“ hat, betrifft die 
Erklärung Bethmann Hollwegs am 4. Auguſt 1914 über den Durchmarſch 
durch Belgien, die ja zu den verhängnisvollſten Außerungen des vierten 
Kanzlers gehört. Junius Alter ſagt darüber, indem er ſich auf die „Bel⸗ 
giſchen Aktenſtücke“ beruft, die er übrigens auch in umfangreichem Maße 
heranzieht: „Aber nicht einmal damit iſt die Erklärung vom 4. Auguſt 
im vollen Maße gerichtet; ſondern fie gewinnt ihre eigentliche Bedeutung 
erſt durch die Tatſache, daß zur ſelben Zeit, in der Herr von Bethmann 
Hollweg zum Ankläger ſeines Vaterlandes wurde, in den Archiven des 
Auswärtigen Amtes ein Staatsvertrag ſchlummerte, der für den Kriegs⸗ 
fall das ausdrückliche Durchzugsrecht durch Belgien unſerm freien Er⸗ 
meſſen anheimgab“ (S. 44). Hierüber, ſowie über den Anteil Erzbergers 
und Scheidemanns — Junius Alter fragt: „War dieſer wirklich nur 
der heimliche Chef der Reichskanzlei, oder gar der heimliche Kanzler 
ſelber?“ — wird die ſpätere Forſchung noch ſehr viel Dunkelheiten auf⸗ 
zuhellen haben. Ob allerdings die derzeitigen Machthaber daran das⸗ 
ſelbe dringliche Intereſſe haben werden wie an der Feſtlegung der 
Ludendorffſchen Schuld, erſcheint mir zweifelhaft. 

Graf Reventlow bezeichnet in ſeinem oben beſprochenen Buche bei 
der Unterſuchung der Schuldfrage an dem Morde von Serajewo das 


internationale Freimaurertum zum wenigſten als intellektuellen Urheber 


und ſicher als Mitwiſſer des Verbrechens. Er ſſieht ſich auf Grund 
ſeiner Beobachtungen gezwungen, die ſerbiſche „Narodna Odbrana“ als 
„eine Erſcheinungsform des ſerbiſchen und des internationalen Frei⸗ 
maurertums anzuſehen.“ Mancherlei Beweiſe bringt er dafür vor. Von 
derſelben Überzeugung durchdrungen iſt der öſterreichiſche Nationalrat 
Dr. Friedrich Wichtl, der dieſe Frage auf eine allgemeine Grund⸗ 
lage bringt und ihr eine beſondere, ſehr eindringliche Studie widmet !). 
Er unterſucht auf Grund der vorhandenen Literatur, wie ſie vor allen 
Dingen die freimaureriſchen Zeitſchriften liefern, Weſen und Geſchichte 
dieſes großen Geheimniſſes, das ſich ſeit mehr als zwei Jahrhunderten 
durch die europäiſche Geſchichte zieht. Überzeugend legt er den politi⸗ 
ſchen Charakter der Freimaurer dar, wenn er auch von dieſen felbſt 
beſtritten wird. Und ebenfo überzeugend bemeig er die politiſche Über- 
legenheit der nichtdeutſchen Freimaurer, beſonders der umfaſſenden Loge 
des „Grand Orient de France“. Das iſt für die politiſchen Fähig⸗ 
keiten unſeres Volkes nicht rühmlich, allerdings wird die geringe Welt⸗ 
bedeutung der deutſchen Logen etwas dadurch entſchuldigt, daß die Zahl 
der deutſchen Freimaurer im Vergleich zu andern Völkern außerordent⸗ 
lich beſcheiden iſt. Vielleicht liegt in dieſem Umſtande die Urſache für 
die Politik der Freimaurer, die zum Weltkrieg führte. Denn die 

1) Dr. Friedrich Wichtl, Weltfreimaurerei, Weltrevolution, Welt⸗ 


republik. Unterſuchung über Urſprung und Endziele des Weltkrieges. 11. bis 
- 15. Tauſend. 204 S. München, J. F. Lehmanns Verlag, 1919. 5,— Mk. 
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republikaniſche Tendenz des Freimaurertums dürfte doch wohl feſtſtehen. 


Kaiſer Wilhelm und Erzherzog Franz Ferdinand waren zweifellos die 
ſtärkſten Bollwerke dagegen. Ob allerdings der Satz: „Mit der Uhr 
in der Hand konnten die ‚Wiffenden‘ den Zeitpunkt des Unterganges 
der beiden ‚teutoniſchen Kaiſermächte“, denen von den Großorienten der 


ganzen Welt das Todesurteil geſprochen war, berechnen. Der Verrat 


im Innern erdolchte ſchließlich die noch immer ſiegreiche Armee von 
rückwärts, und vor unſern Augen entſtanden die von unſern Feinden. 
ſo heiß erſehnten Republiken“ (S. 165) ſich voll und ganz beweiſen 
läßt, muß ich dahin geſtellt ſein laſſen. Allerdings ein großer Grad 
von Wahrſcheinlichkeit wird durch das Buch von Wichtl beigebracht. 
Aus dieſem Grunde ſcheint mir hier ein Stück Vorgeſchichte des Krieges 


gegeben zu ſein, das die weitgehendſte Beachtung verdient, wenn es 


auch den Beteiligten, die augenblicklich die Herrſchaft innehaben, wenig 
angenehm ſein wird. | | 

Vorgeſchichte mit biographiſchem Einſchlag gibt Berthold 
Molden in feinem Buche über den öſterreichiſch-ungariſchen Miniſ er 
des Außeren, Graf Aehrenthal 1). Allerdings iſt der Haupttitel zu⸗ 
nächſt etwas irreführend. Über das Leben des Grafen erhält man nur 
die allernotwendigſte Kunde. Zutreffender iſt der Untertitel: Sechs 
Jahre äußere Politik Oſterreich⸗Ungarns. Das iſt die Zelt von 1906 


bis 1912, die Amtszeit Aehrenthals. In dieſen Abſchnitt fällt der 


vielleicht weſentlichſte Teil der Vorgeſchichte des Krieges, die Annexions⸗ 
kriſe Bosniens wegen, wo zum erſtenmal das Gewitter ſich ballte, ge⸗ 
wiſſermaßen die Generalprobe der Entente für den Krieg, die aber 
abgebrochen wurde, weil zwei der Hauptteilnehmer, Rußland und Frank⸗ 
reich, noch nicht genügend gerüſtet waren. So ſchließt ſie mit einem 
Erfolg der Mittelmächte, deſſen Zuſtandekommen ſich ganz beſonders 
Graf Aehrenthal zuſchrieb, deſſen innerer Kern aber doch wohl in der 
damals von Bülow geprägten „Nibelungentreue“ Deutſchlands lag. 
Solche Zeit monographiſch zu behandeln, mußte anregen, zumal Aehren⸗ 
thal den Schauplatz feiner Tätigkeit nicht, wie meiſt vorkommend, mit 
einem Rücktritt vom Amt verließ, ſondern gewiſſermaßen in den Sielen 
ftarb. Der Verf. hat ſich mit viel Wärme und Eifer ſeiner Aufgabe 
unterzogen. Im Rahmen des bekannten, zumeiſt öffentlichen Materials, 
iſt es ihm auch gelungen, wenigſtens im großen und ganzen die Fäden 
eines außerordentlich verzweigten politiſchen Spiels darzulegen. Er 
ſucht natürlich für ſeinen Helden herauszuholen, ſoviel es geht. Wenn 
er dabei etwas vorſichtig das Verhältnis Aehrenthals zum Deutſchen 
Reiche nach der Kriſe behandelt, ſo iſt das ſchließlich zu verſtehen. 
Immerhin verrät die Abſicht Aehrenthals, mit Rußland wieder in ein 
freundſchaftliches Verhältnis zu kommen, den richtigen Blick für poli⸗ 
tiſche Naturnotwendigkeiten, der eben damals der Berliner Wilhelm⸗ 
h wie ‚mel vorher und nachher fehlte. Deshalb iſt der frühe 


1) Berthold Molden, Alois Graf Aehrenthal. Sechs Jahre äußere 
Politik Oſterreich⸗Ungarns. Mit einem Bildnis. 242 S. Stuttgart, Deutſche 
Verlagsanſtalt, 1917. 6,— Mk. 
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Tod Aehrenthals zu bedauern. Vielleicht hätte er auch in dieſer Hin⸗ 
ſicht die reichsdeutſche Politik ähnlich ſtark beeinflußt wie in der bos⸗ 
niſchen Frage, wodurch die Geſamtlage in Europa ſich nicht unweſentlich 
verändert haben würde. Aehrenthal iſt überhaupt durch ſeinen Ent⸗ 
wicklungsgang ruſſiſch orientiert. Dies legt Molden überaus ſinnfällig 
dar. Auf dieſem Gebiete liegt wohl das Hauptverdienſt des Buches. 
Beſokders kann es mancherlei ſtark aufgeputzte Ententemeldungen, zum 
Beiſpiel über die Begegnung Aehrenthals mit Iswolski in Buchlau, 
auf das richtige Maß zurückführen. Die Perſönlichkeit Iswolskis tritt 
dabei ſo eigenartig hervor, vielfach recht widerſpruchsvoll, daß es ſicher 
für die Geſamterkenntnis der Vorgeſchichte des Krieges von Bedeutung 
ſein würde, ſeine Politik einmal im Zuſammenhange zu behandeln. 
Mittelbar käme ein ſolcher Verſuch auch der erung der Leiſtung des 
Grafen Aehrenthal zugute. 

An den Schluß dieſes Abſchnittes ſtelle ich ein Büchlein, das 
eigentlich nicht hierher gehört, ja deſſen Erwähnung. in einer wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Zeitſchrift auf den erſten Blick Verwunderung erregt. 
Dennoch ſteht ſeine Wiſſenſchaftlichkeit außer Zweifel, und für die 
Kenntnis der Volksſeele bildet es einen ſehr wertvollen Beitrag. Das 
ſei vorweg feſtgeſtellt. Es handelt ſich um eine kritiſche Unterſuchung 
des Oberlehrers Dr. F. Rohr über Weltkriegsprophezeiungen 1). In 
der Hauptſache ſind zwei große Komplexe von Weisſagungen behandelt, 
einmal die hauptſächlich in Weſtdeutſchland, beſonders Weſtfalen, ver⸗ 
breitete Prophezeiung von der Völkerſchlacht am Birkenbaum und zum 
andern die in den Bannkreis der „Forſchungen“ gehörenden Lehnin⸗ 
ſchen Weisſagungen. Daneben finden ſich noch engliſche und fran- 
zöſiſche Weisſagungen. Die Prophetie nimmt jedesmal in unruhigen 


Zeiten einen ungeheuren Aufſchwung. So auch beim Ausbruch des 


Weltkrieges. Am meiſten haben wohl die Weisſagungen von der 


Völkerſchlacht am Birkenbaum bei Unna in Weſtfalen, die ja auch einen 


literariſchen Niederſchlag in Jofeph von Lauffs Roman „Sergeant 


Feuerſtein“ gefunden haben, von ſich reden gemacht. Rohr unterſucht 
in ſtreng ſachlicher Weiſe, ohne indeſſen gegen das Weben des Volks⸗ 
glaubens lieblos zu ſein, die Entſtehungsgeſchichte dieſer Mär und 
führt ſie zurück bis in die Wende des 17. und 18. Jahrhunderts, wo 
der Spaniſche Erbfolgekrieg ſowie der Nordiſche Krieg die nötigen ge⸗ 
ſchichtlichen Unterlagen geben. Beſondere Aufmerkſamkeit widmet er 
den Lehninſchen Weisſagungen. Er lehnt die bisher angenommenen 
Verfaſſer ab und ſetzt ſich für Johann [nn Seitz, einen theologiſchen 
„Fanaticus im 18. seculo“, ein. Er ſchildert deſſen Leben und legt 
in umfaſſender Weiſe die Richtigkeit ſeiner Theſe dar. Die alte 
Lehninſche Streitfrage tritt in ein neues Stadium. Ob ſie allerdings 
unter den gegenwärtigen Verhältniſſen noch einmal zu ihrer früheren 
Bedeutung gelangen wird, ſcheint ſehr zweifelhaft. 


1) Dr. F. Rohr, Die Geſchicke Deutſchlands, ue Berbiinbeten und 
feiner Feinde im Lichte alter Prophezeiungen. VII u. 169 S. Eſſen, G. D. 
Baedeker, 1918. 3,50 Mk. 
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2. Kriegsgeſchichte 


Wieder nenne ich an erſter Stelle den wackeren Wippermannſchen 
Geſchichtskalender, von F. Purlitz beſorgt !). Eingegangen find zwei 
weitere Halbbände, der zweite Teil des VII. Bandes des „Europäiſchen 
Krieges“ und der erſte Teil des VIII. Bandes. Zwar unterſcheiden 
ſie ſich in ihrer Grundanlage nicht von den früheren Bänden. Gemiſſen⸗ 
haft und ausgiebig bringen ſie die Ereigniſſe der Monate Oktober bis 
Dezember 1917 und Januar bis März 1918 in der üblichen Weiſe. 
Doch finden einzelne Punkte, die beſonders im Mittelpunkt des Inter⸗ 
eſſes ſtanden, eine bevorzugte Behandlung. Dahin gehören in erſter 
Linie die Zuſammenfaſſungen über den „U-Bootkrieg und die wirt⸗ 
ſchaftliche Lage in England“. Als wichtigſte Quelle dafür dienen neben 
den amtlichen deutſchen Angaben engliſche Fachblätter, hauptſächlich das 
„Journal of Commerce“ und der „Economist“. Die dabei gegebenen 
zahlreichen ſtatiſtiſchen Angaben werden ſpäter, wenn ein leidenſchafts⸗ 
loſer Blick wieder nach Wahrheit ſucht, ihres Wertes nicht entbehren. 
Das wichtigſte Stück der zweiten Hälfte des VII. Bandes gehört, ſtreng 
genommen, nur zum geringſten Teil hinein. Es betrifft die Friedens⸗ 
verhandlungen von Breſt⸗Litowsk, deren Anfang ja nur den letzten 
Tagen von 1917 angehört. Mit der Zuſammenfaſſung dieſes über 
200 Seiten faſſenden Materials hat ſich der Herausgeber ein großes 
Verdienſt erworben. Er geht dem Gange der Friedensverhandlungen 
von Anfang bis zu Ende Tag für Tag getreulich nach und vermittelt 
nicht nur die amtlichen Verlautbarungen und Verträge, er gibt auch 
umfaſſende Stimmungsbilder aus der Preſſe, ſo daß ein außerordent⸗ 
lich anſchauliches Bild des ganzen Komplexes dieſer Verhandlungen zu⸗ 
tage tritt, die in ihrer Wirkung ebenſo verhängnisvoll wie nunmehr 
überflüſſig geworden ſind. Trotzdem wird gerade eine ſolche Zuſammen⸗ 
ſtellung dem Hiſtoriker wie Politiker in höchſtem Maße willkommen 
ſein. Erſterem erſpart ſie viel Arbeit und letzterem bietet ſie trotz des 
Irrtums in der Grundauffaſſung eine Fülle von Belehrung, und 
nicht zuletzt iſt ſie eine Warnung, hoffentlich auch jenſeits unſerer 
Grenzpfähle. | j | 

Von den „Kriegsberichten aus dem Großen Hauptquartier” find 
weitere ſechs Hefte anzuzeigen?). Heft 27: Die Kämpfe des Korps 
Morgen von Campolung bis Focſani. Teilnahme der 9. Armee an 
der Schlacht am Arges und ihre ſtrategiſche Bedeutung. Heft 28: 
Arras 1917. Heft 29: Die zwölfte Iſonzoſchlacht. Heft 30: Aus 
den Kämpfen um Riga. Die Beſitznahme von Oſel. Heft 31: Die 
Schlacht von Armentiers. Die Eroberung des Kemmel. Heft 32: Die 
Schlacht zwiſchen Soiſſons und Reims, 27. Mai bis 6. Juni 1918. 


1) Der Europäiſche Krieg in aktenmäßiger Darſtellung. VII. Bd., 2. Hälfte, 
Oktober bis Dezember 1917. VIII S. und von S. 645— 1478, außerdem Un: 
pus Die Friedensverhandlungen in Breſt⸗Litowsk. 200 S. 20,— Mk. — 
VIII. Bd., 1. Hälfte, Januar bis März 1918. VIII u. 613 S. 14,— Mk. 
(Bd. VII = Deutſcher Geſchichtskalender, 33. Jahrg.; Bd. VIII, 34. Jahrg.) 

1) Kriegsberichte aus dem Großen Hauptquartier. Heft 27—30, je 0,25 Mk.; 
Heft 31—32, je 0,30 Mk. Stuttgart, Deutſche Verlagsanſtalt, 1918. 
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Einen vorläufigen Abſchluß gibt ſeinem Werke durch Herausgabe 
von zwei weiteren Halbbänden F. M. Kircheiſ en ). Er erſchien als 
erſter, wie ich in meiner Beſprechung der vorangegangenen Teile hier 
in Bd. 30, S. 268, feſtſtellen konnte. Das Werk war auf breiter 
Grundlage angelegt: Eine Reihe Kriegsgeſchichte, eine andere Doku⸗ 
mente. Nun hat die Länge des Krieges den geplanten Rahmen ge⸗ 
ſprengt. Verfaſſer und Verleger laſſen müde die Arme ſinken, aller⸗ 
dings nicht ohne die Hoffnung, in beſſerer Zeit die Arbeit wieder 
aufnehmen zu können. Ob jedoch dieſe Zeit ſo bald wiederkommen 
wird?! — In den erſten drei Halbbänden der Geſchichte des Krieges 
war Kircheiſen nicht ſonderlich weit gekommen. Kaum hatte er die 
erſten Monate des Jahres 1915 erreicht. Dabei waren nicht alle 
Kriegs ſchauplätze behandelt. Dieſer vierte Halbband ſchreitet dagegen ganz 
anders vorwärts. Er holt nicht nur die noch ausſtehende Schilderung 
der Kämpfe in Südpolen und Galizien im Winter 1914/15 nach, er 
bringt ſogar das ganze ſchlachtenreiche Jahr 1915 mit ſeinen weit⸗ 
verzweigten Kriegsſchauplätzen zu Ende, alſo, wenn man will, führt er 
die Darſtellung bis zu einem tiefeinſchneidenden, ſchickſalsſchweren Ab⸗ 
ſchnitt des Weltkrieges. Kircheiſen iſt ſich allerdings der Tragweite 
dieſes Momentes nicht bewußt, ebenſowenig wie die Regierung Beth» 
mann Hollwegs, die im Winter 1915/16 an einem Markſtein des 
Krieges und, wie wir heute immer deutlicher erkennen, an einem Mark⸗ 
ſtein der Geſchicke unſeres Volkes ſtand. Aber ſie ging achtlos an 
ihm vorüber, weil er nicht in dem vorgefaßten Plane ſtand. — Kirch⸗ 
eiſen übt in dieſem Bande dieſelbe Art der Darſtellung wie in den 
vorhergehenden. Seine Geſchichte iſt mehr Schilderung des Erlebten 
auf. Grund von ſehr umfangreichen und umfaſſenden Berichten und 
Briefen als kritiſche Verarbeitung des Stoffes. Von beſonderem Werte 
hierbei iſt, daß in nicht geringem Umfange auch deutſchfeindliche Quellen 
herangezogen werden. Daß die vorher genannten „Berichte aus dem 
Großen Hauptquartier“ gleichfalls reichlich benutzt werden, braucht mon] 
nicht betont zu. werden. 

Der „Dokumentenband“ enthält drei Abſchnitte: I. Deutſche Akten⸗ 
ſtücke über den Kriegsverlauf, von denen beſonders zu erwähnen ſind: 
Die Ausführungen über die völkerrechtswidrige Führung des belgiſchen 
Volkskrieges aus der „Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung“, ſowie die 

ußerungen über Fragen, die ſich aus dem U Bootkrieg ergaben. 
II. Die zwiſchen dem Deutſchen Reiche und den Vereinigten Staaten 
gewechſelten Noten. III. Das zweite öſterreichiſch⸗ungariſche Rotbuch, 
betreffend die Vorgeſchichte des italieniſchen Krieges. Alſo auch hier 
umſchließen die Dokumente ziemlich denſelben Zeitraum wie in der Ge⸗ 
ſchichtsdarſtellung. Aus beiden Teilen erkennt man das deutliche 
Streben nach . Objektivität. Gerade ae veranlaßt, daß der 


1) F. M. Kircheiſ en, Das Völkerringen 1914/16. II. Bd. Zweiter 
Halbband. XI u. 567 S. — Dokumente dazu an Originaltext herausgegeben. 
II. Bd. IV u. 316 S. as (Schweiz), H. R. Sauerländer & Co., 1917. 
Jeder Band 6,— Mk. | 
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deutſchen Heeresführung das größte Lob geſpendet wird, und daß 
manche Tendenznachricht der Entente auf ihren wahren Wert zurück⸗ 
geführt wird. Über die deutſche Politik allerdings verlautet ſo gut 
wie nichts. Es handelt ſich im ſtrengſten Sinne eben um eine Ge⸗ 
ſchichte des Kriegsverlaufs. . 3 

Noch einſeitiger geht der Schweizer Oberſt Karl Egli zu Werke 
in einer Studie über den Aufmarſch und die Bewegungen der Heere 
Frankreichs, Belgiens und Englands auf dem weſtlichen Kriegsſchau⸗ 
plate bis zum 23. Auguſt 19141). Eine ſtreng militäriſche Arbeit 
von manchem Verdienſt und großer Sorgfalt. Der Verfaſſer iſt Neu⸗ 
traler und Kriegsberichterſtatter von Weltruf. Seine Quellen ſind 
ſehr mannigfaltig. Doch werden ſie nur mit ſtreng kritiſchem Sinn 
benutzt. Es gelingt dem Verf., eine ziemlich weitgehende Gliederung 
der Ententeſtreitkräfte zu geben, ebenſo werden Ort und Zeit ihres 
Einſatzes mit großer Genauigkeit feſtgeſtellt. Die Ereigniſſe werden 
durchweg behandelt bis zu der erſten bedeutenden Begegnung auf dem 
Schlachtfelde. Da glaubt der Verf. einen Abſchnitt machen zu müſſen 
und ein Urteil fällen zu können. Für dieſen Zeitpunkt iſt das zweifel⸗ 
los richtig, vor allem trifft es in Grundzügen den Kern der Sache, 
wenn man auch in manchen Einzelheiten nicht zuſtimmen kann. Ohne 
Zweifel hat Egli vollkommen recht, wenn er von der Entente ſagt, 
„daß der Krieg von ihrer Seite politiſch und diplomatiſch (—) ganz 
hervorragend vorbereitet war“, dagegen wird man Bedenken tragen, 
ohne weiteres hinzunehmen, „daß das Kriegswerkzeug, das Heer in 
allen Weſtſtaaten nur ungenügend die Forderungen erfüllte, denen es 
zur Erreichung der hochgeſteckten Ziele hätte entſprechen müſſen“ (S. 111). 
Die Urſache dafür ſieht er in Mängeln der franzöſiſchen Oberſten 
Heeresleitung und der Heerführer: ſie dachten durchweg nicht einfach 
genug. Dazu geſellten ſich Mängel politiſcher Natur, die beſonders in 
der Beſetzung oberer Kommandoſtellen von Einfluß waren. Für die 
erſten Wochen mag dies alles zugetroffen haben, aber dieſe Zuſtände 
als Symptome aufzufaſſen, vermag man doch nicht ſo leicht. Deshalb 
iſt ein ſo geſchaffenes Urteil nur bedingt. Für die Bewertung der 
Schrift ſind allerdings dieſe Außerungen ohne Belang, ihre Bedeutung 
liegt in den Tatſachen über den Aufmarſch, und darin wird auch wohl 
ihr dauernder Wert bleiben. Denn deſſen Grundzüge hat ſie doch 
wohl zweifelsfrei feſtgeſtellt. | 

Der Generalſtab des Feldheeres gibt dem deutſchen Volke eine 
Darſtellung des großen Krieges, deren bisherige Veröffentlichungen all- 
gemeinen Beifall gefunden haben 2). Es handelt ſich um handliche, 


1) Oberſt Karl Egli, Der Aufmarſch und die Bewegungen der Heere 
Frankreichs, Belgiens und Englands auf dem weſtlichen Kriegsſchauplatz bis 
zum 23. Auguſt 1914. Mit 5 Karten in Steindruck. VIII u. 124 S. Berlin, 
E. S. Mittler & Sohn, 1918. 5,75 Mk. 

2) Der große Krieg in Einzeldarſtellungen. Herausgegeben im Auf⸗ 
trage des Generalſtabes des Feldheeres. Unter Benutzung amtlicher Quellen. 
Heft 1: Lüttich⸗Namur, bearbeitet von Marſchall v. Bieberſtein. Mit 1 Relief⸗ 
karte u. 4 Kartenſkizzen. 96 S. 1,20 Mk. — Heft 10: Die Schlacht an der Yſer 
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Ihmude Hefte, die einzelne Ereigniſſe des Krieges, die in ſich einen 
gewiſſen Abſchluß tragen, vorführen. Die Schreiber ſind durchweg 
Teilnehmer der Kriegshandlungen, meiſt Ordonnanz⸗- oder Stabsoffiziere, 
die einen beſonders guten Einblick in den Gang der Dinge tun konnten. 
Über ihre Abſichten laſſen ſie ſich wie folgt aus: „Was dieſe Dar⸗ 
ſtellungen bringen, tft noch keine Kriegsgeſchichte .... Die Schriften⸗ 
folge iſt nicht für die Kriegswiſſenſchaft beſtimmt, ſondern für das 
deutſche Volk in ſeiner ganzen Breite als den Träger des Krieges, 
vor allem für die Mitkämpfer ſelbſt, um ihr Verſtändnis zu fördern 
für die gewaltigen Geſchehniſſe, zu deren Gelingen ſie ſelbſt Blut und 
Leben freudig eingeſetzt haben.“ Wenn dies die beſcheidene Abſicht 
war, ſo iſt ſie reichlich erfüllt. Denn die Darſtellung iſt durchweg 
zum mindeſten anſchaulich und klar. Zudem wird ſie- wertvoll unter⸗ 
ſtützt durch eine Reihe Kartenſkizzen im Anhang wie im Text, ſowie 
durch Reliefkarten und ſchematiſche Überſichten der Truppenzuſammen⸗ 
ſetzungen. Das jeweilige Kriegsereignis wird in dieſen Einzeldarſtellungen 
recht erſchöpfend behandelt. Natürlich — und darin haben die Heraus⸗ 
geber mit ihrer Beſcheidenheit recht — werden durch dieſe Zergliede⸗ 
rungen der Ereigniſſe auch die großen Zuſammenhänge der Geſamt⸗ 
kriegshandlungen nicht genügend beachtet, wenn auch jedesmal die 
Eröffnungskapitel verſuchen, dieſem Mangel abzuhelfen. Aber bei der 
Vielheit der Verfaſſer und der nur allmählichen Herausgabe der Hefte 
it es ſchlechterdings unmöglich, eine auch nur allgemeine Einheitlich⸗ 
keit in der Erkenntnis der großen Kriegslage herbeizuführen, beſonders 
unter den gegenwärtigen Verhältniſſen, wo der Zuſtrom des Materials 
nicht nur ruckweiſe erfolgt, wo beſonders die politiſche Entwicklung eine 
tiefgehende Umgeſtaltung aller Urteile bedingt. 

HBisher iſt der weſtliche Kriegsſchauplatz nur ſchwach vertreten. 
Erſt zwei Hefte ſind ihm gewidmet: das Eröffnungsheft Nr. 1: Lüttich⸗ 
Namur, und Nr. 10: Die Schlacht an der Yer und bei Ypern im 


und bei Ypern im Herbſt 1914, bearbeitet von Otto Schwink. Mit 1 Relief⸗ 
karte, 5 Kartenſkizzen und 7 Textſkizzen. 96 S. 1,50 Mk. — Heft 20: Die Winter⸗ 
ſchlacht in Maſuren, bearbeitet von v. Redern. Mit 2 Reliefkarten und 

9 Kartenſkizzen. 56 S. 1,20 Mk. — Heft 19: Die Schlacht bei Lodz, be⸗ 
arbeitet von v. Wulffen. Mit 1 Reliefkarte und 18 Kartenſkizzen. 110 S. 
1,50 Mk. — Heft 21: Gorlice⸗Tarnow, bearbeitet von Leonhard Graf 
v. Rothkirch Freiherr v. Trach. Mit 1 Reliefkarte und 5 Kartenſkizzen. 
88 S. 1,50 Mk. — Heft 24: Die Schlacht bei Grodek⸗Lemberg (Juni 1915), be⸗ 
arbeitet von Müller⸗Brandenburg. Mit 1 Reliefkarte, 7 Kartenſkizzen 
und 3 Textſkizzen. 88 S. 1,50 Mk. — Heft 26: Die Kämpfe der Bugarmee, 
bearbeitet von Pehlemann. Mit 1 Reliefkarte und 8 Kartenſkizzen. 63 S. 
1,20 Mk. — Heft 27/28: Der Durchbruch am Narew (Juli / Auguſt 1915), be⸗ 
arbeitet von Guſtav Meyer. Mit 5 Kartenſkizzen und 3 Textſkizzen. 142 S. 
2,40 Mk. — Heft 39: Die Befreiung von Livland und Eſtland (18. Februar bis 
5. März 1918), bearbeitet von Hugo Kaupiſch. Mit 3 Kartenſkizzen. 88 S. 
1,50 Mk. — Heft 31: Die ruſſiſche Frühjahrsoffenſive 1916, bearbeitet von 
Dr. Walter Flex. Mit 1 Reliefkarte, 5 Kartenſkizzen und 1 Textſkizze. 102 S. 
2,40 Mk. — Heft 33: Die Befreiung Siebenbürgens und die Schlachten bei 
Targu Jiu und am Argeſch, bearbeitet von Walter Vogel. Mit 1 Relief⸗ 
karte und 15 Kartenſkizzen. 134 S. 1,50 Mk. — Oldenburg i. Gr., Gerhard 
Stalling, 1918/19. | 
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Herbſt 1914. Nr. 1 bedeutet die erſte authentiſche Darlegung der 
gleich anfangs von der Legende ſo ſtark umwobenen Kämpfe um die 
Maasfeſtungen, deren kühne Bezwingung uns den ſchnellen Eingang 
nach Belgien öffnete. Von beſonderem Intereſſe iſt die Zuſammen⸗ 
ſetzung des Korps des Generals v. Emmich. Von deſſen X. Armee⸗ 
korps war nur die 38. Brigade dabei, ſonſt hatten faſt alle mittel⸗ und 
weſtdeutſchen Armeekorps je eine Brigade geſtellt. Über all dieſe Dinge 
wird man in der bisherigen Geſchichte des Krieges nur ungenügend 
unterrichtet. Ebenſo tritt aus dieſem Heft der Anteil des Generals 
Ludendorff an der Bezwingung Lüttichs in ganz anderer Weiſe deutlich 
zutage, als bisher angenommen wurde. — Heft 10 behandelt die 


- 


ſchweren Kämpfe an der Vier und bei Ypern im Herbſt 1914, das 


„Wettrennen“ zum Meere. Stiliſtiſch erſcheint es mir von allen am 
beſten gelungen. Mit einer ungewöhnlich eindringlichen Sprache werden 
die Heldenkämpfe der jungen Regimenter geſchildert; man empfindet 
dem Verf. das Weh nach über die unſäglichen und doch vergeblichen 
Leiden. Kein Vorwurf wird zwar erhoben, aber man fühlt doch, wie 
gerade hier die menſchliche Unzulänglichkeit zu gewaltiger Tragik aus⸗ 
wuchs. Nicht will ich verſäumen hervorzuheben, daß es dem Verf. 
nahezu muſtergültig gelungen iſt — gegenüber dieſem Teil bei H. Stege⸗ 
mann —, die außerordentlich verwickelte Gefechtslage mit großer Klar⸗ 
heit der Gedankengänge darzuſtellen. 

Der Oſten iſt ungleich reichlicher bedacht. Vielleicht liegt das 
daran, daß hier mehr abgeſchloſſene Ergebniſſe vorliegen. Jedenfalls 
reichen hier die Veröffentlichungen ſchon bis an die Ereigniſſe des 
Jahres 1918 heran. An erſter Stelle nenne ich Heft 20 über die 
Winterſchlacht in Maſuren im Februar 1915. Abgeſehen von einer 
genauen Gliederung der beteiligten Heereskörper geht die Darſtellung 
nicht ſehr weit über die von H. Niemann bereits 1915 gegebene hin⸗ 
aus. Dagegen kann Heft 19: Die Schlacht bei Lodz, die Kenntnis 
von den Kämpfen in Südpolen mit dem glänzenden Durchbruch der 
Abteilung Litzmann bei Brzeziny im Winter 1914/15 nach vielen 
Seiten hin vertiefen. Auch dieſes Buch zeichnet ſich durch eine ſehr 
anſprechende Sprache der Schilderungen aus. 9. 

Den großen Siegeszug in Galizien und Polen vom Sommer 1915 
behandeln die Hefte Nr. 21: Gorlice⸗Tarnow, Nr. 24: Die Schlacht bei 
Grodek⸗Lemberg (Juni 1915), Nr. 27/28: Der Durchbruch am Narew 
(Juli / Auguſt 1915) und endlich Nr. 26: Die Kämpfe der Bugarmee. 
Alle arbeiten nach denſelben Geſichtspunkten mit der gleichen Sorg⸗ 
falt. Einige davon ſind ſchon nach Ausbruch der Revolution erſchienen, 
obwohl ſich deren Einfluß nirgendwo bemerkbar macht. Dieſen ſieht 
man hingegen in Heft 39: Die Befreiung von Livland und Eſtland, 
wo für den Schlußſatz ein Deckblatt geliefert wird. Urſprünglich ſchloß 
der Verf. mit einer eindringlichen, in ihren Ausdrücken etwas ſcharfen 
Warnung vor der Revolution. An deren Stelle iſt jetzt der Bolſche⸗ 
wismus getreten. — Bei dem Übergang auf die Inſel Oſel fiel der 
Dichter Walter Flex. Sein letztes Werk: Die ruſſiſche Frühjahrs⸗ 
offenſive 1916, wird hier als Heft 31 gegeben. Ein wehmütig ſtolzes 
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a das den warmherzigen Erzähler mit all feinen Vorzügen und 
Eigenheiten zeigt, wenn er auch durch den ſtrengen Tatſachenverlauf 
etwas in feiner. . Phantaſie gehemmt iſt. 

| Der Rumäniſche Feldzug iſt bis jetzt durch ein Heft vertreten, 

Nr. 38: Die Befreiung Siebenbürgens und die Schlachten bei Targu 

Jiu und am Argeſch. Bei dieſem Hefte wie bei denen, die über die 

Kämpfe in Galizien handeln, iſt natürlich auch der Anteil unſerer 

öſterreichiſch⸗ ungariſchen Bundesgenoſſen aufgenommen. Die ſachlichen 

Angaben ſind hier ebenſo genau und ins einzelne gehend wie bei den 

deutſchen Formationen. Es wird hier ganz und gax kein Unterſchied 

gemacht. — Eine lange Kette von Heldentaten geht hier an unſern 

Augen vorüber. Daß ſie ſich dem Herzen unſeres Volkes immer 

tiefer einprägen, dazu wird ganz gewiß dieſe Sammlung beitragen, 

wenn auch die augenblicklichen politiſchen Verhältniſſe 5 nicht allzu 
günſtig ſind. 

Als Fortſetzung einer bereits früher angezeigten S (s. 
Forſch. 31, 196!) kann ich diesmal das Bilderbuch vorlegen: Die weſt⸗ 
fäliſche 13. Infanterie⸗Diviſion im Weltkriege !). Wieder wird auf be⸗ 
gleitenden Text verzichtet, wieder ſprechen lediglich die ergreifenden Bilder, 
die ſich in dieſem Falle hauptſächlich um das qualvollſte Schlachtfeld 
im Weſten, um Verdun, gruppieren. — Im Rahmen der Sammlung 
volkstümlicher Vorträge „Meereskunde“ ſpricht Kapitänleutnant Fre i⸗ 
herr Treuſch v. Buttlar⸗Brandenfels über Luftſchiffangriffe 
auf England?). Er geht ſehr gründlich zu Werke und äußert ſich 
anfangs des längeren über Luftſchiffbau im allgemeinen. Bei ſeinem 
eigentlichen Thema hebt er die zahlreichen Schwierigkeiten der Luft⸗ 
angriffe hervor, ſo daß man ſich eines gewiſſen Unbehagens über 
die allzugroße Bedingtheit dieſer Luftwaffe nicht erwehren kann, 
woran auch nur wenig der optimiſtiſche Schlußſatz des Verfaſſers 
ändert. Doch, man hat ja einen Vortrag vor ſich. — Als Quellen⸗ 
werkchen möchte ich hier noch eine Sammlung von Kriegsbriefen 
gefallener Studenten anführen, die Th. Witkop zuſammengeſtellt 
hat?). Ein ergreifendes Dokument! Wieviel begrabenes Frühlings⸗ 
hoffen und doch auch welcher Siegesglaube! Dankenswerterweiſe hat 
der Herausgeber kurz die Geburtstags⸗ und Todesdaten beigegeben, 
ebenſo Geburtsort und Sterbeſtätte. So ſieht man, daß aus ganz 
Deutſchland die jungen Helden ſtammen. Dagegen opferten ſie zum 
größten Teil ihr Blut in Frankreich. Gar mancher Dichter iſt unter 
ihnen, von dem zu Lebzeiten wohl nie ein Vers in die Offentlichkeit 
drang. Aber dieſe Briefe mit den . Strophen ſind Ge⸗ 


1) Die weſtfäliſche 13. e im Weltkriege. Bilder aus dem 
Kriegsleben der 13. Infanterie⸗Diviſion 1914—1917. Herausgegeben vom Divifions- 
ſtabe. 76 S. Oldenburg i. Gr., Gerhard Stalling, 1918. 

2) Kapitänleutnant Freiherr Treuſch v. Buttlar⸗Brandenfels, 
Luftſchiffangriffe 10 . Meereskunde, Heft 140. Berlin, E. S. 
Mittler & Sohn, 1918. 34 S. 0,60 Mk. 

3) Prof. Dr. Philipp Witkop, Kriegsbriefe gefallener Studenten. 
IV u. 155 S. Leipzig, B. G. Teubner, 1918. 1,80 Mk. 
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dichte, die ein ſtarkes Erleben ſchuf, die nie ſterben werden, denn ihre 
Kraft quillt aus dem unverſiegbaren Feuer der Vaterlands liebe. 
Kriegsgeſchichte in der Form von Biographien leitender Staatsmänner 
gibt B. L. Freiherr v. Mackay in ſeinem Buche: Völkerführer und 
⸗verführer 1). Er hat lange Jahre ſelbſt in diplomatiſchen Dienſten 
geſtanden. In vielen Dingen kann er deshalb aus eigener Anſchauung 
fdreiben. Immerhin erſcheint heute das Buch im weſentlichen über⸗ 
holt, wenn es auch erſt 1917 erſchienen iſt. Aber die Zeit ſeiner Ab⸗ 
faſſung wird wohl ſchon früher liegen, denn es entſpricht ungefähr der 
Stimmung, wie ſie am Ausgang des Jahres 1915 bei uns herrſchte. 
In der Hauptſache werden die Staatsmänner und einige Militärs der 
Deutſchland feindlichen Staaten betrachtet. Von unſeren ehemaligen 


Verbündeten find lediglich die Türkei und Bulgarien vertreten. Aim | 


ausführlichſten wird Großbritannien herangezogen. Hier werden Asquith, 
Grey, Kitchener, Lloyd George, Winſton Churchill, Northeliffe, Hal⸗ 
dane porträtiert. Daran ſchließen ſich Frankreich mit Poincaré, Briand, 
Caillaux, Jaurès, Delcaſſé, und Rußland mit Nikolaus II., Nikolai 
Nikolajewitſch, Iswolski, Sſaſanoff und Miljukoff. Die Bilder ent⸗ 
behren nicht einer feinen Pointierung. Doch haben ſich die Züge der 
Hauptperſonen inzwiſchen durch die Ereigniſſe derartig nach beſtimmten 
Richtungen hin entwickelt, daß die Charakteriſtiken vielfach nur noch 
Stimmungswert haben. Dazu paßt auch vor allem die etwas feuille⸗ 
toniſtiſche Aufmachung der einzelnen Aufſätze, beſonders der Einleitungen 
zu den Vertretern der einzelnen Ländern. Am anſprechendſten iſt 
zweifellos das Vorwort, wo ſich Mackay zu einem ſtarken Individua⸗ 
5 und der daraus fließenden Heldenverehrung und Heldenwertung 
bekennt. 

Die Revolution hat die Schleuſen der Kritik am Beſtehenden ge⸗ 
öffnet. Faſt mit Wolluſt werden die Schäden des alten Syſtems auf⸗ 
gedeckt. Sehr bald erſchien in dieſer Richtung ein Buch von Kurt 
Mühſam: „Wie wir belogen wurden. Die amtliche Irreführung 
des deutſchen Volkes“ 2). Mit einiger Spannung greift man nach 
dieſem Titel zu dem Buche. Man erwartet die Aufdeckung der wich⸗ 
tigſten Staatsgeheimniſſe, die unſerm Volke vorenthalten wurden und 
es in die Irre führten. Das Inhaltsverzeichnis: Die öffentliche 
Meinung und ihre amtliche Beeinfluſſung während des Krieges, Das 
amtliche Zenſurbuch für die deutſche Preſſe, Die Arbeit hinter den 
Kuliſſen (Dokumente aus den offiziellen Preſſekonferenzen), Die Flut 
der vertraulichen Mitteilungen, Orgien, die der Rotſtift feierte, all 
dieſes ſind ja wohl etwas kräftige Ausdrücke; aber wenn man den 
Inhalt durchſieht, dann iſt man ziemlich enttäuſcht. Man erwartete 
ſchäumenden Moſt und findet kaum ſanfteſte Limonade. Von einem 
Irreführen durch die Regierung kann ſchlechterdings keine Rede ſein, 


1 Freiherr v. Mackay, ee und -verfübrer. 341 S. Frank⸗ 
furt a. N, Rütten & Loening, 1917. 5,— Mk. 

2) Dr. Rurt Mühſam, Wie wir belogen wurden. Die amtliche Irre⸗ 
führung des deutſchen Volkes. 189 S. München, Albert N o. J. 4, — Mk. 
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denn die Regierung war ſelbſt in der Irre und geführt hat fie ganz 


gewiß nicht. Nein, hier wird wohl eine Summe von Zenſurſchikanen 


aufgezählt, die aber viel mehr dem Gefühl entſpringen, überhaupt 


etwas zu ſtreichen, als dem Bewußtſein, die öffentliche Meinung zu 
täuſchen. Die Regierung hat ja ſelbſt bis zuletzt die Lage nicht er⸗ 
kannt. Deshalb ſollte man nicht einen fo ſtarken Ausdruck wie „lügen“ 
gebrauchen, ſelbſt wenn man ſich wie der Verf. am Schluſſe entſchul⸗ 


É digt: „Nicht um einem Toten den Eſelstritt zu geben, ſondern nur 


um zu zeigen, wie weit wir dadurch gekommen ſind, daß das deutſche 


Volk um die Erkenntnis der Wahrheit betrogen wurde, iſt der Zweck . 


dieſes Buches.“ In Verfolg dieſer letzten Gedanken darf man bei bem 
ſtarken Wahrheitsdrang des Verfaſſers wohl erwarten, daß er dieſem 
Teile bei dem nächſten tieferen Abſchnitt unſerer Geſchichte, etwa nach 


Friedensſchluß, einen zweiten folgen läßt, wo er die „Aufklärung“ des 


Volkes durch die Revolutionsregierung mitſamt ihren Ergebniſſen einer 
kritiſchen Unterſuchung unterzieht. 

Den Generalſtab des Feldheeres greift der bekannte Kulturhiſtoriker 
Georg Steinhauſen an !). Mit einem gewiſſen Recht, beſonders 
wenn er ſich auf Bismarck und deſſen Kämpfe mit den Heerführern 
ſeiner Zeit beruft. Aber andererſeits entlaſtet er doch auch wieder den 
Generalſtab und ſchiebt die Hauptſchuld der ſchwächlichen Regierung zu, 
die ſich jhon von Anfang an durch beiſpiellos ſchlechte Regie des 
Kriegsausbruches ins Unrecht ſetzte. Daneben beſagen die gelegent- 
liche Seitenhiebe auf perſönliche Schwächen dieſer oder jener General⸗ 
ſtäbler, ſo berechtigt ſie zweifellos ſind, nur wenig. In dieſem Zu⸗ 
ſammenhang darf die Stellung des Verf.s zur Revolution nicht 


unerwähnt bleiben. Nachdem er nochmals den Hauptvorwurf, einen 


allzu großen und manchmal blinden Optimismus dem Generalſtab 
gegenüber erhebt, fährt er ſort: „Andererſeits wäre freilich in der 
einmal durch die Oberſte Heeresleitung herbeigeführten Waffenſtillſtands⸗ 
aktion ohne die Revolution, ohne die völlige Wehrlosmachung des 
Vaterlandes aller Wahrſcheinlichkeit nach ein anderes, weſentlich günſti⸗ 
geres Ergebnis erzielt worden. Die Revolution hat uns die Schärfe 
der Bedingungen eingetragen, und der Zuſammenbruch der Heimat und 
damit des Heeres, der nicht nötig war und durch die Revolution herbei⸗ 
geführt wurde, hat uns zum wehrloſen Opfer haßerfüllter Feinde im 
Punkt des Friedens gemacht“ (S. 23). Noch mehr ſieht Oberſt 
Immanuel in der Revolution die Urſache zu unſerm Unglück). 


„Sie hat unſern Arm gelähmt und iſt der Hauptgrund, daß wir in 


einer ſo furchtbaren Weiſe unterlegen ſind.“ Dieſe Auffaſſung macht 
Rihn jedoch nicht blind gegen die Mängel der früheren Regierung. Im 


Gegenteil! Mit recht kritiſchem Blick muſtert er die Geſchichte des 


Krieges von ihren e Anfängen bis zu ihrem bitteren Ende, 


1) Prof. Dr. on. Steinhauſen, Die 5 des Krieges und 
der . og 26 S. Gotha, F. A. Perthes, 1919. 1,50 Mk 


Oberſt Immanuel, Siege und Niederlagen im Weltkriege. Kritiſche 


Betrachtungen. Vu. 174 S. Berlin, E. S. Mittler & Sohn, 1919. 5,— Mk. 
Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXXII. 1. ‚16 
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manche Schwäche zwar durch unabänderliche Notwendigkeiten entſchul⸗ 
digend, aber ſie doch ſtets unumwunden zugebend. Natürlich ſieht auch 
er das Hauptunglück in der ſchwächlichen politiſchen Führung des 
deutſchen Volkes, wodurch die gefährliche Länge des Krieges hervor⸗ 
gerufen wurde. Er fragt: Warum kein Friede Ende 1915 mit Ruß⸗ 
land? — Ja, warum nicht?! — Die deutſche Siegesſtimmung war 
vielleicht ein ſtarkes Hemmnis, aber für einen zielſicheren Staatsmann 
hätte fie ein beſonderer Anreiz zu weitſchauender Tat fein müflen. 
Demzufolge verurteilt der Verf. den Frieden von Breſt⸗Litowſk, er 
bekennt ſich alſo zu einer öſtlichen Orientierung der deutſchen Politik. 
Am anziehendſten ſind ſeine Bemerkungen über die militäriſchen Ver⸗ 
hältniſſe. Er geſteht unumwunden die Schlacht an der Marne als 
eine entſcheidende Niederlage zu, wenn fit auch nicht die äußeren An⸗ 
zeichen einer ſolchen trug. Aber ſie brachte den deutſchen Plan einer 
ſchnellen Niederwerfung Frankreichs zum Scheitern. Spannend iſt die 
Schilderung der letzten Kämpfe in Frankreich 1918. Mit beſonderer 
Kenntnis wird Foch charakteriſiert. Und dann der Entſcheidungs⸗ 
kampf! Der Verf. würdigt alle Umſtände, jedes Für und Wider. 
„Gleichviel“, ſagt er, „wäre ein Widerſtand der Deutſchen in der 
Linie Antwerpen — Metz nicht ohne Ausſicht geweſen, wenn nicht die 
Revolution ihre Schatten auf die deutſchen Heimtruppen, von dort auf 
die Etappenverbände geworfen und auch die Frontheere angefreſſen 
hätte“ (S. 142). Damit wird er wohl der Wahrheit am nächſten 
kommen. Immerhin muß er ſich geſtehen, daß hierdurch lediglich beſſere 
Bedingungen für den Frieden erlangt worden wären. Der volle Sieg 
war durch die Unfähigkeit der deutſchen Staatsmänner von vornherein 
ſchwer möglich. — Viel Ahnlichkeit in der Auffaſſung mit Immanuel 
hat ein langjähriger Mitarbeiter Ludendorffs, Oberſt Bauer, der in 
drei knappen Fragen ſich über den Krieg äußert 1). Die Darſtellung 
iſt außerordentlich ſchneidig und klar und wirkt dadurch in hohem 
Maße erfriſchend. Bauer kommt zu dem Ergebnis, „daß wir den 
Krieg 1914 nicht verſchuldet oder geſucht haben, ſondern daß er uns 
aufgedrungen wurde. Der Krieg war trotz der feindlichen Übermacht 
zu gewinnen und wäre gewonnen worden, wenn die Heimat durch⸗ 
gehalten hätte ſo wie das franzöſiſche Volk. Falſch und ehrlos iſt es, 
die Schuld allein den militäriſchen Führern der letzten Jahre auf⸗ 
zubürden. Von einer Möglichkeit, den Krieg früher auf dem Boden 
eines Rechtsfriedens abzubrechen, kann keine Rede ſein, es blieb nur 
Sieg oder Niederlage. Nun haben wir die Niederlage ... (S. 69/70). 
Und die tiefere Urſache dafür: „militäriſch das Ausbleiben von kriegs⸗ 
brauchbarem Erſatz, politiſch die Schwäche und Untätigkeit unſerer Re⸗ 
gierung ... Letzten Endes lag freilich die Schuld mehr zurück und 
fal: (S. daß Vie ſich nicht mit unſicheren Bundesgenoſſen verbinden 
oll“ 52 | 


1) Oberſt Bauer, Konnten wir den Krieg vermeiden, gewinnen, ab⸗ 
ur —Flugſchriften des „Tag“, Nr. 2. Berlin, Auguſt Scherl, o. J. 
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3. Krieg und Preſſe 


| Diefer Abſchnitt if diesmal recht beſcheiden. Die Feldpreſſe fehlt 
ganz. Dafür wird einmal ein Preſſeproblem unterſucht. Paul 
Eltzbacher wirft die Frage auf, inwieweit die Preſſe ein Werkzeug 
der auswärtigen Politik fein kann !). Er beantwortet fie nicht von 
der ethiſchen Seite, ſondern lediglich von der praktiſchen. Die Ver⸗ 
hältniſſe in Frankreich und England dienen ihm als beſondere An⸗ 
regung, in vielen Beziehungen auch als Vorbild. Gerade über die 
Kriegseinrichtungen der Preſſe in Frankreich, insbeſondere über das 
„maison de la presse“ macht er höchſt beachtenswerte, in Deutſchland 
nur wenig bekannte Angaben. Es gelingt ihm, deren Organiſation 
darzulegen. Nicht ganz zu dem gleichen Ergebnis kommt er bezüglich 
der engliſchen Verhältniſſe. Soweit iſt das Buch ein wertvoller Bei⸗ 
trag. zur Geſchichte der Preſſe. Dann geht Eltzbacher auf die deutſchen 
Verhältniſſe über. Dabei vermiſchen ſich hiſtoriſche Darlegungen mit 
Vorſchlägen und Wünſchen. Wichtig iſt dabei der Ausgangspunkt. 
Er ſieht nur dann in der Preſſe ein voll wirkendes Werkzeug der aus⸗ 
wärtigen Politik, wenn der Auslanddienſt einer grundlegenden Reform 
unterworfen wird. Et hätte noch weiter gehen können. Eine ſelbſt 
ausgezeichnet organiſierte Preſſe iſt hilflos, wenn ihr eine ideenloſe 
Regierung gegenüberſteht. Alſo da hätte zunächſt die Abhilfe ein⸗ 
zuſetzen. Und dann würde ein „einheitliches Preſſeamt ..., das die 
geſamte außenpolitiſche Preſſearbeit zuſammenzufaſſen und für ihre 
Zweckmäßigkeit und Vollſtändigkeit aufzukommen hat“ (S. 76), ſchon 
von Segen ſein. „Das Preſſeamt iſt am beſten durch Ausbau der 
Nachrichtenabteilung des Auswärtigen Amtes zu ſchaffen. Die Unter⸗ 
ſtellung unter das Auswärtige Amt iſt für ein Preſſeamt, das im 
Dienſte der auswärtigen Politik wirken ſoll, das einzig Natürliche“ 


(S. 78). Ein eingehender Plan wird entworfen. Gedacht iſt dabei 


allerdings an die frühere Regierung. Doch treffen auch für die neue 
Regierung die Darlegungen durchaus zu. Denn gerade im Aus⸗ 
wärtigen Amt ſind trotz der Revolution ja kaum Anderungen eingetreten. 

Zu dem Kapitel „Die Preſſe als Verleumderin“ liefert der be⸗ 
kannte Eſſener Zeitungshiſtoriker Tony. Kellen in einem kleinen 
Büchlein eine geſchickte Auswahl von Beiträgen ?). Er gruppiert die 
Preſſe nach den einzelnen Ländern und führt ihre markanteſten Leiſtungen 
auf dem Gebiete der Verleumdung vor. Dabei macht er die üblichen 
Angaben — Eltzbacher übrigens auch — über die großen feindlichen 
Zeitungsverbände und Telegraphenagenturen. Er ſchließt mit Vor⸗ 
ſchlägen für die „papierene Rüſtung“ der Zukunft, wobei er ſich viel⸗ 
fach mit Eltzbacher begegnet. Nicht vergeſſen will ich, daß beide, 
beſonders aber Eltzbacher, am Schluſſe N Bücher ein gutes Lite⸗ 
Fee geben. 


I) Paul Eltzbacher, Die Preſſe als Werkzeug der auswärtigen Politik. 
162 S. Jena, Eugen Diederichs, 1918. 4,50 Mk. 
2) Tony Kellen, Die Preſſe als Verleumderin. — Die Bücher der 
Stunde, Bd. 8, 120 S. Regensburg, Friedrich Puſtet, 1918. 1,20 Mk. 
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4. Freund und Feind je 


Ganz leicht ift zwar die Trennung von Freund und Feind heute 
nicht mehr durchzuführen. Aber für dieſe Beſprechung will ich mich an 
die überlieferten Verhältniſſe halten und mit Oſterreich⸗Ungarn be⸗ 
ginnen. Eine allgemeine Einführung in ſeine Verfaſſungsangelegen⸗ 
heiten bietet eine kleine Schrift von Fritz Hartung ). Er gibt 
eine allgemeine Überſicht über die Entwicklung ſeit dem Ausgleich von 
1867 bis zum Regierungsantritt Kaiſer Karls und deſſen erfte Zeit. 
Hauptſächlich hebt er dabei die Rolle Ungarns hervor, beſonders deſſen 
Eigenwilligkeit in nationalen Fragen. Damit erkennt er deutlich, daß 
Oſterreich⸗Ungarn weniger ein Verfaſſungsproblem als ausſchließlich 
eine Nationalitätenfrage iſt. Die Entwicklung hat dieſem Satze, 
der ſchon lange vor dem Kriege aufgeſtellt wurde, recht gegeben. 
Der engere Zuſammenſchluß durch die Not des Krieges mußte vorüber⸗ 
gehend ſein, da das Hauptbindemittel, Kaiſer Franz Joſef, ausfiel. 
Ziemlich die gleichen Gedanken, wenn auch auf ungleich breiterer Grunb- 
lage, entwickelt Wilhelm Schüßler in ſeiner ausgezeichneten Studie 
über das Verfaſſungsproblem im Habsburgerreich?). Es iſt ſchade, 
daß ſoviel ſorgfältige Arbeit nunmehr vergeblich iſt. Doch Schüßler 
ſcheint einen tragiſchen Ausgang zu ahnen; es liege eine gewiſſe 
Schwere, wenn nicht gar Hoffnungsloſigkeit über dem Buche. Es iſt 


mit warmem Herzen geſchrieben. Weit holt der Verf. aus, um an 


den Kern feiner Frage zu kommen. Er beginnt mit dem Zuſammen⸗ 
ſchluß der Monarchie im Jahre 1526, um dann nacheinander die drei 
Verſuche zu behandeln, die teils ausprobiert worden ſind, teils zum 
Zuſammenhalt des Reiches vorgeſchlagen wurden. Der erſte Abjchnitt . 
iſt zeitlich in ſich abgeſchloſſen. Er ſtellt den zentraliſtiſchen Löſungs-⸗ 
verſuch des Problems dar, der mit dem Ausgleich von 1867 ſein Ende 
fand. Der Dualismus löſte ihn ab. Bedingt wurde dieſer durch den 
unbändigen Staatswillen der Ungarn, dem Schüßler gleich wie Hartung 
ſeine ganze Aufmerkſamkeit ſchenkt, und den er immer wieder in den 
Mittelpunkt zielbewußten Handelns in der öſterreichiſchen Politik ſtellt. 
Darüber kommt er zu einer ganz intereſſanten Formel, deren Möglich- 
keit ganz gewiß nicht zu beſtreiten iſt: „So iſt aus dem trialiſtiſchen 
Oſterreich von 1526, dem einheitlichen Kaiſertum Oſterreich von 1804, 
dem dualiſtiſchen Oſterreich⸗Ungarn von 1867 nun nicht rechtlich, fo doch 
tatſächlich, ein neues Staatsgebilde entſtanden, ein Ungarn⸗Oſterreich“ 
(S. 219). Doch auch dieſe Entwicklung iſt nicht zu einem reinlichen 
Abſchluß gekommen. Was den Ungarn recht war, mußte den Tſchechen 
billig ſein. Verführt durch die Hätſcheleien, die ſich aus dem reichs— 
deutſchen Gegenſatz nach Königgrätz ergaben, glaubten die Tſchechen ſich 


1) Fritz Hartung, Dfterreid -Ungarn als Verfaſſungsſtaat. — Aus⸗ 
landsſtudien an der Univerfität Halle-Wittenberg. Offentliche Vorträge über 
7918 Ei ont der Gegenwart. Heft 7. 32 S. Halle a. S., Niemeyer, 


2) Wilhelm Schüßler, Das Verfaſſungsproblem im Habsburgerreich. 
237 S. Stuttgart, Deutſche Verlagsanſtalt, 1918. 6,— Mk. 


245] Kleine Mitteilungen * | 245 


zum Führer eines Kronländerföderalismus machen zu müſſen. Wieviel 
aber dabei von einem Habsburgerreich übriggeblieben wäre, iſt nach 
den Erfahrungen, die allenthalben mit dieſem Volke gemacht worden 
ſind, nicht zu ſagen. Jedenfalls wird man wohl nie die Verwunde⸗ 
rung unterdrücken können, wenn man geſehen hat, mit welch unſag⸗ 
barer Langmut die Wiener Regierung das ſtaatsverräteriſche Treiben 
der Tſchechen hinnahm. Der Verf. wird wohl recht haben, daß ein 
Gefühl der Mitſchuld den Schlüſſel zur Löſung des Rätſels gibt. 
Wenn die hier angeregten und mit großer Sachkenntnis und Umſicht 
behandelten Fragen nicht durch die Tatſachen ſo völlig überholt wären, 
könnte man dem Buche nur die allerweiteſte Verbreitung wünſchen, be⸗ 
ſonders in Deutſchland, wo die Lektüre außenpolitiſcher Werke gar 
nicht genug anempfohlen werden kann. | 
Eine eigenartige Darſtellung von Habsburgs Glück und Ende gibt 
Karl Kaursky, der Theoretiker des Sozialismus 1). Dieſe erſchien 
als Aufſatzreihe im Oktober 1918 in der „Sozialiſtiſchen Auslands- 
politik“ und war „in erſter Linie beſtimmt, deutſchen Arbeitern die ſo 
verwickelten und eigenartigen nationalen Verhältniſſe des Habsburger⸗ 
reichs klarzumachen“. Damit iſt im großen und ganzen der hiſtoriſch⸗ 
belehrende Inhalt der Schrift beſtimmt. Kautsky behandelt die einzelnen 
Völker der Reihe nach, ohne ſich aber beſtimmten Zukunftsäußerungen 
hinzugeben. Allenfalls kann man ſolche in dem allgemein gehaltenen 
Schlußkapitel ſehen. Die „Liga der Nationen“, erfüllt von dem Glauben 
an Bélferverbriberung und an Völkerglück, wie ihn die unabhängigen 
Scozialiſten trotz der ſchmerzlichen Erfahrungen der Verſailler Friedens⸗ 
verhandlungen immer noch verkünden, das ſoll Zukunft ſein. In der 
Sache iſt die Schrift ganz anſchaulich, über die Tendenz läßt ſich 
natürlich nicht rechten. 
| Den Sonderfall des ungariſchen Problems glaubt Joſeph 
Auguſt Lux behandeln zu müſſen 2). Man kennt ihn bisher haupt⸗ 
ſächlich als Romanſchriftſteller und als feinſinnigen Beobachter und 
Schilderer architektoniſchen Erlebens. Nunmehr iſt er auch unter die 
Politiker gegangen. Das war nicht klug, beſonders nicht in der Be⸗ 
handlung des Problems Ungarn. Kenner wie Schüßler glauben vor 
ihm warnen zu müſſen. Mir will ſcheinen, mit Recht. Denn eine 
ſolche Verherrlichung des ungariſchen Genies, wie ſie Lux treibt, ver⸗ 
ſtimmt ſchon durch die Form allein, vom Inhalt ganz zu ſchweigen. 
Beſonders in Dingen, die uns Deutſchen nahe gehen. Mehr als einmal iſt 
in den letzten 20— 30 Jahren ob des ungariſchen Chauvinismus ein tief 
erſchütternder Notſchrei der ungarländiſchen Deutſchen an unſer Ohr 
geklungen. Angeſichts dieſer Tatſachen aber einfach zu ſagen: „Man 
ſieht, Ungarn iſt einig. Nur ſeine Kritiker ſind uneinig. Es gibt in 
Ungarn keinen Nationalitätenhader wie anderswo“ (S. 96), iſt doch 
ſchwer verſtändlich. Dabei will ich noch ganz ſchweigen von den Slo⸗ 


1). Karl 1 Habsburgs Glück und Ende. 81 S. Berlin, Paul 

Caſſirer, 1918. 3,— Mk. | 
2) Joſeph cour Lux, Ungarn, eine mitteleuropäiſche Entdeckung. XI 

u. 355 S. München, C. H. Beckſche Verlagsbuchhandlung, 1917. 10,— Mk. 
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waken und Kroaten. Der Zuſammenbruch Ungarns beweiſt mehr als 
die ausführlichſten Belege. Ich weiß nicht, mit welchen Augen Lux 
Ungarn geſehen, ganz gewiß nicht mit denen des Politikers und Hiſto⸗ 
rikers. Doch ſtreicht man all dieſes ab, dann bleibt ein Reiſebild 
Ungarn, das von einem kultivierten Menſchen gezeichnet wird, und ſich 
deshalb nach Inhalt und Form wohl anläßt. War das die Abſicht 
dieſer mitteleuropäiſchen Entdeckung? — — N 
Der Abſchnitt „Freund“ iſt bald erledigt. Dafür wird der „Feind“ 
um ſo umfangreicher. Albert von Ruville gibt eine Überſchau 
über engliſche Friedensſchlüſſe ſeit dem Frieden zu Rijswijk 1697, um 
die ſich im Grunde gleichbleibenden Methoden zu unterſuchen, in der 
Abſicht, damit auf den allgemeinen Friedensſchluß vorzubereiten ). Das 
Heft iſt einem öffentlichen, im Jahre 1917 gehaltenen Vortrag ent⸗ 
ſprungen. Es kennzeichnet zweifellos die von England geübte Ge⸗ 
wohnheit, dann Frieden zu ſchließen, wenn es ihm paßt, ohne Rückſichten 
auf ſeine Verbündeten. — Noch mehr vom Geiſt der erſten Kriegs⸗ 
jahre erfüllt iſt der erſt am 13. Juli 1918 von Theo Sommerlad 
gehaltene Vortrag: „Die alte und die neue Kontinentalſperre“ 2). Er 
ſtellt beide ſo ſehr in Parallele, daß er, nachdem er ihren Verlauf ge⸗ 
ſchildert, ſie auch beide ergebnislos verlaufen läßt, und zwar, wie das 
obige Datum zeigt, noch im Juli 1918; ja, er verſteigt ſich noch zu 
der Folgerung: „Der Kontinentalbund als Rückgrat unſerer weltwirt⸗ 
ſchaftlichen und kolonialen. Geltung und die Meeresfreiheit mit Flotten⸗ 
ſtützpunkten und dem Beſitz der flandriſchen Küſte: das ſind Segens⸗ 
ſterne, die nicht lügen.. (S. 30). Von dem großen Erzittern 
Deutſchlands im Juli⸗Auguſt 1918 ſcheint der Verf. nichts wahr⸗ 
genommen zu haben. | 
Wieder kann ich wie im vorigen Jahre ein Buch über Irland 
anzeigen. Diesmal keine erſte Einführung in die Landeskunde und 
Geſchichte der grünen Inſel, obwohl es als ſolche auch wohl zu ge⸗ 
brauchen wäre. Diesmal ſchreibt ein Nationalökonom, M. J. Bonn, 
der naturgemäß die Wirtſchaftsgeſchichte des Landes, zu deren Studium 
er längere Zeit daſelbſt geweilt, bevorzugt?). Die rein geſchichtliche 
Seite, beſonders der Vergangenheit, wird nur kurz dargelegt. Nicht 
mit Unrecht! Denn rein äußerlich betrachtet, verläuft die iriſche Ge⸗ 
ſchichte ja verhältnismäßig ruhig. Dagegen ſind die ſozialen und wirt⸗ 
»ſchaftlichen Fragen von äußerſter Wichtigkeit. Der Kampf des Iren 
um ſeine Scholle gegen den engliſchen Grundherrn iſt bis heute noch 
nicht ausgetragen, ebenſowenig das Ringen um ſeine politiſchen Rechte, 
wie Home Rule andeutet. In dieſen Dingen geht die Darſtellung 
ſehr in die Breite. Sie reicht bis zur letzten Revolution 1916. Be⸗ 
merkenswert ſind die Darlegungen über die Entwicklung Irlands im 


1) Albert von Ruville, Engliſche Friedensſchlüſſe. — Auslands⸗ 
ſtudien ufm. Heft 2. 28 S. Halle a. S., Max Niemeyer, 1918. 1,— Mk. 
2) Theo Sommerlad, Die alte und die neue Kontinentalſperre. - Aus⸗ 


landsſtudien uſw. Heft 12. 30 S. Halle a. S., Max Niemeyer, 1918. 1,— Mk. 
3) M. J. Bonn, Irland und die iriſche Frage. V u. 268 S. München 
und Leipzig, Duncker & Humblot, 1918. 7,50 Mk. 
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Weltkriege, beſonders über das Aufblühen der Landwirtſchaft, ein Um⸗ 
ſtand, der für die Beurteilung iriſcher Fragen weſentlich in Betracht 
kommt, da dadurch eine der größten iriſchen Nöte, die Auswanderer⸗ 
frage, behoben worden iſt. In einem Schlußkapitel wird i in hoffnungs⸗ 
voller Weiſe Irlands Wiedergeburt behandelt. Es wäre im Intereſſe 
der Iren ſchön, wenn es ſo käme. Ob aber England nach einem ſolchen 
Siege noch Luſt hat, Irland zu verſtehen?! — 

Von England zu Amerika! Adolf Haſenclever behandelt in 
einem Vortrag die Bedeutung der Monroe⸗Doktrin für die amerika⸗ 
kaniſche Politik der Gegenwart). In klaren, knappen Zügen entwirft 
er die Geſchichte dieſer eigenartigen amerikaniſchen Lehre. Er kenn⸗ 
zeichnet richtig ihr Aufgeben durch den Eintritt in die Weltpolitik 
nach dem Spaniſch⸗ 5 Kriege von 1898 und kommt dann 
zu dem Schluſſe: „Wenn wir immer darauf hinweiſen, daß England 
am letzten Ende zur Vernichtung des deutſchen Handels den Krieg 
gegen uns begonnen hat, ſo dürfen wir nicht vergeſſen, daß trotz aller 
Redensarten von Menſchlichkeit und Gerechtigkeit derſelbe Beweggrund 
nicht minder ſtark bei Wilſon nnd ſeinen verantwortlichen Ratgebern 
und den unverantwortlichen Schiebern in Wallſtreet mitgewirkt hat“ 
(S. 28). Dieſe rein materielle Seite will M. J. Bonn nicht gelten 
laſſen ?). Er hält ihn für einen überzeugten Pazifiſten, dem jedoch 
der Charakter zur Durchführung feiner Ziele fehlt. Dagegen iſt Bonn 
wieder mit Haſenclever der gleichen Meinung, daß die Zeit einer aus⸗ 
ſchließlichen amerikaniſchen Politik endgültig vorüber ſei. Amerika hat 
ſich völlig in das Spiel der Weltmächte verflochten. Dennoch bleibt 
Bonn bei ſeiner Auffaſſung über Wilſon, die nach den Beobachtungen 
bei den Verſailler Friedensverhandlungen vielleicht etwas Richtiges an 
ſich hat: „Wilſon iſt im Jahre 1916 von ſeinen Mitbürgern wieder⸗ 
gewählt worden, weil er dem Lande den Frieden bewahrt hat. Einen 
Monat nach ſeinem zweiten Amtsantritt erklärte er den Krieg. Er 
tat das nicht etwa, weil er damals die Kraft in ſich fühlte, Ziele zu 
verfolgen, die er früher hatte verbergen müſſen, ſondern weil er ſich 
ſeit Kriegsbeginn von den Ereigniſſen hatte treiben laſſen. Es iſt 
möglich, daß ſeinem großzügigen Friedensprogramm ein ähnliches Schickſal 
beſchieden ſein mag. Er hat die Gabe, der Menſchheit das gelobte 
Land in verheißungsvollen Farben vorzuzaubern. Die Kraft, im ent⸗ 
ſcheidenden Moment zu handeln, hat ihm bis jetzt immer gefehlt“ (S. 112). 

Seine frühere Schrift „Amerika als Feind“ (hier beſprochen Bd. 31 
S. 204) hat Bonn nunmehr unter dem Titel „Mußte es ſein?“ in 
dritter, völlig umgearbeiteter Auflage herausgegeben ?). Er ſteht darin 


1) Adolf Haſenclever, Die e der Monroe⸗Doktrin für die 

amerikaniſche Politik der Gegenwart. — Auslandsſtudien uſw., Heft 5. 28 S. 
Halle a. S., Max Niemeyer, 1918. 1,— M 

2) M. J. Bonn, Was will Wilſon? = r gehler und Forderungen. Schriften 

je Neugeftaltung beutider Politik. Hrsg. von Palatinus. Heft 6. 113 S. 
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auf bem — mie ſich jetzt immer deutlicher herausſtellt — völlig irr- 
tümlichen Standpunkt, daß Amerika zur Wahrung der heiligen Menſchen⸗ 
rechte gegen den europäiſchen — will ſagen deutſchen — Deſpotismus 
in den Krieg gegangen ſei. Ja, er nennt dieſen ſogar einen Präven⸗ 
tivkrieg zum Schutze der Demokratien (S. 143). Deshalb fordert er 
eine ſchnellere Demokatiſierung Deutſchlands, als im Jahre 1918 vor 
der Revolution begonnen. Dieſe ſelbſt wird noch nicht einbezogen, ſonſt 
würde das Urteil wohl oftmals anders lauten, ganz zu ſchweigen nach 
der Anteilnahme Wilſons an den Verſailler Friedensperhandlungen. 
Vielleicht würde dann auch der elegiſche Ton des „Mußte es ſein?“ einen 
andern Sinn finden. 
über die Grundlagen des italieniſchen Imperialismus berichtet in 
knappen Zügen der Berliner Geograph Alfred Rühl!). Haupt⸗ 
ſächlich gibt er dabei eine Geſchichte der italieniſchen Kolonialentwicklung, 
die nach dem tripolitaniſchen Krieg wenigſtens einen imverialiſtiſchen 
Ehrgeiz hervorbrachte, wenn auch die Verſuche zur Betätigung miß⸗ 
langen. Selbſt in dieſem Krieg blieb den Italienern die früher ge⸗ 
übte Tugend, geſchlagen zu werden, nicht erſpart. Damit bricht Rühl 
ab. Heute könnte er noch hinzufügen, daß Italien trotz ſeiner Nieder⸗ 
lagen auch diesmal genau wie früher ſich ordentlich bereichern kann, 
weil es das große Talent noch nicht verloren hat, die richtigen Ver⸗ 
bündeten zu haben. | 
Und nun Frankreich. Hermann Meyer behandelt in einem 
gut angelegten Vortrag auf breiter geſchichtlicher Entwicklung Frauk⸗ 
reichs Kampf um die Macht in der Welt”). In zahlreichen, ſorg⸗ 
fältigen Anmerkungen, die ein Anhang vereint, hat er dieſen auch die 
quellenmäßigen Unterlagen gegeben. In. ſeinen Darlegungen beginnt 
Meyer mit dem Anfang der fränkiſchen Geſchichte unter Chlodwig und 
verfolgt dann ſein Thema durch die Jahrhunderte hindurch bis zur 
Gegenwart. In reichem Maße läßt er dabei die zeitgenöſſiſchen Quellen 
ſprechen, auch ſolche, die nicht eines myſtiſchen Urſprungs entbehren, 
die aber geeignet ſind, ein gutes Bild der öffentlichen Meinung zu 
geben. Dabei betont er, ſeien es nun ſagenhafte, ſeien es geſchichtlich 
beglaubigte Momente, ganz beſonders die Außerungen, die Karl den 
Großen als franzöſiſchen Herrſcher betrachten. Gerade dieſes. Moment 
ſpielt ja in der neueren Annexionspubliziſtik eine außerordentlich wichtige 
Rolle, weil man glaubt, daraus berechtigtere Anſprüche auf das linke 
Rheinufer herleiten zu können. Meyer weiſt nach, wie dieſer Gedanke 
auch ſchon früher, beſonders unter Ludwig XIV., eine bemerkenswerte 
Bedeutung gehabt hat. Andrerſeits liegt in dieſem Feſthalten an dem 
franzöſiſchen Karl dem Großen ein Anſpruch auf die franzöſiſche Welt⸗ 
herrſchaft, und ſo kann in dieſer Weiſe Meyer die Richtigkeit ſeines 
Themas von den verſchiedenſten Seiten her belegen. Dem näher In⸗ 


1) Prof. Dr. Alfred Rühl, Die Grundlagen des italieniſchen Jie ig 
lismus. — Meereskunde, Heft 139. 23 S. Berlin, E. S. Mittler & Sohn, 
1919. 0,60 Mk. 
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alles bietet, wie gejagt, der Anhang weitgehendſte Auskunft. 
Ahnliche Gedankengänge wie Meyer erörtert Joachim Kühn in 
ſeiner Schrift „Die Kriegsziele der franzöſiſchen Bourgeoiſie“ ). Zwar 
iſt der Geſichtskreis etwas verengt, aber die Beweisführung, ja; ſelbſt 
die Beweisſtücke ſind ziemlich dieselben wie bei Meyer. Das liegt zum 
weſentlichen Teil an der Themaſtellung, dann aber auch an der Quellen⸗ 
benutzung. Kühns erſtes Kapitel lautet: Imperialiſtiſche Taſchen⸗ 
ſpielereien. Das ſind die Hinweiſe auf Chlodwig, Karl den Großen 
und eigentlich noch auf Caeſar und die Kelten. Daraus ergibt ſich 
alles. Dann führt Kühn die Nutzanwendung weiter aus. An der 
Hand von vier Kartenbeilagen vermittelt er die wichtigſten franzöſiſchen 
Vorſchläge über die Zerſtücklung des linken Rheinufers und die Zer⸗ 
ſchmetterung Deutſchlands, erſteres beinahe ſo, wie wir es heute nach 
dem Verſailler Friedensvorſchlag allen Ernſtes erleben ſollen. Es 
wäre wünſchenswert geweſen, wenn ſolche Abſichten unſerer Gegner 
ſchon früher, gleich nach ihrem Bekanntwerden, dem deutſchen Volke 
vermittelt worden wären. Dann hätte es wohl beſſer die Gefahr ſeiner 
Lage erkannt und hätte ſich nicht dem Taumel der Selbſtzerfleiſchung 
überlaſſen. Dem Hiſtoriker zwar wird eine ſolche Zuſammenſtellung 
zu allen Zeiten von Wert ſein. 

In dieſem Zuſammenhang muß auch noch einmal nachdrücklich auf 
das ernſte und gründliche Werk von Aloys Schulte, „Frankreich 
und das linke Rheinufer“ (f. deſſen ausführliche Würdigung hier 
Band 31, S. 451) hingewieſen werden, wo ja alle dieſe Fragen, von 
den mannigfachſten Seiten beleuchtet, einer eingehenden Kritik unter⸗ 
zogen werden. 

Recht wertvolle Aufſchlüſſe über die beſetzten Gebiete in Frank⸗ 
reich gibt Adolf Günther in einer ſorgfältig angelegten Wirtſchafts⸗ 
ſtudie ?). Sie ift im April 1918 abgeſchloſſen worden, ſetzt alſo die 
geradezu gegenteiligen Verhältniſſe voraus, wie ſie nunmehr eingetreten 
ſind. Demnach dürfte wohl der ehemalige Chef des ſtellvertretenden 
Generalſtabes nicht ganz Unrecht behalten, wenn er in ſeinem, dem 
Buche gewidmeten Geleitwort ſagt: „Zur Klärung der für einen be⸗ 
vorſtehenden Friedensſchluß wichtigen Frage, wie hoch der Wert des 
beſetzten Gebietes einzuſchätzen iſt, wird dieſes Buch in willkommener 
Weiſe beitragen; darüber hinaus vermittelt es nützliche Kenntniſſe für 
den zukünftigen friedlichen Handelsverkehr Frankreichs. Dem deutſchen 
Volkswirt, dem Kaufmann und Induſtriellen gibt es hierfür manchen 
wertvollen Wink.“ Günther unterſucht, unterſtützt durch längere Er⸗ 
fahrung und Beobachtung, mit Angabe zahlreicher Statiſtiken die geo⸗ 
en und wirtſchaftlichen Verhältniſſe der beſetzten franzöſiſchen 


1 Joachim Kühn, Die Kriegsziele n der franzöſiſchen Bourgeoiſie in 
Mitteleuropa. — Der Tag der Deutſchen. Schriftenreihe, hrsg. v. M. Hobohm, 
Leiter der Deutſchen 1 0 get 9. Mit 4 Karten. 67 S. Berlin, 
Hans Robert Engelmann, 1 

2) Prof. Dr. Adolf Günther, Be beſetzte franzöſiſche Gebiet. Seine Be⸗ 
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Gebiete. Dabei hebt er hervor, daß Frankreichs Intereſſe an dem 
nordfranzöſiſchen Gebiete nur gering iſt, wie das Verhalten gegenüber 


der 1917 geräumten Zone beweiſt. Günther ſieht in dem Erwerb 
Elſaß⸗Lothringens nicht nur die Erfüllung der alten Revanche⸗Idee, 


ſondern auch die ſehr nüchterne Erwägung, an Stelle eines verwüſteten 


und durch Standortverſchiebungen der Induſtrie entwerteten Gebietes 
ein unberührtes, zukunftreiches Land zu erhalten. Beiläufig verweiſt 
er auch auf das engliſch⸗amerikaniſche Intereſſe an Nordfrankreich und 
deſſen künftige Geſtaltung. Ohne es zu wollen, wird er ſogar zum 


Propheten, wenn er ſagt: „Legt nun Amerika in irgendeiner Form, 


offen oder verſteckt, die Hand auch auf die franzöſiſchen Erzfelder 


— und man wird, wenn nicht Gegenwirkungen ſtattfinden, ſicher damit 
als einer natürlichen Folge der franzöſiſchen Verſchuldung zu rechnen 
haben, — ſo ſind die Ausſichten einer ſelbſtändigen europäiſchen Wirt⸗ 
ſchaftspolitik ſo gut wie begraben; der deutſche Arbeiter aber wird die 
Einbuße an „ kaum an einer anderen Stelle ein⸗ 
holen können“ (S. 4 

Eine Ergänzung 5 dem vorliegenden Buch liefert bezüglich Belgiens 
ein von Hans Gehrig und Heinrich Waentig in Verbindung 
mit mehreren Fachgenoſſen herausgegebenes Sammelwerk über Belgiens 
Volkswirtſchaft !). Allerdings iſt die Geſamtanlage breiter und mehr 
in die Tiefe gehend, auch ſtellt ſie politiſche Geſichtspunkte mit Abſicht 


völlig beiſeite, aber im ganzen behandelt ſie doch dasſelbe Problem. 


Die Darſtellung iſt gegliedert in vier Hauptteile: 1. Die Entwicklung 


| der belgiſchen Volkswirtſchaft von 1715—1908; 2. Die Grundlagen 
der belgiſchen Volkswirtſchaft; 3. Der Aufbau der belgiſchen Volks⸗ 


wirtſchaft, der umfangreichſte Teil, der eine zum Teil ziemlich bis ins 


einzelne gehende Überſicht über die belgiſche Induſtrie und Landwirt⸗ 


ſchaft, ſowie Handel, Verkehrsweſen, Geld und Bankweſen und den 
Kolonialbeſitz gibt; 4. Rückblicke und Ausblicke. Wie das recht aus⸗ 
führliche Literaturverzeichnis beweiſt, ſind die wichtigſten Hilfsmittel 
ſowohl Belgiens als auch der benachbarten Länder herangezogen, um 
mit dieſem Werke endlich eine ſich unangenehm bemerkbar machende 
Lücke in der Kenntnis des belgiſchen Wirtſchaftslebens auszufüllen. 


Tatſachenkenntnis ſoll das Buch vermitteln. Das tut es auch in her⸗ 
vorragender Weiſe. Es gibt kaum eine Frage wirtſchaftlicher Natur, 


die nicht ſachlich beantwortet würde. Ja, es legt ſogar Gewicht darauf, 
ſie hiſtoriſch⸗urſächlich zu erklären. Doch in den Ausblicken läßt ſich 
nicht ſo ganz ein politiſcher Anklang vermeiden. Dabei wird der Stand⸗ 
punkt der Regierung Hertling von 1918 eee der eine völlige 
Wiederherſtellung Belgiens vorſah. 

Gegen dieſe glaubt ſich Richard Feſter in einer kleinen Schrift 
wenden zu müſſen, in der er die Wandlungen der belgiſchen . ſeit 


1) Belgiens Bolkswirtſchaft. In Verbindung mit Karl Bittmann, Joſef 
von Graßmann, Georg Jahn, Karl Rathgen, Seit Schulte 3 von 
Hans Gehrig und Heinrich Waentig. it einer Karte. 338 S. 
Leipzig und Berlin, B. G. Teubner, 1918. 9,— Mk. N 


— 
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Le Zeiten kurz erörtert, um ſich dann hauptsächlich der gegen⸗ 

en Behandlung des Problems zuzuwenden !). Er ſchließt ſich 
= weſentlichen den Forderungen D. von Gierkes und E. Zitelmanns 
an, die ich bereits in meinem vorjährigen Bericht S. 213 und 216 
mitgeteilt habe. Heute iſt ja der Streit müßig, wir werden weder den 


einen noch. den andern Standpunkt einnehmen können. Und warum 


nicht? — Der Verf. gibt unbewußt die Schickſalsantwort: „Der 
ſchlimmſte Feind des Deutſchen tft ſtets er ſelbſt“ (S. 27). Gleich⸗ 
falls von dem Gang der Zeit völlig überholt iſt die Schrift des Grafen 
Re ventlow: „Brauchen wir die flandriſche Küſte?“ 2) In vier Kapiteln 
unterſucht er das Für und Wider, allerdings ſo, daß er ſich auf die 
militäriſch⸗maritime Seite der Frage beſchränkt. Daß er dieſe energiſch 
bejaht und auch eine große Reihe geographiſcher und politiſcher Gründe 


für ſeine Behauptung beibringt, iſt bei der ausgeſprochenen politiſchen 


Stellungnahme des Grafen Reventlow nur verſtändlich. Er hat mit 


ſeiner Schrift aufklären und Verſtändnis für die politiſche Zukunft 


— 


im deutſchen Volke wecken wollen. Die Auflage der Schrift iſt für 


die kurze Zeit des Erſcheinens recht ſtattlich geweſen. Allein unſer 
Volk hat einen andern Weg gewählt, der ihm wahrſcheinlich die 
Schmerzen außenpolitiſchen Denkens erſparen, aber wohl ſicher andere 


hervorrufen wird. 


Mit einer zwiſchenſtaatlichen bzw. überſtaatlichen Aufgabe be⸗ 
ſchäftigt ſich der Halleſche Hiſtoriker Albert Werminghoffs). Er 
unterſucht in drei Vorträgen die Stellung der Kurie im Weltkriege, ihre 
Entwicklung ſeit 1871, d. h. hauptſächlich ihr Verhältnis zum Königreich 
Italien, und ihre Ausſichten bei der Neugeſtaltung der Welt. Die beiden 
erſten Abſchnitte bringen nichts ſonderlich Neues. Dagegen iſt die 
Problemſtellung des letzteren um ſo feſſelnder. Eine Fülle von Schwierig⸗ 
keiten und Möglichkeiten wird aufgedeckt, beſonders ſolche, die ſich aus 
der 1918 noch drohenden Niederlage Italiens ergaben, ja, Möglich⸗ 
keiten, die bis zur Wiederaufrichtung eines Kirchenſtaates gingen, wenn 
auch in beſcheidenſtem Umfange. Heute iſt vielleicht für den Papſt 
die Lage wohl noch ſchwieriger geworden, da Stützen wie Öfterreich- 
Ungarn und auch wohl das Deutſche Reich fehlen. Aber wie auch der 
Gang der Dinge ſich geſtalten mag, der Wunſch des Verf. nach 
ſtärkerer Berückſichtigung der deutſch⸗katholiſchen Intereſſen kann nur 
unterſtützt werden. Einen beſonderen Wert nach der wiſſenſchaftlichen 
Seite erhält die Schrift dadurch, daß der Verf. einen ganz annehm⸗ 
baren Literaturanhang zur Verfügung ſtellt. 

Vom Weſten zum Oſten! In dem ſiebenten Heft der von Paul 
Rohrbach eee Schriftenreihe „Die ruſſiſche Gefahr“ 


1) Richard Feſter, Die Wandlungen der belgiſchen Frage. Aus⸗ 


| Ben Heft 1. 34 S. Halle a. S., Max Niemeyer, 1918. 1,— Mk. 


f E. Reventlow, Brauchen wir die flandriſche Küſte? 76 S. 

Berlin, E. S. Mittler & Sohn, 1918. „50 Mk. 
3) Albert Bermingboft, Weltkrieg, Papſttum und römiſche Frage. 
2518. 2,0 N. . . , Heft 8—10. 66 S. Halle a. S., Max Niemeyer, 
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(1—6 hier angezeigt Bd. 30, S. 292/) berichten P. Rohrbach und 

Axel Schmidt über die ruſſiſche Revolution !). Das Buch iſt bereits 
1917 erſchienen. Deshalb reicht es nur bis zur erſten ruſſiſchen 
Revolution im März 1917. Ich ſage abſichtlich: reicht. Denn dieſe 
allein zu ſchildern, iſt nicht die Aufgabe der Arbeit. Vielmehr greift 
ſie zurück auf die von 1905, als deren natürliche Folge die gegenwärtige be⸗ 
zeichnet wird. Dem Zeitabſchnitt zwiſchen beiden gilt die Darſtellung 
hauptſächlich, das urſächliche Verhältnis zwiſchen ihnen wird erörtert. 
In der Einleitung klagt Rohrbach in bewegten Worten, daß man ſo 
wenig auf ſeine Sachkenntnis in der Führung der deutſchen Politik 
gehört. Warnend ruft er aus, nachdem er das Eingehen auf die 
ruſſiſche Revolution getadelt: „Das, was wir dabei von uns aus zu tun 
haben, iſt vor allen Dingen die praktiſch politiſche Anerkennung der 
wichtigen ruſſiſchen Fremdvölker. Die große Lehre, die uns in dieſer 
Beziehung die Revolution mit aller Klarheit gibt, iſt, daß wir fortan 
davon abſehen, Rußland und die Herrſchaft des erobernden Großruſſen⸗ 
tums einander gleich zu ſetzen!“ (S. 8.) Ob er heute auch noch ſo 
für die unſelige Randſtaatenpolitik eintreten würde? — Aus dieſen 
Erwägungen erklärt ſich jedenfalls, daß er den Anteil des fortſchritt⸗ 
lichen Dumablocks unter der Agide Englands mit beſonderer Ausführ⸗ 
lichkeit behandelt. Zwar läßt er den Sozialrevolutionären, beſonders 
der Perſon Kerenskis, durchaus Gerechtigkeit widerfahren. Ob aber 


die Kriegsbegeiſterung bei den erſteren wirklich in dem Maße beſtanden 


hat, will mir durch die ſpätere Stellungnahme Miljukoffs zu Deutſch⸗ 
land doch etwas zweifelhaft erſcheinen. Ich ſehe eine größere ruſſiſche 
Gefahr des revolutionären Rußlands 1917 mehr in der wirtſchaftlichen 
Durchdringung Rußlands durch England und Amerika. Dies legt 
Lujo Brentano dar in einer kleiner Schrift: „Rußland, der kranke 
Mann“ 2). Nicht mit Unrecht ſagt er, daß ſich an Rußland jetzt das 
vollzieht, was es früher mit andern Staaten getan. Aber er verkennt 
auch die Gefahr nicht, die ſich daraus für Deutſchland ergibt. Zu⸗ 
nächſt ſcheint ſie allerdings durch die radikalen wirtſchaftlichen Maß⸗ 
nahmen der Bolſchewiſten etwas gebannt zu ſein. Auch für die Zu⸗ 
kunft iſt Brentano nicht zu peſſimiſtiſch. Ein Land mit ſolchem 
natürlichen Reichtum muß ſchließlich auch wieder durch ſich ſelbſt ge⸗ 
ſunden. — Einen weſentlichen Grund zur Revolution, die Agrarfrage, 
behandelt E. von Stern in einem Vortrage ?). Er holt weit aus, 
bei der geſchichtlichen Entwicklung der Leibeigenſchaft der Bauern ver⸗ 
weilt er des längeren, da er deren Einführung durch Peter den Großen 
ablehnt. Über die Befreiungsgeſetze von 1861 führt er die Entwicklung 


1) Paul Rohrbach und Axel Schmidt, Die ruſſiſche Revolution. 
—= Die ruſſiſche Gefahr. Beiträge und Urkunden zur Neitgch chte, hrsg. von 
Paul se 96 S. Stuttgart, J. Engelhorns Nachf., 1917. 1,50 Mk. 

ujo Brentano, Rußland, der kranke Mann. = Fehler und Forde⸗ 

rungen, Heft 4. 64 S. München, Georg Müller, 1918. 2, — Mk. 

3) Prof. Dr. E. von Stern, Die i Ygrarfrage und die ruſſiſche 
Revolution. - Auslandsſtudien . . ., Heft 30 S. Halle a. S., Max 
Niemeyer, 1918. 1,— Mk. 
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bis zur Revolution, in dieſer allerdings gegenüber den Stolypirſchen 
Reformen einen Rückſchlag ſehend. Denn die „Dorfgemeinde“ ee ſich 
als alles andere, nur nicht als Segen erwieſen. 


Eine Schrift von beſonderem Reiz veröffentlicht der eine der 


Machthaber des bolſchewiſtiſchen Rußlands, Leo Trotzki, über die Zeit 
von der Oktoberrevolution bis zum Breſter Friedensvertrag 1). Dieſe 
Zeit wird allerdings ziemlich knapp behandelt. Richtiger wäre zu 
ſagen, die Oktoberrevolution 1917 und der Breſter Friedensvertrag. 
Denn erſtere wird ausführlich nicht nur nach ihren Urſachen, ſondern 
auch in ihrem Verlauf entwickelt. Letzterer ſpielt eine beſcheidenere 
Rolle. Die Tendenz des Buches braucht nicht beſonders hervorgehoben 
zu werden. Trotzki ſelbſt äußert ſich über ſeine Aufgabe dahin, „das 
internationale Proletariat mit den Urſachen, dem Gang und dem Sinn 
der Oktoberrevolution Rußlands bekannt zu machen“. Dabei iſt er 
der feſten Überzeugung, „daß das entſcheidende Wort in der Kriegs⸗ 
abrechnung ſowohl wie in allen andern Fragen das europäiſche Pro⸗ 
letartat ſagen würde.“ Nun, man wird ſehen! Die vorliegende Dar⸗ 
ſtellung iſt vom ſchriftſtelleriſchen Standpunkte geſehen durchaus gewandt 
und anziehend. Inhaltlich bietet ſie wertvolle Kenntnis über den 
inneren Gang der Dinge, die ja in gewiſſer Weiſe auch für die Ge⸗ 
ſchicke Deutſchlands von ausſchlaggebender Bedeutung geweſen ſind. 
Hier iſt Trotzki das Gegenſtück zu Rohrbach. Sieht dieſer im fort⸗ 
ſchrittlichen Dumablock die Haupttriebfeder in der Umgeſtaltung Ruß⸗ 
lands, ſo Trotzki in dem radikalen Sozialismus, für deſſen gemäßigte 
f Vertreter, die Menſchewiki, er nur ein mitleidiges Achſelzucken hat. 
Aber die „Unentwegten“ „die Bolſchewiki, deren weitſchauende Gedanken⸗ 
gänge entwickelt er mit blendender Folgerichtigkeit. Eine geradezu 
klägliche Rolle läßt er übrigens Kerenski ſpielen, deſſen Feigheit er 
durch das wirkſame Mittel eines Zwiegeſprächs in das rechte Licht 
ſtellt. Gelegentlich der Friedensverhandlungen tritt eine große Hoch⸗ 
achtung für die Leiſtung Deutſchlands hervor, trotz aller ſcharfen 
Proteſte. Mit außerordentlicher Klarheit erkennt er das Schickſal 
Rußlands im Falle eines Sieges der Entente. Er betont, daß in dieſem 


Falle nicht auch Rußland hätte ſiegreich ſein müſſen. „Denn bei einem 


weiteren Fortgang des Krieges mußte Rußland auch innerhalb des 
ſiegreichen Lagers der Entente noch erſchöpfter, noch perwüſteter da⸗ 
ſtehen als es jetzt ſchon iſt. Die Herren dieſes Lagers, d. h. England 
und Amerika, hätten in bezug auf unſer Land genau dieſelben Methoden 
angewandt, wie ſie während der Friedensverhandlungen Deutſchland 
entwickelte“ (S. 105/6). Auf die Bedeutung des Buches als Geſchichts⸗ 
quelle braucht trotz der Subjektivität des Verfaſſers, oder vielleicht 
gerade deswegen, wohl kaum hingewieſen zu werden. 

Das deutſche Anrecht auf die ruſſiſchen Oſtſeeprovinzen ſucht Theo 
Sommerlad in einer Studie zur e 8 Länder nachzu⸗ 


1) Leo Trotzki, Von der Oktober-Revolution bis zum Breſter Friedens⸗ 
vertrag. 119 S. lb Bern, Promachus⸗Verlag, 1918. 


— 
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weiſen 1). Er will ſie alle einſchließlich Eſtland für Deutſchland haben 
trotz der nur dünnen deutſchen Oberſchicht der Bevölkerung. Auch ein 
Wunſch, über den die Geſchichte zur Tagesordnung übergegangen iſt. 
° Von Rußland zu Polen, das ja nunmehr Anſpruch auf Selb⸗ 
ſtändigkeit erhebt. Fünf polniſche Gelehrte unterſuchen in einer Sammel⸗ 
ſchrift die Einwirkungen, welche die ruſſiſche Revolution auf die Ge⸗ 
ſchicke ihres Volkes haben könnte !). Sie gehen aus von der Polen⸗ 
kundgebung der proviſoriſchen ruſſiſchen Regierung des Fürſten Lwow 
vom 13. April 1917. Doch verhalten ſie ſich den darin ausgeſprochenen 
Verlockungen gegenüber völlig ablehnend. Sie trauen der neuen Re⸗ 
gierung ebenſowenig wie der früheren zariſtiſchen. Zudem „wir 
glauben nicht an ſchöpferiſche Kräfte der ruſſiſchen Revolution“ (S. 43). 
Demgegenüber wird aber auch nicht ein Anſchluß an Deutſchland 
empfohlen. Nein, als poſitiver Rat der Schrift bleibt einzig: Auf⸗ 
ſtellung einer nationalpolniſchen Armee! 
Über die Geſchichte Polens orientiert jetzt wohl am beiten das im 
Rahmen der Perthesſchen „Kleinen Völker⸗ und Länderkunden“ er⸗ 
ſchienene Werk von E. Zi vier“). Der Verf. hat fi: ſchon als 
Fortſetzer der in der „Allgemeinen Staatengeſchichte“ von Roepell und 
Caro begonnenen Geſchichte Polens einen wohiklingenden Namen er⸗ 
worben. Das vorliegende Werkchen iſt Geſchichtsdarſtellung in dem 
beſten Sinne des Wortes, frei von politiſcher Leidenſchaft und Rück⸗ 
ſichtnahme. Trotzdem wird hier mehr rein politiſche Geſchichte getrieben 
als in den übrigen Perthesſchen Völker⸗ und Länderkunden, aber 
politiſche Geſchichte im Sinne Rankes. Geographiſche, wirtſchaftliche 
und ſoziale Fragen werden ziemlich beiläufig behandelt, ja, die Statiſtiken 
finden ſich ſogar beinahe außerhalb in einem beſonderen Kapitel und 
auch da noch, ohne die üblichen Formen anzunehmen. Im Mittelpunkt 
der Darſtellung ſteht eben der polniſche Staat. Deſſen Behandlung 
iſt bei der von Natur ſo wenig ſichergeſtellten Grenze Polens zwar 
keine einfache Sache. Aber das dadurch bedingte Auf und Nieder ver⸗ 
leiht der Geſchichte faſt ein romanhaftes Gepräge. Wenn man dieſes 
betont, kommt man dem Weſen des polniſchen Volkes, wenigſtens für 
die Zeit, wo es noch ein eigenes ſtaatliches Gebilde beſaß, zweifellos 
am nächſten. Für die Folgezeit erkennt Zivier allerdings ganz richtig, 
wie der äußerliche Druck die nationale Einigkeit und das Gefühl der 
ſtaatlichen Zuſammengehörigkeit bei den Polen immer mehr ſtärkt. 
Daher iſt es nicht zu verwundern, wenn man jetzt einem ſo außer⸗ 
ordentlich geſchloſſenen Volkswillen gegenüberſteht, an dem ſelbſt der 


1) Theo Sommerlad, ne geididiige Stellung der ruſſiſchen „ 
provingen. — Auslandsſtudien „Heft 6. 29 S. Halle a. S., Max 


Niemeyer, 1918. 1,— Mk. 


2) Angeſichts der ruſſiſchen Umwälzung. Polen und Rußland. Bon 
Tadeuſz Gruzewſki, Boleſlaw Lutomſki, L. Kulczycki, Michal Lempicki. 82 S. 
Berlin, Karl Curtius, o. J. 1,50 Mk. 

Dr. E. Bivier, Polen. = ri Kleine Völker⸗ und Länderkunde 
zum Gebrauch im praktiſchen Leben, Bd. 4. XIII u. 302 S. Gotha, F. A. 
Perthes, 1917. 6,— Mk. | 
* 
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internationale Sozialismus wirkungslos abprallt. — Der: Entwicklung 
dieſes Zuſtandes widmet der rührige Deutſchpole W. Feldman eine 
Sonderſtudie, in der er die politiſchen Ideen in Polen ſeit deſſen 


Teilungen (1795—1914) unterſucht, alſo gerade den Zeitraum, der 


für die Ausbildung des polniſchen Nationalgefühls maßgeblich iſt ). 
Die Schrift ſteht noch nicht unter dem Eindruck der unſeligen deutſch⸗ 
öſterreichiſchen Polenbefreiung von 1916, ſie iſt bereits 191715 abgefaßt 
wrden, nur in einem kurzen Nachwort nimmt fie auf die Zweikaiſer⸗ 
proklamation Bezug. Dadurch iſt wohl der außerordentlich maßvolle 
Ton beſtimmt. Immerhin iſt Zivier gegenüber ein erheblicheres Maß 
von Leidenſchaft feſtzuſtellen, wie das dem Tagesſchriftſteller mehr zu 
eigen iſt als dem Forſcher von Beruf. Doch ſoll damit der wiſſen⸗ 
ſchaftliche Wert des Feldmanſchen Buches nicht herabgeſetzt werden. Der 
Werdegang der politiſchen Richtungen in Polen wird in ſtreng hiſto⸗ 


riſchem Aufbau dargelegt. Er beginnt mit bent Untergang des Polen⸗ 


reiches, wo er eine weſtlich und eine öſtlich orientierte Volksmeinung 
in Polen feſtſtellt, und er endigt mit dem Ausbruch des Weltkrieges, 
der dasſelbe Ergebnis hat. Allein dazwiſchen liegt mehr als ein Jahr⸗ 
hundert nationaler Bedrückung und nationaler Stählung. In dieſem 
fehlt es nicht an Verſuchen, nach der einen oder andern Seite Fühlung 
zu gewinnen. Jedes größere politiſche Ereignis in Europa läßt die 


Hoffnungen der Polen wach werden. Aber jedesmal folgt die Ent⸗ 


täuſchung. Was wunder, wenn ſich da ein reſignierter Peſſimismus 
breit zu machen verſucht, der allerdings eine Gegnerſchaft zu Deutſch⸗ 
land und Rußland nicht ausſchließt. Ein x 
falls nad Oſterreich hin angebahnt, wo ein Nationalitäten ſtaat ja 
bisweilen einige Ausſicht auf Erfüllung hatte. 

Die innere Gegenſätzlichkeit zu Preußen behandelt der unermüdliche 


Vorkämpfer des Deutſchtums im Oſten Georg Cleinow in einem 


Aufſatz in den „Grenzboten“, der auch als Sonderdruck erſchienen iſt ). 
Er ſieht die Polenfrage vor der Entſcheidung. Sehr mit Recht erkennt 
er ihren gegenwärtigen Begriff lediglich dahin: „Kampf um den 
künftigen Beſitz der Provinzen Oſtpreußen, Weſtpreußen, Poſen, Schleſien“ 
(S. 3). Er wertet den urwüchſigen Haß der Polen gegen uns und 
ſtellt ihn als unumſtößliche Tatſache in feine Berechnung. Um ihm 
zu begegnen, entwickelt er ein umfaſſendes Siedlungsprogramm. Heute 
noch darauf einzugehen, erübrigt ſich. Schade, daß die ſehr zutreffenden 
Bemerkungen Cleinows über die Auffaſſung der Polen von ihrem 
Recht nicht vor der Zweikaiſerproklamation mehr gewürdigt worden 
ſind. Für den vorübergehenden Staatsſekretär Helmuth von Gerlach 
wären ſie auch eine A lehrreiche Lektüre geweſen. Aber heute iſt 
wohl alles zu fpät. — 5 


1) W. Feldman, lige der politiſchen Ideen in Polen ſeit deſſen 
| 19 1795—1914. XII 448 S. München, R. Oldenbourg, 1917. 


| 2) Georg Cleinow, Die Polenfrage vor der Entſcheidung. 16 S. 
Berlin, Verlag der Grenzboten 1918. 1,— Mk. 
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6 Der Friede 


Dieſer Ab nitt iſt der ſchmerzlichſte von allen. Denn nirgendwo 
zeigen ſich die Folgen des deutſchen Zuſammenbruches fo verheerend 
wie bei dem Gedanken an den Frieden. Alles, was je geſchrieben, iſt 
nicht nur überholt, nein, es wirkt geradezu wie eine Verhöhnung der 
gegenwärtigen Verhältniſſe. Deshalb mögen die Bücher durchweg ge- 
wertet werden als Stimmungsbilder vor dem Niedergang, als noch der 
Glaube an die Zukunft unſeres Volkes in weiten Kreiſen lebendig war. 
Ein Hoffen drückt ſich überall aus, ein Sehnen nach ruhiger Ent⸗ 
wicklung, nicht nach Weltherrſchaft und Tyrannei, auch nicht beim 
ſchlimmſten Heißſporn, und nun — dieſe Wirklichkeit — dieſe Welt⸗ 
verſklavung — — 

Die Deutſchen gehen gründlich vor. Auch beim Frieden! Hans 
Prutz, der Königsberger Emeritus, unterſucht die Friedensidee, ſoweit 
ſie ſich in der geſchichtlichen Literatur nachweiſen läßt 1). Nach einer 
Einleitung über die Begründung der Friedensidee durch die Bibel 
wird ihre Entwicklung vom Mittelalter bis zur Neuzeit dargeſtellt. 
Prutz ſelbſt gewinnt keine ſonderliche Achtung vor all dieſen Welt⸗ 
beglückungsplänen, und man kann nicht anders als ihm beipflichten, 
wenn man all den ſorgfältigen Gedankengängen nachgeht, die er unter⸗ 
nimmt, um die Zuſammenhänge der Pläne untereinander feſtzuſtellen. 
Am wenigſten gut kommt dabei der „große Plan“ Heinrichs IV. von 
Frankreich weg, den Prutz mit Recht eine Erfindung Sullys nennt, 
die lediglich aus gekränktem Ehrgeiz und Eitelkeit geboren iſt. Auch 
das vielgeprieſene Friedensprojekt des Abtes von Saint⸗Pierxe entgeht 
nicht ſeinem Schickſal. Prutz erkennt es als einen Verſuch „zu einer 
kunſtreichen Konſtruktion des europäiſchen Staatenſyſtems, welche dem 
erſchöpften und ruhebedürftigen Frankreich zugleich mit dem Land⸗ 
gewinn aus den letzten Kriegen die Vorherrſchaft in Europa ſichern 
ſollte“ (S. 176). Damit dürfte wohl nicht bloß dieſer Friedensidee, 
ſondern auch alle vorhergehenden und noch folgenden — mögen ſie auch 
Völkerbund uſw. heißen — das Urteil geſprochen ſein. Nach einem 
etwas anſtrengenden, aber ſonſt wohlgelungenem Raube hat ſtets der 
Räuber ein dringendes Bedürfnis, ſeine Beute „im Frieden“ zu ver⸗ 
zehren und zu verdauen. Nur unpolitiſche Toren und deutſche Philo⸗ 
ſophen dürfen von einem andern Friedensbund träumen. 

„Deutſchland und der Friede!“ Dieſes ſtolze Wort glaubte 1918 
Walter Goetz einem Werk voranſetzen zu können, das ein Gegenſtück 
zu dem Sammelwerk „Deutſchland und der Weltkrieg“ von Hintze, 
Meinecke, Oncken und Schumacher werden ſollte ). Wieder hat der 


1) Hans Prutz, Die Friedensidee. Ihr Urſprung, anfänglicher Sinn 
1917 ei Wandel. 213 S. München und Leipzig, Duncker & Humblot, 
| 2) Deutſchland und der Friede. Notwendigkeiten und Möglichkeiten deutſcher 
Zukunft, erörtert in 38 Aufſätzen. Unter Mitwirkung von Otto Hoffmann 
herausg. Si Walter Goetz. VIII u. 626 S. Leipzig, B. G. Teubner, 1918. 
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Verlag B. G. Teubner in Leipzig es nicht an Rührigkeit und Um⸗ 
ſicht fehlen laſſen, um dem Herausgeber einen ganzen Stab von Mit⸗ 
arbeitern an die Hand zu geben, die alle einſchlägigen Fragen mit 
Sachverſtändnis und ſtarkem vaterländiſchem Gefühl behandeln konnten. 
Doch ehe das Buch in die Offentlichkeit kam, vollzog ſich der entſetzliche 
Zuſammenbruch. Es wollte „dem inneren Zwiſt entgegenwirken, alle 
wahren Vaterlandsfreunde auf eine Linie ſammeln, die ausſchließlich 
auf dem Gebiete richtig verſtandener nationaler Intereſſen liegt und 
deshalb wie jeden ſchwächlichen Verzicht auf uns zuſtehende Rechte, ſo 
auch jede Eroberungspolitik als ihnen widerſprechend von ſich weiſt“ 
(S. IIL/IV). Dieſe Aufgabe hat es nicht mehr erfüllen können. Ja, 
man kann bei der Selbſtzerfleiſchung Deutſchlands wohl überhaupt 
nicht mehr von einem „Deutſchland und der Friede“ ſprechen, beſten⸗ 
falls von einem „Frieden und Deutſchland“, falls ein friedensähnliches 
Gebilde bei den Verhandlungen in Verſailles wirklich zutage kommt. 
| Blättert man nun einmal den ſtattlichen Band durch, ſo gewinnt 
man doch einen eigenartigen Eindruck. Die Geſamttendenz iſt durch 
die eben angeführte Stelle aus dem Vorwort wie aus der politiſchen 
Stellung des Herausgebers gekennzeichnet: ſie bewegt ſich durchaus auf 
einer mittleren gemäßigten Linie. Man kann ganz gewiß in dem 
Herausgeber und ſeinen Mitarbeitern keine ſogenannten Alldeutſchen 
ſehen. Nein, aber auch keine Pazifiſten. Dennoch fallen mir zwei 
Dinge auf, die mich — wie ſchon geſagt — ſeltſam berühren. Die 
Aufſätze ſind faſt durchweg 1918 abgeſchloſſen, manche ſogar nach dem 
1. Juli. Dennoch ſpricht ein Maß von Sicherheit über die Ergebniſſe 
des Krieges aus ihnen, das nach den überaus blutigen und von un⸗ 
gewöhnlich langen Atempauſen unterbrochenen Offenſiven mit Ver⸗ 
wunderung erfüllt. Nur hin und wieder zieht hier und dort mal ein 
banges Ahnen auf; aber das wird völlig verſcheucht durch meine zweite 
Beobachtung: die Bewertung des Friedens von Breſt⸗Litowſk. Ich 
entſinne mich nicht, auch nur eine ernſthafte Tageszeitung geleſen zu 
haben, wo deſſen Ergebniſſe als endgültig angeſehen wurden, ganz ab⸗ 
geſehen von der berühmten „Rahmenrede“ Dr. Solfs. Aber hier be⸗ 
handeln ihn deutſche Hiſtoriker als eine abgeſchloſſene Tatſache, die 
man zum Ausgangspunkt politiſcher Erwägungen machen kann. Mir 
ſcheint, hier haben „bewährte Fachmänner“ zu ſehr die Welt von der 
Enge ihres Studierzimmers geſehen, den zuckenden Pulsſchlag der Zeit 
vernahmen fie dabei nicht. Das ſei im ganzen geſagt. Im einzelnen 
iſt natürlich recht viel Gutes in dem Buche. Aus der Fülle greife 
ich einige Aufſätze heraus, wie den überarbeiteten Aufſatz über die 
deutſchen Kolonien von Dr. Solf, den ich als ſelbſtändige Flugſchrift 
(der Deutſchen Verlagsanſtalt, Stuttgart) ſchon in Heft 31, S. 221 
würdigte. Weiter betone ich die Aufſätze von F. Salomon über Eng⸗ 
land, G. Steinhauſen über Frankreich, ſowie den des Herausgebers 
über auswärtige Politik, die auch heute noch nicht ihren Wert ver⸗ 
»loren haben. Etwas merkwürdig nehmen ſich in dieſem Zuſammen⸗ 
hange die Aufſätze Fr. C. Endres: „Die militäriſchen Notwendigkeiten 
zu Lande“ und der des wackeren Balten S. Broedrich über die Oſtſee⸗ 
Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXXII. 1. 17 
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provinzen und Litauen aus. Der erſtere iſt zu einſeitig militäriſch 
und zu wenig politiſch beeinflußt. Daß bei dem andern eine heiße 
Heimatliebe den Blick etwas trübt, iſt nur ſelbſtverſtändlich, aber kein 
Zeugnis für politiſche Auffaſſung. Im ‚ganzen iſt das Buch, wie ich 
bei Beginn dieſes Abſchnittes geſagt, ein gutes Stimmungsbild aus 
der get, da Deutſchland noch hoffte. 

Ahnliche Gedankengänge wie das Sammelwerk von Goetz ent⸗ 
wickelt Dr. Karl Weidel in einer Broſchüre: „Deutſcher Friede“ ). 
Auch er iſt im ganzen maßvoll und fordert keine Annexionen leichthin. 
Immerhin wirkt ſein Programm recht umgeſtaltend auf die Landkarte 
Europas, beſonders im Oſten, ein, doch ſucht er im ganzen einen 
kolonialen Ausgleich in Mittelafrika. 

Dieſe beiden letzten Bücher ſtellen Richtlinien und Wünſche für 
einen dauernden Frieden auf. Deſſen Verſuche, überhaupt einmal erſt 


zum Daſein zu kommen, vereinigt der politiſche Leitartikler der „Baſler 


Nationalzeitung“, Ludwig Bauer, in einem inhaltreichen Heft). 

„Der Kampf um den Frieden“, ſo nennt die behende Journaliſten⸗ 
feder die Friedensbemühungen der Mittelmächte, die mit der großen 
Kundgebung vom 12. Dezember 1916 beginnen und mit den taſtenden 
Verſuchen des Prinzen Max im Oktober 1918 enden. Der Verf. iſt 
in der Formulierung ſeiner Urteile nicht zurückhaltend. Er kennzeichnet 
ſelbſt in der Einleitung den Gedankengang ſeiner Arbeit wie folgt: 

„Die Lüge des erſten Friedensangebotes, die Hoffnungsloſigkeit der 
mittelmächtlichen Siege, die innere Unredlichkeit Czernins, die Aus⸗ 
ſichtsloſigkeit des U-Bootkrieges, das damit verbundene Eingreifen der 
Union, den dadurch verlorenen Krieg für die Mittelmächte, die Schwäche 
der Julireſolution, die Verführung und den Wahnſinn von Breſt⸗ 
Litowſk, die 14 Punkte Wilſons, die er (der Verf.) ſofort als er⸗ 
löſende Friedensgrundlage begrüßte, die Notwendigkeit und die Gewiß⸗ 
heit der deutſchen Demokratie“ (S. 2). Zugleich ergibt ſich hieraus 
die politiſche Stellung des SBerf.s. Allerdings muß im ganzen gejagt 
werden, daß trotz mancher ſcharfen Worte dennoch oftmals ein warmes 
deutſches Herz durchleuchtet, ein Herz allerdings, das dem Zauber der 
Suggeſtion von außen nicht genug ſelbſturteilend gegenüberſteht. — Ge⸗ 
wiſſermaßen einen Ausſchnitt aus dieſem Programm gibt der bekannte Ab⸗ 
geordnete Dr. Müller⸗ Meiningen in feiner Schrift: „Der Reichstag 
und der Friedensſchluß“ ?). Er geht von der bekannten Friedens⸗ 
entſchließung des Reichstags vom 19. Juli 1917 aus, erörtert ihr 
Zuſtandekommen und ihre Wirkung und läßt ſich dann in eine längere 
Interpretation des Begriffes „Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker“ ein, 
deſſen Anwendung er auch bei unſern Feinden verlangt. Noch mehr 
differenziert ſich Wilhelm van Calker, wenn er aus den Friedens⸗ 


1) Dr. Karl Weidel, Deutſcher Friede. 94 S. Magdeburg, Karl 
E. Klotz, 1918. 2,20 Mk. 

2) Ludwig Bauer, Der Kampf um den Frieden. Bern, Verlag dere 
Weißen Blätter (Paul Caſſirer, Berlin). 210 S. 1918. 6,— Mk. 

3) Dr. Müller⸗Meinin en, Der Reichstag und der Friedensſchluß. Zweite 
Aufl. 50 S. ungen u. Leipzig, Dunder & Humblot, 1918. 1,20 ME. 
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fragen eine herausgreift, die Freiheit der Meere, und ihre Behand⸗ 
lung durch den Reichstag darlegt !), Er geht dabei auf deſſen An⸗ 
fänge zurück, wenn er die Würdigung der Meeresfragen im Norddeutſchen 
Reichstag von 1868 vornimmt und dann nach kurzer Skizzierung der 
Zwiſchenzeit ſich zur Gegenwart wendet. In dieſer ſpielen natürlich 
die Rede Bethmann Hollwegs vom 19. Auguſt 1915 und die eben 
genannte Reichstagsentſchließung vom 19. Juli 1917 die Hauptrolle. 
Zum Schluß wendet ſich der Verf. mit ſcharfem Proteſt gegen die 
angelſächſiſchen Seeanſprüche. 

Gewiſſermaßen ein kleines Lehrbuch über die Kunſt, Frieden zu 
ſchließen, gibt Johannes Haller heraus, wenn er Bismarcks 
Friedensſchlüſſe in Zuſammenhang bringt und daraus Folgerungen 
zieht, die allerdings glücklicherweiſe nicht verallgemeinert werden!). Er 
ſchreibt: „Nicht um klüger zu werden für ein andermal, ſondern um 
weiſe zu fein für immer“ (S. 106). Zu dieſem Zweck führt er die 
drei Bismarckſchen Friedensſchlüſſe zu Wien, Nikolsburg⸗Prag und 
Verſailles⸗Frankfurt auf Grund eines gut durchgearbeiteten Materials 
vor Augen. Er weiſt trefflich die jeweiligen Vorzüge nach, indem er 
das knappe Wort Bismarcks, das aber wohl der Weisheit letzten Schluß 
birgt, beſonders hervorhebt: „Man ſoll niemals nehmen, was man 
haben kann, immer nur, was man braucht.“ In dieſer Hinſicht wird 
es alſo für jeden Staatsmann und Politiker von Wert ſein, ſich in 
die Hallerſche Studie mit Eifer zu vertiefen. 


6. Der Völkerbund 


An Schlagworten iſt der Weltkrieg ganz gewiß nicht arm geweſen. 
Zu den beliebteſten, beſonders gegen den Schluß hin, gehört das Wort 
„Völkerbund“. Es wurde zuletzt ſogar zum Rettungsanker für unſer 
deutſches Volk. Doch zu einem trüglichen! Denn wenn es je Wider⸗ 
ſprüche in dieſem Kriege gegeben hat, ſo iſt es der zwiſchen der ſozia⸗ 
liſtiſch⸗pazifiſtiſchen Meinung von Wilſons Völkerbund und dem Friedens⸗ 
diktat in Verſailles. Mag an dieſem noch manches geändert werden, 
das macht nichts. Die Tatſache, daß es geſchehen iſt, wird beſtehen 
bleiben und ein Charakterbild von unſern Feinden und auch von — 
jenen eben bezeichneten deutſchen Kreiſen entwerfen, das unvernichtbar 
iſt. Einer der Wortführer dieſer deutſchen Pazifiſten, Friedrich 
Wilhelm Foerſter in München, glaubt durch ein Buch: „Welt⸗ 
politik und Weltgewiſſen“ den Weg zu einem Frieden des Rechts — wie 
ihn Wilſon verkörpert — vertreten müſſen?). Das Buch iſt im Auguſt 


1) Wilhelm van Calker, Der Reichstag und die Freiheit der Meere. 
— Meerestunde, Heft 134. 38 S. Berlin, E. S. Mittler & Sohn, 1918. 0,60 Mk. 

2) Johannes Haller, Bismarcks Friedensſchlüſſe. Weltkultur und 
Weltpolitik. Dette und öſterreichiſche Schriftenfolge. Hrsg. von Ernſt a 
Berlin und vom Inſtitut für Kulturforſchung in Wien. Deutſche Folge, Heft 1 
Zweite, rel un erweiterte Auflage. 109 S. München, F. Bruckmann 


| 3 Friedrich Wilhelm Foerſter, Weltpolitik und Weltgewiſſen. 218 S. 
München, Verlag für Kulturpolitik, 1919. 6,— Mk. 
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1918 abgeſchloſſen. Es ſtellt eine einzige Anklage gegen die Alldeutſchen 
und ihr Unverſtändnis für die Segnungen und guten Abſichten unſerer 
Feinde, beſonders der Engländer, dar. Schon in denk Vorwort wird 
der Geiſt Treitſchktes mit dem Banne belegt. Und dann kommen fie 
alle, die eine Haupthemmung des Friedens auf unſerer Seite bildeten, 
die „Stinnes, Thyſſen, Weſtarp und die irgendwie nationaliſtiſchen 
Profeſſors (auf die hat es der Verf. beſonders abgeſehen), Oberlehrers 
oder Paſtors“ (S. 211). Dagegen unſere unſchuldsvollen Feinde! 
„Warum alſo führen England und Amerika dieſen Krieg weiter? 
Ihrer eigenen Behauptung nach, die jedenfalls angehört werden muß, 
führen ſie den Krieg, um den Krieg und die Kriegsbedrohung aus der 
Welt zu ſchaffen“ (S. 103). Und wer wird Sieger ſein? — „Wahr⸗ 
ſcheinlich, wer in dieſem Kriege bis zuletzt im Machtgedanken befangen 
bleibt, der wird der Beſiegte ſein, wenn er vorübergehend die ganze 
Welt erobert. Wer ſich dem Rechtsgedanken am rückhaltloſeſten zu 
eigen gibt, der wird der Sieger ſein und der Organiſator der Welt!“ 
(S. 61). Letzteres hat die deutſche ſozialiſtiſche Regierung mehr als 
deutlich getan. Ob ſich zwar auch die Folgerungen daran knüpfen 
werden bezüglich der Weltorganiſation?! — Unter andern Voraus⸗ 
ſetzungen zwar glaubt Foerſter auch an eine große Sendung des daut⸗ 
ſchen Volkes, wenn auch ſeine Folgerungen konkret ſchwer zu faſſen 
ſind. Im ganzen gibt er ſeinem Völkerbund etwa folgende Marſch⸗ 
richtung: „Pro patria per orbis concordiam“ (S. 168). Mit einem 
ſolchen Buch kann man ſich nicht auseinanderſetzen. Es iſt auch nicht 
mehr nötig. Den Prüfſtein der Richtigkeit ſeiner Gedankengänge liefern 
die Friedensbedingungen unſerer Feinde in Verſailles. 

Den Völkerbund an ſich als Weg zum Weltfrieden hat der Reichs⸗ 
miniſter M. Erzberger zum Gegenſtand einer Unterſuchung ge⸗ 
macht!). Was tut's bei ſeiner Vielſeitigkeit, ſich auch einmal als 
Wiſſenſchaftler zu geben! Das Buch iſt keine bloße Programmſchrift, 
wie ſie einem betriebſamen Kopfe unſchwer entquillt, wenn die Luft 
von einem Thema überreichlich geſättigt iſt, o nein, Erzberger geht 
ſtreng hiſtoriſch zu Werke. In ſeinem erſten Teil ſchafft er ſich in 
fünf Kapiteln eine breite Unterlage für die Berechtigung ſeiner Arbeit, 
den Entwurf eines Völkerbundes bis in die einzelnen Paragraphen 
ausgeklügelt. Die Zeit ſcheint ihm nunmehr reif zum Völkerbund. 
(Das Buch erſchien bald nach dem Eintritt Erzbergers in die Re⸗ 
gierung des Prinzen Max im Oktober 19181) Deshalb nimmt er die 
Schlußfolgerung vorweg: „Der Schrei nach dem Völkerbund“, und 
läßt auf dieſen die Vorausſetzungen: „Frühere Beſtrebungen zum 
Völkerbund“ folgen. Es iſt ſchwer, bei Erzberger von einem politiſchen 
Standpunkt zu ſprechen. Sein Ehrgeiz läßt unſchwer alle Möglich⸗ 
keiten zu, und ſeine Schreibfertigkeit beweiſt eine jede; in dieſem Buche 
iſt er auch von dem Wilſonprogramm überzeugt. Er läßt darüber 
keine Zweifel. „Man iſt gewohnt, Wilſon in Deutſchland als den 


1) M. Erzberger, Der Völkerbund. Der Weg zum Weltfrieden. 194 S. 
„Berlin, Reimar Hobbing, 1918. 3, — Mk. | 
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Prototyp des Heuchlers anzuſehen, der hinter einer pazifiſtiſchen Maske 
proengliſche Politik treibe. Es genügt, auf die von Wilſon ſtets ver⸗ 
tretene Forderung der Freiheit der Meere hinzuweiſen, um den Gegen⸗ 
ſatz, in welchem Wilſon zu England ſteht, zu erkennen. Das Allbriten⸗ 
tum ſieht in Wilſon eher ſeinen Feind als ſeinen Gegner, obwohl 
man in England Wilſons Zielen offiziell zuſtimmt. Wilſon treibt 
lediglich amerikaniſche Politik“ (S. 14). „Und es ſcheint, als ob 
Wilſon nicht nur gegen die Zentralmächte, ſondern auch gegen England 
Krieg führt“ (S. 15). Neben dieſen Wilſon⸗Außerungen werden die 
Reichstagsentſchließung vom 19. Juli 1917 und die Papſtnote vom 
1. Auguſt 1917 in den Mittelpunkt der Betrachtung geſtellt. Der 
Hauptteil des Buches iſt natürlich der Ausgeſtaltung des Völkerbundes 
gewidmet. Deſſen Programm faßt er in ſechs Punkten zuſammen, 
deren allgemeine paragraphenmäßige Feſtlegung er in einem Schluß⸗ 
abſchnitt gibt. Er verlangt: 1. Obligatoriſches Schiedsgericht; 2. Ab⸗ 
rüſtung; 3. Freiheit der Meere und des Völkerverkehrs; 4. Offene Tür; 
5. Gemeinſame Aufſchließung Afrikas; 6. Neutrale Staaten. Jeden dieſer 
Punkte behandelt er in einem beſonderen Kapitel möglichſt mit einer 
geſchichtlichen Begründung, wobei der übliche Vorwurf gegen Deutſch⸗ 
land wegen ſeines Verhaltens auf den Haager Friedenskonferenzen 
nicht vergeſſen wird. Den Inhalt dieſes Völkerbundes hier einer Er⸗ 
örterung zu unterziehen, kann nicht Sache einer knappen Beſprechung 
ſein. Zudem iſt die Verfaſſung ja auch durch alle Tageszeitungen ge⸗ 
gangen. Sollte ſich der Völkerbund in irgendeiner Geſtalt einmal ver⸗ 
wirklichen, ſo wird das Erzbergerſche Buch um des Verfaſſers willen, 
der ja an der unglücklichen Entwicklung Deutſchlands keinen unweſent⸗ 
lichen Anteil hat, eine beachtenswerte Quelle darſtellen. 
| Tiefer in die Begriffsbeſtimmung Völkerbund dringt der Sozialiſt 
Eduard Bernſtein gelegentlich eines Vortrages ein 1). Er ſtellt 
Völkerbund und Staatenbund einander gegenüber, entſcheidet ſich natur⸗ 
gemäß des weitgehenderen Inhalts wegen für den erſteren und ent⸗ 
wickelt für dieſen in kurzen Zügen ein Programm, das beſonders nach 
der wirtſchaftlichen Seite bemerkenswert iſt. In ſeinen Gedankengängen 
in gewiſſer Hinſicht mit Bernſtein parallel gehend, aber im einzelnen 
entſchieden konkreter, iſt die kleine Schrift von Hans Cornelius: 
„Völkerbund und Dauerfriede“ 2). In den Wirtſchaftsfragen, zum Bei⸗ 
ſpiel der Abſchaffung der Zollgrenzen uſw., iſt er ganz derſelben Meinung 
wie Bernſtein. Politiſch wird er deutlicher. Er verlangt über den 
einzelnen Staaten zur Sicherung des Völkerbundes eine überſtaatliche 
Organiſation, der vor allen Dingen die Machtmittel der Staaten über⸗ 
tragen ſind. Er folgert hierbei aus geſchichtlichen Ereigniſſen, zum 
Beiſpiel der Vereinigung der einander widerſtrebenden Gebiete, wie ſie 
die Schweiz, unſer Deutſchland und die Vereinigten Staaten von Nord⸗ 


1) Eduard Bernſtein, Völkerbund oder Staatenbund. Zweite Auf⸗ 
lage. 29 S. Berlin, Paul Caſſirer, 1919. 1,50 Mk. 

2) Hans Cornelius, Völkerbund und Dauerfriede. = Fehler und 
Forderungen, Heft 8. 69 S. München, Georg Müller, 1919. 2, — Mk. 
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amerika darſtellen. Zur praktiſchen Durchführung ſchlägt er ein ſchritt⸗ 
weiſes Vorgehen vor. Das deutſche und franzöſiſche Volk ſollen ge⸗ 
meinſam die Urzelle des Völkerbundes bilden und durch Einladung der 
Nachbarn uſw. die Idee weiterverbreiten und zum Siege führen. Die 
Darſtellung — im Oktober 1918 geſchrieben — iſt ſehr friſch und an⸗ 


regend, wenn man nur nicht ſo manches „Wenn“ entgegenſtellen müßte. 


4 


Die ſtaatsrechtliche Seite des Völkerbundes, beſonders ſeinen Aus⸗ 
bau und ſeine Sicherung, behandelt in einem grundlegenden Vorſchlag 
der Marburger Pazifiſt Walther Schücking ). Auch er hält ähn⸗ 
lich Erzberger die Zeit für gekommen, in konkreter Form von deutſcher 
Seite an den Völkerbund heranzutreten, damit dieſer den Frieden 
bringe. Zudem hat die aus dem hollän diſchen „Anti-Oorlog-Rad“ 
entſtandene „Organisation centrale pour une paix durable“ bereits | 
das umfangreiche Aktenmaterial zuſammengetragen und aus dieſem ein 
„Minimalprogramm“ entwickelt. Schücking glaubt deshalb auch, von 
deutſcher Seite mit ſeinem Vorſchlag hervortreten zu müſſen. Inhalt⸗ 
lich bewegt ſich dieſer in dem Rahmen der von der Demokratie und 
dem Sozialismus erhobenen Forderungen, deren größten Teil ſich ja 
auch die letzten kaiſerlichen nen au eigen gemadt haben, als 
da find: Freiheit der Meere, d. h. Internationaliſierung der offenen See, 
der Meeresſtraßen und Kanäle, Abſchaffung der Priſe, Kontrebande, 
Blockade, Minenlegung, weiter Verbot der Geheimdiplomatie und der 
Veröffentlichung aller Staatsverträge, zudem Verbot jeglichen Wirt⸗ 
ſchaftskrieges und Sicherung der offenen Tür in den Kolonien. Alle 
dieſe Punkte werden einzeln durchgeſprochen, und das Ergebnis wird 


jedesmal in einem kurzen Leitſatz zuſammengeſaßt. Der charakteriſtiſchſte 


Teil iſt der erſte, in dem ſich Schücking mit dem Ausbau der inter⸗ 
nationalen Juſtizorganiſation, ſeiner eigentlichen wiſſenſchaftlichen 
Domäne, befaßt. In den Mittelpunkt ſtellt er hier naturgemäß den 
Haager Friedenstempel, dem er als neue Organe 1. einen dauernden 
Gerichtshof (cour de justice arbitrale) zur Schlichtung von Staaten⸗ 
ſtreitigkeiten und 2. ein internationales Einigungs⸗ und Vermittlungs⸗ 
amt angliedern will. In der Theorie ſind ja alle dieſe Dinge ſehr 
anſprechend, über die Möglichkeit ihrer Ausführung wird ſich Schücking 
als Mitglied der deutſchen Friedensdelegation in Verſailles perſönlich 
ein eindringliches Bild entwerfen können, beſonders über die Geneigt⸗ 
heit der Angelſachſen und Franzoſen zum Völkerbund gleichberech— 
tigter Völker. 

Entſprechend den hier vertretenen Gedankengängen ſucht Schücking 
in einer andern Studie eine Einzelfrage zu behandeln, die ſich zwar 
nicht formal in den Rahmen des Völkerbundes einfügt, aber wohl 
dem Sinne nach?). Wenn der Völkerbund eine Einrichtung ſein ſoll, 


die auf dem Rechtsempfinden der Völker fußt, ſo liegt es nahe, da 


1) Walther Schücking, Internationale Rechtsgarantien. Ausbau und 
5 Me chenſtaatlichen Beziehungen. 185 S. Hamburg, Broſchek & Co., 

2) Walther Schücking, Die völkerrechtliche Lehre des Weltkrieges. 
VI u. 239 S. u Veit & Co., 1918. 9, — Mk. 
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jemand Ae die völkerrechtliche Lehre des Weltkrieges unterſucht. 
Das tut Schücking. Er erforſcht die Frage des Kriegsausbruches. Er 
will feſtſtellen, ob es nicht doch möglich war, trotz des öſterreichiſchen 
Ultimatums auf gütlichem Wege die Streitfrage zu ſchlichten. Schücking 
bejaht dies, doch iſt dieſe Antwort für das Völkerrecht nebenſächlich. 
Das „Wie“, und worin überhaupt die allgemeine Möglichkeit beſteht, 
ſolch ſchwerwiegenden Auseinanderſetzungen eine friedliche Löſung zu 
geben, darauf kommt es an. Schücking entwickelt. dabei folgende Forde⸗ 
rungen: „Aufgabe des Völkerrechts muß es in erſter Linie ſein, die 
friedensrechtlichen Normen über die Kriegsverhütung weiter fortzubilden“ 
(S. 14). Deshalb, „kein Staat darf mehr die Fackel des Krieges ent⸗ 
zünden, ohne daß wenigſtens vorher der Verſuch zu einem gütlichen 
Ausgleich gemacht wäre“ (S. 205), was bedeutet, kein fakultatives 
Schiedsgericht mehr, ſondern ein obligatoriſches. Letzteres hält er für 
möglich. Er glaubt die politiſchen Fragen durch einen Areopag hoch⸗ 
ſtehender Männer „entpolitiſieren“ und ſie zu einfachen Fragen der 
Rechtſprechung machen zu können. Schücking iſt in dieſen Dingen ſehr 
optimiſtiſch, ja, er glaubt verzweifeln zu müſſen, wenn er nicht an 
eine ſolche Zukunft, d. h. an einen „Weltfriedensbund, deſſen Verwirk⸗ 
lichung das oberſte Kriegsziel ſein muß“, hoffen darf. Das iſt das 
Ergebnis hinſichtlich des Völkerrechts für einen Pazifiſten. Wenn man 
einmal im ganzen werten wird, dann kann man an dieſem Buche nich 
vorbeigehen, zumal die Strömungen, die zum Niederbruch Deutſchlands 
führen, auch aus dieſer Quelle fließen, wenn auch der Verf. ganz 
gewiß nicht dieſen Ausgang erwartet haben mag. — Ich hätte das 
Buch auch unter dem Kapitel „Vorgeſchichte“ beſprechen können, denn 
dem Umfange nach iſt der größte Teil der Darſtellung dem ſerbiſch⸗ 
öſterreichiſchen Konflikt und ſeinen europäiſchen Weiterungen gewidmet. 
Doch gehört es nach den Abſichten des Verf.s und feinen Ergebniſſen 
a Ich möchte aber wenigſtens auf dieſen Punkt hingewieſen 
aben 
Ziemlich dieſelbe Aufgabe wie Schücking ſtellt ſich Karl Strupp 
in einer Studie über die Gegenwartsfragen des Völkerrechts 1). Zwar 
iſt ſein Standpunkt ein weſentlich anderer. War Schücking mehr in 
die Zukunft ſchauend, unbekümmert um alle Erdenſchwere an ſein hohes 
Ziel glaubend, ſo ſieht Strupp die Tatſachen, wie ſie ſind. Seine Ge⸗ 
danken eilen nicht mit dem leichtbeſchwingten Fluge einer luftigen 
Ideenwelt über alle Hinderniſſe hinweg, nein, ſie ſind durch geſchicht⸗ 
liche Erwägungen, durch die Verknüpfung mit der Vergangenheit ge⸗ 
bunden. Deshalb. iſt er mit ſeinen Ergebniſſen nicht ſo formelſicher. 
Bis zuletzt ringt er mit ſeinem Stoffe — wodurch die Darſtellung 
etwas ungemein Mühſames erhält, was nicht ſelten die Klarheit ſtört; 
aber er will den Dingen nicht Gewalt antun, ſie ſollen aus ſich reifen. 
So behandelt er nur wenig Probleme, von dieſen hauptſächlich das 


N 1) Dr. Karl Strupp, Gegenwartsfragen des Völkerrechts. Das neue 
0 Perthes' Schriften zum Weltkrieg. Neue Folge, Heft 2. 110 S. Gotha, 
A. Perthes, 1918. 2,— Mk. N 
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Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker, das Problem des Wirtſchaftskrieges, 
Fragen des Völkerbundes. Man ſieht, er iſt durch politiſche Momente 
ſtark beeinflußt. Das läßt ihn auch die Grundlage aller Völkerrechts⸗ 
fragen darin ſehen: „Wie aber auch in der Famlie normalerweiſe kein 
Mitglied ſeine Unabhängigkeit und Selbſtändigkeit in einem höheren 
Maße aufgeben ſoll, als es das Wohl der Geſamtheit verlangt, ſo 
darf auch die Zugehörigkeit zur Staatenfamilie keine Preisgabe des 
eigenen ſtaatlichen Ichs bedeuten“ (S. 95). Damit ſtellt er ſich klar 
auf den eee Geſichtspunkt ein und nicht auf den formal 
juriſtiſchen. 


„ — 


7. Alldeutſch 


Es wird zu den ſchmerzlichſten Erfahrungen dieſes grieges ge⸗ 
hören, daß, während der Kampf noch unvermindert tobte, in der Heimat 
ſich ein Streit erhob, der ſich mehr und mehr wie ein brennendes 
Gift in die Seele unſeres Volkes ergoß und die vaterländiſche Spann⸗ 
kraft zerſtörte. Es iſt immer mißlich, Vaterlandsliebe zu differenzieren. 
Aber die verſchiedenen Grade für politiſche Entwicklungsgänge ver⸗ 
antwortlich machen, führt zu nationaler Zerklüftung und zieht die 
ſchlimmſten Folgen nach ſich. Dieſer Zuſtand verſchärfte ſich be5 uns 
mit der Dauer des Krieges aus Mangel einer ziel⸗ und kraftbewußten 
politiſchen Führung. Immer ſchroffer traten Alldeutſche und Liberale, 
Sozialiſten und wie man ſonſt ſagen mag, einander gegenüber. All⸗ 
deutſch wurde auf der einen Seite geradezu ein Schimpfwort, wenn 
es auch von Haus aus ein eindeutiges Programm darſtellte. Dahin⸗ 
gegen war die Gegenſeite um ſo vielgeſtaltiger. Führer in beiden Lagern 
waren Univerſitätsprofeſſoren, vorwiegend Hiſtoriker. Das erſcheint 
merkwürdig. Es iſt deshalb intereſſant, den Urſachen dazu einmal auf 
den Grund zu gehen. Das tut Guftav Wolf, indem er die Ver⸗ 
treter der beiden Richtungen Dietrich Schäfer (alldeutſch) und Hans 
Delbrück (gemäßigt) einander gegenüberſtellt, zugleich aber dieſen Gegen⸗ 
ſatz aus der Entwicklung der deutſchen Geſchichtsſchreibung ſeit der 
franzöſiſchen Revolution von 1789 zu beweiſen ſucht). Er verfährt 
dabei in vornehm ſachlicher Weiſe und entkleidet den Streit dadurch 
des häßlichen Parteigezänks, das ſich anderorts ſo unangehm breit macht. 
Im ganzen gibt er damit einen wertvollen Beitrag zur Hiſtoriographie 
des 19. Jahrhunderts. Seine Ergebniſſe faßt er in folgenden zweifel⸗ 
los zutreffenden Sätzen zuſammen: „Man kann nun beobachten, daß 
Hiſtoriker, welche gewohnt ſind, geſchichtliche Tatſachen genau zu er⸗ 
forſchen und ſcharf zu betonen, ſtarke deutſche Friedensziele befürworten, 
alſo den nationalen Machtfaktor energiſcher berückſichtigen. Umgekehrt 
wehren ſich gegen größere Einverleibungen hauptſächlich Geſchichtsforſcher, 
welche gern die Handlungen der einzelnen Perſonen aus ihrer ganzen 
geiſtigen Entwicklung und e und die Ereigniſſe aus höheren 


1) Prof. Dr. Guſtav Wolf, Dietrich Schäfer und Hans Delbrück. 
Nationale Ziele der deutſchen e ſeit der ee Revolue 
tion. VI u. 165 S. Gotha, F. A. Perthes, 1918, 4,— M 
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fulturellen und ideellen Urſachen erklären. Daher neigen Geſchichts⸗ 
forſcher, die ſich mit dem Mittelalter beſchäftigen oder von ihm aus⸗ 
gegangen ſind, eher zu den Annexioniſten als Gelehrte, welche die 
Renaiſſance oder die Stimmung der Freiheitskriege zu ihrem Arbeits⸗ 

gebiete erkoren Fe oder auch in der bürgerlichen Bildung des 
18. Jahrhunderts die nationale Entwicklung unſerer letzten vier Ge⸗ 
nerationen wurzeln laſſen. Ferner werben unter den neuzeitlichen 
Geſchichtsforſchern beſonders ſtark diejenigen, welche ſich ganz oder 
faſt ausſchließlich mit der deutſchen Vergangenheit beſchäftigt haben, 
für beſcheidene Friedensziele. Entgegengeſetzer Anſicht, aber minder 
einhellig ſind in der Friedensfrage die Forſcher der außerdeutſchen 
neueren Geſchichte“ (S. 164 /5). 

Eine ſchärfere Tonart erklingt in einer Schriftenreihe: „Der Tag 
des Deutſchen“, herausgegeben von Martin Hobohm, die ſich zum 
Ziele den Kampf gegen den Chauvinismus in und außerhalb unſeres 
Vaterlandes ſetzt. In deren 6./7. Heft behandelt ihr Herausgeber die 
Politik der Vaterlandspartei 1). Tendenzſchriften liegen hier vor. Da 
erübrigt ſich eine Auseinanderſetzung. Sie ſind als Stimmungsbilder 
zu werten, als Untergrund, auf dem ſich politiſche Taten abheben. 
Das vorliegende Doppelheft iſt hauptſächlich Quellenmaterial, wie es 
die „Deutſche Korreſpondenz“ geſammelt hat. Eingangs wird eine 
ausführliche Charakteriſtik der Vaterlandspolitik gegeben, natürlich mit 
allen Mitteln einer ſcharfen Polemik. Dann folgt ein umfaſſendes 
Beweismaterial über das Echo des alldeutſchen Treibens in der Welt 
und beſonders über die Kriegszielerörterungen und ihre innerpolitiſchen 
Rückwirkungen, dieſe nicht ohne gelegentliche Seitenhiebe nach links. 
Der andere Teil des Buches wendet ſich gegen den Chauvinismus 
unſerer Feinde. Der Schluß bringt das Verlangen nach einem Frieden in 
Ehren. — Eine Zwiſchenbemerkung ſei hier erlaubt. Wie kommt es, 
daß gleich nach Bismarcks Abgang die alldeutſche Bewegung einsetzte? 
Liegt nicht in der Schwäche der nachbismarckſchen Kanzler eine innere 
Begründung für den alldeutſchen Gedanken? Und mußte nicht unter 
Bethmann Hollweg dieſer immer mehr hervortreten, als ſich deſſen 
politiſche Unfähigkeit immer mehr erwies? Das ſind Erwägungen, 
die vielleicht für die Richtung der Pfeile gegen den deutſchen Chau⸗ 
vinismus von Bedeutung ſein könnten. — Eine Erweiterung der vor⸗ 
liegenden Schrift iſt Heft 10 derſelben Sammlung, wo Paul Rohr⸗ 
bad und Martin Hobohm eine Reihe von Denkſchriften und 
Aufſätzen veröffentlichen, welche die alldeutſche Gefahr behandeln ?). 
Geiſt und Inhalt find biejelben. Immer der gleiche Gedanke wird 
variiert. Mehr ins einzelne gehen dagegen die Schriften des marine⸗ 
techniſchen Mitarbeiters des „Berliner Tageblatts“, Lothar Perſius, 
über zwei der beſtgehaßten Audeutſchen, den Grafen Reventlow und 


1) Martin Hobohm, Laterlandspolitik. Erſte Auswahl aus der Deut⸗ 
ſchen Korreſpondenz. — Der T ze des W Heft 6/7. 228 S. Berlin, 
Hans Robert re 1918. 

2) Paul Rohrbach, Die res Gefabr. — Der 750 2 des en 
Heft 10. 43 S. Berlin, Hans Robert Engelmann, 1918. 
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über Tirpitz !). Erſterer wird beſonders als Marineſchriftſteller einer 
ſcharfen Kritik unterzogen. Über Fachfragen wird beſonders auch die 
hier (oben S. 213) angezeigte Schrift: „Brauchen wir die flandriſche 
Küſte?“ behandelt und zergliedert, um mit dem ſchmeichelhaften Kapitel 
„Reventlow als Haſſer und Hetzer zu ſchließen. Noch ſchärfere Ton⸗ 
art ſchlägt Perſius gegen ſeinen ehemaligen Vorgeſetzten, den Admiral 
von Tirpitz, an. Es gibt wohl kaum eine Sünde, der dieſer ſich während 
ſeiner Amtszeit nicht ſchuldig gemacht hätte. Zunächſt iſt der Groß⸗ 
ſchiffbau völlig verfehlt, und nachher begreift Tirpitz das U-Boot nicht 
oder erſt zu ſpät. Die Widerlegung dieſer Schrift iſt von mehrfacher 
Seite geſchehen, beſonders eindringlich in der „Täglichen Rundſchau“. 
Hier mag es genügen, auf Rede und Gegenrede hingewieſen zu haben. 
Am Schluſſe ſoll hier noch eine Schrift angeführt ſein, die ſtreng ge⸗ 
nommen nicht hierher gehört, denn ſie ſtammt eher aus dem alldeutſchen 
Lager als aus dem bisher ausſchließlich behandelten gegneriſchen. Es 
iſt der Warnruf, den der Geh. Regierungsrat Engelbert Tilmann 
an die Katholiken Deutſchlands erläßt wegen der Abirrung des Reichs⸗ 
tagszentrums von den katholiſchen Grundſätzen, wie ſie ſich in der 
Mehrheitspolitik des alten Reichstags darſtellte?). Die Schrift iſt 
mit warmem Herzen geſchrieben, aber man kann ſich doch nicht des 
Gefühls erwehren, daß der Verf. um eine verlorene Sache kämpft. 
So leicht wird der katholiſche Adel nicht wieder die Führung wie ehe⸗ 
dem gewinnen. N muß die ganze Zeit ſich . 


8. Ergebniſſe 


Bei den Büchern, welche die Ergebniſſe des Krieges faſſen wollen, 
iſt durchweg die Vorbemerkung zu machen, daß ſie vor dem Zuſammen⸗ 
bruch geſchrieben ſind. Deshalb haben ſie nur bedingten Wert oder, 
was vielleicht zutreffender iſt, auch nur Stimmungswert hinſichtlich des 
erwarteten Ausganges des Krieges. Voll geſpannter Hoffnungen und 
Anſprüche ſind die politiſchen Lehren, die der Kieler Biologe Johannes 
Reinke glaubt aus dem großen Kriege ziehen zu können?). Die 
Schrift iſt im Sommer 1918 abgeſchloſſen, aber ihrem Inhalte nach 
könnte fie eben nach den Siegeszügen von 1915 vollendet fein. Im 
weſentlichen wird ganz kurz der Kriegsverlauf nach ſeinen politiſchen 
Lehren gemuſtert, wobei die Schwäche Bethmann Hollwegs in die ge⸗ 
bührende Beleuchtung geſetzt, aber in der Wucht ihrer Wirkung nicht 
genügend erkannt wird. Denn einfach unſer „gutes Schwert und 
unſere tapfere Flotte“ als ausgleichenden Faktor anzuſehen, iſt doch 


1) Lothar Perſius, Graf Ernſt zu Neelie — Derſ., Die Tirpitz⸗ 
Legende. = Der Tag des Deutſchen, Heft 8 u. 11. 103 u. 74 S. Berlin, 
Hans dos Engelmann, 1918. 2,50 ME. 

. Reg.-Rat Engelbert Tilmann, Die Abirrung des Beicätage- 
zentrums se den katholiſchen Grundſätzen. Ein Appell an die Katholi 
Deutſchlands. 48 S. Berlin, Julius Springer, 1918. 1,20 Mk. 

3) Prof. Dr. J. Reinke, Politiſche Lehren des großen Krieges. 115 S. 
Berlin, E. S. Mittler & Sohn, 1918. 3,80 Mk. 


267] | Kleine Mitteilungen | 2867 


wohl nicht ſonderlich politiſch gedacht. Dieſes wenig weitſichtige Kraft⸗ 
gefühl iſt es auch wohl, daß trotz der Erfahrungen der Offenſiven von 
1918 den Verf. bezüglich der Weſtmächte ſagen läßt: „Mit ihnen 
wollen wir einen Frieden ſchließen, der den Feinden die Luſt vergehen 
läßt, uns von neuem zu überfallen, und der uns Entſchädigungen ge⸗ 
währt für die erlittene Unbill“ (S. 104). 

Ganz anderer Art iſt die Schrift von Walther Rathenau, 
die zur ſelben Zeit entſtanden und dieſelben Ziele verfolgt 1). Man 
könnte Reinke einen Optimiſten nennen, denn ihm gegenüber iſt 
Rathenau geradezu Peſſimiſt. Oder beſſer geſagt, Rathenau, der Mann 
des praktiſchen Lebens, der große Wirtſchafts politiker, ſieht auch ſchon 
anfangs 1918 die Schattenſeiten, die dem Profeſſor in ſeiner goldigen 
Ferne überhaupt kaum in den Sinn kommen. In fünf Aufſätzen be⸗ 
handelt Rathenau ſeine Zeit. Mit klarem Blick erkennt er ihre Gebrechen, 
beſonders die mangelhafte politiſche Führung. Bismarck wandert als 
Maßſtab durch das Buch, und die an ihm gemeſſen werden, verſinken. 
Trotzdem iſt ſein Glaube an die militäriſche Unerſchütterlichkeit der 
Mittelmächte ohne Zweifel. Er entwirft ein Zukunftsbild, das man 

heute nicht ohne Herzklopfen leſen kann. Alſo auch der Peſſimiſt irrt 

in ſeinen Folgerungen. Drum muß er ſich in einer Schrift nach 
Ausbruch der Revolution mit dem Kaiſer auseinanderſetzen?). Die 
Schrift iſt durchaus würdig. Sie ſucht ein Schickſal zu verſtehen. 
Wohl klagt ſie an, aber nicht den Kaiſer, ſondern das Großbürgertum, 
die verantwortlichen Miniſter, ja, das ganze Volk. Er nennt des 
Kaiſers Schuld eine Schuld des Charakters, die Paſſivität. Darum 
„Trümmer hinter uns, Trümmer vor uns. Dennoch. . on jenem 
Ende, am Ende der Barbariſierung und Erneuerung, wird nicht der 
Bolſchewismus herrſchen noch das Proletariat diktieren: es wird nie⸗ 
mand herrſchen und niemand diktieren, ſondern Völker werden ſich ver⸗ 
walten, neue Arbeit, neue Verantwortung, neue Sorgen und neue 
Wünſche lernen. Neue Führer werden ſie führen; die werden aus 
der Kulturzeit der Vergangenheit das Beſte zu retten ſuchen in die 
Zeit der neuen Tatkraft, die eine Tatkraft des Menſchengeſchlechts, 
nicht ſeiner Herrſcher fein wird“ (S. 58). Noch manches geiſtreiche 
Wort wird über die Zukunft geſagt. Hier kann allerdings nur un⸗ 
vollkommen die Eigenart dieſer beiden Rathenauſchen Schriften gekenn⸗ 
zeichnet werden, denn der ſtarke Stimmungsgehalt kann nur angedeutet 
werden, der Raum für ausführliche Zitate fehlt. 

Derſelben Schwierigkeit begegnet man bei Thomas Mann, der 
in den „Betrachtungen eines Unpolitiſchen“ ſich in eindringlicher Weiſe 
mit den durch den Krieg aufgeworfenen Problemen beſchäftigt 8), Man 
wundere ſich nicht, daß das Buch eines Romandichters in dieſer Zeit⸗ 


1 5 Walther Rathenau, Zeitliches. 84 S. Berlin, S. Fiſcher, 1918. 


2) Walther Ratfenau, Der Kaiſer. Eine Betrachtung. 60 S. Berlin, 
S. Fiſcher, 1918. 1,— Mk. 

3) en Mann, Betrachtungen eines Unpolitiſchen. XXXXIV u. 
611 S. Berlin, S Fiſcher, . 15,— Mk. 
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ſchrift eine Beſprechung findet. Ich ſage, es darf ſich ſehen laſſen, 
und gerade hier. Ein Unpolitiſcher ſpricht zwar, aber einer, dem die 
Muſe der Geſchichte eine günſtige Gabe in die Wiege gelegt. Er er⸗ 
kennt ſein Volk beſſer als mancher Zünftiger. Und das darf man 
wohl von ihm behaupten, in dieſem Buche iſt der Ausdruck ſeines 
Volkes, wie es wirklich iſt. Dieſer große Krieg iſt für Thomas Mann 
ein erſchütterndes Erlebnis, das ſein tiefinnerſtes Empfinden in Zweifel 
zieht; deshalb überprüft er ſich, ſein Schaffen, und indem er das tut, 
erhellen ſich ihm die treibenden Kräfte der Zeit, die fördernden und 
die zerſetzenden — —. Und dabei ſteigt es vor ihm auf, daß wir 
in einem furchtbaren Gärungsprozeß leben. Da beginnt ſeine große 
Anklage gegen den deutſchen „Ziviliſationsliteraten“, der, von weſt⸗ 
lichen Einflüſſen umhaucht, das Schlagwort an die Stelle des ſeeliſchen 
Erlebens ſtellt. Als das Gefährlichſte ſtellt er den allgemeinen Schrei 
nach Demokratiſierung hin, fürwahr, ein mutiges Bekenntnis. Denn 
das Buch iſt erſt im März 1918 beendet worden, obwohl ſich im 
ganzen ſein Inhalt über den geſamten Krieg erſtreckt, tagebuchartig 
erfaßt er das gewaltige Erlebnis. Daraus erklärt es ſich, daß ſein 
Aufbau nicht die logiſche Strenge einer geſchichtlichen Doktrin hat. 

Allein, das gereicht ihm nur zum Vorteil. Denn die angeregten Ge⸗ 
dankengänge ſind ſo tiefgreifend, daß ſie durchaus eine Behandlung 
von verſchiedenen Geſichtspunkten aus vertragen. Das Buch iſt ganz 
und gar nicht ein Augenblicksbuch. Dann wäre ihm der Stab ge⸗ 
brochen, wenn Thomas Mann ſagt: „Ich bekenne mich tief überzeugt, 
daß das deutſche Volk die politiſche Demokratie niemals wird lieben 
können, aus dem einfachen Grunde, weil es die Politik ſelbſt nicht 
lieben kann, und daß der viel verſchriene „Obrigkeitsſtaat' die dem 
deutſchen Volke angemeſſene, zukömmliche und von ihm im Grunde 
gewollte Staatsform iſt und bleibt“ (S. XXXII). Oder wenn er 
das Nietzſche⸗-Wort anführt: „Alle Staaten ſind ſchlecht eingerichtet, 
bei denen noch andere als die Staatsmänner um Politik ſich bekümmern 
müſſen, und ſie verdienen es, an dieſen vielen Politikern zugrunde zu 
gehen“ (S. 79), oder wenn er wünſcht: „Der Friede Europas ſei nicht 
international, ſondern übernational, er ſei kein demokratiſcher, ſondern 
ein deutſcher Friede. Der Friede Europas kann nur beruhen auf dem 
Siege und der Macht des übernationalen Volkes, des Volkes, das die 
höchſten univerſaliſtiſchen Überlieferungen, die reichſte kosmopolitiſche 
Begabung, das tiefſte Gefühl europäiſcher Verantwortlichkeit ſein eigen 
nennt. Daß das gebildetſte, gerechteſte und den Frieden am wahrſten 
liebende Volk auch das mächtigste, das gebietende ſei. — Darauf, auf. 
der durch keine Zettelung mehr antaſtbaren Macht des deutſchen Reiches 
ruhe der Friede Europas“ (S. 186). Das ſind ſchwere Sünden gegen. 
den. heiligen Geiſt unſerer augenblicklichſten Gegenwart, ganz zu 
ſchweigen, wenn er von dem Lande vor 1918 ehrlich bekennt: „Ein 
ſolches Land ſchien mir frei“ (S. 339), oder wenn er eben dieſe Gegen⸗ 
wart kennzeichnet: „Ich ſehe und bekenne, daß, was jetzt in Deutſch⸗ 

land ſich abſpielt, daß dieſer vom Ziviliſationsliteraten geleitete Prozeß, 
der die geiſtige Kapitulation Deutſchlands und ſeine Einordnung in 
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die Weltdemokratie vorbereitet, Reaktion iſt, — man verzeihe das 
Wort, aber es trifft die Sache — Reaktion gegen Nietzſche und Bismarck 
auf einmal“ (S. 390). Ich muß mir verſagen, noch weitere Stellen 
anzuführen. Von den literariſchen, beſonders über Nietzſche, Schopen⸗ 
hauer, Richard Wagner und den Ruſſen Doſtojewsky ſchweige ich ganz, 
ſie liegen etwas außerhalb des Rahmens dieſer Beſprechung. Doch 
wenn ich etwas wünſchen darf, dann wünſche ich dieſem Buche meitefte . 
Verbreitung, hier ſpricht ein deutſcher Kulturmenſch, der in der Flut 
von Redensarten und Schlagworten untergegangen zu ſein ſchien, aber 
gottlob, er lebt noch, Thomas Mann bezeugt es. Und das wird 

das Buch über den Eintag erheben, hier iſt eine Geſchichtsquelle von 
dauerndem Wert. | 
Im Gegenſatz zu Thomas Manns Betrachtungen eines Unpolitifchen 
könnte man das Buch von Adolf Grabowsky: „Wege ins Neue 
Deutſchland“ Tagebuch eines Politikers nennen 1). Er vereinigt eine 
Reihe von Leitartikeln aus der Zeitſchrift „Das neue Deutſchland“ 
vom September 1914 bis zum Oktober 1918. Das Weſentliche jedoch 
iſt die ausführliche Einleitung, die Grabowsky ſeinen Aufſätzen gibt. 
Er entwickelt hier wie Thomas Mann ſein eigenes Selbſt. Er bekennt 
ſich als konſervativ, wenn auch nicht im parteipolitiſchen Sinne. Sein 
Konſervativismus — der wirkliche Konſervativismus — „bejaht das Ge⸗ 
wordene als Etappe des Werdenden“ (S. 5). Von dieſem Geſichts⸗ 
winkel aus ziehen die verſchiedenſten Ereigniſſe des Krieges an uns 
vorüber. Am gedankenreichſten zeigt ſich das in dem Aufſatz „Außere 
und innere Politik“ vom 1. Oktober 1916, wo hinſichtlich der All⸗ 
gemeinpolitik der leider in Deutſchland immer überſehene Satz ſteht: 
„Die äußere Politik iſt das Primäre“ (S. 122). Im ganzen hat er 
zweifellos richtig das Problem in Deutſchland erkannt, wie ſich das 
ſchon in dem Bismarckaufſatz vom 31. März 1915 andeutet und in dem 
Aufſatz vom 1. Oktober 1918 beſtätigt: „Es iſt in Preußen und Deutſch⸗ 
land noch kein Ausgleich geſchaffen zwiſchen Militärgewalt und Zivil⸗ 
gewalt. Die Tatſache, daß Preußen ſo vieles ſeiner militäriſchen 
Kraft verdankt, hat dem Militär mit ſeinem imperativen Weſen bei 
uns ein wuchtiges Übergewicht verliehen“ (S. 275). Dieſen Ausgleich 
zu ſchaffen, ſieht Grabowsky für die wichtigſte Zukunftsaufgabe an. 
Allerdings kann er ſich noch nicht über das Allheilmittel „Demokratie⸗ 
ſierung“ äußern, da ja die Regierung des Prinzen Max erſt am 
5. Oktober 1918 begann. — Die deutſche Demokratie ſucht der Wiener 
Hiſtoriker Richard Charmattz in einer ſkizzenhaften Darſtellung zu 
behandeln?). Ein einheitlicher Aufbau fehlt dem Büchlein vollkommen. 
Es bringt unendlich viele Einzelzüge, die in edler Weiſe verbunden 
werden durch die Bewunderung und Liebe, die der Oſterreicher dem 
Reichsdeutſchen entgegenbringt. In der Hauptſache wird die deutſche 


1) Dr. Adolf Grabowsky, Wege ins neue Deutſchland. — Das neue 
Reich. Perthes' ba zum Weltkrieg. Neue Folge, 3. Heft. 288 S. Gotha, 
F. A. Perthes, 1919. 6 Mk. 

1 918 Er 905 > A Deutſche Demokratie. 120 S. Wien, Ed. Strache, 
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Demokratie hiſtoriſch erkannt und gewürdigt. Das Büchlein bildet 
eine Vorſtudie, wenigſtens in den Richtlinien, zu einem für ſpäter ge⸗ 
planten größeren Werke über den Volks ſtaat und die Volksherrſchaft 
in Deutſchland. 

Ganz als Ergebnis des grieges bedacht iſt das ſtattliche Sammel⸗ 
werk: „Deutſchland und der Katholizismus“, das der Arbeitsausſchuß 
zur Verteidigung deutſcher und katholiſcher Intereſſen im Weltkrieg 


durch Max Meinertz und Hermann Sacher hat herausgeben 


laſſen ). Es kann wohl ſchlechthin als eine gedrängte Darſtellung der 
katholiſchen Weltanſchauung mit beſonderer Berückſichtigung der Zu⸗ 
kunftsaufgaben bezeichnet werden. Ein ſchönes ſauberes Werk iſt hier 
gelungen, das durch ſeine Reichhaltigkeit und Überſichtlichkeit ſich manchen 
Freund gewinnen wird. Die beſten Namen katholiſcher Wiſſenſchaft 
und Volksführung ſind hier unter den Verfaſſern vertreten. Trotz 
aller Manigfaltigkeit der Stoffgebiete iſt durch ſorgfältige Ausübung 
der Geſamtredaktion ein ſtarker einheitlicher Eindruck hervorgerufen 
worden. Die Urſache dafür iſt zwar nirgends ſonderlich ausgedrückt, 
aber fie drängt ſich einem mit unwiderſtehlicher Gewalt auf, wenn man 
beſonders den erſten der beiden ſtattlichen Bände durchgeht. Dieſe 


= 


Urſache iſt eine gewiſſe ahnende Sorge um die Zukunft. Deshalb 


malt auch keiner der Aufſätze in eine nebelhafte Ferne, nein, der rück⸗ 
blickende Wille nach dem guten Alten iſt überall ſehr ſtark, wenn man 
ſich auch einer organiſchen Entwicklung nirgendwo verſchließt. Dieſer 
Sorge gibt Engelbert Krebs Ausdruck, in dem Eröffnungskapitel: „Der 
Weltkrieg und die Grundlagen unſerer geiſtig⸗ſittlichen Kultur“, wenn 
er ſagt: „Man mag alſo auch nach dieſem Kriege dem reinen Humani⸗ 
tätsideal der freimauereriſchen Pazifiſten nachſtreben. Man mag Völker⸗ 
bündniſſe und Schiedsgerichte, Abrüſtung und Demokratie in den heute 
feindlichen Ländern nach gemeinſamen Plänen einrichten — der Welt⸗ 
friede und eine lebenskräftige, dauernd wachſende, geiſtig ſittliche Kultur 
wird ſich dadurch nicht aufbauen laſſen, ſolange nicht jener Tatſache 
Rechnung getragen wird, daß wir nicht in rein natürlichen Verhältniſſen 
mit rein natürlichen Zielen leben, ſondern in einer durchweg auf Gottes 
Gnade und eigenes Mitwirken angewieſenen Erlöſungs⸗ und Hilfs⸗ 
bedürftigkeit, die uns religiös innigſt mit nn verbinden muß oder zu 
unſerm Verderben ausſchlagen muß (Bd. 1, S. 23). Daß Grund zu 
dieſer Sorge verhanden war, beweiſen die Verhältniſſe in Bayern und 
die Haltung der deutſchen Zentrumsfraktion gegenüber der Revolution. 


Das Werk zerfällt in zwei Teile: 1. Das Geiſtesleben und 2. Das 


Geſellſchaftsleben. Aus dem erſten Bande hebe ich hervor die Aufſätze 
„Überlieferung und Fortſchritt“ von dem unermüdlichen Bonner Ge⸗ 
lehrten Heinrich Schrörs, „Frömmigkeit und ſittliche Tatkraft“, eine 
außerordentlich fein empfundene Studie des bekannten Würzburger 


1) Dr. M. Meinertz und Dr. H. Sacher, Deutſchland und der Katholi⸗ 
An. Gedanken zur Neugeſtaltu en 71 Sa und Geſellſchaftslebens. 
Bd.: Das Geiſtesleben. XXV Bd.: Das Geſellſchaftsleben. 
XXI, = 515 S. Freiburg i. Br., Herberſche Verlags buchhandlung, 1918. 
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Kirchen lehrers Joſeph Zahn, „Hochſchule und Wiſſenſchaft“ pon Hein⸗ 
reich Finke, wogegen die Darlegungen über die Preſſe von Karl Hoeber, 
Redakteur der „Kölniſchen Volkszeitung“, und „Das literariſche Schaffen“ 
von Hermann Cardauns keine ſonderlichen Geſichtspunkte erkennen 
laſſen. Durch ſeinen mehr konkreten Inhalt nimmt naturgemäß der 
zweite Band das größere Intereſſe in Anſpruch. In dem Ein⸗ 
leitungskapitel nimmt Joſeph Mausbach, einer der geiſtigen Urheber 
des Werkes zu der brennendſten Gegenwartsfrage „Das ſoziale Prinzip 
und der Katholizismus“ Stellung. Er ſetzt hier ausführlich die ſozial 
bildende und fördernde Kraft des Katholizismus auseinander. Von 
namhaften . behandeln Aloys Schulte „Nation und Staat. 
Die Nationalitätenfrage in Deutſchland“ und Martin Spahn „Volks⸗ 
freiheit und monarchiſches Prinzip“. Charakteriſtiſch für die Stellung 
des Buches iſt, daß die rein ſozialen Fragen kaum von den doch jetzt 
in der Zentrumsfraktion der National-Verfammlung geradezu aus⸗ 
ſchlaggebenden Arbeiterſekretären oder ſüddeutſchen Demokraten dar⸗ 
geſtellt werden. Den Abſchnitt „Soziale Arbeit nach dem Kriege“ hat 
der bekannte Generaldirektor des Volksvereins für das katholiſche 
Deutſchland Dr. Auguſt Pieper in München⸗Gladbach, geſchrieben, die 
übrigen Kapitel über Arbeiterfragen ſind mit Ausnahme des Abſchnittes 
„Arbeiterbewegung und Induſtrie“ von dem Redakteur des „Zentral⸗ 
blattes der chriſtlichen Gewerkſchaften Deutſchlands“, Theodor Bremer 
und durchweg von Akademikern verfaßt. Wir haben alſo in dieſem 
Werke die Lebensanſchauung des mindeſtens gut bürgerlichen katholiſchen 
Deutſchlands, dem vielleicht ſchon zur Zeit der Abfaſſung die Erkennt⸗ 
nis nicht fern war, daß ihm die Arbeiterſchaft entglitten, die aber mit 
allen Faſern bereit iſt, die reſtloſe Einheit des deutſchen Katholizismus 
wieder zu erkämpfen. N 
Zum Schluß noch ein Wort über die Auslands deutſchen von einem 
ihrer Führer, dem Pfarrer Chriſtian F. Weiſer!). Der Verlag 
F. A. Perthes hat ihm die Ehre gegeben, eine neue Folge ſeiner 
Schriften zum Weltkriege mit der Überſchrift „Das neue Reich“ ein⸗ 
. zuleiten. Weiſer, als genauer Kenner nordamerikaniſcher Verhältniſſe, 
ſetzt ſich zunächſt eingehend mit Homer Leas „The day of the Saxon“ 
auseinander (vgl. Forſch. Bd. 31, Seite 187), um dieſem die wahre 
deutſche Art gegenüberzuſtellen. Dabei verkennt er nicht, daß im 
alten Vaterland noch ſehr viel von dem bisherigen Polizeigeiſt fallen 
müſſe, ſoll anders ein inniges Verhältnis zu den Auslandzsdeutſchen 
ſich anbahnen oder gar deren Rückwanderung, beſonders zu Koloni⸗ 
ſationszwecken zum Beiſpiel in Kurland, gefördert werden. Als Vor⸗ 
bild für die beſſere Pflege der Beziehungen zwiſchen Mutterland und 
Auslandsdeutſchen weiſt er auf die franzöſiſche „Alliance française“ und 
die engliſchen Propagandaeinrichtungen, beſonders die kirchlicher Natur, 
hin. Er fordert ſtaatliche Unterſtützung und Förderung des „Vereins 


1) Chriſtian F. Weiſer, Das Auslandsdeutſchtum und das neue Reich. 
DRE neue Reich. Perthes' Schriften zum Weltkrieg. Heft 1. 72 ©. Gotha, 


F. A. Perthes, 1918. 2,— Mk 
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für das Deutſchtum im Ausland“ und entwickelt eingehend einen Plan 
für die Ausſendung geeigneter Lehrer und Seelſorger in das Ausland. 
Denn gerade die geiſtigen Führer fehlten bisher, und ſie allein ſind 
in der Lage, die richtige Verbindung mit den Kraftquellen in der 
Heimat herzustellen und aufrecht zu erhalten. 

Ein kühner deutſcher Wille zeigt ſich hier wieder. Sein Ausdruck 
ſteht am Schluß einer langer Kette von Werken, die trotz ſchwerer 
Kriegszeit erfüllt ſind von dem unbeirrbaren Glauben an deutſches 
Weſen und deutſche Zukunft. Zwar ſtehen nur ganz wenige unter 
dem Schatten der Revolution und des drohenden Friedens. Dennoch 
wird ihr Wert bleiben trotz der gänzlich veränderten Verhältniſſe. Und 
wenn unſer Volk ſich einmal wieder beſinnt, dann wird es anknüpfen 
bei dem Geiſt, der es einſtmals in die Höhe führte. — 

Die Feder des Referenten wird fortan in der vorſtehend geübten 
Art und Weiſe der Berichterftattung ruhen. Nun der Krieg amtlich 
beendet iſt, werden die „Forſchungen“ wieder zu der früher ausſchließ⸗ 
lich gehandhabten Form der Einzelbeſprechung zurückkehren. 
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Berichte über die wiſſenſchaftlichen Unternehmungen 
der Akademie d. W. zu Berlin | 


Ausgegeben am 30. Januar 1919 


Politiſche Korreſpondenz Friedrichs des Großen 
Berlcht der HH. Hintze, Meinecke und Kehr 

Der 37. Band iſt im Laufe des Sommers erſchienen. Der 38. befindet 
ſich im Druck. Er führt vom April 1776 bis Ende Februar 1777. Mehrere 
bedeutſame Ereigniſſe fallen in dieſen Zeitraum. Zunächſt der zweite Beſuch 
des Prinzen Heinrich am Petersburger Hofe, der zur Vermittlung der Heirat 
des ſoeben verwitweten Großfürſtenthronfolgers Paul mit der Prinzeſſin Dorothea 
von Württemberg, einer Großnichte Friedrichs, Veranlaſſung bot. Heinrich hatte 
ferner den Auftrag, mit der ruſſiſchen Regierung über die endgültige Regelung 
des preußiſchen Grenzzugs in Polen ins Einvernehmen zu treten, während die 
Verhandlung ſelbſt in Warſchau geführt wurde. Nach Überwindung mannig⸗ 
facher Schwierigkeiten gelangte am 22. Auguſt 1776 der Grenzvertrag mit Polen 
zur Unterzeichnung. Um nicht nur die Erwerbungen in Polen, ſondern auch 
die Zukunft, des Preußiſchen Staates zu ſichern, beantragte König Friedrich 
darauf die ruſſiſche Garantie und die abermalige Verlängerung des Allianz⸗ 
vertrages mit Rußland, der die Grundlage ſeiner Politik bildete. Doch erſt im 
Frühjahr 1777 führten dieſe Verhandlungen zum Ziel. 


Acta Borussica 
Bericht der HH. Hintze, Meinecke und Kehr 


Die Arbeiten mußten auch in dem vergangenen Jahr ruhen, da die ſämt⸗ 
lichen Mitarbeiter noch im Felde oder ſonſt im Heeresdienſte tätig waren Von 
ihnen iſt Dr. Reimann, Leutnant d. R., am 2. Mai als Führer einer Patrouille 
in der Champagne gefallen. Dr. Rachel, Hauptmann d. R., iſt Ende November 
zurückgekehrt und hat vom 1. Dezember ab die 1914 unterbrochene Arbeit an 
der Geſchichte der allgemeinen Handels- und Zollpolitik wieder aufgenommen. 
Der Druck des zweiten Bandes dieſer Abteilung, der die Regierungszeit Friedrich 
Wilhelms I. umfaßt und bis zum 17. Bogen gediehen war, kann wegen der zur 
Zeit obwaltenden äußeren Schwierigkeiten nicht ſofort weitergeführt werden, 
doch iſt zu hoffen, daß dies nach einigen Monaten wird geſchehen können. In⸗ 
zwiſchen iſt das Manufſkript des nächſten Bandes, der die Urkunden und ſtatiſti⸗ 
ſchen Beilagen enthält, noch einmal zu revidieren und womöglich zu kürzen und 
die Arheit dann über das Jahr 1740 hinaus fortzuführen. 


Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXXII. 1. 18 
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Nene Erſcheinungen 
1 Beitj@riftenfau 


1. Oktober 1918 bis 31. Mätz 1919 


Jahrbuch für Brandenburgische Kirchengeſchichte. 15. Jahrgang. 

Berlin 1917. 

S. 23—30: Guſt ar Kawe rau, Eine Rirdenvifitation von 1558. [Mit- 
teilung eines Berichts über eine ‚Rathenauer Kirchenvifitation, die 
einen neuen Beweis dafür bringt, daß das Kirchenregiment noch nach 
dem Augsburger Religionsfrieden an den katholiſierenden Tendenzen 
der Kirchenordnung von 1540 fefthielt.] 

S. 31—44: Theodor Wotſchke, Analekta zur Märkiſchen Kirchen⸗ 
geſchichte im 17. Jahrhundert. [Mitteilung von ſechs meiſt in Berlin 
geſchriebenen Briefen aus den Jahren 1615—1625 und eines Gut⸗ 
achtens der Wittenberger Theologiſchen Fakultät über die Exorzismus⸗ 
frage 1683. 

S. 45—65: Walter Wendl and, Zur Geſchichte der öffentlichen Kirchen 
buße in Brandenburg im 18. Jahrhundert. 

S. 66—109: Derſel be, Die Reformationsjubelfeiern in Berlin und in 
Brandenburg [1817], 

S. 110—155: Rudolf Schmidt, Märkiſche Glockengießer im 17. und 
18. Jahrhundert. Ein Beitrag zur Glockenkunde der Mark Brandenburg. 

S. 156—163: Hugo Lehmann, Zwei Spenerbriefe [1685 und 1687. 
Vgl. dazu Lehmanns Aufſatz im 14. Jahrgang! . | 

S. 164—169: Otto Clemen, Ein Brief von Propſt Spalding [1789 an 
den kuriſchen Paſtor Wehrt in der Angelegenheit des als heimlichen 
Jeſuiten verdächtigten Oberhofpredigers Starck in Darmſtadt.] 


— 16. Jahrgang. Berlin 1918. 


S. 1-86: Fritz Funde, Das Bistum Lebus bis zum Anfange der 
Hohenzollernherrſchaft in der Mark Brandenburg. [Fortſetzung 

S. 68-93: Rudolf Schmidt, Märkiſche Glockengießer. lSchluß und 
Regifter.] 

S. 94—101: Walter Wendland, Schwierigkeiten in der Durchführung 
der Union von 1817. [Mitteilung von Akten der Berliner Petrikirche, 
die einen guten Einblick dahinein geſtatten.] | 

N 18 * 
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Eberswalder Heimatblätter. Halbmonatsſchrift zur Pflege heimatlicher 
Intereſſen. Eberswalde 1918/19. 


) 


Nr. 249: R. Schmidt, Kerkow bei Angermünde [feine Geſchichte feit 
1348]. 

RN. Schmidt, Der oki Krug [bei Eberswalde, nachweisbar 
ſeit 1375]. 

R. Sch midt, Zur Geſchichte der Eberswalder N Zur 
Erinnerung an die vor 100 Jahren erfolgte Neubildung. I. [Nach“ 
richten aus den Jahren 1705/06 und 1818.) 

R. Schmidt, Eberswalger Bürgerſchulen. II [feit dem letzten 
Drittel des 18. Jahrhunderts;. 

W. Pfeil, Märkiſche Forſten bis zum Ende des 17. Jahrhunderts. 
5. Fortſetzung.] | 

Nr. 250: N. Schmidt, Hohenſtein. Aus der Vergangenheit eines Barnim⸗ 
dorfes [ſeine Geſchichte ſeit 1375]. s 

W. Pfeil, Märkiſche Forſten bis zum Ende des 17. Jahrhunderts. 
16. Fortſetzung.] 

R. Schmidt, Biejenthüler Flurnamen. [Fortſetzung. Die Namen 
der Buchſtaben E bis M.] 

Eberwalder Gasanſtalt. [Gegründet 1863, vorher 43 Ollaternen.) 


| Nr. 251: R. Schmidt, Die Eberswalder Waſſermühle. [ Geſchichte feit 


1300.] 
W. Pfeil, Märkiſche Forſten bis zum Ende des 17. Jahrhunderts. 
7. Fortſetzung.] 
Se.. . „ Erinnerungen eines alten Wriezeners. 
Nr. 258: W. 9 feil, Märkiſche Forſten bis zum Ende des 17. Jahrhunderts. 
[Schluß.] | 
A. L., Die Schleifmühle am Waſſerfall [bei Eberswalde, hiſtoriſche 
„ betreffend 19. Jahrhundert! 


Nr. 254: R. Schmidt, Eberswalder Bier. Bierbrauerei und Gaſthaus⸗ 


weſen im alten Eberswalde. 
Nr. 255: R. Schmidt, Unſere Chauſſeen. [Hiſtoriſche Notizen über deren 
Anlage bei Eberswalde.] 
R. Schmidt, Märkiſche Heimatkalender [für das Jahr 1919]. 
R. Schmidt, Wuſchewier [im Kreiſe Oberbarnim, eine fride⸗ 
rizianiſche Kolonie). 
Nr. 256: R. Schmidt, Eberswalder Bier. Bierbrauerei und Gaſthaus⸗ 
weſen im alten Eberswalde. [Fortfegung.] 
R. Schmidt, Krupe. Ehemals ein Dorf, jetzt ein Gut [bei 
Trampe, nachweisbar ſeit 1375]. 
Nr. 257: R. Schmidt, Unſer Theaterverein. Aus der Geſchichte des 
Eberswalder Devrient⸗Vereins [gegründet 1882]. 
R. Schmidt, Eberswalder Bier. Bierhrauerei und Gaſthaus⸗ 
weſen im alten Eberswalde. [Fortfegung.) 
Nr. 258: R. Schmidt, Märkiſche Einſegnung. 
R. Schmidt, Eberswalder Bier. Bierbrauerei und Gaſthaus 
weſen im alten Eberswalde. [Schluß.] | 
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Nr. 259: R. Schm ibt, Die Eberswalder Berfaffung vom Jahre 1515. 
Eine Unterſuchung. Abdruck der kurfürſtlichen Verordnung.) 
R. Schmidt, Cunersdorf bei Wriezen. Allerlei aus der Ver⸗ 
gangenheit des Ortes. I [nachweisbar ſeit 1340). 


Altprenziſche Moenatzſchriſt. Band 55. Königsberg i. Pr. 1918. 


S. 149: Bertha von Möller, Lüben von Wulffens Reformen. 1700 
bis 1710. [Nach gedruckten Quellen. I. Urſprung und Verlauf. 
II. Gründe für die Einführung. . Gründe für die Abſchaffung. 
IV. Bedeutung.] 

©. 50—60: Paul Karge, Der Geſandtſchaftsbericht des Ordensſpittlers 
Grafen Konrad von Kyburg vom Jahre 1307 — eine polniſche 
Fälſchung. 

S. 61—77: Albrecht von Treskow, Kapitän Barthold Otto Schmoll. 
[Einer der Abenteurer, die auf Veranlaſſung des Herzogs Jakob 
von Kurland nach Tabago ſegelten. Seine Fahrt wird im Zuſammen⸗ 
hang der kurländiſchen Anſiedlungsverſuche auf Tabago in den Jahren 
1680 —1690 nach neuen Quellen geſchildert]) | 

S. 78—102: Viktor Urbanek, Friedrich der Große und Polen nach der 
Konvention vom 5. Auguſt 1772. [Fortſetzung.] 

S. 143-171: C. G. Springer, Einige Nachrichten über die Amts⸗ 
wohnungen der preußiſchen Oberräte. Mit neun e Bei⸗ 
lagen und zwei Planſkizzen. [Schluß.] 

S. 172—192: Paul Konſchel, Theodor Ludwig Lau, ein giterat der 
Aufklärungszeit [1670 —1740. Mehr ein Be zur Kultur⸗ als 
zur Literaturgeſchichte!. 


Oberländiſche egg ale. Heft XVI und XVII. Königsberg 
i. Pr. 19141917 


S. 1—63: Kurt os Die Schlacht bei Rudau 1370. Eine kritiſche 
Unterſuchung und Darſtellung.] . 

S. 64—94: Hugo Bonk, Eine oſtpreußiſche Kriegsanleihe im Jahre 1757. 

S. 95— 120: Guſtavr Sommerfeldt, Vom Kriegsſchauplatz der nordi⸗ 
ſchen Verwicklung der Jahre 1655 — 1657 in Beziehung auf das Ober⸗ 
land und die angrenzenden Teile Weſtpreußens. 


Mitteilungen des Weſtprenziſchen Geschichtsverein. Sega XVII. 
Danzig 1918. | 


S. 3-11: Franz Jacobi, Stadtrat Langwald, ein Wohltäter Thorns im 
19. Jahrhundert [+ 1843]. : 

S. 17—26: E. Waſchinski, Die Acta consultationum der Thorner 

| Jeſuiten und der Prozeß von 1724 in neuer Beleuchtung. [Beſprechung 
der im Pelpliner Domkapitelarchiv aufbewahrten Acta mit beſonderer 
Berückſichtigung der Ereigniſſe von 1724. Mehr Licht fällt nur auf 
die Stellung der Jeſuiten zur Hinrichtung des Vizepräſidenten Zernicke.] 

S. 34—41: O. Günther, Rudolf Damus +. [Würdigung Be Bor- 
ſitzenden des Weſtpreußiſchen Geſchichtsvereins.] 


€ 
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S. 42—44: J. Kaufmann, Die Reiegäteiden und »leiftungen be Stabt 

| Rofenberg im Sabre 1806/07. 

S. 57—71: M. Wehrmann, Danzig im Jahre 1807. [Eine Reife 
beſchreibung aus der Feder des Arztes Dr. Graffengner . 


— Jahrgang XVIII. Danzig 1918. 


S. 2—10: G. Berg, Marienburg im dritten ſcwediſchen (nordiſchen) 
1 Kriege (1700 — 1721) [nach zum Teil e Quellen]. 


Monatsblätter. Herausgegeben von der Geſellſchaft fur Pommerſche 
Geſchichte und Altertumskunde. 1919. 


S. 11: B. Lembke, Die Todesſtrafe in Pommern während der Jahre 
18181865. 


Schleſiſche Beihihtsslätter. Mitteilungen des Vereins di Big 
Schleſiens. Breslau 1918. 


„S. 1—7: H. Wendt, Die ia „Freiwilligen“ von 1813. [Wie mit 
Sicherheit behauptet werden kann, waren dies Graf Erdmann Pückler 
und ein Kleiſt.] 

S. 7—11: J. Rademacher, Beiträge zur ſchleſiſchen Familienkunde. 

18. Zur enge des ſechſten Reichskanzlers Dr. Georg 
Michaelis. ö 

S. 49—55: H. Wendt, Hohenzollern, Piaſten und Polen. [Die Bes 
ziehungen der Hohenzollern zu Schleſien und Polen im Geſamtverlauf 
der Geſchichte.] 

S. 56—64: Konrad Wutke, Ein bisher unbekannter Blücherbrief aus 
Preußens trübſter Zeit (d. d. Berſin, den 25. X. 1811) [Blücher 
war damals von Kolberg nach Berlin gerufen worden, um ſich auf 
Verlangen Napoleons wegen der Fortdauer der Arbeiten an der Be⸗ 
feſtigung Kolbergs zu verantworten. Der Brief beruhigt ſeinen Sohn 
Gebhardt über ſein Schickſal.] 5 


— Regiſter zu Jahrgang 1908 —1917, bearbeitet von Richard 
Nitſchke. Breslau 1918. | | 


Zeitſchrift für vaterländiſche Geſchichte und Altertumskunde. Hrsg. 
von dem Verein für ae und Altertumskunde Weſtfalens. | 
75. Band. Münſter 1917. 2. Abteilung. 


S. 1—61: W. Richter, Beiträge zur Geſchichte des Paderborner Volks⸗ 
ſchulweſens im 19. Jahrhundert. 


Beiträge zur bayeriſchen Kirchengeſchichte. en Band. Erlangen 


S. 149 _168: Ludwig Eiſen, Die Beſetzung der nürnbergiſchen Pfarrei 
St. Leonhard⸗Goßenhof durch die Preußen im Jahre 1796. [Auf 
Grund der alten markgräflichen Anſprüche auf das Nürnberger 
Gebiet.] 
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Oſterreich. geitſchrift für nr Hrsg. von Wilhelm Bauer. 
Jahrgang 1. Wien 1 
S. 287—318: Hugo T En Aus dem Leben und Wirken des Grafen 
Richard Beleredi. [Mit Benutzung des Nachlaſſes des Grafen. Eine 
Würdigung der Perſon und Politik.) 

S. 345—354: Maximilian Claar, Die Kriſen des Dreibunds und die 

innere Politik Italiens 1896-1903. [Die Kriſen von 1896— 1898 

und 1901 —1903 hängen mehr als Hashagen beachtete, mit inner- 
politiſchen 3 der italieniſchen ee zufammen.] 


Bierteljahrzſchrif. XVIII. Jahrgang 1916-1918. Leipzig 


> a Otto Clemen, Rif r Joſeph II. von Oſterreich und Kron ⸗ 
prinz Friedrich Wilhelm von Preußen 1780 in Mitau. [Beide auf 
der Durchreiſe von, reſp. nach Petersburg, wo Beziehungen zu Katha⸗ 
rina II. neu geknüpft, reſp. befeſtigt werden ſollten. Die Rivalen 
kamen nur durch einige Stunden getrennt durch Mitau. Nur Friedrich 
Wilhelm machte hier Station.] | | 


Preußiſche Jahrbücher. Band 175. Berlin 1918. 
S. 183—191: Paul Vogt, Wilhelm Jordan als Politiker. Zum 100 jährigen 
| Geburtstage des Dichters (8. Februar 1918). [Eine Würdigung feiner 
Tätigkeit in der Paulskirche und ſeines Demiurgos.] 


Hiſtoriſch-⸗politiſche Blätter für das katholiſche e 162. Band. 
München 1918. 
S. 168—175: Ewald Reinhard, Karl gudwig von Haller und ſeine 
Beziehungen zum Kreiſe um Metternich. [Mitteilung von zwei 
Briefen aus dem Januar 1822, die Haller vor ſeiner Überſiedlung 
nach Paris bemüht zeigen, in Österreich wieder ein Unterkommen zu 
finden.] 
S. 352-366: E. K. W., Adam Müller [als Vertreter Witeeuropad vor 
100 Jahren]. 
— 163. Band. Münden 1919. 


S. 294-306: Fritz Zinnecke, Vom deutſchen e 
[dem Rätekongreß im Dezember 1918. Ein lebensvolles Bild der 
Parteien, Parteiführer und Verhandlungsart!. 


Deutſchevangeliſche Monatsblätter für den geſamten dentſchen Pro: 
teſtantismus. 10. Jahrgang. Leipzig 1919. 
S. 37—48: Paul Gabriel, Das Amt eines preußiſchen Feldpredigers 
zur Zeit Friedrichs des Großen. [Von den Zielen, den Wegen, den 
Hemmniſſen und Erfolgen des Feldpredigers.] 


Theologiſche Studien und Kritiken. 91. Jahr. Gotha 1918. 


S. 439—504: Hans Reuter 7, Schleiermachers Stellung zur Idee der 
Nation und des nationalen Staates. [In ſeiner rationaliſtiſchen und 
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in feiner romantiſchen Zeit hat Schl. noch kein Verhältnis zu jenen 
55 gewonnen. Das ändert ſich noch vor 1806, inſofern er ſich 
ſchon damals zu der Anerkennung des Staates als einer organiſchen 
»Einheit durchrang, die auf einem alle Lebensäußerungen belebenden 
Gemeingeiſt beruht. Allerdings ſieht es zuweilen ſo aus, als ob die 
geiſtigen Größen und Kräfte, die den Staat tragen ſollen, ihn ſprengen 
könnten, als ob der Staat nur das äußere Gewand für den Fort⸗ 
beſtand des Kulturellen abgebe. — Einigermaßen ſyſtematiſch hat 
Schl. ſeine Ideen nur in dem entwurf ſeiner ee Ethik klar⸗ 
geſtellt ] PET 


| geitſchrift für Geſchichte der Erziehung und des Unterricht. 7. Jahr⸗ 
„gang. Berlin 1917. 


S. 55—57: Otto 61 emen, Zur Geſchichte der preußiſchen Prinzen⸗ 
erziehung. [Mitteilung eines Schriftſtücks, in dem Beguelin ſeinem 
Zögling Friedrich Wilhelm (II.) gegenüber den Vorwurf von ſich weiſt 
an ihm nicht oft genug die Unarten des Stotterns und Blubberns 
gerügt zu haben, — ein Schriftſtück, das der Prinz ſowohl 1755 wie 
1756 und 1757 gegenzeichnete.! 


Kautſtudien. Band XXIII. Berlin 1918. 


S. 174—187: Paul Henſel, Wilhelm v. Humboldt. [Eine feinfinnige 
Würdigung deſſen, was H. ſeiner Zeit war, und was ſein Leben mit 
ſeinem unendlichen Streben nach Totalität noch heute und bedeutet.] 


Jahrbuch für Geſetzgebung, Verwaltung und Volkswirtſchaft. 42. Jahr⸗ 
gang. München und Leipzig 1918. 


S. 267304: Hildegard Treſcher, Montesquieus Einfluß auf die Ge⸗ 
ſchichts⸗ und Staatsphiloſophie bis zu Anfang des 19. Jahrhunderts. 
[1. Die Geſchichtsphiloſovhie M.s, der esprit général. Die hiſtoriſchen 
und rationaliſtiſchen Elemente feiner Geſchichtsphiloſophie. — 2. Das 
Geſetz und die volonté générale bei N. — 3. Die Staatslehre M. 8. — 

4. Fortentwicklung und Umbildung der Lehren M.s bis zu Hegel. 


— 43. Jahrgang. München und Leipzig 1919. 
S. 263—817: von der Lühe, Innere Koloniſation in Preußen und 


England. [Mehr eine Geſchichte derſelben in England als in Preußen, 
das nur zum Vergleich herangezogen wird.] 


Archiv LE Sosialoifienfäaft un Sozialpolitik. 44. Band. Tübingen 
1917/1 


S. eo Oskar Se Die weltpolitiſchen Lehrjahre von Marx 
und Engels [1852—1856. Eine Beſprechung der neu herausgegebenen 
Schriften, reſp. eine ſehr dogmatiſch gehaltene Erläuterung ihrer Ge⸗ 
danken über das Nahen der Revolution wie über die auswärtige 
Politik. (Quellen: Urquhart und die frankophilen Gegner Palmerſtons 
ſowie das Studium der ruſſiſchen Diplomatie und des Zartums)!]. 


281] Neue Erſcheinungen. | 281 


Archiv für Eiſenbahnweſen. Jahrgang 1919. 
S. 46—74: Bernhard Meinke, Die älteften Stimmen über die mili⸗ 
täriſche Bedeutung der Eiſenbahnen 1833 —1842. 
| | 
Mitteilungen der Zentralſtelle für deutſche Perſonen⸗ und Familien ⸗ 
geſchichte. 12.— 14. Heft. Leipzig 1914. 


S. 196—203: Bernhard Koerner, Sachſen und Thüringer als An⸗ 
ſiedler in Weſtpreußen. [Soweit fie unter Friedrich dem Großen ſich 
dort dauernd niederließen. Namentliches Verzeichnis derſelben.)] 


Zentralblatt für Bibliotheksweſen. Jahrgang 35. Heft 11 und 12 
(November⸗Dezember 1918). : | 


S. 237—242: P. Schwenke, Altberliner Bücher und Einbände. [Eine 
Anzahl von Büchern, die der Bibliothek des Berliner Dominikaner⸗ 
kloſters in den erſten Jahrzehnten des 16. Jahrhunderts gehörten. 
Nachweiſung eines Berliner Buchbinders, deſſen Tätigkeit man „kaum 
ſpäter als 1505 anſetzen“ darf.] 


Recht und Wirtſchaft. Jahrgang 8 (1919). Nr. 1. 
S. 3—10: Herm. Oncken, Die deutſche Nationalverſammlung 1848 und 
1919. 


Militär⸗Wochenblatt. 1919. 


Nr. 40—58: Amtliche Mitteilungen uſw. 

Nr. 41/44 / 47 / 50: Marſchall Foch ſucht die Entſcheidung. 

Nr. 45/46: Immanuel, Frontverlegungen und ſtrategiſche Rückzüge. 

Nr. 50: v. Blume, Allgemeine Offenſive unſerer Feinde. 

Nr. 53: v. Scriba, Ludendorff. 

v. Freytag⸗Loringhoven, Ruhe und Feſtigkeit. 

Nr. 55: Das Ende der öſterreichiſch⸗ungariſchen Armee. 

Nr. 58: Immanuel, Die k. und k. Wehrmacht. Kulturgeſchichtliche Rück⸗ 
blicke auf ihre Glanzzeit und auf ihren Untergang. 

Nr. 59: Das Ende des Weltkrieges. Der Wortlaut der Waffenſtillſtands⸗ 
bedingungen. 

Nr. 82/83: Die Einheitsfront im Weltkrieg [Hätte Oſterreich bei den 

»Feldzugseröffnungen von 1916 und 1918 uns „ein ſtarkes Hilfsheer, 

vor allem aber an Artillerie alles irgend Entbehrliche zur Verfügung 
geſtellt, anftatt feine defenfiv überſchüſſigen Kräfte in ausſichtsloſen 
Angriffen gegen Italien zu vergeuden, ſo wäre nach menſchlichem Er⸗ 
meſſen wahrſcheinlich ſchon die Verdun⸗, jedenfalls aber die Amiens⸗ 
offenſive bis zum J⸗Tüpfelchen ſiegreich verlaufen.“ 


Jahrbücher für die deutſche Armee und Marine (jetzt Monatshefte für 
Politik und Wehrmacht). Geleitet von Keim. 1918. 
Heft 565: v. Schreibers hofen, Der franzöſiſch⸗belgiſch⸗engliſche Auf⸗ 
marſch im Auguſt 1914. Nach Egli.] 
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Heft 566/67: O. Schulz, Die deutſche Kriegführung in den drei erſten 
Jahren des Weltkrieges. | 


E. Schultze, Die Behandlung n Hilfstruppen in England 
im 18. Jahrhundert. 
— — 1919. 


Heft 570: O. Herrmann, Unſere Politik und ihr Einfluß auf die Strategie 
im Loi 


II. Bücher | 
A. Beſprechungen 
Die Beſprechungen bleiben der zweiten Hälfte dieſes Bandes vorbehalten. 


B. Eingeſandte Bücher (ſoweit noch nicht beſprochen) 


Gerdes, H., Geſchichte des deutſchen Bauernſtandes. 2. verb. Aufl. (Aus 
Natur und Geiſteswelt. 320. Bändchen.) B. G. Teubner. Leipzig 1918. 
Geb. Mk. 1,50 und 30% T. | 


Haeſeler, Graf v., Zehn Jahre im Stabe des Prinzen Friedrich Karl. Erinne⸗ 
rungen. 3. Band. 1865/66. E. S. Mittler & Sohn. Berlin 1915. Mk. 5,75. 

Hashagen, Julius, Umriſſe der Weltpolitik: 1871—1914. 2 Bändchen. (Aus 
Natur und Geiſteswelt. 553. und 554. Bändchen.) B. G. Teubner. Leipzig 
1918. Geb. je Mk. 1,50 und 30% T. . 

Hoffmann, Karl, Der kleineuropäiſche Gedanke. 3. Aufl. (Weſtöſtliche Staats⸗ 
und Wirtſchaftsdenkmäler. 3. Band.) F. W. Grunow. Leipzig 1918. Mk. 4,50. 

Hoffmann, Karl, Ende des kolonialpolitiſchen Zeitalters. F. W. Grunow. Leipzig 
1918. 

Loewe, Heinr., Das neue Rußland und ſeine ſittlichen Kräfte. M. Niemeyer, 
Halle 1918. Geb. Mk. 5,90 und 20% T. 

Schirren, Livländiſche Antwort. Duncker & Humblot. München. 

Wulff, Erwin. Die perſönliche Schuld Wilhelms II. Ein zeitgemäßer Rückblick 
Illuſtrierte deutſche Reichskalender. Dresden 1918. Mk. 1,10. 
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Einleitung 


1. Überblick über die Kriegsgeſchichte Europas in der 
zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts 


Ein kurzer Überblick über die Kriegsgeſchichte Weſteuropas im 
Zeitalter der Gegenreformation ergibt folgendes Bild. In Frankreich 
und in den Niederlanden tobten 30 Jahre hindurch die erbittertſten 
Kämpfe. Dort handelte es ſich um innere Glaubenskriege, geführt mit 
der ganzen Leidenſchaftlichkeit und Verwegenheit des romaniſchen 
Geiſtes. Hier war es ein Kampf um das Leben einer Nation, ein 
Exiſtenzkampf, ausgefochten mit germaniſcher Zähigkeit und Tapferkeit. 
England erfocht in dieſem Zeitraum einen welthiſtoriſchen Sieg über 
ſeinen damals einzigen ebenbürtigen Rivalen Spanien. Dieſes wieder 
kämpfte mit äußerſter Anſpannung aller ſeiner Kräfte gegen die Nieder⸗ 
lande und gegen England. Die Bedrohung und Schädigung des 
Reiches durch die Kämpfe der Nachbarn legte auch Deutſchland eigene 
kriegeriſche Aktionen nahe, die Ungeklärtheit der inneren Lage drängte 
darauf hin. Trug ja doch der Augsburger Religionsfriede ſchon in 
ſeinem Wortlaut den Keim zu neuen Zwiſtigkeiten. Was aber iſt in 
Deutſchland in dieſer Zeit zu verzeichnen? Zwei Türkenkriege, der 
Grumbachſche Aufſtand und mehrere Fehden geiſtlicher Fürſten, keiner 
von dieſen Vorgängen imſtande, ſich an Bedeutung mit den Kämpfen 
der anderen Länder zu meſſen. Der Kaiſer und die Fürſten, beide 
waren in gleichem Maße ängſtlich darauf bedacht, den einmal erlangten 
Friedens zuſtand ungeſtört zu erhalten. „Eine öde Steppe, worin das 
Leben unſeres Volkes vom Religionsfrieden bis zum Dreißigjährigen 
Kriege ſtatt Taten Akten gebärend dahinfloß“ nennt Stie ve dieſen 
Zeitraum deutſcher Geſchichte ). 

Jedoch unter dieſer ſchützenden Decke tatenunterbindender Akten, 
deren Urheber alles daran ſetzen, Kriege fremder Potentaten und innere 
Zwiſtigkeiten von Deutſchland abzuwenden, wo „ein jeder uff ſein 
privatum undt keyner uffs publikum ſiehett“, regte ſich doch ein ge⸗ 
waltiges Leben. | 

Das Reich war zu unſrer Zeit nur noch eine Summe ſelbſtändiger 
Territorien. So war es nicht mehr imſtande, ſeinen Untertanen ein 
Amt zu bieten, ſo wenig als es noch eine Dienſtleiſtung von ihnen zu 
erlangen vermochte. Hatte ſich doch der letzte Reſt ſeiner unmittelbaren 
Untertanen, die Reichsritter, bei ſeinen Bemühungen aufgerieben, in 


| 1) Stieve, Max Loſſen und der Kölniſche Krieg in: Abhandlungen, 
Vorträge und Reden, S. 395. 
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dem Geſamtorganismus, in dem ſeine Exiſtenz haltlos geworden war, 
doch noch einen Platz zu erobern. 

Die Territorien aber ſtanden damals in den Anfängen ihrer Ent⸗ 
wicklung vom ſtändiſchen zum abſoluten Staat. Das Lehnrecht war 
im Zerbröckeln, die Landesherren aber waren noch nicht dazu gelangt, 
als abſolute Herrſcher ihren Adel dem Lande auf ſtaatlichem Wege 
dienſtbar zu machen. 

Dia wandte ſich der beſchäftigungslos gewordene Adel den Kämpfen 
der Nachbarvölker zu. Daß kriegeriſche Kräfte vorhanden waren, hatten 
die Kriege Karls V. gegen Frankreich!), der große Kampf Karls mit 
den Schmalkaldenern gezeigt. In Deutſchland fanden ſie keine aus⸗ 
reichende Verwendung, ſo fochten fie die Kriege fremder Nationen aus?). 


2. Der deutſche Adel und der auswärtige Kriegsdienſt. 


Der Kriegsdienſt im Ausland war den Deutſchen damals keines⸗ 
wegs mehr neu. Wir müſſen hier zunächſt der alten Sitte des Adels 
gedenken, ſich gegen Bezahlung einem fremden Fürſten zu verpflichten ?). 
Wer ſich in ein ſolches Abhängigkeitsverhältnis begab, oder, um in 
der Sprache der Zeit zu reden, Penſionär wurde, verpflichtete ſich 
neben Dienſten politiſcher Art auch zu militäriſchen Leiſtungen. Dieſe 
blieben jedoch vielfach unausgeführt. Aus der Länge der Penſions⸗ 
liſten darf man eher auf das Anſehen und die Zahlungsfähigkeit des 


jeweiligen Fürſten als auf die wirklichen Leiſtungen der Penſionäre. 


ſchließen “). Anders ſtand es jedoch zu Beginn des Jahrhunderts um 
die Söldnerdienſte des gemeinen Mannes. Aus ſeiner Schicht rekru⸗ 
tierten ſich die Landsknechtsheere, und deren Ruf aus dem erſten 
Drittel des Jahrhunderts iſt bekannt. In den großen Schlachten, die 


1) Mas Jähns, Zur Geſchichte der Kriegsverfaſſung des Deutſchen 
Reiches, Preuß. Jahrbücher, Bd. 39, S. 116: Das Heer, welches Karl V. 1544 
gegen Frankreich ins Feld führte, war faſt ganz deutſch. 

2) Die durch die Kriege Karls V. in Deutſchland aufgeregten kriegeriſchen 
Kräfte waren nicht geneigt, ſich wieder zur Ruhe zu begeben. Moritz Ritter, 
Deutſche Geſchichte im Zeitalter der Gegenreformation und des Dreißigjährigen 
Krieges. Stuttgart 1889, Bd. I, S. 97. Eine Verallgemeinerung dieſes Ge⸗ 
dankens findet ſich bei Jähns, a. a. O. S. 12: Langandauernde Kriege machen 
nach ihrer Beendigung die betreffenden Völker zu Soldatenbezugsquellen für 
andere Nationen. 

3) Fr. v. Bezold, Das Bündnisrecht der deutſchen Reichsfürſten . 
zum Weſtfäliſchen Frieden. (Abgekürzt: Bez., Bdsr.) S. 18. 

4) Von der Entwicklung des Penſionsweſens in der zweiten Hälfte des 
16. Jahrhunderts ſoll hier abgeſehen werden. en 
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damals zwiſchen Italienern, Franzoſen und Spaniern ausgefochten 
wurden, erſcheinen neben den Schweizer Hilfsheeren auch allenthalben 
deutſche Landsknechtshaufen, und durch Zeitgenoſſen wie Macchiavelli 
wiſſen wir, wie die militäriſchen Fähigkeiten der Deutſchen eingeſchätzt 
wurden 1). Da in den Landsknechtsheeren die Fußtruppen überwogen, 
ſo kam damals der Kriegsdienſt im Auslande für den Adel in weiterem 
Umfange noch nicht in Betracht, denn die eigentliche adlige Truppen⸗ 
gattung blieb noch für lange Zeit die Reiterei. 

Als aber im ſpäteren 16. Jahrhundert vor allem Reiterſchlachten 
geliefert wurden, veränderte ſich das Bild: Jetzt hatte auch der deutſche 
Adel Gelegenheit, ſich in größerem Umfange an fremden Kriegszügen 
zu beteiligen. Franzöſiſche Memoiren jener Zeit behaupten, daß die 
Landsknechte entwertet ſeien, ſeit der deutſche Adel als „reitres“ ins 
Feld zöge !). Allenthalben boten jetzt fürſtliche Condottieri ihre Truppen 
ans). Erich von Braunſchweig, Hans Georg von Veldenz waren be⸗ 
ſtändig auf der Suche nach gut zahlenden Käufern, und auch Johann 
Caſimir muß in gewiſſer Weiſe hierher gerechnet werden 9. Aber über⸗ 
haupt war jetzt die große Maſſe deutſcher Adliger von dem Wunſche 
ergriffen, unter Umſtänden auch auf eigene Fauft?) unter fremden 
Fahnen zu dienen“). Das zeigen die Zahlen der nach Frankreich ge- 
führten Heere), die Geſchichte manchen Territoriums ?), die wenigen 
3 Nachrichten in den Familiengeſchichten beweiſen das ) 10). 


| 1) Vgl. Martin Hobohm, Macchiavellis Renaiſſance der ns ie) 
Bd. II, S. 212. 

2) Gaspard de Saux⸗Tavannes, Michand et Ponjoulat, VIII, S. 83. 

3) P. Anquez, Henry IV. et l'Allemagne. Paris 1881, pag. 1. 

4) Fr. v. Bezold, Briefe des Pfalzgrafen Johann Caſimir, Bd. I. 
München 1882, Einleitung. (Abgekürzt: Joh. Caſ.) 

5) Siehe z. B. Die Beſtallung Mandelsloes vom Jahre 1587 direkt durch 
Heinrich III. Berliner Staatsarchiv (abgekürzt: B. St.) Rep. 39 fasc. 58. 

6) 1547 ſind zum erſten Male 1000 deutſche „reitres“ nach Frankreich ge⸗ 
gangen. (S. Raumer, Ein Reichsdaſein im 16. Jahrhundert. Hiſtoriſches 
Taſchenbuch, Bd. 19, S. 363.) 

7) Siehe z. B. Tuetey, Les Allemands en France et l’invasion du 
Comte de Montbéliard par les lorrains. Paris 1883, Bd. I, S. 50, ferner 
Ritter, a. a. O. S. 443: Vertrag Joh. Caſ. auf 1600 deutſche und ſchweizer Söldner. 

8) Siehe unten die Beteiligung des brandenburgiſchen Adels an den aus⸗ 
wärtigen Dienſten, S. 353 f. 

9) Eine beträchtliche Zahl von Angehörigen aus den Familien der Schulen⸗ 
burg, der Mansfelds und der Dohnas nahm an den franzöſiſchen und nieder⸗ 
ländiſchen Zügen teil. 

10) „Geſchichte des Geſchlechts derer von der Schulenburg“ und Schmidt, 
Geſchichte des Geſchlechts derer von Mansfeld; die Selbſtbiographie des Burg⸗ 
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Man rechnete in manchen Ländern bereits mit einer Anzahl Deutſcher, 
die „ſich zu gebrauchen laſſen pflegen“. Dieſem Angebot von deutſcher 
Seite entſprach die Nachfrage der kriegführenden Nachbarn, und zwar 
nicht nur in der Weiſe, daß Franzoſen und Niederländer ihre Kriege 
quantitativ nicht ohne Hilfsvölker hätten führen können und deshalb 
zu den vorhandenen deutſchen Streitkräften ihre Zuflucht nahmen, 
ſondern in Frankreich war man der Anſicht, „qu'il ne se pouvait 
faire guerre qu' avec cette nation“. Es wurde in den franzöſiſchen 
Adelsfamilien eine Zeitlang Sitte, die Söhne nach Deutſchland zu 
ſchicken, um fie durch Erlernung der deutſchen Sprache zu Reiter⸗ 
aushebungen geeignet zu machen 1). Daraus geht deutlich hervor, daß 
die Bedeutung, welche die deutſchen Söldner für Frankreich hatten, 
gar nicht hoch genug eingeſchätzt werden kann. Das Zeugnis eines 
anderen franzöſiſchen Zeitgenoſſen kann das bekräftigen. De la Noue, 
ein alter Haudegen, deſſen Behauptungen ſich auf reichliche Erfahrung 
gründeten, ſagt von den Deutſchen: Keine Nation verſteht die Piſtole 
ſo gut zu führen als die deutſchen Reiter. Das Getöſe der Schüſſe 
iſt nicht minder erſchreckend als der ſtarrende Lanzenwald. Scheinbar 
iſt wohl der ,lancier“ beſſer beritten und feſter im Sitz. Aber 
„Pordre massif et ferré, que tiennent les reitres“, und die fie ſogar 
noch in der Flucht bewahren, macht fie dem lancier überlegen, der 
nur im Einzelkampfe ſiegreich iſt. Im übrigen gälte in Deutſchland 
gegenüber der Anſicht des franzöſiſchen Adels der Satz, daß auch im 
Einzelkampfe ein „brave reître“ den „gendarme“ 2) töte. „Bons et 
vaillants hommes à cheval“, d. h. „vrais Allemands“ forderte der 
franzöſiſche Unterhändler 1587 bei ſeinem Vertrage mit den deutſchen 
Oberſten ?). 

zu einander entſprechenden Verhältniſſe in Deutſchland und 


grafen Fabian zu Dohna, hersg. von L. Krollmann. Lipzig 1905. Einer 
von den Schulenburgs hat z. B. 14 Kriegszüge mitgemacht, Jan von Weferling 
desgleichen, Heine Pfuel 13 Züge. 

1) Das wird von Jean de Saux, Bicomte de Tavannes (Michaud et 
Poujoulat VIII, S. 3) als damals allgemeine Sitte erzählt. „Jetzt,“ fährt er 
fort, „feit man fie zu ſchlagen gelernt habe, werden nur noch wenige Edelleute 
zur Erlernung der Sprache hingeſchickt.“ 

2) Discours Politiques et Militaires Du Sieur de la Noue. Basle 
1591, S. 439. Die Verbreitung ſeiner Schriften zeigt z. B. die Notiz im 
„Bären“ über Rochus von Lynar, der ſeiner Frau von der wiederholten Leküre 
des de la Noue berichtet. 

3) Tuetey, a. a. O. S. 47. 
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Frankreich haben die Tatſache gezeitigt, daß in allen franzöſiſchen und 
ſpaniſch⸗niederländiſchen Kämpfen vom erſten franzöſiſchen Religions⸗ 
krieg 1562 an bis zu dem großen Hilfszuge Chriſtians von Anhalt 
1592 deutſche Truppen mitgekämpft haben 1). Es wurde ſpäterhin 
geradezu zu einem weſentlichen Symptom eines neuausbrechenden 
Religionskrieges, daß die franzöſiſchen Parteien deutſche Truppen werben 
ließen. Mehrfach erſchienen auf den Reichstagen Geſandte fremder 
Höfe, die öffentlich um kriegeriſche Unterſtützung baten ?). Dreißig Jahre 
hindurch waren die franzöſiſchen Agenten für Karl IX., Heinrich III., 
Condé, Heinrich von Navarra an den deutſchen Höfen tätig, um zu 
ſondieren, wie weit die Fürſten zu aktiver Hilfe mit Kriegsvolk bereit 
wären, wie weit ſie in ihren Landen Werbungen dulden und den Ge⸗ 
worbenen Durchzug gewähren wollten. 
So war die eben geſchilderte Maſſenhaftigkeit der ausländiſchen 
Dienſte des deutſchen Adels eine neue Erſcheinung. Reichs- und 
Territorialverband, beide mußten von dem auswärtigen Kriegsdienſte 


der deutſchen Untertanen in Mitleidenſchaft gezogen werden, und er 


ſelbſt einen verfaſſungsmäßigen Niederſchlag finden. Der Kaiſer und 
die Fürſten mußten als Reichsſtände dazu Stellung nehmen, die Fürſten 
mußten ſich als Landesherren mit ihren Ständen, vor allem mit ihrem 
Adel darüber auseinanderſetzen. Die folgende Unterſuchung will, aus⸗ 
gehend von den oben geſchilderten Verhältniſſen, zu zeigen verſuchen, 


wie man ſich innerhalb des Reichsverbandes mit ihnen abfand, welchen 


Niederſchlag ſie innerhalb der Reichsverfaſſung eben jener Zeit fanden, 
und welche Rolle ſie in den Söldner entſendenden Territorien geſpielt 
haben. 


1) Es handelt ſich in dieſem Zeitraum um folgende Jahre: 1562, wo 
Rheingraf Philipp und Roggendorf die Führer auf königlicher Seite ſind, 
während die deutſchen Reiter der Gegentruppen damals von einem Franzoſen, 
Andelot, einem der Brüder Colignys, geführt wurden. Häberlin, Neueſte 
Teutſche Reichsgeſchichte. Halle 1776, Bd. V, S. 465, und Kluckhohn, Briefe 
Friedrichs des Frommen von der Pfalz, I, S. 305, Anm. 1, S. 320, Anm. 1, 
S. 329, 336 und auch ſonſt passim. 1567/68 Joh. Caſ. auf der einen, 
Johann Wilhelm auf der anderen Seite (Ritter, a. a. O. Bd. I, S. 427), 
1568/69 Johann Wolfgang von Zweibrücken und ihm gegenüber Philibert von 
Baden (Ritter, ebenda), 1574/75 und 1578 Joh. Caf., 1587 Dohna, 1591/2 
Chriſtian von Anhalt. | | 

2) Z. B. Condé 1595, Marnix 1578, Heinrich III. 1586. 
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Erſter Teil 


Ä Oer auswärtige Kriegsdienſt der Deutſchen und die Neichs⸗ 
verfaſſung 


Vorbemerkung 


Die Regelung des auswärtigen Kriegsdienſtes wurde innerhalb 
der Reichsverfaſſung zu einem Kriterium für die Machtverteilung 
zwiſchen dem Kaiſer und den Reichsſtänden. Soldverträge mit aus⸗ 
ländiſchen Mächten waren im letzten Grunde Bündniſſe mit fremden 
Potentaten. Wer ſie abſchloß, antizipierte den Weſtfäliſchen Frieden, 


wer das Anſuchen darum abſchlug, wahrte das Anſehen der oberſten 


Reichsgewalt. Denn noch galten ja die Beſtimmungen der Goldenen 
Bulle, die das Bündnisrecht auf innere Einungen zum Zwecke des 


Landfriedens beſchränkten. Indem die Fürſten aber die Forderung 


ſtellten, die Untertanen nach eigenem Gutdünken fortziehen zu laſſen 
oder im Lande zu behalten, nahmen ſie bereits das Recht zu aus⸗ 
wärtigen Bündniſſen in Anſpruch !). Dieſen Geſichtspunkt muß man 
im Auge behalten, will man den im folgenden zu ſchildernden Kampf 
des Kaiſers und der Fürſten um dieſes Stück deutſcher Libertät ver⸗ 


ſtehen 2). 


1. Der auswärtige Kriegsdienſt bis zum Paſſauer 
Vertrage von 1552 


Als die auswärtigen Kriegsdienſte zuerſt allgemeiner zu werden 


begannen, ſtand offenbar dem Kaiſer noch das Recht, über ihre Be⸗ 
willigung zu entſcheiden, ungeſchmälert zus). So wurde 1544, als 
der Krieg gegen England und Frankreich beſchloſſen war, der fran⸗ 
zöſiſche Solddienſt kurzweg verboten“), ein Zeugnis dafür, wie im An⸗ 
fang der ganzen Bewegung die auswärtigen Dienſte der vom Kaiſer 


geübten Reichsgewalt noch unterſtanden. Auch die Hinrichtung Vogel⸗ 


1) Zuerſt war das um 1300 geſchehen. G. Kern, Die Anfänge der fran⸗ 
zöſiſchen Ausdehnungspolitik. Exkurs III. | 
2) Vgl. Bez. Bdsr. 

3) Allerdings für die Behauptung von Jähns (a. a. O. S. 117), daß 
der Kaiſer 1547 allen Reichsgliedern bei ſtrenger Strafe verboten hätte, in 
fremde Kriegsdienſte zu treten, ohne daß die Stände eine eigentliche Beſchwerde 
darüber geführt hätten, habe ich keinen Beleg gefunden. Weder der Reichstag 
von 1546 und der von 1548, noch der Landfriede von 1548 enthalten etwas 
darüber. (Siehe „Reichsabſchiede bis ad annum 1554“.) 

4) Guba, Der Kurfürſtentag zu Fulda 1568, Dresdener Programm 1894. 
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ſpergers 1548, die Achtung des Rheingrafen, zweier Söldnerführer, 
die beide das kaiſerliche Verbot übertreten und die franzöſiſche Be⸗ 
ſtallung angenommen hatten, zeigen, wie es damals noch möglich war, 
in eigenmächtigem Kriegsdienſte Hochverrat zu erblicken. Erſt ſeit der 
Erhebung Moritz' von Sachſen 1552 wurde der auswärtige Kriegs⸗ 
dienſt von den Deutſchen als ihr gutes Recht beanſprucht !). Bei den 
Friedensverhandlungen von Paſſau im Jahre 1552 iſt zum erſten 
Male von ſeiten des Kaiſers beantragt worden, die Werbungen von 
ſeiner Erlaubnis abhängig zu machen ). Die deutſchen Fürſten ſchlugen 
ſeine Bitte ab, einmal zur Wahrung der deutſchen Libertät, dann auch 
in der politiſchen Erwägung, daß ſie in dieſem Falle unter dem Zorn 
des in ſeiner Bitte abſchlägig beſchiedenen fremden Potentaten zu leiden 
hätten. | 


2. Von der erſten Forderung des Kaiſers, die Wer- 

bungen fremder Potentaten von ſeiner Erlaubnis ab- 

hängig zu machen, bis zu der Feſtſetzung der Berbe- 
geſetze im Jahre 1564. 


In der grundlegenden Exekutionsordnung von 1555, gleichzeitig 
mit der Feſtlegung des Augsburger Religionsfriedens, fand nun zum 
erſtenmal eine eigentliche Regelung der Werbungen auf reichsgeſetzlichem 
Wege ſtatt?). Es wurde verfügt, daß die Werbungen nur dann vor 
ſich gehen dürften, wenn der Zug nicht gegen Kaiſer und Reich ge⸗ 
richtet ſei, und wenn der Obrigkeit eines jeden Ortes die Befehlsbriefe, 
auf die hin geworben wurde, vorgelegt wurden. Außerdem ſollten die 
Anwerbungen von Truppen in einem Territorium von der Erlaubnis des 
Landesherrn abhängig gemacht werden). Aber gleichzeitig wurde feſt⸗ 
geſetzt, daß „nur Truppen, welche entweder für den Dienſt des Kaiſers oder 
römiſchen Königs oder wenn für einen anderen Kriegsherrn, doch mit 
beſonderer Erlaubnis des Kaiſers beſtallt waren, durchzulaſſen ſeien“. 
Dieſe Befugniſſe des Kaiſers und der Reichsſtände mußten unter Um⸗ 
ſtänden miteinander kollidieren. Einen erſten Ausgleich verſuchte hierin 
der Augsburger Reichsabſchied von 1559 zu ſchaffen, und zwar in bezug 


1) Ritter, a. a. O. I, S. 97/8. 
2) Häberlin, a. a. O. Bd. VIII, S. 191. 
3) Dritter Teil der Reichsabſchiede: R. A. von 1555, 49 und 50. Häberlin, 
a. a. O. Bd. II, S. 640. Auf die Geſchichte der Kreishilfe, d. h. der Be⸗ 
Beſtimmung, daß jeder Kreis im Notfall zur Auſſtellung einer beſtimmten Zahl 
von Truppen verpflichtet war, ſoll nicht eingegangen werden. 

4) Bal. auch Ritter, a. a. O. S. 431. 
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auf die Muſterungsbeſtimmungen. Für ſie wurde jetzt auch noch die 
Kompetenz der eigentlichen Reichsregimentsorgane, die ja zwiſchen dem 
Kaiſer und den Reichsſtänden ſtanden, in Anſpruch genommen!). So 
verfügte der Abſchied: „Im Fall . . . . Mufterungen fürgenommen 
würden, ſo ſollen die Muſterherren zuvor die Kreißoberſten und Zu⸗ 
geordnete um die Muſterplätz anſuchen“. Außerdem wurden die 1555 
ja noch ſehr loſen Werbebedingungen verſchärft. Der Landesherr durfte 
von jetzt an ſeine Erlaubnis nur geben, wenn die Werber für das, was 
die Untertanen verbrauchten, und für den Schaden, den ſie möglicher⸗ 
weiſe dem Lande zufügten, Kaution leiſteten. 

Die ſchwäbiſche Kreisverfaſſung und Exekutionsordnung von 1563 2) 
wiederholte im weſentlichen dieſe Beſtimmungen. Dagegen enthielt fie 
die offenbar 1559 noch nicht vorhandene Feſtſetzung, daß die Muſte⸗ 
rung für auswärtige Dienſte möglichſt nicht im Lande ſtattfinden 
follte ?), ferner eine Bemerkung darüber, daß über die Kaution „zur 
Zeit noch nicht gewiſſe Maß und Ordnung gegeben worden, ſondern 
ein ſolcher dem Kreisoberſten heimzuſetzen und zu vertrauen“. Offenbar 
hatte alſo der Kaiſer 1558 auf die Feſtſetzung einer Formel, nach der 
die Kaution zu leiſten ſei, gedrungen. 

Auf dem Reichstage zu Worms 1564, als bereits der erſte fran⸗ 
zöſiſche Religionskrieg die Vergeblichkeit reichsgeſetzlicher Beſtimmungen 
erwieſen hatte, erreichten dann die Werbegeſetze die Form, die ſie 
während der folgenden Jahrzehnte im weſentlichen hatten. Es wurde 
in Fortſetzung des Gedankens von 1559, die Kreisorgane in die 
Werbeordnung hineinzuziehen, folgendes beſchloſſen: „die Werbungen 
ſollten von jetzt an außer vom Landesherrn auch von Vorwiſſen, Be⸗ 
willigung und Erlaubnis der Kreis Oberſten abhängig gemacht werden“). 
Nur wenn der Werber bei dieſem glaubwürdig Anzeig ſeiner Be— 
ſtallung fürbringen konnte“ und „gnugſame Kautionenverſicherung 
durch Burgſchaft“ leiſtete, ſein Kriegsvolk nicht gegen Kaiſer und Reich 
gebrauchen zu wollen, ſollte der Zug geſtattet werden. Dieſelben Be⸗ 


— ——— — 


1) Teutſche Reichsabſchiede, Bd. III, Abſchied von 1559 8 41. 
2) F. C. Moſers Sammlung ſämtlicher Crays⸗Abſchiede 1747, I. Teil, 
S. 173. 

9) Das war eine ganz beſonderr Erſchwerung für auswärtige Hilfsheere, 
denn wenn die Truppen ſich erſt in Feindesland ſammelten, ſo mußte ein feind⸗ 
licher Überfall den ganzen Zug in Frage ſtellen, da ja die noch nicht angemuſterten 
Truppen zum Widerſtande unfähig waren. Dieſer Fall trat z. B. im Jahre 
1587 ein. Siehe Dohna, a. a. O. Anhang Nr. 1. 

4) Ritter, a. a. O. Bd. I, S. 481, und Reichsabſchiede 1564 § 26, für 
das folgende § 30. 
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dingungen wurden für den Durchzug feſtgeſetzt. Schließlich wurde 
noch ein für allemal beſtimmt, daß der An- und Abzug nur rotten-, 
nicht haufenweiſe vor ſich gehe. Da die Rotte die kleinere militäriſche 
Einheit war, ſo wurde auf dieſe Weiſe die Gefahr, die jeder größere 
bewaffnete Haufe dem Land, welches er durchzog, brachte, gemin⸗ 
dert. Der fränkiſche Kreisabſchied e die Beſtimmungen dieſes 
Abſchiedes ). 

Ihr Inhalt nahm dem Kaiſer jede Handhabe, gegen Werbungen, 
die ihm nicht paßten, auf geſetzlichem Wege einzuſchreiten?). Aber der 
Gegenſatz, der ſich 1555 innerhalb der Verordnungen gefunden hatte, 
und der nun hier 1564 daraus beſeitigt wurde, war ſeiner Natur 
nach nicht dazu angetan, ſich durch Reichsabſchiede beſeitigen zu laſſen. 
Die deutſche Libertät war in dieſer Beziehung eine Machtfrage, und 
der Abſchied von 1564 mußte daher zur Folge haben, daß im ganzen 
weiteren Verlauf, den die Geſchichte der Werbefreiheit auf den Reichs⸗ 
verſammlungen nahm, der Kaiſer ſeinen Einfluß auf die Werbungen. 
zurückzugewinnen ſuchte und die Reichsſtände ihr Recht eigener Ent⸗ 
ſcheidung über die Zuläſſigkeit der Werbungen zu m ſich 8 
mühten 8). 


3. a einfeitige Stellung des Kaiſers gegenüber der 
Werbefrage. 


Alle Aab Dienſte wirkten auf die auswärtige Politik ein, 
mochten ſie nun eine Betätigung ſelbſtändiger üußerer Politik ſein oder 
nicht). Um daher vollen Einblick in das Weſen dieſer Reichstags⸗ 
kämpfe zu bekommen, müſſen wir den jeweiligen politiſchen Stand⸗ 
punkt der einzelnen Reichsſtände zu ihrem Verhalten in dieſer Frage 
in Beziehung ſetzen. Deshalb ſoll, bevor wir auf die Debatten ein⸗ 
gehen, die damalige politiſche Gliederung des Reiches geſchildert werden. 
Zuvor aber einiges über die kaiſerliche Politik: Zwar kann bei Maris 
milian II., der ja in ſeiner Jugend ſtark zu den Proteſtanten hin⸗ 


* 


1) Moſer, Crays⸗Abſchiede, 1. Teil, S. 331. 

2) Z. B. 1588 trat der Fall ein, daß Joh. Caſ. für die Hugenotten warb, 
deswegen aber, weil er ſelbſt Kreisobriſter war, vom Kaiſer nicht belangt werden 
konnte. Joh. Caſ. III, Nr. 139. 

3) Nur die Behandlung dieſer prinzipiellen Frage, nicht die Verhandlungen 
über tatſächliche Hilfeleiſtungen in den einzelnen Jahren ſoll im folgenden be⸗ 
trachtet werden. 

4) Ritter, a. a. O. Bd. I, S. 429. 
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neigte und bis 1571 auch frei von Verbindlichkeiten gegen Philipp II. 
war!), von einer abſolut ſpaniſchen oder abſolut katholiſchen Geſinnung 
nicht die Rede ſein. Und dasſelbe weiſt Bezold ja auch für den viel 
ſtrengeren Katholiken Rudolph II. nach). Betrachtet man aber, wie 
ſich die beiden Kaiſer gegenüber den ausländiſchen Werbungen ver⸗ 
hielten, ſo läßt ſich weder ihrer Territorialpolitik, noch ihren all⸗ 
gemeinen Reichserlaſſen in dieſer Hinſicht ein durchaus ſpaniſch⸗katho⸗ 
liſcher Charakter abſprechen So verſuchte 1567 und 1568 zur Zeit 
des erſten Zuges Johann Caſimirs nach Frankreich Maximilian die 
ſchleſiſchen Adeligen von den Hugenotten „abzuziehen“; ſeine Obriſten 
und Hauptleute in Schleſien ſollten die, die ſich in fremde Dienſte be⸗ 
geben hatten, namhaft machen ). 1587 rief Rudolph 2000 Söldner 
zurück, die ſich in Schleſien, Mähren und der Lauſitz für Navarra 
hatten anwerben laſſen). Im Juli 1591 wurden die Verbote gegen 
ausländiſche Dienſte, beſonders franzöſiſche, erneuert, gleichzeitig aber 
die Erlaubnis zur Annahme ſpaniſcher Dienſte erteilt?). Sehr viel 
ſchwerer noch als die eben genannten Erlaſſe für die kaiſerlichen Erb⸗ 
lande fällt zur Beurteilung der kaiſerlichen Stellungnahme die Ein⸗ 
ſeitigkeit feiner Reichsmandate ins Gewicht. 1566 ermächtigte Maxi⸗ 
milian Philipp, 10 000 Mann deutſcher Fußtruppen und 300 Reiter 
anzuwerben. Ja, er ging ſo weit, Alba eine Ordonnanz des geheimen 
kaiſerlichen Rats auszufertigen, worin Maximilian zu ſeinen Gunſten 
die Geſetze des Reichs ſuspendierte, indem er ihm geſtattete, in den 
den Niederlanden benachbarten Kreiſen zu werben. Als Alba die 
Buſchgeuſen in dem Blutbade von Dahlem vernichtet hatte, wurde eine 
Kreisverſammlung zu Köln berufen, wo ein Geſetz gegen alle Unter⸗ 
nehmungen von nichtautoriſierten Leuten oder ſolchen mit falſchen Voll⸗ 
machten erlaſſen wurde. Wie parteiiſch und nicht im mindeſten auf 
das Reichswohl bedacht des Kaiſers Politik war, geht deutlich aus der 
Tatſache hervor, daß Alba, der ſich vor der Verſammlung verant⸗ 
worten ſollte, ſich hier wohl hütete, zu ſeiner Rechtfertigung von ſeiner 
geheimen Ordonnanz Gebrauch zu machen“). 1567 hatte Maximilian 
ein gedrucktes Ausſchreiben an die Reichsfürſten zur Geſtattung der 


1) Zeitſchrift des Bergiſchen Geſchichts⸗Vereins, Bd. 7, S. 98. 
| 2) Fr. v. Bezold, Rudolph II. und die heilige Liga. Abhandlungen 
der bayriſchen Akademie der Wiſſenſchaften, Bd. 17, 1886. 
3) Breslauer Staatsarchiv Rep. 13 I, 6b und III, 6 d, 31. Sen: 1568. 
4) Joh. Caſ. III, Nr. 55, Anm. 3. 
5) Bresl. Staatsarchiv Rep. 13 III, 6f. 


294 Leia Eppenſtein 12 


Werbungen für Spanien und gegen die Niederlande erlaſſen 1). Un⸗ 
mittelbar danach unterſagte er Oranien alle Werbungen und zwar 
unter Berufung auf den Landfrieden von Worms 2). Was wollte die 
Ermahnung an Philipp, die niederländiſchen Untertanen zu ſchonen, 
dagegen ſagen?)? 1572 wurden Philipp von neuem Werbungen ver⸗ 
ſtattet“), und dieſe Tatſache konnte nicht durch die einſchränkenden Be- 
dingungen, die die Werbungen an die Reichskonſtitutionen banden, 
aufgewogen werden. Eine in dieſer Weiſe bedingte Erlaubnis, aber 
eben doch eine ſolche, erteilte Rudolph II. 1583 an Ferdinand von 
Bayern für den Dienſt Philipps ). Zwar 1585, als allenthalben in 
Deutſchland die Vorbereitungen zu dem 1587 erfolgten Zuge Dohnas 
begannen, ſuchte ſich Rudolph das Anſehen eines neutralen Reichs⸗ 
oberhauptes zu geben 6). Er teilte Sachſen und Brandenburg mit, 
daß er ſeine Antwort auf Heinrichs III. Anſuchen um Werbungs⸗ 
erlaubnis, um nicht parteiiſch zu erſcheinen, bis zum Eintreffen ihrer 
Gutachten verſchoben habe ). Auch 1587 hatte das Geſuch bayriſcher 
Agenten um Erlaubnis zur Werbung von 4000 Reitern nicht ſofort 
Erfolg?). Aber die im ſelben Jahre ausgegangenen kaiſerlichen Werbe⸗ 
patente), Rudolphs Verdruß über die neutralen Werbeverbote Branden⸗ 
burgs und Sachſens 10) laſſen keinen Zweifel über feine Abſichten. 
Schwer litten zu dieſer Zeit die weſtdeutſchen Territorien unter der 
ſpaniſchen Soldateska 11), aber es war vergeblich, daß die deutſchen 
Fürſten darauf hinwieſen !?); vergebens ſprachen fie ihre Verwunde⸗ 
rung darüber aus, daß der Kaiſer um der Türken willen einen Reichs⸗ 
tag ausſchrieb und zugleich dem König von Spanien zuliebe ſein Reich 


1) Koch, Quellen zur Geſchichte Maximilians II., Teil I, S. 282, und 
B. St. Rep. 39 fasc. 60. 

2) Zeitſchr. d. Berg. Geſchichts⸗ Vereins, Bd. 7, S. 102. 

8) Ebenda. 

4) Koch, a. a. O. Bd. I, S. 289, 1. Juni 1572, und Meynert (Ge⸗ 
ſchichte des Kriegsweſens und der beeresverfaſſungen in Europa Bd. II, S. 169. 

5) Meynert, a. a. O. 

6) Joh. Caſ. II, Nr. 355. Kaiſer an Sachſen urd Brandenburg 10. Sept. 
1585. N ö 

7) Joh. Caſ. II, Nr. 386, 7. Dez. 1585. 

8) Joh. Caſ. III, Nr. 74, 15. Aug. 1587. 

9) B. St. Rep. 39, f. 60, und Joh. Caſ. III, Nr. 55, 4. Juli 1587. 

10) Joh. Caſ. III, Nr. 55. 

11) Siehe u. a. die furchtbare Schilderung bei Graf von Mirbach, 
Kriegsſchäden, welche das Herzogtum Jülich 1568—1569 erlitten hat. Zeitſchrift 
des Aachener Geſchichtsvereins, Bd. III, S. 279 ff. 

12) Z. B. Joh. Caſ. III, Nr. 618. 
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von Truppen entblößte 1), der Oberſt Eggenberg beklagte ſich, daß er 
durch den kaiſerlichen. Befehl zur Werbung für Spanien gezwungen 
worden ſei ?): Die Begründung, mit der Franz von Lauenburg 1598 
die Werbeerlaubnis erteilt wurde, lautete dahin, daß eben Spanien 
zur Stillung der niederländiſchen Unruhen der Leute bedürfe !). 


4. Kurze Schilderung der Parteien auf den Reichs⸗ 
tagen. 


Wir gingen bei der Betrachtung der kaiſerlichen Politik davon 
aus, wie ſich die beiden Herrſcher zu der konfeſſionellen Spaltung, die 
ſeit der Reformation allenthalben herrſchte, ſtellten. Um die Politik 
der Reichs ſtände darzuſtellen, müſſen wir in derſelben Weiſe ver- 
fahren “), denn beherrſchend für die geſamte politiſche Lage war eben 
damals der Gegenſatz zwiſchen Katholiken und Proteſtanten. Unter 
den katholiſchen Reichsſtänden ſind vor allen Bayern und die drei 
geiſtlichen Kurfürſten zu nennen. Sie hatten gleich dem Kaiſer ein 
Intereſſe daran, die katholiſche Königspartei in Frankreich gegen die 
Hugenotten, ſpäter gegen Heinrich von Navarra und Spanien gegen 
die Niederlande zu unterſtützen. Die bedeutendſten proteſtantiſchen 
Reichsſtände waren Pfalz und Heſſen, Sachſen und Brandenburg. Sie 
ſchieden ſich in die radikale Partei der zwei erſtgenannten und in die 
gemäßigte, zur Neutralität neigende der letzteren. Es hätte allen dieſen 
zur Behauptung der eigenen, ja erſt kürzlich ſchwer errungenen Religions⸗ 
freiheit gleichmäßig daran liegen müſſen, . und Niederländer 
zu unterſtützen. 

Tatſächlich aber lagen die Verhältniſſe ſo, daß nur die Pfalz, 
dieſe allerdings faſt die ganze Zeit hindurch, in offenem Widerſpruch 
zu der kaiſerlichen Politik ſtand ). Mit voller politiſcher Berechnung 
förderte fie den Zuzug ihrer Untertanen und den Durchzug der pros 
teſtantiſchen Völker durch ihr Land. Zuerſt tat ſie es heimlich; vom 
! 8 an ging ſie offen ans Werk, wenn auch Friedrich III. 


N Bresl. Staatsarchiv, Rep. 10, f. 42, 21. Nov. 1593, Georg Friedrich 
an Johann Georg. 

2) Joh. Caſ. III., Nr. 628, 21. Sept. 1591. 

3) Bresl. Arch. Rep. 10, f. 42. 

4) Folgende kurze überſicht nach Ritter; natürlich unterlag die Politik 
der einzelnen Fürſten innerhalb der hier in Betracht kommenden Jahrzehnte, 
von 1562— 1594, insbeſondere die Sachſens, mannigfachen Schwankungen, die 
aber hier nicht näher in 59 gezogen werden ſollen. 

5) Ritter, a. a. O. I, S. 445. 
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bis zu feinem Tode feine Beteiligung an dem Zuge Johann Caſimirs 
dem Kaiſer gegenüber ableugnete !). Der Verkehr der ausländiſchen 
Agenten am pfälziſchen Hofe riß die ganze Zeit hindurch nicht ab. Die 
Gründe hierfür liegen offen zutage. Waren die Pfälzer doch diejenigen, 
„ſo dem prennenden feuer am negſten ſitzen und die erſten ſein ſo da 
künftig herhalten mußten“, während gleichzeitig der fanatiſche Glaubens⸗ 
eifer des calviniſtiſchen Oberhauptes das Land zu ſehr iſoliert hatte, 
als daß es im Ernſtfalle auf tätige Reichshilfe hoffen konnte), fo war 
für die Pfälzer die Werbefreiheit eine Lebensfrage. 

Nicht ſo für Sachſen und Brandenburg. Dieſe waren infolge 
ihrer geographiſchen Lage weit vom Schuß. Zwar bat Johann Georg 
von Brandenburg 1559 Johann Wilhelm von Sadfen, der auf katho⸗ 
liſcher Seite kämpfte, die Religionsverwandten möglichſt zu ſchonen ). 
Die gleiche Geneigtheit für die bedrängten Glaubensbrüder verrät es, 
wenn er dem oranifden Geſandten 1581 verſicherte, daß er ſamt 
Sachſen nichts gegen feinen Herrn unternehmen wollte“). Auch haben 


ſich ſowohl Sachſen als Brandenburg an den Geſandtſchaften, die 


Pfalz im Laufe der Zeit an den König von Frankreich ſchickte ?) und 
an denjenigen, die an den Kaiſer gerichtet waren ®), beteiligt. Auch an 
ihren Höfen kamen und gingen die Schomberg, Pallvicini, Bongars. 
In dem kritiſchen Jahr 1587 verboten ſowohl Sachſen als Branden⸗ 
burg ihren Untertanen nicht nur den franzöſiſchen, ſondern zum Ver⸗ 
druß des Kaiſers auch den ſpaniſchen Solddienſt'). Aber den pfälzi⸗ 
ſchen Bemühungen, ſie zu einer aggreſſiven Politik zu bewegen, haben 
beide die längſte Zeit hindurch beharrlich Widerſtand geleiſtet. Bitter⸗ 
lich beklagte ſich Johann Caſimir 1587, daß die Pfalz und die zwei 
anderen proteſtantiſchen Territorien wie zwei Brüder ſeien, die im 


1) Die Pfalz war an ſämtlichen Zügen beteiligt. Joh. Caſ. führte das 
Heer 1567/8, 1575, 1578, und 1587 war Dohna nur Joh. Caſ. Stellvertreter. 

2) So weigerte ſich z. B. Johann Georg auf dem Tage von Erfurt, ſich 
mit Calviniſten oder Zwinglianern zu verbünden; 1570 überlegte man, ob der 

Pfalz, falls ſie von einer auswärtigen Macht angegriffen würde, die verfaſſungs⸗ 

mäßige Reichshilfe zu leiſten ſei. Siehe Ritter, a. a. O. I, S. 434. 

3) B. St. Rep. 39, f. 35. | 

4) Pauli, Allgemeine preußiſche Staatsgeſchichte. Halle 1763, II, S. 245. 

5) So 1570 an Karl IX., ſiehe Kluckhohn, a. a. O., II, S. 408, und 
1586 an Heinrich III.; ſiehe Droyſen, Geſchichte der Preußiſchen Politik, 
II, 2, S. 494. 

6) So 1568, ſiehe Joh. Caſ. I, Einleitung S. 38 und 1586, ſ. Droyſen, 
a. a. O. 

7) Joh. Caſ. III, Nr. 55, 4. Juli 1587. 
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Waſſer wären, und weil der älteſte nicht vorſchwimmt, „der andere 
auch williglich verſaufen wollte“. Nur zu einem öffentlichen Hilfszuge, 
der letzten von allen dieſen Unte rnehmungen, 1591, unter Chriſtian 
von Anhalt !), haben fie ſich hinreißen laſſen. Bis dahin vermieden 
es beide ſorgfältig, in offenem Gegenſatze zu den Wünſchen des Kaiſers 
zu handeln. Der Schluß der Unterhandlungen mit dem franzöſiſchen 
Geſandten blieb im großen und ganzen immer der, daß man ihnen ja 
alles Gute wünſche, im übrigen aber die Werbungen wegen „gefähr⸗ 
licher Leuffte“ nicht zulaſſen könne ). | 
Sachſen erkannte zwar feit dem Ausbruch der niederländischen Un- 

ruhen die Gefahr, die die Religionskriege in Prag und in den Nieder⸗ 
landen auch für den deutſchen Proteſtantismus in ſich bargen. Es 
ſchloß ſich ſogar ein paar Jahre hindurch enger an die Pfalz an; die 
Vermählung Eliſabeths, der Tochter Auguſts, mit dem Pfalzgrafenfohn 
Johann Caſimir iſt ein deutlicher Ausdruck / dafür. Aber ſelbſt damals 
waren die Werbeverbote in ſeinem Lande gleichmäßig gegen beide 
werbenden Parteien gerichtet?). Dem entſpricht es nur, wenn die 
ſächſiſchen Mandate von 1581 und von 1586, nachdem 1576 der Bruch 
mit der Pfalz und Oranien erfolgt war, in gleicher Weiſe neutraler 
Natur waren. 1585 lehnte Sachſen ſogar die Hinderung des Zuzugs 
zur Liga ab“). Als Auguſt 1586 ſtarb und Chriſtian ans Ruder 
kam, trat zwar ſofort ein Umſchwung in der inneren Politik ein ). 
Eben jetzt zeigte ſich, wie ſehr ſich die ſächſiſche Politik nach außen 
hin feſtgelegt hatte. Mit dem Regiment des calviniſtenfreundlichen 
Kanzlers Krell begann damals wieder eine Annäherung an die Pfalz, 
aber die ihr entſprechende Loslöſung vom Kaiſer kam erſt beim Zuge 
Chriſtians von Anhalt 1591 zum Ausdrucks). 

Die brandenburgiſche Politik bewegte ſich in enger Anlehnung an 
die ſächſiſche “). Brandenburg beteiligte ſich an den Abmahnungen, die 
1569 an Johann Wolfgang, 1574 an Johann Caſimir ausgingen. 


1) Der Kriegszug des Fürſten Chriſtian von Anhalt nach Frankreich im 
Jahre 1591. Magdeburger Programm, Beilage 1910, von Erich Haring. 

2) Z. B. Antwort Johann Georgs auf Navarras Geſuch von 1587, 26. Juli, 
B. St. Rep. 39, f. 44. 

3) Kluckhohn, II, S. 17. Mandat von 1568. 

4) Joh. Caſ. a. a. O. II, Nr. 335, 1. Juli 1585. 

5) S. Ritter, a. a. O. II, S. 44 ff. 

6) Joh. Caſ. III, Nr. 55, 4. Juli 1587; Sachſen (und Brandenburg) ver⸗ 
bieten, in franzöſiſche oder ſpaniſche Solddienſte zu treten. 

7) Haſſel, Studium zur Geſchichte des Kurfürſten Jahann Georg, in: 

Zeitſchrift für preußiſche Geſchichte und Landeskunde, Bd. V, S. 101. 
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Johann Georg und Auguſt wiederholten ihre Mißbilligung über deſſen 
Zug auf dem Kurfürſtentage zu Regensburg !) 1575. Von 1562—1 590 
erließen die brandenburgiſchen Kurfürſten Mandate gegen die Annahme 
auswärtiger Dienfte?). Nicht ſelten ging Brandenburg in feiner Nach⸗ 
ſichtigkeit gegen den Kaiſer noch weiter als Sachſen. So zeigte ſich 
der Kurfürſt z. B. 1566 der Bitte Margaretes von Parma, 1575 dem 
Anſuchen Heinrichs III. für den Fall, daß der Kaiſer ihm die Päſſe 
gewähre, geneigt?). Wie weit man von einer politiſchen Indifferenz 
Brandenburgs gegenüber den auswärtigen Kriegen dieſer Zeit ſprechen 
kann, und wie weit Haſſel berechtigt iſt, das zu beſtreiten “), ſoll 
bei der beſonderen Behandlung der Werbungen in Brandenburg noch 
einmal berührt werden 8). Hier ſoll nur ſoviel feſtgeſtellt werden, daß 
es jedenfalls auch Brandenburg, trotz unſtreitiger Tendenz zu einer 
proteſtantiſch gefärbten Politik, nach außen hin vermied, dem Kaiſer 
entgegenzutreten, und, gleich Sachſen, weit mehr als der Kaiſer, den 
Schein der Neutralität wahrte. 

Von den katholiſchen Reichs ſtänden ſollte man annehmen, daß ſie 
dem kaiſerlichen Anſpruch, die Werbungen allein von ihm abhängig zu 
machen, ohne weiteres zuſtimmten. War es doch ſonſt die Maxime 
der beiden feindlichen Parteien, mit jeder Art der Stellungnahme, um 
welche Frage es ſich auch handeln mochte, zugleich dem Gegner einen 
Schlag zu verſetzen. Das zeigt z. B. Ritter in überzeugender Weiſe, 
indem er die jeweiligen Inſtruktionen von Katholiken und Proteſtanten 
für die Deputationstage von 1586 und 1590 einander gegenüber⸗ 
ftelt 5). Auch hätte es ſich ja mit der äußeren Politik der Katholiken 
ſehr gut vertragen, dem Wunſche des Kaiſers entgegenzukommen. Denn 
ſie konnten ſich wohl ſagen, daß dadurch die ſpaniſchen Werbungen in 
ihren Gebieten nicht behindert werden würden '). Als fie 1586 und 
1594 bei den Verhandlungen Rudolphs Partei ergriffen, haben ſie 


1) Haſſel, a. a. O. S. 96. 

2) S. unten meine „Darlegung der Werbevorgänge in der Kurmark 
Brandenburg“. 

3) über 1566 ſ. Rachfahl, Trennung der Niederlande vom Deutſchen 
Keich, Weſtdeutſche Zeitſchrift Bd. 19, S. 108 ff., über 1575: B. St. Rep. 39, f. 36. 

4) S. Droyſen, a. a. O. II, 2 in dem ganzen Abſchnitt über Johann 
Georgs Politik, und Haſſel, a. a. O. 

5) Immerhin kann eine endgültige Entſcheidung darüber erſt nach Ver⸗ 
wertung des geſamten einſchlägigen Berliner Aktenmaterials gefällt werden. 

6) Ritter, a. a. O. II, S. 51/52. 

7) S. Bez. Bdsr., S. 33. 
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jedenfalls dieſe Überlegung gemacht. So äußert z. B. auch 1569 
Bayern an Alba, daß ſein Land für ihn geöffnet bleiben würde, auch 
wenn die kaiſerliche Forderung durchginge ). Wenn wir dennoch auch 
die Katholiken in den meiſten Fällen in dieſer Frage den kaiſerlichen 
Vorſchlägen opponieren ſehen, ſo geſchah es wohl zum guten Teil um 
des Prinzips willen. Man wollte die gewohnheitsrechtlich erlangte 
Libertät nicht wieder hergeben, auch wenn fié im Augenblick nicht von 
beſonderem Nutzen war. Wie die Stände gegenüber den Fürſten, ſo 
wachten die Fürſten gegenüber dem Kaiſer ängſtlich über der Summe 
ihrer Berechtigungen ?). Faſt könnte man etwas von deutſchem Doktri⸗ 


narismus zu erkennen glauben, z. B. wenn man bedenkt, wie ſich das 


gänzlich ſöldnerarme Bayern?) in dieſer Sache ereiferte. 

Die verſchiedenen Reichsſtände wichen alſo in ihrer Politik weit 
voneinander ab, die Intereſſen des Kaiſers und der Katholiken fielen 
unftreitig. zuſammen. Faßt man aber geſondert ins Auge, wie ſich die 
Glieder des Reiches zur prinzipiellen Frage der Werbefreiheit verhielten, 
ſo laſſen ſie ſich nicht in die eben geſchilderte politiſche Gliederung des 
Reiches einordnen. Hier ſtanden Katholiken und Proteſtanten, Ge⸗ 
mäßigte und Radikale zuſammen gegen den Kaiſer. Alle waren nur 
von der einen Furcht beſeelt, es könnte ihnen ein Stück von ihrer 
Libertät genommen werden. Die Pfalz brauchte ſie unbedingt, Sachſen, 
Brandenburg und mit ihnen eine Reihe kleinerer Territorien, ſcheinbar 
nicht auf ſie angewieſen, konnten ihrer in Wahrheit aus innerpolitiſchen 
Gründen?) auch nicht entraten. Auch berechtigte fie die kaiſerliche 
Territorialpolitik, gegen die kaiſerliche Neutralität mißtrauiſch zu ſein. 
Dieſe aber war ja grade die Bedingung, unter der allein des Kaiſers 
Vorſchlag, die Werbung von ihm abhängig zu machen, annehmbar war. 


5. Weitere Regelung des auswärtigen Dienſtes von 
1568 — 1594, im beſonderen die Geſchichte der kaiſer— 
lichen Forderung. 


Der erſte Vorſtoß, den der Kaiſer nach den Bedingungen von 
1564, die einen Ausgleich anſtrebten, zur Wiedererlangung ſeines Ein⸗ 


1) Ritter, a. a. O. I, S. 434/35. 
2) Darüber, daß die freundliche Geſinnung Maximilians gegen die Pro⸗ 
teſtanten oder die doch wenigſtens nicht radikal ſpaniſch⸗katholiſche Stellung⸗ 
nahme Rudolphs ein Motiv für die katholiſchen Stände geworden ſei, ſich in 
„der Werbefrage ihm entgegenzuſtellen, habe ich nirgends etwas gefunden. 
3) S. unten: „Werbegegenden“. 

4) S. unten: Gründe zur Erlaubnis von ſeiten des Landesherrn. 
Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXXII. 2. 20 


— 
æ# 
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fluſſes machte, erfolgte auf der Ständeverſammlung des oberſächſiſchen 
Kreiſes zu Jüterbogk im November 1567. Aber er blieb erfolglos, 
obwohl man unter dem Eindruck der Grumbachſchen Händel ſtand und 
das Gefühl allgemeiner Unſicherheit dadurch geſteigert werden mußte !). 
Inzwiſchen wurde der erſte große Zug Johann Caſimirs ins Werk 
geſetzt, während der katholiſchen Partei in Frankreich der proteſtantiſche 
Johann Wilhelm von Sachſen mit deutſchen Söldnern zu Hilfe kam. 
Die Züge, die den auf der Route liegenden Gebieten ſchweren Schaden 
brachten ?), veranlaßten im März 1568 den Kurfürſtentag zu Fulda. 
Mainz hatte den Tag ausgeſchrieben, damit die Kurfürſten darüber 
berieten, wie die franzöſiſchen Unruhen zu ſtillen und das Reich vor 
Schaden durch die an- und abziehenden Söldner zu ſchützen ſei. Wieder 
ließ ſich der Kaiſer die günſtige Gelegenheit nicht entgehen, der Werbe⸗ 
freiheit einen Schlag zu verſetzen. Er inſtruierte ſeinen Geſandten 
Ilſung, die Unterſtützung der Proteſtanten für immer unmöglich zu 
machen und Johann Caſimir ſamt Trier wegen ihrer Werbungen gegen 
und für Heinrich III. zur Verantwortung zu ziehen. Köln und Trier 
ſtellten ſich zuerſt auf Seiten Maximilians, mit deſſen politiſchen Ab⸗ 
ſichten fie ſich ja eins wußten“). Doch unterſtützten fie damit nur 
eine Forderung, keineswegs einen geſetzlich begründeten Anſpruch; denn 
ſie beriefen ſich auf den Wormſer Abſchied von 1564 und, wie wir 
oben ſahen, hatten deſſen Beſtimmungen an der Ablehnung, die die 
kaiſerlichen Wünſche im Paſſauer Vertrage erfahren hatten, nichts ge⸗ 
ändert). Den Pfälzern dagegen bot gerade der Paſſauer Vertrag die 
nötige Handhabe, um die Forderung des Kaiſers abzuwehren ). Die 
Weigerung Brandenburgs, und vor allem Sachſens, das bereits Man⸗ 
date ſowohl gegen proteſtantiſche als gegen katholiſche Werbungen in 
ſeinem Lande erlaſſen hatte, mußten beſonders wirkſam ſein, eben weil 
dieſe Territorien der Vorwurf der Parteilichkeit nicht treffen konnte). 
Der Umſtand, daß für diesmal bereits deutſche Truppen im Auslande 
ſtanden — auch Köln und Trier hatten bei dem Abzug der königlichen 
Hilfstruppen ja formell gegen die kaiſerlichen Abſichten gehandelt — 


1) S. Guba, a. a. O. 

2) Vor allem der Durchzug Joh. cal, Î. dem Senogtum ien 
S. Ritter I, S. 430. 

3) Häberlin, a. a. O. Bd. 4, S. 459. 

4) S. oben Schilderung der kaiſerlichen Politik, S. 292. 

5) S. oben S. 290 f. w 

6) S. oben S. 295f. : 

7) Kluckhohn, a. a. O. II, S. 177, Jan. 68. 
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bewogen auch die zwei zuerſt genannten Reichsſtände, ſich der Oppoſi⸗ 
tion der übrigen anzuſchließen. So wurde zwar beſchloſſen, daß die 
ungenügend geleiſteten Kautionen nachträglich eingefordert werden ſollten, 
im übrigen aber befunden, daß man ja nur über den Abzug der Truppen, 
nicht über die Werbungen habe beraten wollen, und daß dieſe Materie 
vor einen Reichstag gehöre 1). Zwar hatte es zunächſt den Anſchein, 
als wolle Maximilian die Dinge nicht dahin treiben. Im September 
des Jahres 1568 hatten die Kurfürſten von Sachſen und Branden⸗ 
burg noch in einem Nebenvertrag den Kaiſer aufs dringendſte auf⸗ 
gefordert, die deutſchen Intereſſen zu wahren ?). Im Oktober desſelben 
Jahres gäb er den Geſandten Karls IX., die ihn um die Werbe⸗ 
erlaubnis für den König und um das Verbot hugenottiſcher Werbungen 
baten, eine Antwort, die, zuſammengehalten mit der Entwicklung der 
Werbefrage auf dem Reichstage, ſehr merkwürdiger Natur iſt. Er 
ſagte, einmal wäre er in dieſer Sache ziemlich machtlos; ferner wolle 
er auch nicht in den Verdacht kommen, gegen die Freiheit Deutſchlands 
zu handeln, da ihm das mehr ſchaden als nützen könne“). Die Art, 
in der er ſeine Abſage begründete, dieſe Erwähnung der Nachteile, die 
es für ihn hätte, wenn er Karls IX. Bitte gewährte, führt zu der 
Vermutung, daß Maximilian ſeine Anſprüche aufgegeben habe. 

Jedoch die Zuſtände wurden immer unhaltbarer, Verbeſſerungen 
der beſtehenden Geſetze immer erforderlicher. Jeder Eingriff aber in 
die beſtehende Landfriedensordnung brachte dem Kaiſer neue Chancen, 
einmal doch ſein Vorhaben durchzuſetzen. Ende 1568 war Schönberg 
mit den Werbetruppen Markgraf Philiberts von Baden in franzöfiſch 
königliche Dienſte gegangen. Johann Wolfgang von Zweibrücken zog 
Condé mit einem anſehnlichen Haufen zu“), unter dem die Gebiete 
von Worms und Speyer ſchwer zu leiden hatten 5). Der Abſchied des 
allgemeinen fränkiſchen Kreiskonvents von 1569 zeigt, was allein noch 
helfen konnte. Es wäre das einzig Sichere, „die Ding mit den Reichs! 
ſtänden ins gemein abzuhandeln und abzuſchaffen“ ). Statt deſſen 
wurde im April 1569 wieder ein Deputationstag zu Worms ein⸗ 
berufen“), deſſen unmittelbarer Zweck zwar war, die Kreishilfe wirk⸗ 


1) Die ganze Schilderung nach Guba, a. a. O. 
2) Joh. Caſ. I, Einleitung, S. 38. 
3) Häberlin, a. a. O. Bd. 4, S. 476. 
4) Häberlin, a. a. O. Bd. 80, S. 1 ff. 
5) Ritter, a. a. O. I, S. 430. 
6) Moſer, a. a. O. Kreisabſchiede II, ©. 65. 
7) Häberlin, a. a. O. Bd. 8, S. 90. 
20 * 
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ſamer zu geſtalten, auf dem aber auch wieder die kaiſerliche Forderung 
auftauchte, die geſamte Erlaubnis auswärtiger Dienſte in ſeine Hand 
zu legen !). Die brandenburgiſche Inſtruktion war vor allem darauf 
bedacht, die Schäden, die durch das abziehende Kriegsvolk entſtanden, 
weniger verderblich zu geſtalten: damit das ſchon ſo oft geforderte 
rottenweiſe Abziehen des Kriegsvolkes auch wirklich rotten- und nicht 
haufenweiſe geſchähe, ſollten kriegserfahrene Perſonen von Hagenau 
aus den Abzug leiten 2). Jedoch auf die in der Propoſition ja vor⸗ 
geſehene brennende Frage der Werbefreiheit ſcheint nicht eingegangen 
worden zu ſein ?). Auf dem Deputationstag in Frankfurt im Mai 
wurde wieder, wie ſchon in Fulde, der naive Beſchluß gefaßt, den 
König von Frankreich darum anzugehen, daß er auch auf die Art, in 
der die Söldner ihren Rückzug nach Deutſchland vornehmen ſollen, hin⸗ 
wirke ). Das wichtigſte Ergebnis aller Beſprechungen dieſes Jahres 
war jedenfalls der Beſchluß, unſere Angelegenheit im Jahre 1570 auf 
einem Reichstag zu verhandeln). Er nimmt in der Geſchichte des 
Werbeverbots eine ganz beſondere Stelle ein. 

Es war das der einzige Reichstag, der recht eigentlich zur Löſung 
der ganzen Werbeangelegenheit anberaumt worden war. Was weder 
vorher noch nachher je geſchah, die Frage des auswärtigen Dienſtes 
bildete hier den erſten Punkt der kaiſerlichen Propoſition. Der Ab⸗ 
ſchied von 1570 bedeutete für die Werbefrage im kleinen, was der 
Augsburger Religionsfriede für die ganze deutſche Geſchichte in der 
zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts, was der Weſtfäliſche Friedens⸗ 
ſchluß für die geſamte Geſchichte des 17. Jahrhunderts beſagte. Wieder 
und wieder nahm man auf die dort gefaßten Beſchlüſſe Bezug, man 
wollte kein Haarbreit von ihnen abweichen und ſah die Gewährleiſtung 
guter Zuſtände in ihnen). Das Anſehen, das die Speyerer Be- 
ſchlüſſe in den folgenden Jahrzehnten genoſſen, beruhte zum Teil darauf, 
daß man damals die alten Beſtallungen für Reiter und Fußknechte 
durchſah, neu ordnete und in der neuen Faſſung zum Reichsgeſetz erhob. 
Aber darüber hinaus enthielt der Abſchied wenig Neues. Nicht der 


1) Ritter, a. a. O. I, S. 432. 

2) B. St. Rep. 15, f. 4. 

3) Vgl. Ritter, a. a. O. I, S. 432 B. St. auch nichts zu finden. 

4) B. St. Rep. 10, f. 32. Vgl. hierüber auch Kluckhohn, a. a. O. 
II, S. 325 ff. : 

5) Ritter, a. a. O. I, S. 432. 

6) S. die folgenden Ausführungen, im beſonderen die folgenden Reichs⸗ 
tagsabſchiede. 


— 
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Wortlaut des Abſchieds, ſondern die Beſonderheit der Propoſition und 
die Art der reichsſtändiſchen Oppoſition zeichnen ihn aus. Die Tat⸗ 
ſache, daß dieſer Reichstag, deſſen Propoſition ſo außerordentliche Dinge 
verhieß, ſich in ſeinem Abſchied doch kaum von andern Reichstagen 
unterſchied, das gänzliche Fehlſchlagen der kaiſerlichen Wünſche, Re 
dieſem Abſchied feine Bedeutung. | 

Die Grundlage für die kaiſerlichen Vorſchläge bildete eine Schrift 
von Schwendi !), einem altgedienten Feldhauptmann, und neben Zaſius 
auch Hauptberater des Kaiſers in politiſchen Dingen. In ſeinem 
„Diskurs und Bedenken über Weſen und Stand des heiligen Reiches“ 
beſchäftigte er ſich mit der „übermäßigen freiheit und licenz“ des 
deutſchen Kriegsvolkes. Er führte aus, wie nachteilig ſie für die 
deutſche Kriegszucht ſei, wie durch ſie die Willkür des deutſchen Kriegs⸗ 
volkes immer mehr zunehme, ſo daß die meiſten, wenn es einmal gegen 
die Türken gehe, ungehorſamerweiſe in fremder Beſtallung ſein würden. 
Er ſetzte auseinander, daß der offene Zugang, den das freie Werben 
den Fremden verſchaffe, möglicherweiſe leicht auch Deutſchland ſelbſt 
einen auswärtigen Krieg bringen würde, und jedenfalls bei plötzlicher 
Beendigung der fremden Beſtallung ſich die Haufen, falls ein „an⸗ 
ſehnlich haubt“ dabei iſt, einmal gegen das Reich wenden könnten. 
Schwendi ſuchte alſo eine Anderung zu ſchaffen, weil ihm der be⸗ 
ſtehende Zuſtand die deutſche Reputation und vor allem die äußere 
und innere Sicherheit des Reiches zu gefährden ſchien. 

Den erſteren Übelſtand ſuchte er zu heben, indem er vorſchlug, 
daß alle diejenigen Befehlshaber und Kriegsleute, die ſich im Ausland 
etwas zu Schulden kommen ließen, auch wenn ſie in fremdem Lande 
durch Kriegsherren oder Kriegsregiment nicht beſtraft worden ſeien, 
nach ihrer Rückkehr „einem ordentlichen kriegs⸗ oder ritterrecht von 
grafen herren oder von adel“ unterſtellt würden. Hier ſollten ſie dann 
entweder vom Kaiſer ſelbſt oder vom Kurfürſten von Sachſen als dem 
Reichsobriſtenmarſchalk unter Zuziehung etlicher Kurfürſten oder ihres 
Lehns⸗ oder Landesherrn abgeurteilt werden. Über dieſen Plan iſt 
auf dem Reichstage nicht verhandelt worden. 
| Die Vorſchläge, die fid auf die durch die auswärtigen Dienite 
gefährdete Reichsſicherheit bezogen, waren die beſten, die bei prinzipieller 
. Geftattung der Zuzüge gemacht werden konnten. Neben der ſelbſt⸗ 


1) S. über ihn die Biographie von Eiermann (Lazarus von Schwendi) 
und den Artikel von Kluckhohn in den A. d. B.; der hier beſprochene „Dis 
kurs . ... fteht im Anhang der Biographie. 


304 Liſa Eppenſtein 22 


verſtändlichen Beſtimmung nämlich, daß in allen Beſtallungs⸗ und 
Penſionsſchreiben fremder Potentaten Dienſte wider Kaiſer und Reich 
auszuſchließen und die Durchzugsgeſetze ſamt allen Kautionsſatzungen 
aufs genaueſte zu beobachten ſeien, ſtellte Schwendi folgende Forde⸗ 
rung auf: der auswärtige Dienſt ſollte von jetzt an nur zuläſſig ſein, 
wenn ſowohl der Kaiſer als die Kurfürſten ihre Erlaubnis erteilt 
hätten 1). Alſo nicht der Kaiſer allein ſollte über die Erlaubnis ent- 
ſcheiden, vielmehr ſollten auch die Kurfürſten jetzt ihre Meinungen 
äußern. Der Hinweis auf die Schweizer, deren auswärtiger Dienſt 
den Deutſchen zum Vorbild dienen follte?), zeigt, daß Schwendi durch 
dieſe Maßregel den Werbungen einen unpolitiſchen . zu ver⸗ 
leihen ſuchte. N 

Es zeugt von der Macht, die der Kaiſer ſich damals noch beimaß, 
daß er auf dieſe Vorſchläge nicht einging. In der kaiſerlichen Pro⸗ 
poſition ſtand rund und klar, daß er allein über die Erlaubnis zu 
Werbungen auswärtiger Potentaten die Entſcheidung zu treffen wünſche. 
Damit war die bereits bekannte Konſtellation der früheren Verſamm⸗ 
lungen wieder geſchaffen, nur daß dieſes Mal die Frage, weil ſie hier 
im erſten Punkt und dazu im erſten Punkt einer Reichstagsvorlage 
ſtand, mehr Staub aufwirbelte als bisher. Wieder wie ſchon 1568 
Köln und Trier hatten ſich auch hier die geiſtlichen Stände und Bayern 
zunächſt für den kaiſerlichen Vorſchlag ausgeſprochen 2). Es war aber 
zu erwarten, daß ſie es nur taten, um den Kaiſer nicht vor den Kopf 
zu ſtoßen, denn auch jetzt wieder kam der bayeriſche Geſandte zu dem 
Beſchluß, daß, „da der Antrag der deutſchen Libertät zuwider ſei, auch 
eine Religion mehr als die andere dadurch bevorzugt würde, die Sache 
lieber auf ſich beruhen möge“). Die Pfalz geriet ſofort in Angſt, 
daß man ihr „durch Auflegung und Leiſtung unmenſchlicher Dinge die 
Hände binden wolle“ 5), und fab daher in dem ganzen Plan weiter 
nichts, als einen heimtückiſchen Anſchlag zur Vernichtung des Evange⸗ 
liums“ ). Wie für die radikale Pfalz, war die Angelegenheit ja auch 
für Johann Wilhelm von Sachſen von unmittelbarer praktiſcher Be⸗ 
deutung). Während die anderen Fürſten in ihren Inſtruktionen mehr 


1) Eiermann, a. a. O. 29. 

2) Ebenda S. 135. 

3) Janſſen, Geſchichte des deutſchen Volkes, IV, S. 287. 
4) Ebenda. 

5) Ebenda. 

6) Ritter, a. a. O. I, S. 432. 

7) Siehe oben S. 297. 
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oder weniger prinzipiell zu der Frage Stellung nahmen, lautete daher 
Johann Wilhelms Antwort auffallenderweiſe einfach dahin, daß er bei 
der angenommenen Beſtallung der Krone Frankreichs bleiben wolle ). 
Geradezu verzweifelt klingen die Worte des Georg. Hans von Veldenz: 
„Würde die Libertät des freien Zugs dem Reiche entzogen, ſo wäre 
es ſoviel, als die ganze Subſtanz des Reiches hinweggenommen“ ). 
Dieſe Worte zeigen deutlich, auf was für ein Betätigungsfeld manche 
Fürſten der damaligen Zeit ſich ausſchließlich angewieſen ſahen. Gerade 
jo wie die Pfalz in ihrer extrem antikatholiſchen Politik mußten ſich 
die gemäßigten Proteſtanten in ihrem Streben nach Neutralität durch 
das Anſuchen des Kaiſers bedroht fühlen. Konnten ſeine bisherigen 
Mandate ſchon keinen Zweifel darüber laſſen, daß die Abhängigkeit aller 
Werbungen von ſeiner Erlaubnis zugunſten der Katholiken gehandhabt 
werden würde, ſo hatte gerade ganz vor kurzem noch ein kaiſerlicher Ge⸗ 
ſandter in Berlin darum gebeten, falls in Frankreich kein Friede würde, 
den Hugenotten kein Kriegsvolk mehr zu ſenden. Unter dem Eindruck 
dieſer Geſandtſchaft ließ Johann Georg ſeinen Abgeſandten beſonders 
betonen, daß „billich der zuzug ſowohl einem teil als dem andern ge⸗ 
gönnet werde“. Die Rückſichtnahme auf die Schäden, die dem Lande 
durch das deutſche Kriegsvolk zugefügt würden, ſei nur ein Vorwand. 
Sie ſollten ſehen, daß die wohl hergebrachte Freiheit, ſich in fremder 
Potentaten Kriegsdienſte zu begeben, „nicht benhomen noch eingezogen 
werde“ ). Selbſt Jülich⸗Berg, das doch wahrhaftig unter der über- 
mäßigen Lizenz der Deutſchen zu leiden hatte“), verlangte zwar Erſatz 
für den Schaden, den ihm das Kriegsvolk zugefügt hatte, aber in 
einem Atem damit verwahrte es ſich dagegen, daß die deutſche Libertät, 
den auswärtigen Potentaten zu dienen, nicht „abgeſtrickt“ werde “)., 
Da fie damals für die Jülicher Ritterſchaft kaum eine große Bedeutung 
hatte, ſo ſpielten neben den politiſchen offenbar prinzipielle Motive mit 
in den Kampf hinein. Die Pfalz ſcheint ſchließlich den Ausſchlag da⸗ 


1) Janſſen, a. a. O. 

2) Ebenda; unter „Subſtanz“ iſt wohl Subfiſtenz zu verſtehen; man wird 
dabei an das ironiſche Wort erinnert: „La Germanie est une nation libre, 
habituée à ne subsister que de la solde de l’&tranger (Revue historique, 
42, S. 251). A. Waddington, La France et les Protestants allemands 
sous Charles IX. et Henri III. 

3) B. St. Rep. 10, f. 32. 

4) S. Mirbach, a. a. O. 

5) Die Landtagsakten von Jülich⸗Berg, hersg. von G. v. Below, II, 
S. 153 und 159. 

6) S. Abſchnitt über die Werbegegenden. 


306 Lliͤa Eppenſtein 1024 


für gegeben zu haben, daß beſchloſſen wurde, die verlangte Erlaubnis 
in eine einfache Anzeige deſſen, der werben wollte, umzuwandeln !). 
Es nutzte Maximilian nichts, daß er ſich im Laufe der Verhandlungen 
bereit erklärte, bei größeren Werbungen mit dem Rat der Kurfürſten 
zu entſcheiden?). Es muß bei den Verhandlungen heiß hergegangen 
ſein. Die kaiſerlichen Räte ſtellten den Reichsſtänden vor, wie die 
Nichtbewilligung der Forderung „J. Maj. zu großer Verkle nerung 
und Schimpff wurde gereichen“ ?). Als der Vorſchlag gemacht wurde, 
die Werbungen nur beim Kaiſer zu melden, ſtatt ſie von ſeiner Er⸗ 
laubnis abhängig zu machen, malten die Räte der Verſammlung aus, 
was ja dann auch wirklich eintrat: „und wehre nicht mehr, dann als 
ſchiebe man ſonſten J. K. M. zeittung zu, was dieſer und jener würbe 
und darumb .mwurde unaufhörlich derenthalben angehalten werden“). 
Es ſpiegelt den erregten Ton der Debatten wieder, wenn Johann von 
Cüſtrin an ſeinen Abgeſandten ſchreibt, er wolle zwar ſein Blut laſſen, 
um den Kaiſer vor Verkleinerung zu retten, nur daß aus den deutſchen 
Freien deutſche Knechte würden, könne er nicht dulden ?). Man erſieht 
deutlich, Leib und Leben dem oberſten Lehnsherrn zu opfern, ſtand der 
deutſche Fürſt nicht an, aber eine von ſeinen Freiheiten an den Kaiſer 
zu verlieren, erſcheint ihm undenkbar. Jahrhunderte mußten noch 
durchmeſſen werden, bis man in Deutſchland aufhörte, Unterordnung 
als Unfreiheit zu empfinden und in der Beſeitigung einſtiger Frei⸗ 
heiten eine Notwendigkeit zur Erhaltung des Staatsganzen zu er- 
blicken. Der Unwille über die kaiſerliche Forderung auf ſeiten der 
Reichs ſtände war groß, und nach Anſicht des venetianiſchen Geſandten 
hätte der Kaiſer ſchließlich viel darum gegeben, wenn er ſeine Vor⸗ 
ſchläge gar nicht gemacht hätte“). Er bequemte fig ſogar zu dem Bu- 
geſtändnis, daß er bei größeren Werbungen nicht allein, ſondern mit 
dem Rate der Kurfürſten über die Erlaubnis entſcheiden wolle. Es 
blieb bei der einmal gefaßten Reſolution: Die Werbung wurde wiederum 
nicht von der Erlaubnis des Kaiſers abhängig gemacht, ſondern ledig⸗ 
lich von der Bedingung, daß ſie ihm gemeldet wurde. 

Von nun an trat alſo zu den übrigen Werbebedingungen die der 
Anzeige bei dem Kaiſer, aber eben nur die Anzeige war nötig, nicht 


1) Häberlin, a. a. O. Bd. 8, S. 191. 
2) Janſſen, a. a. O. Bd. 4, S. 287. 
3) B. St. Rep. f. 32 G. 
4) Ebenda. 
5) Ebenda. | 
6) Fiedler, Relationen venetianiſcher Batſchafter, Micheli S. 227. 


25] Beiträge zur Geſchichte des auswärtigen Kriegsdienſtes der Deutſchen 307 


die Erlaubnis. So unterlag jetzt das Werben, abgeſehen von den 
Durchzugsbeſtimmungen, drei Bedingungen: dem Anſuchen um Be- 
willigung des Landesherrn und des Kreisobriſten nebſt der Verpflichtung, 
den Kriegsherrn und das Ziel, das der Zug hatte, zu nennen, der 


Anzeige bei dem Kaiſer unter den gleichen zwei RME und der 


Leiſtung der Kaution. 

Keine von dieſen Beſtimmungen ſtellte ein Mittel dar, einen 
Kriegszug tatſächlich zu hindern. Ein Beiſpiel für viele: im November 
1575 wurde Johann Caſimir für ſeine Teilnahme am franzöſiſchen 
Zuge von 1575/6 belangt. Seine Rechtfertigung zeigt, wie er allen 
vom Reiche aufgeſtellten Forderungen genügt hatte. Landesherr und 
Kreisobriſter waren ſein Vater Friedrich III., deſſen Politik eben in 
dem Zuge ſeines Sohnes Ausdruck fand; Johann Caſimir hatte Condé 
als den „prinzipalen“ genannt und hatte dieſem den „aigentlichen buch⸗ 
ſtaben des ſpeiriſchen abſchieds angezeigt“, und demgemäß hatte dieſer 
auch alle erforderlichen Erklärungen durch zwei Geſandte an den Kaiſer 
gelangen laſſen 1). Die Kaution zu leiſten hatte ſich Johann Caſimir 
nie geweigert ). 

Aber nicht genug, daß der Abſchied von 1570 keine Erweiterung 
der kaiſerljchen Machtſphäre bedeutete, er ſtellte gegenüber den voran⸗ 
gegangenen Jahren eine Minderung des kaiſerlichen Einfluſſes auf die 
Werbungen dar. Solange in den Reichsgeſetzen — und das war ja 
bis 1570 der Fall — eine Beſtimmung darüber geſehlt hatte, wieweit 
der Kaiſer ſich hineinzumengen habe, konnte er als Reichsoberhaupt 
leicht einen Werber unerlaubten Vorgehens zeihen, und dieſer wußte 
dann keine andere Entſchuldigung vorzubringen, als das die deutſche 
Freiheit doch „althergebracht“ ſei?). Von dem Augenblicke an aber, 
wo die Anzeige beim Kaiſer zum Geſetz erhoben war, war damit auch 
geſetzlich beſiegelt, daß der Werbende ſich nicht mehr um die Erlaubnis 
des Kaiſers zu kümmern brauche, daß er nur noch die Befolgung des 
Speyerer Abſchieds zum Ausweis anzuführen hatte. Das änderte 
rechtlich mit einem Schlage die geſamte Sachlage. Der Kaiſer war ja 
jetzt inbezug auf die Werbungen auch nur ein Reichsſtand unter anderen. 


1) Kluckhohn, a. a. O. II, S. 905. 

2) Ebenda S. 907. 
| 3) Joh. Caſ. und Wolfgang von Zweibrücken wurden vom Kaiſer wegen 
ihrer Züge von 1567 und 1568 hart angegangen. B. St. Rep. 10 f. 32; z. B. 
Johann Wilhelm von Sachſen führte 1569 eine Entſchuldigung an, in der er 
die Gewohnheit des auswärtigen Kriegs dienſtes von den Römern herleitet; ſiehe 
Buder, Nützliche Sammlung ungedruckter Briefe 1735, S. 71. | 
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Wollte er in einem fremden Territorium die Zulaſſung von Werbungen 
erreichen, fo mußte er, wie alle anderen Reichs ſtände auch, den be- 
treffenden Landesherrn darum anſuchen, und oft genug ſind in dieſem 
Falle die kaiſerlichen Patente wirkungslos geblieben. So mußte 
Maximilian 1572 den fränkiſchen Kreisobriſten Ludwig von Seins heimb 
bitten, den mit offenen kaiſerlichen Befehlen anlangenden Oberſten und 
Befehlsleuten „furderſam und behülflich zu ſein“ ); ſo bat er 1567 
Sachſen, daß Zacharias Köhler mit kaiſerlichen Patenten in ſeinem 
Lande für Erzherzog Maximilian werben dürfe, wurde aber mit dem 
Hinweis auf die ſächſiſche Neutralität abſchlägig beſchieden?). Es 
geſchah von gutem Rechtsboden aus, wenn Johann Caſimir im ſelben 
Jahre in ſeinen kurpfälziſchen Ländern befahl, daß alle, die mit kaiſer⸗ 
lichen Patenten verſehen ſeien, zurückgewieſen werden ſollten und einen 
Übertreter feines Befehls feſtnehmen ließ. Bei der Beantwortung 
dieſer kaiſerlichen Geſuche war man allenthalben ängſtlich, daß der 
Kaiſer ſich etwa doch nicht mit dem Abſchiede von 1570 begnügen 
könnte. Charakteriſtiſch dafür iſt der Beſchluß des fränkiſchen Kreis⸗ 
kriegskonvents von 1572, wo ein Geſuch des Kaiſers um Werbeerlaubnis 
beraten wurde, und wo der Abſchied ſich u. a. dagegen verwahrte, daß 
keiner, auch wenn er vom Kaiſer Bewilligung und Patente beſäße, 
ohne Kautionsleiſtung werben dürfe“). Die ausdrückliche Einprägung 
einer ſo alten und ſo oft wiederholten Beſtimmung verrät deutlich, daß 
man dem Kaiſer nicht traute. 

Und man tat recht daran. Denn der Kaiſer war tatſächlich nicht 
geſonnen, ſich mit den Berechtigungen die ihm ſeit 1570 allein noch 
zuſtanden, zu begnügen. Vergeblich verhallten die Mahnworte Schwendis, 
daß es der Majeſtät „beider Teil ordentliche Obrigkeit und ihr Amt 
ſei, ſich wie ein guter Arzt zugleich um die Wohlfahrt und Erhaltung 
des ganzen Leibs des Gemeindeweſens anzunehmen, und nicht einem 
Gliede wollen die Hand bieten und das andere verdorren und verderben 
laſſen“ ). So ſehr auch des Kaiſers Lage dem Buchſtaben nach ver- 
ſchlechtert und die der übiigen Reichsſtände verbeſſert war, fo handelte 
es ſich ja im letzten Grunde doch um eine Machtfrage, und die löſte 
der Kaiſer praktiſch dadurch, daß er von jetzt an dem beſtehenden Rechte 
Gewalt antat. Bezold ſagt von der Zeit des dreißigjährigen Krieges, 


1) Moſer, a. a. O. ſämtliche Kreisabſchiede II, S. 227. 
2) Joh. Caſ. III, Nr. 110. 

3) Joh. Caſ. Nr. 77; ſiehe auch Nr. 55. 

4) Moſer, a. a. O. ſämtliche Kreisabſchiede II, S. 227. 
5) Lazarus Freiherr v. Schwendi von v. Janko, S. 117. 
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daß „der abgelehnte kaiſerliche Antrag vom Kaiſer als Reichsgeſetz be⸗ 

handelt wurde“ 1). Wir wollen zeigen, wie der Kaiſer in der Werbe⸗ 
frage ſchon ſeit dem Speyerer Reichstage von 1570 in dieſer Weiſe 
verfuhr. Maximilian erließ unbeirrt weiter Mandate, die Werbungen 
befahlen oder verboten, obwohl ihm doch ſolche Befehle ſeit dem letzten 
Reichstagsabſchied nicht zuſtanden, ſodaß diejenigen, an die ſich ſeine 
Erlaſſe richteten, ihn häufig auf das Ergebnis der Speyerer Ver⸗ 
handlungen verweiſen mußten. So ſuchten 1576 die kaiſerlichen Ge⸗ 
ſandten Friedrich III. dafür zur Rechenſchaft zu ziehen, daß Johann 
Caſimir ohne kaiſerliche Patente am franzöſiſchen Kriege teilgenommen 
habe. Friedrich III. gab natürlicherweiſe darauf zur Antwort, daß 
L Mt. niemals eingeräumt worden ſei, daß damit Johann Caſimir 
und ſeine Leute wider „die reichsconſtitutiones gehandlet haben ſolten, 
dieweil durch ſolchs abermals nit allein die Teutſche Freiheit geſchwecht, 
ſondern auch dem Gegentheil das ſchwert in die hand gegeben wäre“ ). 
Ahnliches ſpielte ſich vor dem großen Zuge ab, den Fabian von Dohna 
1587 unternahm. Damals war Johann Caſimir Kreisobriſter ®). 
Der Kaiſer, der von den Werbungen zu Gunſten Navarras gehört 
hatte, befahl ihm und den anderen Kreisobtiſten, nur ſolche mit kaiſer⸗ 
lichen Patenten zu geſtatten. Johann Caſimir aber antwortete ihm, 
daß wahrſcheinlicherweiſe jede Partei „nach erlaubten natürlichen Mitteln 
auf Verteidigung denken werde“ ). Gleichzeitig berichtete Johann 
Caſimir dem Kurfürſten Johann Georg von kaiſerlichen Mandaten 
gegen Navarraſche Werbungen mit dem Bemerken, daß Rudolf ſeit 
dem Speyerer Abſchied nicht mehr das Recht zu ſolchen Erlaſſen be⸗ 
ſitze; ſie ſeien „ein Eingriff in die Freiheit des hohen mittleren und 
niederen Standes). Auch Sachſen fertigte die Verbote mit ‚ben 
Worten ab, „aber weder angeſchlagen noch beantwortet worden“. 

Als dann ein anſehnliches Heer in der Pfalz zum Zuzug zu Navarra 
bereit ſtand, verſuchte Rudolph, die Macht der kaiſerlichen Mandate, 
die an den Fürſten abgeglitten waren, auf die Geſamtheit des Volkes 
wirken zu laſſen. Die Antwort, die daraufhin dem kaiſerlichen 
Kommiſſar zuteil wurde, zeigt, wie die Geſamtheit der deutſchen Söldner 
mit dem Verfaſſungsſtreit und der praktiſchen Verwertung ſeines Aus⸗ 
ganges vertraut war. Sie antworteten Solms: „Was die erwähnten 


1) Bez, Bohr. S. 35. | 

2) Kluckhohn, a. a. O. S. 1007, 18. Sept. 76. 

3) Als vormundſchaftlicher Regent von nn unmündigem Sohn. 
4) Joh. Caſ. II, Nr. 383. 

5) B. St. Rep. 39 f. 51. 
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„offenen Briefe und Patente belange, daß nämlich durch ſelbige die 
Einwilligung des Kaiſers erlangt werden ſollte, ſo wäre ſolches wol 
- ehmal® von den Kaiſern auf den Reichstagen vorgetragen, niemals 
aber etwas Gewiſſes beſchloſſen, oder ſolches in einen Reichstagsabſchied 
geſetzt worden, weil es der allgemeinen Freiheit der teutſchen Nation 
ſtracks zuwider ſei, welche keiner der vorigen Kaiſer den Teutſchen 
entzogen oder vorgenommen hätte“ 1). So muß man ſagen, daß die 
weiteren Verſuche des Kaiſers, auf die abgeſchlagenen Forderungen von 
1570 zurückzukommen, nur die Bedeutung haben konnten, einem tat⸗ 
ſächlich angewandten Eingriffsrecht nachträglich ſtaatsrechtliche An⸗ 
erkennung zu verſchaffen. Wir wollen nun ſehen, was auf den weiteren 
Reichstagen aus der Frage geworden iſt ?). 

Der erſte Reichstag, der auf den Speyerer von 1570 folgte, war 
der zu Regensburg 1576. Inzwiſchen war 1574 der oraniſche Zug 
mit dem traurigen Ende auf der Mocker Heide vor ſich gegangen, 
1575 war Johann Caſimir mit anſehnlichen deutſchen Haufen nach 
Frankreich gezogen, und auch die franzöſiſche Krone hatte es dement— 
ſprechend nicht an Werbungen fehlen laſſen. So machten die Klagen 
aus Weſtdeutſchland und die Entblößung des Reichs durch fremde 
Werbungen an ſich ſchon erneutes Eingehen auf alles, was der Land⸗ 
frieden einbegriff, unentbehrlich?). Dazu ſtand der Kaiſer diesmal 
unter der Einwirkung des päpſtlichen Geſandten Morone ?), der 
Maximilian aufs dringendſte zu einer einmaligen energiſchen Durd- 
führung des Werbeverbots zuredete, um Philipp II. kaiſerlichen Ver⸗ 
mittlungsverſuchen zwiſchen ihm und den Niederlanden geneigt zu 
machen ©). Trotz weitläufiger Verhandlungen läßt ſich hier ſchon ein 
Abflauen in der Heftigkeit des Streites um unſere Frage erkennen. 
Der erſte Punkt der Propoſition wurde wieder, wie meiſtens, den 
Türkengeldern eingeräumt ®), die Werbefrage kam erſt an zweiter Stelle. 
Auch lautete der Wortlaut der Propoſition im Gegenſatz zu 1570 
lediglich dahin, daß die Fürſten über Einſchränkungen und Regelung 


1) Häberlin, a. a. Bd. 15, S. 15. 
2) Auf dem Wahltage von 1575 iſt die Frage trotz heftiger Debatten über 
die Berechtigung Joh. Caſ. zu ſeinem Zuge von 1574 offenbar nicht prinzipiell 


behandelt worden. Siehe H. Moritz, Die Wahl Rudolfs II., der N zu 


Regens burg (1576) und die Freiſtellungsbewegung. 

3) Moritz, a. a. O. S. 399. 

4) Moritz, a. a. O. | 

5) Hanſen, Nuntiaturberichte aus Deutſchland 1572—1585, III, 2, 
S. XXXVII. | 

6) Häberlin, a. a. O. Bd. 10, S. 67. 
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von Werbungen, die im Auftrage fremder Patentaten erfolgten, nach⸗ 
denken möchten )). 

Freilich die Fürſten, die die Sache nahe anging, wußten recht 
wohl, daß ſich da der Wolf in Schafskleidern verbarg, daß auch dies⸗ 
mal im Grunde doch wieder die alte kaiſerliche Forderung dahinter⸗ 
ſtand. So verſchiedene Geſichtspunkte bei den einzelnen Fürſten in⸗ 
bezug auf die Werbungen auch vorherrſchten, es fand ſich doch in 
allen landesherrlichen Inſtruktionen gleichmäßig eine ängſtliche Ver⸗ 
wahrung gegen den bekannten Angriff auf die deutſche Freiheit, von 
jetzt an mit ſtetem Verweis auf den Abſchied von 1570. 

Die katholiſchen Fürſten zeigten ſich auch diesmal von vornherein 
eins mit den übrigen Reichsſtänden ), wenigſtens laſſen die zuſtimmenden 
Antworten von Mainz und Trier auf ein pfälziſches Schreiben das 
vermuten. Selbſt Bayern bemühte ſich offenbar in dieſer Zeit, in 
Werbungsſachen neutral zu erſcheinen ). | 
| Unter den proteftantifchen Fürſten äußerte ſich Pfalz wieder am 
erregteſten. Schon 1570 ſei die Verpflichtung zum Vorzeigen kaiſer⸗ 
licher Patente „gefährlicherweiſe bei den Ständen geſucht“ worden. 
Das geſchehe aber nur, um dem anderen Teile alle Vorteile zu ge⸗ 
ſtatten.“ Die rechte Verhinderung der Empörungen und Durchzüge 
ſei der Frieden in Frankreich und den Niederlanden. Man ſollte 
nicht auf Konſtitutionen dringen, deren politiſcher Endzweck allen Be⸗ 
teiligten nur „zu deutlich“ ſei“). Die Pfalz war eben politiſch viel 
zu ſtark engagiert, um das Werbeverbot auch nur einen Augenblick 
als prinzipielle Verfaſſungsfrage, losgelöſt von ſeiner Bedeutung für 
die momentane Konſtellation, betrachten zu können. Die Nachbarſchaft 
mit Frankreich, die innigen diplomatiſchen Beziehungen ſowie die viel⸗ 
fachen praktiſchen Unterſtützungen, die die Pfälzer den Hugenotten und 
Oranien leiſtete, ließen, wenn irgend einen Staat, ſo den pfälziſchen 
darauf angewieſen ſcheinen, in allen Angelegenheiten, die die Werbungen 
und den Durchzug des Kriegsvolkes betrafen, freie Hand zu behalten. 
In einem Schreiben Friedrichs III. an ſeine Reichstagsgeſandten vom 
5. Juli 1576 findet ſich ganz ſtark ausgeſprochen, daß ſeine Hilfe an 
die Niederlande nur Selbſterhaltungstrieb bedeutete: „Dann ſo ein⸗ 
fältig keiner iſt, der nicht wiſſe, was es ſeie, einen guten oder böſen, 


1) B. St. Rep. 34 und Moritz, a. a. O. S. 339. 
2) Kluckhohn, a. a. O. II, S. 962 Anm. 

3) Ebenda S. 851, 23. Oktober 1576. 

4) Ebenda S. 955. 
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ftarfen oder ſchwachen Nachparn zu haben“ 1). Daß es ſich bei der 
„Einmiſchung in fremde Händel“, wie es in der kaiſerlichen Propoſition 
heiße, gar nicht um „fremde“ Händel handle, das zeige am beſten die 
„furderung“, die der Kaiſer ſelber ihnen angedeihen ließe. Höchſt 
merkwürdig iſt die Art, in der Friedrich hier das Recht, für andere 
eigenes Volk werben zu laſſen, damit begründete, daß „es ja nicht 
ſelzam auch ganz unverbotten“ ſei, „mit benachparten Landen und 
regenten in guter nachparlicher correſpondenz zu ſizen“?). Gewiß 
„ſelzam“ war das Bündnisrecht — denn nichts anderes iſt hier in 
Anſpruch genommen?) — nicht mehr, denn es wurde ja ſeit 1300 
allenhalten geübt. Aber „ganz unverbotten“ war es deshalb noch 
lange nicht; erſt im weſtfäliſchen Frieden bekamen ja die Fürſten die 
Erlaubnis, ſelbſtändig mit dem Auslande zu verhandeln. Friedrich III. 
ſprach ſich alſo das Recht, nach Belieben Werbungen vornehmen zu 
dürfen, auf Grund des damals noch ebenſowenig vorhandenen Bünd⸗ 
nisrechts zu. Aus einer noch gar nicht zugeſtandenen Libertät leitete 
er eine zweite ab. In engem Anſchluß an die pfälziſche bewegte ſich 
die heſſiſche Inſtruktion“). Auch Landgraf Wilhelm verwies auf die 
franzöſiſchen und niederländiſchen Unruhen als die eigentlichen Quellen 
des Übels. Auffällig iſt in ſeiner Inſtruktion die Bemerkung, daß. 
ein Aufſtand im Adel hervorgerufen werden könnte, wenn man ihm 
die Freiheit nähme, dieſem oder jenem Herrn nach Belieben zuzuziehen. 
Die Rückſicht auf den Adel des Landes, zum erſten Mal ein inner⸗ 
politiſches Motiv! 

Eben dieſes war es, was 1576 auch die Inſtruktion Johann 
Georgs von Brandenburg an ſeine Räte charakteriſierte. Doch was. 
dort nur gerade ein Hinweis war, machte hier den weſentlichen Inhalt 
aus. Stärker als in dieſen Inſtruktionen konnte der Unterſchied dieſes 
öſtlichen, friedeſicheren Territoriums von den weſtlichen gar nicht 
zum Ausdruck kommen. Ohne Beſchwerung durch Durchzüge, ohne 
Furcht vor einer Invaſion nachbarlich kämpfender Heere, konnte der 
Landesherr von Brandenburg ſich wohl auf die Inſtruktion beſchränken, 
daß er zu der Vorlage nicht mehr zu äußern wüßte, als bereits in 


1) Kluckhohn, a. a. O. II, S. 962. 

2) Ebenda. 

3) Vgl. hierzu den auch auf das Bündnisrecht hinauslaufenden Anſpruch 
Johann Georgs, von auswärtigen Mächten Geſandte annehmen zu dürfen, auch 
wenn dieſe nur an ſie und nicht an den Kaiſer geſchickt werden. Rue 
a. a. O. III, S. 253.) 

4) Kluckhohn, a. a. O. II, S. 1005, 13. Juli 76. 
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Landfrieden und Exekutionsordnung ſtünde!). Wenn man die Be⸗ 
ſtimmungen von 1570 nur ſtraff handhabe, ſo würden ſie ſchon genügen. 
Johann Georgs Blick war auf das Wohl des Innern gerichtet. So 


gaben die geſamten Mißſtände, unter denen ſein Adel lift, ebenſoviele 


Gründe ab, die Libertät des auswärtigen Dienſtes beizubehalten. 
Höchſtens würde, meinte er, die Defenſionskraft des Landes durch das 
übermäßige Ausreiten gefährdet werden. Was aber ſprach demgegen⸗ 
über alles dafür! Ein Verbot würde ihm wie allen, die viel junge 
Ritterſchaft in ihren Landen hätten, „in viel wege abweglich ſein“. 
Die jungen Leute ſeien „nicht alleine zum kriege nicht geübet, und 
doher an ſolchen leuten, die man im notten in den obriſten befehlig 
und embtern gebrauchen konnte, großer mangel fürfellt. Sondern 
manchem der durch kriegsdienſte was redlichs für ſich bringen konnte, 
ſein glück gewehret würde, die geſchlechter auch wenn die jungen nicht 
auszögen, und etwas für ſich brächten, leichtlich verarmen würden.“ 
Vier Motive alſo ſpielten hier mit: die Landesgefahr bei unbeſchäftigter 
Volkskraft, das Bedürfnis nach kriegsgeübtem Adel, ferner der Wunſch, 
den Einzelnen zum perſönlichen Vorteil den Weg zu ebnen, was 
wiederum ein Mittel bot, den Adel vor Verarmung zu bewahren ). 

„Doch was kümmerten alle dieſe Geſichtspunkte, die nur im Intereſſe 
des Territorialherrn lagen, den Kaiſer, dem es doch höchſtens um 
beſſere Zuſammenfaſſenfaſſung und Verwendbarkeit der geſamten deutſchen 
Streitkräfte zu tun ſein konnte. In ſeiner Replik zeigte er ſich nicht 
geneigt, ſich mit den im Sinne dieſer Inſtruktionen abgegebenen 
Meinungen zu beruhigen. Dabei kam auch der Vorſchlag, der 1570 
unter den Tiſch gefallen war, zur Sprache ?). Ihm gemäß wünſchte 
jetzt der Kaiſer feſtzuſetzen, daß die Befehlshaber der im Auslande 
dienenden deutſchen Heere verpflichtet ſein ſollten, ſich auf Erfordern 


1) Für alles folgende B. St. Rep. 10, f. 34. 

2) In Teil II wird auf dieſe von den anderen Inſtruktionen fo weſentlich 
abweichende näher eingegangen werden .... Es iſt bezeichnend für die Partei- 
lichkeit des Lutheraners Johann Dora. 5 er ſich in derſelben Inſtruktion 
dafür ausſpricht, Joh. Caſ., den Calviniſten, wegen ſeines Zuges von 1575 zu 
beſtrafen, und ſeinen Räten gleichzeitig die Verteivigung des märkiſchen Oberſten 
Buch, falls dieſer wegen ſeiner Beteiligung an dem Zuge von ſeiten des Kaiſers 
angegriffen würde, ans Herz legt. 

3) Außer dieſem einen uns beſonders intereſſant ſcheinenden Punkt ſollen 
auch hier wie bisher alle andern zum Landfrieden gehörigen Verhandlungen über 
die Reichshilfe, Strafen, Entſchuldigungen uſw. übergangen werden, um die 
überſichtlichkeit über die Entwicklung der bloßen Werbeangelegenheit gt zu 
zerſtören. 
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nach ihrer Rückkehr einem einheimiſchen Kriegsgericht unter kaiſerlichem 
Vorſitz zu ſtellen. Maximilian wollte dadurch Sold und Verpflegung, 
um die ſich die Obriſten nicht genug gekümmert hatten, beſſern und 
ſo zu verhindern ſuchen, daß weiterhin eine ſo große Anzahl auswärtig 
dienenden Kriegsvolks zu Grunde ginge !), wenn auch der Vorſchlag 
im weſentlichen wohl ein Vorwand war, um den kaiſerlichen Einfluß 
überhaupt von irgend einer Seite her zu ſtärken. So haben auch die 
Fürſten mit Recht in dieſem neuen Plan eine unbequeme Einſchränkung 
ihrer Lizenz gewittert, jedenfalls fiel in dieſem Sinne ihre Erwiderung 
aus. Obwohl fie überzeugt ſeien, jo antworteten fie, daß der Vor; 
ſchlag aus väterlichem Gemüte fließe ?), fo ſei man doch ſchon ſowieſo 
überzeugt, daß „die obriſten und rittmeiſter ire geworbne kriegsleut 
nicht vorterben laſſen“ würden. Da zudem „in fremder Potentaten 
dienſt und gebiet nicht alle dinge ſo richtig nahergehen, noch ſie ſelbſt 
der potentaten mechtig ſein mögen“, ſo ſolle man ſie nicht noch mit 
ſolchen Dingen beladen ?). Gab ſich auch der Kaiſer mit dieſer Ant- 
wort zufrieden, ſo ſcheint über die Gültigkeit der kaiſerlichen Patente 
der Kampf doch wieder heiß entbrannt zu ſein. Pfalz fügte ſeiner 
Inſtruktion auf die kaiſerliche Replik hin die Drohung bei, daß das 
Kriegsvolk Johann Caſimirs noch unter den Waffen ſtehe “). Als 
Reſultat aber aller Debatten wurde der Abſchied von 1570 wörtlich 
abgedruckt. Es wurde die lahme Ergänzung hinzugefügt, daß nicht 
nur die auswärtigen Potentaten, ſondern auch die jeweilig beſtallten 
Oberſten dem Kaiſer ihr Vorhaben anzeigen ſollten ö). 

Als im Jahre 1578 zu Worms ein Deputationstag abgehalten 
wurde, beſchäftigte ſich der dritte Punkt der kaiſerlichen Propoſition 
auch wieder mit der Notwendigkeit der Werbepatente und unerlaubten 
Werbungen). Damals waren in ganz Deutſchland Werbungen für 
den Zug Johann Caſimirs nach den Niederlanden im Gange”). Daher 
beſchloſſen die Kurfürſten „do dieweil in ſtarken anzug und albereit 
mit gefaßter hand gegen einander ſtehen“, erſt nach dem Frieden über 
die kaiſerlichen Wünſche zu verhandeln, wie ſie das ſchon einmal 1568 
aus demſelben Grunde getan hatten. In der kurbrandenburgiſchen 


1) Häberlin, a. a. O. Bd. 10, S. 81. 

2) Ebenda. 

3) B. St. Rep. 10, f. 34. 

4) Kluckhohn, a. a. O. Bd. II, S. 997. 

5) Ritter, a. a. O. Bd. I, S. 510. 

6) B. St. Rep. 15, f. 9 für die ganze Schilderung von 1578. 
7) Siehe Dohna, a. a. O., auch Ritter, Bd. I, S. 540. 
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Inſtruktion waltete wieder ein innerpolitiſcher Geſichtspunkt vor. 
Schon auf dem Regensburger Reichstage war angedeutet worden, daß 
es für Frieden und Ruhe im Innern gut ſei, wenn der junge Adel in 
auswärtigen Kriegen Beſchäftigung fände. War dieſes Motiv für die 
Geſtattung auswärtiger Dienſte damals eben nur geſtreift worden, ſo 
wurde es hier näher ausgeführt. So hieß es jetzt, es ſei ſo viel 
junger Adel im Lande, daß ihnen „das ausreiten übel zu wehren, ſie 
auch, wenn ſie daheim liegen, nichts dann ein lormen und unglück über 
das ander anrichten“. Demgegenüber erſcheint die am Eingang der 
Inſtruktion ſtehende, allgemein gehaltene Bemerkung, daß es ja am 
beſten ſei, die Leute zu eigener Notdurft im Lande zu behalten, ganz 
farblos !). Es iſt überaus bezeichnend für die auswärtige Politik, die 
damals auf den deutſchen Reichsverſammlungen getrieben wurde, wenn 
ſowohl Marnix wie der größte Feind der Niederlande, Philipp II., 
ſich Erfolg davon verſprechen konnten, hier um Gewährung von 
Patenten zu bitten?). Damals wurden ſie beide gleichmäßig abſchlägig 
beſchieden. 

Jedoch auf dem Reichstage von 1582 ſchien den Niederlanden 
tatſächlich die deutſche Hilfe verloren gehen zu ſollen. Zwar die In⸗ 
ſtruktionen der Proteſtanten deckten ſich im Inhalt mit den früheren. 
Das Schreiben Johann Georgs wiederholte faſt wörtlich die Inſtruk⸗ 
tion von 15763). Auch Johann Caſimir inſtruierte feine Räte in 
der uns ja ſchon ſattſam bekannten Weiſe, daß ſie ja nicht in Dinge, 
wie fie 1570 vorgebracht ſeien, willigen ſollten — man fieht hier, 
wie die Propoſition des Speyerer Reichstages immer noch allen als 
Schreckgeſpenſt vorſchwebte — „denn das der weg nit wer 
empörunge zu verhindern, ſondern vielmehr dieſelb damit anzu⸗ 
zünden )) “Es lag darin dieſelbe Aufforderung wie früher, 
daß man ſich gegen die ausländiſchen Kriege und nicht gegen die 
deutſche Freiheit wenden ſollte. Aber während der Debatten über 
dieſen Punkt der kaiſerlichen Propoſitionen, der auf Hinderung und 
Abſtellung der ungebührlichen hochbeſchwerlichen Werbungen lautete, 
geſchah dieſes Mal etwas, was in der Reichstagsgeſchichte der Werbe⸗ 
frage noch nicht dageweſen war: es bildete ſich um ihretwillen ein im 
weſentlichen katholiſcher Ausſchuß, der durchzuſetzen ſuchte, daß jede 


1) B. St. Rep. 15, f. 9, und Häberlin, a. a. O. Bd. 10, S. 555. 
2) B. St. Rep. 10, f. 38. 
3) Joh. Caſ. I, Nr. 357. 
4) B. St. Rep. 10, f. 38. 
Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXXII. 2. 21 
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Teilnahme am Kriegsdienſte bei Alençon oder bei, den Staaten ohne 
obrigkeitliche Bewilligung zu verbieten ſei und verſtieg ſich von hier 
aus zu der Forderung, daß den Ständen überhaupt die Annahme 
fremder Beſtallung ohne kaiſerlichen Konſens zu unterſagen wäre !). 
Sie hatten nicht nur die Abſicht, Alençons deutſche Truppen „per edictum 
der acht und andere ftraffen abzumahnen“, fie faßten auch den gerade 
in ſeiner allgemeinen Faſſung ſo bedrohlich klingenden Beſchluß, die 
Speyerer Exekution von anno 1575 zu verbeſſern und verſuchten, ihn 
„mit gewalt“ durchzubringen. „Darwider wir uns“, fuhr die pfälziſche 
Relation fort, „auf der weltlichen Furſtenbank heftig geſetzt“?). Es 
war viel Lärm um Nichts. Was der Abſchied neues brachte, war die 
ganze Verhandlung nicht wert. Die Beſtimmungen von 1576, im 
Grunde alſo die von 1570, wurden wieder abgedruckt. Auf den 
Deputationstage zu Worms 1586 wurde von allen Seiten laut, daß 
alle die Beſtimmungen und Verordnungen, die man nun glücklich 
habe, doch inne gehalten werden möchten ®). 

Wir würden uns der Wiederholung ſchuldig machen, wollten wir 
unſere Frage auch auf dieſem Tage und dem zwei Jahre ſpäter tagenden 
Speyerer Kollegialtag mit der bisherigen Ausführlichkeit verfolgen. 
Nur folgendes iſt erwähnenswert. Auf dieſen zwei Tagen gingen 
ſowohl Pfalz wie Heſſen wiederum vom Standpunkt äußerer Politik 
an die Frage der Werbefreiheit heran, deren ſchädliches Übermaß ihnen 
nur ein „secundum malum“ dünkte ). Sachſen ließ ſich im allge⸗ 
meinen die Wahrung der Werbefreiheit angelegen ſein. Bemerkenswert 
iſt hier ein vorbereitendes Schreiben Heſſens, weil es, wie kaum eine 
zweite Außerung, durch die Anſchaulichkeit der damaligen Sprache die 
Bedeutung des Werbeverbots für dieſe Fürſten beleuchtet: „So weren 
wir teutſche Fürſten unſeres adels ſo mechtig wie S. Georg ſeines 
ſchwerts, ſeſſen da wie die Fugker oder andere reiche pfefferſecke“ 5). 
Noch einmal iſt die Angelegenheit auf einem großen Reichstage 
zur Sprache gekommen, es war der zu Regensburg 1594. War er 
im weſentlichen für den drohenden Türkenkrieg anberaumt, ſo ſpielten 
doch auch die im zweiten Punkt der Propofition angeführten Kriegs⸗ 
werbungen keine geringe Rolle). Rein innerpolitiſche Gründe brachte 


1) Joh. Caſ. I, Nr. 380. 

2) Joh. Caſ. I, Nr. 385. 

3) Jülich⸗Berg, a. a. O. II, S. 564, und Joh. Caſ. I, Nr. 414. 

4) Joh. Caſ. III, Nr. 101, und Häberlin, a. a. O. Bd. 15, S. 4. 
5) Joh. Caſ. III, Nr. 72: vgl. auch Bez., Bdsr. S. 34. 

6) Häberlin, a. a. O. Bd. 18, S. 176. 
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diesmal Braunſchweig vor !). Im übrigen aber war die Stellung der 
Parteien zueinander hier inſofern verändert, als die Fürſten von 
Sachſen und Brandenburg, die bisher Neutralität vorgegeben hatten, 
nun kurz zuvor an der Expedition Chriſtians von Anhalt öffentlich 
mit Geld und Truppen teilgenommen hatten?). War daher die In⸗ 
ſtruktion Johann Georgs bisher politiſch farblos geweſen, ſo begnügte 
ſie ſich jetzt nicht mit der üblichen Forderung, daß dem Adel, der ſeinen 
Zug beim Landesherrn anzeigte, das Ausreiten aus den bekannten 
Gründen nicht verweigert werden dürfe, und man ſich darin an den 
Abſchied des Augsburger Reichstages von 1582 halten ſolle. Vielmehr 
fügte der Kurfürſt nun auch hinzu, wie man auf etwaige Klagen über 
den anhaltiſchen Zug reagieren ſollte. Derſelbe ſei gar nichts ſo Un⸗ 
gewöhnliches und beſonders einem ſo tapfern Fürſten wie Chriſtian müſſe 
man ſchon die Erlaubnis geben, wenn er ſich „in Kriegsſachen ver- 
ſuchen“ wollte. Mainz ſolle ſich nur über den Schaden nicht aufregen, 
den der Durchzug ihm zugefügt habe. Spanien würbe auch immer⸗ 
fort deutſche Truppen, und „Chriſtian könnte ſein Volk auch nicht in 
den Sack ſtecken“ ). Die ausfälligen Worte auf dieſer Seite entſprachen 
den ſchärferen Beſtimmungen der anderen Partei, namentlich der geiſt⸗ 
lichen Stände. Die Inſtruktion des Biſchofs von Augsburg zeigt, 
daß auch ſie dabei den franzöſiſchen Hilfszug im Auge hatten“). Auch 
warfen ſie Straßburg vor, daß es die Proteſtanten habe paſſieren 
laſſen und allein die katholiſchen Befehlsleute zur Leiſtung der Kaution 
angehalten habe ?). Im Abſchied — es lohnt kaum, es noch einmal 
zu ſagen — wurden die Satzungen über den Landfrieden von 1555, 
1570, 1576 und 1582 wieder abgedruckt). | 

Der Zug Chriſtians ſchloß zunächſt die Reihe der großen Hilfs⸗ 
ed onen nach Frankreich. Seit 1594, unter der ſtarken Hand 
Heinrichs IV., legten ſich allmählich in Frankreich die Wellen der Em⸗ 
pörung und auch die Verhältniſſe in den Niederlanden fingen an, ſich 
einem erträglichen Zuſtande zu nähern. Aber die vorangegangenen 
30 Jahre hatten genügt, die Formen, unter denen der auswärtige 


1) Häberlin, a. a. O. Bd. 18, S. 393. 

2) Haring, a. a. O. 

3) B. St. Rep. 10, Nr. 42. 

4) Stieve, Briefe und Akten zur Geſchichte des Dreißigjährigen Krieges, 
Bd. IV, 1, S. 249. 

5) Stine, a. a. O. S. 249; eine ähnliche Umgehung der Reichsſatzungen 
beging Johann Georg, indem er 1587 die Werbemandate erſt erließ, als die 
navarriſchen Unterſtützungstruppen bereits abgezogen waren. S. unten S. 357f. 

6) Häberlin, a. a. O. Bd. 18, S. 343. 
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Kriegsdienſt vor ſich ging, feſtzulegen. Auf dem Reichstage von 1598 
find die ausländiſchen Werbungen nicht mehr verhandelt worden ). 
Nur ſelten noch iſt es ſeitdem innerhalb der Reichsverfaſſung zu An⸗ 
griffen auf dieſes Stück deutſcher Libertät gekommen. 1653 beſchwerte 
ſich Frankreich, natürlich erfolglos, darüber, daß ſeinen Feinden 
Werbungen geſtattet würden; vielmehr verſichert der Reichsabſchied von 
1664 von neuem, daß es trotz ſtarken Abganges der Mannſchaft durch 
Werbungen bei der alten Erlaubnis bleiben ſollte. Das Gleiche wurde 
in die kaiſerliche Wahlkapitulation von 1673 aufgenommen ?). Ja, es 
kam ſchließlich ſo weit, daß J. J. Moſer ſich noch 1772 genötigt ſah, 
ſeinen Ausführungen über die Entwicklung und den damaligen Stand 
der Frage den Satz voranzuſchicken: „Übrigens iſt die Geſtattung der⸗ 
gleichen auswärtiger Werbungen durchaus keine Schuldigkeit, ſondern 
eine bloße Gefälligkeit. Dahero es nicht übel genommen werden kann, 
wann man die Einwilligung dazu abſchlägt“ 8). 

Das Endergebnis der voranſtehenden Schilderung geht kaum über 
das hinaus, was nicht ſchon, wenigſtens der Hauptſache nach, bekannt 
wäre; im Grunde enthalten ſchon die Zeilen des Speyerer Abſchieds 
von 1570, die ſich auf unſere Frage beziehen, alles Wiſſenswerte. 
Es war nicht das Ziel dieſer Schilderung, nur die endgültige Satzung zur 
Kenntnis zu bringen. Vielmehr ſchien es uns berechtigt, auch einmal 
die Geſchichte, welche die Werbefrage erfahren hat, darzulegen. So 
haben wir gezeigt, wie die an ſich ungeſetzmäßige Willkür des deutſchen 
auswärtigen Dienſtes 30 Jahre hindurch von dem dazu berufenen 
Reichsoberhaupt angefochten wurde, wie alle Reichsſtände von den 
verfchiedenſten Geſichtspunkten her die Entſcheidung über die Erlaubnis 
zum fremdländiſchen Dienſt in der Hand zu behalten ſuchten, und wie 
gerade das immer erneute Fehlſchlagen der kaiſerlichen Bemühungen 
dazu beitrug, den Zuſtand der Willkür zum Geſetz zu erheben. Alles 
dieſes, wenn auch in noch ſo geringem Maße, einmal zur lebendigen 
Anſchauung zu bringen, war der Zweck der Schilderung und . 
Grund für die Breite der Darstellung. 


6. Frage der abſoluten Beſeitigung des Werberechts 


Es ergab ſich dabei, daß der Kaiſer nur gegen die Willkür in 
der Annahme auswärtiger Beſtallungen, die Fürſten nur für die freie 


D Häberlin, a. a. O. Bd. 21, S. 182 ff. 

2) J. J. Moſer, Teutſches auswärtiges Staatsrecht Neues teutſches 
Staatsrecht Bd. 20, S. 130 und 131. 

3) Moſer, a. a. O. S. 304. 
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Verfügung über die Zuläſſigkeit der Züge kämpften, keiner von beiden 
aber an die abſolute Beſeitigung der Werbefreiheit dachte. Ritter 
meint dagegen, daß 1570 Sachſen und Heſſen bereit geweſen wären, 
in ein gänzliches Verbot der ausländiſchen Werbungen zu willigen !). 
Moritz, der Ritter vorwirft, die Werbefrage zu ſehr von der politiſchen 
Seite betrachtet zu haben ), ſchiebt ſelbſt 1576 gar dem Kaiſer den 
Wunſch unter, ein völliges Verbot der fremden Werbungen zu erlaſſen, 
den er nur unterdrückt habe, weil ſeine Erfüllung von vornherein 
ausſichtslos war und die Stände gerade damals wegen des Türken⸗ 
krieges nicht gereizt werden durften). Hält man ſich nur an die 
äußere Politik, ſo wird man ſich unbedingt Ritter anſchließen, da 
an ſich kein Grund vorliegt, den Außerungen Sachſens und Heſſens, 
auf die Ritter ſich ſtützt, zu mißtrauen. Denn politiſch betrachtet war 
es ja immerhin nicht unmöglich, daß bei wirklich gleichmäßiger Hand⸗ 
habung die zur Neutralität neigenden Stände in ein abſolutes Verbot 
gewilligt hätten, wenn nicht die innerpolitiſchen Gründe, die bei Branden⸗ 
burg ſo ſtark ins Gewicht fielen“), und die wohl mindeſtens auch für 
das ſöldnerreiche Sachſen anzunehmen ſind, durchaus dagegen ſprächen. 

Von vornherein unmöglich ſcheint es mir dagegen, für den Kaiſer 
eine ſolche Abſicht in Anſpruch nehmen zu wollen. Zwar in ſeiner 
Eigenſchaft als Reichsoberhaupt mußte er ſuchen, die geſamten aus⸗ 
wärtigen Kriegsdienſte lediglich von ſeiner Erlaubuis abhängig zu 
machen, ſowie er auch das Recht zu politiſchen Verbindungen ſtets ſich 
allein vorbebielt5). Aber jener Anſpruch, den jeder Regent eines 
zentraliſtiſch regierten Staates ſelbſtverſtändlich machen muß, konnte 
angeſichts des loſen Gefüges von Territorien, aus dem das damalige 
deutſche Reich beſtand, niemals in der Weiſe gemeint ſein, in der z. B. 
das Geſetz von 1439 dem Könige von Frankreich das alleinige Recht, 
Truppen aufzuſtellen, zuſprach. Eben weil in Deutſchland die Macht 
der Fürſten nicht gebrochen, weil an eine einheitliche Politik nach außen 
nicht zu denken war, war der Kaiſer darauf angewieſen, ſich des an⸗ 
gemaßten Rechts der Deutſchen, ſelbſtändig im Ausland zu kämpfen, 
fo eifrig wie die eifrigſten ſeiner Reichsſtände zu bedienen ). Deshalb 


1) Ritter, a. a. O. S. 433. 

2) Moritz, a. a. O. S. 262. 

3) Ebenda S. 341. 

4) Siehe unten Teil II. 
. 5) Bez, Bdsr. S. 35: Selbſt die Einungen ſeiner eigenen katholiſchen 
Partei geſtattete er nicht. 

6) Siehe oben S. 292 ff. „hatte er ſich denn ſelbſt von ſeiner einſeitigen 
Politik freigehalten?“ (Ranke, Zur deutſchen Geſchichte, S. 69). 
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kann es nie ſeine Abſicht geweſen fein, die auswärtigen Dienſte ganz 
zu verbieten; er wollte ſie vielmehr nur nach ſeinem Gebote regeln. 
Jedoch nicht nur die Bedürfniſſe der Fürſten und des Kaiſers machen 
die Theſe von Ritter und Moritz unwahrſcheinlich. Die beſte 
Widerlegung, ſcheint es, liegt in der Tatſache, daß der auswärtige 
Kriegsdienſt dem Weſen der damaligen Zeit entſprach, daß ſie ihn 
wünſchte; ſie liegt in der allgemeinen Auffaſſung, die man damals 
von ihm hatte. Dieſe Auffaſſung wollen wir am Schluß unſrer Aus⸗ 
führungen näher betrachten. 


Zweiter Teil 


Der auswärtige Kriegsdienſt der Deutſchen und die Terri⸗ 
torien, im beſonderen die Kurmark Brandenburg 


Vorbemerkung 


Die Rolle, die dem Kaiſer bei der Regelung des auswärtigen 
Dienſtes zufiel, gehört in den Zuſammenhang der Entwicklung, die die 
Machtverteilung zwiſchen dem Kaiſer und den Ständen in dem Zeit⸗ 
raum von Karl V bis zum weſtfäliſchen Frieden immer mehr zu Un⸗ 
gunſten des Kaiſers und zu Gunſten der Landesherrn verſchob. Der 
weſtfäliſche Friede brachte dieſen ſchließlich die allgemeine Berechtigung 
zum Abſchluß auswärtiger Dienſte und entwand ſo dem Kaiſer die 
letzte Handhabe, ſich gegen die ſelbſtändige Politik der Fürſten zu 
wenden ). Demgegenüber bewegte ſich die Machtverteilung zwiſchen 
den Fürſten und ihren Ständen im umgekehrten Verhältnis wie 
zwiſchen dem Kaiſer und den Reichsſtänden. Im Anfang des 16. Jahr⸗ 
hunderts hatten die Stände in den Territorien allenthalben durchgeſetzt, 
daß die Landesherren nicht ohne ihre Einwilligung Krieg beginnen 
durften ?). Die Wahlfapitulation. Leopolds I jedoch verbot den Land⸗ 
ſtänden, den Landesfürſten die Verfügung über die bewilligten Steuern 
zu entziehen ?), im Grunde wurde der Landesherr dadurch auch in 
| feinen ı militäriien Maßnahmen von den Ständen unabhängig ). 


1) Jähns, a. a. O. S. 130. 

2) Z. B. auf dem allgemeinen Landtag von 1540 in Brandenburg (Mylius, 
a. a. O. VI, 1, Nr. 22) das Gleiche damals in der Mehrzahl der deutſchen 
Territorien. 

3) Wahlkapitulation Leopoldi Frankfurt am Mayn 1658 Kap. III. 

4) Daß die Landesherrn „das unbedingte Verfügungsrecht über ihre Unter- 
tanen für militäriſche Zwecke“ erhielten (Jähns, a. a. O. S, 131), iſt eine zu 
weit gehende Folgerung. 
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Wenn wir im folgenden zeigen werden, wie ſich der auswärtige Kriegs⸗ 


dienſt innerhalb des Territorialverbandes geſtaltete, ſo wollen wir da⸗ 
bei analog den bisher gegebenen Ausführungen im Auge behalten, ob 


die Regelung der fremden Kriegsdienſte als Gradmeſſer dafür anzuſehen 


w: 


it, wie fih die Macht zwiſchen Fürſten und Ständen verſchob, ob 
auch hier die Art der Regelung eine Phaſe im Machtkampf zwiſchen 
den zwei Gewalten bezeichnet. 


1. Geographiſche Verteilung des Söldnerreichtums 


Um die Beziehungen des auswärtigen Kriegsdienſtes zu den 
territorialen Berhältniſſen betrachten zu können, müſſen wir uns vor⸗ 
her klar machen, wie der Söldnerreichtum über Deutſchland verteilt war 


und welche Territorien dementſprechend hier in Betracht kommen. 


Die Einſtimmigkeit, die auf den Reichstagen darüber herrſchte, daß die 
auswärtigen Dienſte nicht von» der Erlaubnis des Kaiſers abhängig 
ſein ſollten, könnten zu der Täuſchung führen, daß der Adel aller 
Territorien Deutſchlands gleichmäßig durch die ausländiſchen Ex⸗ 


peditionen in Mitleidenſchaft gezogen wurde. Immerhin mußte bereits 


der Hinweis auf innerpolitiſche Motive von Seiten einzelner Landes⸗ 
herren ahnen laſſen, daß in ihren Gebieten beſonders viele Untertanen 
in fremde Dienſte traten !). Das war auch tatſächlich der Fall. Hatten 
ſich die deutſchen Landsknechte aus der erſten Hälfte des Jahrhunderts 
vor allem aus Oberdeutſchland rekrutiert, fa kam dieſes Gebiet für 
die Stellung der „reitres”, die ja jetzt den Hauptbeſtandteil in den 
Söldnerſcharen bildeten, kaum in Betracht 2). 

Aus einer Unterredung des bayriſchen Rates Volckamer mit 
Albrecht V. geht hervor, wie der Söldnerreichtum damals geographiſch 
verteilt war?). Im oberrheiniſchen, ſchwäbiſchen, bayriſchen Kreiſe ſei 
nichts Rechtes zu finden, „deren orten der adel mit kriegeriſcher reuterei 
wenig herkumen“. In Böhmen, Schleſien und Mähren gäbe es zwar 
Reiter, aber die ließe der Kaiſer wegen drr Türkengefahr nicht fort“). 


In Jülich ie der Adel „zu jebigem bd A ſonderlich des 


1) Siehe oben die brandenburgiſche Inſtruktion von 1576, 1578, 1582 und 
die braunſchweigiſche von 1594. 

2) Z. B. Götz, Briefe und Akten zur Geſchichte des 16. ä 
Bd. V, S. 905. 

3) Götz, a. a. O. 

4) Vgl. Breslauer Staatsarchiv Rep. 10, f. 42; Franz von Lauenburg 
ſoll im September 1593 ſeine Werbungen möglichſt entfernt von den kaiſerlichen 
Erblanden vornehmen. 
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ſchießens nit faſt dienlich“ !). In Weſtfalen und den Mainſtiftern 
gäbe eb nur wenige Reiter. 

Geradezu bemerkenswert arm an Söldnern ſcheint Bayern geweſen 
zu ſein, weshalb auf die Ausſagen Volckamers für dieſes Gebiet noch 
näher eingegangen werden ſoll. Zwar ſieht Riezler?) in den Lücken 
der Muſterrollen einen Beweis dafür, daß damals auch in Bayern 
noch nicht die Sitte fremden Kriegs dienſtes erloſchen wäre. Jedoch 
führt er für den Zeitraum von ca. 70 Jahren nur ein Mandat gegen 
das Reislaufen an, während in den ſpäter zu beſprechenden Territorien 
kein ausländiſcher Krieg vorüberging, ohne mindeſtens ein ſolches 
Mandat hervorzurufen. Wenn Riezler nun gar aus dieſem Mandat 
folgert, daß die Schwächung des kriegeriſchen Geiſtes dadurch von oben 
herab gefördert worden ſei, ſo kann es mit dem kriegeriſchen Geiſte 
in Bayern wirklich nicht viel auf ſich gehabt haben. So berichtete 
auch der venetianiſche Botſchafter, daß man nur wenig Bayern in den 
Heeren habe, weil ſie nicht ſo geſchätzt ſeien, wie die anderen Deutſchen. 
Bei der bayriſchen Muſterung von 1554 fanden ſich aus dem ganzen 
Lande nur 764 Adlige ein. 1580 wurde ein Verſuch gemacht, die 
ſtädtiſche Reiterei zu uniformieren, um ſo das Anſehen der bayriſchen 
Kriegsleute zu heben. Selbſt der Herzog ſagte 1593 von ſeinem 
eigenen Volke: der Adel hätte insgemein das althergebrachte „Lob des 
Kriegsweſens eine Zeit hero nicht wenig verloren“. Weder der Lands⸗ 
berger Bund noch das Heer der Liga warben in Bayern. Riezler 
meint, dieſer Zuſtand ſei die Folge einer allgemeinen Verweichlichung 
geweſen. Die Herren ſeien gute „Baccalarii, deren einer kaum eine 
alte Katze zu ſatteln hat“. Die Urſache dafür aber ſei die mangelnde 
Übung der Kräfte; durch ſie ſei die alte Wehrhaftigkeit eingeroſtet. 
Unten wird gezeigt werden, daß es wohl kaum berechtigt iſt, in zu 
geringer Übung die Urſache für die niedrige Söldnerzahl zu erblicken, 
weil gerade der auswärtige Dienſt einem Lande Gelegenheit bot, ſeine 
kriegeriſchen Kräfte zum Ausdruck zu bringen. Somit wird die erſtaun⸗ 
liche Söldnerarmut Bayerns in dieſer klaſſiſchen Zeit des deutſchen 
Reislaufens zu einem wohl bisher noch ungeklärten Faktum. 

Welches waren nun die Territorien, in denen der auswärtige 
Dienſt einen Erſatz für die an ſich mangelnde kriegeriſche Betätigung 


1) Antwort auf Befehl daheim zu bleiben (ſiehe G. v. Below, a. a. O. 
Bd. II, 8, 255). Ebenda: Einige hätten ſich zwar in fremde Beſtallung be⸗ 
geben, die Mehrzahl aber „auch me zu den wagen als zu den reutereien tun 
gewennen“. Siehe auch S. 19: „Etliche aber ganz aus der rüſtung e 
2) Riezler, Geſchichte Bayerns, VI. Bd., S. 137 ff. 
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bot? Auch darüber gibt uns Volckamer Auskunft: die Reiterei war 
in den ſeptentrionalen Gegenden, vor allem in Sachſen, zu bekommen !). 
Zwar behauptet Rommel vom heſſiſchen Adel, daß feine häufigen 
auswärtigen Dienſte den Hauptteil feiner Geſchichte bildeten?). Aber 
ſchon Philipp von Heſſen, der ſeine Knechte noch aus den oberdeutſchen 
Städten bezog, ſchickte ſeine Werber, wenn er Reiter haben wollte, in 
braunſchweigiſche, magdeburgiſche, pommerſche und brandenburgiſche 
Gebiete). Gar zur Zeit der Religionskriege waren dieſe Gegenden 
vor allen anderen bevorzugt. So warb Wolfgang von Zweibrücken 
1569 in Brandenburg, Sachſen, Pommern und zwar vermutlich Reiter, 
in dem auch angeführten Schwaben wahrſcheinlich Knechte“). Graf 
Friedrich von Mömpelgard, der den Kurfürſten Johann Georg von 
Brandenburg um Werbeerlaubnis anging, wurde von dieſem auf 
Mecklenburg und Holſtein verwieſen ?). In braunſchweigiſchen, 
märkiſchen und ſächſiſchen Landen müßten die Reiter aufgebracht werden, 
äußerte Johann Caſimir zu Julius von Braunſchweig, als ſie den 
Plan zu dem anhaltiſchen Zuge faßten ). Die zwei letztgenannten 
Länder nun waren die eigentlichen Bezugsquellen. So meinte Johann 
von Zweibrücken 1588, als die Proteſtanten den Guiſeſchen Einfall in 
Mömpelgard zu rächen ſuchten, die württembergiſchen Werbungen würden 
erfolglos fein, bis der von Stein — ein bekannter Reiteroberſt — 
ſeine Pferde aus Sachſen und Brandenburg zuſammengebracht hätte ). 
Demgemäß bat auch Graf Friedrich von Mömpelgard den Kurfürſten 
Johann Georg, Stein in ſeinem Lande die ſtattliche Anzahl von 
1000 Pferden werben zu laſſen. Als bei dem Zuge, den Chriſtian 
von Anhalt 1591 unternahm, davon die Rede war, daß die Truppen 
mit der Art der Beſtallung unzufrieden ſeien, wurde nur von Söldnern, 
die in Sachſen und Brandenburg geworben waren, geſprochen 5). 
Daß ſächſiſche Untertanen auf den Werbeplätzen auch tatſächlich in reich⸗ 
licher Zahl vorhanden waren, läßt z. B. die Außerung des ſächſiſchen 
Rates Paul vermuten, er hoffe, Auguſt würde ſeine Leute den Prote⸗ 


1) Götz, a. a. O. 

2) Rommel, Neuere Geſchichte von Heſſen, Bd. V, S. 661, Anm. 154. 

8) Paetel, Die Organiſation des heſſiſchen Heeres unter Philipp dem 
Großmütigen. Berliner Diſſertation, 1897, S. 786. 

4) Häberlin, a. a. O. Bd. 8, S. 2. 

5) B. St. Rep. 39, f. 42. 

6) B. St. Rep. 39, f. 44. 

7) Joh. Caſ. III, Nr. 119, 21. Jan. 1588. 

8) Joh. Caſ. III, Nr. 545, 12. Mai 1591. 
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ſtanten ſo wenig verſagen, als er es den Guiſen gegenüber getan 
habe ). Dieſe Zuſammenſtellung zeigt, daß im weſentlichen Nord- 
deutſchland und unter den norddeutſchen Territorien wieder vor allem 
Sachſen und Vrandenburg als ſöldnerreiche Gegenden galten. 

Wir wollen die Kurmark Brandenburg hier noch näher darauf⸗ 
hin betrachten. Schon im 14. Jahrhundert hatten die Brandenburger 
ſich des auswärtigen Dienſtes befleißigt?). 1569 ſagte auch Joachim II., 
daß fremde Kriegsdienſte „nach dem Muſter der Deutſchen überhaupt 
und der Brandenburger insbeſondere wäre“ ). Es ſcheint vom erſten 
bis zum letzten der bekannten Züge keiner ſtattgefunden zu haben, an 
dem der brandenburgiſche Adel unbeteiligt geblieben wäre. Vermutlich 
ſind ſchon im erſten Zuge 1562 brandenburgiſche Untertanen mit⸗ 
gezogen“). Für den zweiten franzöſiſchen Religionskrieg läßt ſich wohl 
dasſelbe annehmen. Denn unter den guiſiſchen Werbern befand ſich 
damals der Reiteroberſt Ernſt von Mandelsloe ?), und deſſen ſpätere 
Auseinanderſetzungen mit dem Kurfürſten Johann Georg zeigen, daß 
er die Mark Brandenburg als Werbegebiet beſonders bevorzugte. Da 
Auguſt von Sachſen im ſelben Jahre dem Prinzen von Coligny ver⸗ 
ſprach, den für Coligny geworbnen Reitern den Durchzug durch fein 
Land zu geſtatten “), fo find wir bei der damaligen Abhängigkeit der 
brandenburgiſchen Politik von der ſächſiſchen berechtigt, im Jahre 1567 
auch hugenottiſche Werbungen in der Mark zu vermuten. Vom dritten 
franzöſiſchen Religionskriege an iſt es uns möglich, die Adligen, die 
Märker warben und führten und die zum Teil ſelbſt Märker waren, 
namentlich anzuführen. In dem Heere Wolfgangs von Zweibrücken 


1) Joh. Caſ. II, Nr. 381. 

2) Spangenberg, Hof- und Centralverwaltung der Mark Brandonburg 
im Mittelalter, S. 482. Für die Zeit Joachims I. vgl. auch F. Priebatſch, 
Die Hohenzollern und der Adel in der Mark Brandenburg. Hiſtoriſche Zeit⸗ 
ſchrift Bd. 88, S. 227. 

3) Pauli, a. a. O. III, S. 86. 

4) Das brandenburgiſche Mandat gegen auswärtigen Dienſt von 1562 
— 8. St. Rep 24, E. 2. Der Analogieſchluß von der Vergeblichkeit ſämtlicher 
ſpäterer Mandate auf die Wirkſamkeit dieſes erſten ſcheint mir berechtigt. 
Immerhin vgl. S. 353 Anm. 4. Die Werbungen Johann Wolfgangs von 1563, 
auf die ſich das Mandat von 1563 bezog, führten zu keinem Zuge = B. St. 
Rep. 39, f. 35. 

5) Vgl. über ihn: Das Stammbuch Davids von Mandelsloh, herausgegeben 
von Lütgendorff, S. XXX. Sein Geſchlecht ſtammte aus Neuſtadt a. d. Ruhme, 
in der heutigen Provinz Hannover. Über Mandelslohs Werbungen im e 
1567 ſ. Kluckhohn, a. a. O. II, S. 128. 

6) Kluckhohn, a. a. O. II, S. 129. 
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1568/69 führte der Märker Johann von Buch die erſte Fahne des 
dritten Haufens 1); für Nicolaus von Kroſigk?) und Heinrich von 
Kirchberg ®), die ebenfalls an dem Zuge teilnahmen), laſſen ſich mehr⸗ 
fach kurmärkiſche Beſtallungen nachweiſen, wir können deshalb an⸗ 
nehmen, daß beide in Brandenburg Werbungen vorgenommen haben 
werden. 1575 bei dem zweiten Zuge Johann Caſimirs gegen das 
franzöſiſch⸗königliche Heer iſt Mandelsloe in der Oberſtenliſte Heinrichs III. 
zu finden ). Die entgegenkommende Antwort, die damals Johann 
Georg dem Könige Heinrich III. zugehen ließ, als dieſer ihn um Ge⸗ 
ſtattung von Werbungen in der Mark bat, läßt vermuten, daß 
Mandelsloe der Führer eines brandenburgiſchen Kontingents war “). 
In dem hugenottiſchen Heer ritt Buch als Oberſter, neben ihm war 
Heinrich von Stein zum Obriſten beſtallt 7). Iſt letzterer auch kein 
Brandenburger, ſo haben wir doch oben geſehen, daß beide ihre Truppen 
aus Sachſen und Brandenburg zu beziehen pflegten. Es iſt daher 
berechtigt, ſo oft ihre beiden Namen vorkommen, auch auf eine zahl⸗ 
reiche Anweſenheit von Sachſen und Brandenburgern zu ſchließen, da 
ja Oberſtenbeſtallungen damals auf 1000 Reiſige zu lauten pflegten 8). 
Einer der Rittmeiſter Buchs war der Brandenburger Heine Pfuel?), 
und deſſen Leutnant Iſaac Kracht war ebenfalls ein Märker 10). An 
dem Zuge, den Johann Caſimir 1578 nach den Niederlanden unter⸗ 
nahm, waren Stein und Buch mit je 1500 Pferden beteiligt 11), 1583 


1) Menzel, Wolfgang von Zweibrücken, S. 518. Vgl. über Johann 
v. Buch: (Sefd. des adligen Geſchlechts der von Buch. Prentzlau 1784. Joh. 
v. Buch ſtammte aus der Stolpeſchen Linie, die bis zur Übernahme der Mark 
durch Friedrich II. in pommernſchem Lehnsverhältnis war. Die Familie hatte 
Beſitzungen in der Altmark, der Uckermark, Mecklenburg und der Neumark. 
2) Lexikon aller Helden III, S. 274. Er war 1589 in Johann Georgs Be⸗ 
ſtallung. Vgl. B. St. Rep. 39, f., 1587 desgleichen, ſ. B. St. Rep. 9 a, als Rittmeiſter. 
3) Lexikon aller Helden II, S. 357; war 1587 in Joachim Friedrichs, 1589 
in Johann Georgs Beſtallung als Oberſter, = 8. St. Rep. 24 E. 2 und E. 5, fase. 7. 
au hierüber auch Rep. 9 A. | 
4) Häberlin, a. a. O. Bd. 8, S. 10. 
5) B. St. Rep. 39, f. 36. 
6) Ebenda. 
7) Dohna, a. a. O. S. 15. 
8) Siehe Jany, Beiträge zur Geſchichte des preußiſchen Heeres, Anfänge 
der alten Armee, 1. Teil; Rittmeiſter lauteten auf 3—400 Reiſige. 
9) Heldenlexikon III, S. 158, und Rep. 9, A. 1583 ünd 1586 als Ritt⸗ 
meiſter beſtallt. Vgl. hierüber auch Rep. 24, E. 5, fasc. 7. 
10) Heldenlexikon II, S. 322 und Rep. 9 A als Rittmeiſter, desgl. 1597 
als Oberſter genannt. 
11) Dohna, a. a. O. S. 17; vgl. auch Joh. Caſ. I, Nr. 144. 
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im kölniſchen Krieg war wieder Hans Buch mit ſeinen brandenburgiſchen 
Reitern zu finden!). 1587 verpflichtete er ſich, Heinrich von Navarra 
3000 Reiter zu ſtellen?); zu feinen Rittmeiſtern gehörte ſein eigner 
Sohn Hans; der unter Buch reitende Klott war auch in branden⸗ 
burgiſcher Beſtallung 8), während damals Mandelsloe einen anſehnlichen 
Haufen von Brandenburgern zu Gunſten Heinrichs III. warb“). Kaum 
war Buch aus dem unglücklichen Feldzug von 1587 in die Pfalz 
zurückgekehrt, ſo ließ er ſich ſchon wieder in dem mömpelgardſchen 
Feldzug brauchen, und Stein wurde nach Sachſen und Brandenburg 
zur Aufſtellung neuer Kontingente entſandt s). 1590 iſt der Oberſt 
Sannen, der 86 in brandenburgiſcher Beſtallung war, als Obriſter 
unter Parma nachweisbar s). Daß ſich an dem Zuge Chriſtians von 
Anhalt 1592 der märkiſche Adel in überaus ſtarker Zahl beteiligte, 
lag bei der damaligen Politik Johann Georgs nahe“). Außer Hans 
Buch gehörten hier Heine Pfuel und Iſaac Kracht zu den Befehls⸗ 
habern ?). Pauli nennt noch?) die Märker Friedrich von Bülow, 
Caſpar von Röder 1%), Wolfgang Ernſt von Putlitz!) und Statius 
von Honsperg 12). Jedoch nicht nur die Namen der Führer weiſen 
auf die Zahl der Werbungen hin, die in den brandenburgiſchen Ländern 
vorgenommen wurden. Die Mandate, die, wie wir noch ſehen werden, 
auch nach dem Jahre 1562 bei faſt allen folgenden Hilfszügen ins 
Ausland erlaſſen wurden, laſſen die Beteiligung ı von Märkern an 


1) Dohna, a. a. O. S. 42. 

2) Joh. Caf. III, Nr. 83, Sept. 87. Es wurden allerdings nur 1000 bis 
1200 aufgebracht. Paulis Angabe über 21 Cornetten = 6000 ſtimmt nicht. 
J) Joh. Caſ. III, Nr. 37, 2. Mai 1587, und die Notiz Heldenlexikon I, 
S. 323. N ö 

4) B. St. Rep. 39, f. 53 und 58. 

5) Joh. Caſ. III, Nr. 119, 21. Jan. 1588. 

6) B. St. Rep. 11, 184 Nds. Kr. fasc. 4. Mai 1590; 1586 als Obriſter 
in Joh. Georgs Beſtallung, Rep. 24 E, 5, fasc. 7; vgl. auch Rep. 9 A. 
| 7) In Sachſen gar war die Ritterſchaft wider ihren eigenen Willen zu 

dieſem Zuge genötigt worden. Joh. Caſ. III, Nr. 625, Anm. 1. 

8) B. St. Rep. 39, f. 48. 

9) a. a. O. III, S. 268. 

10) Als Rittmeiſter Chriſtians von Anhalt genannt, B. St. Rep. 21 A, 
Alt⸗Ruppin V, Varia, Nr. 4. 

11) Als Rittmeiſter Johann Georgs beſtallt 1583; ſiehe B. St. Rep. 9A; 
vgl. auch Rep. E. 5, fasc. 7. 

12) Als Rittmeiſter Johann Georgs aufgeführt; vgl. Heldenlexikon I, S. 181, 
ebenfalls als Chriſtians Rittmeiſter genannt B. St. Rep. 21 A, Alt⸗Ruppin V, 
Varia. Nr. 4. 
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dieſen Unternehmungen vermuten. Wenn ferner der brandenburgiſche 
Kurfürſt vielfach in den Beſtallungen des einheimiſchen Adels die 
Grlaubnis erteilte, auch fremde Dienſte anzunehmen, fo kann die Ur⸗ 
ſache hierfür nur in der Tatjache. gefucht werden, daß dieſer Adel ſich 
eben vielfach auch außer Landes anwerben ließ !). 

Stein, Mandelsloe und Buch, vor allem die beiden letzteren, ſind 
die ganzen Jahre hindurch eine immerwiederkehrende Erſcheinung in 
allen dieſen Hilfserpeditionen. Von Mandelsloe ſagt ſein Biograph, 
daß er 40 Jahre hindurch fünf franzöſiſchen Königen gedient habe. 
Buch hat von 1568 an bei keinem Zuge gefehlt. Er hatte ſich einer 
Anzahl von Adligen verſichert, „die allezeit unter Hans Buchen pflegten 
zu reiten“ 2). Um dieſen feſten Kern fanden ſich dann die andern, die 
einen Zug zu machen wünſchten, zuſammen. Die Erwartungen, die 
man in ihn als Werber ſetzte, waren offenbar beſonders groß. 
Wenigſtens hieß es 1587, daß „ſelbſt Buch“ nicht die gewünſchte Zahl 
von Reitern zuſammenbrachte ). Betrug der übliche Gehalt der Befehls⸗ 
haber 2000 —3000 Taler, fo erhielt Buch „mindeſtens 3000 Kronen“ ). 
Wie groß das Anſehen von Stein und Buch war, können wir z. B. 
auch einer Erzählung des Hans von Schweinichen entnehmen. Der 
Herzog von Liegnitz verbot ihm zu ſeinem größten Bedauern, bei 
Johann Caſimir eine Beſtallung anzunehmen. Da ſah er die letzte 
Möglichkeit, doch noch ſeinen Wunſch zu erfüllen, darin, daß ſich „Stein 
und Buchok“ bei feinem Herrn für ihn verwandten). Als Johann 
Caſimir die Abſicht hatte, zur Partei der Liga überzugehen, verſicherte 
er ſich zuerſt der Oberſten Stein und Buchs). Auch wenn kein Zug 
vorlag, ſo blieb doch Johann Caſimir mit ihnen in Verbindung. So 
ließ er bei Gelegenheit des Augsburger Reichstages 1582 durch ſeine 
Geſandten einen Gruß an ſie beſtellen, und ſie ließen ihm ſagen, daß 
ſie auf ferneres Zuſchreiben warteten ). 

Aus der geſamten Darſtellung ergibt ſich, daß Brandenburg durch 
die auswärtigen Kriege in hervorragender Weiſe in Mitleidenſchaft ge⸗ 
zogen wurde 8). Es ſteht alſo zu vermuten, daß es für die Frage, 


1) Bal. B. St., in den hier zitierten Akten passim. 

2) Dohna, a. a. O. S. 13. Daß er ſelbſt Leute in. Wartgeld gehabt 
hätte, habe ich nicht gefunden. 

3) Joh. Caſ. III, Nr. 83. 

4) Ebenda Nr. 73. 

5) Oſterley,, Denkwürdigkeiten von Hans von Schweinichen, S. 87 (1576). 

6) Joh. Caſ. III, Nr. 220, Mai 1580. 

7) Joh. Caſ. I, Nr. 368. | 

8) Es iſt wohl kaum denkbar, zahlenmäßig zu beweiſen, in welchem Um⸗ 
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wie ſich der auswärtige Dienſt innerhalb des deutſchen Territoriums 
geſtaltete, beſonders reiches Material bieten wird. Dieſer Umſtand be⸗ 
rechtigt uns, in der folgenden Unterſuchung vor allem brandenburgiſche 
Verhältniſſe zu Grunde zu legen. Immerhin ſollen in Fällen, wo die 
bisher von mir eingeſehenen brandenburgiſchen Akten nicht ausreichten, 
ſowie zum Vergleich auch andere Territorien herangezogen werden. 


2. Der Adel und der auswärtige Kriegsdienſt 


Es ſcheiden hier die Territorien aus, in denen, wie eben in der 
Pfalz, der Landesherr von ſich aus Hilfsexpeditionen ins Ausland zu 
veranſtalten ſuchte. Vielmehr handelt es ſich in der Mark und den 
andern zum Vergleich herangezogenen Territorien um die Dienſte eines 
Adels, deſſen Fürſten politiſch neutral waren und der ſich nicht auf 
Wunſch des Landesherrn, ſondern aus eigener Abſicht in ausländiſche 
Kriege begab. Das muß für die folgende Betrachtung e di 
werden. 

Zunächſt liegt die Frage nahe, warum der Adel in ſo doc 
Menge fremde Kriegsdienſte annahm. Hierfür iſt wohl in erfter Linie 
ſeine damalige wirtſchaftliche Notlage als Urſache anzuſehen. Es iſt 
hier nicht der Ort, auf die zum Teil auch militäriſchen Gründe ein⸗ 
zugehen, die für die Verſchlechterung der Lage des Adels in dieſer 
Zeit angegeben worden find’). Es genügt für uns, feſtzuſtellen, daß 
dieſe Notlage vorhanden war. Die Tatſache, daß zu dieſer Zeit das 
Bauernlegen zuerſt geſetzlich geregelt wurde?), beweiſt, daß die Ver⸗ 
hältniſſe des Adels einer dringenden Beſſerung bedurften. Wenn ferner 
damals Geſetze erlaſſen wurden, die dem Adel verboten, kaufmänniſche 
Geſchäfte zu treiben, ſo iſt daraus wohl kaum der Schluß zu ziehen, 
ie die Anſchauung über das, was dem Adel ſtandesgemäß ſei, ſich 


a — — 


fange in Brandenburg für das Ausland geworben wurde, da die Zahlen der 
Chroniken meiſt zu hoch ſind, die Beſtallungen der Oberſten nur die gewünſchte 
Geſamtzahl der Pferde angeben, die Rittmeiſterquittanzen über die tatſächlich 
aufgebrachten Söldner aus den einzelnen Territorien größtenteils verloren ſind 
und ſich auch häuſig die Herkunft der namentlich angeführten nicht feſt⸗ 
ſtellen läßt. 

1) Odebrecht, Die Verhältniſſe des märkiſchen Adels im 16. und 17. 
Jahrhundert (Märkiſche Forſchungen II) S. 338 ff. 

2) Großmann, Die gutsherrlich⸗bäuerlichen Verhältniſſe in der Mark 
Brandenburg vom 16. bis zum 18. Jahrhundert (Staats: und ſozialwiſſenſchaft⸗ 
liche Forſchungen, Bd. 9), S. 16 ff. Brinkmann, Wuſtrau, Wirtſchafts⸗ 
und Verfaſſungsgeſchichte eines brandenburgiſchen Rittergutes, S. 26. 
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gegen früher verändert hätte !). Sondern auch daraus ſcheint im 
weſentlichen die Notlage des Adels zu ſprechen. Nach Odebrecht 
hätten die franzöſiſchen Religionskriege dem überſchüſſigen Adel, der in 
der Heimat keinen Unterhalt mehr fand, nur einigen wenigen Abzug 
verſchafft, und ſeine „einzige Rettung“ davor, „den unterſten Ständen 
der Geſellſchaft gleich zu werden“, wäre für ihn außer dem Roden und 
dem Bauernauskaufen der Dreißigjährige Krieg geweſen?). Wir haben 
jedoch geſehen, daß die auswärtigen Dienſte des Adels auch ſchon in 
der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts einen beträchtlichen Umfang 
angenommen hatten. Hält man denſelben mit der wirtſchaftlich be- 
drohten Exiſtenz des Adels eben in jener Zeit zuſammen, ſo läßt ſich 
der Gedanke, daß zwiſchen beiden ein urſächlicher Zuſammenhang be⸗ 
ſtand, ſchwer abweiſen. Man wird vielmehr zugeben müſſen, daß auch 
ſchon die franzöſiſchen Religionskriege den Adeligen eine nicht un⸗ 
bedeutende Hilfe geleiſtet haben. Früher hatte das Raubritterweſen 
die pekuniäre Notlage des Adels gemildert ?). In unſerer Zeit winkte 
ihm ſtatt deſſen die Möglichkeit, durch fremdländiſchen Kriegsſold zum 
Wohlſtand zu gelangen. Hans Buch klagte, daß er durch Gutskauf 
und Bürgſchaft tief in Schulden geraten ſei, als er um erneute Er⸗ 


1) Winter, Die märkiſchen Stände zur Zeit ihrer höchſten Blüte. Zeitſchr. 
für preußiſche Geſchichte und Landeskunde, Bd. 19, S. 258, Anm. 
; 2) Odebrecht, a. a. O. 

3) F. Priebatſch, a. a. O. S. 227. Ferner: Schotte, Fürſtentum 

und Stände in der Mark Brandenburg unter der Regierung Joachims I., S. 101. 
Treuſch v. Buttlar („Der Kampf Joachims J. von Brandenburg gegen den 
Adel ſeines Landes“) behauptet zwar, daß dem Raubritterweſen ein prinzipieller 
Gegenſatz zwiſchen Adel und Fürſt zu Grunde liege. Schotte widerlegt das 
mit der Begründung, daß die Stände in dieſer Frage auf Seite des Kurfürſten 
geſtanden hätten, der ſchloßgeſeſſene Adel hätte zu jener Zeit bereits die Groß⸗ 
gutswirtſchaft begonnen oder ſich in Beamtenſtellung befunden, ſo daß nur der 
arme Adel Straßenräuberei getrieben hätte. Seine wirtſchaftliche Notlage 
hätte ihn dazu gebracht. Dieſe Beobachtung Schottes läßt es wertvoll erſcheinen, 
die wirtſchaftlichen Verhältniſſe der einzelnen Märker, die im ſpäteren 16. Jahr⸗ 
hundert häufig als Söldnerführer auftraten, feſtzuſtellen. Würde ſich erweiſen, 
daß auch ſie der Mehrzahl nach zum armen Adel gehörten, ſo würde der große 
Umfang, den der auswärtige Dienſt der Märker in der zweiten Hälfte des 
16. Jahrhunderts angenommen hat, als die direkte Fortſetzung des Raubritter⸗ 
weſens aus der erſten Hälfte des Jahrhunderts anzuſehen ſein. Man würde an⸗ 
nehmen müſſen, daß die wirtſchaftliche Notlage des Adels während des ganzen 
Jahrhunderts beſtand, daß aber der gleiche Zuſtand zu verſchiedenen Zeiten ver⸗ 
ſchiedenen Ausdruck fand. Nachdem der Straßenraub durch die Energie Joachims I. 
unterdrückt worden war, äußerte ſich die pekuniäre Bedrängnis in der ſtarken 
Beteiligung des Adels an fremden Kriegen. | | 
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laubnis zu einem . Zuge bat 9. Er hätte die gute Gelegen⸗ 
heit der franzöſiſchen Beſtallung nicht gerne verpaßt, meinte Ernſt 
von Mandelsloe, als er wegen unerlaubter Werbungen zur Rechen⸗ 
ſchaft gezogen wurde. 

Es handelte ſich wohl vor allem um Familien mit mehreren 
Söhnen, von denen dem älteſten das väterliche Gut den genügenden 
Unterhalt bot, während die anderen ſehen mußten, wie ſie ihr Leben 
friſteten. Ein bezeichnendes Beiſpiel für dieſen Fall bietet uns eine 
Inſtruktion Wilhelms von Heſſen, in der verboten wurde, ſolche Adlige, 
die ſowieſo zum Lehnsdienſt verpflichtet wären, als Söldner, an⸗ 
zunehmen; nur, wenn „zwen oder drei bruder waren, ſoll er den ſo 
in krieg zutziehen pflegt, beftellen“ ©). Aus dem Wortlaut dieſes Bei⸗ 
ſpiels geht hervor, wie häufig es vorkam, und für wie ſelbſtverſtänd⸗ 
lich man es hielt, daß die jüngeren Söhne einer adligen Familie in 
Solddienſt traten. Um in unſerer Zeit einen Beleg für dieſen Zu⸗ 
ſtand zu finden, wollen wir uns bei dem Mangel an märkiſchen 
Familiengeſchichten in dieſer Epoche an die Schickſale der in Ostpreußen 
angeſeſſenen Familie Dohna halten. Es waren im ganzen fünf Brüder. 
Der älteſte, Achatius, bewirtſchaftete den allerdings großen Landbeſitz 
der Familie. Die jüngeren haben ſich in ihrer Jugend alle vier an 
den franzöſiſchen Kriegen beteiligt?), wenn es ihnen zum Teil auch 
ſpäter gelang, als Räte an fürſtlichen Höfen Verwendung zu finden. 

Die Ausſichten ſtudierter Adliger, angeſtellt zu werden, ſcheinen 
damals gut geweſen zu ſein. Wenigſtens laſſen die vielen Angebote, 
die Fabian von Dohna gemacht wurden, und die Stellung, die er und 
ſein Bruder an dem pfälziſchen und däniſchen Hofe einnahmen, darauf 
ſchließen ?). Wenn dennoch mancher das ungewiſſe Kriegshandwerk 
jener ausſichtsreichen Laufbahn vorzog, ſo können wir daraus erkennen, 
daß neben dem Wunſche, zu Gelde zu kommen, doch auch die bloße 
Luſt am Kriegsabenteuer den jungen Adligen beſtimmte, ſich anwerben 
zu laſſen. So war es z. B. für den alten Schweinichen zweifellos vorteil⸗ 
haft, auf den Vorſchlag des Biſchofs von Logau einzugehen, und ſeinen 
Sohn von ihm ausbilden und anſtellen zu laſſen ). Aber es ging 
wohl nicht Hans von Schweinichen allein ſo, daß er froh war, als er 


1) B. St. Rep. 39, f. 58, 18. April 1587. 

2) B. St. Rep. 39, f. 58, 20. Sept. 1587. 

3) Paetel, a. a. O. S. 74 Anm. 269: das „pflegt“. 
4) Dohna, a. a. O. S. 5. 

5) Siehe Dohna, a. a. O. 
‚9 Schweinichen, a. a. O. S. 22. 


—. 
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wieder von der Schulbank herunter konnte ). Im olfgenieinen zog eben 
der damalige deutſche Adel einen „ehrlichen Zug“ allen anderen Beſchäfti⸗ 
gungen vor. Er liebte es nicht, „ſtets zu Haus auf der Luderbank zu 
liegen“; aber „wie andere Bauern hacken und roden zu müſſen“, geſiel 


ihm auch nicht?). Denn nicht nur der Wunſch, zu Gelde zu kommen, 
trieb ihn zum Kriegs dienſt, war es doch verlockend, „ſich etwas zu erobern 
und für ſich zu bringen“, ſo wird vielfach doch auch die große Freude 


am Wagnis mitgeſprochen haben. Nur zeitgenöſſiſche Aufzeichnungen 


können vergegenwärtigen, wie ſehr mancher vom Adel mit ſeinem ganzen 
Herzen an einem ſolchen Zuge hing. Da leider über keinen der mürki⸗ 
ſchen Söldner biographiſche Notizen vorhanden ſind, ſo müſſen wir 
uns wieder an die Lebensbeſchreibungen des Oſtpreußen Dohna und 
des Schleſiers Schweinichen halten. Als Dohna von Johann Caſimirs 
Zug nach den Niederlanden gehört hatte, da litt es ihn nicht mehr auf 


dem preußiſchen Gute. „Dieſe Rede ging mir ſehr zu Oembte und 
kunnte derſelbe aus meinen Gedanken weder Tag noch Nacht los 
werden, ſaße zu Carwinden in der großen Stube vor dem Schorſtein 


gantz betrübet ... 3). Die gleiche Begeiſterung für einen ſolchen Zug, 
den auch Johann Caſimir unternahm, zeigte Hans von Schweinichen. 


Als er ſeine Beſtallung in Händen hatte, ſagte er von ſich, daß er 


„ſich gänzlich entfegte aus Urſachen, daß er fein Glück in Händen 
hätte“, und weil der Herzog von Liegnitz die Beſtallung nicht ge⸗ 
nehmigte, geſtand er: „Ging alſo mein Verhoffendes Glück wieder 
hinweg“). Es gab wohl Territorien, auf welche die Schilderung 
Stenzels von dem gänzlich kriegsentwöhnten Adel paßte 5). Aber 
er durfte dieſe Vorſtellung nicht auf die ee und öſtlichen 
Territorien . 9 


1) Ebenda S. 21: „Hatte ich mehr Luft zu Reiterei als zu Büchern und ö 


war mein Herz mehr dazu geeignet als zu fleißigem Studieren“. 

2) Braunſchweig⸗ Müller, S. 43, Anm. 3. 

3) Dohna, a. a. O. S. 13. Es handelte ſich um den Zug nach den 
Niederlanden 1578. | / 

4) Schweinichen, a. a. O. S. 87 u. 88. 

5) Siehe oben „Werbegegenden“. 

6) Stenzel. Die deutſche Kriegsverfaſſung, S. 285. Auf feine Aus- 

führungen geſtützt, behauptet Lamprecht, daß infolge des Verſchwindens des 
kriegeriſchen Geiſtes „eine reichsgeſetzliche Beſtimmung (= 1570)... den Kriegs⸗ 


dienſt geradezu und offenbar mit Erfolg verbieten kann“. (Lamprecht, Deut⸗ 


ſches Wirtſchaftsleben, I, 2, S. 1300 Anm. 2. Meine obigen Ausführungen, 

Teil I, S. 292 f. und insbeſondere S. 304/5 und Teil II, „Werbevorgänge in der 

Mark Brandenburg erübrigen eine beſondere Widerlegung dieſer ö 
Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXXII. 2. 
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Neben den zwei bisher genannten Motiven iſt noch ein drittes zu 
berückſichtigen, deſſen Borhandenſein meiſtens beſtritten wird. Bezold 
glaubt nämlich in dem Reislaufen jener Jahre ein Zeichen dafür zu 


ſehen, daß die religiöſe Leidenſchaft der deutſchen Glaubenskämpfe noch 


nicht ganz. verflogen ſei ). Aber er ſelbſt führt ſchon an, daß der 
häufige Parteiwechſel, z. B. auch die Tatſache, daß ſelbſt Johann 
Caſimir und mit ihm die märkiſchen Oberſten einmal bereit waren, zu 
Heinrich III. überzugehen, dagegen ſprächen. Der eine Schulenburg, 
von dem geſagt wird, daß er aus Teilnahme für ſeine Glaubensbrüder 


den Hugenotten zu Hilfe gezogen ſei!), kann nicht als Norm angeſehen 


werden, denn er fiel durch ſeine Reiſen und ſeine Bildung ganz aus 
dem Rahmen der übrigen märkiſchen Standesgenoſſen. Ebenſowenig 
aber läßt ſich das Vorgehen des Fürſten Hans Georg von Veldenz an⸗ 
führen, um das Gegenteil, die Gleichgültigkeit der Söldner der Kon⸗ 


feſſion gegenüber zu beweiſen. Diefer Fürſt bemühte fich faſt in einem 


Atem in England und bei Wilhelm von Oranien, in Wien und bei 
Alba um Aufträge, aber er wurde ſelbſt in jener Zeit, die durchaus 
gewöhnt war, über einen mehrfachen Parteiwechſel hinnngzuſehen, von 
vielen ſeiner Zeitgenoſſen ſchon mit Verachtung behandelt. Neben 
dieſen Extremen wollen wir für dieſe Frage auch noch das Urteil der 
engliſchen Räte heranziehen, die damals an deutſchen Höfen Gelegen⸗ 
heit hatten, in dieſe Verhältniſſe Einblick zu gewinnen. So berichtet 
1567 der engliſche Geſandte nach London, daß die meiſten Adligen mehr 
aus Habſucht als der Religion wegen nach Frankreich zögen ?). Im 
Gegenſatz dazu wird 1568 nach London gemeldet, daß mit Ausnahme 
von 1500 Reitern, die der Herzog von Braunſchweig Alba zuführte, 
alle übrigen Edelleute Wilhelm von Oranien bevorzugten, „some for 
. kindred, some for religion“). Wir find wohl berechtigt, dieſen 


engliſchen Räten eine gewiſſe Urteilsfähigkeit zuzugeſtehen. Trotzdem 


dürfen wir die Urteile ihrer allgemeinen Faſſung wegen nicht zu hoch 
bewerten. In einem Bericht vom Jahre 1577 fällt auf, daß in einem 
Truppenangebot, das damals der Königin von England gemacht wurde, 


ein deutſcher Fürſt die Bedingung ſtellt, nicht gegen die Inquiſition | 


1) Bez., Bdsr. S. 27. Joh. Caſ. I, Nr. 220, Mai 1580, andere Bei- 
ſpiele bieten noch: Joh. Caſ. I, Einleitung, S. 157, Anm. 2 und Joh. Caſ. III, 
Nr. 77. : 
2) Schmidt, Die Schulenburgs, a. a. O. III, S. 311. a 

3) Calendars of State Papers (abgekürzt: Cal. of St. P.), Bd. 1566— 68, 
25. Nov. 1567. j 

4) Cal. of St. P. Bd. 1566—68, 29. Juni 1568. 


— 
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gebraucht zu werden!). Ebenſowenig wie hier kann man von völliger 
religiöſer Gleichgültigkeit ſprechen, wenn man die Unternehmungen der 


verſchiedenen Reiterführer im Laufe der Jahrzehnte verfolgt. Selbſt 
wenn wir nur die Oberſten von Buch, Stein und Mandelsloh berück⸗ 


ſichtigten, — bei den fürſtlichen Anführern iſt ein religiöſer Partei⸗ 


wechſel noch ſeltner zu verzeichnen, — ſo zeigt ein Überblick über ihre 


Kriegsdienſte, daß ſie ihrer Religionspartei treu blieben, die beiden 


erſteren den Calviniſten, der letztere den Katholiken, und daß ſie gelegent⸗ 
liche Verhandlungen mit der Gegenpartei ſelbſt nicht ernſt nahmen. Es 
iſt ſchwer, ſich aus den Geſchehniſſen und den einander widerſprechen⸗ 
den Urteilen der Zeitgenoſſen ein klares Bild zu machen. Wir faſſen 


unſern Eindruck aus dieſen verſchiedenen Zeugniſſen dahin zuſammen, 


daß die Religion jedenfalls nicht zu den Urſachen gehörte, die den 


deutſchen Adel zur Beteiligung an den Glaubenskriegen ihrer weſtlichen 


Nachbarn trieb, daß ſie aber oft entſcheidend war bei der Frage, welcher 


Partei man zuziehen ſollte. 


Einen weiteren Grund für den auswärtigen Dienſt führte Heinrich 
von Stein ein, indem er auf eine Abmahnung des württembergiſchen 
Herzogs antwortete, er dürfe als Kriegsmann nicht aus der Übung 
kommen 2). Dieſes Motiv kann erſt dann in ſeiner vollen Bedeutung 


„gewürdigt werden, wenn wir uns klar machen, daß die Kriegsleute 


jener Zeit ihre Ausbildung ja ausſchließlich durch die Züge, an denen: 


ſie ſich beteiligten, erhielten, und jeder, der Söldner warb, ob Fürſt 
oder Feldherr, begreiflicherweiſe altgediente Leute, die viele Feldzüge 


mitgemacht hatten, bevorzugte. Dementſprechend pflegte in den Be⸗ 
werbungsſchreiben, die ein Söldner ſandte, ſorgfältkg die Zahl und 
Art der Züge, die er bereits hinter fit hatte, aufgezählt zu werden ®). 

Schließlich wurde noch des öfteren ein Grund geltend gemacht, 


der im Gegenſatz zu den bisherigen Urſachen nicht in den Adligen 


ſelbſt, ſondern in den obwaltenden Umſtänden lag, durch dieſe aber 
eben auch typiſche Bedeutung erlangt hat. Es findet ſich häufig der 
Hinweis auf rückſtändigen Sold, den man nur mittels eines neuen 


Zuges ausbezahlt erhalten könne. Die Urſache dafür, daß der ver- 
ſprochene Sold nicht ausbezahlt wurde, lag in der allgemeinen Geld⸗ 


not der kriegführenden Parteien. War es ſchon ſchwer, das erſte 


0 


1) Cal. of St. P. Bd. 1577 —78, 18. Juli 1577. 
2) Joh. Caſ. II, Nr. 164. 
3) Vgl. z. B. Cal of St. P. Bb. 157778, 13. Juli 77, ferner unten 
S. 347f. 
22 * 
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Antvitt⸗ und Laufgeld zufammenzubringen !), jo war es faſt die Regel, 
daß im Laufe des Feldzugs ein Monatsfold nach dem andern rück⸗ 
ſtündig wurden?). Roch 1586 mahnten die deutſchen collonnels an 
den Sold aus der Expedition von 1567/68 8), und gar die Schulden 
für den 1575 geleiſteten Dienſt zogen ſich wie ein roter Faden durch 
alle Berhandlungen, ſowohl mit den Franzoſen, die neue Werbungen 
veranſtalteten, als mit den deutſchen Obrigkeiten, ſobald dieſelben eine 
Rechtfertigung für das erneute Fortziehen verlangten. Mag es auch 
„ein ſtattlich Werk“ geweſen ſein, das zu ſehen wax, als Hunderte 
franzöfiſcher Kleinodien „zu Oppenheimb auf einem Tiſche ausgebreitet 
lagen“, ſo blieb doch der größte Teil der Soldforderungen, die die 
Befehlshaber von allen Seiten geltend machten, ungedeckt“). Dem⸗ 
gemäß war es 1580 Johann Caſimir ein Leichtes, Stein und Buch 
zum Übertritt auf die Seite Heinrichs III. zu bewegen, denn „ce ne 
point gens, qui veullent jécter le manche Aprés le coignée", wenn 
fie nur „quelq ue assurance et acheminement de payment“ ) ſahen. 
Auch von Johann Caſimir bemerkte der Rat Beutterich bei dieſem Falle 
von 1580, „qu'il n'est pas prest de s'y embarquer, si le désespoir 
de son payment ne l'y fait précipiter“ 6). Als der Kaiſer 1586 
Johann Caſimir wegen eines franzöſiſchen Gerüchtes, daß neue Wer⸗ 
bungen im Gange ſeien, Vorſtellungen machte, erinnerte ihn der Pfalz⸗ 
graf ſelber an die franzöſiſchen Soldrückſtände). Die gleiche Antwort 
erhielt Kaiſer Rudolph von Dohna: auf keine andere Weiſe als durch 
ihre Gegenwart könnten ſie bei Heinrich III. die Auszahlung ſeiner 
Schulden erzwingen ). So meinte auch Joachim Friedrich 1587, man 
wolle nur um der alten Zahlungen willen wider den König ziehen ). 
Dieſe Behauptung findet ihre volle Beſtätigung in der Art, wie Buch 
bei ſeinem erneuten Fortziehen um Erlaubnis nachſucht. Er macht 
nämlich geltend, daß er von ſeinem letzten Zuge nach Frankreich her 

1) Siehe z. B. Dohna, a. a. O. S. 42. Johann Georg lieh Geld, da⸗ 
mit Buch ſeine Reuter fortbringen konnte. 

2) Siehe z. B. Dohna, a. a. O. S. 109: „Selbſtverſtändlich gab es auch, 
ſeit Dohna im Elſaß ſeinen Monatsſold ausgezahlt hatte, keinen Sold mehr.“ 
Das gleiche z. B. 1581, ſiehe Joh. Caſ. III. 

8) Joh. Caſ. II, Nr. 411. ö 

4) Dohna, a. a. O. S. 15. f 

5) Joh. Caſ. I, Nr. 220, Mai 1580. | 

6) Joh. Caſ. I, Nr. 220, Anm. 1. 

7) Joh. Caſ. III, Nr. 333, 4. Jan. 1586. 

8) Häberlin, a. a. O., Bd. 15, S. 15. 

9) Droy ſen, a. a. O. Bd. II, 2, S. 500. 
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einen großen Reſt beim Könige zu gut habe !). Es waren alſo Motive 
mannigfacher Art, die den Adel zum Kriegsdienſt unter fremden me 
taten bewogen. 

Es lag in der Natur des auswärtigen Dienftes begründet, daß 
er ſowohl mit den Pflichten der Adligen gegenüber ihrem Lehnsherrn 
Hals mit deſſen Wünſchen, die ihm über ſeine lehnsherrlichen Berechti⸗ 
gungen hinaus als oberſtem Landesherrn zuſtanden, kollidierten. Wie 
im Reiche die Reichstage den Fürſten, ſo konnten im Territorium die 
Landtage den Ständen Gelegenheit bieten, ihre Wünſche bei der Regelung 
des auswärtigen Dienſtes geltend zu machen. Während es aber auf 
den Reichstagen nur dann zu einer Beſprechung der Werbefreiheit 
kam, wenn die Stände damit einen Punkt der kaiſerlichen Propofition 
beantworteten, gehörte die Freiheit des Ausreitens auf den Landtagen 
zu den Wünſchen, die die Stände von ſich aus aufſtellten, und deren 
Erfüllung ſie als Belohnung für die Bewilligung fürſtlicher Forderungen 


anſahen. Natürlicherweiſe ſuchten die Stände ſich jede Bewilligung an 


den Fürſten möglichſt hoch abkaufen zu laſſen. Demgemäß beweiſt die 
Tatſache, daß eine Forderung als Landtagsgravamen auftrat, die 
Wichtigkeit, die ſie für die Stände hatte. Die Frage, ob denn der 
auswärtige Kriegsdienſt wirklich von einſchneidender Bedeutung im 
Leben des Adels geweſen iſt, wird ſich daher noch beſſer, als es oben 
geſchehen iſt, beantworten laſſen, indem feſtgeſtellt wird, ob der Adel 
ihn zum Gegenſtand landſtändiſcher Verhandlungen machte. 

Es ſpricht für die hohe Bedeutung, die die Erlaubnis zum aus⸗ 
wärtigen Dienſt in ſich ſchloß, daß dies allenthalben der Fall war. 
So fand ſich unter den Gravamina der Jülicher Ritterſchaft im Jahre 
1574 u. a., angeregt durch ein herzogliches Mandat, der Wunſch „daß 
fie meniglich tienen mögen“; da ja Jülich reichsunmittelbar ſei und 
ſie weder gegen das Reich noch gegen ihr Vaterland ziehen würden, 
„ſo wollen die von der ritterſchaft ſich gänzlich vertröſten, ſie ſollen 
derſelben (der Erlaubnis) ſich zu erfreuen haben“ 2). Das gleiche ver⸗ 
langte die Jülichſche und die bergiſche Ritterſchaft im Jahre 15779), 
und auch in den ſtändiſchen Verhandlungen von 1587 iſt dieſe An⸗ 
gelegenheit noch einmal zur Sprache gekommen). Die Verhandlungen 
hatten immer das Reſultat, daß der Herzog das Ausreiten unter 
gewiſſen enmgungen geſtattete. Auch in Heſſen N die Ritter⸗ 


1) B. St. Rep. 39, f. 58. Er ſtammte von dem Zuge von 1575. 
2) Jülich⸗Berg II, S. 219. 

3) Ebenda II, S. 261 u. 276, 7. Nov. 77. 

4) Ebenda S. 884, 2. Juni 87. 
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ſchaft, zunächſt im Jahre 1583, dann in Hinſicht auf die Vorſchrift 
des letzten Regensburger Reichstages noch einmal 1594, die Berechtigung 
zum auswärtigen Dienſte zu erlangen, und die Landesfürſten „wollen 
dem nachdenken“ ). Die hannoverſche Ritterſchaft ließ ſich, indem fie 
die Frage zum Gegenſtand landſtändiſcher Beratung erhob ), in dieſer 
Zeit ebenfalls ihr Recht auf auswärtigen Dienſt beſtätigen. In 
Braunſchweig, wo das Werbeverbot beſonders ſtreng gehandhabt worden 
war?), ſcheint der Fall eingetreten zu ſein, daß die Stände die Er⸗ 
laubnis zum auswärtigen Dienſt mit Hilfe der Landtagsverhandlungen 
ſogar geradezu erzwang. Indem ſie zunächſt allerlei verweigerten, was 
dem Herzog von Wichtigkeit war, brachten ſie ihn dazu, ſein Werbe⸗ 


verbot aufzuheben). Auf dem Landtage von 1602 erkannte er 


ihnen von vornherein eine bedingte Beſtätigung ihrer Berechtigung 
zu 5). In der kurſächſiſchen Erledigung der Landesgebrechen von 1612 
mußte der Kurfürſt gar verſprechen, „keinem an ſeiner verhofften Wohl⸗ 
fahrt Hinderung zuziehen zu laſſen“ ). Abgeſehen von dieſem ſächſiſchen. 
Landtage fallen alle anderen hier aufgezählten landſtändiſchen Ver⸗ 
handlungen in die Jahrzehnte, in denen der auswärtige Dienſt des 
deutſchen Adels vor allem durch die . franzöſiſchen und 
niederländiſchen Kriege veranlaßt war. 

Wie ſtand es in dieſer Beziehung mit den landſtändiſchen Ver⸗ 
handlungen in Brandenburg? Auf dem allgemeinen Landtage von 
1540 erreichte es die Ritterſchaft, die Beſtätigung des lange geübten 
Rechtes „außer landes zu verreiten“, zu erlangen”); ſchon früher ein⸗ 
mal war dieſer Wunſch von dem Adel geltend gemacht worden 8). Die 
folgenden Jahre, beſonders die von 1562 — 1592, brachten dann die 
lange Reihe von Mandaten, mit denen die große Beteiligung des 
märkiſchen Adels an den auswärtigen Kriegen eingeſchränkt werden 
follte?). Aber erſt 1593 auf einem Sonderlandtage erſchien in ben, 
Gravamina der Ritterſchaſt als einer der Punkte der auswärtige 
Kriegs dienſt wieder. Der Abſchied erwähnte ausdrücklich, daß „die 


1) Rommel, a. a. O. V, S. 259. | 

2) Spittler, Geſchichte des Kurfürſtentums Hannover. Urkundlicher 
Anhang S. 53, vom Jahre 1553. 

3) Braunſchweig⸗Müller S. 42/43, 

4) Häberlin, a. a. O. Bd. 18, S. 298. 

5) Lünig a. a. O. Bd. 20, S. 305. 

6) Moſer, a. a. O. Bd. 19, S. 167. 

7) Mylius, a. a. O. Bd. VI, 1. Teil, S. 69, Nr. 23. 

8) Winter, a. a. O. Bd. 19, S. 563. 

9) Siehe unten Teil II „Werbevorgänge in der Mark Brandenburg“. 
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Edicta und Verboth ſo derowegen ausgegangen ſeien (dieweil es mit 
den Krieges Läufften und der Zahlung nunmehr faſt gefährlich und 
geſchwinde) Ihnen ſelbſt zum Beſten gemeinet“ ſeien ). Der Abſchied 


des allgemeinen Landtages von 1602 wiederholte ſchließlich unter ſehr 


verſchärften Bedingungen die Erlaubnis 2). Es wurde in der Zeit 
zwiſchen 1540 und 1602 nur ein einziger allgemeiner Landtag gehalten, 
im Jahre 1572. Immerhin iſt es auffällig, daß auf ihm die Frage 
des auswärtigen Dienſtes fehlte, während gerade damals die kurfürſt⸗ 


lichen Verbote die Aufnahme derſelben in die landſtändiſchen Verhand⸗ 
lungen nahe legten“). Handelte es ſich nicht gerade um Brandenburg, 
ſo könnte die Urſache hierfür in der Bedeutungsloſigkeit geſucht werden, 


die die fremdländiſchen Dienſte für die Ritterſchaft des Landes hatten. 
Aber das kann, wie wir oben geſehen haben, für Brandenburg nicht 
zutreffen. Noch zwei weitere Urſachen ließen ſich für jene auffällige 
Tatſache anführen: erſtens hätte der Landesherr trotz ſeiner Mandate 
mit dem auswärtigen Dienſt ſeiner Untertanen im Grunde einver⸗ 
ſtanden ſein können; zweitens wäre es möglich geweſen, daß die 
Mandate nicht Kraft genug beſaßen, um die Ritterſchaft in ihrem Vor⸗ 
haben zu hindern. In beiden Fällen hätte ſich eine Verhandlung der 
Frage auf dem Landtag erübrigt. Wir werden im Folgenden ſehen, 


Vb dieſe beiden Möglichkeiten für die Mark Brandenburg e 


3. Der Landesherr und der auswärtige UNE 
Vorbemerkung 


Zunächſt ſoll hier die Stellung, die der Landesherr bei aus⸗ 
wärtigen Dienſt gegenüber einnahm, betrachtet werden. Wir wollen 
in dieſer Unterſuchung in erſter Linie die Verhältniſſe in der Kurmark 
heranziehen. Doch muß auch hier zuvor noch einmal daran erinnert 
werden, daß es ſich eben in Brandenburg nicht um einen Fall handelte, 
wie er z. B. in der Pfalz vorlag, wo der auswärtige Kriegsdienſt 
ein unentbehrliches Mittel für die auswärtige Politik bildete. Viel⸗ 
mehr hatte die politiſche n Johann Georgs zur Folge, 


1) Mylius, a. a. O. Bd. VI, I, Nr. 55. 
2) Bracht, Die n Verhandlungen unter Joachim Bricrid, 
S. 63. 5 
3) M. Haß, „Die kurmärkiſchen Stände im letzten Drittel des 16. Jahr⸗ 
hunderts“, S. 86, ſagt von den landſtändiſchen Verhandlungen unter Johann 
Georg: „Nicht einmal einen Widerſchein des Feuers erblicken wir, das ſeit langem 
im Weſten entflammt war, nichts vernehmen wir von dem Kampf der Rieber- 
lande, nichts von dem Ringen des franzöſiſchen Calvinismus“. 
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daß die Verbote des Kurfürſten ſich mit feiner im ganzen antikatholiſch 
gefärbten Politik, ſeine etwaige Erlaubnis aber zu hugenottiſchen Hilfs⸗ 
zügen mit ſeinem Wunſche, zum Kaiſer in einem guten Verhältnis zu 
bleiben, nicht vertrugen !). Deshalb dürfen Abſichten der äußeren 
Politik ſeinem Verhalten zu den Werbungen nur in vereinzelten Fällen 
untergeſchoben werden. Das berechtigt uns, dieſe zurückzuſtellen ?), 
und vor allem die Faktoren der inneren Politik zu betrachten, die dem 
Kurfürſten bei ſeiner prinzipiellen Stellungnahme beſtimmt haben. 
Wie man ſich überhaupt davor hüten muß, die Motive für die Hand⸗ 
lungen der Fürſten des ſpäteren 16. Jahrhunderts nur aus den 
politiſchen Verhältniſſen zu erklären, fo gilt dies ganz beſonders von 
Johann N 9.5 


a) Verbote, insbeſondere die Johann Georgs 


Wir wollen nun ſehen, welcher Art die Verbote waren und welche 
Gründe dieſelben veranlaßten. Am häufigſten geſchah die Verweigerung 
des Dienſtes in Form von kurfürſtlichen Mandaten. Sie wendeten 
ſich meiſt an die Geſamtheit der Untertanen“), doch einige waren auch 
trotz des allgemein gehaltenen Inhalts an einzelne Adelige gerichtet, 
die heimlicher Werbungen verdächtig waren ). Einige von den Er- 
laſſen waren ganz allgemein abgefaßt. Sie verlangten nur, ſich „in 
den ſorglichen Leufften anheimzuhalten“ “). In anderen dagegen fanden 
ſich Hinweiſe auf die politiſchen Abſichten der auswärtigen Staaten, 
wie z. B. in dem Mandat von 1585, wo „der Intend des Kardinals 
von Bourbon und der andern katholiſchen Fürſten die Augsburgiſchen 
Konfeſſionsverwandten zu vernichten“, erwähnt waren), und 1587, 
wo die böſen Abſichten des Papftes zum Schreckmittel benutzt wurden > 


r * 


1) Siehe oben Teil I, S. 296 f. 

2) Ihnen wird in der beſonderen Schilderung der Werbevorgänge in der 
Mark Brandenburg Rechnung getragen werden. ’ 

3) Haſſel, a. a. O. S. 48. 

4) B. St. Rep. 24, E. 2: Das Mandat von 1562 Nr. 16, das von 1586 
12. Dez. = Nr. 23, das von 1587 — Nr. 24 und das des Adminiſtrators vom 
15. Aug. 1587 = Nr. 25. | 

5) B. St. Rep. 24, E. 2: Das Mandat von 1563 — Nr. 19, das von 
1575 = Nr. 16, beide an Hans Buch, das vom 31. Mai 1585 — Nr. 20 an 
Wolff Ernſt von Putlitz und Chriſt. v. Sannen und das vom 31. Mai 1585 
Hans Buch = Nr. 21. 

6) Z. B. B. St. Rep. 31, E. 2, Nr. 16 1562. 

7) B. St. Rep. 24, E. 2, Nr. 15. 

8) Ebenda Nr. 25. 
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Außer durch die öffentlichen Mandate geſchah die Verhinderung des 
| Zuzugs auch noch durch Einzelſchreiben des Kurfürſten an die jeweiligen 
Werber. So ſandte z. B. Johann Georg 1587 ein perſönlich abge⸗ 
faßtes Schreiben an Mandelsloe, um ihm das Ausreiten zu verbieten ). 
Eine weitere Form des Verbots bildete ſchließlich die „Abmahnung“, 
welche der Kurfürſt an Ablige ſchickte, die bereits im Beſitze einer aus⸗ 
wärtigen Beſtallung waren. Es gehörte zur Kontrolle, die dem 
Landeshauptmann über die dienſtpflichtigen Perſonen oblag, den Adel 
am Fortzug zu hindern). So wurden 1587 die Landvögte, Haupt⸗ 
und Amtleute angewieſen, ein Verzeichnis derer, die trotz des Verbotes 
ausgeritten ſeien, zu ſchicken. Das Mandat Joachim Friedrichs vom 
Jahre 1587 befahl ſogar ſämtlichen Bewohnern, auf die heimlichen 
patentlojen Werber aufzupaſſen ). Die Abmahnung ſelbſt wurde den 
bereits abgezogenen Befehlsleuten nachgeſchickt. So befahl Johann 
Georg 1569 den nach Frankreich gezogenen Brändenburgern, ihre 
bereits eingegangenen Verpflichtungen binnen 2 Monaten zu löſen. 
Im Kölniſchen Kriege 1583 ſandte der Kaiſer unter Androhung der 
Lehnsentziehung Mandate an ſämtliche Befehlshaber im Heere Johann 
Caſimirs. Sie wurden den Oberſten beſonders zugeſtellt“). Doch 
nur Stein und Walbron gehorchten, während ſich Buch und Dohna, 
die für ihre Lehen nicht zu fürchten brauchten, zu bleiben entſchloſſen 5). 
. Diefe nachträglichen Verbote waren offenbar ein Faktor, mit dem der 
Unternehmer rechnen mußte. So war es Stein möglich, in ſeinem 
Kontrakt mit Johann Caſimir die Bedingung aufzunehmen, daß er 
ſich für den Fall einer kaiſerlichen oder württembergiſchen Ahmahnung 
freie Hand vorbehalte s). In gleicher Weiſe ſcheinen die ausländiſchen 
Unternehmer ſich dazu geſtellt zu haben, da Mandelsloe, um ſich 1587 
wegen ſeines Fernbleibens zu rechtfertigen, dem Könige Heinrich III. 
Joachim Friedrichs Mandate einſchickte ). Weil in ſolchen Fällen die 
Befehlshaber aber meiſt das Anritt⸗ und Laufgeld ſchon empfangen 
hatten, ſo befahl der Landesherr ihnen auch, gleichzeitig mit dem Ver⸗ 
zicht auf die fremde Beſtallung ebenfalls die ſchon erhaltene Summe 
zurückzugeben ). Das war an ſich nichts ſeltenes, ſondern es gehörte 


1) B. St. Rep. 39, 58 18. April. 

2) Iſaacſohn, Geſch. d. preuß. Beamtentums, Bd. I, S. 106. 
8) B. St. Rep. 24, E. 2, Nr. 25. 

4) Joh. Caſ. II, Nr. 185 und 213, 15. . und 15. Sept. 1583. 
5) Dohna, a. a. O. S. 44. 

6) Joh. Caſ. II. Nr. 164, Juni 1583. 

7) B. St. Rep. 39, f. 58. 

8) B. St. Rep. 24, E. 2, Nr. 25. 
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offenbar zur kriegsmänniſchen Ehre, das zu tun, wenn aus den Zügen 
nichts wurde. So ſagte Dohna, als er mit einer Werbung beauftragt 
worden war, und dann ein anderer an ſeine Stelle trat, er habe 
„dem Dommartin das Anrittgeld müſſen wieder geben“ 1), wenn auch 

darin, daß er es überhaupt erwähnt, ein gewiſſes Bedauern zu liegen 
ſcheint. Ebenfo fand ſich auch in brandenburgiſchen Beſtallungen die 
Bemerkung, daß der Beauftragte, falls er weniger werbe, als aus⸗ 
gemacht ſei, den Reſt des Geldes zurückzuſchicken habe?). Bei aus⸗ 
ländiſchen Beſtallungen aber ſcheint dieſe Verpflichtung öfters zu einem 
ſonderbaren Mißbrauch geführt, zu haben: Es ließen ſich nämlich deutſche 


Oberſte von fremden Herren in Beſtallung nehmen. Nachdem fie das 


Anrittgeld empfangen hatten, brauchten ſie dann nur das Verbot des 
Fürſten vorzuſchützen, um ſich in Beſitz der Summe zu bringen). 

Fragen wir nun nach den Urſachen, die zur Verweigerung des 
Verbots führten! Den Außerungen der brandenburgiſchen Kurfürften 
ſind zweierlei Gründe zu entnehmen. Vorwiegend finden wir die 
Überlegung ausgeſprochen, daß es ja am beſten wäre, wenn man die 
Leute „zu eigener Notdurft“ im Lande behieltet). Der Hinweis auf 
die „ſorglichen Leuffte“ bezog ſich nicht auf einen dem Lande ſelbſt 
drohenden Krieg. Wie bei der Schilderung der heimlichen Werbungen 


| gezeigt werden wird, waren alle brandenburgiſchen öffentlichen Mandate 


in unſerer Zeit unmittelbar von den Werbungen, die im Namen aus⸗ 


wärtiger Fürſten in Brandenburg vorgenommen wurden, veranlaßt. 


Es war die unbeſtimmte Furcht, daß durch die Annahme fremder 


Dienſte dem Lande ſeine kriegeriſchen Kräfte für kommende Fälle ent⸗ 
zogen würden, die in dieſer Begründung des Verbots zum Ausdruck 
kam: „Er wolle ſich auch nicht von Leuten entblößen“, gab Johann 
Georg Heinrich III. auf ſein Anſuchen von 1587 zur Antwort, ſeine 


Untertanen ſollten „ſich zur Beſchützung des Vaterlandes gerüſtet 


halten“ ?). „Man folle die Mannſchaft für fürfallende Sachen im 
Reich behalten“, erwiderte Johann Georg auf das 1589 an ihn ge⸗ 
ar ris 9. Dieſe Erwägung war in den andern an ſich 


1) Dohna, a. a. O. S. 71. 

2) B. St. Rep. 24, Ma fasc. 1. 

3) Joh. Caſ. II, Nr. 394, 23. Dez. 1585: „Die Oberſten aber würden 
töricht ſein, wenn ſie nicht nach Empfang des Geldes das Verbot ihres Fürſten 
vorſchützten“. | | 

4) B. St. Rep. 15, f. 9. | 

5) B. St. Rep. 39, f. 58; val. Mylius VI, 1, Nr. 39. 

6) B. St. Rep. 39, fase. 44. 
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in ebenſo tiefem Frieden befindlichen Territorien, deren Untertanen 
auswärtigen Kriegs dienſt leiſteten, ebenſo „ wie in Branden⸗ 
burg. So wollte auch Heſſen feine Leute wegen „ dieſer gefährlichen 
Zeiten, wo jeder ſelber ſeine Untertanen und Lehnsleute gerüſtet halten 
müſſe“, nicht fortziehen laſſen!). Von ganz beſonderer Bedeutung war 
der Geſichtspunkt natürlich für Jülich Berg, das ſich ja von allen den 
Territorien allein in dieſer Zeit in wirklicher Gefahr befand und zur 
Aufſtellung von Truppen gezwungen war. Deshalb folgte hier ein 
Befehl auf den andern, nicht auszureiten, ſondern ſich gerüſtet bereit 
zu halten ), obwohl doch hier der auswärtige Dienſt gar keinen ſo 
großen Umfang angenommen hatte (f. o. ©. 321/2). Und hier fonnte. 
man auch von dem allgemeinen Bereitſchaftsbefehl zu der Ermahnung 
ö übergehen, daß die Ritter „wegen gegenwärtiger a keine 
Beſtallung eingehen ſollten? 9. 
Der zweite Geſichtspunkt, der bei dem Verbot der brandenburgiſchen 


Regenten mitſprach, beruhte auf ihrer landes väterlichen Fürſorge. Wie 


der Kaiſer ‚aus ſeinem väterlichen Gemüt heraus“ einen Verſuch 
machte, die Lage des deutſchen Kriegsvolks im Auslande zu beſſern ), 
ſo blieben auch die deutſchen Landesherren nicht unberührt von der 
Tatſache, daß Frankreich in jener Zeit „zum Kirchhof des deutſchen 
Adels“ wurde 5). Sie wollten verhindern, daß die Untertanen Schaden 
erlitten. Es liegt hierin ſchon etwas von dem Geiſte des abſoluten 
Staates, der ſeine Untertanen am Gängelband führte, und vielleicht 
ſind hierin auch bereits Anfänge der Populationstendenz zu erblicken; 
möglicherweiſe ſprach bei den Verboten der Wunſch mit, zahlreiche 
Untertanen im Lande zu haben. Die Erfahrung der letzten Jahre, 
meinte Johann Georg, hätte gezeigt, „mit was Nutzen Ehren und 
Frommen mancher ſolchen fremden Kriegen nachgegangen ſei“ ), und 
ſo war ihm „der Schimpf und Schaden, den die deutſchen Reuter bei 
dem letzten Zuge genommen haben“, ein weiterer Grund zu dem 
Mandat von 15897). Das Verbot von 1593 war „ihnen ſelbſt zum 

Seien gemeint“ 8). Draſtiſch hieß es im Gandersheimer Abſchied von 


1) Kluchohn, a. a. O. S. 127. 

2) Jülich⸗Berg, a. a. O. II, z. B. S. 11 — 1563, S. 122 — 1568, 
S. 123/24 = 1568, S. 446 = 1583, S. 358 = 1586. 

3) Jülich⸗Berg II, S. 480, 24. Sept. 1583. 

4) Siehe oben S. 311. 

5) Zit. Klöpper, Frz. Reallexikon. Leipzig 1902, Bd. III, S. 266. 

6) My lius, a. a. O. VI, 1, Nr. 124. 

7) B. St. Rep. 39, f. 44. 

8) Mylius, a. a. O. VI, 1, S. 55. 
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1601, daß zwar der Fürſt von Braunſchweig den Dienſt feinem Adel 
gönnen würde, daß aber kriegserfahrene Räte noch einmal darüber 
beraten ſollten, weil „in mannigfach ſtattgehabten Zügen die Kriegs⸗ 
leute nichts bekommen, hinwider zum öffter mohl jämmerlich an die 
Fleiſchbank geopfert“ worden E 

Die Übertretung der Mandate wurde zwar mit dem Verluſ der 
Lehen und ihrer Anwartſchaft darauf?), auch mit Leibesſtrafen und 
dem Verluſt aller Güter bedroht“). Nach außen ſcheint das allerdings 
nicht ſo ſichtbar geweſen zu ſein. Wenigſtens berichtet ein engliſcher 
Rat 1562 nach London, die deutſchen Fürſten gäben gut acht, daß 
keine Soldaten aus Deutſchland fortzögen !). Desgleichen leſen wir 
im Geſandtſchaftsbericht von 1569, daß der Herzog von Sachſen allen 
| Adligen, die unter Alba oder Karl IX. dienen würden, den Verluſt 
ihrer Güter androhe und fährt fort: „Whereupon they return daily“ 5), 
Aber tatſächlich gingen damals wie in allen anderen Jahren allent⸗ 
halben heimliche Werbungen vor ſich. „Ehe mans merkt, ſind einige 
fortgezogen. “ Zu den Eigenſchaften eines guten Werbers gehört es 
durchaus, ſich von den landesherrlichen Mandaten nicht in die Enge 
treiben zu laſſen. So ſagte z. B. Rußworm, als er auf die ſcharfen 
ſächſiſchen Mandate hinwies, daß er ihnen zum Trotz „dem Kurfürſten 
vor der Naſen geworben habe“ 5). 

So iſt es ‚erflärlih, daß die Landesherren auf Mittel fannen, 
ihrem Mandate trotz feiner Ignorierung zur Wirkſamkeit zu verhelfen. 
Es läßt ſich für einzelne Fälle nachweiſen, daß ſie die fremden Be⸗ 
ſtallungen auszuſpionieren ſuchten. Z. B. gelang es 1562 dem Land⸗ 
grafen von Heſſen einen Offizier ausfindig zu machen, der in ſeinem 
Lande heimlich für die Guiſeſche Partei warb. The landgrave tore 
up the officer's commission before his face. Der Betreffende mußte 
ſchwören, nicht ohne landgräfliche Erlaubnis das Schloß zu verlaſſen. 
Ein anderes Beiſpiel dafür, wie ſich der Fürſt gegen die Übertretung 
ſeiner Verbote wehrte, zeigt das Jahr 1857. Damals überſandte, 
Joachim Friedrich ſeinem Vater die Abſchrift der Beſtallung „eines 
guten Mannes von Adel“ von ſeiten Frankreichs, die er ihm habe 


€ 


1) Moſer, a. a. O. Bd. 20, S. 305. 
2) Mylius, a. a. O. VI, 1, Nr. 39. 
3) Braunſchweig⸗Müller, S. 7. 

4) Cal. of St. P. 1569, 18. April. 
5) Cal. of St. P. 1562, 2. Mai. 

6) Joh. Caſ. III, Nr. 625. 

7) Cal. of St. P. 1562, 2. Mai. 
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abfordern laſſen. Die Zeit, meinte Johann Georg in feinem Dont 
für die Überfendung, mäſſe erſt zeigen, was dahinter ſtecke .). Ahn⸗ 
liches geſchah in noch planvollerer Weiſe im Jahre 1590: man ſandte 
an die Orte, wo man den Werber, Aber deſſen Vorhaben man Gewiß⸗ 
heit haben wollte, anweſend glaubte, einen Spion. Derſelbe gab ſich 
den Anſchein, als wollte er ſich auch anwerben laſſen, und als ſich 
dann der Werber bemühte, ihn zu gewinnen, benutzte er die Gelegen⸗ 
heit, beffen Veſtallung zu leſen. Auf diefe Weiſe erfuhr dann wohl 
Johann Georg den Unternehmer und das Ziel der Veſtallung, aber 
die heimlichen e vn fonnte er auf dieſe Weiſe rn =. 
hindern „ 

Der einzige e wirlſame Schutz, den der Landesherr 
dagegen beſaß, beſtand darin, daß er ſelbſt Leute in Wartgeld nahm, 
um ſo die Bemühungen der Werber zu durchkreuzen. Schon in der 
erſten Hälfte des Jahrhunderts wurde dieſes Mittel angewandt) und 
in unſerer Zeit ſcheint es allenthalben üblich geweſen zu ſein. So 
hieß es in der kurfürſtlichen Beſtallung Philipps von Braunſchweig 
‚über 1000 Pferde 1587, daß, obwohl man eigentlich Frieden hätte, 
dennoch die gefährlichen Leuffte und die heimlichen Werbungen, durch 
die Brandenburg die beſten Kriegsleute weggenommen würden, 
erforderten, daß man Philipp in Wartgeld nähme “). Im Januar 

des folgenden Jahres ſchlug Philipp dem Kurfürſten Johann Georg 
eine neue Beſtallung vor, damit ihm nicht durch die heimlichen 
Werbungen ſeine Leute abſpenſtig gemacht würden. Philipp wurde 
auch wirklich von neuem in Wartgeld genommen, und 1590 ermahnte 
ihn Johann Georg, ſeine Leute ja feſtzuhalten, da Anhalt größere 


1) B. St. Rep. 39, f. 40, Juni 1586. 

2) B. St. Rep. II, f. 184. 

3) Paetel, a. a. O. S. 65. 

4) B. St. A. Rep. 9 A. Alſo der Wunſch, den franzöſiſchen Werbungen 
Abbruch zu tun, nicht, wie Mülverſtedt glaubt, die polniſchen Verwicklungen, 
veranlaßten dieſe Beſtallung. Zwar äußerte am 19. Auguft Johann Georg die 
Abſicht, die von ihm in Wartgeld genommenen 1000 reiſigen Adligen nach Ab⸗ 
lauf der Wartezeit gegen Polen zu verwenden. (Vgl. Anm. 393 B. St. 39, 
f. 58.) Droyſen und Mülverſtedt haben ſich in ihrem Urteil über die 
Politik von 1587 durch dieſe Außerung irreführen laſſen. Tatſächlich dachte der 
Kurfürſt an drei verſchiedene Möglichkeiten, die 1000 veifigen Adligen wieder zu 
verwenden. Bald wollte er ſie gegen Polen, bald gegen Frankreich ſchicken, 
ſchließlich dachte er auch daran, fie von neuem in Wartgeld zu nehmen, und von 
den drei Projekten wurde das letzte ausgeführt. 

5) B. St. Rep. 9 A. 
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Werbungen mache ). In Heſſen, Sachſen, Magdeburg, laſſen ſich die 
gleichen Maßnahmen nachweiſen. Ohne daß es ſich in dem Wortlaut 
der Beſtallungen ausgeſprochen fände, iſt auch von einigen anderen 
zu. vermuten, daß fie zu dieſem Zweck geſchahen. Das läßt ſich z. B. 

1585 bei dem Rittmeiſter Sannen nachweiſen, den der Kurfürſt in 
Wartegeld nahm?), nachdem er ihn unmittelbar vorher durch ein 
Mandat von der Annahme einer fremden Beſtallung abgemahnt hatte !). 
Auch die Beſtallung Mandelsloes 1588 wird wahrſcheinlich vorge⸗ 
nommen worden ſein, um ihn von fremder Beſtallung abzuhalten 5). 
Aber ſowohl Sannen mußte im Jahre 1587 von neuem verwarnt 
werden, da Johann Georg gehört hatte, daß er in die Dienſte Parmas 
treten wolle 6), als ſich auch Mandelsloe wahrſcheinlich ſchon wieder 
1589 in die Beſtallung der Liga begab”). Alſo war . au Map: 

nahme von keiner durchgreifenden Wirkung. 

Jedoch war der Schutz, den dieſe Beftallungen gegen heimliche 
Werbungen bieten ſollten, nicht nur an ſich gering, vielmehr war er 
ſogar ein zweiſchneidiges Mittel und konnte auch zu einem großen 
Schaden für den Landesherrn werden. Denn wenn ſich einem Unter⸗ 
nehmer die Möglichkeit bot, einen Haufen, der bereits beiſammen war, 
in Sold nehmen zu können, anſtatt ihn erſt Mann für Mann zu⸗ 
ſammenbringen zu müſſen, fo griff er natürlich mit Freuden zu ). 
Das hatte aber in unſerm Falle häufig ein ſchlimmes Nachſpiel. Wenn 
nämlich die Beſtallungsfriſt der Leute, die man angenommen hatte, um 
zu verhindern, daß ſie von anderer Seite angeworben wurden, abge⸗ 
laufen war, jo fielen fie leicht dem Gegner, gegen den ſich die ganze. 
Maßnahme gerichtet hatte, in die Hände ?). So nahm z. B. Schom⸗ 
berg, der im Dieuſte des Königs von Frankreich ſtand, den Haufen 
in Sold, den Johann Georg, gerade um dieſe Leute Schomberg zu 
entziehen, zwei Monate vorber in un genommen hatte, 10), 


1) . St. Rep. 24, E. 5, f 8. 

2) B. St. Rep. 37, 58. | 

3) B. St. Rep. 24, E. 5. f. 7. 

4) 1586, B. St. Rep. 24 E, 2. 

5) Siehe unten S. 361. 

6) B. St. Rep. 9 A, Nr. 3. 

7) Joh. Caſ. Nr. 226. 

8) Paetel, a. a. O. S. 71. 

9) Joachim Friedrich beklagte, daß die Truppen, die die Deutſchen „ge⸗ | 
füttert und gerüſtet“ hätten, dem Gegner zufielen. B. St. Rep. 39, 58. | 

10) B. St. Rep. 39, 58. | | | 
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b) Erlaubnis des Landesherrn zum auswärtigen Dienſt 


Dieje Maßnahmen zur Verhinderung der auswärtigen Beſtallung, 
vor allem die ſtattliche Reihe kurbrandenburgiſcher Mandate gegen den 
auswärtigen Dienſt könnten faſt vermuten laſſen, daß ſie für kurfürſt⸗ 
liche Erlaubnis zu fremden Kriegsdienſten in dieſen Jahrzehnten keinen 
Raum mehr ließen. Jedoch enthielten zwei der hier angeführten 
Mandate ſelbſt ſchon einen Zuſatz, des Inhalts, daß man den Adel, 
abgeſehen von dieſem einen beſtimmten Fall des Verbots, nicht hindern 
wolle ). In gleicher Weiſe hatte ſich ja Johann Georg in ſeinen 
Reichstagsinſtruktionen prinzipiell für die Erlaubnis ausgeſprochen. 
Auch die kurfürſtlichen Dienſtverträge pflegten die Erlaubnis zu ent⸗ 
halten, daß die betreffenden Offiziere, ſolange ſie im Lande nicht ge⸗ 
braucht würden, eine fremde Beſtallung annehmen dürften 2). Die 
Landtagsabſchiede laſſen ebenfalls erkennen, daß der Kurfürſt prinzipiell 
dem auswärtigen Dienſte nicht abgeneigt war?). Seine Abſicht, Hans 
Buch gegen etwaige Vorwürfe wegen ſeines Zuges von 1575 von 
ſeiten des Kaiſers zu verteidigen“), ſowie z. B. die bejahende Antwort 
auf Buchs Anſuchen vom Jahre 15875) zeigen, daß er auch im e 
Fall das Ansreiten begünſtigte. 

Schon bei der Beſprechung der Reichs agsinſtruttionen be 
die Gründe einmal flüchtig geſtreift, die nach ben Außerungen der 
brandenburgiſchen Regenten zu ſchließen, bei ihnen für die auswärtigen 

Dienſte ſprachen. Auch ſie betrafen, gleich den Motiven der Verbote, 
die innere Politik. Der wirkſamſte dieſer Gründe knüpft unmittelbar 
an das Hauptmotiv an, das auch die Ritter zur Annahme fremder 
Beſtallung bewog. Wir haben geſehen, daß die wirtſchaftliche Lage 
den Adel dazu trieb, und es zeigt ſich hier, daß der wichtigſte Beweg⸗ 

D B. St. Rep. 24 E, .2, 1563 u. 1586. b 

2) B. St. Rep. 9 A, Beſtallung des jüngeren Buch 1581; B. St. Rep. 9 A, 
Beſtallung Mandelsloes 1588; B. St. Rep. 9 A, Beſtallung Kirchbergs 1589. 
In den eigentlichen Wartegeldbeſtallungen dagegen fehlte bezeichnenderweiſe dieſer 
Zuſatz. Es hätte eben dem Sinne des Wartegeldverhältniſſes widerſprochen, 
auch in ihm die Annahme fremden Dienſtes zu geſtatten; z. B. in der Be⸗ 
ſtallung Philipp von Braunſchweigs auf 2 Jahre verbot Johann Georg den 
Angeworbenen, fit in fremdem Dienft gebrauchen zu laſſen (B. St. Rep. 9 A). 


Das kann dazu dienen, die Berechtigung von Paetels Forderung, genau zwiſchen 


Dienſtverhältnis und Wartegeld zu ee (Paetel, a. a. O. S. 65), zu be⸗ 
weiſen. 

3) Siehe oben S. 334. 

4) Siehe oben. 

5) B. St. Rep. 39, 58. 


1 
} 
U 


346 Life Eppenſtein [64 


grund, der die Kurfürſten zur Geſtattung der Dienſte bewog, der war, 
dem Adel in jenem Beſtreben entgegenzukommen 1). Es iſt bekannt 
daß Joachim II. und Johann Georg abſichtlich die Lage der Bauern 
verſchlechterten, um die infolge der Zeitumſtände bedrohte Exiſtenz des 
Adels zu ſichern. Es begann alſo damals im Verhältnis des Landes⸗ 
herrn gegenüber ſeinen Ständen die Tendenz vorzuherrſchen, den Adel 
zu „konſervieren“. So gut wie ihre Agrarpolitik kann daher auch 
die Duldung der auswärtigen Kriegsdienſte durch die Kurfürſten als 
„ſozialpolitiſche Notwendigkeit“ betrachtet werden. Die landesväterliche 
Fürſorge, die, wie wir ſahen, bei den Verboten des Kurfürſten mit⸗ 
ſprach, trieb ihn andererſeits auch dazu, die Werbungen zu geſtatten. 
„Man könne ihnen nicht wehren, etwas redlichs für ſich zu bringen“, 
mit der Geſtattung der auswärtigen Dienſte könne man der Ver⸗ 
armung der Geſchlechter Einhalt tun?), das war der Grundgedanke, 
der ſich durch alle den Dienſt verſtattenden Außerungen zog. Als 
Hans Bud 1587 feine pefunidre Notlage ſchilderte, erlaubte ihm 
Johann Georg ausdrücklich, wegen der Eintreibung ſeiner alten 
Forderungen nach Frankreich zu gehen ). Wenn Ernſt von Mandels⸗ 
loe es wagte, ſeinem Landesherrn gegenüber ſich wegen unerlaubter 
Werbungek damit zu verteidigen, daß er die gute Gelegenheit der 
Beſtallung nicht gerne verpaßt hätte, und daß die bisher Brandenburg 
geleiſteten Dienſte ihm noch „wenig Ergetzlichkeit“ getan hätten, jo 
geht auch daraus hervor, daß Johann Georg den pekuniären Vorteil, 
den der auswärtige Dienſt dem Einzelnen brachte, als einen Grund 
anſah, die Beteiligung an fremden Kriegen zu geſtatten“!). So war 
ji die bereits erwähnte Erlaubnis zur du anderen Dienſtes 


1) Darauf. ift in der Literatur erſt einmal von Priebatſch (a. a. O. 
S. 227) und zwar für dit Zeit Joachims I. hingewieſen worden. Priebatſch 
ſagt von dieſer Zeit, daß nicht ſelten „erſt ein adliger Reisläufer den Grund 
zum Aufblühen und der Macht feines Geſchlechts gelegt hat ..., zu Reichtum 
und Ehren kam“. Der Glaube daran herrſchte in der zweiten Hälfte des 16. Jahr⸗ 
hunderts wohl auch noch, obwohl es damals bei dem Soldmangel und dem un⸗ 
glücklichen Ausgange ſämtlicher Züge wohl meiſt bei dem Glauben geblieben 
ſein dürfte. ; | 

2) B. St. Rep. 10, f. 34, Regensburg 1576. B. St. Rep. 10, f. 38, 
Regensburg 1582. 

3) 3. Juni 1587, B. St. Rep. 39, f. 58. Wenn die Erlaubnis nur ihm 
und ſeinem Muſterſchreiber gegeben wurde, ſo beweiſt das gerade, wie ſehr die 
perſönliche Rückſicht auf Buchs Geldangelegenheiten den Kurfürſten Johann 
Georg beſtimmte. 

4) B. St. Rep. 39, f. 58 und 52. 
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in der Mandelsloeſchen Beſtallung von 1588 damit begründet, daß 
man ihn „in ſeinem Glücke nicht hindern wolle“. „Wenn etwas an 
ſie gelange“ verſprach Johann Georg 1589, „würde er ſie in dem, 
was ihnen chriſtlich, ehrlich und nützlich ſei, nicht hindern“ 9. Sie 
ſollten ſich nach dem Exempel der Vorfahren, „ihnen ſelbſt zum beſten 
etwas verſuchen“ nur, „umb gebürlichen unterhalt“ fremde Dienſte 
leiſten?). So wurde ihm der auswärtige Dienſt eine Gelegenheit 
mehr, ſich des Lobes, das ihm fein Zeitgenoſſe, der Chronift Haftiz 
erteilte, würdig zu machen, „er habe den Untertanen wol furgeſtanden, 
daß ſie gute narunge in hülle und fülle gehabt“. | 

Ferner rühmt Haftiz von ihm, daß er auch gute ... Polizei 
in feinem Lande erhalten habe?). Sie zu bewahren, wurde ein 
weiterer Grund, ſich für die fremden Dienſte des Adels geneigt zu 
erklären. Die innere Sicherheit des Landes, hieß es, würde durch 
das Ausreiten des jungen Adels erhöht, weil der im Lande nur Un⸗ 
ruhe ſtifte“). Auch in Jülich Berg wußte man das Fortziehen der 
Untertanen in auswärtige Kriege zu ſchätzen, weil man ſo des „un⸗ 
nutzens geſindlein“ ledig würde“). Doch ſcheint dieſer Geſichtspunkt 
kaum von großer Bedeutung geweſen zu ſein. 

Dagegen gehörte offenbar die Rückſicht auf die Wehrkraft des 
Landes nach außen zu den weſentlichen Erwägungen, die zu der Er⸗ 
laubnis des auswärtigen Dienſtes führten. Wir haben geſehen, daß 
die numeriſche Verminderung der Streitkräfte, die durch die fremden 
Beſtallungen veranlaßt wurde, gerade einen der Gründe zum Verbote 
abgab. Daneben aber fand die Überlegung Raum, daß der Dienſt 
unter fremden Potentaten der qualitativen Wehrfähigkeit eines Landes 
von hohem Nutzen wäre. 

Exerzierübungen kannte die damalige Zeit nicht. Die ganze 
Ausbildung, die die Mannſchaft erfuhr, geſchah während der Muſterungs⸗ 
tage. Die Muſterplätze ſind dazu da, „daß ſie (die Mannſchaft) ſich 
in währender Zeit mit ihrem Gewehr, ſo noch ungeübt und junge 
ankommende Kriegsleute ſind, üben und wie ſie ſich mit ihrem Gewehr 
am beſten gegen ihren Feind verhalten mögen, abgerichtet werden“ ®). 


1) Mylius, a. a. O. VI, Nr. 4 Das gleiche 1590. Ahnliches 1593, 
Nr. 45. 

2) Mylius, a. a. O. VI, Nr. 54 u. 56. 

3) Haſſel, a. a. O. S. 85. ö 

4) B. St. Rep. 15, f. 9, Worms 1578 und Rep. 10, f. 34. 

5) Jülich⸗Berg II, S. 237, Juni 1576. 

6) Wallhauſen, Kriegskunſt zu Fuß, zit. Droyſen Beiträge zur Ge⸗ 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XX XII. 2. 23 
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Die Entwicklung der „Landesdefenſionen“, das auf dem waffenfähigen 
Ausſchuß des Landes beruhende Landesaufgebot, war unbrauchbar !), 
weil die Leute ungeübt waren. 1583 wurde in Bayern der Vorſchlag 
gemacht, das Kriegsvolk nach florentiniſchem Muſter ſchon in Friedens⸗ 
zeiten zu üben. Ihm wurde die Antwort zuteil, daß man nicht aus 
italieniſchen und anderen fremden Verhältniſſen Schlüſſe für Bayern 
ziehen ſollte?). Man war in Deutſchland noch nicht fo weit. Wollte 
man einen wirkſamen Schutz für das Land haben, ſo mußte man 
Leute zu bekommen ſuchen, die bereits eine Anzahl von Kriegen mit⸗ 
gemacht hatten, denn das war das einzige Mittel, kriegsfähige Mann⸗ 
ſchaft heranzubilden. So erſuchte ein Reichsabſchied — der Wormſer 
von 1564 — die Kreiſe, nur kriegsgeübte Leute zu ſenden ?). Eben⸗ 
jo wollte Heſſen zur Beſetzung der Grenze nur „verſuchte Leute“ “ 
haben. Ein braunſchweigiſches Aufgebot verlangte, daß ſelbſt die 
kleineren Städte nur Perſonen ſenden ſollten, die zuvor Inn einen 
Kriegszug mitgemacht hätten “). 

Nun verharrten aber die meiſten Territorien ſeit vielen Jahr⸗ 
zehnten im tiefſten Frieden. Ihr Werbeverbot bewegte ſich daher in 
einem Zirkel. Denn wenn ſie in ihren Aufgeboten kriegsgeübte Leute 
verlangten, ohne ihren Untertanen eine Ausbildung im Kriegshandwerk 
zuteil werden zu laſſen, ſo mußten ſie geradezu von ihnen fordern, 
ſich in auswärtige Kriegsdienſte zu begeben. So wurde auch der 
Wunſch, kriegsgeübte Leute im Lande zu haben, ein weſentliches Motiv 
bei der Geſtattung des Ausreitens, nicht zum wenigſten in dem ſeit 
ſo langer Zeit kriegsentwöhnten Brandenburg. Wir haben ſchon ge⸗ 
ſehen, wie dieſe Erwägung in zwei Reichstagsinſtruktionen zur Moti⸗ 


— A 


ſchichte des Militärweſens in Deutſchland während der Epoche des Dreißigjährigen 
Krieges. Zeitſchrift für Kulturgeſchichte. Neue Folge, Bd. 4, S. 403. Cour⸗ 
bière ſpricht bei der Schilderung der militäriſchen Verhältniſſe unter Johann 
Georg von den Übungen der Mannſchaft, zu dem Zwecke, „damit eine den An⸗ 
forderungen der Zeit entſprechende taktiſch durchgebildete Truppe formiert werden 
könnte“ (Archiv für Landeskunde der preußiſchen Monarchie, Bd. V, S. 45). 
Aber die erſten ſchwachen Anfänge für ſolche übungen fallen in den Beginn des 
17. Jahrhunderts; ſ. Meinecke, Forſchungen zur brandenburg. und preuß. 
Geſch. I, S. 436. 

1) G. Droyſen, Geſch. des Militärweſens während des Dreißigjährigen 
Krieges. Zeitſchrift für Kulturgeſch., N. F. 4, S. 389. 

2) Riezler, a. a. O. S. 146. 

3) Reichsabſchiede, II. Teil. Worms 1564, $ 22. 

4) Rommel, a. a. O. Bd. V, S. 661. 

5) Müller⸗Braunſchweig S. 7. 


! 
! 
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vierung der kurfürſtlichen Wünſche diente !); auch 1599 hieß es wieder, 


daß man das auswärtige Dienen „wol könne geſchehen laſſen, indem 
wir am liebſten ſehen, daß fi die unfrigen dem Vaterland aufm 
notfall zu rettung etwas verſuchen“ ?). Wie ſehr gerade dieſe Über- 
legung bei der Gewährung der Bitte mitſprach, geht auch daraus her⸗ 
vor, daß die Landſchaft, um zur Erfüllung ihrer Forderung zu gelangen, 
gerade dieſen Punkt dem Landesherrn zur Erinnerung brachte ?). 
Dieſes Nutzens der auswärtigen Dienſte war man ſich auch in anderen 
Territorien allenthalben bewußt. Wie Jülich Berg die Türkenhilfe 
lieber in Mannſchaft als in Geld leiſten wollte, weil dieſe Leute dann 
in Kriegsſachen Erfahrung erlangten“), fo war man auch hier dem 
Kriegsdienſt unter fremden Potentaten deshalb geneigt, weil die Unter⸗ 
tanen ſo „in Kriegshendlen geubt und in vorfallenden noten J. F. G. 
und dero landen zu guten nutzlich gebraucht werden konnten“ 5). Den: 


ſelben Geſichtspunkt enthielt auch die braunſchweigiſche Reichstags⸗ 


inſtruktion ?). Selbſt Johann Caſimir, deſſen Bereitwilligkeit, dem 
Reiche zu dienen, ja von vornherein unwahrſcheinlich war, bediente 
ſich in ſeiner Rechtfertigung gegenüber dem Kaiſer der Behauptung⸗ 
daß er dem heiligen Reich „gegen den erb⸗ und andern feind deſto 
nutzlicher dienen“ könne, wenn er die Erfahrung der franzöſiſchen 


Züge hinter fi hätte). Es geht daraus hervor, wie allgemein der 


Gedanke war, im Reislaufen ein Mittel zu ſehen, das dem Mangel 
an Ausbildung der Truppen etwas abhelfen konnte. Die Fürſten 
jener Zeit wußten alſo wohl, worauf die Minderwertigkeit ihrer 
Mannſchaft beruhe. Aber man ſuchte ſich zunächſt die beſtehenden 
Zuſtände dienſtbar zu machen, erſt zu Beginn des neuen Jahrhunderts 
gelangte man dazu, zum rechten Mittel, dem „exereitium militare“ 
zu greifen + 


1) 1576 B. St. Rep. 10, f. 34 und 1582 B. St. Rep: 10, f. 38. 

2) Mylius, a. a. O. VI, Nr. 54, 1599. 

3) Bracht, a. a. O. S. 63. | 

4) Jülich⸗Berg II, S. 237, Juni 1576. 

5) Jülich⸗Berg II, S. 276, 7. Nov. 1577. 
6) Häberlin, a. a. O. Bd. 8, S. 292. In Bayern wurden, um den 
kriegeriſchen Geiſt zu heben, Werbungen für Ungarn geſtattet und Adlige wie 
Bürgersſöhne aufgefordert, im Kampf gegen die Türken ſich en zu 
ſammeln. Riezler, Bd. VI, S. 151. 
| 7) Kluckhohn, a. a. O. II, S. 907. | 

8) Ritter fagt (a. a. O. I, S. 57), daß die Landesherrn die Erlaubnis 
auch erteilten, um die Oberſten für den Fall, daß ſie ſie brauchten, bei gutem 
Willen zu erhalten. Ich habe dafür nur einen einzigen Aktenbeleg gefunden in 

23 * 
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Sprachen fo zwei weſentliche Gründe dafür, die Erlaubnis zum 


Ausreiten zu erteilen, ſo war doch der Landesherr keineswegs geſonnen, 
den auswärtigen Dienſt bedingungslos freizuſtellen. Die Bindung des 
jeweiligen Fortziehens an den Konſens des Landesherrn ſtand dieſem 
ja durch Reichsgeſetz ſeit 15551) zu. Deshalb. war die Bedingung, 
ſeine beſondere Bewilligung einzuholen, ſelbſtverſtändlich?). Ebenſo 
bedarf es kaum der Erwähnung, daß die Kriegsleute, die der Kurfürſt 
jelbit: in Beſtallung genommen hatte, von ihrer Erlaubnis zum aus⸗ 
wärtigen Dienſt nur Gebrauch machen ſollten, ſolange er ſelbſt ihrer 
nicht bedurfte ?). Die Bedingung, daß Mandelsloe nur denen zuziehen 


dürfe, denen Johann Georg Hilfe zukommen laſſen wollte, rührte von 


der beſonderen politiſchen Situation her, die ſich ſeit 15874) heraus⸗ 
gebildet, und in der Mandelsloe dem kurfürſtlichen Wunſche entgegen⸗ 
gehandelt hatte ?). Sie findet ſich ſonſt in dieſer Zuſpitzung nicht“). 
Eitel Heinrich von Kirchberg wurde ſogar geſtattet, falls er gerade 


von ſeiner zweiten Beſtallung in Anſpruch genommen ſei, Johann 


Georg einen Erſatzmann zu ſtellen. 
Doch hatte es bei den Verpflichtungen, die die Untertanen an den 


Landesherrn und die beſtallten Kriegsleute an ihren Dienſtherrn band, 


noch nicht ſein Bewenden. Johann Georg war ja auch der Lehnsherr 
ſeines Adels und als ſolcher mußte ihm auch die ſchuldige Lehnsfolge 
geleiſtet werden. Es ſcheint zunächſt auffällig zu ſein, daß dieſer 
Punkt, in dem wenigſtens rechtlich der auswärtige Dienſt am härteſten 
mit den Intereſſen des Landesherrn zuſammenſtieß, in den Außerungen 
der brandenburgiſchen Kurfürſten nirgends als Grund zum Verbot 
aufgeführt wird?). Wenn das in anderen Territorien wie z. B. in 


der Rechtfertigung Job. Caſ.s gegenüber dem Kaiſer für feinen Zug von 1575: 
„und dann die neigung und guten willen bei den kriegsleuten zu kontinuieren“. 
Kluckhohn, a. a. O. II. S. 907. 

1) Siehe oben S. 290. 

2) Z. B. Braunſchweig⸗Müller Nr. 43, Anm. 7, 1591 „nicht ohne ét 
unterſchriebenen Conſens“ oder in Brandenburg 1587. „Vorwiſſen und Be: 
willigung“ Mylius, a. a. O. VI, 1, Nr. 124, auch ſonſt passim. 

3) Beifpiele ſ. B. St. Rep. 9 A. f 

4) Siehe u. „Werbevorgänge in Brandenburg“. 

5) Mandelsloes entgegnete u. a. damals: als Unſtudierter könne er nicht 
wiſſen, wie weitgehend die Rechte eines Lehnsmannes ſeien. B. St. Rep. 39, f. 52. 

6) Vgl. die Beſtallung Buchs des Jüngeren 1581, die Kirchbergs 1589, 
beide B. St. Rep. 9 A. 

7) Ich habe das bei den von mir daraufhin unterſuchten Territorien nur 
in Heſſen gefunden, auf dem Landtage von 1583. Rommel, a. a. O. V, S. 259. 
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Braunſchweig, Hannover oder Jülich Berg nicht geſchah, ſo iſt das 
verſtändlich, weil hier die Lehnsfolge außer Landes nicht mehr beſtand 
und auch die Verpflichtung zum Dienſte im Lande ſelbſt, z. B. in 
Jülich zeitlich beſchränkt war!). So brauchte z. B. der Jülicher Adel 
nur 6 Wochen und 3 Tage umſonſt zu dienen und auch dieſe Ver⸗ 
pflichtung gilt nur für den Fall der Landesverteidigung 2). Ja dort 
ſcheint damals fdon die Tendenz des Ständeſtaates beſtanden zu haben, 
die Untertanen möglichſt überhaupt nicht mit Kriegsdienſt zu beſchweren 
und ſtatt deſſen Söldner anzunehmen?). Aber für Brandenburg trafen 
dieſe Verhältniſſe nicht zu, wenigſtens rechtlich nicht“). Tatſächlich 


S fi 


1) Braunſchweig⸗Müller S. 44, Spittler⸗Hannover, a. a. O. I, S. 25. 
Jülich⸗Berg Kap. II, Einleitung: in faſt allen, anderen Territorien beſtand das 
gleiche Recht. In Weſtfalen, Böhmen, Lauſitz vgl. Roſer, a. a. O. XVI, 2, 7, 
S. 33 ff., für Sachſen ſ. Flathe, Geſchichte Kurſachſens II, S. 136. 

2) Jülich⸗Berg II, S. 258, November 1577. | = 

0) Julich⸗Berg II, S. 932, möglich, daß die Wertloſigkeit des Lehn⸗ 
aufgebots dabei mitſprach. 

4) Siehe Jany, Forſchungen 8, „Lehndienſt und Landfolge unter dem 
Großen Kurfürſten“ und „Beiträge zur Geſchichte des preuß. Heeres“, Teil I, 
S. 103 ff. Er beruft fih auf Gourbière (Archiv für Landeskunde der preußi- 
ſchen Monarchie, 1859), der noch ſchärfer als Jany hervorhebt, daß in der Kur⸗ 
mark damals die Verpflichtung zum Lehndienſt ſowohl örtlich wie zeitlich noch 
- unbefdränft war. Über die Zuverläſſigkeit des Courbièrſchen Aufſatzes vgl. 
Schrötter, Staats- und ſozialwiſſenſchaftliche Forſchungen“ 11, S. 2. Von 
den beiden Beweiſen, die Spangenberg (Spangenberg, a. a. O. S. 491) 
dafür bringt, daß die Verpflichtung zum Kriegsdienſt außer Landes in der Mark 
nicht mehr beſtand, iſt der erſte ein Analogieſchluß aus anderen Territorien, 
der zweite ein Argumentum ex silentio. Mir iſt folgendes aufgefallen, was 
zur Unterſtützung Courbières dienen könnte: am 1. Auguſt 1587 wurde 
Philipp von Braunſchweig von Johann Georg beauftragt, 1000 reiſige Adlige 
in Wartgeld zu nehmen, aber keine, die in brandenburgiſchen Landen Lehngüter 
beſaßen, oder dem Kurfürſten mit Ritterdienſt verpflichtet ſeien (B. St. Rep. 9, 
Nr. 3, 1. Aug. 1587). Am 19. Auguſt ſchrieb Johann Georg dem König von 
Dänemark, daß er die etlichen 1000 in Wartgeld genommenen Pferde „neben 
unſern getreuen Untertanen“ in Polen oder ſonſtigen gefährlichen Leufften ge⸗ 
brauchen wolle (B. St. Rep. 39, f. 58, 19. Aug. 1587). Die geſamte Beſtallung, 
alſo auch die Verwendung der „Untertanen“, war demnach offenbar für einen 
auswärtigen Krieg gedacht. Außer ſeinem Hinweis auf Polen ſpricht auch noch 
Folgendes dafür, daß in dieſem Falle die Untertanen außer Landes kämpfen 
ſollten: es wurde darauf hingewieſen, daß „es ſich zutragen könnte, daß in dieſem 
Kriegsweſen allerlei .... mit uns zuſammengehen und ſich in Vorbündnis mit 
uns einlaſſen“ und dann die Frage, wer Feldmarſchall fein ſollte, entſtehen 
würde. Beides deutet auf einen auswärtigen Krieg hin. Die in S. 343 Anm. 4 
aufgeworfene Frage iſt in dieſem Falle ohne Bedeutung. Es kommt hier nicht 
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war aber eben auch hier der Lehndienſt in tiefſtem Verfall !), und das 
erklärt es, daß auch in Brandenburg die Lehnsverpflichtung keinen 
Grund zum Verbot abgab. Wohl war ſie aber noch bindend genug, 
um der Erlaubnis zum auswärtigen Dienſte wenigſtens eine Be⸗ 
ſchränkung aufzuerlegen. So verfügte der Landtagsrevers von 1540, 
„wo die hauswirte und andere zur beſtellung unſerer roßdienſte an⸗ 
pheimiſch ſein ... daß die anderen jungen geſellen mögen ausreiten“. 
Das Gleiche zeigte ſich in Jülich⸗Berg, in Hannover, auch in Braun⸗ 
ſchweig verlangte der Gandersheimer Abſchied von 1601 gleichzeitig mit 
der Erlaubnis zum Ausreiten die vollſtändige Leiſtung des Roßdienſtes ). 

Paßte ſich ſo das Reislaufen der alten Lehnsverfaſſung an, ſo 
hat es doch auch gleichzeitig ihren Verfall mit herbeigeführt, indem es 
dazu beitrug, die Ablöſung der Ritterdienſte in Geldzahlung zu be⸗ 
ſchleunigen. Zwar in Heflen?) oder in Braunſchweig “) forderte der 
Landesherr die Geldablöſung wegen der Unbrauchbarkeit des adligen 
Aufgebots ?). Dagegen in Jülich⸗Berg z. B. veranlaßte der aus⸗ 
wärtige Dienſt eines Adligen den Herzog dazu, ſeinem perſönlichen 
Lehnsmann, da derſelbe ihm nicht dienen könne, Geld an Stelle ſeiner 
Dienſte abzufordern ). Sehr viel ſpäter, 1632, ſuchte in Sachſen der 
Adel gerade wegen ſeines auswärtigen Dienſtes den Kurfürſten zur 


auf den Zweck des auswärtigen Krieges, ſondern nur darauf an, daß überhaupt 
Lehnsleute und Ritter in einem ſolchen verwandt werden ſollen. 

1) Jany, Anfänge der Armee, a. a. O., und Meinecke, Forſchungen 
zur brand. u. preuß. Geſch., Bd. I, 2. Hälfte, S. 101. Nach Riedel 
(Brandenb. Lehnsmiliz. Märkiſche Forſchungen I, S. 375) ſtand es noch nicht 
ſo ſchlecht mit ihr als Jany angibt; aber ſeine Argumente, z. B. das Fort⸗ 
dauern der Verpflichtung zum perſönlichen Kriegsdienſt bis ins 17. Jahrhundert 
beziehen ſich nur auf den rechtlichen, nichr auf den tatſächlichen Zuſtand. Auch 


Jähns, Geſchichte der Kriegswiſſenſchaft, Bd. 9, S. 591, teilt die unſerer Auf⸗ 


faſſung nach irrige Meinung Riedels, daß Brandenburg in dem allgemeinen 
Verfall des Aufgebots eine Ausnahme gemacht habe. 
2) Jülich⸗Berg II, S. 286, 8. Nov. 1577. Doch war in Jilich⸗ Berg das 


Lehnsverhältnis ſchon ſo durchlöchert, daß die Adligen ein anderes Mal als Ent⸗ 


gelt für ihre Bereitſchaft die Erlaubnis zu auswärtigen Dienſten forderten. 
Spittler, a. a. O., Urkundl. Anh., S. 53. Braunſchweig⸗Müller, a. a. O. 

3) Stenzel, Kriegswiſſenſchaften, S. 287, 1572. 

4) Müller⸗Braunſchweig, S. 461, 1602. 

5) Jany geht ſoweit, zu behaupten, daß die Haupturſache dieſer Un⸗ 
brauchbarkeit darin lag, daß die Adligen Söldnerführer wurden und deshalb der 
Landesherr nicht mehr über ſie verfügen konnte. (Lehndienſt und Landfolge unter 
dem Großen Kurſürſten. Forſchungen zur brand. u. preuß. Geſch., Bd. 8, S. 103). 
Alſo war auch hier der auswärtige Dienſt indirekt Urſache zur Geldablöſung. 

6) Jülich⸗Berg II, S. 593. 
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Annahme der Gelbablöfung an ne der perfönligen Suns au 
bewegen !). 


4. ana e brandenburgiſchen 
Kurfürſten zu dem ausländiſchen Dienſt ſeines Adels 


Bisher haben wir die Wünſche der Ritterſchaft kennen gelernt, 
wir haben geſehen, welche Gründe beim Landesherrn dafür ſprachen, 
ſie zu erfüllen und wie gleichzeitig Gegengründe dieſen die Wage 
hielten, aber wir haben damit nur die prinzipielle Stellung des Landes⸗ 
herrn zu dem auswärtigen Dienſt ſeiner Untertanen betrachtet; noch 
wiſſen wir nicht, für welche Art der Beurteilung er ſich im einzelnen 
Falle entſchied. Um für Brandenburg auch das zu erfahren, wollen 
wir für dieſes Territorium noch auf die Wirkſamkeit der kurfürſtlichen 
Mandate im einzelnen eingehen. An der Hand einer ausführlicheren 
Schilderung der Werbevorgänge in der Kurmark ſoll gezeigt werden, 
wie ſich Johann Georg gegenüber den Verletzungen ſeiner Gebote 
verhielt, und daraus ſoll ſeine tatſächliche Stellungnahme in der Frage 
des auswärtigen Dienſtes erſchloſſen werden. 

Das erſte Mandat Johann Georgs von 1562?) po ſich auf 
Werbungen, die zu Gunſten Condes gemacht wurden?). Ich habe 
aber nicht feſtſtellen können, ob in dieſem Falle Märker bei dem Zuge 
anweſend waren ). 8 

Das im folgenden Jahre Klassen Mandat 1 „ſorgliche 
Leuffte, die zur Unterdrückung der Religion führen“ könnten 5). 
Katharina hatte mehreren deutſchen Oberſten, u. a. auch Ernſt von 
Mandelsloe Geld zur Anwerbung von 4000 Pferden gefandt®). Wir 
werden in der Annahme, daß Mandelsloe in der Mark warb, dadurch 
beſtärkt, daß Heſſen Joachim II. bat, ſeine und die Werbungen anderer 


1) Droyſen, Militärweſen, a. a. O. S. 391. 

2) B. St. Rep. 24, E. 2. | 

3) Kluckhohn, a. a. O. II, S. 305, 317, 320 u. Anm. 1, 329, 336, 366. 

4) Nach einer Bemerkung des hierauf bezüglichen engliſchen Geſandtſchafts⸗ 
berichtes ſollte man es nicht vermuten (Cal. of St. P. 1562, Nr. 503). 18. Aug. 
1562: Andelot wird 2000 Mann Kavallerie und 2000 Musketiere nach Frank⸗ 
reich führen. Der Landgraf und die übrigen proteſtantiſchen Fürſten werden 
ihre eigenen Soldaten zu Haus behalten, „to be ready against all events“. 
Dem entgegen ſteht die Bemerkung vom Ende des Jahres, der Marquis von 
Brandenburg habe dem franzöſiſchen Geſandten 2000 Pferde und ein Regiment 
Fußſoldaten für Guiſe angeboten (Cal. of St. P. 18. Nov. 1562, Nr. 1069). 

5) B. St. Rep. 24, E. 2. 

6) Kluckhohn, a. a. O. I, S. 382. 
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in königlicher Beſtallung befindlicher Oberſten zu hindern‘). Da der 
Feldzug aber durch den Frieden von Amboiſe abgeſchnitten wurde, läßt 
ſich nicht feſtſtellen, inwieweit das e Verbot übertreten“ 
worden iſt. | 

Ein Manbat, das ſich gegen die Beteiligung des brandenburgiſchen 
Adels an dem Feldzug von 1569 wandte, habe ich nicht gefunden, 
obwohl Joachim II. Wolfgang von Zweibrücken ſein Mißfallen an 
ſeinem Zuge ausſprach ). 

Dagegen malen uns die Akten von 1575 ein ſonderbares Bild 
von den Zuſtänden in der Mark. Damals veranſtaltete Johann 
Caſimir in Deutſchland Werbungen für ſeinen Zug nach Frankreich. 
Daraufhin erließ Johann Georg am 15. Mai 1575 ein Mandat an 
Hans Buch, im Lande zu bleiben und keine fremde Beſtallung anzu⸗ 
nehmen 3). Das mußte ein ſchwerer Schlag für Condé ſein !). Gleich⸗ 
zeitig äußerte ſich der Kurfürſt auf dem Wahltage zu Regensburg ſehr 
ſcharf über das Vorhaben des Pfalzgrafen D). Unterdes begann auch 
die Gegenpartei, ſich Truppen zu verſchaffen. So erſuchte Heinrich III. 
- am 12. Auguft 1575 Johann Georg, in feinem Lande werben zu 
dürfen; ſpäter wiederholte er noch einmal ſeine Bitte und der Kur⸗ 
fürſt gewährte ſie ihm unter der Bedingung, daß er ſich kaiſerliche 
Päſſe verſchaffe ). Demzufolge war in einer Lifte vom 9. Dezember 
1575 Mandelsloe unter den Oberſten des franzöſiſchen Königs genannt ). 
Wie aber hatte ſich Johann Caſimir bei der Aufſtellung ſeines Heeres 
beholfen, nachdem ihm die Mark geſperrt worden war? Die Oberſten 
Stein und Buch, hieß es im Oktober, die Condé in Beſtallung ge⸗ 
nommen habe, würden in den nächſten Wochen anziehen. Das Mandat 
hatte alſo nur auf dem Papier geſtanden. Was aber das folgende 
Jahr brachte, läßt daran zweifeln, daß der Kurfürſt es anders gewollt 
habe. Er befahl nämlich ſeinen Reichstagsgeſandten, Buch gegen einen 
etwaigen Angriff der kaiſerlichen Räte wegen ſeines franzöſiſchen Zuges 
zu verteidigen. Sie ſollten jagen, daß Buch alle vom Reiche vorge⸗ 
. e erfüllt habe s). So hatte alſo der Kurfürſt 


1) B. St. Rep. 39, f. 35. 

2) Siehe oben Kluckhohn, u. a. O., Teil I, S. 12. 
3) B. St. Rep. 24, E. 2. 

4) Siehe oben Kluckhohn, a. a. O., Teil II, S. 48. 
5) Siehe Moritz, a. a. O. S. 178. 

6) B. St. Rep. 39, f. 36. 

7) Ebenda. 

8) B. St. Rep. 10, f. 34 (ſ. auch n S. 305). Das ſtimmte nicht; denn 
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ein Mandat erlaſſen, deſſen Nichtbeachtung er bald darauf entſchuldigte. 
Er wird demnach ſchon 1575 mit ſeiner Unwirkſamkeit gerechnet haben, 
und hat alſo im ſelben Jahre ſeine Untertanen ſowohl der katholiſchen 
als auch der proteſtantiſchen Partei zuziehen laſſen. Seine Stellung⸗ 
nahme zu den ausländiſchen Kriegszügen der Brandenburger hatte 
alſo demnach im Gegenſatz mit der auswärtigen Politik, die er trieb, 
nichts zu tun, und es können ſeinem Verhalten gegenüber dem aus⸗ 
wärtigen Dienſt feiner Untertanen hier wohl kaum außerpolitiſche 
Motive zugrunde gelegen haben. Es ſcheint nicht unberechtigt zu ſein, 
wenn man annimmt, daß es jene oben berührten territorialpolitiſchen 
Geſichtspunkte waren, die den Kurfürſten dermaßen dem es 
Dienſte geneigt machten. 

Die Beteiligung Buchs an dem Zug in die Niederlande 1578 
mit 1500 Pferden!) geſchah mit der Einwilligung Johann Georgs 2). 

Im Jahre 1585 ſind wieder drei Mandate erlaſſen worden, alle 
vom 31. Mai. Eines von ihnen war unter Erwähnung der böſen 
Abſichten des Kardinals von Bourbon offenbar für die geſamten 
Untertanen beſtimmt; das von mir benutzte Exemplar iſt aber an Hans 
Buch gerichtet, ebenſo wie das zweite der Mandate, das jedoch nur 
das gewöhnliche Verbot fremder Beſtallungen enthielt. In gleicher 
Weiſe war das dritte Mandat abgefaßt, das ſich an Buch, Wolf Ernſt 
von Putlitz und Chriſtoph von Sannen richtete s). Der Grund für 
dieſe Verbote lag in den Werbungen ſowohl Johann Caſimirs als 
Guiſes, die von jetzt an mehrere Jahre hindurch mit geringen Unter⸗ 
brechungen bis zu dem anhaltiſchen Zuge von 1591, die ſöldnerreichen 
Territorien Deutſchlands in Unruhe verſetzten. | 

Schon im März 1585 war von der Tätigkeit der Oberſten im 
Solde Heinrich III. die Rede“). Als Johann Caſimir daraufhin 
Sachſen und die anderen Territorien bat, ihnen entgegenzutreten 5), 
erklärte Kurfürſt Auguſt, er ſtünde im Gegenteil auf Seite der Liga, 
während ſich Brandenburg im Sinne der bald darauf folgenden 
Mandate für neutral erklärte“). Vermutlich find jene angeblichen 


den Beſitz eines landesherrlichen Konſenſes, den Buch nach Reichsſatzung ver⸗ 
pflichtet war, aufzuweiſen, machte das Mandat vom Mai 1575 unmöglich. 

1) Dohna, a. a. O. S. 17; Joh. Caſ. I, Nr. 144. 

2) Pauli, a. a. O. II, S. 241. 

3) Alle drei Mandate B. St. Rep. 24, E. 

4) Joh. Caſ. II, Nr. 322, 29. März 1585. f 

5) Joh. Caſ. II, Nr. 322 29. März 1585, und Nr. 320, 7. April 1585. 

6) Joh. Caſ. II, Nr. 335, 1. Juni 1585. 
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Werbungen Mandelsloes für Guiſe damals noch gar nicht vor ſich 
gegangen, genau ſo wenig wie die großen Zuzüge Buchs, Schwerins, 
Bernsdorfs und Wehrens zu Navarra, von denen im Dezember ein 
Adliger Bericht gab!). Allerdings liegt für Mandelsloe für das 
Ende des Jahres ſchon beſtimmte Nachricht vor, daß er nach Nancy 
ging, um ſich von Heinrich III. ſeinen Auftrag zu holen. Und im 
Anfang des folgenden Jahres erklärten ſich dann auch Buch und 
Berbisdorf, die ſich erſt kühl gezeigt hatten, bereit, für Navarra zu 
werben. Dieſer hoffte von ihnen, daß ſie auch andere zu demfelben 
Ziele fortreißen würden?). So begann jetzt ein wahrer Wettlauf auf 
Söldner. Während Heinrichs III. Unterhändler Schomberg prahleriſch 
erklärte, er wolle „ſein kopf zue pfand ſetzen“, daß den Hugenotten 
aus Deutſchland „kein hülff oder troſt zuekomm ſollt“ ), nahmen ſich 
Buch und Berbisdorf vor, fie wollten „rompre le coup aux levées 
du roy“, „s' accomoder à toute possibilité pour le service du roi 
de Navarre“5). Das war die Wirkung der Maimandate von 1585! 
Die Erbitterung, die zwiſchen den franzöſiſchen Parteien herrſchte, rief 
auch in Deutſchland Gegenſätze wach, über welche die Verbote einzelner 
Landesherrn nichts mehr vermochten. Zunächſt kamen aber die energiſchen 
Vorſätze der Werber nicht zur Ausführung, weil der beabſichtigte Zug 
Johann Caſimirs einen Aufſchub erfuhr. Schon im Dezember 1585 
hatte Johann Georg geſagt, er wolle ſeine Untertanen zurückhalten 
und inzwiſchen eine Geſandtſchaft an Heinrich III. befördern, von der 
man eine friedliche Löſung der franzöſiſchen Kämpfe erhoffte “). Tat⸗ 
ſächlich beſchloſſen im folgenden Jahre in Küſtrin alle proteſtantiſchen 
Fürſten dieſe Sendung ), und erſt die ſchmähliche, abweiſende Antwort 
des franzöſiſchen Königs brachte die Pläne des Jahres 1585 ins Rollen. 
War auch der Arger über dieſen Ausgang der Geſandtſchaft groß, ſo 
bewirkte er doch ſcheinbar keine weſentliche Anderung in der öffentlichen 
Politik Johann Georgs. Er meinte, „man müſſe es zu dieſem Mal 
an ſeinen Ort ſtellen“. Ende 1586 verbot wieder ein brandenburgiſches 
Mandat ausländiſche Werbungen s). Im Sinne dieſes Verbots bat 


1) Joh. Caſ. II, Nr. 390, 20. Dezember 1585. 
2) Joh. Caſ. II, Nr. 394, 23. Dezember 1585. 
3) Joh. Caſ. II, Nr. 420, 6. Februar 1586. 
4) Joh. Caſ. II, Nr. 375, 1. November 1585. 
5) Joh. Caſ. II, Nr. 420, 6. Februar 1586. 
6) Joh. Caſ. IL, Nr. 931, Anm. 1. 17. Dezember 1585. 
7) Über dieſe Geſandtſchaft ſiehe Droyſen, a. a. O. II, 27 496 ff 
8) B. St. Rep. 24, 2, 2. 
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der Kurfürſt Johann Georg ſeinen Sohn Joachim Friedrich im März 


1587, als die deutſchen Reiteroberſten mit den franzöſiſchen Unter- 


händlern zuſammenkamen, um endgültig über ihre Verträge zu beraten!), 


doch ja auf die Praktiken acht zu haben 2), und tatſächlich wurden auch 


Buch und Berbisdorf“ in Haft genommen. Bald wieder auf freien 


Fuß geſetzt, wandte ſich Buch im April an Chriſtian von Sachſen und 
Johann Georg?) mit der Bitte, ihm und ſeinem Muſterſchreiber den 


Zug nach Frankreich zu geſtatten. Beide waren damit einverſtanden, 
nur ſchärfte Johann Georg ihm in ſeinem Schreiben vom 3. Juni 


noch einmal ein, allein zu reiten, und verbot ihm, eine Anzahl 


gewiſſer Adliger, die in dem Schriftſtück namentlich aufgeführt werden, 
mitzunehmen *). Aber die Ermahnungen fanden taube Ohren. Be⸗ 
reits am 7. Mai 1587, offenbar gleich nach der Befreiung aus der 
Dresdener Haft, hatte Buch ſamt den anderen Oberſten einen Vertrag 
über die Zuführung von 5100 Reitern mit Chamerolles perfekt ge⸗ 
macht?). Schon am 27. Mai, alſo noch bevor Johann Georg die 
Erlaubnis, die er Buch erteilte, an die Bedingung geknüpft hatte, 
allein zu reiten, eingetroffen war, hatte dieſer von dem Zahlmeiſter 
Johann Caſimirs das Anrittgeld für 2200 Pferde empfangen ?). Als 


der Kurfürſt am 26. Juli Heinrich von Navarra auf deſſen Bitte, 
in der Mark werben zu dürfen, antwortete, daß er der gefährlichen 


Zeiten wegen in ſeinem Lande keine Werbungen geſtatten könne), 
hatte gerade den Tag zuvor Buch mit mehreren tauſend kurbranden⸗ 
burgiſcher Untertanen den Rhein überſchritten ). Nicht viel anders 
erging es dem Kurfürſten mit Mandelsloe. Dieſem hatte Heinrich III. 
am 6. Juli den Werbebefehl und Anrittgeld auf wenigſtens 4000 
Reiter gefandt?). Die Bitte Heinrichs III. um Werbeerlaubnis ſchlug 


— 


Johann Georg am 26. Juli rundweg ab 10). Der Überbringer der, 


Bitte, Mandelsloe, wurde hart verwieſen und ermahnt, nun endlich 
das Werben zu unterlaſſen. Gleichzeitig ergingen jetzt auch am 26. 


1) Siehe u. a. Joh. Caſ. III, Nr. 24. 
2) B. St. Rep. 39, f. 58. 
3) Er war beider Lehnsmann; ſiehe Dohna, a. a. O. ©. 44. 
4) Die ganze Schilderung nach: B. St. Rep. 39, f. 58. 
5) Tuetey, a. a. O. S. 47. 
6) Joh. Caſ. III, Nr. 37. 
7) B. St. Rep. 39, f. 44. 
8) Tuetey, a. a. O. S. 48. 
9) B. St. Rep. 39, f. 58. 
10) Ebenda. 


* 
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und 29. Juli Mandate an here Adlige 9 Doch Mandelsloes 
| Schreiben an Heinrich III., wonach er trotz aller Mandate hoffte, an 
allen Ecken und Enden noch 1000 Pferde zuſammenbringen zu können, 
zeigt die Vergeblichkeit der brandenburgiſchen Maßnahmen ?). Am 
4. Auguſt wurde Joachim Friedrich von Wilhelm von Heſſen gebeten, 
Mandelsloes Werbungen Abbruch?) zu tun. Nach einem langen Ent⸗ 
ſchuldigungsſchreiben des Oberſten vom 11. Auguſt zu ſchließen, glückte 
es in dieſem Falle, ihn wegen ſeines unerlaubten Vorgehens zu be⸗ 
langen. Ein am 15. Auguſt erlaſſenes Mandat Joachim Friedrichs 
war mit ungewöhnlicher Schärfe abgefaßt !). Es fanden darauf zwiſchen 
Mandelsloe und dem Adminiſtrator mehrere Wechſelſchreiben ſtatt und 
ſie erwecken den Eindruck, daß endlich einmal die landesherrliche 
Gewalt zu ihrem Rechte kam. Aber ſchon im September wurden 
neue Zuzüge zur Liga gemeldet ), und dieſe Nachrichten dauerten fort 
bis in den ſpäten Oktober. Dann, nachdem Ernſt von Mandelsloe 
tatſächlich daran verhindert worden war, fortzuziehen, hatte er ſeine 
Truppen einem anderen Führer übergeben. Die Truppen, klagte 
Joachim Friedrich, behaupteten, von einem Verbote 'nichts zu wiſſen 
und Mandelsloe gäbe ſich, indem er einen andern mit der Führung 
ſeiner Leute betraute, den Anſchein, als leiſte er dem kurfürſtlichen 
Gebote GeborfamS). Sämtliche perſönlichen Verbote und ſämtliche 
öffentlichen Mandate hatten ſich en 1587 eee wit ſchon 1575, 
als vergeblich erwieſen ). 

Anders als 1575 verhielt es ſich jedoch in dieſem Falle mil der 
| Frage, wie ſich der Kurfürſt hier zu der Unwirkſamkeit feiner Mandate 
ſtellte. Eine Reihe von Umſtänden beweiſen nämlich, daß er in biefem 
Jahre den Werbungen nicht wie 1575 politiſch indifferent gegenüber⸗ 
ſtand, ſondern durchaus für Navarra Partei nahm; ein Zuſatz in 
ſeiner Antwort an Heinrich von Navarra auf deſſen Bitte, ihm 
Werbungen zu geſtatten, verſprach, Gegenwerbungen gegen ihn nicht 


1) B. St. Rep. 39, f. 535. | \ 

2) Zum Ärger des Kaiſers waren biefe Mandate natürlich ganz neutraler — 
Natur; ſiehe Joh. Caſ. III, Nr. 55. 

3) B. St. Rep. 39, f. 58. 

4) B. St. Rep. 39, f. 53. 

5) B. St. Rep. 39, f. 52. 

6) B. St. Rep. 39, f. 53. 

7) B. St. Rep. 39, f. 58. 

8) Die Verhältniſſe von 1588/89 während des mömpelgardiſchen Zuges 
bleiben einer fpäteren Unterſuchung vorbehalten. Der Zug Chriſtians von An⸗ 
halt 1591 iſt in dieſem Zuſammenhang nicht von Belang, weil Johann Georg 
offiziell daran beteiligt war. 
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dulden zu wollen 1), während in dem Antwortſchreiben an Heinrich III. 
dieſe Bemerkung fehlte). Die Behauptung Mandelsloes, daß die 
landesherrlichen Mandate erſt nach Abzug der für Navarra geworbenen 
Truppen erlaſſen worden ſeien “), iſt, obwohl übertrieben, nicht ganz 


von der Hand zu weiſen, denn zur Zeit der Mandate Johann Georgs 


vom Juli und auch des großen Mandats Joachim Friedrichs vom 
Auguſt war Buch ja tatſächlich längſt in Frankreich“). Sehr viel 
ſchwerer aber als dieſe Punkte fällt eine andere Tatſache zur Unterſtützung 
unſerer Behauptung ins Gewicht. Am 1. Auguſt nahm der Kurfürſt 
Johann Georg Philipp von Braunſchweig mit 1000 Pferden auf 
2 Monate in Wartegeld ), um, wie er an Heſſen ſchrieb, die Werbungen 
für Heinrich III. zu hindern ). Auch bat er Wilhelm von Heſſen 
und Joachim Friedrich, das Gleiche zu tun. Der Adminiſtrator nahm 
auf ſeine Aufforderung hin ſogleich am 14. Auguſt 600 Leute in 
Wartegeld :). Als die 2 Monate, für die Philipp von Braunſchweig 
beſtallt war, ſich ihrem Ende näherten, fragte Johann Georg bei 
Chriſtian von Sachſen an, ob er die zum Schaden der franzöſiſchen 
Oberſten in Wartegeld genommenen Reiter nicht noch auf weitere Zeit 
verpflichten, ja ob er fie nicht nach Frankreich führen laſſen ſollte ). 

Noch ſtärkere Neigung als Johann Georg, verriet ſein Sohn 
Joachim Friedrich, die hugenottiſche Partei zu unterſtützen. Schon 
als ihn im März ſein Vater anwies, auf die Dohnaſchen Umtriebe 
acht zu haben, teilte er Landgraf Wilhelm von Heſſen ſeine gegenteilige 
Abſicht mit, Navarra unterſtützen zu wollen, ſodaß Wilhelm ihm ſeine 
Entrüſtung über die Behinderung, die die Kurfürſten von Sachſen 
und Brandenburg Navarras Werbungen bereiteten, anvertrauen 
konnte ). Im Juli ſuchte Joachim Friedrich dann Sachſen⸗Weimar 
und Heſſen für den navarraſchen Zug zu intereſſieren 1°). Welchen 
Anteil er an dem Gelingen desſelben nahm, zeigt die Freude ſeines 
Kanzlers Meckbach über die guten Zeitungen, die im Auguſt aus 


1) Siehe oben a. a. O. 

2) Siehe oben a. a. O. 

3) In einem Schreiben an Heinrich III. B. St. Rep. 39, f. 58. 

4) Siehe oben a. a. O. 

5) B. St. Rep. 9, Nr. 3, 1. Aug. 1587. 

6) B. St. Rep. 39, f. 53, 5. Dez. 1587. 

7) B. St. Rep. 39, f. 58. 

8) Ebenda. Er entließ ſie aber am 1. November, weil im Winter doch 
niemand fremden Potentaten zuzöge. = 

9) Joh. Caſ. III, Nr. 15. 

10) B. St. Rep. 39, 44. 


+ 
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Frankreich kamen 1). Eine Bemerkung Johann Cgſimirs ſpricht dafür, 
daß Joachim Friedrich auch die Abſicht hatte, von ſich aus Reuter zu 
ſeinem Zuge ſtoßen zu laſſen. Im September bedankte ſich Heſſen 
bei Joachim Friedrich für den Vorſchub, den er der navarriſchen 
Werbung beim Durchzug geleiſtet hätte s). Als Ende Oktober die 
Nachricht kam, das Schomberg die Abſicht habe, die Reuter, die bisher 
in kurfürſtlicher Beſtallung waren, nun Heinrich III. zuzuführen, da 
beklagte er das aufs heftigſte“). Schließlich war er es ja auch, der 
Mandelsloe ar, nicht am een, aber doch am Sen rn 
‚hatte 2); 

Im eriten Augenblick ſcheint zwar zwiſchen der hier zum Ausdruck 
kommenden Politik und der Tatſache der Mandate, die natürlich auch 
für. Navarra nicht ohne nachteilige Folgen blieben “), ein unüberbrück⸗ 
barer Gegenſatz zu beſtehen. Eine Außerung Johann Georgs vom 
Dezember 1585 enthält den Schlüſſel zur Löſung der Schwierigkeit: 
„Daß dem König von Navarra zur Verurſachung großer Unruhe in 
Deutſchland mit einem öffentlichen Kriegsvolke ſollte zugeſprungen 
werden. Sollchs iſt gar nicht fuer guet angeſehen. Aber man wollte 
dem Guiſeſchen Haufen Werbungen erſchweren und dem navarriſchen 
durch die Finger ſehen“. Nach außen hin ſollte die Neutralität ge⸗ 
wahrt werden, aber ſo weit als möglich wollte man ſeinen Neigungen 
folgen. In dieſem Zuſammenhange ſcheint es faſt, als ob auch der 
ſtrenge Befehl an Hans Buch, allein zu reiten, bereits mit der Abſicht 
gegeben wurde, daß Buch ihn nicht halten ſollte. Jedenfalls muß 
man wohl ſagen, daß die brandenburgiſche Politik 1587 das Programm 
von 1585 in vorzüglicher Weiſe innegehalten hat”) 8). 


1) B. St. Rep. 39, f. 44, 23. Auguſt 1587. 

2) B. St. Rep. 39, f. 51, 28. Auguſt 1587. 

3) B. St. Rep. 39, f. 53. 

4) B. St. Rep. 39, f. 58. 

5) Dieſe Ausführungen nehmen wohl der von Koſer Geſchichte der 
brandenburgiſch⸗preußiſchen Politik, S. 297) angeführten Außerung Joachim 
Friedrichs, er wolle die in Wartgeld genommenen Reiter Oſterreich überlaſſen, 
jede Bedeutung. 

6) So hatte z. B. ſelbſt Buch infolge der Mandate nur eine ungenügende 
Zahl von Pferden aufbringen können. (Joh. Caſ. III, Nr. 88, September 1587). 
So klagte auch Joachim Friedrich, das Verbot ausländiſcher Werbungen habe 
zur Folge gehabt, daß die Leute unter katholiſche Fahnen gingen. (B. St 
Rep. 39, f. 58.) 

7) B. St. Rep. 39, f. 39, 16. Dez. 1585. 

8) Haſſel und Droyſen behaupten, daß Johann Georg den Zuzug zu 
Heinrich III., weil dieſe Reuter kaiſerliche Patente hatten, geſtattet habe. Des⸗ 
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Es war alſo eine ausgeſprochene Tendenz vorhanden, Navarra 
zu unterſttzen. Demnach mußte Johann Georg offenbar auch in dieſem 
Jahre mit der Unwirkſamkeit ſeiner Mandate zufrieden ſein, nur aus 
einem andern Grunde als 1575. Der Ungehorſam ſeiner Untertanen 
gegenüber ſeinen Verboten entſprach diesmal den politiſchen Abſichten, 
die der Kurfürſt im Geheimen hegte. Umſo ſchärfer hätte er gegen 
die im Solde Heinrichs III. werbenden Märker auftreten müſſen. 
Doch geſchah das keineswegs. Vielmehr wagte es Mandelsloe Ende 
September, um eine Beſtallung bei Joachim Friedrich zu bitten !). 
Ferner hatte zwar der Adminiſtrator dieſen ungehorſamen Adligen 
bezichtigt, alle Vorgänge in Brandenburg an Schomberg verraten zu 
haben; aber trotz deſſen wurde, als Johann Georg ihn im Januar 
1588 in ſeine Dienſte nahm, in ſeiner Beſtallnng die Erlaubnis zum 
auswärtigen Dienſt vorgeſehen 2). In Anbetracht dieſer beiden Tat⸗ 
ſachen ſcheint es ſchwer, ſich des Gedankens zu erwehren, daß auch bei 
dieſem auswärtigen Zug trotz der ſtarken Intereſſen äußerer Politik, 
die hineinſpielten, die der inneren nicht ganz ſchwiegen. Wenn 
Joachim Friedrich zu Mandelsloe bei Beginn der Werbungen ſagte: 
„Haft du was, das behalt, aber ſieh dich darinnen wol vor“ “), fo 
zeigt das eben, wie dem Landesherrn bei ſolchen Zügen auch jene von 
außerpolitiſchen Rückſichten unberührten Vorteile vorſchwebten, die gerade 


gleichen ſagt Tuetey (d. a. O. S. 48), daß die Formierung der Truppen be⸗ 
ſonders langſam vor ſich ging, weil Sachſen und Brandenburg die Aushebung 
für den König begünſtigten. Er beruft ſich dabei auf Briefe Guiſes an Hein⸗ 
rich III. (Bibl. nat. Paris). Jedenfalls hat ſich Guiſe durch die Mandate 
täuſchen laſſen. Daß Johann Georg die Aushebungen Buchs erſchwert hat, iſt 
oben gezeigt worden, und wird durch die Tatſache, daß ſelbſt Buch weniger 
Reiter aufbrachte, als er verſprochen hatte, beſtätigt. Aber von einer Begünſti⸗ 
gung der Guiſeſchen Werbungen kann nach den obigen Ausführungen nicht die 
Rede ſein. — Es erſcheint lohnend, eine genauere Unterſuchung über die Politik 
Brandenburgs vom Jahre 1587 anzuſtellen. Es wäre darin ausführlich zu 
zeigen, wie im Grunde ſchon in dieſes Jahr die Anfänge der aktiven hugenotten⸗ 
freundlichen Politik Brandenburgs fallen, die eine entſchiedene Abwendung von 
der bisherigen neutralen Politik bedeutete, und die in der Beteiligung am anhalti⸗ 
ſchen Zuge von 1591 zu ihrem Höhepunkt gelangte. Damit ſoll in noch ſtärkerem 
Maße als Haſſel dies getan hat, die Behauptung Droyſens von der abſo⸗ 
luten politiſchen Indifferenz Johann Georgs widerlegt und der Zeitpunkt für 
den Beginn ſeiner politiſchen Aktivität, den Haſſel erſt für die Zeit der Vor⸗ 
verhandlungen des Tages zu Torgau feſtgeſetzt, um etliche Jahre vorgerückt werden. 
Vgl. hierzu auch S. 343 Anm. 4. 

1) B. St. Rep. 39, f. 58. 

2) B. St. Rep. 9, A. 

3) B. St. Rep. 39, f. 56, 19. Auguſt 1587. 
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der auswärtige Dienſt des Adels an und für ſich, ohne Rückſicht 
auf irgend welche politiſchen Abſichten, mit ſich brachte. Eine allgemeine 
Außerung Johann Georgs über die Auffaſſung, die er von den Ver⸗ 
letzungen ſeiner Mandate hatte, beſtätigt das. „Und haben wir es, 
da wir diesfals von jemande angelangt worden, niemals ſo ganz genau 
nicht eingezogen“ ). Es entſprach das der allgemeinen Anſicht der 
Zeit. So wurde Herzog Julius von Braunſchweig im In⸗ und Aus⸗ 
lande wegen zu ſtrenger Handhabung ſeiner Mandate beſchimpft . 
Halten wir das Ergebnis der Betrachtungen über Johann Georgs 
Stellungnahme zu den Werbungen von 1575 und ſein Verhalten zu 
den ligiſtiſchen Werbern von 1587 mit jener allgemein ausgeſprochenen 
Auffaſſung, die er von den Übertretungen ſeiner Mandate hegte, zu⸗ 
ſammen, ſo müſſen wir wohl annehmen, daß es eben zur Grundtendenz 
des brandenburgiſchen Landesherrn gehörte, ſeinem Adel die Erlaubnis 
zum auswärtigen Dienſt zu erteilen, el von politiſchen Zielen, 
die er jeweilig verfolgte. 

Die obigen Ausführungen geben a Veranlaſſung zu glauben, 
daß der Adel den auswärtigen Dienſt auf dem Landtage von 1572 
deshalb nicht zur Verhandlung brachte ?), weil die heimlichen Werbungen 
es unnötig machten, eine beſondere Erlaubnis von ſeiten des Kur⸗ 
fürſten zu erzwingen. Die zuletzt angeſtellte Betrachtung geſtattet 
vielleicht noch eine weitere Folgerung: Möglicherweiſe hat auch das 
Bewußtſein, daß die heimlichen Werbungen nicht eigentlich in Wider⸗ 
ſpruch zu den Abſichten der Kurfürſten ſtanden, ſondern daß der Adel 


im Grunde mit dem Landesherrn in ſeinen Wünſchen eins war, dazu 


beigetragen, das Ausreiten in dieſem Falle nicht zum Gegenſtand der 
Verhandlungen zu machen. 

Oben haben wir geſehen, daß die Regelung des auswärtigen 
Dienſtes innerhalb der Reichsverfaſſung zu einem der Kriterien für 
die Machtverteilung zwiſchen dem Kaiſer und den Reichsſtänden wurde. 
Hier hat ſich nun gezeigt, daß dies für das Territorium, vor allem 
für das friedfertige Brandenburg, das politifch erſt gegen Ende der 
weſteuropäiſchen Kämpfe aus ſeiner Neutralität heraustrat, nicht gelten 
kann, weil hier die Beteiligung des Adels an fremden Kriegen zum 
un Teil auch im Intereſſe des Landesherrn lag. | 

Zieht man das Fazit, jo muß man wohl jagen, daß die Mandate 


1) Mylius, a. a. O. VI, 1, Nr. 55, 1593. 
2) Braunſchweig⸗Müller, S. 43. 
3) Siehe oben S. 335. 


l 
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in der Mark zwar zur Wahrung des kurfürſtlichen Anſehns gegeben 
wurden !), daß fie auch darauf berechnet waren, Brandenburg den 
Schein der Neutralität, den jedes Zuziehen der Untertanen zu aus⸗ 
wärtigen Kriegen in Frage ſtellte, zu wahren, daß aber dennoch der 
Kurfürſt das Fortziehen des Adels aus den oben erwähnten Gründen 
gern geſtattete. f | 


5. Auswärtiger Kriegsdienſt und Nationalgefühl 


Dieſe Tatſache ſteht in ſchroffem Widerſpruch zu unſerm heutigen 
nationalen Empfinden. Für uns Deutſche im Zeitalter der allgemeinen 
Wehrpflicht iſt es ſelbſtverſtändlich, daß man ſein Leben nur für das 
eigne Vaterland in die Schanze ſchlägt und daß Kriegsdienſte für eine 
fremde Nation im Gegenſatz zu den Pflichten des Untertanen ſtehen. 
Wir haben jetzt die Frage des auswärtigen Dienſtes auf den Reichs⸗ 
tagen und auf den Landtagen beſprochen, wir haben den Kaiſer und 
die Fürſten dort das Für und Wider erwägen hören und haben die 
Meinung des Adels vernommen. Aber nirgends wurde der Gedanke 
ausgeſprochen, daß die nationale Ehre es verbiete, im Dienſte einer 
fremden Nation in den Krieg zu ziehen. Hat für die Menſchen des 
16. Jahrhunderts jener Widerſpruch nicht beſtanden? 

Im weſentlichen ſind es wohl nur Redensarten, wenn wir 
Außerungen leſen wie: „Umb eines geringen Nutzen willen ihr leib 
und leben unter fremden Nationen in die Schanz zu ſchlagen“ ), oder 
das vielzitierte „daß ſchier nichts wohlfeileres denn der deutſchen fleiſch 
und blut“. Vielmehr herrſchte allenthalben die Auffaſſung, daß der 
Kriegsdienſt nur ein Handwerk wäre. „Er habe Spanien und Frank⸗ 
reich gedient, der Religion unangefochten“ ſagte ein braunſchweigiſcher 
Adliger, „es wäre verkehrt, daß Fürſt Gebrauch habe, wohin ſie wollen, 
dahin man dienen ſolle“ 3). Landeszugehörigkeit und Kriegsdienſt 
hatten nichts miteinander zu tun. 

Das war die Auffaſſung, die man damals vom Kriegsdienſt hatte. 

Der Widerſpruch wird dadurch gelöſt, daß der damaligen Zeit 
unſer heutiges nationales Empfinden fremd war. Freilich ein gewiſſes 


— — —S 3 


1) Das Mandat von 1586 (Rep. 24, E. 2, Nr. 23) verlangte in der Haupt⸗ 
ſache Anzeige der Züge beim Kurfürſten. 

2) Mylius, Corpus Constitutionum Marchicarum, VI, 1, Nr. 39. 

3) G. H. Müller, Das Lehns⸗ und Landesaufgebot unter Heinrich Julius 
von Braunſchweig⸗Wolfenbüttel. (Quellen u. Darſtellungen zur Geſchichte Nieder⸗ 
ſachſens, Bd. XXIII; abgekürzt: Braunſchweig⸗Müller, S. 43, Anm. 6.) 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXXII. 2. 24 
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Gefühl für nationale Ehre hat auch ihr nicht gefehlt. So klagte 
einmal die kaiſerliche Propoſition darüber, daß „durch dieſes unordent⸗ 
liche Weſen dem von uralten Zeiten her geehrten deutſchen Namen 
bei allen umliegenden Nationen eine merkliche Schande und Ver⸗ 
kleinerung zugewachſen wäre“ !). Auch Johann Georg ermahnte 
1591 die abziehenden Völker und im beſonderen die Märker, die Ehre 
der deutſchen und die der märkiſchen Geſchlechter hochzuhalten?). Aber 
dieſes Nationalgefühl war nichts anderes als die Empfindung für das 
Edle der eigenen Nation, „ein Nationalgefühl ohne politiſche Spitze“. 

Grade dieſer Art nationalen Empfindens nun wurde in der 
Auffaſſung des auswärtigen Dienſtes durchaus Rechnung getragen. 
So forderte dieſes Nationalgefühl zunächſt das Fortbeſtehen der eigenen 
Nation in den althergebrachten Formen. In dieſem Sinne wurden in 
ansländiſchen Beſtallungen Kaiſer und Reich ausgenommen?). Es iſt 
öfters behauptet worden, daß dieſe Ausnahmen bedeutungslos waren. 
Es ſcheint jedoch, daß dies keineswegs zutrifft. Als Heinrich III. 
z. B. die deutſchen Oberſten verpflichten wollte, auf feinen Wunſch 
auch gegen Deutſchland zu kämpfen, ſagte ihm ſein deutſcher Rat 
Schomberg, daß, wenn der Kaiſer oder die Kurfürſten in Frankreich 
einbrächen, ſowohl die deutſchen Führer wie ihre Untergebenen gegen 
fie kämpfen würden, „mais de penser que l’on les fasse aller combattre 
sur le Rhin, c’est abuser le monde“. Als ſchließlich doch die meiſten 
fih dem Wunſche willfährig zeigten, wies einer dieſe und andere de⸗ 
mütigende Bedingungen mit dem Bemerken zurück, daß ſie „et suo 
ordine et nomine germanico indignas“ ſeien “). Die gleiche Scheu, 
das eigene Vaterland oder deſſen Glieder zu verletzen, trat hervor, als 
1591 in der Navarriſchen Beſtallung der übliche Zuſatz, einen Angriff 
gegen Kaiſer und Reich zu unterlaſſen, fehlte. Die Rittmeiſter ſagten, 
daß ihre Leute „ane verſicherung der chur- und fürſten ... nit fort⸗ 
zureiten geſinnet“ ſeien ). Dieſe Söldnerhaufen trugen eben keines⸗ 
wegs den internationalen e etwa einer heutigen Fremden⸗ 
legion. | 


1) Häberlin, Bd. 10, S. 68. 

2) Pauli, a. a. O. III, S. 269. 

3) Siehe z. B. Kluckhohn, a. a. O. II, S. 892: Beſtallung Conbés für 
die deutſchen Reuter, wo Kaiſer, Reich und deſſen Glieder ausgenommen ſind. 
Siehe auch Anquez, a. a. O., Einleitung, oder auch B. St. Rep. 39, f. 34, 
Beſtallung Siegfrieds von Platho. 

4) Joh. Caſ. II, Nr. 424. 

5) Joh. Caf. III, Nr. 545. 
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Ferner lag in jenem Nationalgefühl auch der Stolz auf die eigene 
Nation, das deutliche Gefühl ihrer Beſonderheit. Auch dieſes verleug⸗ 
nete ſich bei den auswärtig dienenden Heeren nicht. Wie ſehr ſie ſich 
als Deutſche fühlten, zeigt, daß ſie ſich keinem fremdländiſchen Führer 
unterſtellen wollten; die Reiteroberſten hätten ſich verbunden, ehe ſie 
einen franzöſiſchen Herrn zum Oberhaupt annähmen, „ehe wollten ſie 
mit fliegenden Fahnen dem Gegenteil zuziehen“ n). Von den Unter⸗ 
gebenen, galt das gleiche: die Reiter hörten nur auf die Stimme ihres 
. unmittelbaren Herrn). Iſt jo ſchon durch die Art, wie die Deutſchen 
im Auslande dienten, gezeigt worden, daß ihrer Vorſtellung nach ihr 
Tun nicht im Gegenſatz zu ihrem patriotiſchen Empfinden ſtand, ſo 
ſollen jetzt noch die Schriften eines Zeitgenoſſen zur beſſeren Klar⸗ 
ſtellung der damaligen Auffaſſung vom auswärtigen Dienſt heran⸗ 
gezogen werden. | 

Die Staatsſchriften Schwendis können uns in hervorragender 
Weiſe zeigen, wie der auswärtige Kriegsdienſt der Geſinnung eines 
damaligen Patrioten keineswegs widerſprach. Selbſt Schwendi, der 
ſich doch große Mühe gab, die Auswüchſe der deutſchen Libertät zu 
bekämpfen, hat ſich niemals, weder in ſeinem Entwurf für 1570, noch 
ſonſt für abſolute Beſeitigung des Werberechts ausgeſprochen. Alle 
ſeine Vorſchläge gingen nur auf Beſchneidung der „übermäßigen“ 
Freiheit. Wollte er auch der deutſchen Libertät ihre politiſche Be⸗ 
deutung nehmen, ſo erkennt er doch vollkommen an, daß „daneben die 
Deutſchen in allen Wegen unter ihren Kaiſern ihre alte deutſche Frei⸗ 
heit dermaßen erhalten haben, daß ſie ihnen nicht eingreifen konnten, 
ſondern iſt das kaiſerliche Regiment jederzeit ſo angeſtellt geweſen, daß 
es männiglich bei ſeinen Freiheiten, Rechten und Herkommen bleiben 
laſſen, ſchützen und handhaben“ 3). So heißt es in einem Memoire 
über den Zuſtand des Reichs, das Schwendi auf den Wunſch des 
Kaiſers 1574 ausarbeitete. Auch nachdem er ſeine Vorſchläge zur all⸗ 
gemeinen Reichsverteidigung erläutert hatte, verwahrte er ſich ſofort 
dagegen, daß dieſe dem auswärtigen Kriegsdienſte irgend Abbruch täten. 
„Und wurde darumb den Teutſchen nit gewert, fremder herrn dienſt 
zu gebrauchen, ſich auch etwas zu erobern” *). Gerade daß er und 
mit ihm der Kaiſer das auswärtig dienende deutſche Kriegsvolk einem 
inländiſchen Kriegsgericht unterwerfen wollte, zeigt, daß für beide der 


1) Joh. Caſ. III, Nr. 62. 

2) Turtey, a. a. O. S. 53. 
3) Janko, a. a. O. S. 99. 

4) Eiermann, a. a. O. S. 132. 


24 * 
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fremde Kriegsdienſt durchaus nicht in Widerſpruch mit dem Geiſte der 
Reichsverfaſſung erſchien. Wenn der Kaiſer ein Mahnſchreiben an 
Heinrich III. von Frankreich richtete, um ihn zur Bezahlung des im 
Frieden von Etigny 1576 ausgemachten Soldes !) an die navarriſchen 
Söldner zu bewegen ), während doch das hugenottiſche Hilfsheer wahr⸗ 
haftig nicht mit ſeinem Willen nach Frankreich gezogen war, ſo iſt das 
ein neuer Beweis dafür, daß der auswärtige Kriegsdienſt die deutſchen 
Untertanen keineswegs der landesväterlichen Fürſorge des Reichsober⸗ 
hauptes entrückte. Auch in Cyriakus Spangenbergs von ethiſchen 
Geſichtspunkten beherrſchter „Warnung an die deutſchen Landsknechte“, 
in der man dem Titel nach eine Verurteilung des ganzeu Zuſtandes 
vermuten könnte, findet ſich lediglich die Mahnung, ſich nicht gegen die 
proteſtantiſchen Glaubensbrüder gebrauchen zu laſſen, kein Wort iſt 
gegen den auswärtigen Dienſt überhaupt gerichtet ?). Und nicht nur 
geduldet wurde das deutſche Reislaufen; in den Vorſchlägen, die 
Schwendi zur Hebung ſeiner Schäden machte, ſah er auch ein Mittel, 
den deutſchen Kriegsdienſt, der von politiſchen Abſichten freigeworden 
war, zu heben und zu noch größerem Anſehen zu bringen. Die Unter⸗ 
ſtellung unter das deutſche Kriegsgericht ſollte ja gerade den Zweck 
haben, „daß man ſie umb deſt anſehnlicher und ſtatlicher halten und 
deſt mer gelten laſſen wurde“). Die Schweizer ſollten ihnen zum 
Vorbild dienen ). Deren auswärtige Kriegsdienſte hinderten nicht, 
daß dabei ihr Vaterland in Wohlſtand und Frieden wäre. Alle Könige 
und Potentaten — die nämlich ihren Dienſt begehrten — müßen ihnen 
hofieren und bitsweis und durch Gaben und Schenkungen entgegen⸗ 
gehen“ ). Dieſen Zuſtand erſehnte der Reformer deutſchen Kriegs⸗ 
weſens auch für fein Vaterland!). So paradox es für unſer heutiges 
Empfinden iſt, gerade ſein Nationalgefühl hat Schwendi dazu gebracht, 


1) Joh. Caſ. I, Einleitung S. 177. 

2) Joh. Caſ. I, Nr. 193. 

3) Cyriacus Spangenberg, Warnung an die deutſchen Lands⸗ 
leute, 1569. 

4) Sierm aun a. a. O. S. 132. 

5) Vgl. Hobohm, a. a. O. Bd. II, S. 214. dier läßt ſich allerdings 
nicht mehr von wilder Feindſchaft gegen die Schweizer, ſondern höchſtens von 
der Bemühung der Deutſchen reden, ebenſo begehrt zu ſein wie jene. 

6) Ebenda S. 135. 

7) Es ſcheint nicht unmöglich, daß auch die Bemerkung, die Deutſchen 
ſollten ſich mit guten Schützen, und dieſe mit Doppelhaken verſehen, weil das 
jetzt bei den fremden Nationen üblich würde (ſiehe Janko, a. a. O. S. 211) 
bezweckte den deutſchen Streitkräften einen größeren Abſatz zu ſichern. 
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den Wert der im Auslande dienenden deutſchen Streitkräfte erhöhen 
zu wollen und ſo die Angebote für ſie vorteilhafter zu geſtalten. So 
war Deutſchland ein politiſches Gebilde geworden, das abſichtlich einen 
Teil ſeiner Wehrkraft einer anderen Nation überlies. | 


Schluß EL 

Möglicherweiſe barg ſich in dieſer Art des auswärtigen deutſchen 
»Kriegsdienſtes ein Keim für die künftige Entwicklung. Es iſt freilich 
‚ unbemeisbar, daß die beſonders ſtarke Beteiligung der Märker als eine, 
wenn auch noch ſo entfernt wirkſame Urſache zu der kriegeriſchen Kraft 

Brandenburgs unter dem großen Kurfürſten beigetragen habe. Ebenſo 
ſchwer aber iſt die Vorſtellung abzuweiſen, daß mit dem Niedergang 
der Völker Verweichlichung verbunden iſt und daß die entſprechende 
Beteiligung an fremden Kriegen eine Gewähr für die Erhaltung der 
Volkskraft iſt. Vielleicht hat dieſe Ausübung „der alten deutſchen 
Libertät“ einen kleinen Anteil daran, daß Brandenburg⸗Preußen zu 
einer Zeit, in welcher der franzöſiſche Adel durch das Hofleben entnervt 
war, einen adligen Offiziersſtand zu ſchaffen vermochte, der ſich fähig 
erwies, eine der wichtigſten Aufgaben des neuen! abſoluten Staates, 
die Kraftentfaltung nach außen, löſen zu helfen. 
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5 II 
Zur Entſtehung der Politiſchen Teſtamente Friedrichs 
des Großen von 1752 und 1768 


Von 


Guſtav Berthold Volz 


Mit der vollſtändigen Veröffentlichung der Politiſchen Teſtamente 
Friedrichs des Großen von 1752 und 1768, die als Ergänzungsband 
der „Politiſchen Korreſpondenz“ des Königs erſcheinen 1), wird die 
friderizianiſche Forſchung vor neue Probleme geſtellt. Zu dieſen ge⸗ 
hört die Frage nach ihrer Entſtehung. Sie iſt von um ſo größerer 
Bedeutung, als wir mit der Erkenntnis der Beweggründe, die zur 
Niederſchrift führten, zugleich einen ſicheren Maßſtab für die Beurteilung 
beider Dokumente gewinnen. 


l. Das Teſtament von 1752 


Bei der Abfaſſung dieſer politiſchen Lehrſchrift folgte der König 
dem Beiſpiel ſeiner drei letzten Vorgänger. Doch über die näheren 
Umſtände, unter denen ſie geſchah, iſt noch Dunkel gebreitet; denn in 
den Akten findet ſich nichts darüber. Auch in den Korreſpondenzen 
Friedrichs begegnen wir nur einer kurzen beiläufigen Erwähnung ſeiner 
Arbeit in den Briefen an Maupertuis?). Nun iſt von anderer Seite 
ſchon darauf hingewieſen, daß der König in dem Teſtamente mit einem 


1) „Die Politiſchen Teſtamente Friedrichs des Großen“, hrsg. von G. B. 
Volz; Berlin 1920 (zitiert: Teſtamente). 

2) Vgl. „Briefwechſel Friedrichs des Großen mit Grumbkow und Maupertuis“, 
hrsg. von Koſer, S. 275 f. (Publikationen aus den Kgl. Preußiſchen Staats⸗ 
archiven, Bd. 72; Leipzig 1898). 
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nahen Tode rechnet; ſagt er doch ausdrücklich: „Ich gldube, daß meine 
Zeit vorbei iſt“ !). In der Tat hat denn auch im Januar 1752 der 
König ein förmliches Teſtament aufgeſetzt. Aber nach unſeren Nach⸗ 
richten war ſein Geſundheitszuſtand damals keineswegs beſonders un⸗ 
günſtig, ſo daß auch dieſes Teſtament nicht völlig erklärt, warum 
Friedrich gerade in jenem Jahre zur Niederſchrift geſchritten iſt 2). 
Greifen wir daher zu dem Teſtamente ſelbſt, vielleicht daß ſich aus 
ſeinem Inhalt ein näherer Anhaltspunkt ergibt. | 
Die Machtſtellung des preußiſchen Staates — das ift das Thema, 
welches die ganze Schrift vom erſten bis zum letzten Satze beherrſcht. 
Worauf beruht die Macht Preußens? wie kann ſie erhalten, wie kann 
ſie erhöht werden, damit Preußen eine politiſche Rolle in der euro⸗ 
päiſchen Staatenwelt zu ſpielen vermag? Dieſe Fragen wirft Friedrich 
auf, um ſie dann eingehend zu beantworten. Der Schwerpunkt der 
Schrift liegt in dem die auswärtige Politik behandelnden Abſchnitt, 
und wiederum den Angelpunkt, um den ſich hier alles dreht, bildet 
das Verhältnis zu dem öſterreichiſchen Staate. Oſterreich iſt, wie 
Friedrich immer wieder betont, ſeit der Eroberung Schleſiens der „un⸗ 
verſöhnliche Gegner“ Preußens, „unſer wirklicher Feind“. Dieſe Tat⸗ 
ſache ſteht ihm feſt wie ein Grundaxiom, an dem keinerlei Zweifel ob⸗ 
waltet. Auf die Gegnerſchaft gegen Oſterreich iſt daher die geſamte 
preußiſche Politik eingeſtellt, und ſo beginnt auch der Überblick, den 
Friedrich über die Fremdmächte gibt, mit einer Betrachtung der habs⸗ 
burgiſchen Monarchie. | 
Die Oſterreicher, jo führt der König aus s), werden den Berluft 
Schleſiens nicht vergeſſen, noch die Schmälerung ihres Anſehens in 
Deutſchland, die ſie durch Preußen erfahren haben. Sie rüſten zum 
Revanchekrieg, militäriſch, finanziell und auch politiſch, indem ſie ihre 
Machtſtellung durch Bündniſſe mit Rußland, England, Sachſen, mit 


1) Vgl. Teſtamente, S. 100, und Lehmann, „Friedrich der Große und der 
Urſprung des Siebenjährigen Krieges“, S. 62 (Leipzig 1894). 
N 2) Die Hypotheſe von Peukert in ſeiner Schrift „Die Teſtamente 

Friedrichs des Großen und ihr militäriſcher Inhalt“ (Münſterſche Beiträge zur 

Geſchichtsforſchung, Heft 50, S. 18 ff.; Münſter 1917), daß der im Dezember 
1751 erfolgte Tod des Fürſten Maximilian Leopold von Anhalt⸗Deſſau, den er 
als Heerführer ſchätzte, den König „auch an die Vergänglichkeit ſeines Daſeins 
gemahnt“ und ihm dadurch die Abfaſſung ſeines Teſtamentes nahegelegt habe, 
erſcheint wenig überzeugend; eher wäre noch an den Grafen Rothenburg zu 
denken, der ihm perſönlich nahe ſtand und ebenfalls im Dezember 1751 und in 
Friedrichs Armen ſtarb. 

3) Vgl. Teſtamente, S. 40 f. 
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Spanien und Sardinien zu ſtärken ſuchen. Durch das Bündnis mit 
Spanien und Sardinien, das im Sommer 1752 in Aranjuez zum Ab⸗ 
ſchluß gelangte, ſchaffen ſie ſich überdies Sicherheit in Italien, um ihre 
dortigen Streitkräfte nach anderer Seite, nämlich gegen Preußen, frei 
zu bekommen. Trotz aller dieſer Rüſtungen, erklärt Friedrich, ſind ſie 
zu klug, um Preußen unmittelbar anzugreifen; aber ein Plan iſt aus⸗ 
geſonnen, der ſie zum Ziele führen ſoll: er beſteht in der Erhebung 
des Prinzen Karl von Lothringen, des Bruders des Kaiſers Franz, 
auf den polniſchen Thron, ſobald der derzeitige Inhaber, König 
Auguſt III., ſtirbt. Nach ihm argumentiert der Wiener Hof folgender⸗ 
maßen: Im Petersburger Vertrage (vom 2. Juni 1746) hat Rußland 
ein Hilfskorps von 30 000 Mann für die Erhebung des Lothringers 
zugeſagt. Damit wird der Preußenkönig vor ein unlösbares Dilemma 
geſtellt. Läßt er die Erhebung des Prinzen Karl zu, dann wird Oſter⸗ 
reich ſehr viel mächtiger als er, ſchließt Schleſien auf allen Seiten ein 
und iſt ſtark genug, um bei der erſten beſten Gelegenheit dieſe Provinz 
wieder an ſich zu bringen. Wenn der König aber zu offenem Wider⸗ 
ſtande ſchreitet, ſo fallen Rußland und Oſterreich mit allen Verbündeten 
über ihn her; die öſterreichiſchen Truppen aus Italien marſchieren 
gegen ihn, auch Sachſen wird zur Teilnahme am Kampfe gezwungen. 
So wird es dahin kommen, daß entweder die Ruſſen Oſtpreußen oder 
die Oſterreicher Schleſien ihm wegnehmen. In jedem Falle wird er 
den Frieden ſchließen müſſen, den der Wiener Hof ihm diktiert. 
Bevor wir weiter auf das Teſtament des Königs eingehen, haben 
wir uns zu vergegenwärtigen, was für ein Bewenden es mit dieſem 
öſterreichiſchen Plan der Erhebung des Prinzen Karl auf den polniſchen 
Königsthron hatte, und wie Friedrich zu ſeiner Kenntnis gelangte. 
In dem Bündnis von 1746, das die beiden Kaiſerhöfe angeblich 
als reine Defenſivallianz ſchloſſen, das aber in Wirklichkeit mit ſeiner 
gegen. Preußen gerichteten Spitze auf nichts geringeres als auf die 
Wiedererwerbung Schleſiens durch Oſterreich abzielte — in dieſem 
Bündnis ſollte, wie wir hörten, die polniſche Thronkandidatur des 
Lothringers aufgeſtellt ſein und Rußland ſich zu ihrer Unterſtützung 
mit 30 000 Mann verpflichtet haben. Doch der König irrt, er tft 
falſch unterrichtet; denn tatſächlich iſt in dem Vertrage von jenem 
Projekt mit keinem Worte die Rede. Vielmehr iſt der Plan jüngeren 
Urſprungs. Erſt 1748 taucht er auf und zwar in Zuſammenhang mit 
den nordiſchen Plänen des ruſſiſchen Hofes. Wie bekannt, ſuchten die 
Ruſſen ihre Machtſphäre auch über Schweden zu erſtrecken. Schon 
rechneten ſie mit dem Tode des alten Königs und mit dem Verſuch 
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eines Umſturzes der ſchwediſchen Verfaſſung durch den Thronfolger, 
Herzog Adolf Friedrich, der ihre Pläne über den Haufen geworfen 
hätte. Daher waren ſie entſchloſſen, jeder Anderung der Regierungs⸗ 
form ſogar mit Waffengewalt entgegenzutreten und für dieſen Fall 
eine große Allianz gegen Schweden zuſammenzubringen. Um die Oſter⸗ 
reicher zum Beitritt zu beſtimmen, gedachte man nun in Petersburg, 
ſie mit dem Projekte der Thronfolge des Lothringers in Polen zu 
ködern. Gleichzeitig ſchlug man dem Wiener Hofe vor, ſchon im voraus 
alle möglichen Maßnahmen zur Sicherung der Wahl des Prinzen Karl 
zu treffen, ein Heer an der livländiſchen und öſterreichiſchen Grenze 
bereit zu halten, um die Zuſtimmung der polniſchen b nötigen⸗ 
falls mit Waffengewalt zu erzwingen ). 

Über Verlauf und Ergebnis dieſer Unterhandlung zwiſchen Wien 
und Petersburg ſind wir nicht näher unterrichtet. Doch für uns 
kommt es ausſchließlich auf die Wirkung an, die dieſer Plan auf König 
Friedrich hervorbrachte. 

Drei volle Jahre blieb deſſen Exiſtenz ihm verborgen. Als 
Friedrich zum erſtenmal von dieſem Projekte ſpricht, geſchieht es in 
der Form einer Vermutung. Den Anlaß bot die Nachricht?), daß 
Sachſen ſich zu dem von Rußland und Oſterreich gewünſchten Beitritt 
zu der Allianz von 1746 unter mehreren Bedingungen bereit erklärt 
habe, daß dieſe aber von Oſterreichs Seite rundweg abgelehnt worden 
ſeien. Da zu dieſen Bedingungen auch die Forderung gehörte, im 
Falle der Thronerledigung in Polen dem ſächſiſchen Hauſe die Nachfolge 
daſelbſt zu gewährleiſten, knüpfte König Friedrich an die Weigerung 
der Oſterreicher eben jene Vermutung, daß in Wien vielleicht der Plan 
beſtehe, den Prinzen Karl von Lothringen auf den polniſchen Thron 
zu ſetzen. In dieſer Vermutung ſah ſich Friedrich noch durch die 
weitere Nachricht beſtärkt, daß der Wiener Hof auch einen Vorſchlag 
zur Vermählung des Prinzen Xaver von Sachſen, eines Sohns 
Auguſts III., mit einer cee N glatt e 
habe ?). 


1) Bericht des öſterreichiſchen Geſandten in Petersburg, Graf Bernes, vom 
23. Oktober 1748 (val. Beer, „Aufzeichnungen des Grafen William Bentinck 
über Maria Thereſia“, S. C II u. C III; Wien 1871). 

2) Sie entſtammte den in Berlin interzipierten Berichten des öſterreichi⸗ 
ſchen Geſandten in Petersburg, Freiherrn von Pretlack, vom 2. und 9. Oktober 
1751. Vgl. „Politiſche Correſpondenz Friedrichs des Großen“ (zitiert: P. C.), 
Bd. 8, S. 512. 

3) Vgl. P. C., Bd. 8, S. 512f. 
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Dieſe politiſche Kombination erſchien dem Könige ſo wichtig, daß 
er ſofort den mit ihm verbündeten Verſailler Hof davon zu unter⸗ 


- richten beſchloß. In einem Erlaſſe vom 6. November 1751 befahl er 


ſeinem dortigen Geſandten, dem Lordmarſchall von Schottland, den 
Bericht über die ſächſiſche Verhandlung mit den Kaiſerhöfen und ſeine 
obige Vermutung den franzöſiſchen Miniſtern mitzuteilen. Auch ſtellte 
er weitere Nachforſchungen in Ausſicht. Zwei Tage ſpäter fügte er 
hinzu, zwar habe er keine genügenden Beweiſe in Händen, die ſeinen 
Argwohn beſtätigten, und wenngleich auch der Eintritt der Vakanz in 
Polen noch in ziemlich weiter Ferne zu liegen ſcheine, ſo ſei dieſes 
Ereignis doch von fo großer Bedeutung, daß er eine beiderſeitige Ver⸗ 
ſtändigung über das Vorgehen in Polen für ratſam halte, damit die 
Gegenpartei ihnen nicht zuvorkomme. In Paris ſah man die Dinge 
kühler an; man wollte den Eintritt des Falles abwarten. Nunmehr 
ſchlug Friedrich einen politiſchen Gegenzug vor, um das Spiel der 
Kaiſerhöfe zu durchkreuzen. Man ſolle, ſo ſchrieb er am 7. an 
die Türken „ſondieren“, damit man mit einiger Sicherheit wiſſe, 

ſie ſich eintretenden Falles mie allen ihren N der Erhebung he 
Lothringers widerſetzen würden !). 

Kaum war dieſer Erlaß nach Paris abgegangen, als der König 
einen Bericht von ſeinem Geſandten in Dresden, Maltzahn, erhielt ?), 
der ihm die gewünſchte Klarheit brachte. Maltzahn hatte von einem 
Vertrauensmann des ſächſiſchen Premierminiſters Graf Brühl er⸗ 
fahren, man ſei in Dresden gegen den Wiener Hof aufgebracht, „feit- 
dem man deſſen Umtriebe in Polen und‘ deſſen Plan entdeckt habe, 
nach dem Tode des derzeit regierenden Königs die Krone dem Prinzen 
Karl von Lothringen oder, falls das Ereignis noch nicht ſo bald ein— 
träte, einem Erzherzoge zu ſichern“. Damit ſah Friedrich ſeine bis⸗ 
herige Vermutung zur feſten Gewißheit erhoben. Und ferner erfuhr 
er von Maltzahn, daß dieſer Plan einen der Hauptpunkte der Peters⸗ 
burger Allianz von 1746 bilde. Wir ſahen ſchon, daß dieſe Nachricht 
falſch war?); für den König aber ſtand ſeit dieſem Augenblicke un⸗ 


1) Der König an den Lordmarſchall, 6. und 8. November und 7. Dezember 
1751: P. C., Bd. 8, S. 512 f., 516 und 553 f. 

2) Bericht Maltzahns vom 7. Dezember 1751, vom König am 11. nach 
Wien und Paris an Klinggräffen und den Lordmarſchall mitgeteilt: P. C., 
Bd. 8, S. 555—559. 

3) Vgl. oben S. 371. Die Nachricht von der ruſſiſchen Hilfeleiſtung be⸗ 
ruht auf Maltzahns Berichten vom 21. März und 4. Juli 1752 (P. C., Bd. 9, 
S. 72 f. und 159 f.). 
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widerruflich feſt, „daß Maria Thereſia jetzt keinen anderen Plan 
verfolge, als die polniſche Königswürde an ihr Haus zu bringen“ ). 
Bei der großen Tragweite, die er dieſem öſterreichiſchen Plane 
beimaß, unterließ Friedrich nicht, die Franzoſen von allen weiteren 
Nachrichten, die ihm zugingen, in Kenntnis zu ſetzen und darauf zu 
dringen, ſie ſollten bei den Türken anklopfen, damit man wiſſe, „was 
man ſich von ihnen verſprechen dürfe oder nicht“. Ausdrücklich wies 
er den Lordmarſchall an, den franzöſiſchen Miniſtern allen etwaigen 
Zweifel zu benehmen. Auch ſollte er ihnen klar machen, daß es durch⸗ 
aus nicht in ſeiner Abſicht liege, etwa Frankreich damit in einen neuen 
Krieg zu verwickeln, ſondern einzig und allein komme es darauf an, 
bei Zeiten für den Eintritt des Ereigniſſes feine Maßnahmen zu er⸗ 
greifen?). Um dem Lordmarſchall vollen Einblick in die politiſche Lage 
zu gewähren, ſetzte er ihm das öſterreichiſche Syſtem auseinander: es 
laufe darauf hinaus, den Lothringer oder einen öſterreichiſchen Erz⸗ 
herzog auf Polens Thron zu ſetzen; konſequent und Schritt für Schritt 
verfolge man in Wien dieſen Plan, obwohl es nicht ſcheine, als werde 
König Auguſt bereits heute oder morgen ſterben. Demgegenüber 
müßten mit Frankreich wenigſtens irgendwelche vorläufigen Abreden 
über das getroffen werden, was bei unverhofftem Eintritt des Er⸗ 
eigniſſes zu geſchehen habe, da es andernfalls vielleicht zu ſpät ſei. 
Die Klugheit gebiete alſo, wie der König reſumierend ſagt, „Syſtem 
gegen Syſtem zu ſetzen“ ?). Was er darunter verſteht, erläutert er 
auf die Bitte um Verhaltungsmaßregeln ſeinem Vertreter am Dresdener 
Hofe, dem er im Sommer 1752 ſchreibt: es handle ſich nicht um Auf⸗ 
ſtellung eines feſten Planes; denn ein ſolcher wäre „übereilt und viel⸗ 


1) Randbemerkung des Königs auf einem Berichte des Auswärtigen 
Departements vom 16. Dezember 1751 (P. C., Bd. 8, S. 563). Vgl. auch den 
Erlaß an Klinggräffen vom 15. Januar 1752 (ebenda, Bd. 9, S. 9). 

2) Der König an den Lordmarſchall, 25. und 28. Dezember 1751, 25. und 
29. Januar, 15. Februar, 17. und 25. März, 9. Mai, 8. Juli, 6. und 12. Auguſt 
1752: P. C., Bd. 8, S. 572 und 578; Bd. 9, S. 19 f., 24, 39, 67 f., 72, 111, 
159 f., 186 und 194 f. Als dann Unruhen in Konſtantinopel ausbrachen, die 
die Ausſicht auf die Thronbeſteigung eines tatkräftigen Sultans eröffneten, und 
als Friedrich vernahm, Ludwig XV. werde ein an ihn unmittelbar gerichtetes 
Schreiben mit weiteren Aufklärungen über Oſterreichs Pläne in Polen günſtig 
aufnehmen, da erfolgte jenes Schreiben vom 9. September 1752, das in der 
Aufforderung gipfelte, die günſtige Wendung in Konſtantinopel wahrzunehmen 
und die Türken zum Kriege gegen Oſterreich und Rußland zu beſtimmen, um 
damit allen ehrgeizigen Plänen der Kaiſerhöfe ein Ende zu machen. Vgl. P. C., 
Bd. 9, S. 219 f., 233 ff. und 489. 

3) Erlaß vom 25. Januar 1752: P. C., Bd. 9, S. 19f. 
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leicht auch erfolglos“, da König Auguſt ſich noch beſter Geſundheit 
erfreue und ziemlich lange leben könne: „Bis dahin aber können eine 
Menge Umwälzungen in Europa eintreten, die das gegenwärtige Ant⸗ 
litz der Dinge verändern und damit jeden übereilten Plan über den 
Haufen werfen“ !). 

Ganz im Sinne dieſer Weiſungen an ſeine Geſandten heißt es 
denn auch in dem Politiſchen Teſtamente, zu dem wir nunmehr zurück⸗ 
kehren, über die Stellungnahme des Königs: Ofterreich will den Lothringer 
auf den polniſchen Thron ſetzen und deſpotiſch im Reich regieren. 
Das können wir nicht dulden; aber wie es hindern? Da gebiete der 
geſunde Menſchenverſtand, ſich mit den Feinden ſeiner Feinde zu ver⸗ 
bünden, d. h. mit Frankreich, Schweden, einigen Reichsfürſten, nach 
Möglichkeit auch mit Sardinien und der Türkei. Durch Beſtechungen 
müſſe man den Abbruch der polniſchen Reichstage zu Wege bringen, 
den Polen gegenüber Rußland und Dfterreid als gefährliche und ehr⸗ 
geizige Nachbarn hinſtellen, die unbekümmert um deren Zuſtimmung 
über den polniſchen Thron zu verfügen begehrten. Vor allem aber 
müſſe man den Türken klar machen, daß die Vereinigung von Ungarn 
und Polen in derſelben Familie gegen ihre Politik verſtieße. Und 
weiter empfiehlt Friedrich auch anläßlich dieſes polniſchen Thronprojektes 
die Politik der freien Hand, wie er ſie ſchon 1740 befolgt habe: „Ich 
unterrichte die Franzoſen von den Abſichten des Hauſes Oſterreich, 
dränge ſie, den Türken wachzurütteln, hüte mich aber wohl, mich durch 
Verträge zu binden, und warte das Ereignis ab, um * mich zu 
entſcheiden“ (S. 50 f. und 59). 

Welch tiefen Eindruck dieſes Projekt auf den König machte, geht 
daraus hervor, daß er im Teſtamente immer wieder darauf zurück⸗ 
kommt, daß er geneigt iſt, es ein „Meiſterſtück“ der öſterreichiſchen 
Politik zu nennen (S. 41). Ja, er meint ſogar, der nächſte Krieg, 
der in Europa geführt würde, werde allem Anſchein nach über dieſe 
Streitfrage ausbrechen und das Waffenlos werde entſcheiden, ob Preußen 
oder das neue Haus Eſterreich die Überlegenheit erlange (S. 74). 
Damit ſieht er einen neuen Krieg drohend wie das Schwert des 
Damokles über ſeinem Haupte ſchweben. Schon heute oder morgen, 
vielleicht aber auch erſt über Jahr und Tag wird das gefürchtete Er⸗ 
eignis eintreten, der Tod Auguſts III., der den Kampf entfeſſelt und 
die Lawine ins Rollen bringt, die in ihrem furchtbaren Sturze Preußen 
unter ſich begraben ſoll. 


1) Der König an Maltzahn, 8. Juli 1752: P. C., Bd. 9, S. 161. 
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Wir hörten, der König glaubte an fein baldiges Ende. Sollte 
da nicht die Erkenntnis jener furchtbaren Gefahr, von der zu Ausgang 
des Jahres 1751 ihm die, wie er glaubte, ganz zuvedläſſige Kunde 
zuging, den Entſchluß in ihm gereift haben, über Preußens Lage ſeinen 
Nachfolger aufzuklären und ihm ein erſchöpfendes Bild zu entwerfen? 
Sollte ſie ihm nicht im Frühjahr 1752 die Feder zur Niederſchrift 
des Politiſchen Teſtamentes in die Hand gedrückt haben? Und ſo legt 
denn Friedrich im Teſtament die politiſche Lage Europas dar, wie ſie 
ſich in jenem Zeitpunkt ſeinen Augen darbot, die Politik der Gegner, 
bei der jener Plan der Thronfolge des Lothringers in Polen eine ſo 
bedeutſame Rolle ſpielt, wie die eigene Politik. ! 

Bei der Darſtellung der eigenen Politik ſchildert er ſein „gegen⸗ 
wärtiges Syſtem“ des Friedens, das er befolgt. Er begründet es mit 
der „vollſtändigen Lethargie“, in der ſich Frankreich befinde, mit der 
Zerrüttung der Finanzen, die den Franzoſen beinahe jede Teilnahme 
an einem Kriege verbiete. Er weiſt auf ſeinen anderen Verbündeten 
Schweden, das nur dem Namen nach eine Macht ſei. Endlich ſei auch 
dank Frankreichs Verſchulden Spanien auf Oſterreichs Seite getreten 
und damit die Ausſicht auf eine Diverſion in Italien geſchwunden. 
Andrerſeits ſtehe Rußland ſchwergewappnet an ſeinen Grenzen, nur 
des Augenblicks gewärtig, um über ihn herzufallen (S. 49 f.). Bei 
einer ſolchen ungünſtigen Lage der Verhältniſſe war eine Politik des 
Friedens in jeder Hinſicht geboten. 

Gleichwohl zieht der König die Möglichkeit eines neuen kriegeriſchen 
Unternehmens in Betracht, doch macht er dieſen Entſchluß von „neuen 
Ereigniſſen“ abhängig (S. 50). Auch dieſe ſind dem Bilde der un⸗ 
mittelbaren Gegenwart entlehnt. Er fordert den Sturz des ruſſiſchen 
Großkanzlers Beſtuſhew und die Gewinnung ſeines Nachfolgers; denn 
nur der perſönlichen Feindſchaft Beſtuſhews gab er die Schuld an 
Rußlands feindſeliger Stellung gegenüber Preußen !). „Die Dinge am 
ruſſiſchen Hofe ſind von heut auf morgen einem Wechſel unterworfen“, 
ſchreibt Friedrich am 25. April 1752, und ferner am 24. Juni: 
„Tritt ein Wechſel am ruſſiſchen Hofe ein, dann ſinkt ſofort Oſterreichs 
Credit, und obgleich Rußland ſich vielleicht darauf kapriziert, auch dann 
noch an ſeiner Verbindung mit dem Wiener Hof feſtzuhalten, ſo wird 
das doch ſtets ohne Konſequenzen bleiben“ 2). An zweiter Stelle nennt 


1) Vgl. Teſtamente, S. 42, 52. 
2) Friedrich an Klinggräffen, 25. April, und an Rohd, 24. Juni 1752: 
P. C., Bd. 9, S. 97 und 141f. 


? 
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der König den Tod Georgs II. und den Ausbruch von Wirren unter 
der Regierung ſeines minorennen Thronerben. Georg II. war faſt ein 
Siebenziger; ſein bald zu erwartender Tod bildete ſchon lange ejnen 
Faktor in Friedrichs politiſchen Berechnungen. Georgs Nachfolger und 
Enkel (1738 geboren) zählte damals 14 Jahre. Wenn alſo eine 
Minorennitätsregierung noch in Frage kommen ſollte, mußte Georgs 
Ableben innerhalb der nächſten Jahre erfolgen 1). Drittens fordert 
Friedrich einen Soliman auf dem Thron von Konſtantinopel. Dabei 
hatte er kurz vorher im Rahmen der Staatenüberſicht erklärt: der derzeitig 
regierende Sultan, Mahmud J., gleiche weder Soliman noch dem Eroberer 
Konſtantinopels, Mohammed II.; er ſei vielmehr ein unter den Frauen 
im Harem aufgewachſener Schwächling (S. 47). Wenn endlich der 
König einen ehrgeizigen und allmächtigen Premierminiſter in Frankreich 
forderte, ſo ſchwebte ihm offenbar nur allzu ſehr der ſchroffe Gegen⸗ 
ſatz vor Augen, in dem Frankreich unter einem Richelieu, Mazarin und 
ſelbſt noch unter einem Fleury ſich befand, gegenüber der Gegenwart, 
wo, wie er klagte, ſtatt eines Miniſters deren vier wie Könige regierten, 
wo Uneinigkeit, Eiferſucht und Syſtemloſigkeit herrſchten 2). | 

Unleugbar iſt, daß die beiden erſten Bedingungen, Beſtuſhews 
Sturz und Georgs II. Tod nebſt deſſen Folgen, im Bereich naher 
Möglichkeit lagen. Danach könnte es ſcheinen, als hätte der König 
immerhin mit dem baldigen Eintritt „neuer Ereigniſſe“ gerechnet, die 
ja die Vorausſetzung für den Beginn eines neuen kriegeriſchen Unter⸗ 
nehmens bilden ſollen. Doch hüten wir uns vor dieſem Trugſchluß; 
denn bei dieſen Ausführungen handelt es ſich nicht um die Erörterung 
tatſächlich beſtehender politiſcher Verhältniſſe, wie z. B. bei der Frage, 
warum ſein „gegenwärtiges Syſtem“ friedlich ſei. Wir haben es viel⸗ 
mehr mit einem Problem zu tun, das noch im dunkeln Schoße der 
Zukunft ruht. Die einzelnen Bedingungen, die Friedrich anführt, ſind 
daher nur Schulbeiſpiele, an denen er erläutert, was er unter dem 
Begriff der „neuen Ereigniſſe“ verſtanden wiſſen will. Und gleichwie 
der Pädagoge, um ſeinen Zöglingen einen Begriff klarzumachen, auf 
das nächſtliegende weiſt, an Vorſtellungen anknüpft, die ihnen vertraut 
und geläufig ſind, ſo greift der König auf die politiſchen Verhältniſſe 
der Gegenwart zurück. An ihnen zeigt er, in welcher Weiſe ſie ſich 


1) Schon H. v. Caemmerer hat in ſeinem Aufſatz über das erſte Teſta⸗ 
ment des Königs vom 11. Januar 1752 auf dieſe Tatſache hingewieſen. Vgl. 
ſeine Ausgabe der „Teſtamente der Kurfürſten von Brandenburg und der beiden 

erſten Könige von Preußen“, S. 458 (München und Leipzig 1915). 
| 2) Vgl. Teſtamente, S. 37, 38, 44, 70. 
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abwandeln müßten, damit eine politiſche Konſtellation entſteht, die für 
ein kriegeriſches Unternehmen Erfolg verheißt. Darum fährt er nach 
Aufzählung der oben genannten Bedingungen auch ausdrücklich fort: 
„Dann, bei dieſer oder ähnlicher Geſtaltung der Dinge (alors et dans 
un arrangement pareil des affaires) iſt es Zeit zu handeln.“ 

Dieſe Betrachtung zeigt, wie ſchwierig es iſt, ohne ſicheren Weg⸗ 
weiſer die Ausführungen und Lehren des Teſtamentes in allen Fällen 
richtig zu deuten und zu werten. Und eins der Hilfsmittel, die auf 
den richtigen Weg leiten, iſt eben die Erkenntnis der Urſachen, die zur 
Abfaſſung des Dokumentes führten. 

Als ſich nun Friedrich an die Niederſchrift machte, handelte es 
ſich zunächſt für ihn darum, die durch den öſterreichiſchen Plan der 
Thronkandidatur des Lothringers geſchaffene bedrohliche Situation für 
Preußen mit allen Forderungen darzulegen, die ſich daraus für den 
leitenden Staatsmann ergaben. Dann aber richtete er den Blick in 
die weiten Fernen der Zukunft, und er zeichnete ein „Idealbild“ 1) der 
künftigen Größe des Staates: hier ſpricht er von den territorialen 
Erwerbungen, die der Monarchie die ihr bis dahin noch fehlende äußere 
Geſchloſſenheit geben ſollen, von den militäriſchen und finanziellen 
Leiſtungen, die der Staat auf ſich nehmen müſſe, um ſeine Macht zu 
konſolidieren. Er nennt dieſe Darlegungen „Träumereien“ — das 
will beſagen, daß ſie kein feſtumriſſenes politiſches Programm bilden, 
deſſen Ausführung er ſich ſelber zum Ziel ſetzt. Er meinte, feine 
Arbeit ſei getan, ſeine Zeit vorbei. Auch war er ſich deſſen wohl 
bewußt, daß der Staatsmann vom Spiel der politiſchen Konjunkturen 
abhängig iſt. Indem ſein Blick über ſein Grab hinaus ſchweift, ſtellt 
er die Aufgabe den kommenden Geſchlechtern: was er verlangt, wird 
ſo gleichſam zu ewigen Forderungen für den preußiſchen Staat. 


II. Das Teſtament von 1768 _ 


Ahnlich wie für das Teſtament von 1752 liegen die Verhältniſſe 
für das von 1768: auch über die Entſtehung von dieſem letzteren 
liegen keinerlei Aktenſtücke ?) noch ſonſt briefliche Außerungen Friedrichs 


1) „Tableau idéal“ heißt es im Teſtament (S. 69). 

2) Die Erklärung von Peukert (S. 37), aus den Akten ſtehe feſt, daß der 
König ſich für die neue Niederſchrift das Teſtament von 1752 habe vorlegen 
laſſen, iſt irrig; denn Preuß, auf den er ſich beruft, ſpricht lediglich von dem 
förmlichen Teſtament vom 11. Januar 1752 (vgl. „Cuvres de Frederic le 
Grand“, Bd. 6, S. XIII f.), während ſich an den weiter zitierten Stellen bei 
v. Tayſen und Kofer überhaupt keine ſpeziellen Angaben finden. 
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vor. So ſind wir auch hier auf das Teſtament ſelbſt angewieſen. 
Der Beginn der Niederſchrift — denn auch darüber fehlt jede Angabe — 
iſt aller Wahrſcheinlichkeit nach auf Mitte September 1768 anzuſetzen, 
als der König von der ſchleſiſchen Revuereiſe heimkehrte !). 

Wie war damals die allgemeine Weltlage? Wie ſah Friedrich 
ſie an? Trefflich unterrichtet uns darüber ein kurzer politiſcher 
Stimmungsbericht, den er ſogleich nach der Rückkehr nach Potsdam 
am 15. September ſeinem Bruder, dem Prinzen Heinrich, ſandte. 
„Die Politik“, ſo ſchreibt er, „beginnt ſich ſchrecklich zu verwirren. 
Alles iſt in Aufruhr. Alle Mächte ſtehen in Unterhandrungen. Es 
läßt ſich noch nicht vorausſehen, was bei all der Aktion und Reaktion 
herauskommen kann. Jedenfalls hat es ganz den Anſchein, als ob das 
künftige Jahr anfangen wird, ſtürmiſch und unruhiger zu werden als 
das laufende.“ Und 4 Tage fpäter fügt er hinzu, „daß die Politik 
zu ſchäumen beginne, wie eine Flüſſigkeit, die vom hellen Feuer zum 
Sieden gebracht werde“ 2), 

Betrachten wir näher die Lage der Dinge auf dem Kontinent. 
Die Friedensſchlüſſe von Hubertusburg und Paris vom Februar 1763 
hatten dem Kampfe mit der blanken Waffe ein Ende geſetzt, aber nicht 
Europa den dauernden Frieden beſchert. Im Oſten wie im Weſten 
gärte es. Wohl war England aus dem Kriege mit den Bourbonen⸗ 
mächten ſiegreich hervorgegangen, aber noch gab ſich Frankreich nicht 
beſiegt. Im Bunde mit Spanien wartete es auf die günſtige Gelegen⸗ 
heit, um wiederum loszuſchlagen. Es ſchritt ſofort zu neuen Rüſtungen, 
vor allem zur Wiederherſtellung ſeiner Seemacht. Auch fehlte es nicht 
an Streitfragen; denn zu, den alten kamen neue, wie 1768 die Er⸗ 
werbung Korſikas durch Frankreich, die ſeine Stellung am Mittelmeer 
außerordentlich befeſtigte. So war der Pariſer Friede gleich dem von 
Aachen nur ein Waffenſtillſtand. 

Durfte ſich König Friedrich den Ereigniſſen im Weſten gegenüber 
mit der Rolle des Zuſchauers begnügen, ſo lagen die Dinge im Oſten 
weſentlich anders. Hier war es die polniſche Frage, die auch ihn in 

den Strudel neuer Wirren zu reißen drohte. 
| Im Jahre 1763 war König Auguft III. von Polen geſtorben, 
auf Rußlands Betreiben Stanislaus Auguſt Poniatowski zu ſeinem 


1) Daß die Abfaſſung des neuen, juriſtiſchen Teſtaments erſt in Berlin im 
Januar 1769 erfolgte, iſt jedenfalls mit den äußeren Förmlichkeiten zu erklären, 
die für ſeine Gültigkeit erfüllt werden mußten; erſt Mitte Dezember 1768 ſiedelte 
der König dorthin über. 

2) Vgl. P. C., Bd. 27, S. 332 und 340. 
Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXXII. 2. 25 
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Nachfolger gewählt worden. Aber die Zarin Katharina II. begnügte 
ſich nicht mit dieſem Erfolge. Sie unterwarf ganz Polen ihrem politiſchen 
Einfluſſe, ſetzte eine neue Verfaſſung durch, und der Abſchluß des 
Vertrages vom 24. Februar 1768, in dem Rußland die Garantie für 
dieſe neue Verfaſſung übernahm, ſollte ihr Werk krönen. Indeſſen 
war die Rechnung ohne den Wirt gemacht. Den Diſſidenten hatte 
die Zarin politiſche Gleichberechtigung verſchafft, doch nun erwachte der 
religiöſe Fanatismus. Noch im Februar 1768 bildete ſich die Kon⸗ 
föderation von Bar, die den Kampf gegen die vom Reichstag geſchaffene 
neue Verfaſſung und gegen die Diſſidenten aufnahm. Mit den Waffen 
in der Hand mußten die Ruſſen ihr Werk in Polen verteidigen. 
Weiter und weiter zogen ſich die Kreiſe. Im Verlauf des Sommers 
wurden bei dieſen Kämpfen auch die Grenzen des türkiſchen Nachbarn 
verletzt. „Wer kann Bürge dafür ſein“, ſchrieb der König auf dieſe 
Nachricht am 10. Auguſt 17681), „daß, wenn ſich dergleichen 
Désordres bei anderen Gelegenheiten wieder ereignen ſollten, ſolche 
nicht Gelegenheit zu einem Krieg geben dürften?“ Die nächſte Folge 
war, daß die Pforte von Rußland die Räumung Podoliens verlangte, 
doch eben dieſe wollte Rußland, wie Friedrich bei ſeiner Heimkehr nach 
Potsdam im September erfuhr, nur mit Vorbehalt und Einſchränkung 
zugeſtehen. Mit dieſer „recht ſtolzen und hochmütigen Antwort“ ) 
war die Gefahr eines Bruches zwiſchen Ruſſen und Türken in un⸗ 
mittelbare Nähe gerückt. | | 

Der Ausgang dieſes ruſſiſch⸗türkiſchen Konfliktes berührte auch 
direkt die preußiſchen Intereſſen; denn geſchickt hatte König Friedrich 
die Frage der polniſchen Königswahl benutzt, um mit Rußland am 
11. April 1764 eine Defenſivallianz zu ſchließen, die ihn aus ſeiner 
iſolierten politiſchen Lage befreite. Zwar hatte das rückſichtsloſe Vor⸗ 
gehen ſeines neuen Bundesgenoſſen in Polen zu Beginn des Jahres 
1767 faſt zu einem neuen Waffengange mit ſeinem alten Gegner 
Oſterreich geführt, aber die Kriegsgefahr war damals wieder geſchwunden, 
da der Wiener Hof vor den preußiſchen Rüſtungen zurückwich ?). Jetzt 
im Herbſt 1768 tauchte die Gefahr eines Türkenkrieges auf. Kam 
dieſer zum Ausbruch, ſo war der König vertragsmäßig zur Unter⸗ 
ſtützung der Ruſſen verpflichtet. | | 

Man ſieht: überall dunkles Gewölk, das am politiſchen Himmel 


1) Vgl. P. C., Bd. 27, S. 291. 
2) Vgl. P. C., Bd. 27, S. 329, 331. 
3) Vgl. P. C., Bd. 26, S. 388, 389. 
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aufſteigt; es beginnt wie in einem Hexenkeſſel zu brodeln — „alles 
iſt in Aufruhr“, wie der König am 15. September ſeinem Bruder ſchreibt. 
| Erſchien ihm auch nicht, wie 1752, das Schickſal des preußiſchen 

Staates ſchwer und unmittelbar bedroht, ſo befand ſich doch Europa 
in einer ſolchen allgemeinen Kriſe, daß er es für ratſam halten mußte, 

ſich ſelbſt und ſeinem Nachfolger über Preußens Lage Rechenſchaft zu 
geben. Und das um ſo mehr, als das frühere Teſtament zum großen 
Teil der herrſchenden Weltlage nicht mehr entſprach, da die Verhält- 
niſſe der europäiſchen Staatenwelt ſich ſeit 1752 von Grund aus 
gewandelt hatten. | u 

Den Höhepunkt der Darftellung bildet auch in dieſem Teſtament 
das Kapitel über die auswärtige Politik, und auch hier iſt das Bild, 
das Friedrich vom preußiſchen Staat entwirft, in den großen euro⸗ 
päiſchen Rahmen gefaßt. 

Aus ſeinen geſamten Ausführungen kommt in dieſem Zuſammen⸗ 
hange für uns vornehmlich eine Frage in Betracht, die er ſelbſt auch 
in Verbindung mit der damaligen Weltlage behandelt: die Frage der 
fränkiſchen Erbanſprüche. Auch ſie erſcheint im Teſtament von 1768 
unter ganz veränderten Aſpekten. 

Noch 1752 hatte der König geglaubt, es gäbe keinen Fürſten, 
der bei Erlöſchen der regierenden Linien in dieſen Markgrafentümern 
ihrer Einverleibung in den preußiſchen Staat „den geringſten Wider⸗ 
ſtand“ entgegenſetzen könne !). War doch auch der Abſchluß des 
»Pactum Fridericianum“, das die alten Familienverträge erneuerte 
und die Wiedervereinigung beider Lande, Ansbach und Baireuth, mit 
der Krone Preußen von neuem beſiegelte, in eben jenem Jahre nicht 
einmal auf Friedrichs Initiative erfolgt?). Da unternahm es Oſter⸗ 
reich, ſeine Pläne zu durchkreuzen. Während der Hubertusburger Ver⸗ 
handlungen verſuchte es der Wiener Hof, die Aufnahme eines Artikels 
in den Friedensvertrag durchzuſetzen, durch den Preußen ſich verpflichten 
ſollte, jene beiden Markgrafſchaften nach Ausſterben der regierenden 
Linien wohl in den Beſitz eines jüngeren Zweiges, aber nicht der 
Primogenitur gelangen zu laſſen; öſterreichiſcherſeits wolle man es 


1) Vgl. Teſtamente, S. 60. 

2) Das „Pactum Fridericianum“ vom 24. Juni 1752 iſt gedruckt bei 
Hermann Schulze, „Die Hausgeſetze der regierenden deutſchen Fürſtenhäuſer“, 
Bd. 3, S. 740 ff. (Jena 1883). Markgraf Karl Wilhelm Friedrich von Ansbach 
regte den Abſchluß an; vgl. P. C., Bd. 9, S. 477, und Sahrmann, Die 
Frage der preußiſchen Sukzeſſion in Ansbach und Baireuth und Friedrich der 

Große, S. 27 ff. (Bayreuth 1912). , 
25 
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ebenfo mit dem Großherzogtum Toskana halten. Indeſſen der Streich 
mißlang, da Friedrich glatt dieſes Anſinnen zurückwies !). Hiermit 
war der öſterreichiſche Plan einſtweilen erledigt, aber der König war 
auch gewarnt, und er vergaß dieſe Warnung nicht; denn ausdrücklich 
bemerkte er im Teſtament von 1768: „Oſterreich mißgönnt uns dieſe 
Erwerbung. Lieber ſieht es uns ſchwächer werden als einen Macht⸗ 
zuwachs bekommen; denn die beiden Markgrafſchaften grenzen an 
Böhmen und den Kreis Eger, und ein König von Preußen würde im 
Beſitz von Ansbach und Baireuth über die Stimmen des cs 
Kreiſes verfügen“ (S. 215). | 

Im Anſchluß daran wirft Friedrich die Frage auf, wie ſich dieſer 
Gefahr begegnen und eine Verſtändigung mit dem Wiener Hof er⸗ 
zielen ließe. Er verfällt auf das Mittel des Tauſches. Gleichwie er 
nach ſiegreichem Kriege mit Oſterreich gegen das von ihm eroberte 
Böhmen das Kurfürſtentum Sachſen eintauſchen will, ſo nun ebenfalls 
gegen die beiden Markgrafſchaften ein Gebiet, das unmittelbar an 
Preußen grenzt; er nennt die Lauſitz und Mecklenburg. „Dieſes Aus⸗ 
kunftsmittel,“ ſo erklärt er, „könnte uns einen Krieg erſparen“; denn 
er glaubte nicht, auf dieſe Erwerbung hoffen zu dürfen, „ohne daß 
Blut vergoſſen würde“, oder es müßten die großen Mächte dann ander⸗ 
weit in Anſpruch genommen fein ). 

Unter dieſen Umſtänden war es Gebot der Klugheit, alles zu ver⸗ 
ſuchen, was dieſe neue Erwerbung für Preußen ſichern konnte. Eben 
jetzt ſchien dem König das Spiel der Konjunkturen vorteilhaft. Hören 
wir, wie er ſie benutzen will. Friedrich ſchreibt: „Die Gelegenheit 
des Bruches (Rußlands) mit den Türken iſt für uns günſtig. Da 
die Ruſſen mich nötig haben, hoffe ich, die Dauer unſerer Allianz um 
10 Jahre zu verlängern und ſie zu verpflichten, daß ſie uns die Erb⸗ 
folge in Ansbach und Baireuth garantieren.“ Und ſo rechnet er, dieſe 
Lande „oder wenigſtens eine Entſchädigung“ zu erlangen, „die für 
uns günſtiger liegt und das Staatsgebiet abrundet“ (S. 210 f.). 

Im Anſchluß an dieſe Ausführungen des Teſtamentes ſei über 
das weitere Schickſal der Frage kurz folgendes hinzugefügt. Noch 
hatte König Friedrich das Dokument nicht abgeſchloſſen, als er die 


1) Vgl. Sahrmann, S. 72 ff. und P. C., Bd. 22, S. 488 f., wo auch der 
jene Forderung enthaltende Artikel des öſterreichiſchen Friedensentwurfs ab⸗ 
gedruckt iſt. | 

2) Vgl. Teſtamente, S. 214f. . Ebenſo befürchtet der König noch 1782, 
daß Joſeph II. offenen Widerſtand gegen die Beſitzergreifung der Markgraf⸗ 
ſchaften durch Preußen leiſten werde (vgl. ebenda, S. 247). 
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Nachricht vom offenen Bruch zwiſchen Rußland und der Pforte erhielt. 
Sofort regte er, wie ſchon geplant, die Verlängerung der Allianz in 
Petersburg an und forderte die Verbürgung der Erbfolge in Ansbach 
und Baireuth oder eines entſprechenden Aquivalentes. Nach mannig⸗ 
fachen Verhandlungen ward fie ihm zugeſtanden !). | 

| Auch in Neiße, wo Kaiſer Joſeph II. im Sommer 1769 den 
König beſuchte, wurde dieſer Erbanſprüche gedacht. Der Kaiſer ſolle 
ſich gegen die Vereinigung der Markgrafſchaften mit der preußiſchen 
Primogenitur erklären, ſo hatte ihm Fürſt Kaunitz in der ausführ⸗ 


lichen Inſtruktion geraten, die er ihm auf den Weg mitgab. In⸗ 


deſſen nur dem Prinzen Heinrich gegenüber wagte Joſeph die Frage 
zu berühren, und dieſer erwiderte ihm, daß er, der Prinz, zu ſeinem 
Leidweſen auf alle nach alten Familienpakten ihm zuſtehenden An⸗ 
ſprüche habe verzichten müſſen; ſeine einzige Hoffnung beruhe auf 
ſeinem Neffen, dem künftigen König ?). Zu einer gegenſeitigen Aus⸗ 
ſprache zwiſchen beiden Höfen kam es erſt, als im Anſchluß an die 
polniſche Teilung das Projekt eines Dreibundes der Teilungsmächte 
auftauchte und die öſterreichiſche Regierung vorſchlug, alle Streitfragen, 
die ſich zwiſchen beiden Mächten über künftige territoriale Erwerbungen 
erheben könnten, durch einen „Präliminarvextrag“ beizulegen ?). Dem⸗ 
gemäß brachte Friedrich in einer Unterredung mit dem öſterreichiſchen 
Vertreter die fränkiſchen Erbanſprüche aufs Tapet, aber der Wiener 
Hof lehnte eine poſitive Stellungnahme ab. Auch hier deutete der 
König den Ausweg eines Tauſches gegen die Lauſitz oder Mecklenburg 
an. Die Erörterung verlief indes ergebnislos im Sande). Eine 
beſondere Rolle ſpielte endlich der fränkiſche Erbfall in den mit Oſter⸗ 
reich während des bayriſchen Erbfolgekrieges geführten Verhandlungen. 
Da war abermals die Rede von dem Plane eines künftigen Austauſches 
der Markgrafſchaften gegen die Lauſitz, wie von ihrem Fortbeſtehen als 


1) Vgl. P. C., Bd. 27. S. 597; Bd. 28, S. 503; Bd. 29, S. 580. 

2) Vgl. Beer, „Die Zuſammenkünfte Joſephs II. und Friedrichs II. zu 
Neiße und Neuſtadt“ (im Archiv für öſterreichiſche Geſchichte, Bd. 47, S. 461 f.), 
und v. Arneth, „Maria Thereſia und Joſeph II. Ihre Correſpondenz“, Bd. 1, 
S. 305 (Wien 1867). Sahrmann (S. 158 ff.) bezweifelt den Wortlaut der 
Antwort des Prinzen Heinrich; doch geht er von falſchen Vorausſetzungen aus 

und beurteilt Heinrichs Stellung zum Könige unrichtig. 
5 3) Vgl. P. C., Bd. 32, S. 472—474 und 651. 

4) Vgl. die Unterredungen des Königs mit dem öſterreichiſchen Geſandten, 
van Swieten, vom 13. September 1772 und 17. Februar 1773 (P. C., Bd. 32, 
S. 479 f.; Bd. 33, S. 287 ff.). 
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Sekundogenituren auch nach dem Heimfall an Preußen 1). Erſt im 


Teſchener Frieden (Artikel X) verzichtete Oſterreich vorbehaltlos auf 


jeden Widerſpruch gegen ihre Wiedervereinigung mit der Krone ). 
Und fo gingen die Fürſtentümer Ansbach und Baireuth, nachdem fie 


bereits 1769 in einer Hand vereinigt waren, durch Vergleich mit dem 


letzten Markgrafen im Jahre 1791 an Preußen über. 


Tödliche Feindſchaft mit dem Hauſe Oſterreich gibt beiden Teſta⸗ 
menten, dem von 1752 wie von 1768, ihre Signatur. In beiden 
ſpielt die Perſpektive eines drohenden Krieges mit dem alten Gegner 
eine beſondere Rolle, 1752 um die Neubeſetzung des polniſchen Thrones 
mit einem öſterreichiſchen Thronkandidaten, 1768 um den Heimfall der 
fränkiſchen Markgrafentümer. Der erſtgenannte Anſchlag beſtimmte mit 
höchſter Wahrſcheinlichkeit den König zur Niederſchrift ſeines politiſchen 
Vermächtniſſes; im zweiten Teſtament boten die Zuſpitzung der all⸗ 
gemeinen politiſchen Weltlage, die ihn zur Feder greifen ließ, und die 
Ausblicke, die ſie eröffnete, willkommenen Anlaß zur Erörterung der 
Streitfrage über die fränkiſche Erbfolge. 

Iſt ſo auch nach Zeit und Umſtänden der Anlaß verſchieden, dem 
die Teſtamente ihre Entſtehung verdanken, beiden iſt gemeinſam, daß 
es Fragen der äußeren Politik ſind, die auf den König beſtimmend 
einwirken. Gemeinſam iſt ihnen auch, daß die Ausführungen Friedrichs, 
den Rahmen einer Denkſchrift ſprengend, zu einem umfangreichen Werke 
anſchwellen, das die geſamte Monarchie zum Gegenſtande hat, das ſie 
nach ihren Grundlagen und verſchiedenen Seiten, endlich auch nach 


ihren Aufgaben darſtellt, die ſie in nahen und fernen Zeiten zu löſen 


hat; denn auch, wie 1752, ergeht ſich der König 1768, um ſeinen 
Ausdruck zu wiederholen, in „Träumen und chimäriſchen Projecten“. 
So umſpannen beide Teſtamente in grandioſem Aufriß Gegenwart 
und Zukunft. 


1) Vgl. Koſer, Geſchichte Friedrichs des Großen, Bd. 3, S. 395 ff. (Stutt⸗ 
gart und Berlin 1913), und v. Arneth, Geſchichte Maria Thereſias, Bd. 10, 
S. 378 ff. (Wien 1879). 

2) Vgl. Hermann n e, Die N usw., Bd. 3, S. 601 f. 
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Die brandenburg⸗preußiſche Rechts⸗ und Verwaltungsgeſchichte iſt 
unmittelbar vor dem Kriege durch ein wichtiges Buch bereichert worden, 
das wohl neben dem Werk von Stölzel über die brandenburgiſch⸗ 
preußiſche Rechtsverwaltung und Rechtsverfaſſung einen Ehrenplatz 
verdient als eine der grundlegenden Arbeiten auf dieſem Gebiet — ich 
meine das Buch von Edgar Löning: Gerichte und Verwaltungs⸗ 
behörden in Brandenburg⸗Preußen (Halle 1914, Verlag der Buch⸗ 
handlung des Waiſenhauſes). Es iſt eine Umarbeitung und Vervoll⸗ 
ſtändigung der Studien, die Löning ſchon früher, 1894 und 1895 im 
„Verwaltungsarchiv“ (Bd. II und III) veröffentlicht hatte; eine oft 
empfundene Lücke der preußiſchen Rechts⸗ und Verfaſſungsgeſchichte 
wurde dadurch ausgefüllt; denn Stölzel hatte gerade dieſe Seite des 
Rechtslebens, die Grenzen von Juſtiz und Verwaltung, in ſeinem Werke 
kaum geſtreift. Es iſt erfreulich, daß Löning bei der Umarbeitung 
dieſer Aufſätze zu einem Buche mit ſichtbarem Erfolg die in den Acta 
Borussica veröffentlichten Materialien für die Zeit von 1713—1756 
hat benutzen können. Seine Darlegungen für die zweite Hälfte des 
18. Jahrhunderts werden als willkommenes Hilfsmittel zur Orientierung 
bei der Fortſetzung dieſer großen Publikation dienen; doch bleibt für 
dieſe ſelbſt, wie ich aus der Kenntnis der, Akten heraus mit Sicherheit, 
feſtſtellen kann, noch mehr als eine bloße Nachleſe übrig. Es liegt 
mir fern, mit dieſer Feſtſtellung den Wert des verdienſtvar n Buches 
herabſetzen zu wollen, das, wenn nicht auf erſchöpfenden doch auf 
ſehr eindringlichen Aktenſtudien beruht. Wenn ich im folgenden in 


: ® | 
386 | Otto Hintze 104 


eine kritiſche Erörterung über den Sinn und die Bedeutung der 
Vorgänge eintrete, durch die Preußen ſich zu einem Rechtsſtaat ent⸗ 
wickelt hat, ſo gibt mir den äußeren Anlaß dazu eine Bem rkung, 
die Löning in der Vorrede ſeines Buches gemacht hat und di ſich 
gegen Schmollers Ausführungen in der Einleitung zu den Acta 
Borussica wendet !). 


Löning beanſtandet den Geſichtspunkt, unter dem Schmoller die 
Reſſortkämpfe zwiſchen Kammer⸗ und Juſtizbehörden, die dem Juſtiz⸗ 
reglement von 1713 vorausgingen, behandelt hat. Schmoller hatte die 
allgemeine Bemerkung gemacht), daß überall, wo neue, kräftige Organe 
des Staates und der Verwaltung ſich bilden, ſie zunächſt zugreifend 
‚verfahren, möglichſt viel an ſich ziehen, ihre Machtſphäre auszudehnen 
ſuchen und daß infolge deſſen die poſitiven Kompetenzkonflikte entſtehen, 
während die negativen mehr den müden Zeiten und einer erſchlafften 
Verwaltungstätigkeit entſprechen. Löning meint, es habe hiernach den 
Anſchein, als habe es ſich nur um Reſſortſtreitigkeiten der Behörden 
untereinander gehandelt, bei denen das Recht der Untertanen, die 
Intereſſen, das Wohl und Wehe des Landes nicht oder nur in ge⸗ 
ringem Maße beteiligt geweſen ſeien. Hätte es ſich nur um derartige 
Behördenſtreitigkeiten gehandelt, ſagt er, ſo würden dieſe Kämpfe ein 
allgemeines Intereſſe überhaupt nicht in Anſpruch nehmen können, ſie 
hätten für die Rechts⸗ und Verfaſſungsgeſchichte Preußens und Deutſch⸗ 
lands nur eine untergeordnete, geringfügige Bedeutung. Der Stand⸗ 
punkt, von dem Schmoller dieſe Kämpfe betrachtet und beurteilt, könne 
aber nicht als der richtige anerkannt werden. Nicht, daß die neu ge⸗ 
ſchaffenen Verwaltungsbehörden beſtrebt waren, ihre Machtſphäre aus⸗ 
zudehnen, die der früheren Zeit entſtammenden Gerichte ihre bisherige 
Zuſtändigkeit zu wahren ſuchten, und daß daraus Zwiſtigkeiten dieſer 
Behörden untereinander entſtanden, gibt dieſen Kämpfen ihre Be⸗ 
deutung, ſondern daß ſie geführt wurden, um die Herrſchaft des Rechts 
gegenüber einer in der Ausbildung begriffenen Bureaukratie, die ſelbſt 
in unbedingter Abhängigkeit von dem Landeshern ſtand, von einer 
jeder Beſchränkung ihrer Machtbefugniſſe durch die Gerichte ſich zu 
befreien ſuchte. 


1) Die hier vorliegende Studie iſt Anfang 1918 geſchrieben worden; die 
Drucklegung. hat ſich leider verzögert. Inzwiſchen iſt der verdienſtvolle Forſcher, 
mit deſſen ach ſie ſich beſchäftigt, der Wiſſenſchaft durch den Tod entriſſen 
worden. 

2) A. B. Behördenorgan. I (109 f.). 


« 
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Ich weiß nicht, ob Schmoller von dieſer Kritik noch Notiz ge⸗ 
nommen hat — geäußert hat er ſich darüber jedenfalls nicht; aber ich 
meine doch, daß eine Antwort darauf im Intereſſe der Acta Borussica 
wünſchenswert iſt; es könnte ſonſt den Anſchein gewinnen, als ſeien 
die Acta Borussica, deren programmatiſche Einleitung in dieſer Weiſe 
in einem wichtigen Punkte beanſtandet wird, unter einem etwas ſub⸗ 
alternen Geſichtspunkt angelegt und geleitet worden. 
| Es iſt eigentlich wypunderlih, daß Löning einem Manne wie 

_ Schmoller zugetraut hat, er habe nicht geſehen, daß es ſich bei dieſen 
Reſſortkämpfen um das Anfangsſtadium der Entwicklung handelt, aus 
der der Kampf um den Rechtsſtaat hervorgegangen iſt. Daß dieſe 
Auffaſſung in den Acta Borussica als ſelbſtverſtändlich zu Grunde 
liegt, konnte er ſchon aus meinen einleitenden Bemerkungen über 
Coccejis Reformpläne und über den Stand der Frage um das Jahr 
1740 erſehen. Er hat denn auch gegen den Standpunkt meiner eigenen 
Darſtellung keine Einwände erhoben, obwohl ich ebenſowenig wie 
Schmoller Veranlaſſung hatte, im Rahmen einer Abhandlung, die den 
Zuſtand im Zeitpunkt einer beſtimmten Epoche darſtellen will, vor⸗ 
greifende Betrachtungen über die folgenden 150—200 Jahre zu machen. 
Es iſt ein Unterſchied, ob man, wie Löning tut, einen beſtimmten Zu⸗ 
ſammenhang von Einrichtungen über Jahrhunderte hinweg mono⸗ 
graphiſch behandelt, oder ob man einleitende Bemerkungen zu einer 
Aktenpublikation ſchreibt, die bis zu der Schwelle führen ſollen, wo 
die aktenmäßigen Quellen ſelbſt einſetzen. Man iſt da mit allgemeinen 
Betrachtungen und ſubjektiven Deutungsverſuchen natürlich zurück⸗ 
haltender. Inſonderheit Schmoller hatte eine tiefgewurzelte Abneigung 

gegen abſtrakte Formeln und Schlagworte, die nicht dem vorliegenden 
Tatbeſtande ſelbſt entſpringen, ſondern von außen her an den Stoff 
herangebracht worden ſind. Sein Beſtreben war immer, ein möglichſt 
treues Bild von den Zuſtänden ſelbſt und dem Geiſt, der in ihnen 
lebte, zu geben; und er hatte das zuverſichtliche Vertrauen, daß, wenn 
man das geſchichtliche Leben nur recht zu packen wiſſe, es ſchon an ſich 
intereſſant genug ſein werde, auch ohne die künſtliche Beleuchtung durch 
moderne Schlagworte. Er würde aber die Formel, die Löning ihm 
gegenüberſtellt, wahrſcheinlich abgewieſen haben mit der Erklärung, daß 
dieſes Schlagwort des 19. Jahrhunderts nicht auf die Verhältniſſe 
und die Menſchen zu Anfang des 18. Jahrhunderts zutreffe. Und 
ich glaube, er hätte Recht damit gehabt, und will das nur mit kurzen 
Worten begründen, wobei freilich die ganze Entwicklung, die in Preußen 
zum Rechtsſtaat geführt hat, den Gegenſtand der Betrachtung bilden 
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muß. Ich denke, daß die Einſicht in den großen Zuſammenhang, den 
Löning in ſeinem verdienſtvollen Buche dargeſtellt hat, und den ich 
ſelbſt aus langjährigen Studien kenne, dadurch vertieft und erweitert 
werden wird. ù 


1. Die Entſtehung der Idee des dates im alten 
Preußen 2 


Zunächſt ein Wort über den klaſſiſchen Zeugen jener Zeit ſelbſt, den 
Löning mehrmals mit beſonderem Nachdruck für ſeine Meinung zitiert. 
Es iſt der bekannte Geheime Rat und Miniſter Rüdiger von Ilgen, der 
als Kammerſekretär des Großen Kurfürſten (wir würden heute ſagen 
Kabinettsſekretär) 1683 ſeine Laufbahn begonnen hatte, und der ſeit 
1701 als Wirklicher Geheimer Etatsrat unter dem Grafen v. Warten⸗ 
berg, dem Premierminiſter, vornehmlich die auswärtigen Angelegenheiten 
bearbeitete, deren maßgebender Leiter er nach dem Sturze Wartenbergs 
1711 geworden und geblieben iſt bis zu ſeinem Tode 1728. Er iſt alſo 
ein Juriſt von vorzugsweis publiziſtiſcher Richtung, der als Diplomat 
und auswürtiger Miniſter zu betrachten iſt. Daneben hat er, wie es die 
Stellung eines Geheimen Staatsrats damals mit ſich brachte, noch 
gelegentlich manches andere zu bearbeiten gehabt: er wurde auch in 
Juſtizſachen gebraucht, ebenſo ſeit 1703 bei einer Kommiſſion zur Unter⸗ 
ſuchung des Domänenweſens; es iſt aber eine ſchiefe Auffaſſung, wenn 
Löning, auf eine nicht ganz richtige Notiz von Stölzel bauend, ihn 
viele Jahre hindurch die oberſte Leitung der Domänenverwaltung führen 
läßt, wobei er das fiskaliſche Intereſſe zu vertreten gehabt habe, was 
aber ſeiner Unbefangenheit und ſeinem Rechtsſinn nicht geſchadet habe. 
Er iſt allerdings auch kein bloßer Juſtizminiſter. In dem Streit 
zwiſchen den Juſtiz⸗ und Kammerbeamten, der ſchließlich zu den Juſtiz⸗ 
reglements von 1713 geführt hat, kann man ihn wohl als einen Un⸗ 
parteiiſchen betrachten. 5 

In dieſem großen Streit, der ſich 1707 im Fürſtentum Halber⸗ 
ſtadt zwiſchen der dortigen Regierung in der Amtskammer erhoben 
hatte über die Grenzen der Jurisdiktion zwiſchen beiden Behörden, 
hatte nach manchen Weiterungen der hauptſächlich mit dem Juſtiz⸗ 
departement betraute Geheime Rat und Präſident des Oberappellations⸗ 
gerichts v. Bartholdi zuſammen mit zwei Kammergerichtsräten am 
7. Dezember 1710 ein Gutachten erſtattet, deſſen Inhalt im weſent⸗ 
lichen in das Juſtizreglement von 1713 übergegangen iſt. Es wurde 
auf Verlangen des Königs noch vervollſtändigt durch einen Entwurf 
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zu einem Edikt über die Abſtellung der Schäden in der Juſtiz über⸗ 
haupt, das ebenfalls dem Juſtizreglement von 1713 zu Grunde liegt. 
über dieſen Entwurf wurde auch Ilgen zu einem Gutachten auf⸗ 
gefordert, das er am 23. April 1712 erſtattet hat. Der Hauptteil 
dieſes Gutachtens bezieht ſich auf die Mißbräuche bei den ordentlichen 
Gerichten und auf die Mittel zu deren Abſtellung. Was uns hier 
aber beſonders intereſſiert, das ſind die Außerungen über die Kammer⸗ 
juſtiz. Um dieſe völlig zu würdigen, muß man ſich zunächſt vergegen⸗ 
wärtigen, worum es ſich bei dem damaligen Streit eigentlich handelte. 
Es handelte ſich nicht um die geſamte Verwaltungsjuſtiz in dem Umfange, 
wie fie damals beſtand, ſondern nur um die Jurisdiktion der Amts⸗ 
kammern, alſo der Provinzialbehörden zur Verwaltung der Domänen 
und Regalien. Neben dieſen übten damals auch die Kriegskommiſſariate 
eine weitgreifende Jurisdiktion aus, namentlich in Militär⸗, Steuer⸗ 
nnd Polizeiangelegenheiten. Man kann wohl jagen, daß dieſer Teil 
der Verwaltungsjuſtiz, den die Kommiſſariate ausübten, ſachlich, 
namentlich im Zuſammenhang der ganzen Entwicklung und vom modernen 
Standpunkt aus, der wichtigere war. Merkwürdigerweiſe aber war er 


damals kaum ein Gegenſtand des Streites. Man hielt es offenbar 


für ſelbſtverſtändlich, daß dieſe Angelegenheiten nicht unter die ordent⸗ 
lichen Gerichte geſtellt worden waren, und man wagte gegen dieſe 
Ordnung auch wohl keinen Angriff, weil hier Majeſtäts⸗ und Hoheits⸗ 
rechte beſonders wichtiger Art in Frage ſtanden, und weil es ſich hier 
um ein Gebiet handelte, auf dem die Gerichtshöfe ſich wohl als un- 
kundig oder unſicher ſelbſt empfanden. Es handelte ſich alſo bei dem 
Streit nur um die Domänen⸗ und Regalienverwaltung, unter den 
Regdlien wieder praktiſch hauptſächlich um die Zollverwaltung. Das find 
alſo die Gegenſtände, wo der Landesherr mehr als ein großer Grund⸗ 
herr intereſſiert war; es iſt das Gebiet, das man wohl auch mit dem 
Begriff des Fiskus im engeren Sinne bezeichnete. Und ferner handelte 
es ſich nicht um das Recht der erſten Inſtanz in den Streitigkeiten, 
die auf dieſem Gebiet beſtanden, ſondern nur um die Frage, wohin 
die Appellation gehen ſollte. Darüber war alle Welt einverſtanden 
damals, daß der Amtmann auf den Domänen die Rechtspflege aus⸗ 
zuüben hatte, und daß der Amtmann in dieſer Hinſicht wie ſonſt in 
ſeiner Amtsführung von der Amtskammer zu beaufſichtigen war. 
Aber das war die Streitfrage: ob die Appellation von ſeinen Ent⸗ 
ſcheidungen an die Kammer oder an die Regierung (das Provinzial⸗ 
Juſtizkollegium) gehen ſollte; und weiterhin namentlich auch, ob von 
da weiter die Reviſion an die Geheime Hofkammer oder an das Ober⸗ 
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appellationsgericht gehen ſollte. Dieſe Frage wird in dem Gutachten 
und dem Entwurf Bartholdis in dem Sinne entſchieden, daß keines⸗ 
wegs die Jurisdiktion der Kammern ganz beſeitigt werden ſoll; es 
wird vielmehr der erſte Verſuch einer gegenſeitigen Abgrenzung der 
Jurisdiktionsbefugniſſe zwiſchen Kammern und Regierungen gemacht, 
in der Hauptſache in dem Sinne, daß in Streitigkeiten innerhalb des 
Domänenamtes ſelbſt, bei denen es ſich um wirtſchaftliche Amtsſachen 
handelt, die Appellation an die Kammer geht, in den meiſten andern 
Sachen an die Regierungen, namentlich, wenn Adel oder Städte mit 
dem Domänenamt in einen Prozeß geraten; eine beſonders wichtige 
Neuerung aber war, daß, wenn über die Anmaßung und Aus⸗ 
dehnung von Zollprivilegien geſtritten wird (der Adel und die Städte 
nahmen ja ſolche Privilegien vielfach in Anſpruch), oder wenn zwiſchen 
Adel und Städten einerſeits, dem Domänenamt andererſeits ein Prozeß 
über Grenzen, Hut, Triften u. dgl. geführt wird, ein Judicium mixtum 
entſcheiden ſoll, die Amtskammer alſo zuſammen mit der Regierung 
einen Spezialgerichtshof bilden ſoll. 

Hauptſächlich gegen dieſe letztere Beſtimmung und überhaupt gegen 
die Ausdehnung der Kammerjuſtiz, die er in den Vorſchlägen Bar⸗ 
tholdis fand, wendete ſich nun Ilgen in ſeinem Gutachten. Dadurch 
— erklärt er — werde die Jurisdiktion der Kammern weiter, als ſie 
jemals prätendiert, extendiert werden. Die Kammern hätten für die 
königlichen Einkünfte zu ſorgen und, wenn der König zur Partei 
werde, jura partis mit zu defendieren. „Ich weiß alſo nicht,“ fährt 
er fort, „ob ſolchergeſtalt die membra camerae als unverwerfliche 
Richter anzuſehen fein oder nicht, vielmehr nach gött⸗ und menſchlichen 
Rechten ziemlichen Verdacht einer Parteilichkeit wider ſich haben, zumal 
da die Kammerräte auf die Juſtiz nicht verpflichtet find... Der 
finis collegiorum iſt diversus und vielleicht ſo wenig allen denſelben 
(d. h. den membris camerae) gegeben, die Juſtiz mit zu adminiſtriren, 
als nicht alle Juſtitiarii mit zur Adminiſtration und zur Einrichtung 
der Oeconomie geſchickt ſein möchten.“ Es iſt gewiß verdienſtlich, daß 
Löning dieſen temperamentvollen Ausfall gegen die Amtskammerjuſtiz, 
der in dem Exzerpt des ſehr langen Gutachtens in den Acta Borussica 
leider weggeblieben iſt, wieder ausgegraben hat. Aber es gibt einen 
falſchen Eindruck, wenn Löning ihn nun aus dem Zuſammenhange 
gelöſt zitiert und dann den Schluß daraus zieht, Ilgen habe bereits 
die Trennung von Juſtiz und Verwaltung gefordert. Es handelt ſich 
hier nur um rationes dubitandi; was Ilgen ſchließlich in dieſem 
Punkte fordert, iſt in den Acta Borussica verbotenus enthalten (517): 
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Die Kammern ſollen dafür Sorge tragen, daß die Verwaltung der 
Juſtiz in den Amtern gewiſſenhaften und tüchtigen Perſonen anvertraut 
und ordentlich geführt werde; ſie ſollen eine umfaſſende und ein⸗ 
greifende Juſtizaufſicht über dieſe Perſonen ausüben, unter Umſtänden 
ſie durch andere erſetzen. „Im übrigen,“ fährt er fort, „müßte wohl 
die Administratio justitiae in civilibus et criminalibus, 
salva semper prima instantia, unter der Direktion der Regierungen 
und anderer Collegidrum provincialium verbleiben, ſoweit nicht 
den Kammern specialiter administratio. justitiae 
beigelegt iſt.“ Das heißt alfo: er widerſpricht jeder Ausdehnung 
der Kammerjuſtiz über den bisherigen Stand hinaus, aber er wider⸗ 
ſpricht nicht der Beibehaltung in den bisherigen Grenzen, die freilich 
vielfach ſtreitig waren. Alſo ſchon die Jurisdiktion der Amtskammern 
ſoll keineswegs ganz beſeitigt werden; gegen die Jurisdiktion der 
Kommiſſariate aber ſagt Ilgen kein Wort. Er hat nichts dagegen ge⸗ 
habt, daß nach dem Bartholdiſchen Entwurf in dem Juſtizreglement 
von 1713 anerkannt wurde, daß die Kommiſſariate, Steuerdirektionen, 
Jagdkanzleien und Poſtämter nicht bloß Militaria, Politiam et Statum 
oeconomicum zu beſorgen, ſondern daneben auch die Jurisdiktion über 
ihre „Bediente“ (d. h. ihre Beamten) in Sachen, die ihre Amts⸗ 
verrichtungen und die daraus entſpringenden Prärogative und der⸗ 
gleichen angehen, auszuüben haben. Er hat auch das Reglement für 
das Generalkriegskommiſſariat, das am 7. März 1712 erging (alſo 
6 Wochen vor ſeinem Gutachten), und das die Jurisdiktionsbefugniſſe 
dieſer Behörde mit Nachdruck und Entſchiedenheit betont und aufzählt, 
in erſter Linie gegengezeichnet und zwar, wie das Konzept zeigt, nach 
reiflicher Prüfung; er hat in den ſchon fertigen Text ſchließlich noch 
eine beſchränkende Klauſel hineingebracht, die das rein Privatrechtliche 
in den Perſonalangelegenheiten der Beamten der Zuſtändigkeit der 
Regierungen vorbehielt; er hat alſo, die Hauptbeſtimmungen wohl er: , 
wogen und dennoch nicht beanſtandet. Da kann man doch nicht davon 
ſprechen, daß Ilgen mehr oder minder entſchieden die Trennung der 
Juſtiz von der Verwaltung gefordert habe. Er hat die Meinung zum 
Ausdruck gebracht, daß die Juſtiz der Amtskammern etwas Bedenkliches 
habe und eigentlich mit ſtrengen Rechtsbegriffen nicht zu vereinigen 
ſei. Aber als ein alter Praktiker der Staatsräſon, der er war, ſah 
er auch wohl, daß ſie unentbehrlich ſei und hütete ſich denn auch, ſie 
ganz abſchaffen zu wollen, begnügte ſich vielmehr damit, fie zu be- 
ſchränken und ihrer Ausdehnung entgegenzutreten. Man kann ihn auch 
nicht einmal vom Standpunkt etwa der Mitte oder des Endes ds 
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18. Jahrhunderts ſchlechtweg für einen Feind der Kammerjuſtiz er- 
klären; denn ſeit dem Jahre 1723 bedeutete Kammerjuſtiz etwas ganz 
anderes als damals 1712, nämlich die geſamte Verwaltungsjurisdiktion 
einſchließlich der der Kommiſſariate und mancher Nebenbehörden; und 
gegen dieſe, das muß wiederholt werden, iſt Ilgens Außerung nicht 
gerichtet; dieſer Zweig ſpielt aber in den modernen Erwägungen gerade 
die Hauptrolle, weil es ſich hier um Steuern und Polizei handelt. 
Die Zuſtimmung Printzens zu Ilgens Votum, auf die Löning ein ge⸗ 
wiſſes Gewicht legt, iſt ziemlich unerheblich. Printzen war weder als 
Juriſt, noch als Verwaltungsbeamter eine beſondere Kapazität; er war 
mehr Hofmann und ein Kavalier, der von den ſchönen Künſten und 
Wiſſenſchaften etwas verſtand; er hat wohl, um ſich ſelbſt ein müh⸗ 
ſames Separatvotum zu erſparen, einfach wie ſein Kollege Ilgen 
votiert. ö 

Die Ausſprüche dieſer beiden Miniſter des erſten Königs in 
Preußen laſſen ſich alſo nicht als Zeugniſſe dafür verwerten, daß da⸗ 
mals ſchon der Gedanke des Rechtsſtaats bewußt hervorgetreten ſei, 
und daß die Reſſortkämpfe jener Zeit zutreffend durch die Formel 
charakteriſiert werden könnten, daß ſie geführt worden ſeien um die 
Herrſchaft des Rechts gegenüber einer in der Ausbildung begriffenen 
Bureaukratie. Ich möchte nun aber noch auf die inneren Gründe hin⸗ 
weiſen, die der Anwendung dieſer Formel auf die damaligen Verhält⸗ 
niſſe entgegenſtehen, und die in der ganzen Struktur des damaligen! 
Staats- und Rechtslebens ihre Wurzel haben. Es wird dabei zu 
ſprechen ſein von dem Recht, von den ob und von dem Ber- 
hältnis zwiſchen Recht und Staat. 

Die Herrſchaft des Rechtes im Staat iſt im Grunde eine Idee, 
die aus dem Naturrecht ſtammt und mit der Doktrin von dem alleinigen 
oder überwiegenden Rechtszweck des Staates zuſammenhängt. Dieſe 
Idee iſt allerdings gerade im Preußiſchen Staat in eminentem Sinne 
praktiſch wirkſam gemorbeñ, aber doch erſt ſeit Cocceji, mit dem zuerſt 
ein Vertreter des Naturrechts zum Poſten eines leitenden Juſtiz⸗ und 
Reformminiſters in Preußen gelangt iſt. Auch der naturrechtliche 
Anflug in den Äußerungen von Ilgen darf nicht darüber täuſchen, 
daß. die Idee von der Herrſchaft des Rechts ſich damals praktiſch noch 
nicht zu der Forderung einer Kontrolle der Gerichte über die Ver⸗ 
waltung verdichtet hat; namentlich bei Bartholdi, der doch der eigent⸗ 
liche dominus negotii war, ſpielt fie noch gar keine Rolle. Und fie 
paßte auch zu den tatſächlichen Vorausſetzungen der damaligen Zeit 


noch gar nicht; weit weniger noch als zu denen, die durch die Coccejiſche 
à: 
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Juſtizreform herbeigeführt worden ſind. Namentlich der Zuſtand der 
Gerichte, der zu den ſchwerſten Klagen Anlaß gab, ließ eine Kontrolle 
der Verwaltung durch die ö damals als wenig angebracht er⸗ 
ſcheinen. 

Die Gegenüberſtellung einer bureaukratiſchen Verwaltung, die dem 
Monarchen gegenüber gebunden iſt und ſich den Rechtsſchranken zu ent⸗ 
ziehen ſucht, und andererſeits einer Rechtspflege durch Gerichtshöfe, in 
denen ſich das Recht ganz und ausſchließlich konzentriert, wird den tat⸗ 
ſächlichen Zuſtänden der preußiſchen r zu Anfang des 
18. Jahrhunderts nicht gerecht. 

Tatſächlich wurde doch damals Recht geſprochen nicht nur von den 
Gerichten, ſondern auch von den Vepwaltungsbehörden; ja, ſelbſt dieſe 
Gegenüberſtellung iſt ſchon nicht ganz zutreffend; denn, wie gleich noch 
zu erörtern ſein wird, waren ja die Regierungen, die in erſter Linie 
als ordentliche Gerichte in Betracht kommen, gar keine reinen Gerichts⸗ 
höfe, ſo wenig wie die Amtskammern und Kommiſſariate reine Ver⸗ 
waltungsbehörden waren. Vor allem aber liegt dabei eine Vorſtellung 
von der Einheit des Rechtes zu Grunde, die zwar im ideellen, natur⸗ 
rechtlichen Sinne nicht beſtritten werden ſoll, die aber der Praxis und 
den tatſächlichen Zuſtänden in Preußen zu Anfang des 18. Jahr⸗ 
hunderts keineswegs entfpridt. Man kann für dieſe Zeit nicht ſchlecht⸗ 
weg von einem einheitlichen Recht im Staate ſprechen. 

Neben dem altüberlieferten gemeinen Recht, nach dem die Gerichte 
entſcheiden, iſt ein neues monarchiſches Verordnungsrecht entſtanden, 
ein Verwaltungsrecht, das großenteils nur den Verwaltungsbehörden 
bekannt und geläufig iſt. Die große Spaltung zwiſchen öffentlichem 
Recht und Privatrecht iſt in der Ausbildung begriffen; und was man 
ſpäter öffentliches Recht nannte, iſt damals keineswegs in dem Sinne 
öffentlich, daß es in ſeinem ganzen Umfang und mit ſeinen Gründen 
und Zwecken wirklich auch der Offentlichkeit bekannt wäre. Es ſteckt 
zum großen Teil in den geheimgehaltenen Inſtruktionen der Verwal⸗ 
tungsbehörden und iſt auch den Gerichten keineswegs bekannt. Nament⸗ 
lich in der Militär⸗, Steuer⸗ und Polizeiverwaltung greift es, geſtützt 
auf den naturrechtlichen Grundſatz von dem dominium eminens der 
Staatsgewalt, vielfach in die herkömmlichen Rechtsſätze und Rechts⸗ 
gewohnheiten ein. Dieſes neue fürſtliche Verwaltungsrecht hat im 
Laufe des 18. Jahrhunderts das ganze Staats- und Rechtsleben 
gründlich umgeſtaltet. Es iſt ein neues Recht neben dem alten Recht, 
das ſich emporringt und das um ſeine Geltung und Anerkennung 
kämpft. Eben darum iſt den Verwaltungsbehörden von Anfang an 
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eine Jurisdiktion im Umkreis ihrer Verwaltungsintereſſen beigelegt 
worden, weil die großen Reformen im Staats- und Geſellſchaftsleben, 
um die es ſich damals handelte, gar nicht durchzuführen geweſen wären, 
wenn alle dabei entſtehenden Streitigkeiten lediglich nach dem gemeinen 
Recht, wie es die Gerichte ſprachen, entſchieden worden wären. Auf 
Schritt und Tritt wäre die reformierende Verwaltung des neuen 
Militär⸗ und Beamtenſtaats mit ihren aus der Staatsräſon enſpringen⸗ 
den Tendenzen dabei durch die Gerichtshöfe gehemmt und behindert 
worden. Es gab nur einen Staat damals unter den europäiſchen 
Mächten, in dem von der Herrſchaft des Rechts die Rede ſein konnte: 
das war England. In England hatte ſich der alte germaniſche Grund⸗ 
fat von der Einheit des Rechts erhalten oder vielmehr wiederhergeſtellt, 
nachdem in der Zeit der Tudors und der Stuarts auch dort nicht ohne 
Erfolg der Verſuch gemacht worden war, neben dem common law ein 
beſonderes königliches Verwaltungsrecht und eine beſondere Verwaltungs⸗ 
gerichtsbarkeit auszubilden. Aber die puritaniſche Revolution hatte das 
beſondere königliche Verordnungsrecht im Keim erſtickt und die Verwal⸗ 
tungsgerichtsbarkeit mit der Wurzel ausgerottet, indem ſie den außer⸗ 
ordentlichen Gerichtshof im königlichen Rat, der als die Sternkammer 
bezeichnet wurde, aufhob und alle Rechtsſtreitigkeiten und Kriminalfälle 
vor die ordentlichen Gerichte verwies, die nach common law zu urteilen 
hatten. Dabei konnte man allerdings einer adminiſtrativen Kontrolle, 
wie ſie die Sternkammer ausgeübt hatte, nicht entbehren; aber es ent⸗ 
ſprach dem engliſchen Syſtem, das ja eine von der Juſtiz getrennte 
Verwaltung gar nicht kannte und den Friedensrichtern Verwaltungs⸗ 
befugniſſe in unauflöslichem Gemenge mit Jurisdiktionsbefugniſſen zu⸗ 
wies, dieſe adminiſtrative Kontrolle als eine gerichtliche ausgeſtalten 
und ſie dem oberſten Gerichtshof, dem Court of Kings bench, nach 
Maßgabe der alten „Prerogative Writs“ aus der Zeit Eduards III. 
zu übertragen. Hier gab es alſo kein Verwaltungsrecht und keine Ver⸗ 
waltungsgerichtsbarkeit. Hier konnte man wirklich von einer durch⸗ 
gehenden Herrſchaft des Rechts ſprechen. Ob es darum beſſer im Staate 
ſtand, iſt eine andere Frage, und ob etwas Derartiges damals auf 
dem Kontinent möglich geweſen wäre, iſt eine gar nicht aufzuwerfende 
Frage. Die kontinentalen Staaten mit ihrem Militarismus, ihrer 
Bureaukratie, ihrem Abſolutismus ſtanden vor ganz anderen Problemen. 
Hier war die Frage nicht: wie die Herrſchaft des Rechtes im Staat 
herzuſtellen ſei, ſondern wie die beiden miteinander ſtreitenden Rechts⸗ 
ſyſteme des alten gemeinen Rechts und des neuen monarchiſchen Ber- 
waltungsrechts miteinander auszugleichen und in Harmonie zu bringen 
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ſeien. Das iſt wenigſtens die praktiſche Stellung des Problems, wie 
ſie uns in den Akten der Zeit entgegentritt. Und ich möchte behaupten, 
daß es bei uns im Grunde praktiſch immer das eigentliche Problem 
des Rechtsſtaats geblieben iſt, bis zu der annähernden Löſung, die es 
in der Gegenwart gefunden hat. Dieſe Löſung beruht ja darauf, daß 
auch in der Verwaltung das Rechtsmoment ſchärfer herausgearbeitet 
und in ſtreitigen Fällen zur Geltung gebracht wurde. Das war in 
vollem Maße erſt möglich im Verfaſſungsſtaat, der die Ausübung der 
ſtaatlichen Funktionen durch die verſchiedenen ſtaatlichen Organe nach 
Rechtsgrundſätzen geregelt hat. Der neuere Rechtsſtaat beruht, wie 
Gneiſt immer wieder betont hat, auf einer ſpeziellen Durchbildung 
des Verwaltungsrechts im einzelnen, auf der rechtlichen Normierung 
der Verwaltung in dieſem Sinne und auf der Einführung einer un⸗ 
abhängigen Verwaltungsrechtſprechung, die weder den eigentlichen Ver⸗ 
waltungsbehörden, noch den ordentlichen Gerichten anvertraut iſt. Vor 
allem aber die Spezialiſierung und Normierung der Verwaltungs⸗ 
grundſätze iſt dabei von Wichtigkeit geweſen. 

Dieſe praktiſche Problemſtellung aber findet ihren Ausdruck eben 
in den Reſſortkämpfen der Juſtiz⸗ und der Verwaltungsbehörden um 
die Grenzen ihrer Jurisdiktionsgewalt. Dieſe Kämpfe haben ſeit 1713 
zu dem mehrfach wiederholten Verſuch gedrängt, eine feſte gegenſeitige 
Abgrenzung der Jurisdiktionsbefugniſſe zwiſchen den beiden Kategorien 
von Behörden, ſei es durch allgemeine Grundſätze, ſei es durch kaſuiſtiſche 
Beſtimmungen, herbeizuführen. Solche Reſſortreglements kann man 
in gewiſſem Sinne als Verſuche zu einer Teilung der Gewalten be⸗ 
trachten, nicht vom Standpunkt einer rationalen Doktrin über die 
Funktionen der Staatsgewalt, aber vom Standpunkt praktiſcher Zweck⸗ 
mäßigkeit bei der Ausübung ſolcher Funktionen durch die verſchiedenen 
Organe der Staatsgewalt. Allerdings kann man von einer Teilung 
der Gewalten auch inſofern nur in einem eingeſchränkten und uneigent⸗ 
lichen Sinne reden, als ja in einer abſoluten Monarchie, wie Preußen, 
die geſamte Staatsgewalt in der Perſon des Monarchen zuſammen⸗ 
gefaßt war. Wie er der Inhaber der Regierungs- und der Geſetz⸗ 
gebungsgewalt war, ſo galt er auch noch durchaus als Inhaber der 
oberſten richterlichen Gewalt; und wenn er dieſe auch in der Regel 
nicht mehr perſönlich ausübte, ſo ſtand es doch durchaus in ſeinem 
Belieben, ſie durch die Behörden ausüben zu laſſen, die er dafür als 
die am beſten geeigneten anſah: die Amtskammern und Kommiſſariate 
verdankten ja doch die Übertragung der Jurisdiktionsgewalt einem 
monarchiſchen Hoheitsakt ganz ähnlicher Art, wie die Regierungen und 
Hofgerichte oder ſonſtigen Juſtizkollegien. Wenn in dem Streit der 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXXII. 2. 26 | 
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Behörden öfter darauf hingewieſen wird, daß die Mitglieder der Ver⸗ 
waltungskollegien nicht auf die Juſtiz verpflichtet waren, ſo iſt das 
zwar für den Anfang des 18. Jahrhunderts — nicht mehr für deſſen 
Ende — richtig, aber man darf doch den Beamten der Kammern und 
Kommiſſariate auch wohl glauben, daß ſie es als einen ſelbſtverſtänd⸗ 
lichen Teil ihrer Amtspflicht anſahen, in den Sachen, die zu ihrer recht- 
lichen Kognition gelangten, nach Recht und Billigkeit zu urteilen und 
nicht nach rein fiskaliſchen Geſichtspunkten; denn die „Aufnahme des 
Landes“ war ihnen ebenſo zur Aufgabe gemacht worden wie das Inter⸗ 
eſſe des Monarchen. Dabei ſollte allerdings nach ihrer Inſtruktion 
„de simplici et plano et sine omni strepitu judicii“ verfahren werden, 
durch Verhöre der Parteien und Unterſuchungen von Amts wegen. 
Das Ganze hatte mehr den Charakter einer patriarchaliſchen Billigkeits⸗ 
juſtiz; aber Juſtiz war es doch auch. Gerade um der Jurisdiktions⸗ 
befugniſſe willen ſind die Verwaltungsbehörden in Preußen wie in 
andern deutſchen Territorialſtaaten kollegialiſch geſtaltet worden, um 
Willkür und Einſeitigkeit einzelner Beamten auszuſchließen und den 
Entſcheidungen der Behörde das Gewicht und die Autorität unparteiiſcher 
richterlicher Entſcheidungen zu geben. In den meiſten Fällen handelte 
es ſich ja auch gar nicht um den Widerſtreit fiskaliſcher und privater 
Intereſſen, ſondern um Streitigkeiten zwiſchen Privatleuten, die nur 
nach andern Normen und Geſichtspunkten zu beurteilen waren, als die, 
welche den Gerichten geläufig waren. Und wenn ſpäter einmal von 
dem Großkanzler Goldbeck in einem von Löning zitierten Schreiben 
darauf hingewieſen worden iſt, daß die anhaltende Beſchäftigung mit 
einer beſtimmten Art von Geſchäften eine Vorliebe für den damit zu⸗ 
ſammenhängenden Gegenſtand hervorbringe, die nur zu leicht in Ein- 
ſeitigkeit übergehe und beim beſten Willen das Urteil des Verſtandes 
irreleite — ſo möchte ich dieſer Auffaſſung eine andere gegenüberſtellen, 
die von dem Hallenſer Profeſſor Klein, einem der Mitarbeiter an dem 
Entwurf des Allgemeinen Geſetzbuches, herrührt; der bemerkt einmal, 
daß zum guten Richter auch Menſchen- und Sachkenntniſſe erfordert 
werden, und daß der, welcher ſchon mehrmals ſich mit einer gewiſſen 
Klaſſe von Menſchen oder Sachen beſchäftigt hat, ſchon deswegen dieſe 
Menſchen oder Sachen beſſer kennen wird als ein anderer (Annalen 
14, 298) 1). | 

Dieſen Verhältniſſen, wie fie vs preußiſche Staats- und e 


1) Vgl. auch die Außerungen des Generaldirektoriums 1800 in der 
Beilage. 
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weſen im 18. Jahrhundert charakteriſieren, entſprach nicht ſowohl das 
Ideal einer Herrſchaft des durch die Gerichtshöfe ausgeübten Rechts 
gegenüber den Verwaltungsbehörden, ſondern das einer Realiſierung 
der Rechtsidee in den Verwaltungs⸗ wie in den Juſtizbehörden. Und 
dies iſt tatſächlich auch das quellenmäßig bezeugte Beſtreben der Herrfcher 
vom Großen Kurfürſten bis auf Friedrich den Großen. In deren 
politiſchen Teſtamenten ſehen wir ſehr deutlich, wie neben dem Rechts⸗ 
zweck des Staates auch der Macht⸗ und Wohlfahrtszweck und die 
Staatsräſon zur Geltung kommt: beide erſcheinen gleichſam als Gegen⸗ 
pole in den Regierungsſyſtemen dieſer Herrſcher, beſonders deutlich 
bei Friedrich dem Großen. Während Coccejt in feinen „Novum systema 
juris naturalis et romani“ nur den einen Standpunkt kennt: Be⸗ 
wahrung des Rechts — ein Standpunkt, der dem von Locke, von Kant 
und W. v. Humboldt verwandt iſt — und während auch Svarez in der 
Einleitung zum Allgemeinen Landrecht wenigſtens den Hauptzweck des 
Staates in der innerenn Sicherheit und in dem Schutz eines jeden bei 
dem Seinen erblickt, hat Friedrich der Große und ähnlich auch ſeine 
Vorgänger, den Rechtszweck mit dem Macht⸗ und Wohlfahrtszweck im 
Staate in ein harmoniſches Verhältnis zu bringen verſucht. Dem 
erſteren Prinzip entſprach die Forderung einer Übertragung der ge⸗ 
ſamten Juſtiz von der Verwaltung an die Gerichtshöfe, dem andern 
die Forderung einer Juſtizkontrolle über die Kammerjuſtiz unter Bei⸗ 
behaltung der Grenzregulierung zwiſchen der ordentlichen Gerichtsbar⸗ 
keit und der Verwaltungsrechtſprechung. Wenn in beiden Sphären dafür 
geſorgt wurde, daß nach geſetzlichen Normen verfahren und entſchieden 
wurde, ſo war eine ideelle Einheit und Herrſchaft des Rechts auch bei 
einer Sonderung nach Verwaltung und Juſtiz im engeren Sinne garan⸗ 
tiert und damit der Zuſtand erreicht, den Klein im Auge hatte, wenn 
er bemerkt, weil die Gerechtigkeit in verſchiedenen Zimmern Beſuche an⸗ 
nehme, ſo folge daraus nicht, daß ſie darum nicht allen eben dieſelbe ſei. 

Dieſe Worte hat Klein im Jahre 1796 geſchrieben, ein Jahr 
bevor das damit bezeichnete Syſtem die erſte Abweichung erfuhr, in 
dem Reſſortreglement für Neuoſtpreußen 1797. Löning ſteht mit ſeinen 
Sympathien ganz auf dem Boden dieſer neuen Ordnung, nach der alle 
Prozeſſe von den Kammern an die Gerichte übertragen wurden; und 
von dieſem Standpunkt aus hat er ſeine Problemſtellung auch für den 
Anfang des Jahrhunderts formuliert. Daß dieſe Auffaſſung mindeſtens 
keine Allgemeingültigkeit beanſpruchen darf, glaube ich ſchon mit dem 
Geſagten erwieſen zu haben. Sie tut den Verhältniſſen, wie ſie zu 


Anfang des 18. Jahrhunderts lagen, Gewalt an. Wie wenig damals 
26 * 
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von einer Übertragung der Verwaltungsjuſtiz an die Gerichte die Rede 
ſein konnte, wird aber erſt ganz klar, wenn wir die Gerichte von da⸗ 
mals einer näheren Betrachtung unterziehen. 

Es iſt ſehr bezeichnend, daß die Aufwerfung der Frage nach einer 
Grenzregulierung zwiſchen der Jurisdiktion der Amtskammern und der 
ordentlichen Gerichtshöfe 1712 ſofort zu Erwägungen darüber führte, 
wie den Beſchwerden über den Gang der Yuftiz. und den offenbaren 
Übelſtänden bei den ordentlichen Gerichtshöfen ſelbſt abzuhelfen ſei. 
Das Juſtizreglement von 1713, ebenſo wie die vorhergehenden Ent⸗ 
würfe und Gutachten, auch das mehrfach erwähnte von Ilgen, be⸗ 
ſchäftigen ſich zum allergrößten Teil mit der allgemeinen Juſtiz; die 
Beſtimmungen über die Verwaltungsgerichtsbarkeit und ihre Grenzen 
machen nur einen verhältnismäßig kleinen Teil dieſer umfangreichen 
Aktenſtücke aus. Die Juſtiz liegt offenbar im Argen; ſie iſt ſchleppend 
und koſtſpielig über die Maßen; man gewinnt aus dieſen Aktenſtücken 
den Eindruck, daß nicht nur das Publikum, ſöſcdern auch der Monarch 
und ſeine oberſten Räte ihr mit einem großen Mißtrauen gegenüber⸗ 
ſtehen. Gerade ihr mangelhafter Zuſtand begünſtigte offenbar das 
Umſichgreifen der Verwaltungsbehörden in der Ausdehnung ihrer Juris⸗ 
diktion. So aber lagen die Dinge damals ganz und gar nicht, daß 
man den Verſuch hätte machen können, die Jurisdiktion der Verwal⸗ 
tungsbehörden auch noch den ordentlichen Gerichten zu übertragen. 
Der Eindruck, den Friedrich Wilhelm I. damals beim Antritt ſeiner 
Regierung von dem Zuſtand der Juſtiz empfangen hat, iſt maßgebend 
geweſen für ſeine ganze Regierungszeit, die ja erfüllt iſt von be⸗ 
ſtändigen, mehr oder weniger mißglückten Verſuchen, eine Reform her⸗ 
beizuführen. Man kann wohl ſagen: ſein Mißtrauen und ſeine Ab⸗ 
neigung gegen die entartete Juſtiz und ihre Organe war zu groß, als 
daß ihm eine Reform wirklich hätte gelingen können. 

Das Übel lag ſehr tief. Ich habe früher ſchon einmal zu zeigen 
verſucht, daß die Juſtizeinrichtungen in Preußen damals noch auf dem 
Standpunkt der provinziellen territorialen Organiſation ſtehen geblieben 
waren, während die Verwaltungsbehörden bereits nach den Bedürfniſſen 
des größeren Geſamtſtaats eingerichtet worden waren. Die Juſtiz war 
das Stiefkind des monarchiſchen Abſolutismus geweſen; einſt im 
Territorialſtaat der vornehmſte Staatszweck neben der Religion, war 
ſie im 17., 18. Jahrhundert zurückgetreten hinter den politiſchen Macht⸗ 
intereſſen mit ihren finanziellen und militäriſchen Konſequenzen, und 
erſt Friedrich der Große hat ihr wirklich wieder die Stellung im 
Staate gegeben, die ihr gebührt, hauptſächlich mit Hilfe Coccejis. Die 


ee 


— 


— 
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Juſtiz galt damals mehr als eine Angelegenheit der Stände in den 


einzelnen Provinzen, wie als eine Angelegenheit des Monarchen und 
des Staates. Sie durfte noch unter Friedrich dem Großen den könig⸗ 
lichen Kaſſen keinen Taler mehr koſten als zur Zeit des Großen Kur⸗ 
fürſten, während die Ausgaben für das Heer und die Verwaltung 
ganz gewaltig geſtiegen waren. Die Coccejiſche Juſtizreform hat nur 
durchgeſetzt werden können, weil es dem Großkanzler gelang, von den 
Ständen der einzelnen Provinzen das Geld aufzubringen, das dazu 
nötig war, um die Juſtizkollegien mit ordentlichen zureichenden Be⸗ 
ſoldungen zu verſehen. Der Mangel ſolcher Beſoldungen war bisher 
einer der Hauptſchäden an der Juſtizverfaͤſſung geweſen. Wenn man 
das Reformwerk Coccejis ins Auge faßt, ſo ſieht man am beſten, was 
der Juſtizverfaſſung zu Anfang des Jahrhunderts noch fehlte. Man 
kann ſagen, daß ſeine Reform der Gerichtsverfaſſung und des Prozeß⸗ 


verfahrens die Juſtiz überhaupt eigentlich erſt in vollem Sinne ver⸗ 
ſtaatlicht hat, d. h. im Sinne der Einfügung in den neuen größeren 


Geſamtſtaat. Die Amtskammern und die Kommiſſariate und die aus 
ihnen ſpäter hervorgegangenen Kriegs⸗ und Domänenkammern waren 


von Anfang an Schöpfungen dieſes neuen abſolutiſtiſchen Militär- und 


Beamtenſtaats. Dagegen die Gerichtshöfe waren aus der Zeit der 
territorialen Sonderexiſtenz der einzelnen Provinzen mit herüber⸗ 
genommen und nur oberflächlich umgebildet worden; ſie hatten noch 
im weſentlichen den ſtändiſch⸗partikulariſtiſchen Geiſt der abgelaufenen 
Epoche der Staatsbildung. Es iſt eine eigentümliche Erſcheinung in 
einer Anzahl von Provinzen, daß es da nicht ein Landesjuſtizkollegium 
gab, ſondern zwei, die in einem ganz unklaren Verhältnis der Kon⸗ 


kurrenz untereinander ſtanden: die Regierungen und die Hofgerichte. 


Die Hofgerichte waren die Nachkommen der alten höheren Landgerichte, 
die ſich ſeit dem 13. Jahrhundert an den Höfen der Landesherren aus⸗ 
gebildet hatten, und die früher mit Vaſallen als Beiſitzern beſetzt ge⸗ 
weſen waren, unter Vorſitz des Fürſten oder ſeines Hofrichters. Sie 
hatten ſich im Laufe der Zeit aus adligen Quartalgerichten zu gelehrten 
kollegialiſchen Gerichten ausgebildet; ſie galten dem Adel des Landes 
noch immer als das eigentliche ordentliche Gericht, das einer Beein⸗ 
fluſſung durch den Landesherrn weniger ausgeſetzt war als die Re⸗ 


gierung. Die Regierung aber — das war das unter dem Großen 


Kurfürſten nur leicht umgeformte alte territoriale Hofratskollegium, 
das wirklich urſprünglich eine Regierungsbehörde geweſen war und 
auch noch viel von einer ſolchen beibehalten hatte. Noch unter dem 
Großen Kurfürſten waren dieſe Regierungen die Behörden für alles in 
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den Provinzen geweſen: fie hatten alle Verwaltungsbefugniſſe beſeſſen 
und übten eine konkurrierende Jurisdiktion neben den Hofgerichten 
aus. Sie waren urſprünglich eigentlich gar keine ordentlichen Gerichte 
geweſen. Stölzel, der in dieſe Verhältniſſe der territorialen Gerichts⸗ 
organiſation zuerſt Licht gebracht hat (durch ſein epochemachendes Buch 
über das gelehrte Richtertum), nimmt an, daß ſie als Kompromiß⸗ 
inſtanzen durch das Vertrauen des rechtſuchenden Publikums zu einer 
mehr und mehr umfaſſenden gerichtlichen Tätigkeit gekommen ſeien; es 
ſcheint aber, daß zugleich das Beſtreben der Landesherren ſelbſt, für 
beffege Ordnung in der Rechtspflege zu ſorgen, als fie von den ver⸗ 
fallenden Hofgerichten aufrecht erhalten werden konnte, dieſen Vorgang 
ſehr weſentlich beeinflußt hat. So wurden die Regierungen mit der 
Zeit im 16., 17. Jahrhundert zu einer neuen Art von ordentlichen 
Gerichten, wobei ſie aber ihre Verwaltungsbefugniſſe beibehielten. Sie 
waren landesherrliche Ratsbehörden und keineswegs bloß mit ſtudierten 
Juriſten beſetzt; der eingeborene Adel ſpielt in ihnen eine hervor⸗ 
ragende Rolle; das iſt eine Wirkung des Indigenatsrechts, an dem 
die Stände bei den Regierungen wie bei den Hofgerichten feſthielten. 
Sie ſind zwar landesherrliche Behörden, aber nicht aus dem Geiſt des 
militäriſchen abſolutiſtiſchen Großſtaats geboren, ſondern aus dem alten 
Geiſt des ſtändiſch⸗partikulariſtiſchen territorialen Kleinſtaats. In dem 
inneren Zwieſpalt des Rechts zwiſchen dem alten gemeinen Recht und 
dem neuen monarchiſchen Verwaltungsrecht ſtehen ſie mehr auf Seite 
des erſteren; und zwar wenden ſie es in der Form an, wie es durch 
die provinziellen Landesgeſetze, und namentlich durch die ſtändiſchen 
Rezeſſe der einzelnen Länder, modifiziert worden iſt. Dieſe Rezeſſe 
ſtanden aber vielfach in einem mehr oder minder deutlichen Wider⸗ 
ſpruch mit manchen Teilen des neuen geſamtſtaatlichen, abſolutiſtiſchen 
Verwaltungsrechts. Die Landesherren pflegten ſie zwar bei der Huldi⸗ 
gung mit allen anderen Privilegien des Adels und der Stände über⸗ 
haupt zu beſtätigen, aber doch mit dem ſtillen Vorbehalt, daß ſie nur 
inſoweit gelten ſollten, als ſie nicht durch neuere monarchiſche Geſetz⸗ 
gebungsakte abgeändert ſeien. Friedrich Wilhelm J. hat das auch offen 
zum Ausdruck gebracht. Die Abſicht der monarchiſchen Regierung ging 
dahin, dieſe alten landſtändiſchen Rechte, die nicht mehr zu dem neuen 
abſolutiſtiſchen Militär⸗ und Beamtenſtaat paßten, allmählich in Ver⸗ 
geſſenheit und Wirkungsloſigkeit verfallen zu laſſen. Das war ein. 
ſehr heikler Punkt, an den man nicht gern rührte. Die Re⸗ 
gierungen aber wie auch die Hofgerichte hielten an dieſem alten ſtändi⸗ 
ſchen Landesrecht feſt und zitierten bei jeder Gelegenheit die altem 
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»Rezeſſe gegenüber den neuen fürſtlichen Verordnungen und Anforde⸗ 


rungen. 
Eine beſondere Bewandtnis hat es mit dem Berliner Kammer⸗ 


gericht. Über deſſen Herkunft ſind ja die Forſcher noch nicht ganz 


einig, und ich ſelbſt vertrete in dieſer Hinſicht eine etwas andere An⸗ 


— 


ſicht als Stölzel und Holtze. Meiner Anſicht nach iſt das Kammer⸗ 
gericht des 17. Jahrhunderts nichts anderes als die Fortbildung der 
alten Ratſtube des 16. Jahrhunderts, und die Ratſtube des 16. Jahr⸗ 
hunderts iſt dasſelbe, was in andern Territorien der Hofrat oder die 
Regierung war. Das alte märkiſche Hofgericht aber iſt 1540 mit 


dieſer Behörde verſchmolzen worden, fo daß die Duplizität der Gerichts— 
behörden, die ſonſt für die welklichen Territorien charakteriſtiſch iſt, 


in der Mark Brandenburg nicht zur Erſcheinung kommt. Auf der 
anderen Seite hat ſich neben der Ratſtube zu Ende des 16. Jahr⸗ 
hunderts, wohl in Anknüpfung an die landesherrliche Kammer, die 
Einrichtung beſonderer Geheimer Räte des Kurfürſten herausgebildet, 
die 1604 zu einem Collegium formatum zuſammengefaßt worden ſind, 
das nun alle Funktionen einer Landesregierung übernommen hat, 
während das Kammergericht ſeit dem 17. Jahrhundert ein reiner Ge⸗ 
richtshof geworden iſt. 

Dieſes Kammergericht hat nun a mit dem Geheimen Rat und 
den Zentralbehörden des neuen, im 17. und 18. Jahrhundert ſich aus⸗ 
bildenden Geſamtſtaats immer in einem gewiſſen Zuſammenhang ge⸗ 
ſtanden, ſo daß der Geiſt ſtändiſch⸗partikulariſtiſcher Abſonderung hier 
nicht ſo ſtark hervortritt wie in den übrigen Ländern bei Regierungen 
und Hofgerichten. Allerdings, auch das Kammergericht hielt an dem 
ſtändiſchen Rezeß von 1653 als an dem Grundgeſetz der märkiſchen 
Landesverſaſſung feſt; die Stände ſahen in ihm das Palladium ihrer 
Privilegien; der Adel inſonderheit legte Gewicht darauf, daß die adlige 
Bank erhalten blieb und daß nach dem Grundſatz des Indigenatsrechts 
Eingeborene von Adel hier vor andern einen Sitz beanſpruchen 


konnten, wenn ſie die nötige juriſtiſche Ausbildung empfangen hatten, 


was jedenfalls ſeit dem 17. Jahrhundert allgemein üblich wurde. Hier 
alſo war der Charakter eines reinen Gerichtshofes ſchärfer ausgeprägt 
als in den übrigen Landen; aber das war eine Ausnahme. 

Während das Kammergericht und die Hofgerichte wirklich als reine 
Gerichtshöfe zu betrachten ſind, waren die Regierungen urſprünglich in 
erſter Linie Verwaltungsbehörden für alle landesherrlichen Regierungs⸗ 


rechte geweſen. Der weſentlichſte Teil dieſer Regierungsrechte war ihnen 


nun allerdings im Laufe der Zeit entzogen worden, namentlich die 
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Domänen⸗ und Regalienverwaltung durch die Amtskammern und die 
Steuer⸗ und Polizei verwaltung durch die Kriegskommiſſariate. Bei 
der letzteren handelte es ſich allerdings zum größten Teil um Neu⸗ 
bildungen, die mit dem ſtehenden Heer und dem Kriegsſteuerweſen, 
ſowie mit der beginnenden merkantiliſtiſchen Gewerbepolizei entſtanden 
waren; deshalb wurde die Konkurrenz der Kommiſſariate von den Re⸗ 
gierungen leichter ertragen als die der Amtskammern. Die Kommiſſariate 
waren auch im allgemeinen früher kein Beſtandteil der Regierungen 
geweſen, ſondern waren ganz neugebildete Behörden. Dagegen die 
Amtskammern hatten ſich ſozuſagen im Schoße der Regierungen ent⸗ 
wickelt; ihre Domänen⸗ und Regalienverwaltung war früher ein weſent⸗ 
licher Beſtandteil der Regierungs tätigkeit geweſen, und fie hatten im 
Anfang ihrer Bildung unter der Leitung und Aufſicht der Regierungen 
geſtanden. Auch ihre Jurisdiktionsbefugniſſe waren einfach aus den 
alten Jurisdiktionsbefugniſſen der Regierung in Kammerſachen ab- 
gezweigt. Daher die beſondere Eiferſucht, die Animoſität der Re⸗ 
gierungen gegen dieſe neuen, ihnen gegenüber ganz ſelbſtändig ge⸗ 
wordenen Kammerkollegien. Was den Regierungen an Verwaltungs- 
befugniſſen geblieben war, das waren im weſentlichen nur noch die 
ſogenannten Landeshoheitsſachen, d. h. alles, was die Repräſentation 
der Landeshoheit in der Provinz betraf: Huldigungsſachen, Verkehr 
mit den Landſtänden, Landesgrenzen, Publikation der landesherrlichen 
Verordnungen uſw., dazu die Aufſicht über Kirchen- und Schulſachen. 
Man kann ſagen: es waren ihnen diejenigen Verwaltungsbefugniſſe 
geblieben, die ohne großen Schaden noch weiterhin im Geiſte der alten 
territorial⸗ſtändiſchen Ordnung zur Ausübung gebracht werden konnten, 
während ihnen alle die Gegenſtände entzogen waren, auf deren Ver⸗ 
waltung der abſolutiſtiſche Militärſtaat ein beſonderes Gewicht legen 
mußte: die Domänen und Regalien, die Steuern, die Polizei im 
weiteſten Sinne, mit Einſchluß der Wirtſchaftspolizei und der Wohl⸗ 
fahrtspflege nach der merkantiliſtiſchen Praxis. So war es gekommen, 
daß allmählich die Juſtiz in den Regierungen überwog; aber reine 
Gerichtshöfe wie die Hofgerichte waren ſie darum nicht; und inſonder⸗ 
heit ihre Stellung zu den Amtskammern, um die es ſich 1709 —1713 
eigentlich allein gehandelt hat, war doch keineswegs durch die Gegen⸗ 
überſtellung von Juſtiz und Verwaltung charakteriſiert, eher durch den 
Gegenſatz des ſtändiſchen Territorialſtaats und des abſolutiſtiſchen Ge⸗ 
ſamtſtaats. 
Bei dem Streit um die Abgrenzung der Jurisdiktionsbefugniſſe 
zwiſchen Regierungen und Kammern ſpielt nun in der Zeit von 1709 
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bis 1713 eine Hauptrolle der Gegenſatz zwiſchen dem Intereſſe des 
Landesherrn und dem des Adels hinſichtlich der Erhaltung des Kammer⸗ 
guts und des Bauernſtandes. Schmoller zitiert aus den Akten dieſer 
Zeit eine Klage der Kameraliſten über die Juſtiz der Regierungen, die 
übrigens auch zeigt, wie dieſe Kämpfe mit dem Wohl und Wehe des 
Landes zuſammenhängen: Der jetzige Gang der Juſtiz, ihre Langwierig⸗ 
keit, ihre Koſtſpieligkeit, ruiniere den Bauernſtand und bringe es dahin, 
„daß das Kammergut verſchwinde, daß ein Jeder die herrſchaftlichen 
Güter und der Bauern Güter an ſich ziehen und adlige Güter daraus 
machen werde“. Auf dieſe Geſichtspunkte hat Löning gar keine Rück⸗ 
ſicht genommen; ſie ſind aber im Zuſammenhang mit dem ſtändiſchen, 
Geiſt der Regierungen und Hofgerichte von großer Bedeutung; fie er: 
öffnen uns eine intereſſante Perſpektive auf den ſozialen Hintergrund 
dieſer Jurtsdiktionsſtreitigkeiten der Behörden. Die lange Vernach⸗ 
läſſigung der Domänenverwaltung, ihre Führung durch adlige Amts⸗ 
hauptleute hatte vielfach den Verſuch begünſtigt, landesherrliche Domänen⸗ 
ſtücke in den Beſitz des Adels zu bringen und der Krone zu ent- 
fremden; und wenn dieſer Beſitz längere Zeit gedauert hatte, hielt es 
ſchwer, die Ländereien wieder für den Fiskus zurückzugewinnen. Es 
ſchwebten deshalb viele Prozeſſe, und es wurde geklagt, daß die Juſtiz⸗ 
kollegien dabei den Adel vor dem Fiskus bevorzugten. In Schweden 
und Polen war auf dieſe Weiſe der größte Teil der Domänen in die 
Hände des Adels gekommen; in Polen iſt das von Dauer geweſen, 
in Schweden machte der Verſuch der Reduktion ſeit Karl XI. viel 
böſes Blut. In Preußen ſind namentlich unter der Regierung Friedrich 
Wilhelms I. ſolche Domänenprozeſſe gegen den Adel eine der Haupt⸗ 
quellen geweſen, aus denen die Abneigung des Adels gegen das neue 
monarchiſche Regiment immer neue Nahrung ſog; erſt Friedrich der 
Große hat, nachdem das Kammergut durch ſeine Vorgänger in be⸗ 
friedigender Weiſe wiederhergeſtellt war, die Schärfe des fiskaliſchen 
Vorgehens auf dieſem Gebiet gemildert, indem er dem Fiskus verbot, 
bei einer mehr als fünfzigjährigen Poſſeſſion adliger Gutsbeſitzer an⸗ 
gebliche Domänenſtücke von ihnen zu revindizieren. Aber zur Zeit der 
Regierung Friedrichs I. ſpielt dieſer Streit um die Erhaltung oder 
Wiederherſtellung des Domaniums eine große Rolle, und die Klage 
der Kammerbedienten, daß bei dem Zuſtand der Juſtiz Gefahr vor⸗ 
handen ſei, daß das Kammergut verſchwinde, zeigt das Mißtrauen, das 
in dieſer Hinſicht den Gerichtshöfen gegenüber beſtand. 

Auch Bauerngüter wurden damals vielfach vom Adel eingezogen; 
und bei dem Gang der Juſtiz, wo man klagte, daß die Prozeſſe oft 
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20—30 Jahre dauerten, daß in einer Sache von 10 Taler Wert drei 
bis fünf Urteile ergingen, konnte auch dieſem Unweſen nicht genügend 
geſteuert werden, und auch hier klagten die Verwaltungsbeamten, die 
Juſtiz ruiniere den Bauernſtand. Hier hat erſt der monarchiſche 
Bauernſchutz Friedrichs des Großen Wandel geſchaffen, indem ſeit 1748 
die Einziehung von Bauernland zum Rittergut grundſätzlich verboten 
wurde. Und wie ſtark das Mißtrauen gegen den gewöhnlichen Rechts— 
gang in bezug auf Bauernprozeſſe noch damals war, beweiſt die von 
Friedrich 1748 getroffene Anordnung, daß in ſolchen Prozeſſen nicht 
nach der gewöhnlichen, auf die Verhandlungsmaxime gegründeten Weiſe 
verfahren werden ſollte, wobei die Zuziehung von Advokaten in den 
meiſten Fällen unentbehrlich war, ſondern daß das Gericht hier von 
Amts wegen die Sache unterſuchen, die Parteien vernehmen, alſo nach 
der Inquiſitionsmaxime den Prozeß inſtruieren ſolle, ohne daß es da⸗ 
bei der Zuziehung von Advokaten bedürfe, die den Bauern nur das 
Geld aus der Taſche zögen, und daß auf dieſe Weiſe überhaupt ver- 
hindert werden ſollte, daß die Bauern durch Prozeſſe ruiniert würden. 
Es iſt meines Erachtens noch nicht genügend beachtet worden, daß dieſe 
Praxis der Bauernprozeſſe, die ſich in Schleſien beſonders bewährt hat, 
das Muſter für die Prozeßreform geworden iſt, auf die Carmers Juſtiz⸗ 
reform begründet war. 
| Aus Gründen, die in biefen Verhältniſſen liegen, war auch der 
Adel im 18. Jahrhundert im allgemeinen einer Beſchränkung oder Ab⸗ 
ſchaffung der Kammerjuſtiz ſehr geneigt; die Stärkung der ordentlichen 
Gerichtshöfe, die Befreiung der Juſtiz von allen Einwirkungen der 
monarchiſchen Regierungstendenzen, die ja in ihrer Sorge für den 
gemeinen Mann den adligen Privilegien leicht gefährlich werden konnten, 
die Zurückführung der Rechtspflege auf den Schutz der wohlerworbenen 
Rechte — damit auch die Ausſchließung landesherrlicher Machtſprüche — 
das war ein entſchiedener Wunſch des Adels; und ſeine Anſtrengungen 
in dieſer Richtung, wie fie z. B. in den Landesbeſchwerden bei der 
Huldigung von 1740 zum Ausdruck gebracht worden ſind, dürfen 
nicht ſchlechtweg als die vox populi angeſehen werden, als die öffent⸗ 
liche Meinung überhaupt, ſondern als die Meinung einer privilegierten 
Klaſſe, der es um die Aufrechterhaltung ihrer privilegierten Stellung 
bange iſt. | 

Wir werden wohl ſchwerlich irre gehen mit der Vermutung, daß 
der Preis, um den Cocceji die Ritterſchaft der verſchiedenen Provinzen 
namentlich des Oſtens dazu gebracht hat, daß ſie die Juſtizſalarien⸗ 
gelder wenigſtens vorläufig übernahmen — aus der vorläufigen Über⸗ 
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nahme iſt dann übrigens, wie man wohl ſchon vorausſah, eine dauernde 
geworden —, daß der Preis dafür in der Ausſicht lag, die Cocceji 
ihr bei den vorausgehenden Verhandlungen und Beſprechungen eröffnet 
hatte, daß nach der Reform der Gerichts- und Prozeßverfaſſung die Be⸗ 
ſeitigung der Kammerjuſtiz und der Ausſchluß von Machtſprüchen des 
Monarchen in der Ziviljuſtiz erfolgen werde. Cocceji kannte ja den 
Grundſatz ſeines Königs, daß in den Gerichten die Geſetze ſprechen und 
der Monarch ſchweigen ſolle, und er hoffte auch, ihn in dem Punkt der 
Kammerjuſtiz mindeſtens zu einer ſo weitgehenden Beſchränkung zu be⸗ 
ſtimmen, daß den Wünſchen des Adels damit genug getan würde. In 
ſeinen Vorträgen beim König ſpielt immer das Argument eine Rolle, 
daß man zwar früher Grund gehabt habe, der Juſtiz zu mißtrauen, 
daß Aber nach der nun bewerkſtelligten Reform jeder Grund dazu fort⸗ 
gefallen ſei. Seine Juſtizreform hatte die Gerichtshöfe in den Pro⸗ 
vinzen vereinfacht durch Verſchmelzung der Hofgerichte mit den Re⸗ 
gierungen, ſie hatte die neuen Regierungen zwar noch nicht der alten 
Überreſte von Verwaltungsbefugniſſen entkleidet, aber fie hatte alle un⸗ 
nützen und untauglichen Elemente daraus entfernt, hatte die übrigen 
auf regelmäßige, auskömmliche Gehälter geſetzt, ſie von der Sportel⸗ 
ſucht geheilt, die Advokaten in ihre Schranken gewieſen, den Prokura⸗ 
toren die Gerichts ſtuben verboten; fie hatte die Provinzialgerichtshöfe 
durchweg, auch mit Einſchluß des Kammergerichts und des oſtpreußiſchen 
Tribunals, dem Oberappellationsgericht untergeordnet und einen regel⸗ 
mäßigen, überſichtlichen Inſtanzenzug mit drei Inſtanzen für den ganzen 
Staat eingerichtet, unter Ausſchluß der bisher üblichen Aktenverſendung 
an auswärtige Juriſtenfakultäten und Schöppenſtühle. Er hatte damit 
die Juſtiz erſt recht eigentlich in den Zuſammenhang der Behörden⸗ 
organiſation des Geſamtſtaats eingefügt und wollte ihr nun auch die 
Stellung geben, die ihr ſeiner Meinung nach im Staat gebührte. Bei 
ihm zuerſt wirkt das naturrechtliche Prinzip, nach dem der Staat in 
der Verwirklichung des Rechtsſchutzes ſeinen oberſten Zweck zu ſehen 
hat, auf die Praxis in Preußen ein; und man ſieht ſehr deutlich, wie 
die gründliche Reform der Gerichtsverfaſſung und des Prozeßverfahrens 
in ſeinen Augen die Vorbedingung zur Möglichkeit einer ſolchen Ein⸗ 
wirkung war. Sein Ziel war in der Hauptſache ſchon die Beſeitigung 
der Kammerjuſtiz, wenigſtens auf dem eigentlichen, an das Zivilrecht 
grenzenden Hauptgebiet. Er hat es ja aber nicht zu erreichen ver⸗ 
mocht. Der König ſah nicht, wie er, ausſchließlich im Rechtsſchutz den 
Zweck des Staates; er hatte daneben auch die Staatsnotwendigkeiten 
im Auge, die Wirtſchaft und Politik mit ſich brachten; die Erklärung 
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des Generaldirektoriums, daß bei einer Beſeitigung der Kammerjuſtiz 
Gefahr vorhanden ſein werde, daß die Etats nicht richtig erfüllt werden 
könnten, machte ihm Eindruck; und ſo hat er, nachdem er in der In⸗ 
ſtruktion von 1748 den Standpunkt Coccejis zuerſt akzeptiert hatte, 
nachher doch ein Kompromiß zwiſchen ſeinen Forderungen und denen 
des Generaldirektoriums vorgezogen, und daraus iſt das Reſſortregle⸗ 
ment von 1749 hervorgegangen, das nur eine ſchärfere und genauere 
Abgrenzung der Jurisdiktionsbefugniſſe zwiſchen Regierungen und 
Kammern enthielt, nach dem allgemeinen Grundſatz, daß alles, was 
statum oeconomicum et politicum angehe und in das interesse publi- 
cum einſchlage, vor die Kammern, alles übrige, rein Private, vor die 
Regierungen gehöre. Dabei war der Geſichtspunkt beſonders maßgebend 
geweſen, daß dem Adel kein Anlaß zu Klagen gegeben werden ſollte; 
in allen Streitigkeiten, bei denen ein Edelmann Partei war, mochte 
die Gegenpartei auch der Fiskus ſein, wurden die Regierungen, nicht 
die Kammern, für zuſtändig erklärt. Auf dieſe Weiſe war zwar nicht 
die ausgedehnte, faſt ausſchließliche Zuſtändigkeit der Regierungen in 
allen Streitſachen erreicht, die Cocceji als Ziel vorſchwebte, aber es 
war doch eine gerechtere, vernünftigere, wenn auch mehr praktiſch als 
rationell begründete Teilung der Gewalten zwiſchen den Juſtiz⸗ und 
den Verwaltungsbehörden hergeſtellt worden, wie ſie den tatſächlichen 
Zuſtänden entſchieden mehr entſprach als die Herrſchaft des Rechts in 
der Form ausſchließlicher Zuſtändigkeit der Regierungen auch in Ver⸗ 
waltungsprozeſſen. Zur Entſcheidung von Kompetenzkonflikten, die 
natürlich durch das Reſſortreglement nicht vollſtändig ausgeſchloſſen 
werden konnten, wurde eine unabhängige Immediat⸗Jurisdiktions⸗ 
kommiſſion errichtet, die aus Geheimen Finanzräten und Mitgliedern 
des höchſten Gerichtshofes zuſammengeſetzt war, aber weder vom General⸗ 
direktorium noch vom Obertribunal ſich in ihren Entſcheidungen be- 
einfluſſen laſſen ſollte. 

Es kam nun bloß noch darauf an, die Verwaltungsjuſtiz bei ét 
Kammern und beim Generaldireftorium mit einem Maximum von 
Garantien auch für den Rechtsſchutz der Privatleute auszuſtatten; denn 
bisher war das Hauptabſehen dabei mehr auf die Intereſſen und Not⸗ 
wendigkeiten der Verwaltung oder des Fiskus gerichtet geweſen, als auf 
den Schutz der Individualrechte der Untertanen. Dieſem Beſtreben iſt 
die Einrichtung der Kammerjuſtizdeputationen entſprungen, die zugleich 
mit den Anfängen der Carmerſchen Juſtiz⸗ und Prozeßreform 1782 er⸗ 
folgt iſt. Sie holte gewiſſermaßen für die Kammerjuſtiz nach, was 
für die Regierungen durch die Coccejiſchen Reformen geleiſtet worden 
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war; nur daß die neue Form des Inquiſitionsprozeſſes, wie fie Carmer 
allgemein zur Durchführung gebracht hatte, dabei maßgebend eingewirkt 
hat. Die Juſtiz wurde beſonderen, von den eigentlichen Kammer⸗ 
kollegien abgegliederten Deputationen übergeben, die zwar durch den 
Präfidenten, den Juſtitiar und den Departementsrat mit dem Kollegium 
zuſammenhingen, zum überwiegenden Teil aber aus rechtsgelehrten 
Mitgliedern zuſammengeſetzt waren und ganz in den ſonſt üblichen ge⸗ 
richtlichen und Prozeßformen verfahren ſollten; die Hauptſache aber 
war, daß ſie unter der Aufſicht des Juſtizdepartements ſtanden. Analog 
war auch die Appellations⸗ und Reviſionsinſtanz eingerichtet, die nur 
in einer loſen Verbindung mit dem Generaldirektorium ſtand und aus 
Richtern der oberſten Gerichtshöfe zuſammengeſetzt war. Freilich eine 
gewiſſe Einwirkung hatte das Generaldirektorium für ſich ſelbſt und 
auch für die Kammern dabei durchgeſetzt in allen Angelegenheiten, die 
von ſpeziell verwaltungsrechtlicher Art waren. Es handelte ſich auch 
hier um ein Kompromiß zwiſchen Juſtiz und Verwaltung. 

Die Bedeutung dieſer Einrichtungen liegt in dem Gedanken, daß 
auch die Kammerjuſtiz, alſo die von den Verwaltungsbehörden oder 
den ihnen angegliederten Organen ausgeübte Rechtspflege in ſtreitigen 
Verwaltungsſachen, unter die gleiche Juſtizkontrolle geſtellt werden ſollte, 
unter der die ordentlichen Gerichte ſtanden. Es handelt ſich nicht um 
eine Auslieferung der ſtreitigen Verwaltungsſachen an die ordentlichen 
Gerichte, ſondern um die Schaffung beſonderer Gerichtshöfe dafür, die 
freilich namentlich in der Unterinſtanz mit den Verwaltungsbehörden 
ſelbſt noch in einer engen organiſchen Verbindung ſtanden. Die Idee 
der Herrſchaft des Rechtes im Staat war alſo hier zu realiſieren ver⸗ 
ſucht worden nicht auf die Weiſe, die anfangs Cocceji im Auge ge⸗ 
habt hatte, und auf die auch Svarez ſpäter wieder zurückgekommen iſt, 
nämlich dadurch, daß der natürliche und praktiſche Unterſchied zwiſchen 
ſtreitigen Verwaltungsſachen und gewöhnlichen Rechtsſtreitigkeiten igno⸗ 
riert wurde und alle Prozeſſe, gleichviel ob ſie aus der Verwaltung 
oder aus dem Privatleben ſtammten, denſelben ordentlichen Gerichten 
zur Entſcheidung nach denſelben Normen überwieſen wurden, wobei 
immer die naturrechtliche Doktrin von der Einheit des Rechts und von 
dem alleinigen oder überwiegenden Rechtszweck im Staat zu Grunde 
lag, — ſondern vielmehr in der Weiſe, daß die oberſte Juſtizaufſicht, 
die dem König als dem Inhaber der richterlichen Gewalt zukam, von 
ihm durch die Vermittlung eines Großkanzlers und Chefminiſters der 
Juſtiz in gleichem Sinne und nach gleichen prozeſſualiſchen Geſichts⸗ 
punkten ebenſo über die Behörden ausgeübt wurde, die in Verwal⸗ 
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tungsſtreitſachen Recht zu ſprechen hatten, wie über die ordentlichen 
Gerichte, die zwar nicht prinzipiell, aber doch praktiſch in der Haupt⸗ 
ſache auf die gewöhnlichen zivilrechtlichen und ſtrafrechtlichen Prozeſſe 
beſchränkt ſein ſollten; denn das war doch praktiſch der Sinn des 
Reſſortreglements von 1749. Dabei ſteht das poſitive, hiſtoriſch er⸗ 
wachſene Verhältnis im Hintergrund, daß es der Monarch als Hort 
des Rechts und der Gerechtigkeit iſt, der die Jurisdiktionsbefugniſſe 
auf die verſchiedenen Behörden verteilt, und der die Innehaltung der 
Grenzen, die dabei feſtgeſetzt worden ſind, durch eine nach beiden Seiten 
hin ſachverſtändige, aber von keiner Seite, weder von dem Verwal⸗ 
tungs⸗, noch von dem Juſtizdepartement abhängige Immediat⸗Juris⸗ 
diktionskommiſſion als Organ einer unparteiiſchen Judikatur über die 
Kompetenzkonflikte überwachen läßt. Die Kammerjuſtizdeputationen 
und die ihnen übergeordneten verwaltungsgerichtlichen Inſtanzen wirken 
ſchon faſt wie unabhängige Gerichte: in den Privatſachen haben ſie 
ganz ohne Einmiſchung der Verwaltungsbehörden zu entſcheiden; in 
denen, welche das Finanz⸗ und Polizeiintereſſe ſtärker berühren und 
nur nach verwaltungsrechtlichen Grundſätzen entſchieden werden können, 
haben die Kammern und das Generaldirektorium zwar die Möglich⸗ 
keit, hemmend einzuwirken, wenn ſie die Intereſſen der Verwaltung 
für gefährdet erachten; aber eine endgültige Entſcheidung kann doch 
das Generaldirektorium auch im äußerſten Falle immer nur geben nach 
vorheriger Kommunikation mit dem Großkanzler. Darin lag aber 
mindeſtens, ſolange Friedrich der Große noch lebte, eine ſehr ſtarke 
Bindung des Generaldirektoriums, die vor bureaukratiſcher Willkür 
und fiskaliſcher Überſpannung ſicherte und den Schutz der Individual⸗ 
rechte in ganz anderer Weiſe verbürgte als es früher der Fall geweſen 
war, wo die Jurisdiktion der Verwaltungsbehörden doch mehr darauf 
berechnet geweſen war, den Verwaltungsakten den nötigen Nachdruck 
zu geben. Die oberſte Juſtizaufſicht des Königs machte ſich auch über 
Großkanzler und Generaldirektorium noch geltend. Die beim könig⸗ 
lichen Kabinett eingehenden Supplikationen der Untertanen, die ſich in 
ihrem Recht geſchädigt glaubten, boten dem König immer wieder Anlaß, 
ſich um die Juſtizpflege zu kümmern. Das Generaldirektorium durfte 
es nicht darauf ankommen laſſen, daß in einem ſolchen Falle feſtgeſtellt 
wurde, daß es im Widerſpruch gegen das Juſtizdepartement eben die 
Entſcheidung durchgeſetzt habe, über welche die Beſchwerde an den König 
eingelaufen war. Es mag ſein, daß ſpäter, als das Supplikations⸗ 
weſen und die königliche Juſtizaufſicht nicht mehr dieſelbe Bedeutung 
hatten, die Sicherung nicht mehr ſo unbedingt zuverläſſig war; wir 
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begegnen fräter der Anſicht, die doch nicht bloß von ſeiten des Juſtiz⸗ 
departements geäußert wurde, daß das Publikum kein rechtes Vertrauen 
zu der Kammerjuſtiz habe; freilich wird dabei zu fragen ſein, um 
welche Schichten des Publikums es ſich dabei handelte. Carmer fand, 
daß die Präſidenten und die Departementsräte doch immer noch einen 
zu großen Einfluß auf die Entſcheidungen der Kammerjuſtizdeputationen 
ausübten; Svarez wieder hat namentlich darauf hingewieſen, daß die 
Juſtitiarien, die den Fiskus zum Prozeß ermächtigten und ihn dabei 
inſtruierten, zugleich bei der gerichtlichen Behandlung der fiskaliſchen 
Prozeſſe eine maßgebende Rolle ſpielten. Namentlich dieſer letztere 
Übelftand leuchtet ja ein; aber es iſt die Frage, ob er ſich nicht durch 
eine leichte Veränderung in der Organiſation hätte beſeitigen laſſen. 
Statt deſſen hat Svarez daraus die Konſequenz gezogen, daß die 
Kammerjuſtiz überhaupt beſeitigt werden müſſe und hat damit das 
ganze Prinzip, auf dem unter Friedrich den Großen die gegenſeitige 
Abgrenzung der Kompetenz zwiſchen den Gerichten und den Verwal⸗ 
tungsbehörden beruht hatte, über den Haufen geworfen. 

Was er an die Stelle davon ſetzen wollte, das war die Herrſchaft 
des Rechts in der Form der Suprematie der Gerichtshöfe gegenüber den 
Verwaltungsbehörden. Es iſt das Prinzip, unter welches Löning die 
ganze Entwicklung des Verhältniſſes von Gerichten und Verwaltungs⸗ 
behörden in Preußen ſeit dem Anfang des 18. Jahrhunderts ſtellen 
will. Es iſt aber tatſächlich erſt ſeit 1797 in der Praxis durchgedrungen 
und hat es eigentlich über Teilerfolge nicht hinausgebracht, wie noch 
zu zeigen ſein wird. Gegenüber dieſem moniſtiſchen Prinzip, bei dem 
die Juſtiz im Staate herrſcht, entſprechend dem doktrinären naturrecht⸗ 
lichen Satz von dem ausſchließlichen oder überwiegenden Rechtszweck 
des Staates, hat das alte, auch unter Friedrich dem Großen beibehaltene 
und von ihm in der Richtung auf den Rechtsſtaat fortgebildete Prinzip 
einen mehr dualiſtiſchen Charakter, indem es die Selbſtändigkeit der 
Verwaltungsbehörden gegenüber den Gerichten wahrt, aber doch zugleich 
beide unter die Herrſchaft des Rechts und unter eine wirkſame Juſtiz⸗ 
aufſicht ſtellt. Die Trennung der obrigkeitlichen Gewalten war dabei 
mehr nach praktiſchen als nach begrifflich-rationalen Geſichtspunkten ge⸗ 
troffen; aber ſie entſprach dem ſpäteren franzöſiſchen Prinzip von der 
Trennung zwiſchen Juſtiz und Verwaltung, das ja die Revolution 
eigentlich aus dem ancien régime übernommen hat, viel mehr, als 
die völlige Beſeitigung der Kammerjuſtiz in dem neuoſtpreußiſchen 
Reſſortreglement von 1797. Und was die Organiſation der admi⸗ 
niſtrativen Gerichtsbarkeit betrifft, ſo dient es, glaube ich, zur ſchärferen 
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Charakteriſtik und vollen Würdigung der Einrichtungen von 1782, 
wenn man fie mit ben napoleoniſchen Einrichtungen von 1800 ver- 
gleicht. Es iſt ja hier und dort der aufgeklärte Deſpotismus mit ſeiner 
Tendenz, Recht und Staatsräſon miteinander zu verſöhnen, der ganz 
ähnliche Bildungen hervorgebracht hat. Die Kammerjuſtizdeputationen 
in ihrer Angliederung an die Kammern gleichen in auffallender Weiſe 
den Präfekturräten an der Seite der Präfekten; und die Oberinſtanzen 
der friderizianiſchen Rechtſprechung, Oberreviſionskollegium und Re⸗ 
viſionsdeputation, entſprechen der Funktion des Staatsrats, der ja in 
ähnlicher Weiſe dem erſten Konſul zugeordnet war, wie jene Gerichts⸗ 
behörden dem Generaldirektorium. Es war, meine ich, eine freilich 
noch un vollkommene Löſung des Problems des Rechtsſtaats, wie; fie 
dem Rahmen der abſoluten Monarchie ſich ganz natürlich anſchmiegte. 
Sie hätte in Preußen in konſequenter Fortbildung im Verfaſſungs⸗ 
ſtaat zu unſeren modernen Zuſtänden fortgebildet werden können, bei 
denen ja auch der dualiſtiſche Grundzug das Beherrſchende iſt und die 
Verwaltungsgerichtsbarkeit nicht den ordentlichen Gerichten, ſondern be⸗ 
ſonderen, in den unteren Inſtanzen mit der Verwaltung in organiſchem 
Zuſammenhang ſtehenden Behörden anvertraut worden iſt. Freilich 
wäre dann, wie im modernen Frankreich, der Umkreis der Verwaltungs⸗ 
gerichtsbarkeit noch erheblich weiter gezogen worden, als es bei uns 
der Fall iſt. Das von Svarez 1797 inaugurierte Prinzip, alle ſtreitigen 
Verwaltungsſachen den ordentlichen Gerichten anzuvertrauen, hat ſich 
als undurchführbar erwieſen; aber die Abgrenzung zwiſchen den ver⸗ 
waltungsrechtlichen und den gewöhnlichen zivil- oder ſtrafrechtlichen 
Sachen iſt doch dadurch dauernd beeinflußt worden, und zwar im Sinne 
einer Ausdehnung der ordentlichen, einer Einſchränkung der admini⸗ 
ſtrativen Gerichtsbarkeit. Der ſtärkere Reſpekt vor dem Privatrecht, 
der in der preußiſchen Staatsverwaltung ſteckt, begründet einen wefent⸗ 
lichen Unterſchied gegenüber der franzöſiſchen. Er iſt zum Teil in 
dem ſtärkeren Einfluß. naturrechtlicher Doktrinen in der Zeit des All⸗ 
gemeinen Landrechts begründet; aber er wurzelt doch nicht bloß in 
einer Vorliebe für Ideologien, die man dem deutſchen Geiſte zuſchreiben 
mag, ſondern vor allem auch in der hiſtoriſchen Tatſache, daß der 
preußiſche Staat bei ſeinem Entſtehen bereits eine feſte Rechtsordnung 
im deutſchen Reiche vorfand, die er anerkennen mußte, wenn er auch nicht 
umhin gekonnt hat, ſie zu modifizieren, ſie mit ſeinem eigenen Weſen 
in Einklang zu bringen und ſchließlich mit dem Stempel der ſtaatlichen 
Autorität zu beglaubigen. Immerhin aber war hier, und ſo auch in den 
deutſchen Territorialſtaaten überhaupt, das bürgerliche Recht dem Staat 
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gegenüber eine viel ſtärkere Macht als in Frankreich, wo es mehr mit 


dem Staat zugleich und mit der Monarchie erwachſen iſt; auch die 
Neigung zur Bildung von Kollegialbehörden in Deutſchland gegenüber 
den franzöſiſchen Intendanten und Präfekten beruht auf dieſer ſtaats⸗ 
pſychologiſchen Grundlage. 

| Der Grund gegen eine Befeitigung der beſonderen Verwaltungs- 
gerichtsbarkeit, der früher in der mangelhaften Beſchaffenheit der Ge⸗ 
richtsbehörden gelegen hatte, war ſeit der Coccejiſchen Juſtizreform nicht 
mehr berechtigt. Ein anderer Grund aber dauerte fort, der mit jenem 
zuſammenhing: das iſt eben der Mangel eines Ausgleichs zwiſchen 
Recht und Staat überhaupt. Das Naturrecht vertrat ja die Anſicht, 
daß das Recht vor dem Staat da ſei, daß der Staat ſelbſt auf einem 
Rechtsakt beruhe; aber das poſitive Recht zeigte doch auf Schritt und 
Tritt, daß das Recht erſt durch den Staat ſeine Kraft und Geltung 
erlange, daß es vom Staat geſetzt und abgeänÿert werden kann und 
daß es ohne den Staat kraftlos wird und abſtirbt. Man war ſich 
damals noch nicht klar darüber, daß Staat und Recht ſich miteinander 
entwickeln, daß ſie normalerweiſe ineinander leben und ſich gegenſeitig 
bedingen. Aber man fühlte ſehr deutlich die Mängel, die ſich aus 
einem Zuſtand ergaben, wo die gegenſeitige Durchdringung und Aus⸗ 
gleichung zwiſchen Staat und Recht eine mangelhafte und unvoll⸗ 
kommene war. Der abnorme Gang der Staatsbildung und der Rechts⸗ 
entwicklung in Deutſchland hat in den größeren zuſammengeſetzten 
Territorialſtaaten des 17. und 18. Jahrhuͤnderts dieſen Mangel und 
dieſe Unvollkommenheit im ſtärkſten Maße zur Erſcheinung gebracht. 
Hier war ein großer Geſamtſtaat in der Bildung begriffen, der eine 
ausgeſprochen eigenartige Individualität beſaß, aber mit ſeinem Rechts⸗ 
leben teils noch in dem allgemeinen Boden des Reiches, teils in dem 
der einzelnen Territorien ſtecken geblieben war, aus denen er ſich zu⸗ 
ſammenſetzte. Dazu war das gemeine Recht, das zu Grunde lag, ein 
jus incertum, das von Kontroverſen wimmelte, und das in der Rechts⸗ 
pflege längſt als unzulänglich und reformbedürftig empfunden wurde. 
Seit dem Anfang des 18. Jahrhunderts war dann auch die Forde⸗ 
‚rung, nach einem allgemeinen preußiſchen Landrecht aufgetreten, aber 
auch Cocceji hat ja ſchließlich dieſe Forderung nicht zu befriedigen ver⸗ 
mocht. Die Schaffung eines Allgemeinen Landrechts aber war das 
Symbol für den Ausgleich von Staat und Recht, ohne den von einer 
Herrſchaft des Rechts im Staate eigentlich keine Rede ſein konnte. Es 
iſt kein Zufall, daß erſt nach der Löſung dieſer großen Aufgabe die 
naturrechtliche Jurisprudenz, die ja zugleich jetzt ſtaatlich, JOIN ge= 
Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXXII. 2. 


\ 


! | 4 


412 Otto Hintze | [130 


worden war, von neuem das Ziel ins Auge faßte, die Kammerjuſtiz 
ebenſo wie die Machtſprüche au. befeitigen, und daß es der Schöpfer 
des Preußiſchen Landrechts geweſen iſt, der mit dem neuoſtpreußiſchen 
Reſſortreglement von 1797 Breſche in das alte Syſtem der gegen⸗ 
ſeitigen Abgrenzung der Jurisdiktion von Verwaltungs⸗ und Juſtiz⸗ 
behörden gelegt hat. 


II. Die Einrichtung der Kammerjuſtizdeputationen 1782 


Ÿ fiber die Einrichtung der Kammerjuſtizdeputationen unterrichtet 
die Darſtellung von Löning nicht ſo gründlich, wie es in den übrigen 
Teilen des Buches der Fall iſt. Löning hat dieſen wichtigen Abſchnitt 
lediglich nach den Akten des Generaldirektoriums dargeſtellt, die ihm 
allein zur Verfügung ſtanden. Die entſprechenden Akten des Juſtiz⸗ 
miniſteriums ſind erſt neuerdings an das Geheime Staatsarchiv ab⸗ 
gegeben worden. Ich habe ſie ſtudiert und mit denen des General⸗ 
direktoriums verglichen und komme auf Grund dieſer Forſchung zu 
einem etwas anderen Bild von dem Hergang bei der Entſtehung des 
Regulativs vom 13. Februar 1782. : 

Vor allem tritt die Initiative Carmers dabei ehe zurück. In 
den Akten des Generaldirektoriums befindet ſich ein „Promemoria“ 
Carmers, das vom 21. September 1781 datiert iſt und einen voll⸗ 
ſtändigen Entwurf zum Regulativ über die Kammerjuſtizdeputationen 
enthält, wie es den Abſichten des Juſtizminiſterb entſprach. Löning 
nimmt es zum Ausgangspunkt der Reformverhandlungen und ſieht 
darin das von langer Hand her vorbereitete Programm des Juſtiz⸗ 
miniſteriums, wenn er auch Carmer ſelbſt nicht als den Verfaſſer an⸗ 
ſehen zu können glaubt. Dieſes Schriftſtück wird mit einem Schreiben 
Carmers vom 21. November dem Generaldirektorium überſandt als 
Grundlage des zu vereinbarenden und vom Könige zu genehmigenden 
Geſetzes. Das Datum des 21. September hat Löning eben dazu ge⸗ 
führt, anzunehmen, daß Carmer damals ſchon einen fertigen Plan zur 
Regelung dieſer Frage in ſeinem Schubfach gehabt habe, was mit den 
ſonſt überlieferten Tatſachen gar nicht recht zuſammenſtimmen will; 
und ſein Verſuch, dieſe Unſtimmigkeiten zu überwinden, hat ihn zur 
Konſtruktion von Zuſammenhängen geführt, die vor einer unbefangenen 
Kritik nicht beſtehen können. Er nimmt an, daß Carmer, mit dieſem 
Plan in petto, ſich vom König die Aufſicht über die Kammerjuſtiz 
habe übertragen laſſen, daß er dann aber in der entſcheidenden Kon⸗ 
ferenz mit dem Generaldirektorium am 10. November vergeſſen habe, 
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das Promemoria mitzubringen und vorzulegen, daß er vielmehr, ab- 
gearbeitet und übermüdet, in dieſer Konferenz den Vorſchlägen des 
Generaldirektoriums zugeſtimmt habe, die denen des Promemoria in 
wichtigen Punkten diametral entgegengeſetzt waren, daß er dann am 
nächſten Tage ſeine Zuſtimmung mit Berufung auf ſeine Ermüdung 
zurückgenommen und erſt am 21. November dem Generaldirektorium 
jenes Promemvria vom 21. September überſandt habe. 

Ich glaube nun behaupten zu dürfen, daß das Datum des 
21. September, das ſich unter dem Promemoria in den Akten des 
Generaldirektoriums findet, ſo klar und deutlich es auch geſchrieben iſt, 
nicht ſtimmen kann. Ich halte dieſes Datum einfach für einen Schreib⸗ 
fehler der Kanzlei, den der unterzeichnende Miniſter nicht bemerkt hat. 
Es ſollte 21. November heißen. Das wird ſchon nahegelegt durch das 
begleitende Schreiben von dieſem Datum. In dieſem iſt mit keinem 
Wort die Rede davon, daß das Promemoria älter ſei als die Kon⸗ 
ferenz vom 10. November, älter alſo, als die Vorſchläge des General⸗ 
direktoriums. Im Gegenteil, bei ungezwungener Interpretation kann 
man die Worte dieſes Schreibens nur ſo verſtehen, daß das Prome⸗ 
moria eben damals erſt ad hoc entworfen worden iſt. Der Miniſter 
ſagt nämlich, nachdem er ſeine von dem Plan des Generaldirektoriums 
abweichende Meinung auseinandergeſetzt hat: „In dieſer Rückſicht habe 
ich das hier beigehende Promemoria entworfen“ uſw. Dieſelbe Auf⸗ 
faſſung ergibt ſich, wenn man den Inhalt des Promemoria mit dem 
des Protokolls vom 10. November vergleicht. Eines nimmt offenbar 
auf das andere Bezug. Dieſelben Gedanken, dieſelben Worte und 
Wendungen kehren hier und dort wieder! Entweder das Protokoll 
vom 10. November iſt mit Rückſicht auf das Promemoria entworfen 
oder umgekehrt; und da nachweislich bei der Konferenz das Promemoria 
keine Rolle geſpielt hat, bleibt nichts übrig als anzunehmen, daß das 
Promemoria entworfen worden iſt mit Kenntnis und im Hinblick auf 
das Protokoll vom 10. November. Es kann dann alſo nicht vom 
21. September ſein, ſondern gehört in die Zeit nach der Überſendung 
des Protokolls an das Juſtizdepartement (13. November). Und ſehen wir 
nun in die Akten des Juſtizminiſters ſelbſt, die Löning noch nicht ge⸗ 
habt hat, ſo finden wir unſere Vermutung vollends beſtätigt. Da 
haben wir das Konzept des Promemoria; wir ſehen es gewiſſermaßen 
entſtehen, unter zahlreichen Korrekturen, Einſchüben, Streichungen, Ver⸗ 
änderungen. Es iſt freilich nicht beſonders datiert; aber es iſt von 
derſelben Hand, die auch das Konzept des Schreibens vom 21. November 
entworfen hat — es iſt die von Svarez —; es folgt in den Akten, 
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die ſchon in alter Zeit geheftet worden ſind, unmittelbar auf das Kon⸗ 
zept dieſes Schreibens; das Papier, die Tinte, der Duktus der Schrift, 
alles iſt genau dasſelbe; die Beilage (das Promemoria) trägt im 
Rubrum kein beſonderes Datum; aber beide Stücke, das Konzept des 
Schreibens wie das Konzept des Promemoria, ſind mit demſelben 
Duktus der Hand und derſelben Tinte von Carmer mit ſeinem großen C 
und der beigefügten Zahl des Monatsdatums 22 gezeichnet; das iſt: 
„22. November“, wie es dem im Rubrum des Schreibens enthaltenen 
Datum des 21. November entſpricht. Zum Überfluß ſteht am Rande 
die Kanzleinotiz: „Gratis mundirt 23. Nov.“. Wie der Irrtum der 
Kanzlei entſtanden iſt, vermag ich nicht anzugeben. Es kommt wohl 
vor, daß November in abgekürzter Schrift als pbris bezeichnet wird 
und das könnte zur Verwechſlung mit dem Iten Monat, dem Sep⸗ 
tember, führen. Aber das vorliegende Konzept gibt keinen Anlaß dazu. 
An eine abſichtliche Zurückdatierung möchte ich nicht denken, obwohl es 
ja unter Umſtänden, wie die Dinge damals lagen, von Gewicht hätte 
ſein können, wenn man auf einen älteren Plan des Juſtizminiſteriums 
hätte verweiſen können. Die Annahme einer derartigen Abſicht findet 
jedenfalls, wie ſchon erwähnt, in dem begleitenden Schreiben gar keine 
Stütze. Jedenfalls ſteht es für jeden, der mit dem Aktenweſen da⸗ 
maliger Zeit vertraut iſt, außer Frage, daß das Promemoria, obwohl 
es ſelbſt kein Datum trägt, zur gleichen Zeit, ich möchte ſagen, am 
ſelben Tage, entſtanden iſt wie das begleitende Schreiben vom 
21. November. ur | | 

Die Kanzleiverhältniſſe lagen für das Juſtizminiſterium damals 
eigentümlich. Es hatte keine eigene Kanzlei wie etwa das General⸗ 
direktorium. Es war überhaupt noch keine abgeſonderte, für ſich be⸗ 
ſtehende Behörde. Man ſprach zwar ſchon vom „Juſtizminiſterium“; 
auch der Berliner Adreßkalender, der damals zugleich noch Staatshand⸗ 
buch war, führt die Behörde unter dieſem Titel auf. Aber im Grunde 
bildete eigentlich Carmer, der Ministre chef de justice, mit ſeinen drei 
Kollegen, denen er keineswegs übergeordnet war (Münchhauſen, Dörn⸗ 
berg, Zedlitz) nur ein beſonderes Departement des alten Geheimen 
Stagtsrats, zu dem auch das Kabinettsminiſterium, das Departement 
der auswärtigen Angelegenheiten gehörte, und ſo war das Juſtiz⸗ 
departement auch immer noch auf die gemeinſame Kanzlei dieſer Be⸗ 
hörde angewieſen. Aus den Räumen des alten Geheimen Staatsrats 
iſt aber mit Carmer das Juſtizminiſterium allmählich herausgewachſen. 
Carmer wohnte ſeit ſeiner Berufung nach Berlin (1780) in einem 
großen Hauſe am damaligen Platz vor dem Königstor (es ſteht noch 
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heute am Alexanderplatz), und dort hatte er auch ſeinen Mitarbeiter 
Svarez untergebracht, den er ſich von Breslau mitgebracht hatte. Svére 
war verheiratet, aber kinderlos, und fand wohl leicht Platz in dem 
großen Gebäude, das ſicher auch ein Bureau mit einem oder mehreren 
Schreibern enthielt. Stölzel hat ausführlicher darüber gehandelt !). 
Vortragende Räte gab es damals bei dem Juſtizminiſterium noch nicht, 
ebenſowenig wie Kanzlei und Regiſtratur. Der Adreßkalender führt 
den Geheimen Rat Svarez nur als Mitglied der Geſetzkommiſſion auf, 
die nur einen Tag in der Woche Sitzung hielt; dieſer Behörde ge⸗ 
hörte auch der Bureauvorſteher Carmers an (Steindamm). Carmer 
hatte alſo ſeinen vortragenden Rat und ſein beſonderes Bureau bei 
ſich in ſeinem Hauſe. Sein intimes Zuſammenarbeiten mit Svarez 
vollzog ſich in einer Art von häuslicher Gemeinſchaft. ; 

Aus den Akten des Juſtizminiſteriums ergibt fih nun auch mit 
ſinnfälliger Deutlichkeit die bedeutende Rolle, die Svarez auch in dieſer 
Angelegenheit der Kammerjuſtiz geſpielt hat. Der vortragende Rat 
des Miniſters iſt zugleich der Konzipient faſt aller Schriftſtücke, die 
zwiſchen ihm und dem Generaldirektorium in dieſer Angelegenheit ge⸗ 
wechſelt worden ſind. Auch einen expedierenden Sekretär gab es beim 
Juſtizminiſterium noch nicht. Das Verhältnis von Carmer und Svarez 
wird zwar auf Grund der Ausſagen von Arbeitsgenoſſen beider im all⸗ 
gemeinen ſo aufgefaßt, daß Carmer ſich keineswegs mit einer formalen 
Leitung der Reformangelegenheiten begnügt hat, daß er nicht nur den 
ſtetigen Willen, die Taktik und den Einfluß des Staatsmanns hinzu⸗ 
gebracht hat, ſondern daß auch die eigentlich leitenden Gedanken von 
ihm kamen und Svarez mehr der geſchickte und unermüdliche, kongeniale 
Gehilfe war, der die ſchwierige Detailarbeit ausführte; aber in dieſer 
Angelegenheit der Kammerjuſtiz ſcheint es doch mehr Svarez geweſen 
zu ſein, der bei den Verhandlungen das Heft in der Hand hazte und 
ihnen die entſcheidende Wendung gab. Löning hat von ſeinem Anteil 
an dieſen Geſchäften noch nichts gewußt; aus den Akten des General⸗ 
direktoriums iſt er natürlich nicht zu erſehen, und ſo nahe auch eine 
dahingehende Vermutung lag, ſo hat Löning doch vorſichtig vermieden, 
eine ſolche zu äußern, weil er keine Unterlage dafür hatte. Auf Grund 
der Akten des Juſtizminiſteriums können wir aber wohl Svarez als 
den eigentlichen Vorkämpfer in dem Streit um die Kammerjuſtiz be⸗ 
zeichnen; Carmer war nur formell der dominus negotii. 

Den Ausgangspunkt der Reform bildet eine Kabinettsorder vom 
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3. November 1781, die dem Großkanzler die Juſtizaufſicht über alle 
abgeſonderten Gerichte, unter anderem auch über die Kammerjuſtiz, 
überträgt. In den einſchlägigen Akten des Generaldirektoriums, die 
Löning allein benutzt hat, befindet ſich dieſe Kabinettsorder natürlich 
nur in der Faſſung, in der ſie an das Generaldirektorium abgegangen 
iſt, und aus dieſer erſieht man nicht, ob der König hier aus eigenem 
Antriebe handelt, oder ob Carmer dieſe königliche Entſchließung her⸗ 
vorgerufen hat. Löning hat ſich dabei beruhigt. Auch aus den ent⸗ 
ſprechenden Akten des Juſtizminiſteriums, die Löning nicht eingeſehen 
hat, ergibt ſich nichts Näheres; wir ſehen aber hier ſchon, daß in der 
entſprechenden Kabinettsorder von Carmer noch mehr geſtanden hat; 
die Akten geben hier nur einen abſchriftlichen Auszug der Stelle, die 
für ihren beſonderen Gegenſtand in Betracht kommt. Die Kabinetts⸗ 
regiſtratur, ſonſt immer eine Quelle erſten Ranges, die Löning freilich 
nicht herangezogen hat, verſagt leider für den Verkehr des Königs mit 
Carmer und die Fragen der zweiten Juſtizreform vollkommen; während 
wir ſeine Korreſpondenz mit Cocceji, Jarriges und anderen Juſtiz⸗ 
miniſtern in wünſchenswerter Vollſtändigkeit erhalten haben, fehlt die 
mit Carmer, ſeitdem er Schleſien verlaſſen hatte, ganz. Es iſt wahr⸗ 
ſcheinlich eine Folge der weit minder umſichtigen und ſorgfältigen Ver⸗ 
wahrung der königlichen Kabinettspapiere, die ſeit dem Tode Eichels 
( 1768) zu bemerken iſt, und über die auch der König ſelbſt gelegent⸗ 
lich geklagt hat. Nur die ſogenannte Minütenſammlung, das „Regiſtrum“ 
des königlichen Kabinetts, tritt hier in die Lücke. Sie weiſt unter 
dem 3. November 1781 neben andern Kabinettsorders gleichen Inhalts 
an das Generaldirektorium, an das Akziſegericht, an das Tabaksgericht, 
eine Kabinettsorder an Carmer auf, in der der König auf einen Bericht 
vom 2. November Bezug nimmt, in welchem der Miniſter ihm die Mängel 
der preußiſchen Gerichtsverfaſſung und ſeine Vorſchläge zur Beſſerung vor⸗ 
getragen hatte. Er billigt dieſe Vorſchläge durchweg, und daran ſchließt 
ſich dann der Auftrag hinſichtlich der Aufſicht über die Kammerjuſtiz. 
Es handelt ſich alſo um die Juſtizviſitation in Oſt⸗ und Weſtpreußen, 
die Carmer mit ſeinen Gehilfen, unter ihnen Svarez, im Herbſt 1781 
vorgenommen hat; und über dieſe werden wir durch ein Aktenſtück 
informiert, das auch den vom König angezogenen Bericht Carmers 
vom 2. November 1781 enthält (R. 84 X). Es iſt, wie zu erwarten, 
ganz von der Hand des Geheimen Rats Svarez entworfen, und zwar, 
wie die vielen Korrekturen, namentlich am Ende, beweiſen, unter 
mancherlei Zweifeln und Schwanken. 

Dieſer Bericht enthält nun — worauf hier nicht näher einzugehen 
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iſt — eine ausführliche kritiſche Darſtellung der Gerichtsverfaſſung und 
Rechtspflege in Oſt⸗ und Weſtpreußen, ſowie Vorſchläge zu einer durch⸗ 
greifenden Reorganiſation des Gerichtsweſens in dieſen Provinzen, in 
der Hauptſache nach dem Muſter von Schleſien, das Carmer und Svarez 
immer und überall vor Augen ſchwebt. Sodann aber folgt — und 
hier eben ſtockt die Feder des Konzipienten oftmals — ein Paſſus, 
der weitergreift: „Da aber in neueren Zeiten — heißt es — nicht 
nur in Preußen, ſondern auch in den übrigen königlichen Landen ver⸗ 
ſchiedene Branchen von der Juſtiz weggezogen und andern Collegiis 
übergeben worden, welche ſich von der Aufſicht der Juſtiz eximiren, 
wohin gehörig find: die Acciſegerichte, die Tobaksgerichte, die Kammer⸗ 
juſtiz und dahin gezogene Juſtizämter, Appellations⸗ und Reviſions⸗ 
collegia, imgleichen die Admiralitätsgerichte, die Wettegerichte und 
andere mehr, ſo muß allerhöchſtem Gutfinden anheimgeſtellt werden, 
wie dieſe Collegia dirigirt und in Ordnung gehalten werden ſollen, 
mit der pflichtmäßigen Anzeige: daß eben über dergleichen Collegia 
die meiſten Beſchwerden bei den damaligen Viſitationen eingekommen 
ſind.“ 

Darauf ergeht nun in der Kabinettsorder vom 3. November 1781 
die Erklärung des Königs, es ſei ſeine Intention, daß Carmer darüber 
ebenfalls die Aufſicht haben ſolle, damit dieſe Gerichte ebenfalls über⸗ 
ſehen und in Ordnung gehalten werden könnten; und dieſe königliche 
Willensmeinung wird dann zugleich den beneffenden Behörden durch 
Kabinettsorder vom gleichen Datum mitgeteilt. Wenn wir den 
weiteren Verlauf der Angelegenheit in Betracht ziehen, ſo werden wir 
wohl kaum zweifeln dürfen, daß es Svarez geweſen iſt, der den Anſtoß 
zu dieſer Willenserklärung des Königs gegeben und damit den Stein 
ins Rollen gebracht hat. 

Bis zu dieſer Kabinettsorder war anſcheinend noch gar nichts in 
der Frage der Kammerjuſtiz von Carmer veranlaßt oder vorbereitet 
worden. Infolge dieſer Kabinettsorder ſchlug er den Miniſtern des 
Generaldirektoriums eine Konferenz in deren Räumen vor, die dann 
am 10. November gehalten worden iſt und die ſchon angedeutete merk⸗ 
würdige Wendung nahm. 

Zu dieſer Konferenz iſt Carmer offenbar ohne einen feſten Plan 
gegangen; und es iſt die weſentlichſte Abweichung meiner Auffaſſung 
von der Lönings, daß es nicht der Großkanzler, ſondern das General⸗ 
direktorium geweſen iſt, das in der Frage der Kammerjuſtiz zunächſt 
die Führung übernommen hat. Von den in Betracht kommenden 
Miniſtern — Blumenthal, Schulenburg, Gaudi, Werder — wird man 
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keinem hierbei die geiſtige Leitung zuſchreiben wollen; der eigentliche 
Spiritus rector war vielmehr der Juſtitiarius des Generaldirektoriums, 
der Geh. Finanzrat Wloemer, der auch in der Konferenz das Protokoll 
geführt hat; ſeine Konzipientenfeder erſcheint ſpäter in dem großen 
Schriftenkampf zwiſchen Generaldirektorium und Juſtizminiſterium gegen⸗ 
über der von Svarez in Ausführungen von gleicher Wucht und Schärfe; 
Wloemer und Svarez — das ſind die beiden Männer, zwiſchen denen 
damals der Kampf um die Kammerjuſtiz geführt wordhn iſt; denn zu 
einem ſolchen Kampf wuchs die Frage der SUN des Großkanzlers 
über die adminiſtrative Juſtiz bald aus. 

Der Plan des Generaldirektoriums ging dahin, gewiſſe Be⸗ 
ſtimmungen mit dem Großkanzler zu vereinbaren, durch die dem könig⸗ 
lichen Befehl wegen der Aufſicht, die dieſer über die Kammerjuſtiz 
führen ſollte, Genüge geleiſtet werden ſollte, ohne daß doch der Einfluß 
der Verwaltungsbehörden dabei zu ſtark eingeſchränkt wurde; und es 
hat vermocht, in der Konferenz vom 10. November den Großkanzler 
für dieſen Plan in der Hauptſache zu gewinnen. Die Beſtimmungen 

des Reſſortreglements vom 19. Juli 1749 ſollten die Grundlage der 
Grenzregulierung zwiſchen Gerichten und Verwaltungsbehörden bilden. 
Als den Hauptpunkt ſah man die Befolgung der neuen Prozeßordnung 
mit der Inquiſitionsmaxime und der Trennung von Inſtruktion und 
Entſcheidung auch bei der Kammerjuſtiz an; es war die Meinung, daß 
ſich die Juſtizaufſicht des Großkanzlers vornehmlich auf dieſen Punkt 
richten müſſe. Deswegen ſollten beſondere Juſtizdeputationen bei den 
Kriegs⸗ und Domänenkammern gebildet werden, die in ihrem Kern 
aus dem Juſtitiarius der Kammer (oder auch aus mehreren Juſtitiarien, 
wo ſie vorhanden waren) und aus zwei neuen bei jeder Kammer an⸗ 
zuſtellenden Aſſiſtenzräten beſtehen ſollten — Aſſiſtenzräten im Sinne 
der neuen Prozeßordnung Carmers, die ja die Advokaten überflüſſig 
machen wollte und dem Richter bei der ſelbſttätigen Erforſchung der 
Wahrheit im Rechtsſtreit eben in den Aſſiſtenzräten Gehilfen zur 
Führung der Unterſuchung, zur Inſtruktion des Prozeſſes beigeben 
wollte, die alſo die Sache bis zum Spruch vorzubereiten hatten. Neben 
dieſen Juſtizperſonen war aber noch der Departementsrat der Kammer 
zuzuziehen, d. h. der Kriegs⸗ und Domänenrat, in deſſen Departement 
oder Dezernat die ſtreitige Angelegenheit gehörte, und der im Plenum 
der Kammer darüber zu referieren hatte; da er häufig auf Reiſen 
war, ſo ſollte an ſeiner Stelle auch der Korreferent oder ſonſt ein ſach⸗ 
verſtändiger Rat der Kammer deputiert werden dürfen. Den Vorſitz 
der Deputation aber ſollte der Präſident der Kammer oder einer der 
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beiden Direktoren führen. Die Aſſiſtenzräte beſorgen die Inſtruktion 
des Prozeſſes; die Deputation im ganzen faßt dann das Urteil ab, 
aber nur in Form eines Gutachtens für das Plenum der Kammer. 
Die Kriegs⸗ und Domänenkammer fällt auf Grund dieſes Urteils, das 
der Juſtitiar vorträgt, die eigentliche Entſcheidung und unterſchreibt 
alle Urteile. Sie behält alſo ihre Gerichtsbarkeit im vollen Umfange, 
und ſie ſelbſt unterliegt in dieſer ihrer rechtſprechenden Tätigkeit der 
Aufſicht des Großkanzlers nicht; dieſe Aufſicht erſtreckt ſich nur auf die 
Vorgänge in der Juſtizdeputation, die deswegen auch eine ganz ab⸗ 
geſonderte Regiſtratur erhalten ſoll. Aber nicht nur die Urteilsgewalt 
behält die Kammer in der Hand, ſondern auch die Entſcheidung darüber, 
ob überhaupt der Rechtsweg in dieſer Form eines Prozeſſes bei der 
Deputation eröffnet werden ſoll. Alle Sachen, die bei der Deputation 
bearbeitet werden, müſſen ihr von der Kammer zugewieſen werden; 
was die Kammer in ſtreitigen Sachen, die ſie nicht zum Prozeß ver⸗ 
weiſt, verhandelt und verfügt, entzieht ſich ganz und gar der Aufſicht 
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des Juſtizdepartements. Iſt ein rechtskräftiges Urteil ergangen, jo er- 
folgt die Vollſtreckung durch die Kammerjuſtizdeputation. Aber auch 
hierbei hat ſich die Verwaltungsbehörde eine weitgehende Freiheit ge⸗ 
wahrt. Der Kammer ſoll unbenommen bleiben, durch Suspenſion der 
Exekution oder durch gewiſſe Modifikationen dabei von der vorgeſchriebenen 

Rechtsordnung abzugehen, und auch dieſe Verfügungen der Kammer 
entziehen ſich der Juſtizaufſicht des Grofßfanzlers. Die Juſtizviſita⸗ 
tionen, die Juſtizmandate und alle ſonſtigen Akte der Juſtizaufſicht 
gehen lediglich auf die Handlungen der Kammerdeputation. 

Carmer hatte Anſtoß genommen an der bisherigen Form der 
Supplikation bei der Kammerjuſtiz, die einen Rekurs an das General⸗ 
direktorium darſtellte und darin beſtand, daß die ſeit 1772 zu einem 
feſten Kollegium umgebildete Reviſionskommiſſion, die aus Mitgliedern 
des Kammergerichts beſtand, die jetzt ſogenannte Oberreviſionskommiſſion, 
ein rechtliches Gutachten in Form eines Urteils dem Generaldirektorium 
unterbreitete, das dieſem zur Grundlage ſeiner Entſcheidung diente. 
Das ſtimmte nicht mit den Grundſätzen der allgemeinen Prozeßordnung, 
die überall drei Inſtanzen vorſah, von denen die zweite als Appella⸗ 
tion, die dritte als Reviſion bezeichnet wurde. Man einigte ſich nun 
dahin, daß aus der Supplikation — die ein außerordentliches Rechts⸗ 
mittel war — eine regelrechte Appellation werden ſollte, und daß dieſe 
an ein ſogenanntes Oberappellationsgericht für Kammer⸗ und Finanz⸗ 
juſtiz gehen ſollte. Bei Sachen, die von den Domänenjuſtizämtern 
kamen, und bei der Kammer in zweiter Inſtanz entſchieden worden 
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waren, ſollte dies Oberappellationsgericht als dritte, Reviſtonsinſtanz, | 
fungieren; es fällt aber nach wie vor kein endgültiges Appellations⸗ 
oder Reviſionsurteil, ſondern ſendet ſeinen Urteilsentwurf ſamt den 
Akten dem Generaldirektorium zum Spruch zu. Wenn aber die 
Kammer in erſter Inſtanz geſprochen hat, geht die Reviſion von dem 
Appellationsurteil an das Obertribunal, das aber nur modo com- 
missionis, an ſtelle des Generaldirektoriums alſo, das Urteil fällt. 
Hier, wie auch bei dem Oberappellationsgericht, kann das General- 
direktorium ſich durch einen Sachverſtändigen vertreten laſſen. 

Den Vorſchlag der Kammerjuſtitiarien beim König behielt das 
Generaldirektorium ſich vor; es wird nur zugeſtanden, daß ſie bei der 
juriſtiſchen Oberexaminationskommiſſion geprüft fein müſſen. In die 
Aufſicht über die Domänenjuſtizämter und die Anſtellung der Amts⸗ 
juſtitiare teilen ſich Juſtiz und Verwaltung. Zur Verhütung von Kon- 
flikten war dabei ſchon früher eine Vereinbarung getroffen worden, bei 
der es ſein Verbleiben haben ſollte: daß zum ſpeziellen Reſſort der 
Juſtizkollegien gehören ſoll alles, was die jura privata der Eingeſeſſenen 
angeht, zum Reſſort der Kammern aber alles, was zur Kammer ge: 
hört und unter der geſchäftlichen Leitung der Kammer ſteht, ſamt den, 
Stempel⸗ und Sportelſachen, ſoweit fie als reine Kaſſenſachen erſcheinen. 
Der Juſtitiarius des Amts wird nach wie vor von der Kammer be⸗ 
ſtellt, muß aber die in der Gerichtsordnung vorgeſchriebene Qualifikation 
beſitzen und von einem Deputierten des Juſtizkollegiums wie der 
Kammer examiniert ſein. | 

Es iſt gewiß auffallend, daß Carmer den Vorſchlägen des General- 
direktoriums zugeſtimmt und ſich auf der Baſis dieſer Grundſätze mit 
ihm verſtändigt hat. Hätte er den Plan, den er ſpäter aufſtellte, 
bereits damals im Kopfe gehabt, ſo wäre dieſes Verhalten ganz un⸗ 
verſtändlich. Man muß annehmen, daß ihm erſt allmählich die Be⸗ 
deutung der Frage klar geworden iſt, und dabei wird der Rat von 
Svarez die ausſchlaggebende Bedeutung gehabt haben. Gleich am 
folgenden Tage (11. November) bereitet ein Schreiben von Carmer 
an den älteſten Miniſter des Generaldirektoriums, Herrn v. Blumen⸗ 
thal, eine Schwenkung des Großkanzlers vor. Es beginnt mit den 
Worten, die auch Löning ſchon hervorgehoben hat: „Da, wie Eure 
Excellenzien ſelber wahrgenommen, mein durch die Ofenwärme ver⸗ 
urſachter Schwindel und Kopfſchmerzen gegen das Ende unſerer 
Konferenz dergeſtalt überhand genommen, daß ich faſt gar nicht 
mehr zu denken und zu reden im Stande geweſen, ſo habe ich Ver⸗ 
ſchiedenes, ſo mir annoch zu proponiren vorgenommen, unterlaſſen 
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und vergeſſen müſſen.“ Der Großkanzler zieht nicht geradezu ſeine 
Zuſtimmung zurück, aber er ſucht die Angelegenheit auf ein anderes 
Geleiſe zu ſchieben, indem er die Anſicht ausſpricht, daß es doch eines 
förmlichen Regulativs bedürfen werde, das dem König zur Genehmi⸗ 
gung würde vorgelegt werden müſſen, und daß man den Wortlaut eines 
ſolchen entweder in einer neuen Konferenz, für die er um einen minder 
ſtark geheizten Raum bittet, oder aber in einem Schriftwechſel zwiſchen 
den beiden Behörden feſtſtellen müſſe. Das Generaldirektorium war | 
durch dieſe Wendung ſehr unangenehm berührt; aber es konnte nun 

doch nicht umhin, auf dieſes Verlangen des Großkanzlers einzugehen 
und wählte den letzteren Weg. Das Protokoll, mit deſſen Unterzeich⸗ 
nung durch Carmer das Generaldirektorium die ganze Sache für ab⸗ 
getan anſehen wollte, wurde ſo zur Grundlage von Verhandlungen, in 
denen nun erſt die Gegenſätze der beiden Departements in voller Stärke 
aufeinander platzten. Bei dieſer Wendung der Dinge tritt übrigens 
Svarez noch zurück. Das Konzept des Schreibens vom 11. November 
iſt nicht von ihm entworfen; es iſt wohl nach Diktat Carmers ſelbſt 
von deſſen Sekretär (dem ſchon oben genannten Steindamm), ge⸗ 
ſchrieben, der es dann auch mundiert hat. Ob Carmer ſich vor Svarez 
geniert hat, mag dahingeſtellt bleiben; jedenfalls tritt Svarez erſt auf 
den Plan, als das Generaldirektorium das Protokoll überſandt hatte 
und es nun an dem Großkanzler war, ſeinen gegenteiligen Stand⸗ 
punkt darzulegen. Das geſchah am 21. November in dem vorhin er⸗ 
wähnten Promemoria, das fälſchlich das Datum des 21. September trägt. 
| Dieſes wich von dem Protokoll namentlich in drei Punkten ab. 
Der erſte betrifft die Verweiſung der Streitſachen zum Prozeß bei der 
Deputation. Dieſe Verweiſung ad viam juris fol der Kammer zu⸗ 
ſtehen. „Wenn jedoch in ein⸗ oder anderem Falle das rechtliche Gehör 
von der Kammer zu Ungebühr verſagt würde, ſo ſoll der Chef der 
Juſtiz befugt ſein, ſobald die Parteien ſich bei ihm beſchweren, Er⸗ 
kundigungen deshalb einzuziehen und darauf zu dringen, daß denſelben 
der ordentliche Weg Rechtens eröffnet werde“ (15). Der „ordentliche 
Weg Rechtens“ bedeutet hier den Prozeß bei der Kammerjuſtiz⸗ 
deputation. 

Der zweite Punkt betrifft die Abfaſſung der Urteile. Dieſe ſoll 
nach dem Promemoria Carmers der Kammerjuſtizdeputation allein 
überlaſſen bleiben. Sie ſoll ſie nicht nur abfaſſen, ſondern auch unter⸗ 
ſchreiben und den Parteien publizieren. Die Kammer ſoll dabei alſo 
ganz ausgeſchaltet werden. Auch die Vollſtreckung der Urteile liegt in 
der Hand der Deputation. Läßt die Kammer aber Suspenſion der 
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Exekution oder eine Modifikation dabei eintreten, fo kann fie das zwar 
auf eigene Verantwortung tun, aber ſie muß dann zugleich der Deputa⸗ 
tion eine Mitteilung über die Gründe machen, die ſie dazu beſtimmt 
haben, damit dieſe erforderlichenfalls dem Gerichtshof Auskunft darüber 
erteilen kann. Kommen bei einem Urteil Zweifel und Bedenklichkeiten 
vor, die bloß nach den Grundſätzen des Finanz, Kameral⸗ und Polizei⸗ 
weſens zu erörtern ſind, und können ſich die Mitglieder der Deputation 
nicht darüber einigen, oder hält der Präſident es für nötig, ſo iſt des⸗ 
halb beim Generaldirektorium anzufragen, und man hat ſich nach deſſen 
Vorbeſcheidung zu achten. Kommt es aber bei ſolchen Zweifeln und 
Bedenken auf Gegenſtände und Prinzipien des Privatrechts an, ſo iſt 
bei der Geſetzkommiſſion anzufragen (die ſoeben 1781 begründet worden 
war) und deren Beſcheid zu befolgen. 

Der dritte Punkt betrifft die Rechtsmittel, Appellation und Reviſion. 


Die Appellation ſoll an ein beſonders einzurichtendes Oberappellations⸗ 


kollegium gehen; war bei der Kammer die Sache in zweiter Inſtanz, 
ſo fungiert dies Kollegium als Reviſionsgerichtshof. Hat aber die 
Kammerdeputation in erſter Inſtanz entſchieden, ſo geht die Reviſion 
an das Oberreviſionskollegium. Dieſe beiden oberen Gerichtshöfe für 
Verwaltungsjuſtiz ſollen aus höheren Verwaltungs- und Juſtizbeamten 
zuſammengeſetzt ſein, der höchſte aus Geheimen Finanzräten und Geheimen 
Obertribunalsräten. Die einen beſtimmt das Generaldirektorium, die 
andern der Juſtizchef; die Präſidenten werden von beiden Departements 
gemeinſchaftlich dem König vorgeſchlagen. Auch dieſe oberen Gerichts⸗ 
höfe — das iſt die Hauptſache — faſſen die Urteile ſelbſt im Namen 
des Königs ab und ſenden ſie zur Publikation an die Kammerjuſtiz⸗ 
deputationen. Das Generaldirektorium wird alſo bei der Rechtſprechung 
in den höheren Inſtanzen gerade ſo ausgeſchaltet wie die Kammern 
bei der unteren. In Zweifelsfällen ſind von ihnen Anfragen an das 
Generaldirektorium oder an die Geſetzkommiſſion zu richten wie von 
den Kammerjuſtizdeputationen. Auch dieſe beiden oberen Verwaltungs⸗ 
gerichte ſtehen ebenſo wie die Kammerjuſtizdeputationen unter der Auf⸗ 
ſicht des Chefs der Juſtiz. 

Über dieſe Differenzpunkte entſpann ſich nun ein an prinzipiellen 
Erörterungen reicher Schriftwechſel zwiſchen Wloemer und Svarez, der 
die Monate Dezember 1781 und Januar 1782 erfüllt. Das General⸗ 
direktorium erklärte: die Regelung, wie ſie der Großkanzler fordere, 
komme darauf hinaus, daß die Gerichtsbarkeit in Finanz-, Kameral⸗ 
und Polizeiſachen den Verwaltungsbehörden entzogen und dem Juſtiz⸗ 
departement übertragen würde, nur mit dem Temperament, daß in 
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Kameralſachen Kammer⸗ und Finanzräte zugezogen würden und über 
beſondere Fragen mit dem Generaldirektorium korreſpondiert würde. 
Es drohte für den Fall, daß der Großkanzler ſeine Anſicht beim König 
durchzuſetzen verſuchen werde, eine Gegenvorſtellung dagegen zu tun. 
Aber Carmer war zunächſt nicht geneigt, die Sache von ſich aus 
durch eine Immediatvorſtellung zur Entſcheidung zu bringen. Er ope⸗ 
rierte nach der Maxime: fortiter in re, suaviter in modo. Was den 
erſten Punkt betrifft, ſo wies er darauf hin, daß das Juſtizdepartement 
gar nicht, wie das Generaldirektorium ihm unterſtelle, den Anſpruch 
erhoben habe, ſelbſt von ſich aus Streitſachen zum Rechtsweg an die 
Juſtizdeputationen zu verweiſen; daß es vielmehr nur bei ungebühr⸗ 
licher Verweigerung des Rechtsweges beim Generaldirektorium auf 
Remedur dringen werde, um ſich von der Verantwortung, mit der 
es der König beladen habe, zu entlaſten, daß es aber ſchließlich auf 
das Generaldirektorium ankomme, die Entſcheidung in dieſer Frage zu 
geben. Damit erklärte ſich denn auch das Generaldirektorium ſchließlich 
einverſtanden. Keine Einigung aber erfolgte über die Frage, ob die 
Verwaltungsbehörden bei der Urteilsfaſſung und ⸗verkündung durch die 
Kammerjuſtizdeputationen und namentlich auch durch die letzte Inſtanz 
ausgeſchaltet werden ſollten. Über dieſen Punkt kam es zu beſonders 
ſcharfen prinzipiellen Erörterungen; aber auch hier kam das Juſtiz⸗ 
departement dem Generaldirektorium weit entgegen. Mit Anknüpfung 
an die ſchon bei den Amterjuſtizſachen gemachte Unterſcheidung ſchlug 
es folgende Regelung der Urteilsfrage vor: es wird unterſchieden 
zwiſchen ſolchen Streitſachen, bei denen es ſich lediglich um jura priva- 
torum inter se handelt, und ſolchen, bei denen es auf landesherrliche 
Intereſſen und Gerechtſame, auf Landesverfaſſung und Polizei oder 
auf den Zuſtand der Fabriken und Manufakturen ankommt, alſo auf 
den ganzen Komplex der finanziellen, polizeilichen, merkantiliſtiſchen 
Intereſſen, die den Hauptgegenſtand der Kammerverwaltung bilden. 
In den Prozeſſen der erſten Kategorie ſpricht die Kammerjuſtizdeputa⸗ 
tion allein das Urteil, ohne Zuziehung der Kammer, und ebenſo die 
Appellations⸗ und Reviſionsinſtanzen ohne Zuziehung des General⸗ 
direktoriums; in den Prozeſſen der zweiten Kategorie unterliegt das 
Urteil der Juſtizdeputation einer Nachprüfung durch die Kammer. Wird 
es von dieſer mit Zweidrittelmehrheit verworfen, und will ſich die 
Juſtizdeputation der von der Kammermehrheit vertretenen Anſicht nicht 
fügen, ſo geht die Sache zur Entſcheidung an das Generaldirektorium, 
das aber, wenn es ſich nicht um eine reine Finanzſache handelt, ge⸗ 
halten iſt, darüber zuvor mit dem Chef der Juſtiz in Kommunikation 
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zu treten. Der Fall, daß beide Teile dabei entgegengeſetzte Anſichten 
vertreten und feſthalten, iſt nicht weiter berückſichtigt; jedenfalls gibt 
die Anſicht des Generaldirektoriums den Ausſchlag. Ebenſo ſoll es 
auch in der Appellations⸗ und Reviſionsinſtanz gehalten werden. 
Das war ein ſtarkes Zugeſtändnis, bei dem wieder als pſycho⸗ 
logiſches Hauptmotiv des Großkanzlers das Bedürfnis ſichtbar wird, 
den Verpflichtungen der ihm aufgetragenen Juſtizaufſicht gerecht zu 
werden und ſich von aller Verantwortung entlaſten zu können für den 
Fall, daß Klagen über die Kammerjuſtiz an den König gelangten. Es 
handelt ſich um die Mitverantwortlichkeit des Großkanzlers für die 
Kammerjuſtiz, nicht um die Herrſchaft der Juſtiz über die Verwaltung. 
Dem Generaldirektorium aber ſchien auch dieſes Zugeſtändnis nicht ge⸗ 
nügend. Es fürchtete, daß die Juſtizdeputationen „statum in statu“ for⸗ 
mieren, d. h., daß ſie ſelbſtändige Verwaltungsgerichte werden möchten, daß 
die Verwaltungsbehörden ſelbſt bei den aus der Verwaltung hervorgehen⸗ 
den Rechtsſtreitigkeiten aus der beſtändigen Konnexion und Mitwirkung 
geſetzt würden, daß ſich mannigfaltige Behinderungen daraus ergeben 
müßten, die eine prompte Erfüllung ihrer Verwaltungsaufgaben in 
Frage ſtellen könnten. Vor allem hielt das Generaldirektorium feſt an 
der Forderung, daß es ſelbſt als eigentliche Reviſionsinſtanz in allen 
ſtreitigen Verwaltungsſachen das letzte Wort haben müſſe, und gerade 
dieſer Forderung trat das Juſtizdepartement mit prinzipiellem Wider⸗ 
ſpruch entgegen. Wiederholt führte es aus, daß in einem wohl⸗ 
eingerichteten Staate keinem Departement des Miniſteriums eigentliche 
Jurisdiktion beigelegt werden dürfe, daß alle Juſtiz im Grunde über⸗ 
flüſſig werde, wenn die Entſcheidung eines Miniſters oder einer 
Miniſterialbehörde ein rechtliches Urteil umſtoßen und verändern könne. 
Das Generaldirektorium wies demgegenüber auf die Rolle hin, die das 
Kriminaldepartement des Juſtizminiſteriums in der Strafrechtspflege 
ſpielte, und es berührte damit einen Punkt, der den Gegnern ſicherlich 
recht unbequem war. Die großen Juſtizreformen Carmers wie Coccejis 
waren ja eigentlich nur Reformen der Zivilrechtspflege, nicht der Straf⸗ 
rechtspflege geweſen. In der Strafrechtspflege aber herrſchte immer 
noch der alte Grundſatz, daß der Landesherr der oberſte Richter ſei. 
Wenn Friedrich der Große ſich die Maxime zur Richtſchnur genommen 
hatte, daß in den Gerichten die Geſetze ſprechen und der Monarch 
ſchweigen müſſe, ſo verzichtete er damit doch keineswegs auf eine per⸗ 
ſönliche Strafgewalt über ungerechte Richter, wie der Fall des Müllers 
Arnold beweiſt. Die Kriminalgerichtsbarkeit war ja auch noch ganz 
obgeſandert von der Zivilgerichtsbarkeit; ſie war nicht in den Händen 
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der großen Kollegialgerichte, wie es die Regierungen und das Kammer⸗ 
gericht waren, ſondern in den Händen der lokalen Patrimonial⸗ oder 


Stadtgerichte. Eben deshalb hatte Friedrich Wilhelm I. durch die 


Kriminalordnung von 1717 befohlen, daß in den Provinzen ſtatt der 
Schöffenſtühle und Juriſtenfakultäten königliche Kriminalkollegien als 
Spruchbehörden fungieren ſollten, denen die Inquiſitionsakten zur 
Urteilsfällung zugeſtellt werden ſollten, und daß alle Strafurteile von 
beſonderer Erheblichkeit zur Prüfung „an den Hof“ geſandt werden 
ſollten; dieſe Prüfung aber war dem Kriminaldepartement des Geheimen 
Staatsrats übertragen worden, dem das eigens dazu begründete 
Kriminalkollegium zu Berlin dabei als Hilfsorgan diente, indem es die 
Sache noch einmal revidierte und ein gutachtliches Urteil an das 
Kriminaldepartement einſandte, das von dieſem beſtätigt oder verworfen 
wurde. Das Kriminaldepartement fungierte alſo als eine Art von 


Kaſſationshof für Kriminalurteile aus der ganzen Monarchie, und es 


war doch ein miniſterielles Departement, ein Teil des Juſtizſtaatsrats; 
einer der Juſtizminiſter hatte ſpeziell dies Kriminaldepartement und 
hielt im Kreiſe ſeiner Kollegen Vortrag darüber, während die Ent⸗ 
ſcheidung durch das Kollegium ſelbſt erfolgte. An dieſen Sitzungen iſt 
der alte Titel Consilium Status am längſten haften geblieben, während 
das auswärtige Departement als Conferentia Status bezeichnet wurde. 
Wir haben noch viele Bände mit ſummariſchen Protokollen über dieſe 
Sitzungen des Kriminalſtaatsrats. Der Hinweis auf dieſe immer noch 
beſtehende Einrichtung war in der Tat geeignet, die von Svarez vor⸗ 
getragene Doktrin von der notwendigen Trennung der Miniſterialinſtanz 
von der eigentlichen Jurisdiktion in Frage zu ſtellen. Aber Svarez 


parierte dieſen Hieb des Gegners mit dem Hinweis darauf, daß das 


Kriminaldepartement nicht ein einziges Urteil ausfertige, daß vielmehr 


alle Erkenntniſſe in Strafſachen von den zuſtändigen Kollegien expediert 
und vollzogen würden. Er hielt auch dieſem Einwand gegenüber den 
Grundſatz aufrecht, daß kein Departement des Staatsminiſterii mit 
eigentlicher Jurisdiktion verſehen ſei und erklärte, daß aus dem Gegen⸗ 
teil ein miniſterieller Deſpotismus folgen würde, welcher der Denkungs⸗ 
art und Willensmeinung des Königs ganz entgegengeſetzt ſei. In 


dieſem Punkt gab es für ihn kein Zugeſtändnis. 


Da das Generaldirektorium auch das umgearbeitete Projekt des 
Juſtizchefs zurückwies, und dieſer erklärte, mit ſeinen Zugeſtändniſſen 
nicht weiter gehen zu können und bei fortgeſetzter Weigerung des 
Generaldirektoriums den König um Entbindung von der Aufſicht über 
die Kammerjuſtiz bitten zu müſſen, ſo blieb nichts anderes übrig, als 
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die Sache zur Entſcheidung des Königs zu bringen. Es geſchah von 
‚feiten des Generaldirektoriums durch einen Bericht vom 4. Februar 
1782, den wieder der Juſtitiar Wloemer entworfen hat. Das General⸗ 
direktorium hebt dabei nur den einen Hauptpunkt hervor, daß nach dem 
Plage des Großkanzlers die Kammerjuſtizdeputation und das Ober⸗ 
reviſionskollegium ſelbſtändig urteilen ſollten, ohne daß den Kammern 
und dem Generaldirektorium dabei die Entſcheidung verbliebe. Es 
führt aus, daß dadurch die ganze bisherige Verfaſſung der Verwal⸗ 
tungsbehörden alteriert werde, daß ſie ohne die beſtändige Mitwirkung 
bei den Juſtizſachen vielfältig behindert fein würden, ihrem Devott 
vollſtändig genügen zu können, daß ſelbſt die prompte Erfüllung der 
Etats darunter leiden müßte. 

Es war dasſelbe Argument, das 1749 zu Gunſten der Beibehal⸗ 
tung der Kammerjuſtiz gegenüber den Forderungen Coccejis durch⸗ 
geſchlagen hatte. Aber diesmal verfehlte es ſeine Wirkung. Die um⸗ 
gehend darauf erfolgte Kabinettsorder vom 6. Februar, die übrigens 
vom König mit auffallend zitternder Hand vollzogen worden iſt, geht 
auf die Einwendungen des Generaldirektoriums ebenſowenig ein wie 
auf ſeine Vorſchläge zur Begrenzung der Juſtizaufſicht des Großkanzlers 
über die Kammern. Sie geht an beiden einfach vorbei. Sie zeigt 
zweierlei ganz deutlich: Mißtrauen gegen die bisherige Handhabung 
der Kammerjuſtiz, hervorgerufen durch vielfältige Suppliken, die ihm 
keineswegs unbegründet erſcheinen, und volles Vertrauen auf Carmer, 
deſſen Maßregeln er gänzlich approbiert. Im übrigen enthält das nicht 
ſehr klar ſtiliſierte Schriftſtück die wichtige Erklärung, der König habe 
Carmer aufgetragen, in Anſehung der Kammerprozeſſe die Einrichtung 
dergeſtalt zu treffen, „daß hinfüro alle Streitigkeiten wie zwiſchen Edel⸗ 
leuten und ihren Bauern oder mit Bürgern auf eine gleiche und ohn⸗ 
parteiiſche Art abgetan werden könnten“. Der Sinn dieſer Worte iſt 
nicht ganz klar. Meint der König, daß in dem Prozeßverfahren bei 
der Kammer dieſelben Grundſätze beobachtet werden ſollen wie bei den 
Untertanenprozeſſen und überhaupt jetzt bei den Gerichten, d. h. das 
Verfahren auf Grund der Inquiſitionsmaxime, wozu ja das General⸗ 
direktorium vollſtändig bereit war, oder meint er, daß überhaupt die 
Kammerjuſtiz der Kammer entzogen und unter die Aufſicht des Juſtiz⸗ 
departements geſtellt werden ſollte? Jedenfalls befahl der König, daß 
es bei der von Carmer vorgeſchlagenen Einrichtung verbleiben und 
weiter kein Einwand dagegen geſtattet ſein ſolle. So mußte das 
Generaldirektorium nachgeben und das vom Juſtizdepartement um⸗ 
gearbeitete Projekt ſchließlich doch annehmen. Es wurde am 12. März 
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1782 dem König mit einem gemeinſchaftlichen Bericht des General⸗ 
direktoriums und des Großkanzlers vorgelegt und von ihm voll⸗ 
zogen. 5 „  - | 
Als man an die Ausführung ging, ergaben fih noch manche 
Schwierigkeiten. Carmer wünſchte zu Vorſitzenden der Kammerjuſtiz⸗ 
deputationen Präſidenten oder Direktoren, die ein gründliches Rechts⸗ 
ſtudium abſolviert und womöglich auch die große juriſtiſche Prüfung 
abgelegt hätten. Das Generaldirektorium konnte ihm keine Ausſicht 
darauf machen, daß ſolche Perſonen bei den Kammern in größerer An⸗ 
zahl vorhanden wären oder angeſtellt werden könnten, da es hier doch 
auf andere Kenntniſſe und Erfahrungen ankomme. Dieſer Umſtand 
führte nun zu der Forderung Carmers, daß diejenigen Mitglieder der 
Kammerjuſtizdeputationen, die nicht von Profeſſion Juriſten und nicht 
eigentlich auf die Juſtiz vereidigt ſeien, in allen Rechtsfragen, wo es 
auf gründliche Kenntnis des Privatrechts ankäme, ſich des Votums 
enthalten müßten. Das waren in der Regel der Präſident oder Direktor 
und der Departementsrat oder ſein Stellvertreter. Das General⸗ 
direktorium ſah ſich genötigt, das zuzugeben. Praktiſch wird es wohl 
darauf hinausgekommen ſein, daß in den Sachen, wo es ſich um jura 
privatorum inter se handelte, und wo die Kammerjuſtizdeputationen 
ganz ſelbſtändig urteilten, nur die eigentlich juriſtiſchen Mitglieder, 
d. h. der Juſtitiarius und die beiden Aſſiſtenzräte, ein Votum decisivum 
hatten, während in den Verwaltungsſachen wohl in der Regel die 
kameraliſtiſchen Mitglieder mitſtimmten. Die Scheidung zwiſchen beiden 
Kategorien von Prozeſſen vorzunehmen, war übrigens Sache des Vor⸗ 
ſitzenden, alſo des Kammerpräſidenten oder Direktors. Von allen Mit- 
gliedern der Kammer, auch den nichtjuriſtiſchen, wurde die Kenntnis 
des neuen Prozeßverfahrens verlangt und alle wurden auf unparteiiſches 
und gewiſſenhaftes Votum in Juſtizſachen verpflichtet. Zum großen 
Leidweſen des Großkanzlers war es nicht möglich, für die beiden 
Aſſiſtenzräte, die bei den Juſtizdeputationen angeſtellt wurden, feſte 
Beſoldungen auszumachen; ſie waren zunächſt lediglich auf den Bezug 
der Sporteln für ihre Tätigkeit angewieſen; und da dieſe im In⸗ 
ſtruieren der Prozeſſe, im Dekretieren und Referieren beſtand, und 
ihnen nur ausnahmsweiſe einmal die Unterftfitung oder Vertretung 
einer Partei übertragen wurde, ſo waren die Bezüge nicht erheblich; 
es waren junge Anfänger, die in dieſe Stellen eintraten, um ſich darin 
zu beſſeren Poſten vorzubereiten und zu empfehlen. 
„Alle dieſe nachträglichen Beſtimmungen wurden in einem Reſkript 
zuſammengefaßt, das „auf königlichen Spezialbefehl“, wie es in dem 
Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXXII. 2. 28 
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Kanzleigebrauch hieß, d. h. ohne Anfrage beim König, auf die den 
Miniſtern erteilte Generalvollmacht hin, am 25. April 1782 erlaſſen 
wurde. Es iſt nicht richtig, was Löning ſagt, daß Carmer dies Reſkript 
erlaſſen habe; ſoweit reichten ſeine Befugniſſe nicht, daß er eine ſo ein⸗ 
greifende Maßregel allein von ſich aus hätte durchführen können. Das 
Reſkript iſt vielmehr von ihm in Gemeinſchaft mit dem dirigierenden 
Miniſter des Generaldirektoriums unterzeichnet, und die Akten zeigen, 
daß es umſtändlicher Verhandlungen bedurft hat, um dies Reſultat 
herbeizuführen. | | Ä 
Eine merkwürdige Bewandtnis hat es noch mit der Publikation 
des Regulatios vom 12. März 1782. Die Art, wie dabei verfahren 
wurde, iſt charakteriſtiſch für den öffentlichen Zuſtand des frideriziani⸗ 
ſchen Staates. Amtlich wurde nur den Behörden von der Neuerung 
Kenntnis gegeben, und zwar nur in der Form von Extrakten des 
Regulativs. Und dieſe Extrakte waren wieder verſchieden gefaßt für 
die Juſtizkollegien und die Kriegs⸗ und Domänenkammern. Die Juſtiz⸗ 
kollegien erhielten nur einen ganz kurzen Auszug, der nicht mehr als 
die erſten 12 Paragraphen von den 32 des vollſtändigen Textes ent⸗ 
hielt, alſo nur das, was ſich auf die Amterjuſtiz bezog, nicht das, was 
von den Kammerjuſtizdeputationen handelte; mit dieſen hatten ſie ja 
nichts zu tun, während die Appellationen von den Amterjuſtizkollegien 
zum Teil auch an ſie gingen. Einen ausführlicheren Auszug erhielten 
die Kriegs⸗ und Domänenkammern; doch war hier alles das weg⸗ 
gelaſſen, was nur die gegenſeitigen Beziehungen des Juſtizchefs und 
des Generaldirektoriums enthielt. Eine amtliche Geſetzſammlung gab es 
ja noch nicht; an ihrer Stelle ſtand damals die Fortſetzung der Mylius⸗ 
ſchen Sammlung, für die der Akademie ein Privilegium erteilt war, 
und die von dieſer an die Wittwe des Kommiſſars Viehler verpachtet 
war, das „Novum Corpus Constitutionum“. In dieſer Sammlung 
nun iſt nur der kurze Auszug erſchienen, der für die Juſtizbehörden 
gemacht worden war, und aus dem man über die Kammerjuſtizdeputa⸗ 
tionen überhaupt nichts erfährt. Schon Ernſt Meier hat das Selt⸗ 
ſame dieſes Umſtandes bemerkt, ohne es erklären zu können. Die Er⸗ 
klärung liegt darin, daß alles, was die Verwaltungsbehörden anging, 
damals nicht als zur Veröffentlichung geeignet erſchien; keine In⸗ 
ſtruktion für das Generaldirektorium oder die Kammer durfte der 
Offentlichkeit bekannt gemacht werden, und die Myliusſche Sammlung 
enthält daher. für das eigentliche Verwaltungsrecht die wichtigſten 
Quellen nicht. Sie brachte nur das, was den Gerichten bekannt wurde 
und pflegte dieſe Stücke durch das Kammergericht zu erhalten. So 


147] | Preußens Entwicklung zum Rechtsſtaat 429 


auch in dieſem Falle. Nebenbei bemerkt, iſt es ſehr lehrreich, daß die 
Juſtizkollegien über die Grundſätze des Verwaltungsrechts, die in den 
Inſtruktionen und Reſkripten der Verwaltungsbehörden ſteckten, völlig 
in Unkenntnis ſich befanden. Dieſe Grundſätze waren mit dem Schleier 
des Geheimniſſes bedeckt ebenſo wie die Etats und andere Aktenſtücke, 
aus denen man die Stärke und Schwäche der Staatskräfte unter Um⸗ 
ſtänden hätte abſchätzen oder beurteilen können. Um ſo auffallender 
iſt nun, daß das Regulativ vom 12. März 1782 und einige damit in 
Verbindung ſtehende Reſkripte in einer zeitgenöſſiſchen gelehrten Privat⸗ 
ſammlung veröffentlicht ſind. Es ſind die „Hiſtoriſchen Beyträge“, die 
ſeit 1781, bis 1785 in 5 Bänden bei der Ungerſchen Buchhandlung 
in Berlin erſchienen ſind und deren Herausgeber der Geheime Sekre⸗ 
tarius beim Generaldirektorium Friedrich Ludwig Joſeph Fiſchbach ge⸗ 
weſen iſt. Er brachte zuerſt im 2. Bande des 2. Teils (1783) den 
für die Kammern beſtimmten Auszug des Regulativs mit dem er⸗ 
gänzenden Reſkript vom 25. April 1782, und dann (1785) im 
2. Bande des 3. Teils das ganze Regulativ im vollen Wortlaut. Es 
iſt der bisher einzige Druck dieſes wichtigen Geſetzes. Seine Samm⸗ 
lung, die für das Studium der preußiſchen Verwaltungsgeſchichte eine N 
unentbehrliche Quelle iſt, wurde anfangs von den Behörden begünſtigt. 
Ein Avertiſſement vom 2. September 1783 genehmigte ihre Anſchaffung 
durch öffentliche Bibliotheken aus öffentlichen Fonds und aus den 
Kämmereikaſſen der Städte. Aber hier ſcheint es ſich doch um einen 
Vertrauensbruch gehandelt zu haben. Der Band, der das Regulativ 
enthielt, iſt denn auch der letzte geblieben, der von der Sammlung, die 
als periodiſches Unternehmen gedacht war, erſchienen iſt. Wahrſchein⸗ 
lich iſt die Fortſetzung dem Herausgeber unterſagt worden. 


Ill. Das Refortreglement für Neuoſtpreußen von 1797 
und das Publikaudum vom 26. Dezember 1808 


Ich kann auch in dieſem Punkte die Aktenſtudien Lönings er⸗ 
gänzen und teilweis berichtigen. Zunächſt in bezug auf die Datierung 
des Reſſortreglements, die Löning mit Berufung auf die Akten anders 
anſetzen zu müſſen glaubt, als der Druck im Novum Corpus Con- 
stitutionum fie gibt. Dieſer gute und zuverläſſige Druck gibt den 
3. März; Löning ſetzt dafür den 6. Mai. Das Aktenſtück, welches er 
zitiert, iſt unter der von ihm angegebenen mißverſtändlichen Signatur 
nicht aufzufinden; gemeint iſt aber wahrſcheinlich: Gen.⸗Dir. Neu⸗ 
oſtpreußen Tit. CXCI Gen. Nr. 5. Allein ſowohl aus dieſem Akten⸗ 

28* 


480 | Otto Hintze 148 


ſtück wie auch aus dem entſprechenden des Juſtizdepartements, das 
Löning nicht eingeſehen hat (R. 84 Nr. 523) ergibt ſich mit un⸗ 
zweifelhafter Sicherheit, daß das Datum des 3. März das richtige iſt. 
Das letztgenannte Aktenſtück enthält das vollzogene Original unter 
dem großen Siegel mit dieſem Datum. Leider hat auch ſchon Ernſt 
v. Meier ſich durch die mit großer Sicherheit vorgetragene Behauptung 
Lönings irre machen laſſen; auch er hat neben dem richtigen Datum des 
3. März bereits das falſche des 6. Mai im 2. Bande ſeines Buches 
über die franzöſiſchen Einflüſſe auf die preußiſche Staats⸗ und mé 
entwicklung eingeſetzt (S. 163). 

Den Immediatbericht, mit dem die Miniſter Goldbeck und Schroetter 
dem Könige den Entwurf des Reglements vorlegten, hat Löning, wie 
er ausdrücklich bemerkt, nicht gekannt. Er befindet ſich in den Kabi⸗ 
nettsakten Friedrich Wilhelms II. (R. 96 Nr. 241) und iſt ebenfalls 
vom 3. März datiert. Die Miniſter bemerken darin nur das folgende: 

„Dabei ſind im weſentlichen die für Südpreußen vorgeſchriebenen 
Principia zum Grunde gelegt. Wir haben aber geſucht, dieſe Prin⸗ 
cipia noch mehr zu ſimplificiren, ſo wie es die Beſchaffenheit und die 
Bedürfniſſe einer noch ganz rohen und ungebildeten Provinz zu er⸗ 
fordern ſcheinen.“ 
| „Nach dieſem Grundſatze der möglichften Vereinfachung find alle 
Juſtiz⸗ und Prozeßſachen ohne Unterſchied den Regierungen beigelegt; 
alle übrige öffentliche Landesangelegenheiten hingegen, mit Inbegriff 
ſämtlicher Kirchen- und Schulenſachen, an die Kammern gewieſen.“ 

„Wir hoffen dadurch aller Ungewißheit bei den Landeseinwohnern, 
wohin ſie ſich in jedem Falle zu wenden, und von wem ſie Befehle 
anzunehmen haben, vorgebeugt, alle Jurisdictionsſtreitigkeiten, die dem 
Allerhöchſten Dienſt, einem prompten Geſchäftsbetriebe und dem nötigen 
Amtsanſehen der Collegien fo nachteilig find, coupirt, einen burd- 
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der Landesadminiſtration feſtgeſtellt und beſonders der Juſtiz das volle 
Vertrauen der neuen Unterthanen zugeſichert zu haben. Mit pflicht⸗ 
mäßiger Sorgfalt haben wir aber auch Maßregeln vorgeſchlagen, ver⸗ 
möge welcher durch Überlaſſung aller, auch der ſogenannten Kammer⸗ 
Juſtizſachen an die Regierungen, das Allerhöchſte Intereſſe niemals 
gefährdet noch der Kammer in ſchneller und nachdrücklicher Beſorgung 
ihrer Rechtsgeſchäfte das geringſte Hindernis in den Weg gelegt werden 
kann.“ 

Der König hat ohne weiteres das ihm eingereichte Reglement 
vollzogen. Er hatte wohl kaum eine Vorſtellung von der tiefeingreifen⸗ 
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den Bedeutung dieſes Aktes; denn der miniſterielle Bericht, der das 
Ganze nur als eine Vereinfachung des ſüdpreußiſchen Reſſortreglements 
darſtellte und als Hauptmotiv dafür die Rückſicht auf die rückſtändigen 
Kulturverhältniſſe der neuen polniſchen Provinz angab, war eher darauf. 
berechnet, den prinzipiellen Kurswechſel, der damit angebahnt wurde, 
zu verhüllen als deutlich ans Licht zu ſtellen. Das ſüdpreußiſche 
Reſſortreglement beruhte auf dem ſchleſiſchen von 1750, das ſeinerſeits. 
wieder, abgeſehen von der Zuteilung der Landeshoheitsſachen und eines 
Teils der Kirchenaufſicht an die Kammern, völlig mit den Grundſätzen 
des allgemeinen Reſſortreglements von 1749 übereinſtimmte. Das 
neue Reſſortreglement für Neuoſtpreußen war nicht eine e 
ſondern eher eine Umkehrung dieſer Grundſätze. 

Der Hinweis auf die rückſtändigen Kulturverhältniſſe in Neu⸗ 
oſtpreußen ſteht in einem merkwürdigen Gegenſatz zu dem Eindruck, 
den Löning aus den Verhandlungen der Kommiſſion ſelbſt gewonnen 
hat. Er findet es bezeichnend für die abſtrakte Denkungsart der da⸗ 
maligen Zeit, daß in dieſen Verhandlungen von keiner Seite die eigen⸗ 
artigen Verhältniſſe in dieſen rein polniſchen Landesteilen auch nur 
erwähnt, geſchweige denn weiter unterſucht worden wären. „Nicht weil 
die Bedürfniſſe der neuen Provinz die Reform forderten — ſagt er 
(S. 124) — wurde ſie dort zuerſt durchgeführt, ſondern weil ſie den 
herrſchenden allgemeinen Begriffen des Rechtsſtaats entſprach und weil 
ihre Verwirklichung hier nicht mit dem Widerſtande des Generaldirek⸗ 
toriums zu kämpfen hatte.“ In bezug auf dieſen letzten Punkt be⸗ 
merkt der Immediatbericht Goldbecks und Schroetters, daß die übrigen 
Departements des Miniſterii, mit welchen über das Reglement kommuni⸗ 
ziert worden ſei, dabei nichts zu erinnern fänden. Im übrigen ver⸗ 
mute ich, daß jenes Argument der kulturellen Rückſtändigkeit der Pro⸗ 
vinz von den Miniſtern mehr auf den König berechnet als aus den 
Anſichten der Verhandelnden geſchöpft war. 

Dieſes neue Reſſortreglement beruht auf dem Gedanken einer 
prinzipiellen Trennung der Juſtiz von der Verwaltung, ſoweit in dem 
abſolutiſtiſchen Staat davon die Rede ſein konnte. Es hat nicht nur 
die Kammerjuſtiz beſeitigt, ſondern auch die Regierungsbefugniſſe der 
Gerichtshöfe. Wie die Kammerjuſtiz an dieſe überging, ſo gingen die 
Hoheitsſachen und die Kirchen- und Schulaufſicht auf die Verwaltungs⸗ 
behörden über. Alle Prozeſſe, auch aus dem Verwaltungsrecht, ge⸗ 
hörten nun vor die Gerichte; aber, um die Kraft der Verwaltungs⸗ 
behörden nicht zu lähmen, war dieſen in einer Anzahl von Fällen die 
vorläufige Vollſtreckbarkeit ihrer Verfügungen vorbehaltlich des Rechts⸗ 
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wegs garantiert worden. Damit war in der Hauptſache aber doch die 
Kontrolle der Gerichte über die Verwaltung eingeführt; die Herrſchaft 
des Rechtes im Staat war realiſiert in der Form der Herrſchaft der 
Gerichte; Svarez hatte das erreicht, was Cocceji noch vergeblich erſtrebt 
hatte: der Rechtsſtaat, den man ins Leben rufen wollte, war ein Juſtiz⸗ 
ſtaat geworden, wie er etwa dem Ideal von Kant entſprechen mochte. 
Das alles natürlich unter der Vorausſetzung, daß die neuoſtpreußiſche 
Einrichtung allgemein durchgeführt wurde, wozu ja ſchon vor 1806 eine 
ſtarke Neigung vorhanden war. 

Daß dabei gewiſſe Sicherungen im Intereſſe der abſoluten Monarchie 
und ihrer Verwaltung getroffen wurden, verſtand ſich von ſelbſt. Nicht 
nur, daß der Rechtsweg überall da ausgeſchloſſen wurde, wo es ſich 
um Majeſtätsrechte, wie das Recht über Krieg und Frieden, über Bünd⸗ 
niſſe, über Heeresangelegenheiten, ferner um die allgemeine Steuer⸗ 
pflicht, um die Verbindlichkeit allgemeiner Verordnungen handelte; die 
Verwaltungsbehörden erhielten auch in einer Anzahl von Fällen das 
Recht, bei landespolizeilichen Verfügungen, die keinen Aufſchub duldeten, 
auch gegen den Widerſpruch der Betroffenen ſofortige Vollſtreckung ein⸗ 
treten zu laſſen, vorbehaltlich des Rechtsweges; und endlich waren die 
Gerichte gehalten, in Fällen, wo ihnen die verwaltungsrechtlichen Normen 
oder die Praxis der Verwaltung nicht genügend bekannt waren, von 
den Kammern ein Votum consultativum einzuholen; auch ſtand den 
Kammetn frei, in fiskaliſchen Prozeſſen ein Gutachten zu den Akten 
zu geben, das bei der Entſcheidung gebührend berückſichtigt werden 
mußte. Das alles konnte freilich das Grundverhältnis nicht ändern, 
daß mit dieſem Reglement eine Suprematie der Gerichte über die Ver⸗ 
waltungsbehörden begründet worden war. Die Trennung der Juſtiz 
von der Verwaltung hatte im Intereſſe der Herrſchaft des Rechts im 
Staat zu einer Kontrolle der Verwaltung durch die Juſtiz geführt, 
die allemal da ſtattfand, wo eine Partei über die Verwaltung zu 
klagen hatte. | 

Es liegt natürlich nahe, die franzöſiſchen Einrichtungen zu ver- 
gleichen. Auch Löning tut das, aber ohne den Unterſchied ſo ſtark 
hervorzuheben, wie es m. E. nötig wäre. Trennung der Gewalten 
bedeutete etwas ganz anderes in Frankreich als in Preußen, ſelbſt ab⸗ 
geſehen von dem Umſtand, daß es in Preußen immer noch einen abſo⸗ 
luten Monarchen gab. Die Trennung der Juſtiz von der Verwaltung 
bedeutete in Frankreich, daß die Gerichte prinzipiell, wie bisher ſchon 
tatſächlich, in der Hauptſache auf die zivilrechtlichen und ſtrafrechtlichen 
Prozeſſe beſchränkt wurden, und daß die Verwaltungsbehörden keinem 
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Eingriff der Juſtiz und keiner Nachprüfung ihrer Verfügungen durch 
die Gerichte unterlagen, daß ſie vielmehr die ſtreitigen Angelegenheiten 
ihres Reſſorts ſelbſt zu entſcheiden hatten. Tatſächlich hat ſich unter 
dem Schutze des Prinzips der Gewaltenteilung in Frankreich die alte, 
Adminiſtrativgerichtsbarkeit in weſentlich unvermindertem Umfang in 
das 19. Jahrhundert hinübergerettet. Hier war nicht wie in Preußen 
zur Zeit von Svarez das abſtrakte Prinzip des Rechtsſtaats im Sinne 
Kants und Humboldts wirkſam, das vielleicht gerade im Gegenſatz zu 
den Übertreibungen des revolutionären Wohlfahrtsprinzipes zu ſeiner 
radikalen Einſeitigkeit emporgetrieben worden iſt, ſondern es waren im 
Grunde politiſche Motive, die die Grenzlinie zwiſchen Juſtiz und Ver⸗ 
waltung beſtimmt haben. Man hatte an den alten Parlamenten ge⸗ 
ſehen, wie die Oppoſition der Gerichte die Geſetzgebung und Verwal⸗ 
tung auf Schritt und Tritt hemmen kann; man wollte keine ſolche 
Hemmung für die revolutionäre Geſetzgebung, die es unternahm, ein 
neues Sozial- und Verwaltungsrecht zu ſchaffen. Alle Juſtiz iſt ihrer 
Natur nach konſervativ; ſie iſt auf den Schutz der wohlerworbenen 
Rechte geſtellt und daher ein Hemmſchuh für Revolutionäre und 
Reformer. Darum hat die franzöſiſche Revolution ſich wohl gehütet, 
die Gerichte zu Kontrollbehörden für die Verwaltung zu machen; ſie 
hat vielmehr die Verwaltung von jener Kontrolle der ordentlichen Ge⸗ 
richte grundſätzlich befreit. 
| Dieſes franzöſiſche Syſtem, das dann von Napoleon durch die 
Einrichtungen adminiſtrativer Gerichtsbarkeit ausgebaut wurde, iſt ja 
noch 1871 von Gneiſt als die Negation des Rechtsſtaats bezeichnet 
worden; aber man weiß, daß es unter der dritten Republik ohne 
erhebliche Veränderung in den Formen der Organiſation doch in 
einem Geiſte gewirkt hat, der von hervorragenden deutſchen Juriſten wie 
Otto Mayer und F. Fleiner in mancher Hinſicht als Muſter hin⸗ 
geſtellt wird. Es hatte doch den geſunden Inſtinkt der Praxis in ſich. 
Dagegen das preußiſche Syſtem von 1797 war im Gegenſatz gegen 
die friderizianiſche Praxis aufgekommen und hat ſich auch in der Praxis 
der Reformgeſetzgebung ſeit 1808 nicht zu halten vermocht. Es be⸗ 
ruhte auf dem doktrinären Prinzip vom alleinigen oder vorwaltenden 
Rechtszweck im Staat und war nur möglich, ſolange der Juriſtenſtand 
im Staate ein ſo überragendes Anſehen genoß wie in Preußen zur 
Zeit nach Emanation des Allgemeinen Landrechts, wo die Juſtiz an 
Bedeutung und Leiſtungen allerdings den ä un⸗ 
endlich überlegen war. 
Dieſes ene von 1797 ſieht Löning nun für die ideale 
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Löſung des Problems an, wie das Verhältnis von Juſtiz und Ver⸗ 
waltung in einem abſolut⸗monarchiſchen Staate wie Preußen ge⸗ 
ſtaltet werden ſollte. Er meint, daß die Idee des Rechtsſtaats ſo am 
vollkommenſten für die damalige Zeit realiſiert worden ſei, und daß 
auch dem Bedürfnis nach einer raſchen und kräftigen Verwaltung durch 
die Vollſtreckbarkeit der Kammerverfügungen vorbehaltlich des Rechts⸗ 
wegs Genüge geleiſtet worden ſei. Wie Svarez ſelbſt zieht er dieſe 
Löſung weit derjenigen vor, welche unter Beibehaltung des Reſſort⸗ 
reglements von 1749 in der Einrichtung der Kammerjuſtizdeputationen 
gefunden worden war. Ich meine aber, es laſſen ſich doch ſtarke 
Argumente gegen dieſe neue Ordnung ins Feld führen. Die vorläufige 
Vollſtreckbarkeit der Kammerverfügungen mit nachfolgender Prüfung 
ihrer Rechtmäßigkeit durch die Regierungen konnte doch leicht zu einem 
unheilvollen Zwieſpalt innerhalb des Beamtenſtaats und zu einer 
Lähmung der Verwaltungsbehörden oder doch wenigſtens zur Entmuti⸗ 
gung und Unſicherheit führen. Die Gerichte waren bisher, wenn nicht 
prinzipiell, fo doch praktiſch, in der Hauptſache auf Zivil⸗ und Straf⸗ 
prozeſſe beſchränkt geweſen. Ihre Mitglieder hatten eine fait aus⸗ 
ſchließlich ziviliſtiſche und kriminaliſtiſche Ausbildung erhalten. Der 
Richter in Preußen war ganz beſonders ſeit dem Erlaß des Allgemeinen 
Landrechts gewöhnt, nach Geſetzesparagraphen zu urteilen; für das 
freie Ermeſſen der Verwaltung, namentlich auch der Polizeiverwaltung, 
hatte er kaum das nötige Verſtändnis. Alle Akte der Verwaltung, 
die die natürliche Freiheit der Individuen, von der man damals aus⸗ 
ging, durch Gebot oder Verbot einſchränkten, ohne einen ſpeziellen 
geſetzlichen Paragraphen dafür anführen zu können, mußten von dem 
Gerichte als unrechtmäßig verworfen und damit wenn nicht direkt, ſo 
doch mittelbar für ungültig erklärt werden. Die Verwaltung aber 
mußte damals um ſo mehr einen freien und ſchöpferiſchen Zug haben, 
weil ſie große neue Aufgaben vor ſich hatte; und ſie mußte um ſo öfter 
mit den Gerichten in Konflikt geraten, weil das Verwaltungsrecht, ins⸗ 
beſondere das Polizeirecht, noch durchaus nicht in einem dem Bedürfnis 
entſprechenden Maße ſpezialiſiert und kodifiziert war. Das All⸗ 
gemeine Landrecht hatte ja auch das Polizeirecht mit umfaſſen wollen; 
aber es war ſchon bald nach ſeiner Erlaſſung im allgemeinen Ein⸗ 
verſtändnis darüber vorhanden, daß es in dieſer Hinſicht durchaus un⸗ 
genügend ſei. Gleich nach dem neuoſtpreußiſchen Reſſortreglement ſetzt 
das Beſtreben ein, die vielen und zerſtreuten Polizeigeſetze, in denen 
ſich die Leute von Fach ſelbſt nicht mehr leicht zurechtfanden, zu 
ſammeln, zu ſichten und in einem beſonderen Polizeigeſetzbuch zu⸗ 
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ſammenzuſtellen. Das Direktorium der Akademie der Wiſſenſchaften, 
die ja das Privilegium des Novum Corpus Constitutionum beſaß, 
wurde durch eine Kabinettsorder vom 20. Oktober 1798 beauftragt, 
einen Entwurf dazu (Polizei⸗, Cameral⸗ und Finanzrecht umfaſſend) 
auszuarbeiten; doch iſt von einer ſolchen Arbeit nichts bekannt!). Das 
Bedürfnis blieb, und es iſt von niemandem ſtärker empfunden worden 
als von dem Geheimrat Frieſe, der 1806 ein Reſſortreglement für 
Weſtpreußen entwerfen ſollte und deſſen Entwurf dann 1808 nach 
manchen nicht eben tiefgreifenden Veränderungen als allgemeine Norm 
für den ganzen Staat in das Publikandum über die neue Einrich- 
tung der Provinzialbehörden vom 26. Dezember 1808 übernommen 
worden iſt. f 

Frieſe war offenbar ebenſo wie ſeine Vorgeſetzten Schroetter und 
Stein durchdrungen von der Überzeugung, daß die Abſonderung der 
Rechtſprechung von den Kammern ebenſo wie die Übertragung der 
Hoheitsſachen und der Kirchen- und Schulaufſicht an ſie ein großer 
Fortſchritt ſei, der unter keinen Umſtänden rückgängig gemacht werden 
dürfe. Die reinliche Scheidung zwiſchen Verwaltung und Juſtiz, die 
damit erreicht war, erſchien allen maßgebenden Staatsmännern und 
Verwaltungsbeamten Preußens damals als die Vorbedingung weiterer 
zeitgemäßer Reformen des Behördenweſens: Stein hat ſie ſchon in 
ſeiner Naſſauer Denkſchrift an die Spitze ſeines Reformprogramms ge- 
ſtellt, und auch als leitender Miniſter hat er in dem Schreiben vom 
25. Auguſt 1808 an den oſtpreußiſchen Provinzialminiſter Schroetter 
die Weiſung gegeben, daß die Frage, inwieweit gegen Verfügungen der 
Kammern der Rechtsweg ſtattfinden könne, nach den Beſtimmungen des 
neuen Reſſortreglements, inſonderheit auch desjenigen für die Ent⸗ 
ſchädigungsprovinzen von 1803, das er . ſelbſt eingeführt hatte, 
entſchieden werden ſollte. 

In dieſer Hinſicht war alſo die Linie der Geſezgebung damals feſt 
beſtimmt: zu dem Reſſortreglement von 1749 und den Kammerjuſtiz⸗ 
deputationen konnte und wollte man nicht zurück. Aber Frieſe konnte 
ſich auch mit dem eigentlichen Grundgedanken des neuen Reſſortregle⸗ 
ments, dem des Vorranges der Juſtiz vor der Verwaltung, nicht be⸗ 
freunden. Er war vielmehr von dem dualiſtiſchen Prinzip der fride⸗ 


1) In der Geſchichte der Akademie findet ſich nichts darüber. Am 
3. Februar 1809 fragte von Königsberg aus der Geh. Staatsrat v. Klewitz bei 
dem Direktorium der Akademie deswegen an; eine Antwort iſt in den Klewitz⸗ 
ſchen Papieren (Geh. Staatsarchiv, A Klewitz Nr. 6) nicht vor⸗ 
handen. 
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rizianiſchen Zeit beherrſcht, und indem er dieſes im Rahmen der neuen 
Ordnung zur Geltung zu bringen verſuchte, hat er in dieſe Ordnung 
einen Keim der Zerſetzung hineingelegt, der ſie im Laufe der Zeit zer⸗ 
ſtören und in ihrem Weſen innerlich verwandeln mußte. a 

Ich kann mich der Beurteilung Frieſes und ſeines Werkes durch 
Löning nicht durchweg anſchließen. Löning ſieht in ihm nur den Eigen⸗ 
brödler, der durch anfechtbare thoretiſche Diſtinktionen die klare und 
unzweideutige Ordnung des Reſſortreglements von 1797 verwirrt und 
verdorben habe. Das iſt eine Folge der Überſchätzung, die er dieſer 
allerdings in ſich konſequenten, aber ſehr einſeitigen Ordnung zu Teil 
werden läßt. Er würdigt zu wenig die Berechtigung des Grund⸗ 
gedankens Frieſes von der Notwendigkeit einer ſelbſtändigen und un⸗ 
abhängigen Stellung der Verwaltungsbehörden gegenüber den ordent⸗ 
lichen Gerichten mit ihren vorwiegend ziviliſtiſch geſchulten Kräften, 
insbeſondere bei dem Mangel eines genügend ſpezialiſierten und kodi⸗ 
fizierten Verwaltungsrechts. Was Frieſe in dieſer Hinſicht in feinem 
Aufſatz vom 9. September 1808 ausführt, iſt doch ſehr beachtenswert. 
„Mit welchem Erfolg — heißt es da —, mit welchem Mut können 
die Kammerbehörden ihr Amt verwalten, ſobald ſie beinahe bei jedem 
ihrer Schritte befürchten müſſen, daß ihre Verfügungen, wenn auch 
nicht auf der Stelle, ſo doch hinterher, von der Juſtiz aufgehoben 
werden können und obenein wohl noch gar Regreßklagen über ſie 
kommen?“ Er weiſt in immer neuen Wendungen darauf hin, daß 
über die Verfahrensart der Polizei unmöglich ſo genaue und beſtimmte 
Vorſchriften erteilt werden können, wie in Anſehung der Juſtiz, daß 
der Verwaltungsbeamte oft nach pflichtmäßigem Ermeſſen handeln müſſe, 
ohne ſich auf ein unzweifelhaftes Geſetz berufen zu können, daß der 
Geſichtspunkt der Rechtmäßigkeit von dem der Notwendigkeit und 
Zweckmäßigkeit nicht immer zu trennen ſei, daß er oft von dieſem ab⸗ 
hänge, indem die Rückſicht auf das öffentliche Wohl die Maßregel 
rechtfertigt. Der Grundſatz: „salus publica suprema lex esto“ gerät 
hier in Widerſtreit mit der Deviſe der Anhänger des Juſtizſtaats: 
„fiat justitia pereat mundus“, die Kant jo temperamentvoll gerecht⸗ 
fertigt hat. | 

Von dieſem Standpunkt aus kommt Frieſe zu einer ſtärkeren Be⸗ 
ſchränkung des Rechtswegs, als ſie das Reglement von 1797 und ſeine 
nächſten Nachfolger enthalten hatten. Er wollte ihn ohne weiteres zu⸗ 
laſſen gegen alle finanziellen Verfügungen der Kammern, mochten ſie 
ſich auf öffentliche Abgaben oder auf die fiskaliſchen Rechte an 
Domänen und Regalien beziehen; aber er wollte ihn im Prinzip aus⸗ 
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ſchließen bei allen polizeilichen Verfügungen, das Wort „Polizei“ hier 
in dem alten weiten Sinne genommen, in dem es neben der eigent⸗ 
lichen Polizei auch die wirtſchaftliche Verwaltung und die Wohlfahrts⸗ 
pflege umfaßt. Hier wollte er eine Ausnahme nur da zulaſſen, wo 
die Klage eine direkte Geſetzwidrigkeit der Verfügung behauptete oder 
aber einen ſpeziellen Rechtstitel, auf Grund deſſen der Klagende von 
den Anforderungen der Polizeibehörde ausnahmsweiſe befreit ſein 
wollte. In allen andern Fällen wollte er bei polizeilichen Verfügungen 
keine Klage auf Aufhebung der Verfügung geſtatten, ſondern nur eing 
Klage auf Schadenserſatz. Dieſe Geſichtspunkte ſind in der Hauptſache 
auch durchgedrungen und liegen den Paragraphen 36-40. der Ver⸗ 
ordnung vom 26. Dezember 1808 zu Grunde. Der direkten Geſetzes⸗ 
verletzung ſind in den Kommiſſionsverhandlungen ſchließlich noch hin⸗ 
zugefügt worden, als Vorausſetzungen, die eine Klage auf Aufhebung 
polizeilicher Verfügungen begründen: die Behauptung grober Fahr⸗ 
läſſigkeit ſeitens der Polizeibehörde oder vorſätzliche een 
des Klagenden durch ſie. 

Es iſt richtig, daß in den Ausführungen von Frieſe eine Be⸗ 
rufung auf ſchlechte Erfahrungen mit den neuen Reſſortreglements keine 
Rolle ſpielt, daß ſie ſich vielmehr auf Erwägungen von allgemeiner 
theoretiſcher Art gründen. Aber Löning gibt ja ſelbſt zu, daß eine 
Gelegenheit zu Erfahrungen kaum in erheblichem Umfange vorhanden 
war. Wenn er trotzdem Gewicht darauf legt, daß Männer wie Schroetter 
und Stein für die Grundſätze des Reſſortreglements von 1797 ge⸗ 
weſen ſeien, daß Schroetter das neuoſtpreußiſche Reglement nach mehr⸗ 
jährigen Erſahrungen bei dem Erlaß des oſtpreußiſchen 1804 hat zu 
Grunde legen laſſen, daß Stein 1808 die Grundſätze des Reglements 
für die Entſchädigungsprovinzen, das er ſelbſt dort 1803 eingeführt 
hatte und das eine ziemlich wörtliche Wiederholung des neuoſtpreußi⸗ 
ſchen von 1797 iſt, zur Ausdehnung auf den ganzen Staat empfohlen 
hat, ſo muß demgegenüber bemerkt werden, daß es ſehr zweifelhaft iſt, 
inwieweit es ſich bei dieſen Männern um wirkliche praktiſche Er⸗ 
fahrungen und nicht bloß um eine prinzipielle Vorliebe für die Grund⸗ 
ſätze von 1797 gehandelt hat. Weder Stein nach Schroetter haben 
ſich jemals eingehender über die ſchwierigen Fragen, um die es ſich 
dabei handelt, geäußert; Stein hatte auch kaum Gelegenheit zu eigenen 
Erfahrungen auf dieſem Gebiet, da er ſchon 1804 aus den Entſchädi⸗ 
gungsprovinzen in einen ganz anderen Wirkungskreis nach Berlin ver⸗ 
ſetzt worden iſt. Beide waren wohl namentlich durch die reinliche 
Scheidung zwiſchen Juſtiz und Verwaltung befriedigt, die in dem 
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Reſſortreglement von 1797 angebahnt war, und die ja auch Frieſe un⸗ 
angetaſtet ließ. Und ſchließlich haben doch eben dieſe beiden Männer 
die Vorſchläge Frieſes gebilligt und die Verantwortung für das Publi⸗ 
kandum nom 26. Dezember 1808 übernommen! Die allgemeinen theo⸗ 
retiſchen Erwägungen Frieſes über die Natur der Polizei und über die 
pſychologiſchen Bedingungen der Verwaltungstätigkeit müſſen ihnen doch 
mehr Eindruck gemacht haben, als etwaige praktiſche Erfahrungen, die 
für die Beibehaltung der Faſſung von 1797 geſprochen hätten!!) 

Ich gebe Löning?) zu (worin ihm ja auch E. v. Meier beipflichtet), 
daß die klare, unzweideutige und überſichtliche Faſſung des Reſſort⸗ 
reglements von 1797 durch die Umarbeitung Frieſes zerſtört und ver⸗ 
dunkelt worden iſt. Namentlich war es ein Fehler von Frieſe, beim 
Finanzrecht nicht zu unterſcheiden zwiſchen dem Staat als öffentlicher 
Gewalt bei der Erhebung öffentlicher Abgaben und dem Staat als 
Fiskus bei privatrechtlichen und grundherrlichen Forderungen. Aber 
dieſer Fehler hat ja auf die Beſchränkung des Rechtswegs keine Ein⸗ 
wirkung gehabt, denn in finanzrechtlichen Fragen will ja Frieſe den 
Rechtsweg immer geſtatten, und wahrſcheinlich hat eben das ihn, dazu 
geführt, jene Unterſcheidung als unerheblich für den vorliegenden Fall 
zu ignorieren. Ich kann auch zugeben, daß es vielleicht beſſer geweſen 
wäre, wenn Frieſe zwiſchen dem engeren Begriff der Polizei, wie ihn 
das Allgemeine Landrecht faßte (II, 17 § 10) und dem Begriff der 
ſonſtigen inneren Verwaltung unterſchieden hätte, ſtatt den alten weiten 
Begriff der Polizei ohne eine ſolche Unterſcheidung zu Grunde zu legen. 
Ich muß aber beſtreiten, daß er damit einen Rückſchritt gegenüber dem 
Reſſortreglement von 1797 gemacht habe. Das Reſſortreglement von 
1797 hat keineswegs, wie Löning meint, die Ausübung der Polizei⸗ 
gewalt in dem engeren Sinne des Allgemeinen Landrechts II, 17 8 10 
und die anderweitige Verwaltung geſchieden. Im Gegenteil: es ſpricht 
in § 3 unter VI ausdrücklich von der Polizei im weiteſten Umfange 


1) Der Plan, den Klewitz und Kircheiſen unter Billigung des Miniſters 
v. Voß 1800 für deſſen Departement (die Marken, Pommern, Südpreußen) aus⸗ 
gearbeitet hatten, und der am Widerſpruch des Generaldirektoriums ſcheiterte, 
bewegt ſich doch ſchon in einer weſentlich andern Richtung als das Reglement 
von 1797. Er will die erſte Inſtanz teilen zwiſchen Kammer und Regierung, 
einem Kammerjuſtizſenat (der außer dem Kammerdirektor noch einen zweiten Vor⸗ 
ſitzenden aus der Regierung erhält) die Inſtruktion, einer Regierungsdeputation 
die Urteilſprechung zuweiſen. Eine Verſchmelzung beider würde ein unabhängiges 
Verwaltungsgericht dargeſtellt haben! Die Appellation und Reviſionsinſtanz 
ſollen in das Kammergericht bzw. Obertribunal fallen. 

2) S. 129 ff. | 
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als von dem praktiſch geltenden Begriff (alſo im Gegenſatz zum All⸗ 
gemeinen Landrecht) und in § 10 Ziffer 5 und 6 handelt es ſich, wie 
die bei der Kontroverſe Frieſe⸗Hecker !) angeführten Beiſpiele beweiſen 
(Frieſes Aufſatz vom 9. September 1808. und Heckers Denkſchrift vom 
22. Oktober 1808: Fabrikenkonzeſſion, Waldbewirtſchaftung), gar nicht 

um dieſe rein polizeilichen Angelegenheiten, wie Löning meint, ſondern 
um den weiteren Begriff der Polizei im Sinne des § 3 Abſ. VI. 
Frieſe hat ſich hier alſo einfach an das Vorbild des Reſſortreglements 
von 1797 angeſchloſſen. Er hat bei feiner Beſtimmung des Polizei⸗ 
begriffs ſich auch nur gegen das Allgemeine Landrecht, nicht gegen das 
Reſſortreglement von 1797 gewandt. 

Ganz beſonders aber kann ich nicht zugeben, daß, wie Löning 
meint, der Entſchädigungsklage, die Frieſe gegen polizeiliche Verfügungen 
geben wollte, durch die Verordnung ſelbſt das Fundament entzogen 
worden ſei. Es iſt nicht zutreffend, daß dieſe Klage nur dann gegeben 
ſein ſollte, wenn die vorgeſetzte Behörde die Verfügung der Kammer 
gemißbilligt hatte. Im Gegenteil, in dieſem Falle ſollte die richterliche 
Kognition in vollem Umfang eintreten; die Klage ſollte dann auch auf 
Aufhebung der Verfügung, auch wohl auf Reparation der Ehre, die 
etwa durch Exekution verletzt war, ſich richten dürfen. Wenn aber 
die polizeiliche Verfügung von der vorgeſetzten Behörde gebilligt wurde 
und in Kraft blieb, ſo konnte es ſehr wohl trotzdem eine Klage auf 
Schadenserſatz geben. Das Allgemeine Landrecht beſtimmt ja, Einleitung 
§ 75, daß der Staat denjenigen, welcher ſeine beſonderen Rechte und 
Vorteile dem Wohle des gemeinen Weſens aufzuopfern genötigt wird, 
zu entſchädigen gehalten iſt. In der Verordnung iſt nichts enthalten, 
was dieſer Entſchädigung die Grundlage entzöge. Es iſt nicht richtig, 
was das Heckerſche Gutachten behauptet, daß die Entſchädigung im all⸗ 
gemeinen von der Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit der Polizeimaßregel 
ſelbſt abhängig ſei, daß fie ausgeſchloſſen ſei, wenn dieſe Vorausſetzung 
zuträfe. Das iſt mit dem eben zitierten $ 75 der Einleitung des All⸗ 
gemeinen Landrechts nicht in Übereinſtimmung. Übrigens findet ſich 
dieſelbe Entſchädigungsklage auch im Reſſortreglement von 1797 $ 10 
Ziffer 5 bei Verfügungen in Landespolizeiangelegenheiten, die salvo 
jure vollſtreckbar ſind. Hier wollte Frieſe ſogar noch weiter gehen und 
eine Klage auf Aufhebung der Verfügung einräumen, wenn durch dieſe 
eine geſetzliche Beſtimmung verletzt wird, z. B. bei einer Fabrikkonzeſſion 


1) Hecker war der Wortführer des Juſtizminiſteriums. Die Akten im 
Geh. St. A. Rep. 77, CXCIX A. 
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für einen Ort, wo bereits ein mit exkluſivem Fabrikprivileg verſehener 
Fabrikant derſelben Fabrikationsart angeſeſſen iſt; da genüge dem 
privilegierten Fabrikanten eine Entſchädigung nicht, er verlange mit 
Recht Aufhebung der unrechtmäßigen Konzeſſion. 

Nicht ganz zutreffend ift auch, daß Frieſe die Klage auf Auf- 
hebung von polizeilichen Verfügungen auch auf eine Entſcheidung über 
die Zweckmäßigkeit, nicht bloß ee, gerichtet habe. Sie 
findet ſtatt 

1. bei Widerſpruch mit einer ausdrücklichen geſetzlichen Beſtimmung. 
Dazu kommen die ähnlichen Fälle, wo grobe Fahrläſſigkeit der Behörde 
oder vorſätzliche e des Klägers durch ſie behauptet 
wird — 

2. bei einem b gene enden ſubjektiven Rechtstitel des Klägers — 

3. bei Mißbilligung durch die vorgeſetzte Behörde. 

Von einer Entſcheidung über die Zweckmäßigkeit kann doch nur 
im letzten. Falle die Rede ſein, und da iſt es die vorgeſetzte Verwal⸗ 
tungsbehörde, die ſie trifft; das Gericht hat ſich lediglich darauf zu 
gründen. 

Wenn aber Frieſe von Löning wie von den zeitgenöſſiſchen Juriſten 
vorgeworfen wird, daß er die Befugniſſe der Verwaltung und der 
Geſetzgebung vermiſche, ſo handelt es ſich hier um einen Punkt, bei 
dem die in der abſoluten Monarchie unvermeidliche Unklarheit des 
Begriffes Geſetz eine verhängnisvolle Rolle ſpielt. Es war unvorſichtig 
von Frieſe geweſen, daß er einmal geäußert hatte, um den ſchöpfe⸗ 
riſchen Charakter der Verwaltungstätigkeit zu kennzeichnen, daß ſie 
unter Umſtänden eine Art von geſetzgebender Gewalt ausüben müſſe; 
er hat das ſpäter im Laufe der Diskuſſion eingeſehen und eingeſchränkt. 
Darüber war man ja einverſtanden, daß der Kammer eine geſetzgebende 
Gewalt nicht zukomme; das war durch eine königliche Order vom 
15. Januar 1799 ausdrücklich feſtgelegt worden. Auch war allgemein 
anerkannt, daß Polizeiverordnungen, die vom Generaldirektorium im 
Rahmen ſeiner ſelbſtändigen Verfügungsgewalt („auf königlichen Spezial⸗ 
befehl“, wie es kanzleimäßig hieß) erlaſſen waren, die Kraft förmlicher 
Polizeigeſetze hatten, gegen die keine Klage zuläſſig war. Streitig war 
aber folgender Fall: Wenn eine Kammer durch beſondere, nicht vor⸗ 
ausgeſehene Umſtände, im Intereſſe des öffentlichen Wohls zu einer 
Polizeiverfügung veranlaßt wird, die nicht als bloße einmalige An⸗ 
wendung eines beſtehenden Polizeigeſetzes gelten kann, ſondern eine all⸗ 
gemeine polizeiliche Einrichtung zum Ziel hat, und damit alſo ein Recht 
ſchafft, und wenn dann, wie in dieſem Falle nötig, die vorgeſetzte Behörde, 
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d. h. das Generaldirektorium, dieſe Verfügung billigt, ſie damit zu einer 
allgemeinen Verordnung erhebt, hat dieſe ſchon für den Fall, der ſie 
hervorgerufen hat, Geltung? Die Verwaltungsbehörden, auch Frieſe, 
behaupteten das, die Juſtizbehörden beſtritten es: ſie waren der Anſicht, 
daß nur ein Polizeigeſetz, das bereits früher vorhanden geweſen ſej, 
im einzelnen Falle auf Geltung Anſpruch machen könne. Sonſt handle 
es ſich um einen Akt der Geſetzgebung, um eine Art von Machtſpruch. 
Durch einen Zuſatz, den die erſte Kommiſſion (Morgenbeſſer, Klevenow) 
beſchloſſen hat, iſt in der Verordnung von 1808 feſtgeſetzt worden, daß 
gegen eine ſolche vom Generaldirektorium gebilligte Verordnung der 
Rechtsweg nur in den erwähnten Ausnahmefällen zuläſſig ſein ſollte. 
Die Hauptſache aber war doch die Vielgeſtaltigkeit der Verwal⸗ 
tungsaufgaben, die ſich nicht in allgemeine Normen fügen wollte; 
das iſt der Punkt, auf den Frieſe immer wieder zurückkommt, auf den 
er mit Nachdruck hinweiſt, um ſeinen Standpunkt zu begründen, daß 
die Verwaltung nicht unter die nachprüfende Kontrolle der ordentlichen 
Gerichte geſtellt werden könne. Und damit hat er unzweifelhaft den 
Punkt getroffen, der die ſchwache Stelle des Svarezſchen Syſtems be⸗ 
zeichnet. Es muß immer wieder darauf hingewieſen werden, daß die 
Einſeitigkeit der ordentlichen Gerichte über Verwaltungsſtreitſachen im 
Widerſpruch ſtand zu der vorwiegend ziviliſtiſchen Schulung der Richter 
und zu dem Mangel einer ausreichenden Spezialiſierung und Kodi⸗ 
fizierung des Verwaltungsrechts. Darum iſt für Frieſes Standpunkt 
das Verlangen nach einer überſichtlichen Sammlung, Ordnung und 
Sichtung der Polizeigeſetze ſo charakteriſtiſch. Darum hat man damals 
auch wohl nicht an die Schaffung beſonderer Verwaltungsgerichte ge⸗ 
dacht, zu denen ja eigentlich die Kammerjuſtizdeputationen leicht hätten 
umgeſtaltet werden können. Es bedurfte erſt einer ganz anderen Aus⸗ 
geſtaltung und Durcharbeitung des materiellen Verwaltungsrechts, ehe 
man an eine ‚ordentliche Verwaltungsrechtſprechung denken konnte. Bei 
dieſem Mangel aber behalf man ſich zunächſt mit dem Ausſchluß des 
Rechtswegs für die beſonders ſchwierigen polizeilichen Materien, wo⸗ 
durch die ftreitigeu Angelegenheiten auf den Weg der Beſchwerde vor 
den Verwaltungsbehörden ſelbſt gewieſen wurden. Dieſes von Frieſe 
in der Verordnung von 1808 inaugurierte Verfahren iſt dann im 
Laufe des 19. Jahrhunderts immer weiter und weiter ausgedehnt 
worden, bis man um 1860 bei dem damals ſo vielfach und heftig an⸗ 
gegriffenen Zuſtande des „Polizeiſtaats“ angelangt war, gegen den 
man zunächſt keine rechte Abhilfe finden konnte. Frieſe hatte ſich tat⸗ 
ſächlich doch wieder dem friderizianiſchen und damit (wahrſcheinlich un⸗ 
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bewußt) dem franzöſiſch⸗napoleoniſchen Syſtem genähert, nur daß die 
Surrogate einer beſonderen Verwaltungsgerichtsbarkeit, die hier wie 
dort vorhanden waren (in den Kammerjuſtizdeputationen und den 
Reviſionsinſtanzen wie in den Präfekturräten und dem Conseil d' Etat), 
Heſeitigt wurden oder blieben. Selbſt die Immediat⸗Jurisdiktions⸗ 
kommiſſion, die Svarez auch bei dem Reſſortreglement von 1797 noch 
nicht entbehren mochte !), ließ man 1808 eingehen, weil man fie bei 
der klaren Trennung der Kompetenzen nicht mehr für nötig hielt — 
was ſich ſpäter als ein Irrtum herausſtellen ſollte. Man hat ſie be⸗ 
kanntlich 1847 wieder eingeführt, aber nun in der franzöſiſchen Form 
eines Gerichtshofes zur Entſcheidung der Kompetenzkonflikte. Über⸗ 
haupt wurde die Nachahmung des franzöſiſchen Syſtems der Gewalten⸗ 
trennung nach 1815 das Muſter, dem man in Preußen nachſtrebte. 


IV. Oer Einfluß des franzöfiſchen Syſtems im 19. Jahr⸗ 
hundert und die Herſtellung des Nechtsſtaats 


Ich möchte alſo für richtiger halten, die Verordnung vom 
26. Dezember 1808 auch in bezug auf die beſondere Frage der Ver⸗ 
waltungsgerichtsbarkeit an die Spitze einer neuen Epoche zu ſtellen, 
ſtatt an das Ende der alten, die ihren Kulminationspunkt in dem 
Reſſortreglement von 1797 hat. Über dieſe neue Epoche, die einen 
beſonders wertvollen Teil des Löningſchen Buches bildet, habe ich 
wenig hinzuzufügen. Ich kann mich da auf die Hervorhebung der 
wichtigſten Punkte beſchränken ). 

Der Einfluß des franzöſiſchen Syſtems beginnt ſichtbar zu werden 
mit dem rheiniſchen Reſſortreglement von 1818, das ſchon den Grund⸗ 
fat proklamierte, daß die Verwaltungsbehörden in ihren Amtsverrich⸗ 
tungen von den Gerichten unabhängig ſeien. Er blieb im Wachſen 
und erreichte ſeinen Höhepunkt zu Ende der 30 er Jahre. Namentlich 
das Juſtizminiſterium v. Mühlers 1833—1844 iſt bezeichnend dafür, 

obwohl Mühler — es iſt der Vater des bekannteren Kultusminiſters — 


1) Klein war in ſeinen „Annalen“ 1796 nachdrücklich m ihre Beibehaltung 
eingetreten. 

2) Es ift ſchade, daß der dritte Band von E. v. Meiers Werk: Fran⸗ 
zöſiſche Einflüſſe auf die preußiſche Staats⸗ und Rechtsentwicklung im 19. Jahr⸗ 
hundert nicht mehr vollendet worden iſt. Das unvollendet zurückgelaſſene Manu⸗ 
ſkript iſt nach dem letzten Willen des Verfaſſers vernichtet worden. Die Dar⸗ 
ſtellung Lönings umfaßt einen weſentlichen Teil deſſen, was hier hatte be⸗ 
handelt werden ſollen. Sie iſt E. v. Meier ſelbſt nicht mehr bekannt geworden. 
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kein Rheinländer, ſondern ein Schleſier war. In Theorie und Praxis 
drang der Grundſatz durch, daß die ordentlichen Gerichte ihrer Natur 
nach auf privatrechtliche Streitigkeiten und Strafſachen beſchränkt ſeien, 
daß alles, was die Finanzen und die Polizei angehe vor die neuen 
Regierungen, als die Verwaltungsbehörden, gehöre. In den Gewerbe⸗ 
ſteuergeſetzen von 1810 und 1820 wurde der Rechtsweg ausdrücklich 
ausgeſchloſſen, in den Zoll- und Steuergeſetzen von 1818 und 1819 
war gar keine Rede von ihm. Alle ſpäteren Steuergeſetze ließen nur 
den Beſchwerdeweg vor den Verwaltungsbehörden offen. Derſelbe 
Grundſatz wurde auch auf die Beſteuerung durch Kommunalbehörden 
angewandt, ja, ſeit 1836 ſogar auf die obſervanzmäßigen Kirchen- und 
Schulabgaben, was bei der häufig beſtrittenen Natur dieſer Obſervanzen 
zu einer ſchlimmen Rechtloſigkeit führte, die erſt 1861 beſeitigt worden 
iſt. Dazu kam die Aufhebung des Rechtswegs für Anſprüche der Be⸗ 
amten auf die Dienſteinkünfte durch Kabinettsorder vom 7. Juli 1830, 
was damals in Beamtenkreiſen viel böſes Blut machte und auch erſt 
1861 wieder rückgängig gemacht worden iſt. Der von Stein gefürchtete 
Miniſterialdeſpotismus begann ſich zu entfalten; und wenn er auch bei 
der Rechtſchaffenheit und Pflichttreue der an der Spitze ſtehenden 
Männer nicht eben ſchlimmes Unheil mit ſich gebracht hat, ſo wirkte 
er doch in einer für Freiheit und Gemeinſinn nicht förderlichen Rich⸗ 
tung auf den öffentlichen Geiſt ein. Ihren Höhepunkt aber fand dieſe 
Entwicklung in dem Geſetz vom 11. Mai 1842, das den franzöſiſchen 
Grundſatz, nach welchem Verwaltungsakte keiner Nachprüfung durch die 
Gerichte unterliegen, ganz allgemein, namentlich in Hinſicht auf die 
polizeilichen Verfügungen, zur Geltung brachte, ſo daß gegen ſolche 
Verfügungen nur der Beſchwerdeweg bei der vorgeſetzten Dienſtbehörde 
zuläſſig war und die Entſcheidung in letzter Inſtanz bei dem Miniſter 
des Innern lag. In bezug auf die Strafgerichtsbarkeit der Verwal⸗ 
tungsbehörden blieb es zunächſt bei dem alten Recht, nach dem die 
Ortsbehörden nur eine ſehr beſchränkte Zuſtändigkeit hatten, und bei 
Aberſchreitung des geringſten herkömmlichen Strafmaßes entweder der 
Rekurs an die Regierung oder die Berufung auf den Rechtsweg ſtatt⸗ 
haft war. Erſt ſpäter (1849) ging man zu dem Syſtem beſonderer 
Polizeirichter über, und 1852 (14. Mai) wurde in den alten Pro⸗ 
vinzen das Recht der Polizeibehörden wiederhergeſtellt, vorläufig Strafen 
bei Polizeiübertretungen vorbehaltlich des Rechtsweges feſtzuſetzen — 
eine Einrichtung, die dann auch auf andere Provinzen übertragen und 
1883 (23. April) ganz allgemein durchgeführt worden iſt. Die Straf- 


gewalt bei Kontraventionen gegen Finanzgeſetze und bei Defraudationen 
Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXXII. 2. 29 
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königlicher Gefälle blieb den Regierungen mit dem Vorbehalt des Rechts⸗ 
weges, der nur bei ganz kleinen Strafen ausgeſchloſſen wurde; das 
dem franzöſiſchen Muſter nachgebildete, auf Miniſterialverfügungen be⸗ 
ruhende, als praktiſch erprobte Vergleichs- oder „Submiſſionsweſen“ 
in ſolchen Fällen iſt erſt 1897 und 1900 geſetzlich geregelt worden. 

Auch bei der Begründung des Gerichtshofes zur Entſcheidung von 
Kompetenzkonflikten (8. April 1847) hat man ſich eng an das fran⸗ 
zöſiſche Vorbild angeſchloſſen, dem überhaupt der Begriff des poſitiven 
und des negativen Kompetenzkonflikts entlehnt iſt. Der Gerichtshof 
war aus höheren Juſtiz- und Verwaltungsbeamten zuſammengeſetzt, 
aber er hatte zunächſt noch nicht die vollen Garantien der Unabhängig⸗ 
keit wie ein ordentliches Gericht, und ſein Verfahren blieb noch geheim 
und abweichend von dem ſonſtigen Prozeßverfahren. 

Eine weſentliche Veränderung erfuhren die Grundſätze über die 
gerichtliche Verfolgung von Beamten wegen rechtswidriger Amts- und 
Dienſthandlungen. Im 18. Jahrhundert hatten die Beamten in dieſer 
Hinſicht unter der Jurisdiktion der Kammern geſtanden. In der Ver⸗ 
ordnung vom 26. Dezember 1808 wurde die Strafverfolgung eines 
Verwaltungsbeamten wegen eines Amtsvergehens von dem Antrage der 
Regierung abhängig gemacht; ſeit 1824 trat an die Stelle der Re⸗ 
gierung der vorgeſetzte Miniſter. Seitdem hatte alſo der Miniſter 
darüber zu ertſcheiden, ob eine gerichtliche Verfolgung des angeſchul⸗ 
digten Beamten zuläſſig ſei oder nicht. Derſelbe Grundſatz wurde 
durch das Disziplinargeſetz von 1844 (März 29.) auch auf die richter⸗ 
lichen Beamten ausgedehnt, die man damals überhaupt in eine ſtärkere 
Abhängigkeit vom Juſtizminiſter zu bringen befliſſen war. Seit 1848 
erhob ſich hiergegen, wie gegen das ganze bisherige Syſtem der gericht⸗ 
lichen Verfolgung von Beamten ein heftiger Widerſtand. Man über⸗ 
nahm damals aus der belgiſchen Verfaſſung den Grundſatz, daß keine 
vorgängige Genehmigung der vorgeſetzten Dienſtbehörde zur gericht— 
lichen Verfolgung eines Beamten wegen eines Amtsvergehens erforder⸗ 
lich ſein dürfe, und die Verfaſſung von 1850 ſtellte ein Geſetz darüber 
mit dieſer Maßgabe in Ausſicht. Dieſes Geſetz iſt am 13. Februar 
1854 zu ſtande gekommen; es trägt die Spuren der damals herrſchen⸗ 
den Reaktion und entſprach wenig den Tendenzen, die beim Erlaß der 
Verfaſſung maßgebend geweſen waren. An die Stelle der vorgängigen 
Genehmigung der Strafverfolgung ſetzte ſie die Konfliktserhebung durch 
die vorgeſetzte Behörde, die den angeſchuldigten Beamten der gericht⸗ 
lichen Verfolgung entziehen wollte. Dann ſollte der Gerichtshof zur 
Entſcheidung von Kompetenzkonflikten darüber befinden, ob die Straf⸗ 


| | 
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verfolgung zuläſſig ſei oder nicht. Man glaubte, daß dieſer als eine 
„Behörde von vorherrſchend politiſchem Charakter“ ſich den Anſchauungen 
der Verwaltung im allgemeinen anpaſſen werde, aber die Haltung des 
Gerichtshofes war doch eine im ganzen unparteiiſche und gerechte. 
Trotzdem brachte man ihm im Publikum wenig Vertrauen entgegen; 
man erblickte in dieſem Geſetz überhaupt die Vollendung deſſen, was 
man damals den „Polizeiſtaat“ nannte. Auch die Konſervativen hatten 
ſchon Ende der 50er Jahre Bedenken dagegen; Wagener hat dieſes 
Geſetz einmal „den ſchlechteſten Teil der franzöſiſchen Importjuſtiz“ ge⸗ 
nannt; aber trotzdem haben ſie ſpäter gegen ſeine Aufhebung opponiert 
und ſeine Beſeitigung iſt denn auch 1861 nicht gelungen. 

Mit dem Eintritt der neuen Ara fand ein Anlauf ſtatt zu einer 
umfaſſenden Geſetzgebung, welche die ganze Mißbildung des Verwal⸗ 
tungsrechts, die in den letzten Jahrzehnten erfolgt war, beſeitigen ſollte. 
Drei Geſetze wurden 1860 dem Landtage vorgelegt, die dieſen Zweck 
verfolgten. Das eine bedeutete eine Reviſion der Geſetze vom 11. Mai 
1842 und vom 11. März 1850 über die Polizeiverwaltung in dem 
Sinne, daß ein Rechtsweg gegen polizeiliche Verfügungen, wenn auch 
in beſchränktem Umfange, etwa ſo wie 1808, wieder eröffnet werden 
ſollte; das zweite wollte die Konfliktserhebung auf Grund des Geſetzes 
vom 13. Februar 1854 beſeitigen und die Zuſtändigkeit der Gerichte 
auch gegenüber den Amtsvergehen herſtellen, nur mit der Maßgabe, 
daß den vorgeſetzten Dienſtbehörden der angeſchuldigten Beamten die 
weitgehendſte Gelegenheit geboten werden ſollte, dem Gericht ihre An⸗ 
ſicht darzulegen, wenn dieſe dahin ginge, daß keine Überſchreitung der 
Amtsgewalt ſtattgefunden habe. Das dritte Geſetz endlich enthielt die 
Wiedereröffnung des Rechtswegs für die Anſprüche von Beamten auf 
ihre Dienſteinkünfte ſowie bei Steuern und Abgaben im allgemeinen, 
ſofern Tilgung oder Verjährung der einzelnen Steuerforderung be⸗ 
hauptet wird, ferner bei Stempelſteuern und vor allem bei Kirchen⸗, 
Pfarr⸗ und Schulabgaben, die auf Grund örtlicher Obſervanz erhoben 
werden. | | 

Aber nur dieſes letztere Geſetz, das unbedeutendſte von allen, iſt 
damals zu ſtande gekommen, 24. Mai 1861. Es war das einzige, 
dürftige Ergebnis des ganzen umfaſſenden Reformverſuchs. Der Ent⸗ 
wurf des erſten Geſetzes wurde in der Kommiſſion begraben, der des 
zweiten wurde zwar im Abgeordnetenhaus angenommen, aber vom 
Herrenhauſe verworfen: die Konſervativen ſtanden ſchon unter der Ein⸗ 
wirkung des kommenden Verfaſſungskonflikts und wollten die Stellung 


des liberalen Miniſteriums nicht ſtärken; namentlich Stahl hat damals 
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im Herrenhauſe die Überzeugung vertreten, daß alle Autorität der 
Obrigkeit zu Grunde gehen werde, wenn die Gerichte über die Hand⸗ 
lungen von Organen der vollziehenden Gewalt urteilen könnten. 
Wenn man die Entwicklung der öffentlichen Zuſtände und der 
Geſetzgebung in Preußen in dem halben Jahrhundert nach 1815 richtig 
würdigen will, ſo darf man den verſchiedenen Geiſt nicht außer acht 
laſſen, der ſich damals einerſeits in den Regierungen, andererſeits in 
den Gerichten ausbildete. Die Regierungen, bei denen der Nachwuchs 
von den Präſidenten ausgeſucht wurde, kamen mehr und mehr in eine 
innere Verbindung mit den konſervativen, namentlich auch den grund⸗ 
beſitzenden Schichten, während in den Gerichten der zum Liberalismus 
neigende gebildete Mittelſtand ſtärker vertreten war; auch jüdiſche Ele⸗ 
mente begannen hier eine Rolle zu ſpielen. Im 18. Jahrhundert waren 
noch die alten Regierungen, d. h. die Gerichte, trotz aller offiziellen 
Gleichſtellung die vornehmere, ſozial höher gewertete Schicht des Be⸗ 
amtentums geweſen. Sie hatten, abgeſehen von Schleſien, die Repräſen⸗ 
tation der landes hoheitlichen Rechte; fie waren zum großen Teil aus 
dem eingeborenen Adel der Provinzen zuſammengeſetzt; ſeit der Cocceji⸗ 
ſchen Reform genoſſen ſie einen großen Ruf von Gelehrſamkeit und 
Tüchtigkeit und hatten auch beſſere, auskömmlichere Gehälter als die 
Kriegs⸗ und Domänenräte. Hatten in dem Jahrhundert von 1640 
bis 1740 die Verwaltungsbeamten in den Amtskammern und Kom⸗ 
miſſariaten das vorwärtstreibende, belebende, leiſtungsfähigſte Element 
im Beamtentum dargeſtellt, ſo waren ſeit der Coccejiſchen und vollends 
ſeit der Carmerſchen Juſtizreform die Mitglieder der Gerichtshöfe an 
dieſe Stelle getreten, während das Perſonal der Kammern an Schätzung 
und Bedeutung eingebüßt hatte. Dieſes Verhältnis der Rangordnung, 
das, wie geſagt, trotz aller offiziellen Gleichſtellung ſich doch unverkennbar 
geltend machte, verkehrte ſich nun im 19. Jahrhundert in das Gegen⸗ 
teil. Die großen Aufgaben und Leiſtungen der Verwaltungsbeamten 
in der Reformzeit gaben ihnen eine weit ſtärkere Selbſtſchätzung und 
ein größeres Anſehen als bisher. Die Aufbeſſerung der Gehälter wirkte 
in der gleichen Richtung. Die Zuſammenſetzung aus einer mehr ariſto⸗ 
kratiſchen Oberſchicht blieb nicht ohne Wirkung. Die Gerichte und ihr 
Perſonal, die nicht mehr ſo großes Anſehen wie in den Zeiten Coccejis 
und Carmers beſaßen, weil die Juſtiz nicht mehr jo Großes und Sicht⸗ 
bares leiſtete wie damals, gerieten in das Hintertreffen. Ihr Perſonal 
war weit weniger ausgeſucht, weit weniger homogen als das der Re⸗ 
gierungen; hier fanden ſich ſehr verſchiedene ſoziale Schichten zuſammen, 
und in den Kreiſen der Gerlachs urteilte man, daß bei der Juſtiz 
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keine „poſitiven Charaktergarantien“ erforderlich und vorhanden ſeien, 
wie bei der Verwaltung. Die liberalen Kreisrichter, über die ſich Bis⸗ 
marck ſo oft geärgert hat, und die in der Konfliktszeit die Reihen der 
Oppoſition füllten, ſtanden in einem deutlichen ſozialen und politiſchen 
Gegenſatz zu den vornehmen konſervativen Landräten und höheren Ver⸗ 
waltungsbeamten, namentlich der Provinzialbehörden; die liberalen Ge⸗ 
heimräte, die ja ebenfalls ein Pfahl im Fleiſche Bismarcks waren, ſind 
mehr in den Miniſterien vertreten. Dieſes Verhältnis zwiſchen Ver⸗ 
waltung und Juſtiz muß man im Auge behalten, wenn man verſtehen 
will, wie in den 30er, 40 er, 50 er Jahren Juſtizminiſter wie Mühler⸗ 
oder Graf Lippe mit dazu geholfen haben, den Rechtsgedanken von: 
dem Staatsgedanken zurückdrängen zu laſſen, die Befreiung. der Ver⸗ | 
waltung von der ihr läftigen Kontrolle der Gerichte zu befördern. Es. 
waren eben andere Zeiten und andere Menſchen, andere Aufgaben und 
andere ſoziale Schichtungen, als zu der Zeit Coccejis und Carmers. \ 
Auf dieſe Jahrzehnte des 19. Jahrhunderts trifft jene Formel 
zu, durch die Löning die ganze Entwicklung ſeit dem 17. Jahrhundert 
charakteriſieren will: eine Bureaukratie, die beſtrebt iſt, ſich von den 
Schranken der Kontrolle durch die ordentlichen Gerichte zu befreien, 
und ihr gegenüber die Forderung der Vertreter der Rechtsſtaatsidee, 
die Herrſchaft des Rechts aufzurichten oder wiederherzuſtellen. Und 
doch war es auch damals ſchon einem Manne wie Gneiſt!) klar, daß 
es der ganzen Organiſation des preußiſchen Staates widerſprechen 
würde, wenn man einfach die Beſchwerdeinſtanz von den Regierungen 
weg in die ordentlichen Gerichte verlegen wollte, daß die vorwiegend 
ziviliſtiſche Schulung der Richter ebenſo wie die mangelhafte Speziali⸗ 
ſierung und Kodifizierung des Verwaltungsrechts und des Polizeirechts 
insbeſondere ein ſolches Mittel verbiete, daß es vielmehr der Cinrid- 
tung einer beſonderen Verwaltungsgerichtsbarkeit, die etwa in dem zu 
organiſierenden Staatsrat gipfeln ſollte, und vor allem einer gründ⸗ 
lichen Durchbildung des Verwaltungsrechts im einzelnen bedürfe, um 
die Forderung des Rechtsſtaats zu verwirklichen; und auch der Kaſſeler 
Oberappellationsgerichtsrat O. Bähr?) kam zu dem Schluß, daß der 
Rechts ſtaat, den Stahl bereits gefordert hatte, eine rechtliche Kontrolle 
der Verwaltung vorausſetze und daß, wenn man dieſe nicht den ordent⸗ 
lichen Gerichten anvertrauen wolle, nichts übrig bleibe, als beſondere 


1) Geſchichte und heutige Geſtalt der engliſchen Kommunalverfaſſung (1863), 
Bd. 2, S. 1346 ff. Dieſelben Gedanken näher ausgeführt in der Schrift: Rechts⸗ 
ſtaat und Verwaltungsgerichte 1871 (2. Aufl. 1879), 

2) Der Rechtsſtaat. Göttingen 1864. 5 
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Gerichtshöfe des öffentlichen Rechts zu ſchaffen, wenigſtens für die 
unteren Inſtanzen, während die oberſte ſeiner Meinung nach am beſten 
mit einem allgemeinen Kaſſationshof vereinigt werden würde. 

N Es iſt bekannt, welchen Gang dann die Geſetzgebung ſeit 1872 
gegangen iſt. Nicht eine Übertragung der Verwaltungsrechtſprechung 
an die ordentlichen Gerichte galt als das erſtrebenswerte Ziel, ſondern 
die Schaffung beſonderer Verwaltungsgerichte, die in den unteren In⸗ 
ſtanzen in einem organiſchen Zuſammenhang mit den Verwaltungs⸗ 
behörden ſtehen, ihre oberſte Inſtanz aber in einem von der Verwal⸗ 
tung wie von der Juſtiz ganz unabhängigen Oberverwaltungsgericht 
finden ſollten. Und auch die unteren Inſtanzen waren nicht mit den 
alten bureaukratiſchen Behörden verſchmolzen, ſondern an neugebildete 
Organe übertragen, die zum überwiegenden Teil aus gewählten Laien⸗ 
mitgliedern beſtanden und auch als Organe der Selbſtverwaltung in 
Angliederung an das alte bureaukratiſche Knochengerüſt ſich betätigten. 

Es will uns heute ſcheinen, als ob man zu dieſer Ordnung der 
Dinge auch auf dem geraden Wege einer kontinuierlichen Entwicklung 
hätte gelangen können, wenn man die Kammerjuſtizdeputationen, ſtatt 
ſie zu beſeitigen, in zeitgemäßer Weiſe umgebildet hätte, durch eine 
freiere Stellung gegenüber den Kammern, durch eine Verſtärkung des 
Juſtizelements und etwa durch eine Verbindung mit „Repräſentanten“, 
wie ſie Stein 1808 bei den Regierungen einführen wollte. Auch der 
Klewitz⸗Kircheiſenſche Reorganiſationsplan von 1800 weiſt, wie mich 
dünkt, in eine ähnliche Richtung. 

Aber die geſchichtliche Entwicklung iſt einen anderen Weg ge⸗ 
gangen, ich möchte ſagen: nach dem Hegelſchen Schema von Theſis, 
Antitheſis, Syntheſis. In der Ideenwelt der Männer um Svarez 
macht ſich zunächſt der prinzipielle Widerſpruch gegen das alte fride⸗ 
rizianiſche Syſtem geltend, das den Staatsgedanken mit dem Rechts⸗ 
gedanken gleichſam in polarer Zuſammenordnung verbinden wollte. 
Man ſah darin die Vorherrſchaft der Verwaltung und ſtellte ihr die 
Forderung der Vorherrſchaft des Rechtes entgegen. Die Herrſchaft des 
Rechts ſollte verwirklicht werden durch die Kontrolle der Gerichte über 
alle ſtreitigen Angelegenheiten der Verwaltung. Aber der Verſuch, 
dieſes Syſtem auszubauen, rief ſofort wieder die Reaktion der admini⸗ 
ſtrativen Intereſſen hervor, und ſchließlich konnte man nur dadurch zu 
einem modus vivendi gelangen, daß man die große Syntheſe zwiſchen 
dem adminiſtrativen und dem Rechtsintereſſe vollzog, aus der die 
moderne Verwaltungsgerichtsbarkeit hervorgegangen iſt. Der alte 
Polizeiſtaat oder Verwaltungsſtaat des 18. Jahrhunderts war nicht 
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ſtark genug von dem Rechtsgedanken durchdrungen, als daß er den An⸗ 
forderungen der Männer des Allgemeinen Landrechts hätte genügen 
können; ſie ſuchten den Rechtsſtaat älteren Stils ins Leben zu rufen, 
der u der Idee des vorwaltenden Rechtszwecks beruhen ſollte und 
tatſächlich ein Juſtizſtaat war, der ebenſo einſeitig den Rechtsgedanken 
realiſieren wollte, wie das alte Syſtem den Staatsgedanken realiſiert 
hatte; aber; dieſer Juſtizſtaat war praktiſch noch viel weniger haltbar 
als der alte Verwaltungsſtaat; er machte nach einem Zwiſchenſtadium, 
in welchem der Gegenſatz zwiſchen Verwaltung und Juſtiz wieder ganz 
ſcharf hervortrat, dem Rechtsſtaat neueren Stils Platz, wie er den 
Ideen Gneiſts entſprach, d. h. eines Staates, deſſen Verwaltung bis 
ins einzelne hinein durch rechtliche Normen geregelt und von einer 
ſachkundigen, aber unabhängigen Verwaltungsgerichtsbarkeit kontrolliert 
wird. Das iſt die Ordnung, die den Staatsgedanken mit dem Rechts⸗ 
gedanken harmoniſch verbindet. 


Aber den Plan zur Amgeſtaltung der Kammerjuſtiz 1800 


Aus den Bureauakten des Staatsminiſters von Voß L. 126 
(Gen.⸗Dir.⸗Juſtizſachen LVIII fol. 162 ff., Acta wegen Einrichtung 
des Juſtizweſens I. Geh. St.⸗A.) geht folgendes darüber hervor: 

Unterm 20. November 1800 legen die Miniſter Voß und Gold⸗ 
beck dem Generaldirektorium den von ihnen vereinbarten Plan zur 
Umgeſtaltung der Kammerjuſtiz vor. Aus den Motiven iſt folgendes 
hervorzuheben: Das ungünſtige Vorurteil des Publikums gegen die 
Kammerjuſtiz, als ob hierbei ein Teil der Richter von vorgefaßten 
Meinungen beherrſcht und „Richter in eigener Sache“ wären, das zwar 
unbegründet aber vorhanden iſt, fol ganz vertilgt werden. Alle Juris— 
diktionsſtreitigkeiten ſollen abgeſchnitten werden. Bei den gleichartigen, 
weil mit der Verwaltung in Verbindung ſtehenden Sachen, die nach 
dem geltenden Reſſortreglement von 1749 zwiſchen Regierungen und 
Kammern verteilt ſind, ſoll ein gleichförmiges Verfahren ſtattfinden, ſo 
daß ſie jetzt alle einheitlich behandelt werden würden. 

Die Grundzüge dieſes von ihnen vorgeſchlagenen neuen Verfahrens 
ſind folgende: alle Prozeſſe, die im Zuſammenhang mit der Verwal⸗ 
tung ſtehen, werden bei den Kammern inſtruiert, bei den Regierungen 
entſchieden. Zur Inſtruktion bei den Kammern werden ſtatt der auf- 
zuhebenden Kammerjuſtizdeputationen beſondere Kammerjuſtizſenate ge⸗ 
bildet, zuſammengeſetzt aus den Juſtitiarien der Kammern und einer 
gleichen Zahl von Mitgliedern der Regierungen unter dem Doppel⸗ 
vorſitz eines Kammerdirektors und eines Juſtizdirektors von der Re⸗ 
gierung — alſo Collegia mixta, die zwiſchen Kammer und Regierung 
ſtehen ſollen, Akten und Mitteilungen an. beide brevi manu ſenden 
und ebenſo von ihnen empfangen. 
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Die Entſcheidung der fo inſtruierten Kameralprozeſſe findet nicht 
in dem Plenum der Regierung ſtatt, ſondern in einer beſonderen 
Beſcheiddeputation, der auch ein Kammerjuſtitiarius als beſtändiges 
ordentliches Mitglied mit Sitz, Stimme und Rang nach dem Dienſt⸗ 
alter angehört. So oft die Kammern es verlangen, find dabei außer- 
dem die Departementsräte der Kammern, Baudirektoren und andere 
Deputierte der Kammern als Sachverſtändige zuzuziehen. 

Bei dem kombinierten Kammerjuſtizſenat ſollen nicht nur die 
Sachen, die bisher nach dem Reſſortreglement zur Kognition der 
Kammer gehören, inſtruiert werden, ſondern auch die, welche zur Rogni- 
tion der Regierung gehören und verwandter Natur ſind, wofern die 
Regierung es dienſam findet, ſie dahin zu verweiſen. 

Was die höheren Inſtanzen anbelangt, ſo ſoll das Oberreviſions⸗ 
kollegium mit dem Appellationsſenat des Kammergerichts und die Ober⸗ 
reviſionsdeputation mit dem Obertribunal vereinigt werden, dergeſtalt, 
daß das ganze Perſonal jener Behörden in dieſe übergeht. Bei all 
dieſen Veränderungen ſoll niemand in Gehalt und Emolumenten ver— 
kürzt werden. 

Ein Votum von Schulenburg, 1. Dezember 1800, äußert 
ſtarke Zweifel, ob auf dem vorgeſchlagenen Wege die Kameraljuſtiz 
wirklich vereinfacht und beſchleunigt werden würde, und ob die Rameral- 
verwaltung mit Rückſicht auf das Staatsintereſſe ohne eigene Juſtiz⸗ 
pflege beſtehen könne. Er verweiſt dafür auf Gutachten und Aufſätze 
der Geh. Finanzräte von Beyer und Heller, die. nicht bei den Akten 
ſind und auf eine ebenfalls ausführliche Darlegung des Kriegs- und 
Domänenrats Koenen, die ſich alle gegen den Plan ausſprechen. 

Ein Votum von Hardenberg, 19. Dezember 1800, betont ganz 
beſonders, daß, wenn man den Kammern die Juſtiz entziehen wolle, 
wofür manche Erwägungen ſprächen, doch andererſeits namentlich erſt 
den Gerichten die Verwaltungsangelegenheiten entzogen werden müßten: 
Lehnsſachen, Vormundſchafts-, geiſtliche, Hoheits-, Schulangelegenheiten, 
Verwaltung milder Stiftungen und des Armenweſens uſw. Er be— 
zeichnet als „unſtreitig, daß die Kameraljuſtiz ſo wie ſie itzt in den 
alten Provinzen beſteht, mit der gegenwärtigen Verfaſſung innig ver⸗ 
webt iſt, und daß durch weiſe Geſetze und Einrichtungen dem Nachteil 
vorgebeugt wurde“. Er iſt nicht überzeugt, daß die gemachten Vor— 
ſchläge zur Erreichung des beabſichtigten Zweckes dienen würden, und 
iſt daher der Meinung, daß es rätlich ſei, die bisherige Verfaſſung der 
Kameraljuſtiz beizubehalten. 

Die Antwort des Generaldirektoriums auf die Vor⸗ 
ſchläge von Voß und Goldbeck iſt von dem Geh. Oberſinanzrat Heller 
entworfen und im Konzept von Schulenburg, Heinitz, Hardenberg, 
Struenſee, Schrötter gezeichnet. Das Konzept trägt das Datum des 
2. Dezember, die Unterſchriften folgende Daten ohne Monatsbezeich⸗ 
nung: Heinitz 13, Hardenberg 24, Struenſee 19, Schrötter 21. Reviſion: 
Heller 7, Schulenburg 10. (Januar 18012). Aus dem 19 Spalten 
langen Schriftſtück erſcheint das folgende beſonders mitteilenswert: 

Das Teilungsprinzip wird anerkannt, daß Prozeſſe vor die 
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Landes⸗Juſtiz⸗Collegia, Verwaltungsſachen vor die Kammern gehören. 
Es muß aber ganz und voll durchgeführt werden, auch durch Beſchnei⸗ 
dung der Regierungsfunktionen. Dagegen wolle der Plan die Zivil⸗ 
gerichtsbarkeit der Kammern noch vermehren. Vor allem müßten die 
Juſtizkollegien von allen nicht richterlichen Geſchäften entlaſtet werden, 
auch der ſogenannten freiwilligen Gerichtsbarkeit, dem Vormyndſchafts⸗ 
weſen, dem Hypothekenweſen. 

„Die Zuweiſung der Cameralgerichtsbarkeit an die Juſtizcollegien 
iſt noch manchen Bedenken unterworfen, da dieſe an ſich mit den den 
Kammern obliegenden übrigen Zweigen der ſo viele Gegenſtände und 
Einrichtungen umfaſſenden und ſteten Abänderungen unterworfenen 
Staatsverwaltung und mit der ihnen beiwohnenden Kenntnis des öko⸗ 
nomiſchen Verhältniſſes beider ſtreitenden Teile, auch der ihnen ob⸗ 
liegenden gleichen Vorſorge für beide ſo innigſt verwebt iſt, daß ſie 
nicht füglich von dieſer zu trennen ſteht. Die dabei zu beobachtenden 
Geſetze, Vorſchriften und Verfaſſungen erfordern daher, um ſie immer 
gegenwärtig zu behalten, einen ſteten Umgang mit ihnen. Die Prozeß⸗ 
inſtruirenden und Recht⸗ſprechenden Glieder in Kammer⸗Sachen ſollten 
ſich alſo ausſchließungsweiſe nur mit ſolchen beſchäftigen und nur aus 
Mitgliedern der Kammern beſtehen; niemals kann es alſo gut ſein, 
dieſe von ſolchen Geſchäften ganz zu entfernen oder auch nur die zur 
Inſtruktion und Entſcheidung der in Rede ſtehenden Sachen beſtellten 
Richterſtühle ſo einzurichten, daß jene Mitglieder der Kammern dabei 
ganz das Uebergewicht verlieren.“ Der Vorwurf, der im Publikum 
der Kameraljuſtiz vielfach gemacht werde, daß ſie „Richter in eigener 
Sache“ ſei, wird noch nachdrücklicher, als es im Eingang des Planes 
geſchehen, als unbegründet zurückgewieſen: „die Mitglieder der Kammern 
ſind Diener des Staates, von dieſem zur unparteiiſchen Handhabung 
der Gerechtigkeit verpflichtet, der, wenn ſie dawider handeln, ſelbſt ſie 
dafür beſtraft und zur Vorliebe für ihn in Rechtsſachen niemals ver- 
leitet; da aber, wo eigene Tatſachen derſelben zur Sprache kommen, 
werden ſie ſchon durch beſtehende Geſetze vom Richteramte entfernt. 
Das iſt oder ſollte wenigſtens eine jedem Staatsbürger bekannte Wahr⸗ 
heit fein. ..." „Gerichtsſtreitigkeiten zwiſchen den Kammern und 
Landes⸗Juſtizkollegien ſind jetzt äußerſt ſelten, da die mehrſte Parteien 
ſchon wiſſen, wohin die Sachen gehören, und die Kollegien fie ebenfalls 
dahin verweiſen. . .. Der geplanten Vereinigung des Oberreviſions⸗ 
kollegiums mit dem Kammergericht und der Oberreviſionsdeputation mit 
dem Obertribunal wird widerſprochen. Dieſe Inſtanzen ſtanden bisher 
unter dem Generaldirektorium; ſie würden nun von dieſem weg und 
unter die Leitung des Juſtizdepartements gekommen ſein. Der Plan 
wird alſo im ganzen abgelehnt. | 


im. 
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Neue Erſcheinungen f 
I Zeitſchriftenſchau 


1. April bis 30. September 1919 


Eberswalder Heimatblätter. Halbmonatsſchrift zur Pflege heimatlicher 
Intereſſen. Eberswalde 1919. 


Nr. 260: R. Schmidt, Die Eiſenſpalterei in Eberswalde. (Geſchichte 
ſeit ihrer Begründung in Eberswalde durch den Hugenotten Moiſe 
Aureillon am Ende des 17. Jahrhunderts.] 

W. A. Wegener (+), Schloßbaumeiſter Naumann [in Berlin im 
18. Jahrhundert. Nach Aufzeichnungen ſeines Schwiegerſohnes, des 
Züllichauer Superintendenten Wegener]. 

R. Schmidt, Die Eberswalder Verfaſſung vom Jahre 1515 
(Fortſetzung). Ä | 

Nr. 261: R. Schmidt, Der Gürtler. [Hiftorifche Notizen über das Ge⸗ 
werk ſeit dem 18. Jahrhundert, namentlich mit Bezug auf Ebers⸗ 
walde.] 

P. Vauk, Deutungen flawiſcher Orts⸗ und Flurnamen in der 
Umgegend Eberswalde. 

W. A. Wegener, Schloßbaumeiſter Naumann (Schluß). 

R. Schmidt, Die Eberswalder Verfaſſung vom Jahre 1515 
(Fortſetzung). | 

S. 262: R. Schmidt, Hexen [Sagen und Erinnerungen an ſie in der 
Rurmarf!. 

R. Schmidt, Cunersdorf bei Wriezen. Allerlei aus der Ver⸗ 
gangenheit des Ortes (II). 

Nr. 263: R. Schmidt, Der Schweineſchneider [Hiſtoriſches aus dem 17. 
und 18. Jahrhundert! . 

R. Schmidt, Prötzel. Aus der Geſchichte eines Barnimdorfes. 

Nr. 264: R. Schmidt, Die Bölkendorfer Lehnſchulzen [ſeit dem 15. Jahr⸗ 
hundert]. 

R. Schmidt, Die Eberswalder Verfaſſung vom Jahre 1515 
Fortſetzung). 
P. Vauk, Deutungen ſlawiſcher Orts⸗ und Flurnamen in der 
1 qe Eberswaldes. 
Nr. 265: N. Schmidt, Der Bär in der Mark Brandenburg. 
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O. H. Johannſen, Das Geheimnis von Buch [betr. Tod und 
Begräbnis der Gräfin Julie von Ingenheim, geb. v. Voß!. 
R. Schmidt, Die Eberswalder Verfaſſung vom Jahre 1515 
Fortſetzung). 
Nr. 266: R. Schmidt, Moeglin [bei Wriezen. Geſchichte ſeit et 14. Jahr⸗ 
hundert]. 
Nr. 267: P. Vauk, Deutungen ſlawiſcher Orts⸗ und Flurnamen in der 
Umgegend Eberswalde. 
R. Schmidt, Die Eberswalder Verfaſſung vom Jahre 1515 
(Fortſetzung). 
Nr. 268: R. Schmidt, Das Eberswalder Hauptzollamt. [Anführung der 
Namen der Einnehmer ſeit dem 17. Jahrhundert.] 
R. Schmidt, Die Eberswalder Verfaſſung vom Jahre 1515 
(Schluß). a 
Nr. 269: R. Schmidt, Mellin. Ein verſchwundenes Dorf unſerer Heimat. 
[Ein 1766 vom Amte Grimnitz angelegtes Koloniſtendorf mit Situa⸗ 
tionsplan.] 
R. Schmidt, Die Eberswalder Meſſerſchmiede (J. 
R. Schmidt, Der Turmknopf [der Maria⸗Magdalenerkirche in 
Eberswalde, umgebaut 1774]. 
Nr. 270: R. Schmidt, St. Anna in der Mark. [Erinnerungen und An⸗ 
führung der Kirchen, Kapellen uſw.] 
P. Vauk, Deutungen ſlawiſcher Orts⸗ und Flurnamen in der 
Umgegend Eberswaldes. 
Nr. 271: R. Schmidt, Die älteſten Familien der Stadt Eberswalde. 
R. Schmidt, Jagdlaufen der Eberswalder. [Verpflichtung zum 
Treiberdienſt.] 
Nr. 272: R. Schmidt, Markgraf Waldemar und die Stadt Eberswalde. 
Ein Gedenkblatt zum 14. Auguſt 1919. 
P. Vauk, Deutungen flawiſcher Orts⸗ und Flurnamen in der 
Umgegend Eberswaldes. 
R. Schmidt, Märkiſche Sonnenuhren. 
Nr. 273: R. Schmidt, Zur Geſchichte der Eberswalder Schützengilde. 


Zeitſchrift des 77780 „ti: die Geſchichte der Neumark. Heft 37. 
Landsberg a. W. 191 


S. 45—80: 1 Bilder aus Landsbergs Vergangenheit. 

S. 81—86: Der ſelbe, Pan Sapieha, eine Erinnerung [an die Ver⸗ 
folgungen der Evangeliſchen in Polen, namentlich in der dem Fürſten 
Sapieha gehörigen Herrſchaft Filehne]. 

S. 87-93: G. Berg, Die Verlegung der Provinzialbehörden der Neu⸗ 
mark nach Frankfurt a. O. 

S. 94— 104: P. Biens, Der Durchmarſch ſchwediſcher Truppen während 

| des nordiſchen Krieges [Abdruck von Aktenſtücken aus dem Jahre 1702]. 

S. 104 — 105: Derſelbe, Zwei Gerichtsurteile vor 200 Jahren [an einer 
Gottesläſterin und Kindesmörderin!. 

S. 106: Georg Plenske, Ein Beitrag zur Woldenberger Schule [aus 
dem Ende des XVI. Jahrhunderts!. 
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Zeitſchrift des Weſtpreußiſchen Geſchichtsvereins. Heft 59. Danzig 1919. 
S. 1-67: Bertha Quaſſowski, Obrigkeitliche Wohlfahrtspflege in den 
Hanſeſtädten des Deutſchordenslandes (Braunsberg, Elbing, Königs⸗ 

berg, Kulm und Thorn) bis 1525. I. | 

S. 69—111: O. Günther, Eine Predigt vom preußiſchen Provinzialkonzil 

in Elbing 1427 und. die „Ermahnung des Karthäuſers“. 


Zeitſchrift für die Geſchichte und Altertumöfunde Ermlands. 20. Bd. 
Braunsberg 1919. 


S. 361—408: Georg Löhr, Die Jeſuiten von Röſſel und Heiligelinde 
[Zuſammenſtellung der Namen und der nachweisbaren Daten über 
ihren Lebenslauf]. 

S. 409—515: A. Marquardt, Opfer und Leiſtungen des ermländiſchen 
Domkapitels in den Jahren 1806 —1815 [dargeftellt „als ein Verſuch, 
die Kriegsleiſtungen eines kleinen Bezirks, für den ſie ſich heute noch 

f nachweiſen laſſen, in der Franzoſenzeit ausführlich darzuftellen”]. 

S. 516—601: Eugen Brachvogel, Die Bildniſſe der ermländiſchen 
Biſchöfe [Verzeichnis und Beſchreibung derſelben, ſowie Wiedergabe 
einzelner]. | 


Neues Archiv ne 1 Geschichte und Altertumskunde. Bd. 40, 
H. 1 u. 2 (1919). f 
S. 54—113: Johann Georg, Herzog zu Sachſen, König Friedrich 
Auguſt der Gerechte vom 14. Dez. 1812 bis 7. Juni 1815. [U. a. 
Darſtellung der Gefangenſchaft des ſächſiſchen Königs in Berlin und 
Friedrichsfelde, Oktober 1813 bis Februar 1815.] | 
S. 154— 161: Ernft Kroker, Tebel und die Beraubung ſeines Ablaß⸗ 
kaſtens. [Die oft bei Stülpe nahe Jüterbog lokaliſierte Geſchichte iſt 
eine Wanderſage. Sie wird ſchon vor 1500 von irgendeinem Ablaß⸗ 
prediger in Italien erzählt.] | 


Zeitſchrift des Harzvereins für Geſchichte und FAN 52. Jahr⸗ 
gang 1919. Aſchersleben 1919. 


S. 31—52: H. Drees, Graf Chriſtian Friedrich zu Selbe erde 
in ſeinem Verhältnis zu Gleim und dem Halberſtädter Dichterkreiſe. 


san. Zeitſchrift für Geſchichte und Kunſt. IX. Band. 
Halle a. S. 


S. 1—39: a Sudier, Auguſtus Drachſtedt, B. R. L., Acht⸗ 
mann zu St. Ulrich und Pfänner in Halle (1654 —1691) und ſeine 
Gedichte aus drei Jenenſer Studienjahren. [Die Lebensgeſchichte dieſes 
Mannes, der einer alten Hallenſer Familie entſtammte, und ſeine Ge⸗ 
dichte — als typiſche Vertreter der „Diſſertationsrechnung“.] 


Hundert Jahre A. Marcus’ und Webers Verlag 1818 — 1918. 
Bonn a. R. 1919. 


„S. 353-359: Joſeph Hanſen, Frankreich und die Rheinlande nach 
1815. [Stellt feſt, daß Frankreich nicht, wie im zweiten Pariſer 
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Frieden beſtimmt war, ſämtliche auf die Rheinlande bezüglichen Karten 

ablieferte. Von der Tranchotſchen Karte kamen nicht alle Exemplare 

zur Ablieferung und auch nicht die ganze Karte. Was Frankreich 

gegen Treu und Glauben davon zurückbehalten hatte, diente als Grund⸗ 

lage für eine neue Karte, die 1840 vollendet war und in Kupferſtich 

hergeſtellt wurde, und die 1848 und 1870 neu und überarbeitet wieder 
abgedruckt wurde.] 


Hiſtoriſche Zeitſchrift. 120. (der neuen Folge 24.) Band. München 
und Berlin 1919. 


S. 80—102: Carl Brinkmann, Die Entſtehung von Sturdzas „Etat 
actuel d' Allemagne“. Ein Beitrag zur Geſchichte der deutſch⸗ruſſifchen 
Beziehungen. Im Anſchluß an eine Erklärung und Würdigung des 
geiſtigen Grundes der deutſch⸗ruſſiſchen Beziehungen im Zeitalter der 
heiligen Allianz und Sturdzas Rolle in ihnen Beſprechung eines im 
Anhang mitgeteilten Berichtes des preußiſchen Regierungsrats Semler 
aus Petersburg nach Berlin vom 31. Januar 1819. Es ergibt ſich 
daraus, daß Sturdza ſich für ſeine Anſichten über die deutſchen Uni⸗ 
verſitäten auf den ruſſiſchen Wirklichen Etatsrat v. Loder ſtützen 
konnte, der früher lange Jahre Profeſſor in Jena und Halle geweſen 
war. Semler fürchtete von Sturdzas Denkſchrift die Entfremdung 
zwiſchen Rußland und Deutſchland, die dann wirklich eintrat und der 
er ſelbſt vorbeugen wollte.] 


Hiſtoriſche Vierteljahrſchrift. XIX. Jahrgang 1919. Dresden 1919. 


S. 53—78: Richard Schmitt, Der angeblich öſterreichiſche General 
von Meyer in der Schlacht bei Freiberg 1762. [Eine Unterſuchung, 
deren Gang wir bis auf die Minute verfolgen können. Ihr Ergebnis 
iſt, daß der General tatſächlich Graf Mayern hieß, ein unbedeutender 
Offizier, den Kleiſt bei Freiberg richtig einſchätzte, als er ihn un⸗ 
beachtet ſtehen ließ.] 


Hiſtoriſch⸗politiſche Blätter für das e Deutſchland. 164. Sant: 
Münden 1919. 


S. 87—93, 167—174: Eduard Hosp, Aus Karl Ernſt Gardes Leben. 
III. Aus der Berliner Zeit. — Fortſetzung der im 163. Band er- 
ſchienenen, aus den bei den Redemptoriſten in Mautern aufbewahrten 
Jarkeſchen Papieren gearbeiteten Artiteln.] 

S. 374—379: Bismarck, der Zerſtörer Oſterreichs, der Totengräber Groß⸗ 
deutſchlands. 


Preußische Jahrbücher. Band 177. Berlin 1919. 


S. 47—54: Hermann Krabbo, Danzig und die askaniſchen Markgrafen 
von Brandenburg. [Geſchichte der Verſuche der Markgrafen, in Danzig 
Fuß zu faſſen, von 1269 bis zum Soldiner Vertrag von 1308, der 
den Verzicht zugunſten des Deutſchordens ausſprach.] 

S. 85 — 105: Oberſt von Haeften, Bismarck und Moltke. [Veröffent⸗ 
lichung eines März 1914 im Großen Generalſtab gehaltenen Vortrags 
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der die dienſtlichen Beziehungen zwiſchen den beiden Paladinen König 
Wilhelms während der Kriege, namentlich während des Kriegs mit 


Frankreich, darſtellt und lebendig die Konflikte ſchildert, die das Tempe⸗ 


rament Bismarcks trotz aller peinlichen Rückſichtnahme Moltkes auf 
ihn ſchuf. Daß der letzte, vom 25. Januar 1871, nicht zum Schaden 
des ganzen Feldzugs ausſchlug, ſei Moltke zu danken, der in zwei⸗ 
tägigem Ringen mit fi) den Sieg über ſich bavontrug.] | 


S. 180—211: Ludwig Bergſträßer, Parteien von 1848. [Eine Dar⸗ 


ſtellung ihrer Entwicklung und ihrer Taktik bis zur Abſtimmung über 
die Kaiſerfrage.] 


Revue des deux mondes. Bd. 23. Paris 1914 [und Bd. 33 
(1916), Bd. 39 (1917). 


— Bd. 


— Bd. 26. 


Emile Boutroux, L’Allemagne et la Guerre. [ortf. und 
Schluß in Bd. 33 (1916) und 39 (1917). Die drei „Briefe“ des be⸗ 
rühmten Philoſophen der Sorbonne, der noch im Frühjahr 1914 an der 
Berliner Univerſität einen Vortrag über „den deutſchen und den fran⸗ 
zöſiſchen Gedanken“, ihre gegenſeitige Förderung und Ergänzung ge⸗ 


halten hat, laſſen ſich als ein völlig unter dem Banne der Kriegspſychoſe 


geſchriebenes Pamphlet des deutſchen Weſens kennzeichnen, das um ſo 
widerwärtiger wirkt, als der Verf., für gewöhnlich plump⸗äußerliche 
Attacken vermeidend, ſich den Anſchein gibt, als beſtrebe er ſich, in die 
Grundprobleme unſeres nationalen Ethos einzudringen und einzufühlen, 
während er doch bei aller pſychologiſchen Analyſe nichts weiter als ver⸗ 
giftende Zerſetzungsarbeit leiſtet, dabei übrigens eine höchſt ergötzliche, 
aber auch befremdende Ignoranz namentlich auf ſprachlichem Gebiete 
offenbarend.] 

H. Welſchinger, La neutralité belge. 

V. Bérard, Choses d' Allemagne. Deux méthodes diplo- 
matiques. | 

J. Flach, La première. réunion de l'Allemagne, de la 
Lorraine et d'Alsace était-elle fondée en droit public? 


25. Paris 1915. 
Pierre Duhem, Quelques réflexions sur la science alle- 
mande. 
Erneſt Dupuy, Fustel de Coulanges et l'Allemagne. 


Baron Beyens, L'Empereur Guillaume. 
Derf., La famille impériale Allemande. — La Cour. — Le 
gouvernement. | 

Charles Benoiſt, Le machiavélisme de l’Antimachiavel. — 
Histoire d'un livre. — Portrait d’nn roi. 
Henri Welſchinger, L'œuvre de Bismarck, 
Louis Bertrand, Goethe et le germanisme. 


— Bb. 27. 


M. A. Gérard, Lhégémonie eee et le réveil de 
Europe (18711914). 
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— Bd. 


— Bd. 


= Bb: 


— Bb. 
— Bh. 
— Bb. 
— Bb. 
— Bo. 


— Bd. 


— Bd. 
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Henri Welſchinger, Les préliminaires d'Jéna. 

Comte de Caix de Saint⸗Aymour, L'enlèvement d'une 
princesse de Hohenzollern au XVIIe siècle. [Marie Annas von 
Hohenzollern⸗ Hechingen, zweiten Gemahlin des Grafen Ernſt Johann 
Ludwig von JYſenburg durch den franzöſiſchen Abenteurer Maſſauve.] 


. 29 [und Bd. 30]. 


Erneft Daubet, Les dernières années de la dictature de 
Bismarck (Notes et souvenirs) 1887—1890. 
29. 


René Pichon, Mommsen et la mentalité allemande. 
Ferdinand Bac, Théodore Körner et la Prusse. — La fin 
du parnasse. 


30. | 
Smbart de la Tour, Le Pangermanisme et la philosophie 
de l'histoire. — Lettre à M. Henri Bergson. 


31. Paris 1916. 


L. Dumont⸗Wilden, De l'Europe française à l'Europe 
allemande, 


32. 
A. Gérard, L’Allemagne et la psychologie des peuples. 


33. | 
H. Welſchinger, La mendicité allemande aux Tuileries 


(1852—1870). 
34. 


À 


G. Goyau, Les catholiques allemandes et empire évan- 


geélique. N 


37. Paris 1917. 
C. Chabrun, Kant et M. Wilson. 


39. ; 
H. Welſchinger, Le prince de Bülow et la politique 
allemande. 


41. 
E. Babelon, Les Français de Sarrelouis en Prusse Rhénane. 
J. Rovère, La Rive Gauche du Rhin. 
I. La résistance à la conquête (1815—1848). 
II. (Bd. 42) L'opposition à la Prusse et les fluctuations 
de la politique française (1848 —1870). 
III. (Bd. 42) Entre deux guerres (1870— 1914). 


45. Paris 1918. 
Gailly de Taurines, La protestation de l'Alsace-Lorraine 


en 1874. | 
E. Babelon, Sarrebrück et la diplomatie prussienne en 1815. 
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La revue de Paris. 22. Jahrgang. Paris 1915. 


Nr. 1: René Gillouin, Psychologie du Germanisme. 


Nr. 4: Erneſt Laviſſe, La Prusse. [Der als Vertreter des e 
gedankens bekannte Verfaſſer zeigt im voͤrliegenden Aufſatz doch eine 
anerkennenswerte Fähigkeit zu objektiver Betrachtung, was man ſchließ⸗ 
lich von dem Autor der „Etudes sur l'histoire de Prusse“, der 
„Jeunesse du Grand Frederic“ uſw. nicht anders erwarten möchte. 
Für die modernen Verächter Preußens extra (et intra) muros, die 
in dieſem Staat nur die Inkarnation der „force brutale“ ſehen, iſt 
die Belehrung durch Laviſſe recht dienlich, daß Preußen unter dem 
Drucke einer harten Notwendigkeit, um zunächſt einmal überhaupt 
exiſtieren zu können, die heute fo verſchrieene „Machtpolitik“ treiben 
mußte. Quelle situation dangereuse, ſagt der Verfaſſer bei 
Schilderung des ins Rheiniſche, Preußiſche und Märkiſche auseinander⸗ 

klaffenden Staates Georg Wilhelms. Une plaine ouverte de tous 
côtés, à mi-chemin entre la mer et la montagne. La nécessité 
est évidente de remonter l’Oder jusqu'à la Silésie, pour chercher 

‘l'appui de la montagne, et de le descendre jusqu’ à la mer. 
Die Schickſalsfrage war geſtellt: Etre fort ou périr, c'est le dilemme. 
Des princes vont se succéder qui pour ne pas périr, créeront 
la force. Laviſſe erkennt den Gegenſatz zwiſchen dem monſtröſen 
heiligen römiſchen Reich deutſcher Nation, dem Schlachtfeld, wo ſeit 
dem 16. Jahrhundert „les étrangers vidaient leurs querelles“ und 
der ſo ganz anders gearteten preußiſchen Macht; er anerkennt, daß 
dieſe, grade wegen ihrer materiellen Bedeutung, die nationale Hoffnung 
Deutſchlands fein mußte. Für dieſen ihren „deutſchen Beruf“ findet 
er verſtehende Worte, ebenſo wie für die Zeit der Wiedergeburt nach 
Jena und die „heroiſche Periode des Unabhängigkeitskrieges“, ja auch 
für die heute bei vorſichtigen Leuten nicht mehr ſalonfähige Blut⸗ und 
Eiſenpolitik Bismarcks. Insbeſondere aber ſieht dieſer Franzoſe, was 
nicht von allen Deutſchen, ihre Finanzminiſter eingeſchloſſen, geſagt 
werden kann, die geſchichtliche Aufgabe und das Verdienſt der preußiſchen 
Monarchie. La Prusse n'est à aucun degré un produit de nature, 
elle est la création d'une volonté, Dieſer Wille war der ſeiner 
dürften, deren Erſcheinung alſo keine „Zufälligkeit“ bedeuten konnte, 
wie Herr Erzberger es am 9. 7. in Weimar auszudrücken für richtig 
hielt. Vom Großen Kurfürſten heißt es unter wiederholter Anerkennung 
ſeiner adminiſtrativen und militäriſchen Leiftungen? il est très pieux, 
lecteur fervent de l'Évangile. Il est un homme inquiet, agité, 
de mauvaise humeur, au sourcil froncé; les envoyés étrangers 
ne savent comment le prendre. C'est qu'il y a loin de ses 
rêves à la réalité! Pour combler la distance, il faudra la force 
et la ruse. Von Friedrich Wilhelm I.: Ce fut un étrange person- 
page, un maniaque, presque un fou, un alcoolique, et puis un 
homme de devoir, de tous les devoirs, bon chrètien, bon mari, 
roi de tout premier ordre. Trotzdem bem Franzoſen natürlich im 

| Preußen des 18. Jahrhunderts „zuviel“ regiert und abminiftriert 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXXII. 2. n 30 
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Nr. 


— 24. 


Nr. 
Nr. 
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wird, hören wir doch die Anerkennung aus der die Beziehung auf 


die ſo anders gearteten Verhältniſſe unter dem franzöſiſchen Abſolutis⸗ 
mus herausklingt: mais un sujet du roi de Prusse vaut plus 
qu'un sujet de n’importe quel prince d' Allemagne. Le paysan 
für die Waffen geboren est mieux qu'une bête de labour taillable 
et corvéable à merci; il est un membre de l'État. Le hobereau 
officier mérite son privilège et la hiérarchie sociale, transportée 
dans l’armée, se justifie et se consolide. .Est puis et enfin ce 
pays du Nicht raiſonniren a eu l’honneur d'être un asile pour les 
persécutés et un refuge pour la liberté de conscience, d'où 
naîtra naturellement la liberté. philosophique. Die Hohenzollern 
haben durch ihre Arbeit, ihr Vertrauen, ihren myſtiſchen Glauben an 
ſich ſelbſt, ihre profeſſionellen Tugenden eine Macht geſchaffen, die 
die wirklichen Kräfte überſtieg. — Daß Laviſſe am Ende ſeiner Be⸗ 
trachtung ſchließlich doch der Kriegspſychoſe ihren Tribut zollt und 
das deutſche Streben nach der Weltherrſchaft in den phantaſtiſchen 
Farben galliſcher Phantaſie malt, iſt nicht weiter verwunderlich, daß 
dabei — nachdem die Phraſe Potsdam⸗Weimar glücklich vermieden ift — 
Hoffmann von Fallersleben „über alles“ geſtelltes Deutſchland trotz 
1841 als imperialiſtiſches Indizium herhalten muß, iſt bedauerlich, 
doch ändern die Vorurteile des Politikers Laviſſe nichts an der Vor⸗ 
urteilsloſigkeit des Hiſtorikers.) 


. 13: Ch. Seignobos, 1815-1915. 
. 15: Proſper Bour ée, Une mission secrète en Allemagne (mai- 


juin 1859) [aus den „Mémoires de Prosper Bourée“]. 


16: Jean Poirier, Les Allemands en 1870. 

. 19: Emile Gabory, Les Prussiens dans les pays chouans en 1815. 
. Jahrgang. 

. 6 und 11/12: Marc Henry, Croquis de l'Allemagne d'avant 


guerre. 


. 7: Ferdinand Bac, Notes et souvenirs sur Guillaume II. 
. 8: Ch. Seignobos, Les inquiétudes d'un prussien intelligent 


[über Hans Delbrück und die „Preußiſchen Jahrbücher 1904/19137. 


. 11: Ferdinand Brunot, La langue française en Alsace aprés 


1648. 


. 16 und 17/18: Jules Duhem, La question d'Alace- Lorraine. 


I. En Allemagne. 
II. En France. 
20: Erneſt Lémonon, 1 fin de la triplice et la commerce 
italien. 
21: Ferdinand Bac, Le dilettantisme de Guillaume II. 
22: Marc Henry, Berlin. 


Jahrgang. 


4: Alex Coutet, D'Jéna à Louvain. 
6: P.-G. La Chesnais, Bjernstjerne Bjœrnson et le ger- 
manisme. | 
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Nr. 9: Paul Berrier, Le Sleswig. 


Nr. 


— 25. 
Nr. 


Nr. 


Nr. 


Nr. 


16: Joſeph Reinach, Gambetta et Bismarck. L affaire Schnæbelé. 
Jahrgang. 


2: Altiar, Une grande dame française à la cour de Berlin. 
[Marie de Castellane, ſpätere Fürſtin Anton Radzimil]. 

4: Louis Batiffol, Comment l' Alsace est venue d'elle-même 
à la France. 

8: Henri Grappin, Le centenaire de Kosciusz ko en Pologne 
prussienne. 

15: Georges Bourdon, Le „pacifisme“ allemand d’avant guerre. 


Militär⸗Wochenblatt. 1919. 


Nr. 


Nr. 


Nr. 


Nr. 


Nr. 
Nr. 


84: v. Blume, Zur Frage der künftigen eee im ä 
Reiche. 

86/87: Fhr. v. Dalwigk, Die Zukunft unſeres Heeres. 

93/94: L. Drees, Die alte Armee. 

98, 100, 102, 105, 106, 108, 110, 116: v. Scriba, über die Zukunft 
unſeres Heeres. 

111 * Die Rückführung des Weſtheeres. 

114/15: „ », Eine Epiſode aus König Eduards Politik. Zeitgemäße 
5 


. 118: v. Chelius, Raifer Wilhelm und die Schuld am Kriege. 

. 120: , Der 9. November 1918 im Großen Hauptquartier. 

. 125: E. M., Imperialismus — Militarismus. 

. 132: „, Die angebliche Schuld des Generalſtabes. 

. 183/34: —, Die oberſte Heerführung der Miktemächte im Welt⸗ 
krieg. 

. 141: Schwarte: Friedensbedingungen und Wehrmacht. 

. 152: ° °, Hinterlaſſene Denkſchriften des Generaloberſten von Moltke. 


Deutſche Nevne. Eine Monaksſchrift. Hrsgb. von Richard Fleiſcher. 
43. Jahrgang. 1918. 
Oktober: Aloys Schulte, Frankreich und das linke Rheinufer. 


— 44. 


Jahrgang. Stuttgart⸗Leipzig 1919. 


Januar bis März: W. Windelband, Friedrich Eichhorns Briefe an 


Gnejjenau 1809/1818 (Fortſ.). 


Februar: Prinz Alexander von Hohenlohe, Eine graue Eminenz. 


Erinnerungen aus dem Auswärtigen Amt in Berlin [an Holſtein!]. 


Hochland. 16. Jahrgang. Bd. 1. 1918/19. 


Martin Spahn, Das preußiſche Wahlrecht und die Hinftige 
Stellung Preußens im Reiche. 
Richard Volpers, Adam Müller über einen Bund aller Völker. 
B. Schmittmann, Kirche, Schule und Staat im neuen 
Deutſchland. 
R. von Schaukal, Deutſchland und Deutſchheit. 
f | 80 * 
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Die Greugboten. Zeitſchrift für Politik, Literatur und Kunſt. Hrsgb. 
von Georg Cleinow. 77. Jahrgang. Berlin 1918. 
Heft 42: Die neue Ara von FE Verfaſſungsrechtliche Charkteriſtik der Ara 
Prinz Max von Baden]. 
Heft 49: G. von Below, Führt die heutige demokratiſche Bewegung zum 
Einheitsſtaat oder zu einer Verſtärkung des Partikularismus? 


— 78. Jahrgang. Berlin 1919. 

Heft 1 und 2: Heinrich Otto Meisner, Preußen — ein geographiſcher 
Begriff? [Verſucht eine Skizze des Werdens des preußiſchen Einheits⸗ 
ſtaates und wendet ſich gegen die Beſtrebungen, ihn vorzeitig aufzulöſen.] 

Nr 13: L. S., Holſtein. [Die „graue Eminenz“ hauptſächlich nach den 
Hammannſchen Erinnerungen aus der nachbismarckiſchen Zeit.] 


Deutſche Nundſchau. Hrsg. von Bruno Hake f. 45. Jahrgang. 
Berlin 1918/19. | | 
Heft 1/3, 5/6: * ., Gent. Ein europäiſcher Staatsmann deutſcher Nation 
(Fortſ.). | 
Heft 5: L. Bergſträßer, Briefe des Präſidenten Lette aus dem Frank⸗ 
furter Parlament. | 


Neue Nundſchau. XXX. Jahrgang der freien Bühne. 1919. 
Heft 1: Meinecke, Verfaſſung und Verwaltung der Deutſchen Republik. 
Velhagen & Klaſings Monatshefte. Hrsg. von Hanns von Zobel⸗ 
titz. 33. Jahrgang. Bielefeld 1918/19. 
Heft 7: E. Brandenburg, Die Frankfurter Nationalverſammlung. 


Öfterreichifche Nundſchan. Bd. 58. 


Heft 3: Schlitter, Briefe Kaiſer Franz Joſephs I. an Kaiſer Wilhelm II. 
über Bismarcks Rücktritt. | 


II. Bücher 
A. Beſprechungen 


Martin Spahn, Die Großmächte. Richtlinien ihrer Geſchichte. Maß⸗ 
ſtäbe ihres Weſens. Mit ſechs farbigen Karten, 258 S. Berlin, 
Ullſtein & Co., 1918. 5,50 Mk. f 


Seit Ranke iſt die Überſchrift „Die Großmächte“ bei den Hiſtorikern 
ſehr beliebt geworden. Nicht mit Unrecht! Denn wer ſie gebrauchte, gab 
meiſt ſich und ſeiner Mitwelt eine Art Rechenſchaftsbericht ſeines Forſcher⸗ 
lebens im ganzen und ſeiner geſchichtlich⸗politiſchen Auffaſſung im be⸗ 
ſonderen. Solche reifen Früchte eines vollen Lebens dürfen beanſpruchen, 
mit Achtung behandelt zu werden. In ihnen ſpielt die Frage der Be⸗ 
handlung von Quellen und deren Interpretation keine Rolle mehr, eigent⸗ 


181] 


„ 


à Neue Erſcheinungen 463 
liche Forſchungsergebniſſe werden nicht zutage gefördert. Dagegen ſteht 
und fällt alles mit dem Urteil, d. h. der allgemein geſchichtlichen Er⸗ 
kenntnis des Verfaſſers. Und dies bedingt, daß all die „Großmächte“ 
nur die Überfchrift gemeinſam haben, im übrigen iſt der Individualität) 
des Schreibers wie nie anderswo der vollſte Spielraum gelaſſen. Spahn 
ſchlägt in dem vorliegendrn Werk einen Ton an, der hier ganz gewiß 
nicht zum erſten Mal erklingt, der aber in der hier vorgenommenen 
Folgerichtigkeit wohl ſchwerlich einen gleichwertigen Vorgänger hat. Zwar 
ermangelt es nicht der Vorbilder, der Anreger, von denen ich beſonders 
den Schweden Kjellen mit ſeinen „Großmächten“ (hier beſprochen in 
Bd. 30, S. 260/61) und des verdienten deutſchen Geographen Friedrich 


Ratzel „Politiſche Geographie“ nennen möchte; aber hier iſt über dieſe 


hinausgegangen und einmal das Exempel auf die ſtaatliche Entwicklung 
großer Zuſammenhänge gemacht worden. Die dabei verfolgten Abſichten 
kennzeichnen am deutlichſten die Untertitel „Die Großmächte, Richt⸗ 
linien ihrer Geſchichte und Maßſtäbe ihres Weſens“. Beide werden auf 
eine gemeinſame Grundlage zurückgeführt, von der ſie abhängen: die geo⸗ 
graphiſche Lage und Beſchaffenheit des Grund und Bodens, auf dem 
ſich eben die Macht entwickelt. Hiervon ausgehend, wird die Geſchichte 
der heutigen Großmächte ſeit dem 16. Jahrhundert dargelegt, wie die 
natürlichen Vorbedingungen die Völker treiben, und wie dieſe wiederum 
innerhalb derſelben das Höchſtmaß ſtaatlicher Entwicklung zu erreichen 
beſtrebt find. Gern läßt man ſich hier von den anſchaulichen Gedanken⸗ 
gängen des Verfaſſers leiten, beſonders bezüglich der Verhältniſſe in 


Mitteleuropa. Bei England möchte ich jedoch einen Seitenblick dahin 


tun, daß einmal zu erwägen wäre, welche Bedeutung es auf ſich hat, daß 
England im Mittelpunkt der Feſtlandsmaſſe der Erde liegt. Für den 


Augenblick will es ja ſcheinen, als ob Afrika⸗Weſtaſien den Schwer, 


punkt engliſcher Machtbehauptung darſtellen, zu denen das Mutterland 
allerdings peripheriſch liegt. Aber kann man denn die gewaltigen Land⸗ 
maſſen von Britiſch⸗Nordamerika ganz überſehen, wo doch der weſentlichſte 
Teil der engliſchen Volksernährung aus Kanada kommt? 

Jae mehr ſich das Buch in feinen Entwicklungsgängen der Gegen⸗ 
wart und dem Ausbruch des Krieges nähert, deſto feſſelnder wird es 
Beachtung verdient hier die Bedeutung, die der Verfaſſer dem Zaren 
Nikolaus II. beimißt. Oder gebraucht er hier die in einem wiſſenſchaft⸗ 
lichen Buche immerhin etwas ungewöhnliche Schreibweiſe, daß er mit 
ſeinem Namen die ruſſiſche Regierung meint? Aber auch dann gibt er 
dieſer eine Aktivität und Folgerichtigkeit, die ihr nicht gerade häufig zu⸗ 
geſprochen wird. Für die geſamte neuſte Geſchichte bildet ein Axiom des 
Sp. ſchen Denkens ſeine Stellung zur Demokratie. Sp. bleibt ſeinen 
einmal gewonnenen geopolitiſchen Auffaſſungen treu und kommt dann zu 
folgendem Bekenntnis: „Die Demokratie hatte kein Auge für die geheimnis⸗ 
reichen, ſtaatsſchöpferiſchen Beziehungen zwiſchen Volkstum und Land, 
über deren Entfaltung die Nationen wurden. Sie wollte deshalb auch 
nicht daran glauben, daß ein mit Herrſcherkraft begabtes Volk bluts⸗ und 
ſprachfremde Bewohner eines Landſtriches, den es ſeines Wachstums 
halber ſchon erwarb oder zu erwerben wünſchte, mit ſeiner Art durch⸗ 
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dringen könnte. Alle Vorkehrungen, die die Einſchmelzung folder Volks⸗ 
teile ſichern ſollen, wurden von ihr unterſchiedslos bekämpft und den 
Völkern vielmehr ein nationales Reinlichkeitsgefühl eingeimpft, das ſich 
gegen jede Zuſammenſchweißung mit fremden aus raumpolitiſchen Gründen 
im voraus empört. Mit der Verkennung des Anteils, den die Mutter 
Erde am Werden der Nationen hat, entglitt der Demokratie aber zugleich 
auch der Maßſtab, nach dem der Zuſammenhang von Staatsbildung und 
nationalem Leben eingeſchätzt werden kann. Sie käuſchte ſich einerſeits fo 
ſehr über ſeine Notwendigkeit, daß ſie von Kulturnationen reden zu dürfen 
meinte und alſo Völker, die des Rückhalts an einem ſtaatlichen Sonder⸗ 


daſein entbehren, als Nationen anerkannte. Sie beanſpruchte andererſeits 


für jede rein völkiſche Bluts⸗ und Spracheinheit ohne Rückſicht auf ihr 
ſtaatsſchöpferiſches Vermögen das Recht der ſtaatlichen Selbſtbeſtimmung“ 
(S. 141/42). Das befähigt ihn mit außerordentlicher Folgerichtigkeit den 
Weg zu dem Krieg und durch den Krieg zu finden. Das Buch iſt vor 


der Revolution geſchrieben, aber nirgendwo werden die Vorausſetzungen 


für dieſe ſo klar dargelegt wie eben hier auf dem Boden geopolitiſcher 
Betrachtung. So ſind die Schlußkapitel bangende Vorahnung. Außen⸗ 
politiſch herrſcht nicht in dem gleichen Maße die Strenge der Schlußfolge. 
Der deutſch⸗engliſche Gegenſatz wird wohl erkannt, aber nicht auf ſeine 
grundlegende Bedeutung gebracht, obwohl die Linien der Vergangenheit 
zwingend genug erſcheinen. Inwieweit hierbei politiſche Erwägungen mit⸗ 
ſprechen, läßt ſich nicht ſagen. Immerhin kann ich abſchließend wohl be⸗ 
haupten, daß dieſe „Großmächte“ zu den anregendſten gehören, die unter 
dieſem Namen gehen. Nicht unerwähnt will ich laſſen, daß die Dar⸗ 
legungen des Verfaſſers durch einen Kartenanhang recht wirkungsvoll 
unterſtützt werden. Auch geſtattet das ſorgfältig bearbeitete Schlagwort⸗ 
verzeichnis bequem eine wiederholte Benutzung des Buches. 
Hermann Dreyhaus. 


Prutz, Hans, Die Friedeusidee. Ihr Urſprung, anfänglicher Sinn 
und allmählicher Wandel. München 1917, Duncker & Humblot. 
213 S., geb. Mk. 3,—. 


Das Buch des hochbetagten, früheren Königsberger Hiſtorikers führt 
in ſechs Kapiteln von den noch ganz unpolitiſchen, allein von der Sorge 
um. das Seelenheil der Einzelperſönlichkeit beſtimmten Friedensideen des 
Mittelalters über die Zeit der Religionskriege, aus der ſich Jean Bodins 
von der gegenſeitigen Duldung der chriſtlichen Konfeſſionen ausgehende 
Gedanken herausheben, zu den angeblichen großen Plan Heinrichs IV. 
von Frankreich, zu dem ähnlich wie im Mittelalter von der Sorge um 


die Einzelſeele ihren Ausgangspunkt nehmenden Ideen der Quäker, be⸗ 


ſonders zu Penn's erſt im Weltkrieg durch einen Neudruck wieder näher 
bekannt gewordenem Essay towards the present and future peace of 


- Europe, um nach einer ſehr abfälligen Charakteriſtik des oft zitierten 


Buches des Abbé de St. Pierre ſich Leibnitz und Kant zuzuwenden, der 
als der Vater der modernen Friedensidee nachgewieſen wird. 
Es kam dem Verfaſſer wohl nicht ſo ſehr darauf an, eine allen 


| wiſſenſchaftlichen Anſprüchen genügende Geſchichte der Friedensidee zu 
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geben, als darauf, von feinem der Friedensidee mit ſtarkem Skeptizismus 
gegenüberſtehenden Standpunkte aus die verſchiedenen Gedanken und 
Syſteme einem weiteren Kreiſe vorzuführen und kritiſch zu beleuchten. 
So iſt die einſchlägige neuere Literatur vielfach, z. B. die über Luther 
und Bodin, nicht berückſichtigt worden, es fehlt eine Heranziehung der 
mittelalterlichen Philoſophie, die ſchon die nicht erſt von Bodin herrührende 
Idee der respublica christiana kennt, es fehlt die Erwähnung des um 
Erasmus von Rotterdam ſich gruppierenden Bundes von Friedens⸗ 
freunden, die für die Ziele der Bergpredigt wirken, ein chriſtliches 
Friedensreich der Menſchheit verwirklichen wollten. Auch die im Jahre 
1710 erſchienene Schrift des Quäkers John Bellers über die Einrichtung 
eines europäiſchen Kongreſſes und ihre Beziehungen zu Penn's Eſſay 
hätte behandelt werden ſollen. Dafür ſind andere Partien unverhältnis⸗ 
mäßig breit gereten, fo die Polemik gegen Luthers ſchwankende Stellung 
gegenüber dem Kriege und gegen ſeinen „unduldſamen Glaubenseifer“, 
wobei denn das Bild des Reformators in einem höchſt einſeitigen Lichte 
erſcheint, oder die nichts Neues bringende Skizze des Lebens Bodins, 
der ſeinerſeits idealiſiert als Vorkämpfer alles geiſtigen Fortſchritts ge⸗ 
zeichnet wird. — Daß er „der erſte bewußte und dafür zu wirken beſtrebte 
Vertreter der Friedensidee“ geweſen ſei, wird durch die Ausführungen 
S. 104/105 nicht bewieſen. Das Kapitel über den „großen Plan“ 


Heinrichs IV. erörtert noch einmal ganz ausführlich die Echtheitsfrage, 


ohne dem Hiſtoriker Neues zu bieten 1). Das Urteil über Penn's Schrift, 
ſie ſei keineswegs „durch beſondere Neuheit oder Klarheit“ ausgezeichnet 
(S. 151), iſt zu Scharf; fie iſt nicht ohne Eigenart auch gegenüber dem 
grüßen Plan“ Heinrichs IV. 

Wie unbekannt übrigens trotz Holtzendorffs ſchon 1882 cen enen 
Buches weiten Kreiſen die Geſchichte der Friedensidee noch iſt, möchte ich 
an einem kleinen Beiſpiel zeigen dürſen. Im Jahre 1758 erſchien in 
Roftod ein Aufſatz des Wismarer Juriſten Johann von Palthen über 
Errichtung eines europäiſchen Tribunals zur Schlichtung aller Streitig⸗ 


keiten, den Leſſing mit überlegener Ironie in den Literaturbriefen be⸗ 


ſprochen hat?). Von dieſem Vorſchlag, der ein Menſchenalter nach 
St. Perriés unendlich viel erörtertem Plan auftaucht, ſagt ein Aufſatz 
von Rudolf Friedemann in einer großen Berliner Tageszeitung, Palthen 
habe mit ihm „eine Tat getan“, habe „vielleicht kaum der Größe ſeines 
Gedankens bewußt, zum erſten Male dieſe grandioſe Idee erlebt!“ Die 
Lektüre von Prutz' Buch dürfte den Berfaifer über die Bedeutung des 
Palthen'ſchen Einfalls aufklären. Dr. Kaeber. 


Georg Simmel, Der Konflikt der modernen Kultur. 48 S. Münden 
und Leipzig, Duncker & Humblot, 1918. 1,— Mk. 


À 


Der Verfaſſer fest ſich mit den Kulturſtrömungen vor 1914 aus: 
einander. Er glaubt, das „Grundmotiv“ jener Zeit in einem allgemeinen 


1) Der Verfaſſer der S. 113 ff. mehrfach zitierten außgegeichneten Abhand⸗ 
lung über den Urſprung dieſes Planes heißt übrigens 


ükelhaus, nicht 


Küchelhaus. 


2) Prutz Ben nur dieſe Beſprechung, nicht den Aufſatz ſelbſt gekannt. 
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Kampf gegen die Ausdrucksformen unſerer Kultur zu ſehen. Dieſer 
Kampf erſcheint ihm aber als Offenbarung des tiefſten inneren „Selbſt⸗ 
widerſpruches des Geiſtes, ſo bald er ſich zur Kultur entwickelt, das heißt, 
ſich in Form dartut!“ Das iſt ſchwer faßbar, wie es überhaupt wohl 
unmöglich iſt, die Geſetze der eigenen Gegenwart voll zu erkennen und 
darzulegen. Am anziehendſten ſind in der kleinen Schrift die Auseinander⸗ 
ſetzungen mit dem Expreſſionismus in der Malerei und Plaſtik. 
| Hermann Dreyhaus. 


Dr. Karl Hoffmann, Das Ende des kolonialpolitiſchen Zeitalters. 
Grun dzüge eines wirtſchaſtsorganiſchen Genoſſenſchaftsimperialismus. 
4. bis 7. Tauſend. 149 S. Leipzig, F. W. Grunow, 1918. 3.— Mk. 


„Derſelbe, Der kleineuropäiſche Gedanke. 2. Aufl. 190 S. Ebenda. 4,50 Mk. 


Zwei politiſche Schriften, die einen gewiſſen inneren Zuſammenhang 
haben! Die letztere iſt die Folgerung der erſteren. Wie deren Titel ſagt, 
ſieht H. das Ende des kolonialpolitiſchen Zeitalters gekommen. Die Kolo⸗ 
nien, beſonders die mit weißer Bevölkerung, ſollen ſelbſtändige Imperien 
werden. Am meiſten würde natürlich England von dieſem Entwicklungsgang 
betroffen werden, ſo daß die Britiſchen Inſeln „vereinſamt und geſchwächt“ 
zurückblieben. Für die Beobachtungsgabe eines „Politikers“ ſind dieſe 
Gedankengänge recht bezeichnend. Ahnlich iſt es mit dem „kleineuropäiſchen 
Gedanken“. „Mitteleuropa“ iſt hier das Leitmotiv, natürlich, nachdem die 

kolonialen Welten zergangen. Das ſchöne Wort vom „genoſſenſchaftlichen 

Imperialismus“ aus dem erſten Buche wird übernommen. Gemeint iſt 

damit eine politiſche Verbindung der Länder von der Nord- und Oſtſee 

bis zum Schwarzen Meere bezw. Perſiſchen Golf. Allein ehe das Buch 

die Preſſe verließ, ſah der Verfaſſer den Zuſammenbruch ſeines luftig 

errichteten Gebäudes. Er ſchreibt ein ſchmerzliches Nachwort. Was würde 

er aber erſt ſagen, wenn er die Lehren des Friedens von Verſailles noch 

zu würdigen hätte? Ob dann der Ton der beiden Schriften auch noch 

fo überaus „belehrend“ ausgefallen wäre? Bei dem nunmehrigen „Schick⸗ 
ſal“ Englands? Hermann Dreyhaus. 


C. Schirren, Livländiſche Antwort an Herrn Juri Samarin. 4. Aufl. 
194 S. München u. Leipzig, Duncker & Humblot, 1919. 8, — Mk. 


Ein Buch edelſten deutſchen Bekennermutes und deutſcher Furcht⸗ 
loſigkeit, das fein Wiedererwachen kurz nor dem ſogenannten Ende des 
Krieges im November 1918 der Randſtaatenpolitik der letzten kaiſerlichen 
Regierungen verdankt! Zuerſt erſchien es 1869 als Entgegnung eines Deut ſch⸗ 
balten, der auf breiteſter Grundlage die Herrenrechte ſeiner Stammesgenoſſen 
darlegt, an einen rechtgläubigen Letten, der als ruſſiſcher Beamter nationaal⸗ 
ruſſiſche Anſprüche vertritt. Rein menſchlich wird man von dieſem Buche 
zweifellos aufs tiefſte bewegt, aber vom Standpunkt zielſtrebender deutſcher 
Reichspolitik hat ſich der Einfluß der ja auch hier zu Worte kommenden 
baltiſchen Barone als ſehr verhängnisvoll erwieſen. Und ſchließlich haben 
die weltpolitiſchen Ereigniſſe dieſe Neuauflage bereits überholt, ehe ſie 
recht herauskam. Hermann Dreyhaus. 
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Erwin Wulf, Die perſönliche Schuld Wilhelms II. Ein de 
Rückblick. Dresden, Verlag e Deutſcher Reichskalender, 
o. J. 64 S. 1 20 Mk. 


Unter hauptſächlicher Benutzung der Kaiſerreden wird ein Charakter⸗ 
bild entworfen, „das manche richtige Züge enthält, aber im ganzen außer⸗ 


halb jeglichen geſchichtlichen e ſteht. Dazu rechnet es mit 


„Novemberſtimmung“. Hermann Dreyhaus. 


K. Hampe, Das belgiſche Bollwerk. Eine aktenmäßige Darlegung über 
Barriereſtellung, Neutralität und Feſtungspolitik Belgiens. Mit 
einem Anhang ungedruckter Aktenſtücke. 232 S. Stuttgart u. 
Berlin, Deutſche Verlagsanſtalt, 1918. 4,— Mk., geb. 6, — Mk. 


Der Verfaſſer, der bereits bald nach Beginn des Krieges eine ge⸗ 
diegene Einführung in die Geſchichte Belgiens veröffentlicht hat, gibt ſich 
in dem vorliegenden Werk in ſorgfältigſter Weiſe Rechenſchaft über die ſo 
viel beſchriene „belgiſche Neutralität“. Seine Studien veranlaſſen ihn zu 
einer anderen Titelgebung, die den Kern des Problems auch mehr trifft: 
das belgiſche Bollwerk! Zwar iſt es mehr die Geſchichte eines Schickſals, 
das von dem Wohlwollen der größeren Nachbarn abhängig iſt. Von 
belgiſcher Neutralität kann nur beſprochen werden, wenn ein dritter 
Unbeteiligter ſie ſchützt. Dieſer Fall trat ein, wenn Europa ſich in zwei 
Lager ſchied und England das ſo beſtehende „Gleichgewicht“ durch ſeine 

eigene Schwere hütete. Nahm aber England für eine Partei Stellung, 
wie nach 1903, fo verſchwand ſelbſttätig die „Neutralität“, und 
Belgien wurde „Bollwerk“ der einen Machtgruppe Europas gegen die andere. 
Dieſen Entwicklungsgang legt der Verfaſſer überzeugend klar. Dabei 
unterſucht er naturgemäß das beſonders von alldeutſcher Seite betonte 
Beſatzungs⸗ und Durchzugsrecht Preußens in Belgien, angeblich von 
1831. Auf Grund eines weitgehenden Aktenſtudiums muß er das ab⸗ 
lehnen. Dieſes „Durchzugsrecht“ beſteht lediglich nach dem Aachener 
Militärprotokoll von 1818, das aber in allen Teilen durch den Feſtungs⸗ 
vertrag von 1831 als erledigt angeſehen werden muß. Bei der Darlegung 
dieſer Verhältniſſe fällt ein ſchönes Charakterbild des preußiſchen Unter⸗ 
händlers Heinrich von Bülow, Wilhelm von Humboldts Schwiegerſohn, 

heraus, das ein milderes Licht auf die wenig gut beleumdete Zeit 
preußiſcher Außenpolitik von 1830—1840 wirft. Als intereſſante Einzel⸗ 
heit dürfte erwähnt ſein, daß nach der belgiſchen Unabhängigkeitserklärung 
Lord Palmerſton in Berlin den Vorſchlag der Eingliederung Belgiens in 
den „Deutſchen Bund“ gemacht hat. Über die damit verbundenen Ab⸗ 
ſichten konnte leider nichts mitgeteilt werden. Hermann Dreyhaus. 


M. ok, Konteradmiral a. D., Der Ser und Kolonialkrieg 1914/16. 
Eine Schilderung der Ruhmestaten deutſcher Seeleute und Schutz⸗ 
truppen im Weltkriege. Bd. I: Die beiden erſten Kriegsjahre. Mit 
11 Karten und Plänen. VII u. 454 S. Halle (Saale), R. M. Mühl⸗ 

mann Verlagsbuchhandlung (Max Groſſe), 1919. 15, — Mk. 


Der bekannte Marineſchriftſteller erzählt hier die Geſchichte des See⸗ 
und Kolonialkrieges während der beiden erften Jahre. Bezüglich des 
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erſteren geht er gründlich zu Werke. In einer umfaſſenden Einleitung 
gibt er alles zum Verſtändnis Notwendige, z. B. über Schiffbau, Be⸗ 
ſtückung uſw., um dann mit der Treue des Evangeliſten all die Einzel⸗ 
heldentaten unſerer Flotte und Kolonialarmee von ehedem mit liebevollem 
Herzen zu würdigen. Von großen Geſichtspunkten der Darſtellung kann 


bei der Zuſammenhangloſigkeit der deutſchen Seeunternehmungen ebenſo 
wenig beſprochen werden, wie von beſonderer Einſichtnahme in die ſtrate⸗ 


giſchen Bedingungen größerer Ereigniſſe, da ſich der Verfaſſer lediglich 
auf das durch die Preſſe und die kriegsgeſchichtliche Literatur bekannt 
gewordene Material ſtützen kann. Dieſes nutzt er allerdings mit größter 
Sorgſamkeit aus, ebenſo gibt er Größenzahlen über Geſchütze, Schiffe uſw. 
im weiteſten Umfange, fo daß ein recht anſchauliches Bild der Seekämpfe 
daheim und draußen erzielt wird. Der Stoff wird ſtreng hiſtoriſch ge⸗ 
gliedert, wobei der Kreuzerkrieg des erſten Jahres einen breiten Raum 
einnimmt. Im zweiten macht ſich ſchon das U⸗Boot bemerkbar. Die 
Kolonialkämpfe ſind zuletzt zuſammenhängend behandelt worden. 
Politiſche Erwägungen flicht der Verfaſſer, abgeſehen von dem 
Eingang, verhältnismäßig ſelten ein. Bemerkenswert ſind nur zwei 
Momente: Einmal, wo er bei Beobachtung des Ganges der großen Politik 
lebhaft bedauert, daß die deutſche Regierung keine Verbindung zu Japan 
gefunden hat. Es entquillt ihm ein ſchmerzlicher Seufzer, was geſchehen 
wäre, wenn das deutſche Kreuzergeſchwader ſich mit der japaniſchen Flotte 
hätte vereinigen können. Ja, wenn... Zum andern berührt er eine 
innerpolitiſche Frage: den Mangel an deutſchem Nationalgefühl, den er 
auf die humaniſtiſche Bildung in Deutſchland — die „weiße Internationale“ 
— zurückführt. Unrecht hat er mit dieſer Meinung ganz gewiß nicht. 
Bloß liegt das Problem doch viel tiefer als allein in der Schule, es liegt 
in der deutſchen Weſensart. Aber will man ihm beikommen, dann muß 
allerdings bei der Schule begonnen werden. Ob jedoch Hoffnung auf 
Beſſerung unter der heutigen Regierung vorhanden iſt, wer kann es ſagen? 
Als der Verfaſſer dieſen erſten Band ſeines Werkes ſchrieb, ahnte 
er noch nichts von der Revolution. Ich vermute, der zweite wird anders 
ausfallen, falls ihm nicht überhaupt der Mut entſinkt, die November⸗ 
tage 1918 in Kiel und Wilhelmshaven mit ſeiner vaterlandswarmen 
Feder feſtzuhalten. Hermann Dreyhaus. 


Paul Natorp, Deutſcher Weltbernf. Geſchichtsphiloſophiſche Richtlinien. 
Erſtes Buch: Die Weltalter des Geiſtes. VIII u. 133 S. 
Zweites Buch: Die Seele des Deutſchen. 213 S. Jena, 
Eugen Diederichs, 1918. Zuſ. 11, — Mk., geb. 13, — Mk. 


Es berührt in der Revolutionszeit wehe, ein Buch zu leſen aus den 
Tagen, da in Deutſchland noch ein ſtarker Glaube, wenn auch nicht mehr 
auf einen „Siegfrieden“, ſo doch auf einen Behauptungsfrieden hoffte. 
Doppelt wehe tut aber ein Buch von deutſchem Weltberuf, wo auch die 
letzten Zeichen weltpolitiſchen Wollens verſchwinden. Aber peinlich ſchmerzt, 
wenn ein führender Denker des deutſchen Volkes dem Genius deutſchen 
Denkens und Dichtens ſeine Bewunderung zollt, und wenn das Erſcheinen 
eines ſolchen Werkes in einen Augenblick fällt, wo Denken und Dichten 
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dem deutſchen Volke Hekuba ift, wo ein wahnſinniger Taumel nach Geld 
und Gut und materiellen Genuß weite Volksſchichten befallen. 

Das iſt das Schickſal des Natorpſchen Buche? 

Schade um ein Werk ſolch edler Prägung! Es will nicht im . 
lichen Sinne wiſſenſchaftlich ſein. Und doch fließt es voll und ganz aus 
der reichen Lebensarbeit des Marburger Philoſophen und Gelehrten, be⸗ 
ſchwingt durch ein warmherziges Bekenntnis zum Deutſchtum und zum 
Vaterland. 

Aus Vorträgen vor akademiſcher Jugend iſt das Werk hervor⸗ 
gegangen. Nun wird es dieſer ein Vermächtnis! Denn der Weltberuf 
des Deutſchen liegt ja nach dem Niederbruch unſeres Staates in weiter, 
weiter Zukunft! — In zwei Bücher gliedert ſich die Darſtellung: „Die 
Weltalter des Geiſtes“ und „Die Seele des Deutſchen“. Beide find 
naturgemäß rückſchauend, aber das eine mehr als das andere. Die Welt⸗ 
alter des Geiſtes geben mehr einen konkreten Hintergrund ab. Im 
Rahmen der Geſchichte, über deren „Sinn und Urſprung“ das einleitende 
Kapitel handelt, wird eine kühne Linie von der Entwicklung im Orient 
bis zur Gegenwart gezogen. Einen beſonderen Reiz übt dabei auf ben 
Marburger Forſcher die indiſche Kulturwelt aus, deren Ausſtrahlungen 
er nicht bloß in den alten Epen, vor allem auch in den Werken des 
Nobelpreisträgers Rabindranath Tagore ſieht. Daneben geht der übliche 
Weg über Judentum, Griechentum, Rom, Chriſtentum, durch das deutſche 
Mittelalter bis zur Neuzeit mit ihrem Individualismus, wie ihn Shake⸗ 
ſpeare, Rembrandt und Goethe offenbaren. | 

Dieſe Entwicklungsgänge ebnen den Boden für den Weltberuf des 
Deutſchen, wie ihn der Verfaſſer der „Sozialpädagogik“ ſehen muß: kein 
politiſches Ziel, keine wirtſchaftlichen Abſichten, aber Erziehung — an 
deutſchem Weſen ſoll einſtmals die Welt geneſen, ſo fällt einem ein — 
Erziehung zur Menſchengemeinſchaft, das iſt die Weltaufgabe der Deutſchen. 
Kraft und Befähigung geben ihnen eine große Vergangenheit: Meiſter 
Eckehart, der Finder und Führer der deutſchen Seele, Luther, der ſie zu 


religiöſer Tat härtete, Kant, der ihr Klarheit über ſich ſelbſt gab, und 
endlich Goethe, der ſie mit einem weltumfaſſenden Univerſalismus erfüllte. 


Ein Vorbild ſieht N. in den Griechentum, deſſen „Erkenne dich ſelbſt!“ 
ihm unverändert als der Weisheit letzter Schluß erſcheint. Mag ſein! — 
Einen Helfer und Mitgänger ſieht er weiter in England, das „nicht 
dauernd uns fremd und feindlich bleiben kann“ (II, S. 32). Denn: 
„Kommen wird der Tag, wo England den Traum ſeiner Weltherrſchaft 


ausgeträumt haben und als heiligere Aufgabe erkennen wird, Hand in 


Hand mit uns jenen „wahren Katholizismus“ herbeizuführen, den 
Katholizismus „ohne ſichtbares Oberhaupt“: das wahre Gottesreich auf 
Erden, vor dem alles Menſchenreich in den Staub ſinkt (II, S. 33).“ 
Da iſt der Punkt, wo die ſchöne Welt des Philoſophen mit der 
harten Wirklichkeit zuſammenſtößt. Der Frieden von Verſailles wird 
dieſes weiche Weltbild grauſam zerſtört haben, er hat aber auch die 
Geſchichtsauffaſſung des Verfaſſers in rauher Weiſe berichtigt. Trotzdem, 
wenn auch der Hiſtoriker eine ſtärkere Betonung der politiſchen und 
wirtſchaftlichen Entwicklung ſowie ihrer Forderungen bei jeglicher Geſchichts⸗ 


470 


1 


Neue Erſcheinungen [188 


betrachtung wünſchen muß, trotzdem wird ihm das vorliegende Werk eine 
Fülle von Anregungen bieten ſowohl durch die Reichhaltigkeit des durch⸗ 
dachten Stoffes wie durch die abwägende Sorgfalt der Urteile, die ſich 
beſonders intereſſant in dem Abſchnitt: Deutſche Kunſt — Dichtung und 
Muſik geſtalten. Nur fehlt zum vollen Genuß eine Zeit, die nicht erfüllt 
iſt von dem eee um Sein und Nichtſein wie die Gegenwart. 
Hermann Dreyhaus. 


Karl Brandi, Deutide Geſchichte. XIV u. 295 S. Berlin, E. ©. 
Mittler & Sohn, 1919. 10,50 Mk., geb. 12,— ME. 


„Dieſe deutſche Geſchichte wendet fich an gebildete Leſer jeglichen 
Standes. Sie iſt im Felde entſtanden und, auf Grund von Vorträgen 
in einem Fronthochſchulkurſus niedergeſchrieben.“ So leitet der Ver⸗ 


| faſſer fein Werk ein, und damit gibt er ihm das Kennzeichen. Auf ganz 


beſchränktem Raume iſt die Entwicklungsgeſchichte des deutſchen Volkes 
dargeſtellt, aber auch nur der Entwicklungsgang von hoher Warte ge⸗ 
ſehen. Nirgendwo ein Verweilen, nur ein ſtetes Vorwärtsſtreben über all 


die Höhenpfade der Ruhmestaten unſeres Volkes hinweg bis zu dem 


gewaltſamen Anſtieg dieſes Weltkrieges, aber nicht zu deſſen ſiegreichem 
Ende, wie einſtmals geträumt, nein, die Schilderung bricht ab im Herbſt 
1918 voll banger Ahnung, wenn auch gehalten durch ſtarkes Vertrauen. 
Dieſes Vertrauen tut wohl in einer ſo ſchweren Zeit, wie ſie nach dem 


Erſcheinen des Buches begonnen hat. Denn aus dem Vertrauen fließt 


ein wunderbarer Glaube an unſer Volk. Und dem gibt für die Bergargen: 
heit der Verfaſſer in ſchöner Weiſe Ausdruck. Nicht bloß durch das ſtark 
deutſche Gefühl, das aus dem ganzen Buche ſtrömt! — In vielen kleinen 
Zügen tritt das zutage. Von wieviel Liebe ſind die großen Zuſammen⸗ 
hänge durchflochten, wenn er z. B. von unſern Ahnen im Anfang ſagt: 
„Kein Volk der Welt hat bei ſeinem Eintritt in die Geſchichte eine ſo 
vornehme Begrüßung und bald darnach eine ſo eingehende Schilderung 
ſeines Weſens erfahren wie das deutſche. Selbſt noch völlig aufgelöſt in 
lockere Stammesverbände, die ſich rückſichtslos befehdeten, erſchien für die 
klugen Augen der gebildeten Römer das Geſamtvolk N als eine große 
zukunftsreiche Einheit (S. 6).“ 

Im ganzen kann man das vorliegende Werk die erſte „deutſche 
Geſchichte“ nennen, die unter dem Schatten des Weltkrieges geſchrieben 
iſt. Das merkt man deutlich in dem Urteil, das an die einzelnen Ver⸗ 
hältniſſe gelegt wird. Die bisher üblichen Maßſtäbe ſind völlig verſchoben 
worden, beſonders was die Bezeichnung der Wichtigkeitsgrade anbelangt. 
Vieles, was in der Vergangenheit als das volle Ausmaß der Entwicklung 
erſchien, ſchrumpft in dem rieſenhaften Zeitengange zuſammen. Selbſt 
Bismarcks Werk findet eine andere Wertung, wenn B. in dem Abſchnitt 
„Kaiſer und Papſt“ ſich einen Durchblick durch die Jahrhunderte geſtattet 
und den berühmten Streit Sybel⸗Ficker heranzieht: „Für den Augenblick 


behielt Sybel recht; die kleindeutſche Löſung wurde zuerſt gefunden, 


1866, 1870. Allein ſchon 1879 näherte ſich der Zeiger der Weltgeſchichte 
der Auffaſſung Fickers, und heute erſcheint Ficker nicht nur als Hiſtoriker 
gerechtfertigt (S. 51).“ Da ſind Erwägungen angeſtellt, die vor dem 
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Kriege zum mifibeftens recht wenig freundlich, wenn nicht gar anders 
aufgenommen wären. Dem B. ſchen Buche aber geben ſie eine beſondere 
Note, wenn ſie auch, wie z. B. die ſehr intereſſante Linie von den 
Merowingern zu den franzöſiſchen Königen, S. 22/23, durch Kühnheit 
überraſchen, beſonders bei der nur andeutenden Form. Mancher wird 
vielleicht hier einen Grund zum Tadel finden, weil anſcheinend der Boden 
der ſicheren Forſchung verlaſſen wird. Ich kann mich dem nicht anſchließen, 
ich halte es für durchaus notwendig, daß wir gelegentlich auch einmal 
über all die „geſicherten Ergebniſſe“ hinaus kommen und unſern Blick 
weiten für die große Entwicklung der Geſchichte. Für die politiſche 
Bildung unſeres Volkes wird eine ſolche Selbſtbefreiung allmählich unab⸗ 
weisbar. Deshalb erſcheint mir gerade das vorliegende Werk nach dieſer 
Richtung in hohem Maße anregend. 

Und noch ein Drittes macht es ſo anziehend. B.’3 Hauptſtudien⸗ 


gebiet iſt die Renaiſſance. Seine geiſtreichen Arbeiten darüber ſind weit 


bekannt und geſchätzt. In dieſer deutſchen Geſchichte iſt es recht intereſſant, 
wie B. aus der Renaiſſanceſtimmung zu Friedrich dem Großen kommt 
und zu Napoleon I. Natürlich geht er von Machiavelli aus. Trotz des 
„Antimachiavell“ ſagt er von dem Hohenzollern, und wie ich glaube, ſehr 
mit Recht: „Friedrich II. war dem großen Florentiner tief verwandt“ 
(S. 147) und ſpäter das Endurteil: „Friedrich II. hatte als junger König 
mit franzöſiſcher Bildung und im Geiſt der Renaiſſance, aber geſtützt 
auf die deptſchen Kräfte ſeines Staates preußiſche Politik gemacht (S. 153). 
Ich kann natürlich hier nur andeuten. Ahnlich bei Napoleon I., deſſen 
italieniſchen Familiennamen Buonaparte er bevorzugt. Auch davon ein 
Streiflicht: „Dieſer Italiener war genau fo rückſichtslos, beſtimmt und 
klar wie die Revolution, die ihn ans Licht gebracht, die höchſte Form 
jenes Fürſten und Gewaltherrn nach dem Herzen Machiavellis, auch er 
zuerſt Soldat, Feldherr, Wille, ohne eine Spur von ſittlichen Geſichts⸗ 
punkten. Er verwirklichte alle Träume franzöſiſcher Machtpolitik ver⸗ 
gangener Jahrhunderte. . (S. 166).“ Daß Napoleons Politik — ſoweit 
ſie erfolgreich war — als Einigungsbeſtrebungen des Kontinents gegen 
England dargelegt wird, braucht wohl heute kaum noch betont zu werden. 

Beſonders ſtreng iſt die Linienführung in dem Schlußkapitel, das 
dem Weltkrieg gewidmet iſt. Hier verſchließt ſich B. nicht der jüngſten 


Entwicklung, indem er mehr von Kräften ſpricht als von einzelnen Perſonen, 


hauptſächlich bei der ſogenannten Einkreiſungspolitik Englands. Dagegen 
huſcht er etwas leicht hinweg über die Mächte, die jetzt unſer Vaterland 
regieren, den Sozialismus und ſeine Anverwandten. Deren Aufkommen 
im Kriege, beſonders in den beiden letzten Jahren, war allerdings von 
der Front aus, wo der Verfaſſer meiſt geweilt, nicht ſo e zu be⸗ 
obachten wie hier im Lande. 

Das Buch gibt die Geſchichte des deutſchen Volkes bis zu ihrem 
vielleicht tiefſtem Einſchnitt. Dunkelſte Zukunft liegt vor uns. Jeder 
Schritt iſt unſicher. Möchten doch die heißen Wünſche des Verfaſſers 
über Perſönlichkeit und Gemeinſamkeit wieder wahr werden, vor allen 
Dingen aber die unveräußerliche Erkenntnis: „Höher aber und heiliger 


als alle Formen des Staates und der Regierung bleibt der innere Gehalt 
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eines Volkes, ſein guter Geiſt und tieferer Gemzinſinn.“ — Dem Fach⸗ 
mann will ich zuletzt nicht verſchweigen, daß ein wohlgegliederter Anhang 
reiche Literatur⸗ und Quellenangaben bringt etwa bis zum Stande ı von 
1917, für den Weltkrieg auch noch weitergehend. 

Im März 1919. Hermann Dreyhaus. 


Der dreißigjährige Krieg. I. Bis zum Tode Guſtav Adolfs. II. Seit 
dem Tode Guſtav Adolfs. Zuſammengeſtellt von Hans Schulz. — 
2 Hefte. Leipzig u. Berlin, Teubner, 1917. (Hauptquellen zur 
neueren Geſchichte. Hrsg. von E. Brandenburg.) 


Als Seitenſtück und Ergänzung zu der handlichen „Quellenſammlung 
zur deutſchen Geſchichte“, in der u. a. Küntzel's und Haß's Ausgabe 
der politiſchen Teſtamente der Hohenzollern erſchien, gibt E. Brandenburg 


ſeit kurzem eine neue Sammlung von Hauptquellen zur neueren Geſchichte 


heraus, die ſich mit den vorliegenden, von einem guten Kenner der Periode 
bearbeiteten Heften vielverſprechend einführt. Die Sammlung bringt 
ſorgfältige Abdrücke der wichtigſten Verträge wie des Lübecker, des Prager 
und des Weſtfäliſchen Friedens vertrages, zahlreiche Schreiben der Feldherrn 


des großen Krieges, namentlich Wallenſteins, aber auch Dokumente, die 


das kulturelle Leben, die Heeresverfaſſung und die wirtſchaftlichen Zu⸗ 


fände zu erläutern vermögen, endlich auch eine Anzahl zeitgenöſſiſcher 


Gedichte, in denen ſich die Stimmungen der langen Kriegszeit ſpiegeln. 
Leider vermißt man Mitteilungen des Herausgebers über die bei der 

Auswahl befolgten Grundſätze, ebenſo auch Hinweiſe auf erläuternde 
Literatur ſowie Erklärungen dunkler oder auffallender Stellen. Bei dem 
reichen Programm, das ſich die neue Sammlung geſtellt hat, bleibt zu 
wünſchen, daß die ſpäteren Hefte den Bedürfniſſen des Benutzers in dieſer 
Richtung wenigſtens einigermaßen gerecht werden möchten. 

Breslau. N v. Loewe. 


Otto Müller⸗Kolshorn, Azmi Efendis Geſandtſchaftsreiſe an den preußi⸗ 
ſchen Hof. Ein Beitrag zur Geſchichte der diplomatiſchen Beziehungen 
Preußens zur Hohen Pforte unter Friedrich Wilhelm II. [= Tür- 

kiſche Bibliothek, hersg. von G. Jakob und R. Tſchudi.] Berlin, 
Mayer & Müller, G. m. b. H., 1918. 113 S. 10,— Mk.] | 


Die vorliegende Veröffentlichung zerfällt in drei Zeile: in eine Dar- 
ſtellung der preußiſch⸗türkiſchen Beziehungen ſeit Friedrich des Großen 
fehlgeſchlagenen Bemühungen, um ein Bündnis mit der Türkei, fußend 
lediglich auf den bekannten Darſtellungen dieſer Epiſode preußiſcher Ge⸗ 
ſchichte (S. 1/25); auf einer Überſetzung von Azmis Reiſejournal und 
ſeinem Nachtrag über „die Verwaltung des Landes, ſeine Bewohner und 
die hohen Amter“ (S. 25/86), und ſchließlich auf zeitgenöſſiſchen, z. T. 


archivaliſchen Mitteilungen über den Aufenthalt der türkiſchen Geſandt⸗ 


ſchaft in Berlin (S. 87/112). | 
Der Zweck der Aufzeichnung, insbeſondere ihres von ferne an die 
venetianiſchen Relationen erinnernden Anhanges, war, durch Schilderung 
der Einrichtungen in Preußen auf die Notwendigkeit von Reformen in 
der Türkei hinzuweiſen; man iſt erſtaunt über den Freimut, mit dem in 
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dieſer für den Sultan beſtimmten und ihm auch überreichten Denkſchrift 
Mißſtände im osmaniſchen Reich berührt werden. Über den fait ein- 
jährigen Aufenthalt des Geſandten in Berlin von Februar 1791 bis 
Januar 1792 erfahren wir, abgeſehen von den auch im Bilde feſtgehaltenen 
und hier wiedergegebenen glänzenden Empfangsfeierlichkeiten, kaum etwas; 
aber aus Azmis Bemerkungen über den preußiſchen Staat geht hervor, 
daß der Geſandte trotz ſeiner geringen Vertrautheit mit weſteuropäiſchen 
Sprachen offenen Auges und mit klarem Urteil die ihm fremden Ber- 
hältniſſe beobachtet und mit den heimiſchen Zuſtänden, meiſt zu deren 
Ungunſten, verglichen hat. Hiſtoriſch neue Tatſachen erfahren wir aus 
dem Bericht ſelbſtverſtändlich nicht; intereſſant iſt die Aufzeichnung über 
die große Türkenſreundlichkeit der Ungarn (S. 36 f.); innerlich gewonnen 
für das Habsburgerreich waren dieſe Söhne der Steppe noch lange nicht; 
merkwürdig ſind die, wie es ſcheint, auf perſönlicher Einſichtnahme be⸗ 
ruhenden Mitteilungen aus einem politiſchen Teſtament Friedrichs des 
Großen, die den Stempel der Echtheit an ſich tragen, die aber bisher in 
ſchriftlichen Aufzeichnungen des Königs nicht haben feſtgeſtellt werden 
können (S. 72 ff., auch Anm. a); eine e Unterſuchung wäre dringend 
geboten. 
Wie dieſe türkiſche Geſandtſchaft der allgemeinen politiſchen Lage 
ihren Urſprung zu verdanken hatte, ſo auch ihren Abſchluß. Da ſich im 
Laufe des Jahres 1791 das Schwergewicht der preußiſchen Politik vom 
Orient weg ſtärker nach Frankreich hin verſchoben hatte, legte man 
auf das fernere Verbleiben der Türken in Berlin, das dem preußiſchen 
Staat nicht den geringſten politiſchen Vorteil gebracht, ſondern nur nicht 
unerhebliche Koſten verurſacht hatte, keinen Wert mehr; da Azmi frei⸗ 
willig keine Anſtalten zur Abreiſe traf, wurden ihm auf Befehl des 
Königs die Tagegelder entzogen. Sang⸗ und klanglos, ohne eine Abſchieds⸗ 
audienz erlangt zu haben, trat er am 14. Januar 1792 über Dresden, 
Prag und Wien die Heimreiſe nach Konſtantinopel an. 
Halle a. S. Adolf Hasenelever. 


Ernſt Müſebeck, Eruſt Moritz Arndt. Ein Lebensbild. 1. Buch: 
Der junge Arndt. 1769—1815. Gotha, Perthes, 2 XII u. 
591 S. Geh. 11,— Mk., geb. 12,— Mk. 


Die Anzeige dieſes ſchönen Buches hat ſich durch den Heldentod 
Ernſt Salzer's und durch die Einziehung des Unterzeichneten leider außer⸗ 
ordentlich verzögert. Eine ausführliche Würdigung des geiſtigen Inhalts 
des Werkes habe ich bald nach ſeinem Erfcheinen zu geben verſucht !). 
Heute, nachdem ſechs Jahre darüber vergangen ſind, dürfte es genügen, 
noch einmal auch an dieſer Stelle darauf hinzuweiſen, welche Bereicherung 
unſerer Kenntnis der geiſtigen Strömungen der Reformzeit wir Müſebeck 
verdanken. Die Zuſammenhänge zwiſchen Arndt's eingeborener Natur 
und ſeinem inneren und äußeren Erleben ſind erſchöpfend und über⸗ 
zeugend herausgearbeitet worden. Die Analyſe der wichtigſten Arndtſchen 
Schriften hätte vielleicht etwas kürzer gehalten werden können, obgleich 


1) Sonntagsbeilage zur Voſſiſchen Zeitung vom 24. April 1914. 
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bei Arndt's unſyſtematiſcher Dent: und Schreibart durch knappe Zuſammen⸗ 
faſſung die Schwächen ſeiner Schriften überdeutlich, ihr Reichtum an 
wertvollen Einzelheiten nicht genügend zutage getreten wären. 

Die Formen, in die Arndt ſeinen Idealismus kleidete, haben gewiß 
in erſter Linie hiſtoriſches Intereſſe. Das Ziel, dem er, je reifer er 
wurde, um ſo bewußter zuſtrebte, die Verſchmelzung von Individualismus, 
Nation und Europäertum in eine höhere Einheit, hat überzeitliche Be⸗ 
deutung. Auch für das ſchwerer als 1806 zuſammengebrochene Deutſchland 
liegt die Rettung in dieſer Syntheſe. Die Wege müſſen gewiß andere 
ſein, als Arndt ſie zeigte, aber die Reinheit ſeines Wollens, die Ver⸗ 
knüpfung von Idee und Wirklichkeit, die durch ſeine Verehrung Stein's 
und Goethe's erlebte Vereinigung des politiſchen und menſchlichen 
Ideals des Deutſchtums laſſen Arndt auch heute noch zum Führer ſeines 
Volks berufen erſcheinen. Der Weg zu ihm führt durch Müſebecks 
Biographie. | | | 

Berlin. Ernst Kaeber. 


Johannes B. Kißling, Geſchichte des Kulturkampfs im Dentichen 
Reiche. 3. Band. Der Kampf gegen den paſſiven Widerſtand. Die 
Friedensverhandlungen. Freiburg i. Br. 1916, Herder. 6,50 Mk., 
geb. 7,80 Mk. 


Der Schlußband entſpricht in der äußern Anlage, in der Form der 
Darſtellung und Polemik, in Geiſt und Richtung ſeinen beiden Vorgängern 


(gl. „Forſchungen“ Bd. 26, S. 341 ff. und Bd. 27, S. 364 f.). Recht 


und Unrecht in dem großen Kampfe werden nicht im einzelnen abgewogen, 
ſondern alles Licht fällt auf die Kirche und ihr politiſches Organ, das 
Zentrum, aller Schatten auf ihre geiſtigen und politiſchen Widerſacher, 
die im Stile der Parteijournaliſtik mit Spott, Verachtung, Zorn bekämpft 
werden. Ein Artikel etwa der offiziöſen „Provinzialkorreſpondenz“ gegen 
die Enzyklika vom 5. Februar 1875, in der Pius IX. in leidenſchaftlicher 
Form ſich gegen die durch „gottloſe Gewalt“ erlaſſenen Maigeſetze wendet, 
wird als „Stilübungen“ abgetan (S. 30). Profeſſor Friedberg „begibt 
ſich wieder einmal an's Nachdenken“ (S. 38), den altkatholiſchen Grafen 
Bocholtz, der im Herrenhaus „die üblichen Schlagwörter der Sektirer 
produziert“, weiſt Graf Landsberg⸗Velen „in die Schranken zurück“ (S. 86), 
die Werke der „materialiſtiſchen Mediziner und Naturforſcher“ find „voll 
unſäglichen Unflats“ (S. 175), Bismarck erhebt gegen das Zentrum „den 
unqualifizierbaren Vorwurf der Reichsfeindlichkeit“ (S. 205) uſw. Wie 
in den früheren Bänden werden mit Vorliebe gegen die Kulturkämpfer 
kritiſche Bemerkungen von Angehörigen ihres eigenen Lagers ausgeſpielt. 
Gegen Bismarck wird ein gehäſſiges Urteil Klein⸗Hattingens verwertet, 
der durch die Bezeichnung als „fortſchrittlich geſinnter Gegner des Zentrums 
und Biograph Bismarcks“ offenbar als klaſſiſcher Zeuge erſcheinen 
ſoll (S. 11). N 

So kann denn das Urteil über das Geſamtwerk nur lauten, daß es 
in erſter Linie eine Partei⸗ und Erbauungsſchrift iſt. Bei alle dem bleibt 
es durch die Fülle des beigebrachten Materials, namentlich auch zur Ge⸗ 
ſchichte der kirchenfeindlichen Tendenzen des Liberalismus vor dem Ausbruch 
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des Kulturkampfes, für den Hiſtoriker wertvoll. Im allgemeinen be⸗ 
ſchränkt ſich Kißling auf die gedruckte Literatur, ungedruckte Quellen ſind 
nur ausnahmsweiſe herangezogen worden (z. B. S. 108 ff.). Der aus⸗ 


gezeichnete Aufſatz von Rachfahl über Windthorſt und den Kulturkampf 


(Preußiſche Jahrbücher Bd. 135, Jahrg. 1909), der in Band 1 ſehr mit 


Unrecht von oben her abgekanzelt wird (S. 226 f.), ſcheint für Band III 


nicht benutzt worden zu ſein. Kißling hätte aus ihm für ſeine ganz 
unzulängliche Darſtellung der Verhandlungen des Jahres 1879, die zur 
Anbahnung des kirchlichen Friedens und im Zuſammenhang damit zu 
einem wirtſchaftspolitiſchen Vertrag zwiſchen Kanzler und Zentrum führten, 
manches lernen können. Es ſcheint faſt, als ob der Verfaſſer hier, wo 
Windthorſt beſonders deutlich „realpolitiſch“ handelt, abſichtlich kurz ge⸗ 
blieben iſt, ähnlich wie er mit bemerkenswerter Eile über die Haltung des 
Zentrums bei der Septennatsvorlage von 1886 und über Windthorſts 
berühmte und berüchtigte Rede im Gürzenich zu Köln hinweggeht. Sehr 


kategoriſch werden in dem rückblickenden 58. Kapitel Bismarcks Bedenken 


gegend Windthorſts politiſche Perſönlichkeit als „zu Unrecht“ gehegt ab⸗ 
gewieſen. Selbſt derg damals dem Zentrum recht nahe ſtehende Kleiſt⸗ 
Retzow hat aber im Auguſt 1878 ſeinem ultramontanen Freund Schede 
geſchrieben: „ich fürchte manchmal, daß Windthorſt eine innerliche Feind⸗ 
ſchaft gegen unſer Kaiſertum hat“ (v. Petersdorff, Kleiſt⸗Retzow, S. 418). 

Das Tempo der Erzählung wird, nachdem der Höhepunkt des 
Kampfes überſchritten iſt, immer lebhafter, die parlamentariſchen Duelle 
werden nicht mit der Breite wie in den vorangehenden Abſchnitten 
wiedergegeben, nur die großen redneriſchen Rückblicke beim Friedensſchluß 
beanſpruchen wieder mehr Raum. | 

Die Schilderung der Ereigniſſe in Preußen und im Reiche ſchließt 
mit dem 58. Kapitel des ganzen Werkes. Es trägt die Überſchrift: „Fürſt 
Bismarck und der Kulturkampf. Ein Epilog.“ In ihm wird der ernſt⸗ 
hafte Verſuch gemacht, die Gründe aufzudecken, die den Kanzler zum 
Eintritt in den Kulturkampf bewogen haben. Kißling ſieht ſie, wenn 
wir ſeine nicht immer mit der wünſchenswerten Schärfe formulierten 
Ausführungen hier und im folgenden richtig auffaſſen, ausſchließlich in 
innerpolitiſchen Erwägungen. Noch. im Winter 1870/71 habe Bismarck 
an ein Bündnis mit dem Papſt gedacht, eine konſervativ⸗ klerikale Re⸗ 
gierung nicht für ausgeſchloſſen gehalten, wohl auch eine Ausſöhnung 
zwiſchen Rechter und Linker für denkbar gehalten. Aber der Gegenſatz 
zwiſchen Rom und dem Liberalismus ſei nicht zu überbrücken geweſen. 
Schon bei »der Adreßdebatte kam es über die Frage der Zuläſſigkeit von 
Interventionen in die inneren Verhältniſſe fremder Staaten, — es handelte 
ſich dabei tatſächlich nicht um das Prinzip, ſondern um die praktiſche 
Frage, ob das neue deutſche Reich ſich zugunſten des Kirchenſtaats gegen 
das junge italieniſche Königreich wenden ſolle — zum Konflikt zwiſchen 
Liberalismus und Zentrum. Und bei der Beratung der Verfaſſung 
ſchieden ſich die Geiſter noch ſchärfer, als das Zentrum den Antrag ein- 
brachte, die kirchenpolitiſchen Paragraphen der preußiſchen Verfaſſung auf 
das Reich zu übernehmen. Bismarck mußte zwiſchen liberal und klerikal 
wählen. Drei Momente drängten ihn, meint Kißling, nach links: Die 
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Rückſicht auf die liberalen Neigungen des Kronprinzen, unter dem er 
durchaus habe möglich bleiben wollen, wie auf die Nationalliberalen, die 
Ergebenheit an ſeine Perſon mit unitariſchen Tendenzen einten und aus 
den Wahlen als ſtärkſte Partei hervorgegangen waren, endlich das Miß⸗ 
lingen des Verſuchs, mit päpſtlicher Hilfe das Zentrum der Regierung 
gefügig zu machen. Die polniſche Frage habe bei dem Entſchluß keine 


Rolle geſpielt (S. 357). Zum Kampfe gegen das Zentrum und die es 


deckende Hierarchie habe Bismarck Falk berufen, der gegen Bismarcks 
Wunſch eine prinzipielle Auseinanderſetzung zwiſchen Staat und Kirche 
habe herbeiführen wollen. Falk ſei mit ſeinem Programm durchgedrungen, 
Bismarck von ſeiner urſprünglichen Abſicht, einen Kampf nur gegen die 


ihm widerſtrebenden Perſonen im Zentrum und in der katholiſchen Kirche 


zu eröffnen, abgedrängt und in einen Kampf gegen die e ſelbſt ver⸗ 
wickelt worden. 

Jetzt habe er „aus reiner Opportunitätspolitik, wie nach allem, was 
über Bismarcks proteſtantiſche Unkirchlichkeit bekannt geworden iſt, an⸗ 
genommen werden muß“ (S. 365), den politiſchen Proteſtantismus mobil 
gemacht und ſelbſt durch den konfeſſionellspolemiſchen Einſchlag feiner 
Reden die Leidenſchaften geſteigert. 

Dieſe Darſtellung ſtimmt im Kerne mit den im 1. Bande ge⸗ 
gebenen Darlegungen überein (I, Kap. 13 und 14), in denen ebenfalls ein 
Einfluß der Polenfrage verneint wird (S. 389 f.), die Rückſicht auf die 
liberale Reichstagsmehrheit als ſtärkſtes Motiv für Bismarck erſcheint, 
mit dem ſich allerdings noch die Hilfsbedürftigkeit des bayriſchen Liberalis- 
mus als „eine der wichtigſten Urſachen des Kampfes“ verbindet (S. 390). 
Rachfahl ſieht gleichfalls, ohne ein abſchließendes Urteil wagen zu wollen, 
„Bismarcks geheimſte und tiefſte Motive bei der Einleitung des Kultur⸗ 
kampfes in der Rückſicht auf die parlamentariſchen Machtverhältniſſe“ 
(a. a. O., S. 245). Dafür läßt ſich auch eine Außerung Bismarcks ſelbſt 
gegenüber Moritz Buſch anführen, daß er zu einer Einigung mit dem 
Liberalismus habe kommen müſſen. Aber gerade das tiefſte Motiv möchte 
ich in ſolchen Rückſichten nicht finden, ſondern in denen auf den Beſtand 
ſeiner Schöpfung, alſo letzten Endes ſolchen der äußeren Politik. Wie 
Friedrich der Große nach deu ſchleſiſchen Kriegen von dem cauchemar 
des coalitions bedrückt wurde, die ſich gegen ihn zuſammenzufinden 
drohten, ſo lebte Bismarck nach der Reichsgründung in der ſteten Furcht 
vor äußeren Feinden ſeiner Schöpfung. Ihnen zu begegnen, mußte er im 
Innern eine feſte Majorität im Reichstag haben, die ihm die Heeresvor⸗ 
lagen bewilligte und ſeiner äußeren Politik die nicht zu miſſende Reſonanz 
im deutſchen Volke ſicherte. Die boten ihm nur die Liberalen, mit ihnen 
mußte er zuſammen gehen. Das Zentrum aber gliederte ſich Elemente 
an, die Bismarcks Werk feindlich gegenüberſtanden, Welfen, Dänen, Elſäſſer, 


ſüddeutſche „Patrioten“. Aus konfeſſionellen Gründen ſtand es den Polen 


nahe, die bei der Beratung der Reichsverfaſſung den Antrag ſtellten, die 
„unter preußiſcher Herrſchaft ſtehenden polniſchen Landesteile“ nicht in 
den Rahmen des deutſchen Reiches aufzunehmen. Dieſe Parteikombination 
mußte Bismarck ernſte Beſorgniſſe um die Feſtigkeit ſeines Werkes ein⸗ 
flößen. Die Polengefahr hat er ſehr ernſt genommen, er glaubte, ihr nicht 
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anders begegnen zu können als durch Maßnahmen, die das Zentrum als 
Feindſeligkeiten gegen die Kirche auffaſſen mußte. Wenn er im Winter 
1870/71 nicht abgeneigt geweſen war, mit dem Papſt politiſche Geſchäfte 
zu machen, ſo kann doch keine Rede von einer „außerordentlich papſtfreund⸗ 
lichen Richtung in Bismarcks ſtaatsmänniſchem Denken“ (I. 354) ſein. 
Es handelte ſich um eine Augenblickskombination, die fallen gelaſſen wurde, 
ſobald ſie nicht die erwarteten Erfolge brachte. Die aber blieben aus, 
ſowohl bei den Friedensverhandlungen mit Frankreich wie gegenüber der 
Haltung des Zentrums, das durch ſein Auftreten bei der Interventions⸗ 
debatte die deutſch⸗italieniſchen Beziehungen gefährdet hatte. Bismarck 
erkannte, daß der Papſt kein brauchbarer Bundesgenoſſe für das Reich 
ſein könne, er fühlte ſich darüber hinaus von der Kurie hintergangen und 
glaubte im Zuſammenhang damit wohl ernſthaft au die Möglichkeit, daß 
ſich in Rom ein Mittelpunkt deutſchfeindlicher Beſtrebungen bilde !). Das 
„noli me tangere, die europäiſche Machtſtellung des geeinigten Deutſchland“ 
wurde feiner Überzeugung nach nicht mehr „als der wertvollſte Edelſtein 
in der päpſtlichen Schatzkammer“ betrachtet, wie er es im Februar 1871 
noch angenommen hatte (Poſchinger, Neue Tiſchgeſpräche S. 68 f.). 
| Neben der Frage nach Bismarcks Beweggründen bei der Eröffnung 
des Kulturkampfes iſt die nach ſeinem Anteil an der Maigeſetzgebung 
lebhaft umſtritten. Zweifellos haben zwiſchen Bismarck und Falk ſehr 
erhebliche Meinungsverſchiedenheiten über den einzuſchlagenden Weg be⸗ 
ſtanden, denen beide Dritten gegenüber Ausdruck gegeben haben. Bekannt 
geworden ſind namentlich Falks Unterredung mit dem Großherzog von 
Baden (Kißling III, 363) und Bismarcks Außerungen gegenüber Frieſen 
(Erinnerungen aus meinem Leben, III, 284 f.), im Jahre 1874 und gegen⸗ 
über Mittnacht (Erinnerungen an Bismarck, S. 58) im folgenden Jahre. 
Dazu kommen noch Schlüſſe, die ſich aus Briefen Kleiſt⸗Retzows vom 
Sommer 1872 ziehen laſſen, und ein Brief Blankenburgs an Kleiſt vom 
Mai 1874 (v. Petersdorff, Kleiſt⸗Retzow, S. 415). Nicht weniger ſicher 
iſt es aber nach des Altkatholikenführers von Schultes gleichzeitigen Auf⸗ 
zeichnungen über ſeine Beſprechungen mit Bismarck, 1873, und Lothar 
Bucher, 1874, (Lebenserinnerungen, I, 329 f. und 243), daß Bismarck die 
Maigeſetze genau gekannt hat. Freilich hat er das im April 1874 Frieſen 
gegenüber heftritten und um die gleiche Zeit ſich zu Blankenburg im ſelben 
„Sinne geäußert — Blankenburg ſchreibt ganz entſetzt: „Bismarck findet 
ſich in dem Stadium, daß er ſich innerlich die Schuld an den Mai⸗ 
geſetzen (11) abſtreift.“ Aber die grundlegenden Geſetze über die Vor⸗ 
bildung und Anſtellung von Geiſtlichen und über die kirchliche Disziplinar⸗ 
gewalt ſind unter Teilnahme Bismarcks in der Sitzung des Staatsminiſteriums 
ausführlich beraten worden, und auf das Geſetz vom 4. Mai 1874 betr. 
Verhinderung der unbefugten Ausübung von Kirchenämtern hat Bismarck 
nach Lothar Buchers Zeugnis mehr Wert gelegt als auf das Militärgeſetz. 


‘ 


1) Kißking will in der Außerung ſolcher Beſorgniſſe gegenüber Ketteler nur 
eine Kriegsliſt ſehen, um ſeinem Kampfe gegen Rom ein „impoſantes Relief“ 
zu geben (1, 386). Ketteler bat dieſe Beſorgniſſe durchaus für ernſthaft gehalten; 
wie hätte er ſonſt über dieſen „Wahn“ Bismarcks ſo erſchrecken können! 
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Er muß es alſo genau gekannt haben. Soviel dürfte richtig fein, daß 
Bismarck eine ſyſtematiſche Auseinanderſetzung mit der katholiſchen Kirche 
nicht gewollt hat. Er legte den Hauptwert auf die Aufhebung der Kirchen⸗ 
paragraphen der preußiſchen Verfaſſung, gegen die ſich wieder Falk heftig 
gewehrt hat, und auf die Ausſchaltung des politiſchen und erzieheriſchen 
Einfluſſes der Geiſtlichen. Hier war der Angelpunkt, wo ſich polniſche 
Frage und Kulturkampf berührten. Beim Abbau der kirchenpolitiſchen 
Ausnahmegeſetze hat ſich daher Bismarck durch die Polenvorlage Erſatz 
geſchaffen. Wenn Rachfahl Bismarck die volle Verantwortlichkeit auch für 
den ſpäter von ihm für „entbehrlich“ gehaltenen Teil der Kulturkampf⸗ 
geſetzgebung zuweiſt (a. a. O. S. 464), ſo geht das zu weit. 

Der proteſtantiſch⸗konfeſſionelle Einſchlag, der einer Reihe Bismarck⸗ 
ſcher Reden der Kampfzeit eignet, darf nicht mit Kißling nur als ein 
Mittel zur Aufpeirſchung proteſtantiſcher Volksleidenſchaft angeſehen werden. 
In Bismarck lebte ein inſtinktiver Gegenſatz gegen die katholiſche Kirche, 
wenigſtens in ihrer ultramontanen Ausprägung. Es geht nicht an, die 
oft zitierten Außerungen Bismarcks namentlich in ſeinen Briefen an 
Gerlach aus der Zeit des badiſchen Kirchenſtreits zu iſolieren, wie es 
Kißling will (I, 235). Die Feindſchaft gegen den „ftreitbaren, unerſätt⸗ 
lichen und in den Ländern evangeliſcher Fürſten unverſöhnlichen Geiſt“ 
der ecclesia militans, gegen den „heuchleriſchen, götzendieneriſchen Papis⸗ 
mus voll Haß und Hinterliſt“ ſchlummerte nur, um gegenüber der Leiden⸗ 
ſchaft, mit der Pius IX. den Kampf aufnahm, hell aufzuflammen. Als 
im Oktober 1873 Bismarck bei einer Zuſammenkunft mit Andraſſy auf 
den Papſt zu ſprechen kam, „überſtürzten ſich ſeine Worte in Ausfällen, 
die geradezu wie Verwünſchungen klangen. Er nannte den heiligen Vater 
eine Gefahr für alle Länder und Throne, einen Revolutionär und 


Anarchiſten, den ganz Europa bekämpfen müſſe“ (Kißling, II, 327 f.). 


Es iſt kein Zweifel, daß Bismarck hier nicht Leidenſchaft und Empörung 
heuchelt, um den ungariſchen Staatsmann als Bundesgenoſſen zu gewinnen, 
ſondern daß dieſe Gefühle ihn ganz ausfüllten. Dabei wird er keineswegs 
gemeint haben, daß ſein Kampf gegen Pius IX. und das Zentrum not⸗ 
wendig auch die katholiſche Kirche treffen müſſe, ſondern daß er nur gegen 
eine die Kirche beherrſchende Partei ſtreite, die er als die geiſtlichen und 
weltlichen Jeſuiten zu bezeichnen pflegte. Dem Weſen der katholiſchen 
Kirche im Grunde ohne Verſtändnis gegenüberſtehend, durch die Oppoſition 
der deutſchen Biſchöfe auf dem Vatikanum und durch die Verſprechungen 
der Altkatholiken von der Möglichkeit überzeugt, die Maſſe der Gläubigen 
von ihren Führern trennen zu können, dieſe zu treffen und politiſch un⸗ 
ſchädlich zu machen, ohne doch alle Kräfte der Kirche dadurch gegen den 
Staat wach zu rufen, ſo ging er in den Kampf. 

Den Kapiteln 59-61, die das Ende der kirchenpolitiſchen Wirren 


in den außerpreußiſchen deutſchen Bundesſtaaten ſchildern, folgt ein 


Schlußkapitek über „die weltgeſchichtliche Stellung des Kulturkampfes“. 
Es handelt ſich nach Kiſſling um einen Kampf zwiſchen chriſtlicher, über⸗ 
weltlicher und moderner, materialiſtiſcher Weltanſchauung, zwiſchen Chriſten⸗ 
tum und der auf die Autonomie des Menſchen gegründeten modernen 
Kultur. Der Liberalismus habe es wider Erwarten verſtanden, ſich die 
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preußiſche Regierung dienſtbar zu machen, um die „Forderungen des 
modernen Geiſtes“ durchzuſetzen, obſchon er „die Knechtung der Kirche 
nicht im Intereſſe des Staates, ſondern in dem einer politiſchen Partei“ 
verlangte. Weder „Bismarck noch irgend ein anderer leitender Staatsmann 
Preußens hätten dieſe unheilvolle Geſamttendenz des Kulturkampfes auch 
nur gekannt, geſchweige denn gewollt“ (S. 431). 

Man wird dieſer Auffaſſung, für die in den vorangehenden Kapiteln 
durch zahlreiche Zitate aus gelehrten Werken, Streitſchriften und Aufſätzen 
der Preſſe des liberalen Lagers die Grundlage geſchaffen worden iſt, nicht 
ein erhebliches Maß von Berechtigung abſprechen können. Es bereitete 
ſich ſeit den ſechziger Jahren zweifellos ein Angriff auf die katholiſche 
Kirche vor, der durch die Begründung des „proteſtantiſchen Kaiſertums“ 
einen verſtärkten Antrieb erhielt, auch die Waffen des Staates neben 
denen der Aufklärung für den großen Kampf ins Feld zu führen. Die 
Begründung des Zentrums war eine Vorſichtsmaßregel. Wäre der er⸗ 
wartete Kampf ausgeblieben, ſo wäre der Partei das Schickſal der katholiſchen 
Fraktion, die in der zweiten Hälfte der ſechziger Jahre völlig bedeutungs⸗ 
los geworden war, nicht erſpart geblieben. Unrecht hat Kißling nur mit 
der Behauptung, die liberalen Politiker hätten rein aus parteipolitiſchen 
Gründen auf den Begriff der Staatskirchenhoheit zurückgegriffen, „den in 
der Verkörperung, die ihm das preußiſche Allgemeine Landrecht gegeben, 
der ältere Liberalismus als jammervoll abgewieſen hatte“ (S. 435). Die 
Entwicklung, die der Katholizismus namentlich ſeit dem Jahre 1848 ge⸗ 
nommen hatte, hat fraglos auch viele Liberale an der Richtigkeit ihrer 
Kirchenpolitik im Revolutionsjahr zweifeln kaſſen. Nicht nur aus Partei⸗ 
intereſſen, ſondern auch um des Staates willen. Die Behauptung Kißlings, 
„dem rechtverſtandenen Staatswohl kann nur eine freie Kirche dienen“, 
haben ſie eben nicht mehr für richtig gehalten. Kißling aber, für den 
alle Beſtrebungen des Staates, auf den Grenzgebieten zwiſchen ihm und 
der Kirche eigene Rechtsauffaſſungen geltend zu machen, den ewigen Rechten 
der Kirche widerſprechen, kann eine andere Auffaſſung, wie ſie etwa auch 
in Bismarcks Wort von dem uralten Kampf zwiſchen Königtum und 
Prieſtertum zum Ausdruck kommt, nur als politiſche Heuchelei oder als 
Beweis lächerlichen bürokratiſchen Machtdünkels auffaſſen. 

Berlin. E. Kaeber. 


Die Kunſtdenkmäler der Provinz Brandenburg. Herausgegeben vom 
Brandenburgiſchen Provinzialverbande. Berlin, im Kommiſſions⸗ 
verlage der Voſſiſchen Buchhandlung. 

Band I, Teil 1: Kreis Weſtpriegnitz. Unter der Schrift⸗ 
leitung von Theodor Goecke bearbeitet von Paul Eichholz, 
Friedrich Solger, Willy Spatz. 1909. 369 S. mit 
4 Karten, 49 Taf., 357 Abb. | a 

Anhang: Vor⸗ und frühgeſchichtliche Denkmäler. Bearbeitet von 
Alfred Götze. 1912. 54 S. mit 5 Taf., 79 Abb. 

Band I, Teil 2: Kreis Oſtpriegnitz. Unter der Schriftleitung 
von Georg Büttner bearbeitet von P. Eichholz, F. Solger, 
W. Spatz. 1907. 312 S. mit 3 Karten, 49 Taf., 375 Abb. 
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Anhang: Vor⸗ und frühgeſchichtliche Denkmäler. Bearbeitet von 
A. Götze. 1907. 68 S. mit 2 Taf., 37 Abb. 


Band I, Teil 3: Kreis Ruppin. Unter der Schriftleitung 
von Th. Goecke bearbeitet von P. Eichholtz, W. Spatz, 
F. Solger. 1914. 424 S. mit 3 Karten, 27 Taf., 409 Abb. 


Band II, Teil 1: Kreis Weſthavelland. Unter der Schrift⸗ 
leitung von Th. Goecke bearbeitet von P. Eichholz und W. Spatz. 
1913. 282 S. mit 2 Karten, 38 Taf., 272. Abb. 


Band II, Teil 3: Stadt und Dom Brandenburg. Unter 
der Schriftleitung von Th. Goecke bearbeitet von P. Eichholz, 
. F. Solger. 1912. 388 S. mit 2 Karten, 84 Taf., 
314 Abb. | 


Band V, Teil 1: Kreis Luckau. Unter der Schriftleitung 
von Th. Goecke bearbeitet von Wilhelm Jung und W. Spatz. 
1917. 615 S. mit 2 Karten, 32 Taf., 543 Abb. 


Band VI, Teil 1: Kreis Lebus. Unter der Schriftleitung 
von Th. Goecke bearbeitet von W. Jung, F. Solger, W. Spatz. 
1909. 325 S. mit 3 Karten, 32 Taf., 317 Abb. 


| Band VI, Teil 2: Stadt Frankfurt a. O. Unter der 
Schriftleitung von Th. Goecke bearbeitet von W. Jung, W. Spatz, 
F. Solger. 1912. 272 S. mit 2 Karten, 28 Taf., 260 Abb. 


Band VI, Teil 3: Kreis Weſtſternberg. Unter der Schrift⸗ 
leitung von Th. Goecke bearbeitet von W. Jung, W. Spatz, 
F. Solger. 1913. 232 S. mit 2 Karten, 10 Taf., 216 Abb. 


Das von Bergau 1885 herausgegebene Inventar der Bau⸗ und 
Kunſtdenkmäler der Provinz Brandenburg war eine der erſten Veröffent⸗ 
lichungen, die ſeitdem in allen preußiſchen Provinzen und in den übrigen 
Staaten des Deutſchen Reiches, einige wenige kleine Staaten aus⸗ 
genommen, erſchienen ſind. In einem Bande von 813 Seiten waren die 
Ortſchaften der Provinz, mit Ausnahme der nicht zum Provinzialverbande 
gehörigen Stadt Berlin, nach der Buchſtabenfolge in knapper Darſtellung 
behandelt. Zu den beſten Teilen gehörte die Stadt Brandenburg, von 
Wernicke, auch Potsdam und Sansſouci, von Bergau bearbeitet. Andere 
Orte, die damals ſchwieriger als gegenwärtig zu erreichen waren, be⸗ 
friedigten weniger, und für die Pflege der Denkmäler ergab ſich der recht 
fühlbare Übelſtand, daß die ländlichen Denkmäler nicht ausreichend be⸗ 
rückſichtigt waren. Die Abbildungen beſchränkten ſich auf eine Anzahl 
von Atzungen nach Federzeichnungen. Im Jahre 1902 entſchloß ſich der 
Provinzialverband, das Verzeichnis der Kunſtdenkmäler in neuer Geſtalt 
bearbeiten zu laſſen. Das Werk ſollte in 7 Bänden ausgegeben werden, 
von denen 4 den Regierungsbezirk Potsdam, 3 den Regierungsbezirk 
Frankfurt, der Einteilung der Land⸗ und Stadtkreiſe folgend, behandeln 
ſollten. In dieſem Rahmen wäre die Berückſichtigung aller Orte bei ge⸗ 
drängter Darſtellung aller Denkmäler möglich geweſen, wären Umfang 
und Koſten auf ein für den einzelnen noch erreichbares Maß beſchränkt 
geblieben. Während der Ausführung wurde das urſprüngliche Programm 
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verlaſſen, die Darſtellung wurde breiter, und der Umfang des Unter⸗ 
nehmens wird vorausſichtlich auf 36 Bände, zum Teil von ſtattlicher 
Stärke, anwachſen. Bisher wurden 9 Bände, 5 vom Regierungsbezirk 
Potsdam, 3 vom Regierungsbezirk Frankfurt ausgegeben, deren Zählung 
die urſprüngliche Einteilung anhaftet. 

Die Bearbeitung begann in beiden Bezirken im Weſten; erſchienen 

ſind: Weſt⸗ und Oſtpriegnitz, Ruppin, Weſthavelland, Stadt Brandenburg, 
Lebus, Stadt Frankfurt, Weſtſternberg, Luckau. Alle Ortſchaften ſind 
bereiſt, und es hat ſich eine überraſchende Ausbeute ergeben, an Werken 
der Architektur und ihrer Ausſtattung, ſowohl aus dem Mittelalter als 
noch mehr aus den ſpäteren Stilepochen, namentlich an Werken des länd⸗ 
lichen Kunſthandwerks. Für die Ausſtattung ſind beträchtliche Mittel 
aufgewendet, reichlicher, als ſie in anderen Provinzen und Staaten zur 
Verfügung ſtanden. Zahlreiche Abbildungen in Strich⸗ und Tonätzungen, 
auch farbige Tafeln veranſchaulichen die Denkmäler. Beſonders zu ſchätzen 
ſind die eigens gefertigten geometriſchen Aufnahmen der Bauwerke. Die 
Grundriſſe ſind meiſt einheitlich im Maßſtabe 1: 400, die Aufriſſe 1: 200 
gegeben, im Anſchluß an gleichartige Veröffentlichungen; dagegen ſind die 
Einzelheiten im Maßſtabe 1:40 und 1: 50 zu klein geraten. Dieſe Ver⸗ 
hältnisziffern hätten in der Einleitung oder unter den Gegenſtänden an⸗ 
gegeben werden ſollen. Von einigen Ausnahmen abgeſehen, ſind die Ab⸗ 
bildungen im allgemeinen gut. An manchen Stellen drängen ſie ſich, 
namentlich die Tafeln, derartig, daß ihre Vereinigung zu einem beſonderen 
Bilderwerke, wie in Schleſien geſchehen, hätte erwogen werden können. 
Erdkundliche und ziemlich ausführliche geſchichtliche Darſtellungen ver⸗ 
breitern die Grundlagen des Werkes. Vor⸗ und frühgeſchichtliche Funde 
ſollen in beſonderen Heften zuſammengeſtellt werden, was bisher nur hin⸗ 
ſichtlich der Priegnitz geſchehen iſt. Dank der Freigebigkeit des Provinzial⸗ 
verbandes wird ein Werk entſtehen, welches für die Pflege und Erforſchung 
der Denkmäler die unentbehrlichen Unterlagen ſchafft. Zu bedauern bleibt, 
daß die einzelnen Bände einen ſo hohen Koſtenbetrag erheiſchen, daß nur 
größere Büchereien das ganze Werk werden beſchaffen können. 

Ob man recht getan hat, die knappe Faſſung der älteren Verzeich⸗ 
niſſe, unter denen die Arbeiten von Lotz an erſter Stelle ſtanden, auf⸗ 
zugeben? Bickel, der die Neubearbeitung des Regierungsbezirks Kaſſel 
mit dem Kreiſe Gelnhauſen begann, konnte in dem umfangreichen Bande, 
Text und Tafeln getrennt, die Arbeit ſeines Lebens niederlegen. Andere 
Neubearbeitungen gaben weniger vertiefte Forſchung als vielmehr breitere 
Darſtellung. Dies gilt auch für das neue Verzeichnis der Provinz Branden⸗ 
burg. Die Darſtellungen der Denkmäler, namentlich von Kirchenbauten, 
wie in Havelberg, Brandenburg, Dobrilug, können nicht als erſchöpfend 
gelten. Wie man die klare lateiniſche Schrift der älteren Veröffentlichung 
jetzt durch eine unruhige Fraktur erſetzt hat, ſo iſt auch der Inhalt nicht 
ſo voll ausgereift, wie man es von einer großzügigen Veröffentlichung 
erwarten möchte. Bergau hatte das Schrifttum der Denkmäler genannt; 
ſtatt ſeine Angaben weiter zu führen, wird jetzt das Schrifttum unvoll⸗ 
ſtändig gegeben oder weggelaſſen, während bei der Geſchichte der Ort⸗ 
ſchaften, die für die Ziele dieſes Werkes aber nur nebenſächlich in Be⸗ 
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tracht kommt, beflere Grundſätze beobachtet ſind. Bei der Darſtellung der 
Geſchichte und Lage der Ortſchaften und der Denkmäler haben die ver⸗ 
ſchiedenen Verfaſſer einander wenig in die Hand gearbeitet. Die Mit⸗ 
teilung der Inſchriften, Jahreszahlen, Meiſtermarken wird mit einer ge⸗ 
wiſſen Gleichgültigkeit gehandhabt. Bei der Wiedergabe der Inſchriften 
unterlaufen arge Fehler; daß aus dem Adjektiv „ehrenfeſt“ der Vorname 
Ernſt geleſen wird (Falkenhagen, Kreis Lebus), iſt ein Zeichen bedenklicher 
Flüchtigkeit. Die überſetzungen der lateiniſchen Inſchriften waren ent⸗ 
behrlich. Auf eine meiſt unzureichende Beſchreibung der Bau⸗ und Kunſt⸗ 
werke folgen Angaben der Zeitſtellung, die oftmals recht ausführlich und 
doch recht anfechtbar ausgefallen ſind. Es iſt anzuerkennen, daß bei der 
Unterſuchung der Bauwerke manche neue Beobachtungen gewonnen wurden, 
insbeſondere über die älteſten Teile der Dome in Havelberg und Branden⸗ 
burg. Aber daß die ſtrittige Zeitſtellung der mittelalterlichen Ziegel⸗ 
bauten bei dieſer Gelegenhei nicht zu überzeugenden Ergebniſſen geführt 


wurde, bleibt lebhaft zu bedauern. Sowohl die Ziegelbauten des roma⸗ 


niſchen als des gotiſchen Stiles werden zu früh datiert. Man kann ſich 
des Eindruckes nicht erwehren, daß es den Verfaſſern an der breiteren 
Kenntnis der Denkmäler gebricht, um mit ſicherem Urteil an dieſe Fragen 
heranzutreten. Einige Beiſpiele mögen zeigen, auf wie mangelhaften 


Grundlagen und Beobachtungen die kunſtgeſchichtlichen Darſtellungen be⸗ 


ruhen. 

Die Grundſteinlegung des Domes in Brandenburg 1165 ift nur in 
einer ſehr ſpäten und verſtümmelten Nachricht (Krabbo, Regeſten der 
askaniſchen Markgrafen, Nr. 350) überliefert, die für die Baugeſchichte 
nicht verwendbar iſt. Der Verſuch, ſie mit den vorhandenen Grund⸗ 
mauern des Chores in Übereinſtimmung zu ſetzen, vermag das Dunkel 
nicht zu lichten, und damit wird kein Anhalt gewonnen, um das vor⸗ 
handene Bauwerk in die Mitte des 12. Jahrhunderts hinaufzurücken. Erſt 
aus dem Anfange des 13. Jahrhunderts ſind ſichere Daten für die Bau⸗ 
geſchichte vorhanden; doch bedarf vieles der Prüfung. Für die Kloſter⸗ 
kirche in Dobrilug gilt das Jahr 1228 als das der Vollendung des Bau⸗ 
werks, was annähernd zutreffen mag. Soweit ich überſehe, nennt zuerſt 
Lehfeldt in der Beſchreibung von Dobrilug in Bergaus Inventar dieſes 
Jahr, ohne es zu begründen. Adler in ſeiner 1898 abgeſchloſſenen Ver⸗ 
öffentlichung der Backſteinbauwerke übernimmt er es und fügt als Baubeginn 
das Jahr 1184 hinzu. In dem jetzt ausgegebenen Bande des Kreiſes 
Luckau werden die Angaben 1184 und 1228 als Beginn und Einweihung 
wiederholt, ohne Nachweis der Quelle, obwohl man zum mindeſten bei 
Angaben aus dem Mittelalter den urkundlichen oder chronikaliſchen Beleg 
erwarten ſollte. Da dieſer nicht zu erbringen iſt, ſind jene Daten in der 
kunſtgeſchichtlichen Literatur überhaupt zu ſtreichen. 

Die vier Nebenchöre in Dobrilug ſind abgebrochen; es hätte an⸗ 
gegeben werden ſollen, was ſich über ihre Geſtalt in Aufriß und Grundriß 
ermitteln läßt. In Lehnin, Chorin und Kolbatz haben ſie geradlinigen 
Oſtſchluß. Das vorliegende Werk zeichnet im Lageplan von Dobrilug die 
Nebenchöre mit halbrunden Apſiden, angeblich nach einer Auskunft des 
Leiters der Wiederherſtellung, Regierungsbaumeiſter Weber, der im Kriege 


201] 


Neue Erſcheinungen 2 483 


gefallen ift und die am Bauwerk gemachten Beobachtungen leider nicht 
feſtgelegt hat. Dieſe Angabe ſteht im Widerſpruch zur Prüfung der 
Grundmauerreſte durch Adler (Band II, S. 9, Anm. 2); eine Entſcheidung 
muß deshalb bis zu nochmaliger Unterſuchung ausgeſetzt bleiben. 

Eines der wichtigſten Bauwerke der Spätgotik iſt die Katharinen⸗ 
kirche in Brandenburg, das Hauptwerk einer Schule, deren Werke bis in 
die Alt⸗ und die Neumark, nach Pommern und Poſen reichen. An der 
Nordkapelle, deren reizvoll durchgebildetes Außere in einer Federzeichnung 
unzulänglich wiedergegeben wird, befindet ſich die Bauinſchrift des Meiſters 
Brunsberg vom Jahre 1401; über dem Sockel bei Herſtellung der Archi⸗ 
tektur eingemauert, iſt ſie auf den Beginn des Baues zu beziehen, ſo auch 
der Wortlaut zu verſtehen. Nicolai (Berlin und Potsdam 1786, Anhang 
S. 9) kennt die Inſchrift und bemerkt zutreffend, daß die Kirche damals 
gebaut worden ſei. Erſt Heffter (Geſchichte der Stadt Brandenburg 
1840, S. 239) nimmt die Inſchrift als Datum der Vollendung; ihm 


folgte Adler (1862) und gelangte damit zu einer falſchen Zeitſtellung der 


ſpätgotiſchen Bauwerke. Bei der Unterſuchung des Zuſammenhanges der 
Brandenburger Katharinenkirche mit der 1433 begonnenen Marienkirche 
in Poſen verwies ich auf den Irrtum (Kunſtdenkmäler der Provinz Poſen 
Bd. I, S. 61). Ebenſo berichtigte ich die Baugeſchichte der erſteren im 
Handbuch der deutſchen Kunſtdenkmäler (Bd. II, 1906). Von dieſem 
Werke, in welchem ich eine von Adler unabhängige Datierung der märki⸗ 
ſchen Ziegelbauten gegeben habe, iſt in der vorliegenden Veröffentlichung 
des brandenburgiſchen Provinzialverbandes nirgends Kenntnis genommen; 


die zu frühe Datierung der Katharinenkirche wird abermals wiederholt. 


Der Altar der Kapelle, die nicht als Fronleichnam, ſondern als Marien⸗ 


kapelle zu bezeichnen iſt, wurde 1434 geweiht, die Inſchrift im Inneren 
1912 wieder aufgedeckt, aber in der genannten Veröffentlichung nicht mehr 


berückſichtigt. Mit der Weihung der Marienkapelle, dann der Fronleichnam⸗ 


kapelle 1437 und der Beſchaffung der Taufe 1440 mag die Bauausführung 
im weſentlichen zum Abſchluſſe gelangt ſein. 

An der Nordkapelle der Marienkirche in Frankfurt befinden ſich die 
Wappen des Deutſchen Reiches, von Brandenburg und Böhmen; die Ent⸗ 
ſtehung der Kapelle wird deshalb in die Zeit der Markgrafen aus dem 
luxemburgiſchen Haufe verlegt, in das letzte Viertel des 14. oder den An⸗ 
fang des 15. Jahrhunderts (Spieker 1835, S. 123). Dieſe Angabe wird 


in der Veröffentlichung des Provinzialverbandes übernommen, und der 


Verfaſſer glaubt noch die Jahreszahl 1376 zu leſen, ohne freilich über 
deren Schreibweiſe etwas mitzuteilen. Mögen die Wappen als Ausdruck 
einer Stiftung jener Zeit damals entſtanden ſei, ſo iſt doch das Bauwerk 
nach ſeinen ſehr ſpäten Zierformen um ein Jahrhundert jünger anzuſetzen, 
im Zuſammenhange mit der nördlichen Abſeite und dem Sakriſteibau der 
Südſeite, deſſen Gewölbe inſchriftlich 1521—1522 hergeſtellt wurden. 
Während der Chor der Kirche noch den älteren Ziegelverband zeigt, ſind 
die Kapelle und die genannten Teile in dem ſpäten Verbande gemauert, 
der im Gebiete der Mark ſeit der Wende des 15. und dem Anfange des 
16. Jahrhunderts herrſchend wird. Die Baugeſchichte und der Grundriß 
der Kirche ſind danach zu berichtigen. Die Pfarrkirche in Granſee, die 
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Vorhalle der Kirche in Reppen, mit den gemuſterten Füllungen der Blenden, 
ſind aus dem 14. in das 15., die Wölbungen der Kirche in Müncheberg 
vermutlich in das 16. Jahrhundert zu verlegen. Wie die großen Bau⸗ 
denkmäler, ſo laſſen die zahlreichen kleineren ländlichen Kirchenbauten in 
ihrer Beſchreibung und Bewertung manches zu wünſchen übrig. 

Von den ſpäteren Bauwerken kommt aus den bearbeiteten Gebieten 


beſonders Schloß Rheinsberg in Betracht, welches nicht nur als Schöpfung 


Friedrichs des Großen, ſondern auch in den Veränderungen des Prinzen 
Heinrich als eine der früheſten Außerungen des men in 
Deutſchland zu würdigen ift. 

Die prächtigen Wandgräber in Ketzür und vermutlich ai in Nenn⸗ 
hauſen und Kletzke find Werke des Chriſtoph Dehne in Magdeburg. Die 
angeblich das Städtchen Lebus darſtellende Anſicht erweiſt ſich als eine 
ſolche von Stadt und Burg Kleve im Rheinland. Der ſchöne Kelch von 
Heinersdorf im Kreiſe Lebus, jetzt im Kunſtgewerbemuſeum in Berlin, 
vom Anfange des 16. Jahrhunderts, gehört mit ſeinem Drahtſchmelzzierat 
zu einer Gruppe von Goldſchmiedearbeiten, deren Heimat in Schleſien, 
Oſterreich oder Ungarn zu ſuchen iſt; die Angabe der Heiligenbilder fehlt, 
wie die Erklärung des Bildſchmuckes oftmals unterblieben iſt. Das ab⸗ 
ſcheuliche Modewort Empire wird ſelbſt für klaſſiziſtiſche Werke der Mitte 
des 19. Jahrhunderts gebraucht. Das Bildnis Bismarcks im neuſtädtiſchen 
Rathauſe in Brandenburg ſtellt dieſen als Abgeordneten dar; Landrat, 
wie die Beſchriftung des Lichtdruckes angibt, iſt er nie geweſen. 

In der Beſprechung der erſten Bände der vorliegenden Veröffent⸗ 
lichung, Zeitſchrift für Geſchichte der Architektur, Jahrg. IV, 1911, S. 143, 
äußerte ich den Wunſch nach einer gründlicheren wiſſenſchaftlichen Durch⸗ 
dringung des Stoffes. Die ſcharfe Beurteilung, die das Werk durch den 
verſtorbenen Bergner im Korreſpondenzblatt der deutſchen Geſchichtsvereine 
erfahren hat, iſt leider berechtigt. Trotzdem ſind in den neueren Bänden 
kaum Beſſerungen zu bemerken; höchſtens iſt die Darſtellung wortreicher 
geworden. Da nach nunmehr bald zwei Jahrzehnten erſt einige wenige 
Teile der Provinz veröffentlicht worden ſind, ſo wird der Abſchluß des 
Unternehmens noch geraume Zeit auf ſich warten laſſen. | 

Charlottenburg. J. Kohte. 


Walther Luck, Die Priegnitz, ihre Beſitzverhältniſſe vom 12. bis zum 
15. Jahrhundert (Veröffentlichungen des Vereins für Geſchichte der 
Mark Brandenburg). München und Leipzig 1917. XIX und 
280 Seiten, mit 2 Kartenbeilagen. 


Die Arbeit behandelt die politif chen Beſitzverhältniſſe in der 
Priegnitz von ca. 1150 bis ca. 1450. Als Endpunkt iſt die Mitte des 


15. Jahrhunderts gewählt, weil mit dieſem Zeitpunkt die Gebiete der 


beiden hauptſächlichen Grundherren der Priegnitz, des Biſchofs von 
Havelberg und des Markgrafen von Brandenburg, ihre im weſentlichen 
definitive Umgrenzung gefunden haben: der biſchöfliche Beſitz durch die 
letzten großen Erwerbungen in der erſten Hälfte des 15. Jahrhunderts, 
der markgräfliche Beſitz durch die im Wittſtocker Frieden 1442 getroffene 


Grenzregulierung gegen Mecklenburg. Die äußeren Grenzen der Priegnitz 
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find in dieſem Zeitraum nicht unverändert geblieben; während, von kleineren 
Veränderungen abgeſehen, im Nordweſten das Gebiet von Grabow ſeit 
dem 14. Jahrhundert an Mecklenburg verloren ging, kam im Oſten der 
Landſtrich öſtlich der Doſſe (das Land Wuſterhauſen) hinzu. 

Die hiſtoriſch⸗geographiſche Grundlage der Unterſuchung bietet dem 
Verfaſſer die alte Bezirkseinteilung des Landes in ſogenannte terrae; 
er geht aus von den älteſten in den Urkunden überlieferten Bezirksein⸗ 
teilungen, erklärt das burgwardium für einen Unterbezirk der provineia, 
aber als identiſch mit der ſpäteren terra. Solcher terrae werden zwölf 
ermittelt: acht in der eigentlichen Priegnitz (Lenzen, Grabow, Perleberg, 
Putlitz, Pritzwalk, Havelberg, Wittſtock, Kyritz), vier weniger ſicher um⸗ 
grenzbare an den Rändern (Wittenberge, Nitzow, Wuſterhauſen und Brenz). 
Die genaue. Grenzbeſtimmung dieſer terrae ſowohl untereinander wie 
gegen die Nachbarterritorien Werle, Mecklenburg uſw. verſucht Verfaſſer 


in einer umfangreichen, mit großem Fleiß gearbeiteten Vorunterſuchung. 


Als maßgebend für die Zugehörigkeit eines Ortes iſt dabei angenommen: 
wer nach der älteſten direkten oder indirekten Nachricht über das Eigen⸗ 
tum des Ortes verfügt. Das Ergebnis iſt in der farbigen erſten Karten⸗ 


beilage dargeſtellt. Verfaſſer bringt hier vielerlei neue Aufſchlüſſe, z. B. 
bezüglich der terra Nitzow (längs der Elbe, zwiſchen Havelberg und 


Wittenberge), über deren Ausdehnung bisher nichts bekannt war, ferner 
bezüglich der Grenzen des Landes Kyritz (S. 27 Anm. 3 und 4) uſw. 
Betreffs des bisher ungedeuteten, in den älteſten Urkunden des Stifts 
Havelberg erſcheinenden Burgwards Plot (Ploti) „in provineia Chorice“ 
verſucht Verfaſſer eine Umdeutung des Chorice in Morizi, unter An⸗ 
nahme einer Verleſung des Anfangsbuchſtabens, und e Plot in die 
Gegend des Müritzſees (S. 49 ff.). | 

Die beiden Hauptgrundherren find feit alters die Biſchöfe von 
Havelberg und die Markgrafen von Brandenburg. Bei beiden iſt ſcharf 
zwiſchem dem immediaten und dem nur mediaten, d. h. verlehnten und 
verpfändeten Beſitz zu unterſcheiden. Biſchöflich ſind von den zwölf alten 
terrae drei: Putlitz, Wittſtock und Nitzow, markgräflich alle übrigen. 

Die Darſtellung des biſchöflich Havelbergiſchen Beſitzes in ſeinem 
hiſtoriſchen Werdegang vom 10. bis ins 15. Jahrhundert (I. Hauptteil) 


gibt ein gutes Bild der äußern Geſchichte des Bistums. Von den 


biſchöflichen Bezirken blieb die terra Putlitz ſtets mediat (Lehnsinhaber 
die Gänſe) und in ihren Grenzen unverändert, wogegen die ſtets imme⸗ 
diaten Bezirke Wittſtock und Nitzow im 14. und 15. Jahrhundert bedeutend 
an Umfang erweitert wurden: die terra Wittſtock durch Erwerbung von 
Zechlin und anderm im Oſten und von Fretzdorf im Süden, Nitzow durch 
Erwerbung der markgräflichen Plattenburg im Jahre 1319 und das 
Aufblühen Wilsnacks (daher ſpäter als Plattenburg⸗Wilsnacker Bezirk 
bezeichnet). Die farbige Kartenbeilage I bringt auch dieſe territoriale Ent⸗ 
wicklung gut zum Ausdruck. Zwei Biſchöfe, Heinrich III. und Konrad I., 
mit ihren Erwerbungen aus den Jahren 1319/20 und 1431/38 treten 
beſonders hervor; zwiſchen beiden liegt nicht nur eine Epoche territorialen 
Stillſtands, ſondern auch ein grundlegender Wandel in dem politiſchen 
Verhältnis der Biſchöfe: aus Reichsfürſten find ſie im 15. Jahrhundert 
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enbgiltig zu brandenburgiſchen Landbiſchöfen geworden. Im Gegenſatz 
zum biſchöflichen Beſitz war derjenige des Kapitals ſtets unbedeutend und 
vor allem ſtets Streubeſitz, nie territorial geſchloſſen. Havelberg ſelbſt 
war von jeher markgräfliche Stadt, nur die alte Burg, auf deren Boden 


auch der Dom ſtand, gehörte hier dem Stift. 


Eine gleich ausführliche Behandlung finden im II. Hauptteil die 
Beſitzungen der Gänſe: Putlitz, Perleberg, Wittenberge uſw., und der 
Plote: Wuſterhauſen und Kyritz. Faſt das halbe Gebiet der Priegnitz 
war Urbeſitz der Gänſe und Plote, jedoch in zwei räumlich getrennten 
Landmaſſen. Während die Plote anſcheinend ihren ganzen Beſitz von den 
Markgrafen zu Lehen trugen, ermittelt Verfaſſer für die Gänſe eine ganze 
Reihe von Lehnsherren (S. 118): die terra Putlitz war biſchöfliches Lehen, 
ihre übrigen Güter trugen ſie von den Markgrafen und von verſchiedenen 
Dynaſten und Nachbarfürſten zu Lehen. Vorübergehend kommt auch 
Pfandbeſitz der Gänſe vor. 

Es folgt im III. Hauptteil eine Geſchichte der Lehn⸗ und Pfand⸗ 
beſitzungen fremder Fürſten, Grafen und Herren — unter denen in As⸗ 
kaniſcher Zeit die Grafen von Dannenberg und die Grafen von Schwerin, 
ſeit dem Ausgang der Askanier aber die Fürſten von Mecklenburg in 
erſter Reihe beteiligt ſind. Die Verſchiebungen in dieſen Lehnsverhält⸗ 


. niffen und in den ewig wechſelnden und komplizierten Pfandverhältniſſen 


werden von Fall zu Fall in eingehendſter Weiſe auf Grund des erreich⸗ 
baren urkundlichen und ſonſtigen Materials verfolgt und im Zuſammen⸗ 
hang mit der politiſchen Geſchichte dargeſtellt. Beſonders das auf und 
ab der Mecklenburgiſchen Ausdehnungsbeſtrebungen in der Priegnitz — ſie 
gingen ſowohl auf Koſten der Markgrafen wie der Havelberger Biſchöfe — 
iſt hier von Bedeutung; einem erſten größeren Übergreifen unter Heinrich 
dem Löwen von Mecklenburg in den Jahren 1319/21, während des 
brandenburgiſchen Interregnums, folgt zunächſt ein Rückgang, dann 1552/1358 
ein erneutes erfolgreiches Vordringen, jedoch wieder ohne Dauer; bei einem 
dritten Vorſtoß im Jahre 1373 fand der Mecklenburger ſeinen Meiſter in 
Kaiſer Karl IV. 

In der Darſtellung des markgräflichen Beſitzes (IV. Haupteil) ſind 
es die Wandlungen in dem Verhältnis des immediaten zum 
mediaten markgräflichen Beſitz, die das Intereſſe vor allem in 
Anſpruch nehmen. Denn Wachſen des mittelbaren Beſitzes auf Koſten 
des unmittelbaren bedeutet eine Minderung der fürſtlichen Gewalt, wie 
umgekehrt die Steigerung des unmittelbaren Beſitzes auf Koſten des 
mittelbaren eine Geſundung, und ſo geben dieſe Wandlungen ein deut⸗ 
liches Bild des wechſelnden Steigens und Sinkens der landesfürſtlichen 
Gewalt im Priegnitzer Territorium. Verfaſſer kommt hier zu Reſultaten, 
die, namentlich wenn ſie für andere märkiſche Gebietsteile beſtätigt werden 
ſollten, die allgemeine Beurteilung der einzelnen Epochen der märkiſchen 
Geſchichte beeinfluſſen müſſen. Es handelt ſich bei dem Mediatbeſitz um 
Gebiete, die entweder als Lehn oder als Pfand in zweite Hand gegeben 
ſind, teils an benachbarte Fürſten, teils an einheimiſche Vaſallen. Unter 
den Askaniern bis 1308 herrſcht die Verlehnung, ſeit dem Jahre 1319 
die Verpfändung: der Umſchwung vollzieht ſich unter Waldemar 1308/1319, 
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der zuerſt zu Verpfändungen großen Stils ſchreitet (S. 193) Richtig be⸗ 
tont Verfaſſer S. 194 den weniger konſervativen Charakter des Pfand⸗ 
beſitzes im Vergleich zum Lehnsbeſitz (Referent ſieht in der Verpfändung 
gerade aus dieſem Grunde einen Fortſchritt und in ihremallgemeinen 
Auftreten eine bewußte Abkehr der fürſtlichen Territorialgewalten von der 
als unzweckmäßig erkannten, weil zum Verluſt führenden Verlehnungs⸗ 
methode zu einer weniger definitiven, den territorialen Beſitzſtand beſſer 
ſichernden Form der Vergabung). Läßt man dieſe Unterſchiede unberück⸗ 


ſichtigt und betrachtet den Mediatbeſitz als Ganzes, ſo ſtellt ſich das Ver⸗ 


hältnis für die einzelnen Herrſchaftsperioden wie folgt: Von den acht 
alten markgräflichen Bezirken (terra Lenzen, Grabow, Perleberg, 
Pritzwalk, Havelberg, Kyritz, Wittenberge, Wuſterhauſen — die terra 
Brenz in Grabow eingerechnet) ſind in askaniſcher Zeit im zweiten Viertel 
des 13. Jahrhunderts immediat 2, mediat 6, am Ende des 13. Jahr⸗ 
hunderts dagegen immediat 7, mediat 1: alſo ein bedeutſamer Fortſchritt 
auf dem Wege territorialer Feſtigung. Unter Waldemar 1308/1319 fällt 


das Verhältnis, nach völligem Verluſt der terra Lenzen, jäh auf 0:7, 


d. h. der markgräfliche Immediatbeſitz hört unter ihm in der Priegnitz 
überhaupt auf. Unter den Wittelsbachern drückt ſich das Überwiegen der 
Verpfändung in einer ſtändigen Verſchiebung des Verhältniſſes von 
Immediatbeſitz zu Mediatbeſitz aus, im allgemeinen aber zeigt ihre Regierungs⸗ 
zeit eine aufſteigende Tendenz und trotz zeitweiliger Rückſchläge einen 
wirklichen Fortſchritt: am Anfang und am Ende der Regierung Ludwigs I. 
und ebenſo am Ende der Regierung Ottos, des letzten Wittelsbachers, 
überwiegt der Immediatbeſitz den Mediatbeſitz, das Verhältnis der imme⸗ 
diaten zu den mediaten Bezirken iſt 1325 wie 4:3, 1351 und wieder 
1373 wie 5:2, darunter als immediat 5 Städte und 3 Schlöſſer. Kaiſer 
Karls IV. Regierung bringt zunächſt eine Verſchlechterung, dann eine 
Beſſerung auf den Stand von 5:2 wie unter feinem Vorgänger, während 
unter ſeinen Nachfolgern wieder eine Verſchiebung zu ungunſten des 
Immediatbeſitzes ſtattfindet: von 7 Bezirken ſind 1411 nur noch 4 im⸗ 
mediat mit 4 Städten und nur einer Burg. Das gleiche Verhältnis 
bleibt unter den Hohenzollern, nur daß von 8 Burgen keine einzige mehr 
immediat iſt. Andrerſeits hat die Hohenzollernſche Zeit als Aktivum die 
endgiltige Einbeziehung der biſchöflich Havelbergiſchen Lande in das 
markgräfliche Hoheitsgebiet zu buchen (S. 200). 

Für den ganzen Zeitraum liegen Höhepunkt und Tiefpunkt des 
markgräflichen Immediatbeſitzes nur wenige Jahre auseinander: der Höhe⸗ 


punkt um 1308, der tiefſte, nie wieder erreichte Tiefſtand um 1319 (S. 200). 


Dieſe Beobachtung — wenn ſie für die übrigen märkiſchen Gebiete nur 
annähernd Beſtätigung finden ſollte — kann nicht ohne Einfluß auf das 
Urteil über Waldemars Regierungszeit bleiben. Die 6 Einzelkärtchen der 
Kartenbeilage II geben ein anſchauliches Bild der Verſchiebungen von 
markgräflichem Immediat⸗ und Mediatbeſitz in dem Zeitraum von 1250 
bis 1450. 

Verdienſtlich ſind auch die drei Exkurſe, deren erſter die Havelberger 
Biſchofsreihe vom 12. bis 15. Jahrhundert, der zweite die Genealogie der 
älteſten Gänſe von Putlitz (mit Stammtafel), der dritte die Reſte des 
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Havelberger biſchöflichen Archives (gegen Kurſchmann, der es für verloren 


erklärte) behandelt. Einige Tabellen, ein Urkundenanhang und ein hier 
beſonders dankenswertes Ortsregiſter treten hinzu. | 

Die Arbeit gibt viel Eigenes, zieht ein vielfältig verftreutes Material 
zuſammen, berichtigt mancherlei alte Irrtümer und verfudt in andern 
Fällen, wie es ſcheint mit Glück, neue Deutungen und Aufklärungen. 
Vergleiche z. B. S. 83/84 die Interpretation einer Urkunde des Günzel 
Gans für Heinrich von Mecklenburg vom 2. 11. 1319; S. 221 Anm. 2 
betr. Bedeutung des Junkertitels: „Junker“ iſt Titel des Edlen, der 
nicht Ritter iſt, wie im ſelben Falle „Knappe“ Titel des Nichtedlen iſt. 

| | Hermann Bier. 


Hans Brendide, Führer auf der Wanderung durch Alt⸗Berlin⸗ſtölln. 
Berlin, E. S. Mittler & Sohn, 1919. 52 S. 8. Mk. 2,10. 


Ein anregendes Buch, das man gern in der Hand des geſchichts⸗ 
freudigen Laien ſieht. Auf alles, was das alte Berlin und Kölln an 
Baulichem und Figürlichem aus ihrer Vergangenheit gerettet haben, weiß 
Brendicke, hehaglich einherſpazierend, aufmerkſam zu machen, und mancher 
Blick fällt auch auf die Menſchen, die in der Geſchichte Berlins einmal 
eine Rolle ſpielten. Aus dem Ganzen ſpricht gerade, warnie Liebe zur 


Heimat, die in unſerer durch und durch unhiſtoriſchen Zeit um ſo erfreu⸗ 


licher wirkt. Dem Laien werden freilich die Literaturangaben, die über 
die ganze Schrift verſtreut ſind, allzu reichlich ſein, aber eben hier ſetzt 
eine gewiſſe Bedeutung des Büchleins für den Forſcher ein. Brendicke iſt, 
wie auch ſein „Verzeichnis märkiſcher Städte⸗Chroniken“, Berlin 1905, 
(vgl. Haß in dieſer Zeitſchrift Bd. 18, S. 626 f.) gezeigt hat, ein ſammel⸗ 
freudiger Mann, und manche entlegene Schrift trägt er ſo herbei, Brauch⸗ 
bares und für den ernſthaften Hiſtoriker auch Unbrauchbares. Aber nütz⸗ 
lich iſt das durch einige gewählte Abbildungen geſchmückte Büchlein und 
geleſen wird es auch; denn ſeit Anfang 1917 ſind bereits ſechs Auflagen 
erſchienen. Für die nächſte finden vielleicht folgende Anregungen Be⸗ 


achtung: S. 5 „Spittel“ für „Spital“ iſt keine ſpöttiſche Bezeichnung. 


Es iſt ein allgemein übliches mhd. Wort. Was S. 21 über die Anlage 
breiter Straßen in mittelalterlichen Städten geſagt wird, trifft in bezug 


. auf das angeführte Magdeburg nicht zu. Weder Rathaus noch Stadtkirche 


noch landesfürſtlicher Palaſt ſind dort durch den breiten Weg verbunden. 
Das jetzt Wollank'ſche Gut Dammsmühle (S. 22) liegt nicht bei Schön⸗ 
hauſen, ſondern bei Schön walde. Baden im Freien, wie es S. 45 


für den Krögel, eine „Bucht an einem der vielen Spreearme“ behauptet 


wird, kennt das Mittelalter nicht. Es hat ſeine Badſtuben. 
Berlin-Friedenau. W. Hoppe. 


Waldemar Kuhn, Kleinfiedlungen aus Friderizianiſcher Zeit. Deutſcher 
Bund Heimatſchutz und Vereinigung für Deutſche Siedlung und 
Wanderung. Stuttgart, Wilhelm Meyer⸗Ilſchen 1918. 142 S. 

mit 114 Abb. 4. Kart. 8,— Mk. 

Albert Gut, Das Berliner Wohnhaus, Beiträge zu einer Geſchichte 
und ſeiner Entwicklung in der Zeit der landesfürſtlichen Bautätig⸗ 
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keit (17. und 18. Jahrhundert), mit einer Einleitung vom Berliner 
Wohnhaus im Mittelalter. Herausgegeben mit Unterſtützung der 
Akademie des Bauweſens. Berlin, Wilhelm Ernſt & Sohn, 1917. 
168 “à wit 8 Taf. und 177 Abb. Geheftet 10,— Mk. Kart. 
12,— 


Die Notwendigkeit, unſer Wohn⸗ und Siedlungsweſen in geſunde 
Bahnen zurückzuführen, hat die Aufmerkſamkeit wieder auf die Vorbilder 
der Heimat gelenkt. Zwei Arbeiten dieſes Gegenſtandes erſchienen in der 
Zeitſchrift für Bauweſen, 1915 von Regierungs⸗Baumeiſter Dr.-Ing. Kuhn 
über Kleinſiedlungen des 18. Jahrhunderts, 1917 von Regierungs⸗Bau⸗ 
meiſter Dr.-Ing. Gut über das Berliner Wohnhaus. Beide Arbeiten 
wurden um einiges erweitert in Sonderdrucken ausgegeben, die erſte in 
veränderter, für weitere Kreiſe berechneter Geſtalt. Wenngleich ſie zunächſt 
techniſche Ziele verfolgen, ſo benutzen ſie doch den überlieferten geſchicht⸗ 
lichen Stoff, dienen ſie zugleich der geſchichtlichen Forſchung. 

Die im 18. Jahrhundert, beſonders von Friedrich dem Großen be⸗ 
gründeten Kolonien unterſcheiden ſich in der Anlage, je nachdem ihre In⸗ 
ſaſſen ſich der Landwirtſchaft oder dem Handwerk und Gewerbe widmeten. 
Die Siedlungen der erſten Art bauen ſich läugs einer Landſtraße an, ſo 
das nach dem ſiebenjährigen Kriege neu aufgebaute Dorf Schöneberg bei 
Berlin, Philippstal bei Saarmund, die Dörfer des Oder⸗ und Warthe⸗ 
Bruches, des Netzegaues. Die Siedlungen der zweiten Gruppe haben 
mehr ſtädtiſches Gepräge, wie Neuendorf bei Potsdam, Zinna bei Jüter⸗ 
bog, dazu manche Hausbauten in Städten wie Potsdam und Danzig. 
Wie das Siedlungsweſen durch den Staat gefördert wurde, wie die Häuſer 
im einzelnen ſchlicht und zweckmäßig geſtaltet wurden, wird von Kuhn 
an der Hand alter Zeichnungen und Lehrbücher dargetan. Die beige⸗ 
gebenen geometriſchen Darſtellungen ſind ſolchen . dazu treten 
Lichtbilder des gegenwärtigen Zuſtandes. 


Die Wohnhäuſer der Stadt Berlin hatte Borrmann im Verzeichnis 
der Bau und Kunſtdenkmäler nach ihrer kunſtgeſchichtlichen Bedeutung 
gewürdigt; ſeit 1910 hat die Meßbildanſtalt des Unterrichtsminiſteriums 
alle beſſeren noch ſtehenden Häuſer photographiſch aufgenommen. Gut 
jetzt Leiter des Wohnungsamtes der Stadt München, nimmt die Häuſer 
als Außerungen des Wohnungsweſens. Nach einem knappen Überblick 
der Zeit bis zum dreißigjährigen Kriege betrachtet er eingehend die Bau⸗ 
werke von der Mitte des 17. bis zur Mitte des 18. Jahrhunderts, in 
Abſchnitten, nach den Regierungszeiten der Landesherren geordnet. Anfang 
und Ende begrenzen die Bauordnungen von 1641 und 1853, die jede einen 
neuen Abſchnitt einleiteten, die letztere leider nicht von glücklichem Erfolge. 
Die Entwicklung vollzog ſich von der weiten zur engen Bebauung, vom 
Hauſe, das nur von einer Familie als Eigentum bewohnt wurde, zum 
Miethauſe, dem Gegenſtande geſchäftlichen Gewinnes. Im Grundriß und 
im Aufbau waren am Schluſſe die guten Überlieferungen der landes⸗ 
herrlichen Bautätigkeit verloren gegangen. Es iſt dieſelbe Entwicklung, 
die der verſtorbene Schmoller in einem trefflichen Vortrage im Verein für 
Geſchichte der Mark Brandenburg behandelt hat (Brandenburgiſch⸗Preußiſche 
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Forſchungen Bd. 14, Sitzungsberichte S. 24). Guts Veröffentlichung iſt 
mit zahlreichen Abbildungen ausgeſtattet, photographiſchen Wiedergaben 
und geometriſchen Darſtellungen, welche, namentlich die letzteren, als Vor⸗ 
bilder für neue Aufgaben wie als Aufnahmen des vorhandenen Beſtandes 
zu ſchätzen ſind. 

ö J. Kohte. 


Ernſt Kneebuſch, Die Burg Tangermünde zur Zeit ſtaiſer ſtarls IV. 
Ein Beitrag zur Burgenkunde. Diſſ. der techniſchen Hochſchule zu 
an Hannover, Druck von Franz Scherrer, 1916. [Mit 


1 Plan.] 38 S. 4°. 


Burg Tangermünde hat ſeine Glanzzeit unter Karl IV. und dem 
er ſten Zollern geſehen. Noch heute überkommt uns eine Ahnung von dem 
wuchtigen Eindruck, den dieſe Stätte bereitet haben muß, beſond rs wenn 
man von dem andern Elbufer der Burg naht. Und doch — wie gering 
ſind die Reſte, die neben pietätloſem Unverſtand der Schwedenbrand von 
1640 hinterließ. Aus ihnen und aus den Ergebniſſen früherer Aus⸗ 
grabungen ſucht der Verfaſſer das Bild der Burg unter Karl IV. erſtehen 
zu laſſen, wobei mancher Blick auf Vor⸗ und Nachzeit fällt. Schärfer 
hätte ſich freilich die Burg vor uns aufgebaut, wenn der Verfaſſer den 
ſchriftlichen Quellen größere Beachtung geſchenkt hätte. Es iſt leider das 
Los faſt aller baugeſchichtlichen Unterſuchungen. Dann hätte ihm auch 
die Größe der (nicht mehr erhaltenen, aber durch Ausgrabungen geſicherten) 


Schloßkapelle mit ihren 8,50 : 9,80 m keine Schwierigkeiten gemacht (S. 33). 


Das Kollegiatſtift mit einem Propſt und elf Domherren, das Karl IV. 
auf der Burg gründete, hat natürlich eine geräumigere Wirkungsſtätte 
gehabt. Vor der feierlichen Verbriefung für Schloßkapelle und Stift am 
13. Juni 1377 (Riedel A XVI S. 22—27) hat der Kaiſer feinen Kano⸗ 
nikern bereits die große, bis dahin der Stendaler Dompropſtei in⸗ 
korporierte Tangermünder Pfarrkirche St. Stephan a ſichert (1376, ebd. 
S. 20—22). Um die Stephanskirche herum, an der noch heute Prälaten- 
berg genannten Stelle, finden die Herren denn auch bald ihre Kurien 
(1389, ebd. S. 31 f. Vgl. Zahns Plan des mittelalterlichen Taugermünde 
im 30. Jahresbericht des altmärk. Verf. für vaterländiſche Geſchichte, 1903). 
Die Kapelle auf der Burg iſt die private Andachtsſtätte des Burgherren. 
Schon W. Zahns Geſchichte der Kirchen und kirchlichen Stiftungen 
in Tangermünde S. 13 ff. im 24. Jahresbericht des genannten Vereins 
Heft 2, 1897, hätte dem Verfa ſſer dieſen Sachverhalt zeigen können. 
Vgl. auch Ludw. Götze, Geſchichte der Burg Tangermünde S. 38 im 
17. Jahresbericht des genannten Vereins, 1871. Daß die Vorburg, „der 
Ort manchen Ritterturniers“, deshalb ſo wenig bebaut geweſen ſei, weil 
„eine größere Anzahl von Baulichkeiten den Kampſplatz für derartige 
Ritterſpiele zu ſehr beſchränkt haben würde“ (S. 23), iſt kaum richtig. 
Man brauchte Raum zur etwaigen Verteidigung; denn Tangermünde iſt, 
wie der Verfaſſer ſelbſt einmal hervorhebt, vor allem Burg, nicht Schloß 
geweſen. 
Berlin-Friedenau. | W. Hoppe. 
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Ulrich Muhs, Lichterfelde einſt und jetzt. Ein Heimatbuch. Mit Zeich⸗ 
nungen von Fritz Preiß. Berlin, Zirkelverlag, 1919. 224 S. N 
Mk. 6,— 


Den beiden im Sudweſten Berlins gelegenen Dörfern Gieſensdorf 
und Lichterfelde, die feit 1877 bzw. 1879 zu Groß⸗Lichterfelde vereinigt 
find, ift in dem Pfarrer Ulrich Muhs ein wgderer Chroniſt erſtanden. 
Mit Eifer hat er den Quellen, die in der märkiſchen Geſchichte ſo ſpärlich 
fließen, nachgeſpürt und ein wohlgerundetes Bild von den Schickſalen 
beider Dörfer von der vorgeſchichtlichen Zeit bis zur Gegenwart geſchaffen. 
Armſelig gleitet das Leben der Bewohner dahin, ſtill verläuft die Entwick⸗ 

lung, nur zuweilen ſchlagen die Wogen weltgeſchichtlichen Geſchehens bis an 
die ſtrohgedeckten Hütten, vor allem in der Franzoſenzeit und in den Frei⸗ 
Feitskriegen. Um ſo reichere Ausbeute genießt das innere Leben der Dörfer. 


| Für das Mittelalter bringt Muhs nicht mehr, als ſchon Spatz in 
dem dritten recht brauchbaren Teile ſeines Werkes „Der Teltow“ (Berlin 
1912) S. 86 ff. bot. Dann hingegen zeichnet er ſo anſchaulich, wie wir 
es bei Gieſensdorf und Lichterfelde nicht erwartet haben. Hübſchen 
Schilderungen der Gutsherrſchaften und ihrer Familien folgt ein Abſchnitt, 
der von den Bauern und ihrem Leben erzählt. Für die Bevölkerungs⸗ 
| verſchiebung, die der Dreißigjährige Krieg mit ſich brachte, ſind die Aus⸗ 
züge aus dem Berichte des Landreiters von 1652 wichtig. Er nennt für 
Gieſensdorf 9 Bauern, Koſſäten und Knechte. Nur ein Koſſät ſtammte 
aus dem Dorfe, die übrigen waren auf dem Teltow, einer in der Zauche, 
zwei im Barnimſchen beheimatet. In Lichterfelde war es etwas beſſer. 
Aber von 11 Genannten waren doch nur 5 dort geboren, die übrigen ver: 
teilten ſich auf den Teltow (2), Berlin (1), Barnim (2), Weimar (1). 
Einen breiten Raum nimmt Kirche und Schule in jeder ausführ⸗ 
lichen Ortsgeſchichte ein. Die katholiſche Zeit, das Mittelalter, bleibt 
infolge des Quellenmangels ziemlich farblos, aber mit der Reformation 
beginnt ein anſprechendes Kapitel von Kirche, Patronen, Pfarrern, Lehrern. 
An den für die Einführung der Reformation in der Mark bedeutſamen 
Beſprechungen im Hauſe des Joachim von Schwanebeck zu Teltow les iſt 
der Vater des Matthias von Schwanebeck, auf den die vielumſtrittene 
Nachricht von der Spandauer Reformationsfeier im ſogenannten Schwane⸗ 
beckſchen Hausbuch zurückzuführen iſt, val. über dieſe Frage letzthin 
> Rawerau in dem Jahrbuch für Brandenburgiſche Kirchengeſchichte, Jahr⸗ 
gang 16, 1918, S. 106 ff.), an jenen Beſprechungen alſo hat auch der 
Gieſensdorfer Pfarrer teilgenommen. Er iſt ein Vorkämpfer der neuen 
Lehre geworden. Manchen ſeiner Nachfolger weiß Muhs deutlich vor uns 
hinzuſtellen. Eine gewiſſe Wichtigkeit hat der Pfarrer Krüger, der 1771 
ſtarb. Er hat eine Beſchreibung der Stadt Teltow hinterlaſſen, die große 
Teile des genannten Schwanebeckſchen Hausbuches enthält. Gleich ihm tritt 
der Pfarrer Mulzer (bis 1840) hervor, ein aufrechter, umſichtiger Mann, 
der ſich im Landſturm während des Befreiungskampfes auszeichnete und 
ſich der Gunſt Beymes, des nahen Steglitzer Gutsherrn, erfreute. Der 
Feldprediger Stahr, den er als Mitbewerber ausſtach, iſt übrigens der 
Vater des bekannten Literaten Adolf Stahr geweſen. Ebenſo wie Mulzer 
Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. 1 2. 32 
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, 
ift auch der Küſter und Kantor Stechert (1776—1834) ein Mann geweſen, 
den der Chroniſt mit Ehren nennen darf. Auch ihm ward für Tapfer⸗ 
keit im Landſturm eine Auszeichnung, ein beſonderes Verdienſt hat er 
aber als vom Könige häufig beſuchter Förderer des Seidenbaues, den 
ſein Schwiegerſohn fortſetzte. Die Zahlen, die u darüber S. 167 
nennt, find beachtenswert. 

Bis in die neueſte Zeit ſpinnt der Verfaſſer ui gaben, befonbers 
kräftig da, wo von der Entwicklung Lichterfeldes zum Villenort zu be⸗ 
richten iſt. Auch dieſe . um 1870) iſt ja nun ſchon Geſchichte 
geworden. 

Allen Regungen des dörſlichen Lebens iſt Muhs fachen 
Wenn jeder, der Ortsgeſchichte treibt, mit gleicher Liebe und Sorgfalt 
ſeinem Ziele zuſtrebte, dann wäre es um die geſchichtliche Literatur der 
Mark beſſer beſtellt. Das Buch von Muhs iſt ein Vorbild, wie man 
ernſte Forſchung und Darſtellung für weite Kreiſe vereinen kann. Und 
da liegt doch ſchließlich das letzte Ziel der Geſchichtsſchreibung, in der 
Wirkung aus der Enge in die Weite. à 

Noch einige Bemerkungen: Cythen (S. 77) braucht nicht das heutige 
Siethen zu ſein. Der Beſitzer dieſes Namens kann auch aus (Groß⸗ bzw. 
Klein-) Ziethen ſtammen. Schmarge im Havelland (S. 109) gibt es nicht. 
Es wird Schmergow ono. Brandenburg ſein. Die Frage, weshalb die 
Stadt Teltow längere Zeit Kron⸗Teltow genannt wurde, hat M. der 
Löſung nicht näher gebracht (S. 92 f.). Die Annahme, daß einer der 
askaniſchen Markgrafen zur beſonderen Kennzeichnung dieſes ſeines 
ſtrittigen Beſitzes „auf dem Kirchturm als dem hervorragendſten Punkt 
der Stadt“ eine Krone angebracht habe, (wie ſie der Turm noch heute 
trägt) „un fie als der Krone gehöriges Eigentum, als Krongut zu be⸗ 
zeichnen“, iſt doch mit zu modernen Gedanken durchſetzt, als daß ſie Grund 
haben ſollte. | 

Berlin-Friedenau. = W. Hoppe. 


W. Schwinkowski, Das Geld. und Münzweſen Sachſens. Beiträge zu 
feiner Geſchichte. Dresden (Baenſch) 1918. 79 S. 
Beis es zu einer ausführlichen Bearbeitung der Münzgefchichte des 
durch ſeinen Silberreichtum für ganz Europa einſt bedeutenden Sachſen 
kommt, gibt Verf. hier einen kurzen Abriß derſelben. In ſeiner klaren, das 
Weſen der Verhältniſſe erfaſſenden und die Literatur beherrſchenden Art 
hat er ſeine Aufgabe ſehr gut gelöſt. die Darſtellung reicht von den 
erſten ſächſiſchen Prägungen um 1100 bis 1871. Die Hälfte der 
Arbeit bilden jedem Geldhiſtoriker ſehr willkommene Tabellen über Silber⸗ 
preis, Münzfuß und Schlaaſchatz, von denen die für die Zeit 1353 —1485 
nach den Rechnungen der Freiberger Berg- und Münzbeamten beſonders 
zuſammengeſtellt ſind. Der Silberreichtum des Erzgebirges war es in 
erſter Linie, der Sachſen im Gegenſatz zu Brandenburg ermöglichte, ſeine 
Münzen ohne ſtarken Kupferzuſatz auszubringen. 
F. v. Schrötter. 
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Brinkmann, C., Verſuch einer Geſellſchaftswiſſenſchaft. Duncker & Humblot, 
München und Leipzig, 1919. Geheftet Mk. 6.—. 2 


Bruns⸗Wüſtefeld, Kurt, Die Uckermark i in ſlaviſcher Zeit, ihre Rotation. und 
Germanifation. 4. Mie, Prenzlau 1919. 


Friſch, E. v., Zur Geſchichte der ruſſiſchen Feldzüge im S Kriege, 
nach Aufzeichnungen und Beobachtungen der dem ruffifhen Hauptquartier 
zugeteilten öſterreichiſchen Offiziere, vornehmlich in den Kriegsjahren 1757 
bis 1758. (= Heidelberger Abhandlungen zur mittleren und neueren Ge- 
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Fußhöller, C., Die militäriſche und ſtaatliche Verſorgung der Kriegsteilnehmer 

ihrer Angehörigen und Hinterbliebenen in Oſterreich. (= Sammlung militär- 

rechtlicher Studien und Abhandlungen. Band III. Heft 2.) K. & H. Greifer, 
Raſtatt. Mk. 1,85. 


Goldſchmidt, Ernſt Friedrich, Geſchichte und Wiirhungskeads Le Organe ber | 
Militärgerichtsbarkeit. (= Sammlung militärrechtlicher Abhandlungen und 
Studien. Band III. Heft 4.) K. & H. Greiſer, Raſtatt 1919. 


Herre, Paul, Karl Roſenkranz, Politiſche Briefe und Aufſätze 18481856. Ge⸗ 
heftet Mk. 8—, gebunden Mk. 10,—. 


Katſch, Hildegard, Heinrich von Treitſchke und die preußiſch⸗deutſche Fung von 
1860 —1866. (Hiſtoriſche Bibliothek. Band 46.) R. Oldenbourg, München 
1919. Mk. 6,— und 10% Zuſchlag. | | \ 


Koſſinna, Guſtaf, Das Weichſelland ein uralter debe der Germanen, 
A. W. Kafemann, Danzig 1919. 


Lüdicke, Reinhard, Die preußiſchen Kultusminiſter und ihre Beamten. J. SE 
Gotta Buchhandlung Nachf., Stuttgart 1918. Mk. 4,—. 


Meinardus, Otto, Protokolle und Relationen des Brandenburgiſchen Geheimen 
Rates aus der Zeit des Kurfürſten Friedrich Wilhelm. 7. Band. 1. Hälfte. 
(Publikationen aus den Preußiſchen Staatsarchiven, 91. Band.) S. Hirzel 

Leipzig 1919. 

Müſebeck, Ernſt, Das Preußiſche Kultusminiſterium vor hundert Jahren. 

J. G. Cotta Buchhandlung Nachf., Stuttgart 1918. Mk. 9,—. 


Priebatſch, F., Geſchichte des vreußiſchen Offizierkorps. Priebatſchs Verlag, 
Breslau 1919. Mk. 2,40. 
Spahn, Martin, Elſaß⸗Lothringen. Ullſtein & Co., Berlin 1919. Mk. 7,50. 
Tirpitz, A. v., Erinnerungen. K. F. Koehler, Leipzig 1919. 
Warſchauer, Zur Militärgerichtsverfaſſung in Kriegszeiten. (Sammlung militär⸗ 
rechtlicher Abhandlungen und Studien. Band III. Heft 3.) K. & H. Greiſer, 


Raftatt 1918. Mk. 1,85. 
32* 


494 5 | Reue erſceinunger 212 | 


Wehrmann, Martin, Geſchichte von ones Erfter Band. 2., umgearbeitete 
Aufl. Friedrich Andreas Perthes A.⸗G., Gotha 1919. 


Werminghoff, Albert, Ludwig von Eyb der Altere (14171502). Ein Beitrag 
zur fränkiſchen und deutſchen c im 15. Jahrhundert. Max Niemeyer, 
Halle a. S. 1919. 
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0.0 ÆSikung vom 9. Pkhivber 1918. 

Der Vorſitzende, Herr Geh. Ardivrat Dr. Bailleu, eröffnete 
die Sitzung mit einem. Nachruf für das kürzlich verſtorbene Mitglied 
Prof. Dr. Hans Droyſen, der ſich durch ſeine Forſchungen und 
anregenden Vorträge zur literariſchen Tätigkeit Friedrichs des Großen 
und deſſen Bayreuther Schweſter in den letzten Jahren große Verdienſte 
um den Verein erworben hat. 

Herr Prof. Dr. Krabbo verſuchte in allgemeinen Zügen eine 
Periodiſierung der älteren märkiſchen Geſchichte zu geben. Wie in der 
mittelalterlichen Reichsgeſchichte das große Interregnum den tiefſten 
Einſchnitt bedeutet, ſo wird auch die frühere brandenburgiſche Geſchichte 
durch ein auf den Tod Markgraf Woldemars im Jahre 1319 folgendes 
Interregnum in zwei große Abſchnitte zerlegt: vorher liegt das Zeit⸗ 
alter der Askanier, und nachher hebt nach mehrjähriger Pauſe unter 
einem anderen Fürſtenhauſe eine neue Zeit an. Die Askanierzeit ſelbſt 
wird nun wiederum durch ein Interregnum in zwei ſich klar ſondernde 
Abſchnitte zerlegt; vor den Jahren der vormundſchaftlichen Regierung, 
die 1220—1225 nach dem Tode Markgraf Albrechts II. eingerichtet 
werden mußte, liegt ein Zeitalter, in dem die drei erſten Generationen 
der askaniſchen Markgrafen, von Albrecht dem Bären bis zu Albrecht II., 
ſich noch in erſter Linie als Reichsfürſten fühlen. Und nach 1225 
beginnt eine andere Zeit, in der die ſpäteren Askanier bis herab zu 
Woldemar vornehmlich als Territorialfürſten empfinden und handeln. 
An der Spitze dieſer jüngeren Reiche der askaniſchen Markgrafen ſteht 
das Brüderpaar Johann I. und Otto III. Die beiden haben über 
40 Jahre regiert und eine neue Tradition begründet; in dieſe Zeit 
hinein fällt der Zuſammenbruch der ſtaufiſchen Kaiſermacht, wodurch 
allerorten im Reiche Raum für territoriale Neubildungen geſchaffen 
wurde. Nirgends aber iſt damals ein ſo beiſpielloſer Auſſchwung 
feſtzuſtellen wie in der Mark Brandenburg, und erſt jetzt kann man 
von einer wirklichen märkiſchen Territorialgeſchichte ſprechen. Johann J. 
und Otto III. ſind die Schöpfer des brandenburgiſchen Territorial⸗ 
ſtaates geworden. N 

Darauf zeigte Herr Archivrat Dr. Klinkenborg an einem 
Beiſpiel, wie das Kabinett Friedrichs des Großen ſelbſt in die 
kleinſten Verwaltungsangelegenheiten, ohne Fühlungnahme mit der 
miniſteriellen Behörde, eingriff. Es handelte fid um die Ein- 
deichung eines kleinen Seeanwachſes, des Leiſandes, im Kreiſe Norden 
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in Oſtfriesland. Hierzu hatten ſich im Jahre 1769 eine Anzahl Unter⸗ 
nehmer gemeldet, welche die Eindeichung auf eigene Gefahr ausführen 
wollten. Die Auricher Kriegs⸗ und Domänenkammer ſchloß mit ihnen 
einen Erbpachtskontrakt ab, den das Generaldirektorium guthieß, und 
für den ſie die Konfirmation des Königs einholte. Damit war die An⸗ 
gelegenheit im Grunde erledigt. Aber ſie wurde noch einmal dem 
König in den monatlich einzureichenden Immediatberichten des Auricher 
Kammerpräfidenten Colomb vorgelegt. Hierbei ſtiegen dem Könige 
nunmehr Bedenken wegen der Kleinheit der Eindeichung auf, und er 
forderte, ohne ſich mit dem Generaldirektorium in Verbindung zu ſetzen, 
eine genaue Darlegung des Kanımerpräfidenten ein. Erſt durch ihren 
Inhalt wurden die Bedenken zerſtreut. Das Generaldirektorium hätte 
von der ganzen Sache nichts erfahren, wenn nicht Colomb darüber 
berichtet hätte. | 

Herr Archivar Dr. Lüdicke machte einige Mitteilungen aus 
Akten des Polizeipräſidenten zu Berlin über die Stellung der Berliner 
Polizeibehörden zu dem Schillſchen Unternehmen im Jahre 1809. 
Man beſchlagnahmte allenthalben die Bilder und Schriften, die Schill 
und ſeine Taten zum Gegenſtande hatten, hat den Handel damit aber 
doch nicht verhindern können. Von beſonderem Intereſſe ſind die Ver⸗ 
nehmungen von Teilnehmern und Zeugen über Schills Zug; vor allem 
die Ausſagen eines Berliners, der ſich in den entſcheidenden Tagen 
in Stralſund befand und über die Erſtürmung der Stadt und Schills 
Tod genaue und dem Anſchein nach ziemlich zuverläſſige Angaben machte. 

Im Anſchluß daran berichtete Herr Prof. Tſchirch von Unruhen 
in Brandenburg a. H., die durch den Verſuch der Befreiung einiger 
Schillſchen Leute veranlaßt wurden, über den Anteil, den der damals 
in Brandenburg kommandierende preußiſche General v. Hirſchfeld daran 
hatte, ſowie überhaupt über die Perſönlichkeit und die Söhne des letzteren. 

Herr Geh. Archivrat Dr. Bailleu ſprach über Kneſebecks erſte 
Sendung nach Sſterreich im: Jahre 1809, die ſchon bei Aus⸗ 
bruch des franzöſiſch⸗öſterreichiſchen Krieges durch den Miniſter Graf 
Goltz von Berlin aus veranlaßt wurde. In dieſe Miſſion iſt 
Heinrich von Kleiſt verwickelt geweſen, der, wie es ſcheint, Kneſe⸗ 
beck Agentendienſte geleiſtet hat. Nach einer Aktennotiz hatte Kleiſt 
damals verſehentlich Kneſebecks Arm durch einen Schuß verletzt, ſo daß 
der Verwundete in Prag liegen bleiben mußte; nach einer anderen 
Angabe wäre der Schuldige Pfuel geweſen, der ſpätere Miniſter⸗ 
präſident von 1848. Leider läßt ſich über dieſe Fragen keine Klar⸗ 
heit gewinnen, da die Akten faſt vollſtändig fehlen. 


Sikung vom 11. Dezember 1918. 


Nachdem der Vorſitzende, Herr Geheimrat Dr. Bailleu, mit⸗ 
geteilt hatte, daß die Novemberfitzung wegen der damals herrſchenden 
Unruhen ausgefallen ſei, ſprach Herr Prof. Dr. Hofmeister über „die 


Sibungsberichte 5 


Ahnentafeln der Markgrafen von Brandenburg von den Askaniern bis 
zu den älteren Hohenzollern als allgemeine Geſchichtsquelle“. Der 
einſt von Ranke aufgeſtellte und von dem Vortragenden vor einigen 
Jahren wiederaufgenommene Plan eines großen genealogiſchen Sammel- 
werkes iſt bisher der Verwirklichung noch nicht nähergekommen. Neuere 
Arbeiten über genealogiſche Themen laſſen vielfach einen überraſchenden 
Mangel an genealogiſchen Geſichtspunkten und öfter eine bedauerliche 
Unzulänglichkeit in der Handhabung der kritiſchen Methode erkennen. 
Gerade weil der demokratiſche Zug der Gegenwart dieſem Zweig der 
geſchichtlichen Studien beſonders ungünſtig erſcheinen mag, muß be⸗ 
ſonders nachdrücklich auf ſeine Bedeutung als Hilfsmittel für all⸗ 
gemeine geſchichtliche Erkenntnis hingewieſen werden. Das Mißtrauen 
in die genealogiſche Überlieferung, die fi bei tieferem Eindringen für 
alle Zeiten und Gegenden in großer Fülle erſchließt, iſt durchaus une 
berechtigt. Sie enthält vielmehr vielfach das Sicherſte an Einzel⸗ 
überlieferung, ſoweit dieſe noch bis an die Grenzen von Mythos und 
Sage heranreicht, im Altertum ſowohl wie in den Anfängen der 
germaniſch⸗romaniſchen Welt. Im eigentlichen Mittelalter bieten u. a. 
neben den Chroniken des Anglo⸗Normannen Ordericus Vitalis und 
des Franzoſen Albrich von Trois⸗Fontaines für Norddeutſchland der 
Annaliſta Saxo aus dem 12. und Albert von Stade aus dem 13. Jahr⸗ 
hundert, um nur dieſe zu nennen, und gerade auch die Brandenburgiſche 
Markgrafenchronik des beginnenden 14. Jahrhunderts wertvolle Beiſpiele 
der zahlreichen, ganz oder teilweiſe „genealogiſchen“ Chroniken. Wie 
die feſte Ausgeſtaltung des Syſtems der kanoniſchen Ehehinderniſſe 
ſeit dem 11. Jahrhundert neben anderen praktiſchen Rückſichten zu 
beſonders ſorgfältiger Berückſichtigung auch der weiblichen Familien⸗ 
mitglieder mit ihrer Nachkommenſchaft veranlaßte, zeigt z. B. die 
öfter beſprochene Genealogie der älteſten Zollern aus dem Anfang 
des 13. Jahrhunderts, die nicht nach der Schreiberunterſchrift der 
Gießener H8. des 15. Jahrhunderts (oder deren Vorlage) unter 
dem Namen des Erasmus Sayn de Friſinga angeführt werden darf. 
Die Verſuche, die ganze Nachkommenſchaft eines Menſchen in männ⸗ 
licher und weiblicher Linie darzuſtellen, wie recht unvollkommen in der 
in Metz 1164 angelegten und 1261 fortgeführten Genealogie der Nach⸗ 
kommen des hl. Arnulf (und Heinrichs I.), werden natürlich immer 
ebenſo unvollſtändig bleiben wie das Unternehmen, die Ahnentafel 
eines Menſchen bis zu ihrem äußerſten Ende zurückzuführen. Der 
Kreis der zu behandelnden Perſonen wird bald viel zu groß und 
vielgeſtaltig. Führt man eine Ahnentafel des ſpäteren Mittelalters 
oder gar der Neuzeit genügend hoch hinauf, ſo ſind dabei faſt immer 
ziemlich alle wichtigeren und ſchwierigen Fragen der Genealogie zu 
erörtern. Solche Verſuche find trotzdem ſehr lehrreich, da wir über 
die Genealogie der Familien der Fürſten und Großen oft ſelbſt da 
noch verhältnismäßig genau unterrichtet ſind, wo uns ſonſt nähere 
Einficht ſelbſt in die wichtigſten Verhältniſſe fehlt. Wir können jo 
vor allem die zahlreichen und engen Verbindungen erkennen, die 
gerade im früheren Mittelalter dauernd zwiſchen den verſchiedenen 
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Teilen Deutſchlands und zwiſchen allen Ländern des abendländiſchen | 
Europas und darüber hinaus mit der ganzen Chriſtenheit und ſogar 
Teilen der außerchriſtlichen Welt beſtanden. Die Anſchauung von der 


‚gegenjeitigen Abgeſchloſſenheit der Staaten, Länder und Völker des 
früheren Mittelalters läßt ſich allgemein in keiner Weiſe aufrechter⸗ 
halten. Ja, dem Höhepunkt des regen Wechſelverkehrs in der Blüte⸗ 
zeit der ritterlich-religiöſen Kultur des 12. und 13. Jahrhunderts 
gegenüber bedeutet die Zeit vom 13. bis 15. Jahrhundert vielfach 


eine gewiſſe Einſchränkung, eine Verengerung und namentlich eine 


immer ſchärfer hervortretende Abſchnürung des Oſtens Europas. 

berall herrſcht, eine führende Schicht weſentlich einheitlichen Charakters, 
die, zum größten Teil unmittelbar aus einer gemeinſamen fränkiſchen 
Grundlage hervorgegangen, neu eintretende Elemente, wie das fkandi⸗ 
naviſch⸗ normanniſche, das magyariſche und namentlich das ſlawiſche 
in allen ſeinen Verzweigungen, ſich raſch und gründlich anzugleichen 


vermochte. Fürſtliche Ahnentafeln älterer oder jüngerer Zeit bringen, 


ſobald ſie genügend weit zurückverfolgt werden, die grundlegende Er⸗ 
kenntnis zu deutlichſter Anſchauung, wie es trotz zahlreicher, im Laufe 


der Zeit eingedrungener fremder Splitter im weſentlichen immer der⸗ 
ſelbe, nur immer kleiner werdende Kreis edler Familien uralten, in ſich 


im weſentlichen einheitlichen Blutes war, der im europäiſchen Staats⸗ 
und Geſellſchaftsleben die Herrſchaft ausübte. Dieſelben Familien, 
die vor 1000 Jahren ſich um den Thron Karls des Großen ſcharten, 


und deren Urſprünge ſich zuweilen noch deutlich bis in die Merowinger⸗ 


zeit zurückverfolgen laſſen, und die ſicherlich im weſentlichen aus dem 
germaniſchen Adel der Völkerwanderungszeit hervorgegangen find, 
haben bis zum Jahre 1918 wenigſtens äußerlich dieſe führende 
Stellung behauptet. Unter dieſem Geſichtspunkt iſt das, was 1789 
begonnen und 1918 faſt vollendet wurde, die größte Umwälzung, die 
ſich je in der romaniſch-germaniſchen Staatenwelt vollzogen hat. 
Wenn dieſe Umwälzung die deutſchen Staaten ſo ſpät ergriffen hat. 
ſo iſt daran zu erinnern, daß alle regierenden Familien in Europa 
zu Beginn des 20. Jahrhunderts deutſcher Abſtammung waren, außer 


den Bernadotte in Schweden, den Serben und den Montenegrinern 


und wahrſcheinlich den Savoyern in Italien, die wohl dem ſpätrömiſchen 


Provinzialadel, wenn nicht doch einer romaniſierten Burgunderfamilie. 


entſproſſen find; die einzige Dynaſtie ſlawiſcher Herkunft, und dieſe 
ſeit langen Jahrhunderten ganz eingedeutſcht, außer den Balkaniern, 
beſtand in Mecklenburg. Wenn wir auch die Mehrzahl der noch heute 
im Mannesſtamm blühenden Geſchlechter aus Mangel an Quellen oder 
infolge des Fehlens feſter Familiennamen bis ins 13. Jahrhundert 


hinein, nicht über das 12. oder höchſtens 11. Jahrhundert zurück⸗ 


verfolgen können, ſo unterliegt doch im allgemeinen ihr Zuſammenhang 
mit dem Adel mindeſtens der karolingiſchen Zeit keinem Zweifel. 
Nichts ſpricht dafür, daß ſchon im früheren Mittelalter fremdes Blut 
aus nicht gleichberechtigten Ständen in größerem Umfange eingedrungen 
ſei. Selbſt unter den zuletzt regierenden deutſchen Fürſtenfamilien 
war nur eine im Mannesſtamme nicht edelfreier, ſondern dienſtmänniſcher 
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Abtunft, die der Reußen, die deshalb auch erſt allmählich und ver⸗ 
hältnismäßig ſpät in praktiſch uneingeſchränktem Konubium mit den 
anderen Fürſtenhäuſern erſcheinen. Die Ahnentafeln der Askanier 


bewegen ſich, ſoweit deutſches Blut in Betracht kommt, ausſchließlich . 


innerhalb des Kreiſes der edelfreien Geſchlechter ohne Beſchränkung 
Lauf ein beſtimmtes Stammesgebiet. Gerade ſie aber zeigen beſonders 
deutlich, daß dieſer Kreis ſchon im früheren Mittelalter nicht weniger 
international war als im 19. und 20. Jahrhundert. Während der 
hohe Adel ſich innerhalb des eigenen Volkstums ſtreng gegen die 
niederen Stände abſchloß, fühlte er ſich mit ſeinen Standesgenoſſen 
fremden Stammes, fremder Nationalität, ja fremden Glaubens aufs 
engſte zufammengehörig. Für die Askanier kommen in erſter Linie 
die benachbarten ſlawiſchen und nordiſchen Fürſtenhäuſer in Betracht, 
aber nicht dieſe allein, und durch dieſe führen die Verbindungen weiter 
»bis nach Spanien, Frankreich und Italien einerſeits und nach Ruß⸗ 
land, Ungarn und dem griechiſchen und lateiniſchen Orient andrerſeits 
und über die Kreuzzugsfamilien dann wieder zurück nach Frankreich 
und Lotharingien. Die Verbindungen mit den flawiſchen Fürſten⸗ 
9 zeigen eindringlich, wie ſehr das Geſicht der Askanier nach 

Oſten und Nordoſten gewandt war. In den Ahnentafeln der nordoſt⸗ 
deutſchen und der angrenzenden flawiſchen Fürſtenhäuſer des Mittel⸗ 
alters ſpiegelt ſich aufs deutlichſte der nationale Stand der deutſch⸗ 
ſlawiſchen Grenzgebiete und die Stärke der beiderſeitigen Kultuxeinflüſſe. 
Ebenſo wird durch ſie der enge Zuſammenhang deutlich, der noch lange 
zwiſchen dieſen wendiſchen Herren von Mecklenburg, Rügen, Pommern, 
Pommerellen, Polen, Schleſien und im weiteren Sinne auch mit den 
bis tief ins 12. Jahrhundert mit ihrer ſkandinaviſchen Heimat eng⸗ 
verbundenen rujfifhen, den böhmiſchen und den ſerbokroatiſchen Dy⸗ 
naſtien beſtand. 

Die Ahnentafel Albrechts des Bären 6 1170), in deſſen Adern, 
ſo gut wie in den Saliern und Staufern, das Blut der Karolinger 
und der Ottonen rollte, und der in dieſer Hinſicht einem Welfen oder 
gar einem Supplinburger in nichts nachſtand, läßt ſich bis zu der 
Reihe der 16 Ahnen ſo gut wie vollſtändig aufſtellen und in vielen 
Wurzeln erheblich weiter und zuletzt bis auf Widukind und ſeinen 
großen Gegner, den Franken Karl und deſſen bekannte Vorfahren, und 
über Egbert von Weſſex (FT 839) bis in die Anfänge der angelſächfiſchen 
Eroberung Britanniens um 500 zurückverfolgen. Schon ſie iſt freilich 
nicht national oder ſtammesmäßig geſchloſſen; unter den acht Ur⸗ 
großeltern ſind eine Norwegerin, ein Magyare und eine Polin; von 
den übrigen fünf aber ſind doch vier in Sachſen und Thüringen zu 
Hauſe, und die großen ſächſiſchen Geſchlechter ſtehen in ihren deutſchen 
Teilen zunächſt doch im Vordergrunde. Bei ſeinen Nachkommen wird 
das bald ganz anders. Albrechts Urururenkel Woldemar (À 1319) 
hatte neben einem deutſchen Großvater eine däniſche Großmutter und 
zwei polniſch-ſchleſiſche Großeltern; in der Reihe der 16 Ahnen ſtehen 
acht Slawen, einer Magyarin, einem Dänen und zwei Romanen (Sancho I. 
von Portugal und Dolce von Aragon) nur drei deutſche und eine 


8 AMOR Le 


unbekannter Herkunft gegenüber! Bei den ubrigen märkiſchen Askaniern 
der letzten Generation iſt, mit einer Ausnahme, das allgemeine Er⸗ 
gebnis wenig anders, ſo mannigfach ſich auch im einzelnen das Bild 
verſchiebt. Bei Woldemars Vettern, den Söhnen Johanns II. (+ 1281), 
iſt der flawiſche Einſchlag trotz ihrer mecklenburgiſchen Mutter nicht 
ganz fo ſtark. Neu hinzugekommen iſt vor allem das ſchottiſche Königs⸗ 
haus des unglücklichen Duncan 1. (T 1040); unter den 16 Ahnen 
find ſechs deutſch, vier jlawifch, zwei romaniſch (und ſchottiſch) und zwei 
unbekannter Herkunft. Bei Heinrich dem Kind (T 1320), wo weiter 
zurück auch die franzöſiſch⸗normanniſchen Vorfahren der zweiten Ge⸗ 
mahlin Heinrichs des Löwen auftreten, dagegen Sancho J. von Por⸗ 
tugal und Dolce von Aragon fehlen, ſind von den 16 Ahnen acht 
deutſch, ſieben ſlawiſch und eine unbekannter Abkunft. Bei der 


Ottoniſchen Linie der Askanier ſind in der Ahnentafel der Kinder 


* 


Albrechts III. von Stargard (F 1300) wegen ihrer däniſchen Mutter 


die bezeichnendſten Züge der Ahnentafeln Woldemars und der Söhne 
Johanns II. vereinigt. Neu kommen Philipp von Schwaben und 
die griechiſche Irene⸗Maria hinzu und damit neben den Staufern die 
griechiſchen Kaiſerhäuſer der Angeli, der Komnenen und der Dulas. 
Unter den 16 Ahnen ſind hier wieder nur drei deutſch, ſechs ſlawiſch, 
zwei romaniſch, eine magvariſch, eine griechiſch, eine däniſch, eine 
ſchottiſch, eine unbekannter Herkunft. Ganz anders bei dem noch eine 
Generation tiefer ſtehenden letzten Ottonen Johann V. (T 1317). Seine 
Mutter bringt als Tochter König Albrechts I. den ganzen Kreis ſüd⸗ 
deutſcher Geſchlechter hinein, den wir ſpäter auch bei den mit den 
Habsburgern früh verbundenen Zollern wiederfinden. Bei Johann V. 
ſteht unter den 16 Ahnen 15 deutſchen nur ein flawiſcher gegenüber; 
erſt weiter zurück erſcheinen dann namentlich romaniſche und griechiſche 
Verbindungen. Die ſpäteren Markgrafen von Brandenburg ſtammen 
außer Ludwig dem Römer und Otto dem Faulen alle irgendwie von 


Albrecht dem Bären ab; der erſte Zoller, Friedrich VI. (I.) von Nürn⸗ 


berg (F 1440), hatte ebenſo viel oder mehr askaniſches Blut in fich 
als die letzten Askanier ſelber. Von den Wittelsbachern zeigt ſich bei 


Ludwig dem Alteren (+ 1361) wegen feiner ſchleſiſchen Mutter und 


ſeiner habsburgiſchen Großmutter ſehr viel Verwandtſchaft teils mit 
Woldemar, teils mit Johann V.; von den 16 Ahnen ſind neun 
deutſch, fünf ſlawiſch, zwei italieniſch (Montferrat, Savoyen). Bei 
Ludwig dem Römer (7 1365) und Otto dem Faulen (F 1379) iſt 
durch ihre Mutter Margarete von Hennegau und Holland ſtatt des 
ſlawiſchen der romaniſche Einſchlag außerordentlich ſtark. Ihre Ahnen⸗ 
tafeln weichen dadurch wohl am meiſten von den bisher betrachteten 
ab; unter den 16 Ahnen find neun deutſch (darunter das ſtark roma⸗ 
niſierte Haus Limburg⸗Luxemburg), fünf romaniſch, eine flawiſch. 
eine magyariſch. Stark romaniſch ſind auch die Luxemburger, bei 
denen aber daneben ſeit ihrer Verpflanzung nach Böhmen ſoſort das 
ſlawiſche Element eine große Rolle ſpielt. Das deutſche tritt hinter 
dieſen beiden durchaus zurück. Von den acht Urgroßeltern, um nur 
von dieſen zu reden, da die Reihe der 16 Ahnen hier durchgehend 
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ſchon größere Lücken oder Unſicherheiten aufweiſt, ſind bei Wenzel 
( 1419) drei deutſch (davon zwei ſtark romaniſiert: Luxemburg, 
Brabant), drei flawiſch, zwei unſicher; bei Siegmund (f 1437) drei 
deutſch (davon zwei ſtark romaniſiert), drei flawiſch, eine litauiſch, 
eine unſicher; bei Jobſt von Mähren ( 1411) vier deutſch (davon 
zei ſtark romanifiert), vier ſlawiſch. Demgegenüber kommt mit den 

Zollern wieder ein zunächſt durchaus deutſches Fürſtenhaus in die 
Mark, deſſen Ahnentafeln teils vielfach auf Albrecht den Bären zu⸗ 
rückführen, teils mit den ebenfalls ſchwäbiſchen Habsburgern enge Be⸗ 
rührungen aufweiſen, nach einigen Generationen aber auch eine nicht 
unerhebliche Beimiſchung beſonders ſlawiſchen Blutes in ſich aufnehmen. 


Sißung vom 12. Februar 1919. 

Herr Geheimrat Dr. Bailleu eröffnete die Sitzung und teilte 
mit, daß eine votläufige Erſatzwahl für den verſtorbenen Herrn 
Prof. Dr. Droyſen als Beiſitzer zu erfolgen habe. Es wird einſtimmig 
Herr Prof. Dr. Volz dazu gewählt, der die Wahl annimmt. | 

Sodann wird der Jahresbericht abgeſtattet. Der Verein hat 
durch den Tod drei Mitglieder: die Herren Prof. Dr. Droyſen, Ge⸗ 
heimen Archivrat Dr. Meinardus und Dr. Reimann, verloren. Von 
den Forſchungen konnten in üblicher Weiſe zwei Hefte erſcheinen. Ver⸗ 
öffentlichungen ſind nicht ausgegeben worden; doch befinden ſich zwei 
Werke im Drucke, nämlich Rachfahl, Die deutſche Politik König Friedrich 
Wilhelms IV. im Winter 1848/49, und Wolff, Politik des Hauſes 
Brandenburg im ausgehenden fünfzehnten Jahrhundert (1486— 1499). 

Wegen der Fortführung der Forſchungen hat die Verlagsbuch⸗ 
handlung Duncker & Humblot Vorſchläge unterbreitet, die zurzeit 


Gegenſtand von Verhandlungen bilden. Es wird beabſichtigt, ſie in 


11 5 etwas eingeſchränkten Umfange trotz der Teuerung weiterzu⸗ 
führen. 5 | 

Für die Veröffentlichungen find zunächſt in Ausſicht genommen 
ein weiteres Heft von Krabbo, Regeſten der Markgrafen von Branden⸗ 
burg aus askaniſchem Hauſe, und Droyſen, Tageskalender Friedrichs 
des Großen. | “= | | 

Der vom Rentmeiſter Herrn Geheimrat Dr. Kohlmann ver: 
leſene Kaſſenbericht ergibt für 1918, da außer den Forſchungen weiter 
keine Veröffentlichungen erſchienen ſind, wie für das Vorjahr einen 
Überſchuß. | | Ä 

Darauf verlas Herr Archivrat Dr. Klinkenborg für Herrn 
Geheimrat Dr. Hintze, der durch ſeine Erkrankung am Erſcheinen ver⸗ 
hindert iſt, deſſen Gedenkblatt auf unſeren verſtorbenen Ehrenvorſitzenden 
Herrn Prof. Dr. G. v. Schmoller, Exz. Von einer Inhaltsangabe 
der Würdigung kann hier abgeſehen werden, da das nächſte Heit der 
Forſchungen, in dem ſie gedruckt erſcheint, wohl gleichzeitig mit dieſem 
Sitzungsberichte ausgegeben werden wird. 
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In Kürze. ſprach Herr Baurat Kohte über die Sammlung 
venezianiſcher Gemälde im Beſize des Grauen Kloſters in Berlin, 
welches dieſe der Stiftung eines Schülers der Anſtalt verdankt, 
Sigismund Streit (1687 —1775), der als Kaufmann in Venedig ein be⸗ 
trächtliches Vermögen erworben hatte. Die Sammlung enthält Gemälde 
von Amigoni, Nogari und Canale; beſonders wertvoll ſind elf Gemälde 
von Jacopo Amigoni (1675 — 1752), der, gleich den bekanntern 
Malern Tiepolo und Canaletto, den größten Teil ſeines Lebenswerkes 
außerhalb Italiens ſchuf, in München, wo er für bayriſche Schlöſſer 
und Kirchen malte, in London und Madrid. Die Gemälde der 
Streitſchen Sammlung entſtanden während des Aufenthalts des Künſt⸗ 
lers in Venedig 1739 — 47, zunächſt das gediegene Bildnis des Stifters, 
ſodann Darſtellungen der antiken Mythologie und der bibliſchen Ge⸗ 
ſchichte, teils mit landſchaftlichem Hintergrunde, teils als Halbfiguren; 
bisher ſind dieſe den beſten ihrer Zeit beizuzählenden Werke nur wenig 
bekannt geworden. Eine Würdigung Amigonis bringt ein mit Ab⸗ 
bildungen namentlich der Berliner Bilder ausgeſtatteter Aufſatz von 
Hermann Voß im Jahrbuch der preußiſchen Kunſtſammlungen Bd. 39, 
1918, S. 145, der in der Sitzung m Munde, 


Ra 


Sdigung vom 9. April 1919. 


Herr Profeſſor Dr. Haake ſprach über die preußifche Verfaſſungs⸗ 
frage vom Herbſt 1819 bis Ende des Jahres 1820. Er wandte ſich 
zunächſt gegen die Auffafjung, daß Wilhelm von Humboldt, wenn er 
mit Boyen und Beyme im Amt geblieben wäre, alles zu einem guten 
Ende geführt und Reichsſtände durchgeſetzt haben würde; wahrſcheinlich 
hätte Friedrich Wilhelm III. an mehreren Punkten des Humboldtſchen 
Verfaſſungsplans Anſtoß genommen; das beim König Erreichbare 
ſchien Hardenberg auch nach Humboldts Entlaſſung erlangen zu können. 
Die Neuordnung des Staatshaushalts und der Finanzen kam dem 
Abſchluß näher und näher; die Kommunal- und Kreisordnungs⸗ 
entwürfe waren Anfang Auguſt ausgearbeitet; Kronprinz Friedrich 
Wilhelm konnte die vom Staatskanzler betriebene Aufhebung der 
kurmärkiſchen Landſchaft nicht hindern und nur die Einſetzung einer 
Kommiſſion erreichen, die prüfen ſollte, ob beim Ausgabenetat nicht 
Erſparungen gemacht werden könnten. Seit dem Auguſt 1820 aber 
begann des Königs Vertrauen zu Hardenberg erſchüttert zu werden 
1. durch die von letzterem veranlaßte Notiz in der Staatszeitung, daß 
in Anſehung der Konſtitution nichts an dem geändert ſei, was das 
Edikt vom 22. Mai 1815 verheißen habe, 2. durch die Entdeckung einer 
vielleicht mit Wiſſen Hardenbergs geſchehenen Fälſchung des dem 
König vorgelegten Berichts der Sparkommiſſion, 3. durch das Er⸗ 
ſcheinen der Benzenbergſchen Broſchüre über die Verwaltung des 
Staatskanzlers Hardenberg, das vor allem den Geh. Ob.⸗Reg.⸗Rat 
Beckedorff zu einem warnenden Gutachten veranlaßte; der König, irre 


) 


geworden an Hardenberg, hat ſich dann längere Zeit mit Abdankungs⸗ 
plänen getragen, ſie ſchließlich aber wieder fallen laſſen, dagegen den 
Staatskanzler als Vorſitzenden der Verfaſſungskommiſſion durch den 
Kronprinzen erſetzt, den Plan einer reichsſtändiſchen Verſammlung 
und der Verleihung einer Verfaſſungsurkunde in Troppau endgültig 


LL ee 9 | 11 


aufgegeben und fit die Anſchauungen des Zaren ganz zu eigen ge⸗ 


macht, der nach dem 2. polniſchen Reichstag vollkommen geheilt worden 
war von ſeinen liberaliſierenden Ideen. Der Vortragende machte 
beſonders aufmerkſam auf zwei Exemplare der erwähnten Benzenbergſchen 
Schrift — eins, das Fürſt Wittgenſtein dem Staatskanzler in Troppau 
zeigte, mit eigenhändigen Randbemerkungen des Königs, und ein anderes, 
in das Hardenberg dieſe Notizen übertrug; beide ſind leider bis jetzt noch 
nicht wieder aufgefunden worden; es wäre ſehr zu beklagen, wenn ſie 
verloren gehen oder ſchon verloren gegangen ſein ſollten. 


/ 
Sißung vom 7. Mai 1919. 


Herr Geheimrat Dr. Bailleu verlas zunächſt folgenden Nachruf 
des Herrn Geh. Juſtizrats Dr. Holtze auf den am 19. April 1919 
verſtorbenen Wirkl. Geh. Rat Dr. iur. Adolf Stölzel: 

„Beim 50 jährigen Jubeljeſte des Vereins, am 8. Juni1887, brachte 
der als Gaſt anweſende Präfident der Juſtiz⸗Prüfungs⸗Kommiſſion 
Dr. Adolf Stölzel das Hoch auf den Verein aus. Er war den meiſten 
Mitgliedern, namentlich den Archivbeamten, bereits aus langjähriger 
Benutzung des Geh. Staatsarchivs verſönlich bekannt, allen aber durch 
ſein vor 2 Jahren erſchienenes Werk „Carl Gottlieb Svarez“. Das 
mals befand ſich der Verein in der Umgeſtaltung ſeiner wiſſenſchaft⸗ 
lichen Arbeit. Dank der rührigen Tatkraft Schmollers hatte er ſein 


Forſchungsgebiet von der Mark auf ganz Preußen ausgedehnt, und 


an Stelle der Märkiſchen Forſchungen wurden die an Umfang und 
Inhalt reicheren Forſchungen zur Brandenburgiſchen und Preußiſchen 
Geſchichte vorbereitet. Stölzel trat nun als Vertreter der heimiſchen 
Rechtsgeſchichte in den wiſſenſchaftlichen Beirat der neuen Vereins⸗ 
ſchrift. Bereits der erſte Halbband derſelben enthielt eine Anzeige 
ſeines ſoeben (1888) erſchienenen zweibändigen Werkes Brandenburg⸗ 
Preußens Rechtsverfaſſung und Rechtsverwaltung; der Anzeige ſolgte 
bald eine ausführliche Beſprechung des Werkes, das die Entwicklung 


755 preußiſchen Juſtizminiſteriums von den frühſten Anfängen bis auf 


die neueſte Zeit gibt. (Forſch. 1, S. 323 und 2, ©. 245 — 252.) Auch 
ſelbſt hat Stölzel verſchiedene Auſſätze für die Forſchungen geliefert; 
dieſe Arbeiten bewegten ſich auf dem Boden der in ſeinem Sparez und 
in ſeiner Rechtsverfaſſung behandelten Stoffe: ein Handſchreiben des 
Kronprinzen an Svarez vom 19. März 1792, die Berliner Mittwochs⸗ 
geſellſchaft; die vermeintliche Kammergerichts ordnung von 1526, die 
Errichtung des Geheimenrates. (5, S. 257-263; 2, S. 201— 222; 
4, S. 455 — 489 und 6, S. 83— 89.) Stölzel betonte es oft, daß der 
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Verein und die Vereinsſchrift die Stätte ſei, um hier wiſſenſchaftliche 
Streitfragen anregend unter urteilsfähigen Gleichſtrebenden zum Austrag 
zu bringen. Dementſprechend find ſeine beiden zuletzt erwähnten Auf⸗ 
ſätze Abwehrſchriften gegen Angriffe, die einige ſeiner Ausführungen 
in der „Rechtsverfaſſung“ von anderen Verfaſſern erfahren hatten. Wo 
Stölzel ſich im Rechte glaubte, war er ein unermüdlicher Verteidiger 
feiner Anſicht, während er andrerſeits willig und vornehm Irrtümer 
‚eingeltand. So hat er dem Verfaſſer der vorgedachten eingehenden 
Beſprechung der „Rechtsverfaſſung“, der durchaus nicht uneingeſchränkt 
die Ergebniſſe ſeiner Forſchungen angenommen hatte, ſchriftlich und 
mündlich ſeine Zuſtimmung ausgeſprochen. Bei dem ungeheuren 
Forſchungsgebiete Stölzels ließen ſich ja auch Irrtümer kaum ver⸗ 
meiden, zumal man vor dem Einſetzen der an die Namen Schmoller 
und Hintze geknüpften Forſchungen auf dem Gebiete der Behörden⸗ 
organiſation auf recht unzulängliche Vorarbeiten And die für frühere 
Zeiten ganz mangelhafte Urkundenausgabe des Mylius angewieſen war, 
die eigene Archivforſchung hier aber unmöglich jede Lücke ausfüllen 
konnte. Dazu kam, daß Stölzel bereits ein Fünfziger war, als er 
ſich mit märkiſcher Rechtsgeſchichte zu beſchäftigen begann. Um ſo 
ſchwerer wiegt das ihm von Schmoller geſpendete Lob, der feine Ar- 
beiten zu den beſten rechnet, die auf dieſem Gebiete geliefert ſeien. 
(Behördenorganiſation, Bd. 1, S. 73.) Bald nach dem Erſcheinen 
der „Rechtsverfaſſung“ ging Stölzel an die Bearbeitung der Akten des 
Brandenburger Schöppenſtuhls und widmete dieſet ihm beſonders ans 
Herz gewachſenen Arbeit jede freie Stunde ſeines durch ſtets ſteigende 
Berufstätigkeit reichlich in Anſpruch genommenen Lebens. Im Jahre 
1901 erſchien dann ſeine „Entwicklung der gelehrten Rechtſprechung, 
unterſucht auf Grund der Akten des Brandenburger Schöppenſtuhls“ 
und dazu in 4 Bänden das von ihm mit Unterſtützung von Deichmann 
und Frieſe bearbeitete urkundliche Material. Dieſe mit ſo vieler Liebe 
und unendlichem Fleiße geſchaffene Arbeit hat ihm leider manche bittere 
Enttäuſchung bereitet; ſie iſt auch die Veranlaſſung geweſen, daß er 
verbittert alle Beziehungen zum Vereine abgebrochen hat. Ihren Ur⸗ 
ſprung nahm dieſe Verbitterung in der eingehenden Beſprechung beider 
Werke durch Karl Zeumer (16, S. 255 —265.). Man kann dieſelbe 
als durchaus gerecht anerkennen; die großen Vorzüge der Arbeit werden 
hervorgehoben; nur in einzelnen, an ſich recht belangloſen Punkten 
werden Ausſtellungen gemacht. Aber gerade dieſes Eingehen auf be: 
langloſe Kleinigkeiten berührt den Angegriffenen aufs peinlichſte. So 
knüpfte ſich denn an dieſe Beſprechung ein mit aller Kunſt und größtem 
Scharfſinn geführter Kampf (16, S. 345 —402 und 17, S. 265— 278) 
über die Lage der Klinke, die Homeyenbrücke, den Vokativus von 
Brandenburg und ähnliche belangloſe, mit Sicherheit kaum jemals zu 
beantwortende Fragen. Nach der letzten Entgegnung Zeumers brach 
Stölzel zum allſeitigen Bedauern und trotz aller Vermittlungsverſuche 
im Sommer 1904 alle Beziehungen zum Vereine ab, ließ auch ſeinen 
Namen in der Reihe der wiſſenſchaftlichen Beiräte auf dem Titel der 
Forſchungen löſchen. | | | 
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Es bleibt zu beklagen, daß ſo die Tätigkeit eines um die märkiſche 
Rechtsgeſchichte hochverdienten Mannes im Vereine ein jähes Ende 
finden mußte, ohne daß doch irgendeinem dabei auch nur der leiſeſte 
Vorwurf zu machen wäre. Unwillkürlich wird man dabei an die von 
Stölzel beſchriebenen Kämpfe zwiſchen Svarez und v. Rebeur erinnert: 
„Ewig ſchade, daß Männer, die gemeinſam Großes für den Staat 
hätten leiſten können, unfruchtbare Kämpfe gegeneinander ſühren 
mußten!“ Dieſer Mißklang ändert aber nichts an dem harmoniſchen 
Bilde, in dem der fleißige, kenntnisreiche und ſcharfſinnige, nun ver⸗ 
klärte Mann in den Herzen derer lebt, die ihn genauer zu kennen 
das Glück gehabt haben. Auch im Verein werden ſeine Werke noch 
lange in dankbarer Erinnerung bleiben, wenn ſie auch in Einzelheiten 
mannigfach überholt ſein mögen.“ 

Im erſten Vortrage des Abends ſprach Herr Baurat Kohte 
über die Sammlung von Deckfarbenzeichnungen, welche Landgraf Lud⸗ 
wig X. (1806 Großherzog Ludwig J.) von Heſſen⸗Darmſtadt in Ver⸗ 
folg einer Reiſe durch die preußiſchen Staaten um 1795 hatte anlegen 
laſſen. Ein Teil der Blätter befindet ſich, aus dem Beſitze des Hauſes 
Hohenzollern ſtammend, in der topographiſchen Abteilung des Kupfer - 
ſtich⸗Kabinets der Berliner Muſeen. Andere Teile aus darmſtädtiſchem 
Beſitze gelangten in den Kunſthandel. Anſichten aus der Provinz 
Poſen kaufte 1886 die Hiſtoriſche Geſellſchaft in Poſen, Anſichten aus 
Polen, beſonders der Stadt Warſchau, A. Kraushar daſelbſt, einige 
Blätter aus der Provinz Brandenburg ſeit 1904 das Märkiſche Muſeum 
in Berlin (XI, 13045 — 52 und 21524). Die Blätter haben einheitliche 
Abmeſſungen, 21: 32 em; nach örtlichen Skizzen vorbereitet und da⸗ 
heim in Farben ausgeführt, geben ſie die Bauwerke und Landſchaften 
als Erinnerungen der Reiſe anſprechend und im allgemeinen zus 

verläſſig wieder. | 

| Aus den Gebieten weſtlich der Elbe find bisher nur wenige Blätter 
bekannt geworden, Schloß Borbeck (Kreis Eſſen), die Orte Brakel und 
Steinheim (Kreis Höxter), der Kupferhammer bei Mansfeld. In 
Berlin und Potsdam, die der Landgraf ohne Zweifel beſuchte, wurden 
vermutlich keine Aufnahmen gemacht, weil ſolche ſchon vorhanden 
waren. Dagegen find Schloß und Stadt Rheinsberg auf drei Blättern 
dargeſtellt, und auf dem einen Blatte erſcheint der Obelisk, welchen 
Prinz Heinrich zum Andenken an die Feldherren Friedrichs des Großen 
1791 hatte errichten laſſen. Rheinsberg wurde damals wegen der vom 
Prinzen geſchaffenen Bauten und Gartenanlagen viel beſucht. Zwei 
franzöſiſche Adlige, die 1790—92 das nördliche und öſtliche Europa 
bereiſten und ihre Aufmerkſamkeit beſonders den neu erſtandenen 
Kunſtdenkmälern und Büchereien zuwandten, unterließen es gleichfalls 
nicht, von Berlin aus Rheinsberg zu beſuchen und in ihrer Ver⸗ 
öffentlichung (Paris 1796) die ſämtlichen Inſchriften des Obelisken 
mitzuteilen. f 40 

Auf der Reiſe nach oder von Rheinsberg kam der Landgraf durch 
Granſee, deſſen Ruppiner Tor in einer trefflichen Aufnahme feſtgehalten 
iſt. Aus dem Oberbarnim betreffen einige Anſichten die Gegend von 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXXII. 2. 33 
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Prötzel und Prädikow. Weiter folgen Schloß Schwedt, Anfidten der 
Stadt Prenzlau, Boizenburg mit mehreren Anſichten des Schloſſes, 
der Bauwerke im Park und der Ruine der Kirche des Ziſterzienſerinnen⸗ 
Kloſters. Anfichten von Stettin und Umgegend, des Haffs und von 
Swinemünde bekunden, daß der Landgraf die Reife bis zur Oſtſee 
ausdehnte. Die Blätter aus der Mark und Pommern find ſehr ge⸗ 
ſchickt und ſorgfältig ausgeführt, die künſtleriſch beſten der Sammlung. 
Mit Ausnahme der Blätter des Oberbarnim und des Schloſſes Schwedt, 
die an das Märkiſche Muſeum gelangten, befinden ſich die bisher ge⸗ 
nannten Blätter ſämtlich im Befitze des Berliner Kupferſtich⸗Kabinets; 
dazu geſellen ſich dort noch Anfichten der Johannes⸗Kirche in Thorn 
ſowie einige aus Poſen und mehrere aus Warſchau und Umgebung, 
die letzteren als Wiederholungen von Blättern, die in den Sammlungen 
in Poſen und Warſchau vorhanden find. 

In die damals erworbenen polniſchen Landesteile reiſte der Land⸗ 
graf über Meſeritz nach Poſen. Dort wurden die wichtigſten Kirchen⸗ 
gebäude gezeichnet, namentlich die Ruine der 1777 eingeſtürzten, 1802 
abgetragenen Oberpfarrkirche. Auch auf die Erweiterung der Stadt 
war das Augenmerk gerichtet, die von der preußiſchen Herrſchaft be⸗ 
reits 1794 vorbereitet und in den nächſten Jahren ausgeführt wurde. 
Wir ſehen das Breslauer Tor in ſeiner neuen, 1797 vollendeten Ge⸗ 
ſtalt; wir ſehen am Südende der Wilhelm⸗Straße das Wohnhaus, 
welches nach dem Entwurfe von David Gilly in Berlin der General⸗ 
arzt Mönnich (Urgroßvater des 1847 in Poſen geborenen Feld⸗ 
marſchalls v. Hindenburg) ſich 1796 baute. Von Poſen führte die 
Reiſe oſtwärts über Pudewitz, Gneſen, Tremeſſen, Strelno, Hohenſalza 
(Inowrazlaw) nach Thorn, dann die Weichſel aufwärts über Racionzek, 
Nieſzawa, Leslau (Wlozlawek), Plozk, Zakroczym, Jablonna nach 
Warſchau. Welchen gewaltigen Eindruck die Baudenkmäler der Haupt⸗ 
ſtadt des ehemaligen Polens und das bedeutſame Schloß Willanow 
auf die Reiſenden machten, gibt die große Zahl der dort aufgenommenen 
Anfichten zu erkennen. Als eine Veröffentlichung des Warſchauer Ge⸗ 
ſchichtsvereins wurden ſie 1912, 26 Blatt, davon 9 auch in Berlin 
vorhanden, in Lichtbildern herausgegeben. Für die Zeitſtellung der 
Blätter gibt einen Anhalt das Haus, in welchem der ruſſiſche General 
Igelſtröm wohnte; es iſt mit den Beſchädigungen dargeſtellt, die es 
beim Aufſtande der Polen 1794 erlitt. 

Über den Künſtler, der die Deckfarbenzeichnungen fertigte, iſt nichts 
bekannt. Wenn Kraushar in ſeiner Veröffentlichung der Warſchauer 
Blätter auf Grund der Angaben des Kunſthandels einen Karl Alberti 
als Verfaſſer nennt, ſo entbehrt ſeine Angabe jeglicher Begründung; 
ein Künſtler dieſes Namens iſt nicht nachweisbar. Das im Märkiſchen 
Mufeum vorhandene Titelblatt nennt das Jahr 1790, vermutlich als 
Beginn der Sammlung. Weiteren Anhalt geben die Blätter aus 
Rheinsberg, Poſen und Warſchau; es ſcheint, daß die Aufnahme und 
die Ausführung der Blätter ſich über einige Jahre erſtreckte, und daß 
der Künſtler auch Mitarbeiter beſchäftigte. Der Wert der Sammlung 
liegt, abgeſehen vom künſtleriſchen Intereſſe, darin, daß ſie die Bau⸗ 
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denkmäler in ihrem damaligen Zuſtande wiedergibt; nicht wenige find 
ſeitdem verändert oder zerſtört worden. Ob es gelingen wird, noch 
andere Blätter der Sammlung, namentlich aus mittel⸗ und weſt⸗ 
deutſchen Landſchaften, nachzuweiſen, bleibt abzuwarten. 

Darauf bemerkte Herr Geheimrat Dr. Granier im Anſchluſſe an 
einen aus den Aufzeichnungen des preußiſchen Majors von Schlegell 
geſchöpften Aufſatz von Martin Conrad in der „Deutſchen Revue“ 
1915, Band 40, über die Sendung Schlegells zum Zaren Nikolaus J. 
im November 1850, in den Tagen von Warſchau und Olmütz, daß 
die vom Verfaſſer vergeblich geſuchten Briefe des Majors von Schlegell 
und des Zaren an König Friedrich Wilhelm IV. über dieſe Sendung 
tatſächlich hier vorhanden find. Bei ihrer Kenntnis hätte der Verfaſſer 
ſeine Schlußfolgerung wohl nicht gezogen, daß Schlegells Sendung 
den König darüber vergewiſſert hätte, Rußland werde nicht in den 
Krieg gegen Preußen eintreten: „Man kannte in Berlin in den 
kritiſchen Tagen dieſe Stellung Rußlands und iſt doch nach Olmütz 
gegangen“ (a. a. O. S. 101). Weder Schlegells Brief aus St. Peters⸗ 
burg vom 16. November noch der des Zaren vom 6./18. November 
1850 an den König, den Schlegell überbrachte, enthalten hierüber eine 
Andeutung, viel weniger noch eine derartige Zuſage des Zaren. Auf 
die bewegliche Bitte des Königs in ſeinem Briefe vom 6. November, 
den Schlegell dem Zaren übermittelt hatte, Nikolaus möge Oſterreich 
fein „Halte-la” zurufen, um den Krieg — öſterreichiſch⸗bayriſche und 
preußiſche Truppen ſtanden ſich bereits in Kurheſſen gegenüber und 
ſtießen bei Bronzell ſchon aufeinander — zu inhibiren, lehnte der Zar 
in ſeiner Antwort an den König ausdrücklich ab. Preußens Armee 
ſchien damals dem Doppelkriege mit Ofterreih und Rußland nicht 
gewachſen, und deshalb ging es nach Olmütz — was der König ſelbſt 
übrigens keineswegs als einen Kanoſſagang anſah — and erreichte 
damit die tiefſte Stufe feiner politiſchen Stellung — vor dem November 
1918. Auch für das Andenken des braven Majors von Schlegell, der 
1860 als General ſtarb, ſchien es dienlich feſtzuſtellen, daß er nicht 
etwa fahrläſſig berichtet, Rußland werde ſich „unter keinen Umſtänden 
rühren“, und damit den politiſchen Fehler begangen habe, den gegen 
unſeren letzten Botſchafter in St. Petersburg, Graf Pourtales, Fürſt 
Lichnowsky in ſeiner berüchtigten Denkſchrift: „Meine Londoner Miſſion 
1912— 1914“ jo zu Unrecht zu erheben ſich unterfangen hat. 

Als Ergänzung zu den Mitteilungen des Herrn Geh. Archivrats 
Dr. Granier über Olmütz verlas Herr Geh. Archivrat Dr. Bailleu 
ein Schreiben des bekannten ſächfiſchen Diplomaten Vitzthum von 
Eckſtedt, der 1850 in Wien war und von Mohrenheim, dem Sekretär 
und Begleiter des mit nach Olmütz gereiſten ruffiſchen Geſandten 
Meyendorff erfuhr, dieſer habe Schwarzenberg erklärt: „Mein Kaiſer 
iſt über Kurheſſen, Holſtein und den Bundestag ganz mit Ihnen 
einverſtanden. Aber wenn es zum Kriege kommt, jo wird er nicht 
dulden, daß ſeinem Schwager auch nur ein Dorf entriſſen wird. Dürfen 
Sie daher Preußen nicht zertrümmern, ſo iſt der Krieg nutzlos, und 

Sie können das Nötige durch Manteuffel erreichen.“ Ferner teilte er 
c 33 * 
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ein Schreiben König Friedrich Wilhelms IV. vom 22. Januar 1851 
mit, in dem es heißt, die Mobiliſation habe Wunder gewirkt. „Am 
29. November trug Öfterreich mir dasſelbe an, was ich ſeit 2 Jahren 
vergeblich von ihm gefordert hatte, nämlich „die Reconſtruczion von 
Teutſchland durch alle teutſche Staaten“. So hat es denn Gott 
miraculos gefügt, daß unſer ehemaliger Feind uns faſt gezwungen 
hat zu meiner vorigen Politik (denn eine andere, als die eben be⸗ 
zeichnete, hatte ich nie u. Radowitz auch nicht) zurückzukehren. Das 
iſt Gnade, u. das muß anbetend anerkannt u. erkannt werden“. 

Sodann legte Herr Archivrat Dr. Müſebeck einen Brief von 
Radowitz an Theodor von Rochow, Karlsruhe den 23. Februar 1847, 
vor, der eine Kritik über das Patent Friedrich Wilhelms IV. vom 
3. Februar 1847 und die gleichzeitigen Verordnungen enthält. Ob⸗ 
wohl der ihnen zugrunde liegende Gedanke den innerſten politiſchen 
Überzeugungen des Schreibens entſprach, fab er in dem eingeſchlagenen 
Weg doch den Anfang vom Ende, weil der König und die Regierung 
in den Jahren 1840/47 alles unterlaſſen hatten, um die Umwandlung 
vorzubereiten. Das ungünſtige Urteil, das Radowitz ii feinen Me⸗ 
moiren über jene königlichen Willensäußerungen fällt, iſt alſo nicht 
erſt durch den weiteren geſchichtlichen Verlauf hervorgerufen, ſondern 
er hat von Anfang an die wahrſcheinlichen Wirkungen ſcharf erkannt. 

Zum Schluß teilte Herr Geheimrat Dr. Bailleu als Kurioſum 
folgende zehn Tage nach der Schlacht von Jena und Auerſtädt erlaſſene 
Kabinettsorder an den Generalmajor v Beſſer zu Königsberg mit: 

„Die Beſorgniſſe, welche Ihr in Eurem Schreiben vom 7. d. M. 
äußert, ſind dadurch beſeitigt worden, daß Ich Euch, wie Ihr nun 
ſchon wiſſen müſſet, zum Commandanten der Feſte Graudenz ernannt 
habe. Dieſer Poſten wird Euch die erforderliche Ruhe ee um 
Eure Herſtellung wahrzunehmen.“ 


Sikung vom 11. Juni 1919. 


Zunächſt ſprach Herr Profeſſor Wolz über die Entſtehung des 
Politiſchen Teſtamentes Friedrichs des Großen von 1752, das mit 
dem von 1768 demnächſt zur vollſtändigen Veröffentlichung gelangen 
wird. Außerungen des Königs oder irgendwelche Akten liegen darüber 
nicht vor. Einen näheren Anhaltspunkt gewährt dagegen das Teſtament 
ſelbſt. Eine beſondere Rolle ſpielt in ihm der Plan des Wiener 
Hofes, dem Prinzen Karl von Lothringen, dem Bruder des Kaiſers 
Franz, oder einem öſterreichiſchen Erzherzog den polniſchen Thron bei 
eintretender Erledigung desſelben zu verſchaffen, ein Plan, den Friedrich 
als „Meiſterſtück“ der öſterreichiſchen Politik bezeichnen möchte; denn 
die Ausführung desſelben hätte ihn in das böſe Dilemma verſetzt, 
entweder die bedrohliche Vergrößerung der öſterreichiſchen Macht ruhig 
zu dulden oder, wenn er ſich zur Wehr ſetzte, der vereinigten Macht 
der Kaiſerhöfe und ihrer Verbündeten zu erliegen. Immer wieder 
kommt er auf dieſen Plan zurück, und er glaubt ſogar, daß der nächſte 
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Krieg, der in Europa entbrennt, über dieſen Plan zum Ausbruch 
kommt. Irrt der König auch darin, daß er das Projekt als Haupt⸗ 
gegenſtand der öſterreichiſch⸗ruſſiſchen Allianz von 1746 betrachtete, ſo 
trifft andrerſeits zu, daß jenes ſeit 1748 beſtand. Aus der „Politiſchen 
Korreſpondenz“ ergibt ſich, daß Frifdrich zu Ausgang des Jahres 
1751 Kunde erhielt, die dieſes Vorhaben für ihn über allen Zweifel 
erhob. Unabläſſig bemühte er ſich ſeitdem, eine allgemeine Verſtändigung 
mit den Franzoſen über ihr gemeinſames Vorgehen für den eintretenden 
Fall der polniſchen Thronexledigung herbeizuführen, und er faßte bereits 
einen politiſchen Gegenzug ins Auge: die Türken ſollten aufgeboten 
werden, um dieſen Plan zu durchkreuzen. Bei der großen Gefahr, die 
der König in der Ausführung dieſes Projektes für Preußen erblickte, 
iſt nicht zu zweifeln, daß er dann im Frühjahr 1752 zur Feder griff, 
um ſeinen Nachfolger über Preußens Lage aufzuklären. Für die Be⸗ 
urteilung des Teſtamentes iſt alſo ſorgfältig im Auge zu behalten, 
daß Friedrichs Darſtellung Gegenwart und Zukunft umfaßt. In 
dieſem Zuſammenhange wies der Vortragende noch im beſonderen 
darauf hin, daß wir bei den „neuen Ereigniſſen“, die der König als 
Vorausſetzung für ein neues kriegeriſches Unternehmen bezeichnet, und 
die er im einzelnen aufführt (Beſtuſchews Sturz, Tod Georgs II. 
von England uſw.), es nur mit Schulbeiſpielen zu tun haben, und 
daß er ferner dieſe Beiſpiele, um an Bekanntes anzuknüpfen, der un⸗ 
mittelbaren Gegenwart entlehnt, daß es mithin ein Trugſchluß ſein 
würde, aus dieſen Beiſpielen zu folgern, als ob ſich Friedrich bereits 
im Geiſte mit neuen Unternehmungen beſchäftigte. Das waren Pro- 
bleme, die für ihn noch im dunkeln Schoße der Zukunft ruhten. 
Sodann erörterte Herr Profeſſor Dr. Krabbo die Beziehungen der 
askaniſchen Markgrafen von Brandenburg zu der Stadt Danzig. Der 
Mark Brandenburg, die dem Meere nahe lag und doch von ihm getrennt 
war, war der Drang zur Küſte gleichſam angeboren. Da der als 
natürlicher Weg zur Sce allein in Frage kommende Oderlauf durch 
das Herzogtum Pommern geſperrt war, ſo ſuchten die Markgrafen 
nach anderen zur Feſtſetzung an der Oſtküſte einladenden Punkten. 
Als ein ſolcher bot ſich ihnen Danzig, dem ſie ſich langſam näherten, 
ſeit ſie mit der Eroberung des Landes über der Oder, der Neumark, 
begonnen hatten. Danzig, der Hauptort des flawiſchen Herzogtums 
Pommerellen, beſtand damals aus der herzoglichen Burg, einer ſla⸗ 
wiſchen Niederlaſſung und der jungen, aber aufblühenden deutſchen 
Stadt, die die ſlawiſchen Herzöge nach deutſchem Recht in ihrem Lande 
gegründet hatten. Familienzwiſtigkeiten zwiſchen Angehörigen des 
pommerelliſchen Herzogs hauſes boten den Askaniern Gelegenheit zum 
Eingreifen, und 1271 zog Markgraf Konrad in Danzig ein, mit 
Freuden von der deutſchen Bürgerſchaft begrüßt. Die Brandenburger 
konnten die Stadt jedoch nicht halten, da Meſtwin, der letzte ſelb⸗ 
ſtändige Herzog von Pommerellen, gegen ſie die ihm ſtammverwandten 
Polen zu Hilfe rief, mit denen er ſich in der Folgezeit ſo eng ver⸗ 
bündete, daß er den polniſchen Herzog Przemyslaw zu ſeinem Erben 
einſetzte. Dieſer trat nach Meſtwins Tode 1294 die Erbſchaft auch 
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an und verſchaffte ſo ſeinem polniſchen Reiche 8 die Angliederung 

Pommerellens den Zugang zum Meere. Er wurde jedoch ſchon 1296 
ermordet, und nach mehreren Jahren der Anarchie wählten die Polen 
den König Wenzel II. von Böhmen auch zu ihrem Herrſcher. Gegen 
dieſen mächtigen Fürſten konnten die Askanier ihre Anſprüche auf 
Danzig und Pommerellen natürlich nicht erneuern. Wenzels II. Sohn 
jedoch, König Wenzel III. von Böhmen und Polen, trat das Herzogtum 
1305 an die Markgrafen ab, die es vom Deutſchen König zu Lehen 
nahmen. Ehe ſie aber ihren Befitz angetreten hatten, trat in Oſt⸗ 
europa eine Umwälzung ein: König Wenzel III. wurde 1306 ermordet, 
und ſein Nachfolger auf dem polniſchen Thron, Wladislaw Lokietek, 
beſetzte Pommerellen abermals als einen Teil Polens. Erſt 1308 hatten 
die Markgrafen von Brandenburg, Otto mit dem Pfeil und Woldemar, 
die Hände jo weit frei, daß fie ihrerſeits zur Befitzergreifung des Landes 
ſchreiten konnten. In einem kurzen Sommerfeldzug eroberten ſie es; 

die deutſche Bürgerſchaft von Danzig öffnete, wie vor 37 Jahren, ſo 
auch jekt den Brandenburgern voller Freude die Tore. Nur in der 
Burg hielt ſich noch eine polniſche Beſatzung, die in ihrer Not die 
Ordensritter in Preußen um Hilfe bat. Dieſe kamen ſofort und 
zwangen die Markgrafen zur Aufhebung der Belagerung der Danziger 
Burg und zur Aufgabe des ganzen Feldzuges, um dann jedoch nicht 
das Land den Polen zurückzugeben, ſondern es ſelbſt zu behalten. 
Markgraf Woldemar hat ſich unter dieſen Umſtänden im folgenden 
Jahre entſchloſſen, Oſtpommerellen mit Danzig, Dirſchau und Schwetz 
gegen eine Summe Geldes an den Orden abzutreten. 

Die frühen Beziehungen der Weichſelſtadt zur Mark Brandenburg 
zeigen, daß Danzig ſchon in ſeiner älteſten Zeit, obwohl mitten in 
einem ſlawiſchen Lande gelegen, einen vollkommen deutſchen Charakter 
trägt; ſeine Bürgerſchaft, die gern unter eine deutſche Herrſchaft treten 
will, jubelt 1271 ebenſo wie 1308 den Brandenburgern zu, als ſie 
in die Stadt einziehen. Danzigs deutſcher Charakter iſt dann durch 
die von 1308 bis 1466, alſo durch 158 Jahre, währende deutſche 
Ordensherrſchaft endgültig feſtgelegt worden; und ſeine dann folgende, 
306 Jahre (von 1466 bis 1772) dauernde Zugehörigkeit zum Polen⸗ 
reiche hat daran nichts zu ändern vermocht. Darum mögen die Be⸗ 
ſchlüſſe der Machthaber von Verſailles über die Zukunft der Stadt 
ausfallen, wie fie wollen; fit werden ſich abfinden müſſen mit der 
Tatſache, daß Danzig ſeinem Weſen nach eine deutſche Stadt iſt und 
eine deutſche Stadt bleiben wird; dafür bürgt ſeine Geſchichte durch 
bald 700 Jahre. (Der Vortrag iſt ſeither im Juliheft der Preußiſchen 
Jahrbücher, Band 177, gedruckt). 

An der ſich anſchließenden Diskuſſion beteiligten ſich außer dem 
Vortragenden die Herren Privatdozent Dr. Haepke, Geheimrat Dr. Granier 
und der als Gaſt des Vereins anweſende Dr. Keyſer. 

Zum Schluß teilte Herr Prof. Dr. Volz noch mit, daß die von 
H. Droyſen geſuchte Nachricht über die Einweihungsfeier von Sans⸗ 
ſouci am 1. Mai 1747 in der Haude⸗Spenerſchen Zeitung ſich findet. 
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